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Zum  Falle  Hürst. 

Von  Professor  Dr.  X.  Greleiier  in  Bern. 


Der  Fall  Hürst,  welcher  seiner  Zeit  in  der  schweizerischen  wie 
in  der  ausländischen  Presse  berechtigtes  Aufsehen  erregte,  hat  in 
der  kriegsgerichtlichen  Verhandlung  vom  19.  November  1887  im 
Grossrathssaale  zu  Hern  seine  strafgerichtliche  Erledigung  gefunden, 
dürfte  indess  als  „merkwürdiger  Strafrechtsfall*  in  den  Annalen 
der  Militärstrafjustiz  seine  dauernde  Stelle  behaupten.  Der  Spruch 
der  Geschwornen  erkannte  Hürst  des  vollendeten  Todtschlags  gegen 
den  Soldaten  Müller  und  des  Todtschlagsvcrsuchs  gegen  den  Sol- 
daten lilcuer  schuldig,  und  der  Gerichtshof  verurtheilte  denselben 
zu  einer  Zuchthausstrafe  von  25  Jahren.  Der  Eindruck  der  zwei- 
tägigen Verhandlung  auf  das  zahlreich  anwesende  Publikum  war 
ein  tiefgreifender  und  der  Stimmungswechsel  der  Zuhörer  ein  un- 
verkennbarer. Die  hochgradige  Entrüstung  über  den  Elenden, 
welcher  die  Ehre  der  schweizerischen  »Armee  befleckt  hatte  und  zum 
Mörder  an  seinem  Waffenkameraden  geworden,  hatte  einer  mildern 
•Stimmung  Platz  gemacht  und  es  fehlte  nicht  un  Stimmen,  welche 
die  vom  Gerichte  erkannte  Strafe  gegenüber  der  wirklichen  Ge- 
staltung dor  Schuldseite  der  That  als  zu  hoch  gegriffen  bezeichnetcn. 
Kann  auch  ein  solches  Urtheil  weiterer  Kreise  für  die  kriminali- 
stische Abschätzung  des  Strafgehaltes  einer  Handlung  nicht  mass- 
gebend sein , so  darf  es  doch  auch  anderseits  nicht  leichthin  bei 
Seite  geschoben  werden  auf  einem  Gebiete,  wo  psychologischen  und 
ethischen  Faktoren  für  die  gerechte  Beurtheilung  des  eingetretenen 
Erfolges  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  zukommt. 

Das  Ungeheuerliche  der  That  des  Soldaten  Christian  Hürst, 
welcher  bei  Gefechtsübungen  zweimal  nacheinander  mit  scharfen 
Patronen  „grodi  dri“  auf  seine  Kameraden  schiesst,  das  augenfällige 
Missverhältnis  zwischen  der  angestrebten  Befriedigung  und  dem  ent- 
setzlichen Erfolge  der  Handlung  musste  zum  vornherein  die  Aufmerk- 
samkeit auf  den  Geisteszustand  des  Inkulpaten  lenken  und  eine  psy- 
chiatrische Untersuchung  als  gebotenerscheinen  lassen.  Die  auf  Antrag 
des  Vertlieidigers  veranstaltete  Expertise  rechtfertigte  die  Zweifel 
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an  der  normalen  Geistesverfassung  des  Angeklagten.  Das  bezüg- 
liche, von  den  Herren  l’rof.  Dr.  Schürer,  Direktor  der  Waldau,  und 
Dr.  v.  Spct/r,  Sekundararzt  der  Waldau,  auf  Grund  achttägiger  Be- 
Beobachtung  und  eingezogener  Erkundigungen  erstattete  Gutachten 
zeichnet  den  Typus  des  Schwachsinnigen  und  entwirft  ein  Bild  von 
dem  Angeklagten,  das  auch  mit  dem  Verhalten  desselben  während 
der  Hauptverhandlung  übereinstimmt,  wie  er  da  sass,  den  Kopf 
auf  beide  Hände  gestützt,  überaus  langsam  in  seinen  Antworten, 
theilnahmslos  vor  sich  hillbrütend  und  ohne  jedes  Zeichen  psy- 
chischer Erregung  sein  Urtheil  entgegenuehmeud.  Der  wesentliche 
Inhalt  des  überaus  sorgfältig  ansgearbeiteten  irrenärztlichen  Gut- 
achtens sei  hier  wiedergegeben. 

Körperliche  Gebrechen  zeigt  der  Inkulpat  nicht;  er  ist  gut 
gewachsen,  kräftig,  freilich  schwerfällig,  er  spricht  gut  und  hat 
scharfe  Sinne.  Im  Uebrigcn  machte  er  auf  die  Experten  von  An- 
fang an  den  Eindruck  eines  beschränkten  Menschen  und  die  nähere 
Prütüug  bestätigte  diesen  Eindruck.  Seine  Fassungsgabe  erwies 
sich  als  eine  sehr  geringe.  Fragen  ermüdeten  ihn  gar  bald  : wusste 
er  die  Antwort,  so  gab  er  sie  gleich  und  mit  sichtlichem  Ver- 
gnügen; wusste  er  sie  nicht,  so  arbeitete  er  förmlich  mit  Lippen 
und  Fingern,  wurde  verdriosslich  und  konnte  sogar  zu  weinen  be- 
ginnen. Sein  Wissen  zeigte  sich  als  ein  überaus  dürftiges.  Auch 
die  einfachsten  deutschen  Sätze  vermochte  er  nicht  ohne  Austoss 
und  Fehler  vorzulesen,  von  dem  Sinne  derselben  hatte  er  keinen 
Begriff,  ln  seiner  Schrift  fallen  Auslassungen  und  Umstellungen 
von  Buchstaben  auf.  So  schreibt  er  seinen  Namen  niemals  „Christian“, 
sondern  stets  nur  „Christan“,  öfter  auch  „Chirstan  Hrüst“.  Beim 
Rechnen  weiss  er,  dass  4 X 5 = 20,  nicht  aber  wie  viel  2 X 12 
ist.  In  der  schweizerischen  Geographie  und  Geschichte  ist  der 
Angeklagte  wenig  erfahren.  Er  kennt  die  Zahl  der  Kantone,  weiss, 
dass  Guggisberg,  sein  Heimatort,  im  Amte  Schwarzcnburg  im  Kanton 
Bern  liegt,  aber  er  hat  keinen  Begriff  von  der  Grösse  und  Lago 
der  Schweiz,  kennt  keinen  grossen  Berg,  weiss  nichts  von  den  Ur- 
kautonen  und  dein  Rütli,  und  nur  an  Teil  und  den  Apfelschuss 
erinnert  er  sich.  In  der  biblischen  Geschichte  erscheint  üürst  nicht 
viel  besser  bewandert.  Er  erinnert  sieh  an  Goliath,  an  die  Kreuzi- 
gung Christi,  er  kennt  die  Zahl  der  Apostel,  doch  erinnert  er  sich 
nicht  an  den  Kamen  eines  Einzelnen  derselben,  während  er  ge- 
legentlich sein  Glaubeusbekeuutuiss  fast  fliessend  hersagt.  Obgleich 
er  die  Schule  bis  zum  sechszelmten  Jahre  besuchte,  kennt  er  doch 
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nur  die  landläufigen  Dinge,  welche  ihm  in  seinem  gewöhnlichen 
Leben  vorgekommen  sind:  das  Geld,  die  Uhr,  die  Zahl  der  Stunden 
eines  Tages;  dagegen  sagte  er  einmal,  dass  eine  Stunde  zehn 
Minuten  habe.  Was  er  weiss,  beruht  grossentlieils  nur  auf  einer  ein- 
fachen Leistung  seines  Gedächtnisses.  Er  erzählt  zum  Beispiel, 
dass  die  Kuh  seiner  Mutter  40  Fünf  frankenstücke  oder  200  Franken 
gekostet  habe,  es  ist  ihm  aber  unbekannt,  wie  viel  eine  Kuh  sonst 
gilt,  ln  Urthoilskraft,  Kombinationen  und  Schlussfolgerungen  ist 
er  ungemein  schwach.  Er  kann  nicht  lügen,  wenigstens  nicht  er- 
finderisch, während  er  allerdings  hie  und  da,  jedoch  ungeschickt, 
etwas  wegzuleugnen  versucht.  Obschon  der  Angeklagte  erfahren 
hat,  warum  er  in  der  Waldau  ist,  so  hat  or  doch  nicht  bemerkt, 
dass  seine  Umgebung  geisteskrank  sei.  Er  kann  nicht  sagen,  warum 
man  sio  dafür  hält.  Hürst  selber  hält  sich  nicht  für  geistig  ge- 
stört. Er  ist  stumpf  und  gleichgültig,  lebt  für  sich  und  langweilt 
sich  kaum.  So  viele  Fragen  an  ihn  gestellt  wurden,  er  hat  keine 
an  die  Experten  gerichtet.  Schwankungen  in  seiner  Stimmung 
wurden  nicht  beobachtet,  ausser  dass  er  öfter  lächelte,  nur  selten 
sein  Gesicht  zum  Weinen  verzog.  Nachdem  er  sich  in  der  Waldau 
ein  wenig  eingewöhnt  hatte,  lebte  er  etwas  auf,  und  besonders  be- 
hagte  ihm  die  Erlaubniss,  rauchen  zu  dürfen , um  die  er  gleich 
gebeten  hatte.  Er  fing  nun  an  traurig  zu  werden,  wenn  man  ihm 
vom  Gerichte  sprach , doch  nur  weil  er  hier  gut  behandelt  wurde 
und  nun  eine  schlechtere  Behandlung  fürchtete.  Höhere  Gedanken 
hatte  er  dabei  nicht.  Bis  dahin  schien  ihm  gleichgültig  zu  sein, 
wo  er  war  und  was  mit  ihm  geschehen  sollte.  Die  Experten 
sprachen  einmal  mit  ihm  darüber,  dass  die  Todesstrafe  durch  Er- 
schlossen auf  seinem  Verbrechen  stehe,  was  ihm  schon  vor  dem 
Eintritt  in  die  Waldau  bekannt  geworden  war;  da  sagte  er,  ohne 
einen  Eindruck  zu  verrathen:  „Ja“.  Unmittelbar  darauf  frug  er 
bittend,  ob  er  nun  doch  rauchen  dürfe  ! Gewissensregungen  wurden 
an  ihm  nicht  bemerkt.  Die  sittlichen  Anschauungen  llürst’s  sind 
sehr  wenig  entwickelt.  Sein  Begriff  vom  Guten  und  Bösen  be- 
schränkt sich  fast  darauf,  dass  die  guten  Menschen  in  den  Himmel 
und  die  bösen  in  die  Hölle  kommen.  Er  weiss,  dass  das  Stehlen 
verboten  ist  — von  Gott  und  dass  der  Landjäger  den  Dieb  holt. 
Er  kennt  auch  das  Gebot:  Du  sollst  nicht  tödten!  An  einen  Flucht- 
versuch denkt  er  nicht.  Jeden  Verdacht  der  Simulation  halten 
die  Experten  für  schlechthin  ausgeschlossen.  „Woher  sollte  der  An- 
geklagte die  Fähigkeit  besitzen , ein  Bild  so  vollendet  und  abge- 
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riiudot  vorzutäuschen,  wie  es,  wenn  nicht  ganz  unmöglich,  so 
doch  nur  äusserst  schwierig  jemals  nachgeahmt  werden  kann;  und 
das  nicht  nur  für  kurze  Augenblicke  oder  bloss  für  unsere  immer- 
hin nicht  übermässig  ausgedehnte  Beobachtungszeit,  sondern  schon 
viel  länger,  überhaupt  von  jeher!“ 

Mit  den  Beobachtungen  der  Experten  stimmte  auch  das  Er- 
gebnis ihrer  Nachfragen  in  Guggisberg  überein.  Es  stellte  sich 
namentlich  heraus,  dass  von  mütterlicher  Seite  drei  Personen  irr- 
sinnig gewesen,  Tante,  Grossmutter  und  Grosstante,  dass  der  Vater 
dem  Trünke  ergeben  ist,  die  Geschwister  Hürst’s  dagegen  gehörig 
entwickelt  sind.  Das  Gutachten  schliesst:  1.  dir.  Ilürst  ist  nicht 
im  eigentlichen  Sinne  geisteskrank;  2.  derselbe  ist  bei  beidseitiger 
erblicher  Anlage  von  Geburt  an  in  mittlerem  Grade  schwachsinnig; 
:t.  wenn  Hürst  auch  geistig  und  sittlich  sehr  niedrig  steht,  so 
ist  er  sich  doch  im  vorliegenden  Falle  der  Strafbarkeit  und  der 
Folgen  seiner  eingeklagteu  Handlung  bewusst  gewesen. 

Jn  der  Haupt  Verhandlung  bestätigten  die  Experten  im  Wesent- 
lichen ihr  Gutachten.  Einzelne  Züge  fügten  dem  Bilde  der  Persönlich- 
keit des  Angeklagten  die  Zeugenaussagen  hinzu,  insbesondere  die 
Aussagen  des  Feldweibels  Niederhäuser  von  Guggiswyl,  bei  dem  Hürst 
öfter  im  Taglohn  gearbeitet  hatte.  Die  Leistungen  Hürst’s  als 
Feldarbeiter  waren  minime,  er  arbeitete  überhaupt  nur,  so  lange 
man  hinter  ihm  stand.  Gab  man  ihm  ein  Fünffrankenstück  zum 
Auswechseln,  so  war  er  ausser  Stande,  das  Kleingeld  nachzuzählcn. 
Wegen  seiner  Unbrauchbarkeit  war  er  in  seiner  Familie  etwas 
„verschüpft“  (verstossen).  Noch  mit  achtzehn  Jahren  liess  er  sich 
von  der  Mutter,  ohne  böse  zu  werden,  „beim  Grind  (Kopf)  nehmen.“ 
Die  Mutter  selber  sei  in  Folge  der  That  ihres  Sohnes  in  tiefe 
Melancholie  verfallen.  Die  nähern  Bekannten  und  Verwandten 
Hürst’s  gaben  insgesammt  ihrer  Verwunderung  darüber  Ausdruck, 
dass  er  bei  seiner  notorischen  Schwachsinnigkeit  für  diensttauglich 
erklärt  worden  war.  Nicht  ganz  übereinstimmend  war  die  psycho- 
logische Beurthcilung  des  Angeklagten  von  Seite  seiner  militärischen 
Instruktoren  und  Oberen;  sie  bezeichneten  Hürst  zum  Theil  als 
nachlässigen  und  störrischen  Soldaten,  der  nur  bei  beständiger 
Warnung  und  Bestrafung  seine  Pflicht  thue  und  jedem  Verweise 
ein  „verschmitztes“  Lächeln  entgegensetzte,  auch  bei  einiger  An- 
strengung seinen  Dienst  besser  verrichten  konnte.  Experte  Prof. 
Schiircr  gab  Letzteres  nur  für  mechanische  Dienstleistungen  zu,  das 
häufige  Lachen  aber  sei  zutreffender  als  „dummes“  zu  bezeichnen. 
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wie  denn  der  Angeklagte  von  jeher,  nach  Aussage  von  Nachbarn, 
bei  jeder  Begegnung  zu  lachen  anfing,  meistens  laut,  und  auf  die 
Frage,  warum  er  lache,  zur  Antwort  gab  : ,0  darum  !“  Was  speziell 
«lie  Aussage  des  Angeklagten  betrifft,  er  habe  aus  „Spas»“  ge- 
schossen, so  weist  dieser  Ausdruck  nach  Erklärung  des  Experten 
auf  „Muthwillen“  hin,  aus  welchem  Motiv  Schwachsinnige  häufig 
namentlich  Brandstiftungen  begehen. 

Die  öeschwornen  bejahten  die  ihnen  vorgelegte  Frage  der 
Zurechnungsfähigkeit,  indem  sie  sich  der  Ansicht  der  Sachverstän- 
digen anschlossen.  Dass  die  Zurechnungsfähigkeit  ein  Hechrsbegriff 
ist  und  «iie  Schlussfolgerung  von  dem  von  den  Experten  festge- 
stellten Geisteszustand  auf  das  Vorhandensein  der  Imputahilität 
ausschliesslich  in  die  Kompetenz  des  Gerichtes  fallt,  wurde  schon 
von  der  Verteidigung  mit  Recht  bemerkt.  Wenn  indes»  die  An- 
sicht der  medizinischen  Sachverständigen  mit  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung der  Frage  übereinstimmt,  so  dürfte  in  dieser  Ueberein- 
stimmuug  im  Allgemeinen  eine  erhöhte  Gewähr  für  die  Richtigkeit 
der  Entscheidung  selber  liegen.  Die  vielbeklagte  Gegensätzlichkeit 
zwischen  der  Jurisprudenz  und  der  Medizin  ist  vorliegenden  Falls 
nicht  in  die  Erscheinung  getreten.  Bei  der  kardinalen  Bedeutung 
dieser  Seite  des  Falls  dürften  indes»  einzelne  Bemerkungen  auch 
nach  der  bezeichneten  Richtung  getattet  sein. 

Das  irrenärztliche  Gutachten  verneint  zunächst  das  Vorhanden- 
sein einer  Geisteskrankheit  im  eigentlichen  Sinne.  Ob  nicht  auch 
llürst  ein  werdender  Geisteskranker  ist,  wie  so  viele  erblich  be- 
lastete Individuen,  wird  erst  die  Zukunft  lidiren.  Beiläufig  sei  auf 
den  Umstand  hingewiesen,  dass  ILürst  in  seinem  achten  Lebens- 
jahre eine  Kopfverletzung  erhalten  hat,  in  Folge  welcher  an  ihm 
eine  Abnahme  des  Gedächtnisses  beobachtet  worden  ist.  Mit  der 
Verneinung  einer  Geisteskrankheit  im  engem  Sinne  war  selbstver- 
ständlich di<>  Frage  nicht  entschieden,  ob  nicht  eine  angeborne 
Geistesschwäche  — welche  auch  ihrerseits  durch  krankhafte  Ver- 
hältnisse begründet  ist  ■)  — vorliego.  Die  Frage  wurde  bejaht, 

')  Anlässlich  «1er  Ausarbeitung  des  Entwurfes  eines  Strafgesetzbuches  für  de» 
Norddeutschen  Kund  wurde  datier  von  der  k.  wissenschaftlichen  Deputation  fiii 
das  Medizinalwesen  statt  der  Ausdrücke  : „Geisteskrankheit“  und  „Geistesstörung“ 
die  Fassung:  „Krankhafte  Störung  der  Geistestliätigkeit“  vorgeschlagen.  „Während 
der  Ausilrnek  „„Geistesstörung““  sieh  etwas  schwer  auf  angeborne  Geistesschwäche 
beziehen  lässt,  so  fällt  bei  Jener  Fassung  jede  Schwierigkeit  fort."  Vgl.  F.rürterimg 
strafrechtlicher  Fragen  aus  dein  Gebiete  der  gerichtlichen  Medi7.in.  Anlage  zti 
den  Motiven  /.um  Norddeutschen  Entwurf,  8.  15. 
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indem  das  Gutachten  den  Angeklagten  Hörst  als  von  Geburt  an 
in  mittlerem  Grade  schwachsinnig  erklärt.  Es  liegt  somit  einer 
jener  Geisteszustände  vor,  deren  richtige  forensische  Würdigung 
erhebliche  Schwierigkeiten  darbietet.  Als  Grundregel  bei  der  Be- 
urtheilung  solcher  Zustände  bezeichnet  von  Krafft-Elriny  '),  dass 
man  die  ganze  Persönlichkeit  nach  allen  Richtungen  surfasse,  und 
nicht  nach  einer  Seite  hin,  die  vielleicht  besonders  hervortritt  — 
ungewöhnliche  Begabung  für  Musik,  seltenes  Zahlengedächtniss 
kommt  auch  bei  Schwachsinnigen  bisweilen  vor  — beurthcile.  Es 
kann  mit  Befriedigung  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  sach- 
kundige und  allseitige  Beobachtung  des  Angeklagten  durch  die  Ex- 
perten, sowie  die  gerichtliche  Verhandlung  selber  dieser  Vorschrift 
des  genannten  Ivriminalpsychologen  vorliegenden  Falls  gerecht  ge- 
worden sind,  indem  sie  ein  umfassendes  Gcsammthild  der  psychischen 
Persönlichkeit  des  lukulpnten  geliefert  und  damit  jene  imlividuali- 
sirende  Betrachtung  ermöglicht  haben,  welche  bei  Entscheidung  der 
Frage  nach  der  Zurechnungsfähigkeit  solcher  Individuen  unerläss- 
lich ist. 

Aach  den  Ergebnissen  der  sachverständigen  Beobachtung  und 
der  llauptverhandlung  ist  zwar  Hörst  auf  der  variablen  Skala 
des  augebornen  Schwachsinns  keineswegs  auf  die  unterste  Stufe 
der  Idioten  zu  setzen,  indess  steht  er  anderseits  auch  merklich 
unter  jener  Grenzlinie,  wo  der  pathologische  Schwachsinn  in  „die 
aus  blosser  Dummheit  und  mangelhafter  Erziehung  resultirende 
Unwissenheit  und  Beschränktheit  des  Vidisinnigen“  übergeht.  Wie- 
wohl die  Charakteristik,  welche  Knifft-Ebiny  dem  Schwachsinnigen 
im  Gegensatz  zum  Blödsinnigen  zu  Theil  werden  lässt,  mehr  die 
untern  Stufen  berücksichtigt,  so  ist  man  doch  geneigt,  Hörst  noch 
fast  tiefer  zu  setzen.  Trotz  neunjähriger  Schulzeit  weiss  er  fast 
nichts  und  vermag  seinen  ganz  engen  Horizont  auch  nicht  zu  er- 
weitern, so  viel  Gelegenheit  ihm  auch  gegeben  wird  : sein  Ab- 
straktionsvermögen ist  ein  sehr  geringes,  er  nimmt  „eigentlich  nur 
niedrige , sinnliche  Wahrnehmungen  auf“  und  verarbeitet  wenig. 
Zweierlei  fällt  auf.  Der  Schwachsinnige  ist  regelmässig  Egoist  und 
überschätzt  vielfach  seine  Person  und  seine  Leistungen;  Hörst 
möchte  man  eine  gewisse  Bescheidenheit  zuschreiben,  er  besitzt  das 
Gefühl  seiner  Inferiorität.  Er  sagt  selbst,  dass  er  nicht  gut  gelernt; 
in  der  llauptverhandlung  bekannte  er,  „nicht  der  beste  Soldat“ 

')  tirunilziizi;  lier  Kriminal  psychologie,  II.  Aull.,  S.  87. 
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zu  sein.  Als  man  ihn  fragte,  warum  er  in  der  Waldau  so  genau 
geprüft  werde,  so  meinte  er  nach  längerem  Besinnen:  „Weil  man 
sehen  wollte,  ob  er  ein  Geschickter  wäre  ; sie  hätten  aber  wohl  ge- 
funden, dass  er  es  nicht  wäre,  weil  er  nicht  Alles  wusste.“  Möchte 
man  in  dieser  Selbsterkonntniss  ein  Zeichen  einer  gewissen  Intelligenz 
finden,  so  scheint  hinwiederum  die  Tliatsache  auf  eine  tiefe  Stufe 
des  Geisteslebens  hinzuweisen,  dass  er  nicht  bemerkt  hat,  dass  seine 
Umgebung  in  der  Waldau  geisteskrank  sei , noch  sagen  konnte, 
warum  man  sie  dafür  hält.  Weiterhin  gcrüth  der  Schwachsinnige 
bei  Benachtheiligung  seiner  eigenen  Persönlichkeit  regelmässig  in 
heftige  Affekte,  wie  Zorn  und  Furcht.  Hürst  scheint  stürmischer 
Gcmüthsbewegungcn  von  jeher  unfähig  gewesen  zu  sein  ; er  liess 
sich  bis  in  sein  achtzehntes  Lebensjahr  strafen  ohne  Aufwallungen  des 
Zornes;  bedeutendere  Schwankungen  in  seiner  Gcmüthsstimmung 
werden  auch  in  der  Waldau  an  ihm  nicht  bemerkt;  unmittelbar 
nach  der  Erinnerung  an  das  ihn  erwartende  schwere  Schicksal 
fragt  er,  ob  er  nun  doch  rauchen  dürfe  — so  wenig  vermag  die 
Sorge  um  die  Zukunft  seinen  Stumpfsinn  zu  durchbrechen,  so  sehr 
geht  sein  Dasein  in  der  Befriedigung  der  allernächsten  sinnlichen 
Bedürfnisse  auf. 

Treten  wir  jedoch  der  Frage  der  Zurechnungsfähigkeit  nähert 
so  ist  zunächst  dem  Gutachten  beizupflichten,  wenn  es  Hürst  trotz 
der  tiefen  Stufe  seiner  Intelligenz  das  „Bewusstsein  der  Folgen“ 
seiner  Handlung  zuschreibt.  Hürst  wusste,  wie  das  Gutachten 
feststellt,  dass  mau  mit  einer  Kugel  einen  Menschen  umbringon 
kann,  mit  dem  Unterschiede  der  scharfen  und  der  blinden  Patronen 
hatte  er  sich  vertraut  gemacht,  er  bestreitet  auch  nicht,  dass  er 
beide  Male  mit  scharfen  Patronen  geschossen.  Genügende  Kenntniss 
des  Kausalgesetzes  dürfte  demnach  nicht  zu  bestreiten  sein,  und 
wäre  die  Fähigkeit,  „die  Folgen  der  Handlung  zu  bemessen“,  in  der 
That  identisch  mit  der  kriminalistischen  Zurechnungsfähigkeit  — 
wie  der  Vorsitzende  Grossrichter  in  seiner  Erläuterung  der  bezüg- 
lichen Frage  an  die  Gcschwornen  annahm  — so  wäre  dieselbe  im 
Falle  Hürst  unzweifelhaft  gegeben.  ')  Allein  jene  Fähigkeit  enthält 
bloss  eine  der  psychischen  Voraussetzungen  der  strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit.  Zur  Begründung  der  letztem  gehört  ausserdem 

')  Wie  wenig  diese  Auffassung  der  Zurechnungsfähigkeit  für  Fälle  von  Geistes- 
krankheit, mit  welcher  das  Bewusstsein  des  Erfolges  und  selbst  der  ethischen  und 
strafrechtlichen  Bedeutung  der  Handlung  vollkommen  vereinbar  ist,  zutreffend  ist, 
vgl.  Gutachten  der  K.  Freusa.  Wlssensch.  Deputation  für  das  Medizinalwesen,  S.  12. 
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nach  der  intellektuellen  Seite  das  Bewusstsein  der  Eingliederung  in 
die  Hechtsordnung  und  eine  solche  Keife  des  ethischen  Urteils- 
vermögens , welche  die  Einsicht  in  die  Strafwürdigkeit  der  beab- 
sichtigten Handlung  ermöglicht.  Und  damit  sind  wir  am  entscheiden- 
den Punkte  der  Erörterung  angelangt.  Hörst  weiss  nun  zwar,  wie 
das  Gutachten  weiterhin  feststellt,' dass  „eine  That,  wie  die  seinige, 
ein  schweres,  strafbares  Verbrechen  ist“;  erkennt  auch  das  Gebot: 
„Du  sollst  nicht  tödteu“.  Aber  welches  ist  die  Quelle  und  der 
Charakter  dieses  Wissens  ? Kann  man  Hörst  mehr  als  ein  ganz 
äusaerlich  angebildetes  Wissen  zusehreiben,  wie  es  auch  beim  straf- 
unmündigen  Kinde  vorhanden  sein  kann  ? ‘J  Beachtens werth  sind  in 
dieser  Beziehung  die  Ausführungen  von  v.  Krafft-Ebing:  „Solche 
Schwachsinnige  wissen  ganz  gut,  dass  man  nicht  tüdten,  nicht  stehlen 
darf,  aber  sie  wissen  es  nicht  aus  einem  sittlichen  und  intellek- 
tuellen Erkenntnisprozess,  den  sie  selbst  durchgemacht  haben,  uicht 
aus  einem  selbsterworbenen  Charakter  heraus,  der  das  Gewicht 
ethischer  und  rechtlicher  Motive  geltend  macht,  sondern  sie  wissen 
es  nur  abstrakt,  sie  reproduziren  die  moralischen  und  rechtlichen 
Begriffe  Anderer,  abstrakte  Katechismus-  und  Moralbegriffe,  die  sie 
mühsam  ihrem  Gedächtnis  einverleibt  haben.  Ein  solches  abstraktes 
Htrafbarkcitsbewusstsein  involvirt  zwar  ein  allgemeines  Wissen,  was 
Gut  und  Böse  ist,  aber  nicht  die  Fähigkeit,  dasselbe  auf  den  eigenen 
konkreten  Fall  anzuwenden  ...  ln  dieser  Richtung  wird  unendlich 
oft  die  Verantwortlichkeit  Schwachsinniger  überschätzt.“  Vergegen- 
wärtigt mau  sich,  dass  das  Wissen  Hürst’s  zumeist  auf  einer  einfachen 
Leistung  seines  Gedächtnisses  beruht,  dass  sein  Begriff  vom  Guten 
unil  Bösen  sich  fast  darauf  beschränkt,  dass  die  guten  Menschen  in 
den  Himmel,  die  bösen  in  die  Hölle  kommen,  dnss  er  ethischer 
Urtheile  nicht  fähig  zu  sein  scheint,  dass  die  Schwere  seiner  That 
ihm  nicht  zum  Bewusstsein  gekommen  und  Gewissensregungen  an 
ihm  nicht  bemerkt  worden  sind,  so  deutet  dies  Alles  auf  einen  Grad 
angebornen  moralischen  Stumpfsinnes  hin,  welcher  erhebliche  Zweifel 
an  dem  Vorhandensein  desjenigen  Hechts-  und  Pflichtbewusstseins  auf- 
kommen  lässt,  das  die  notli  wendige  Voraussetzung  der  kriminalistischen 
Zurechnungsfähigkeit  bildet.  Gewiss  hat  der  Strafrichter  seiner  Ent- 
scheidung die  gesetzlichen  Merkmale  der  Zurechnungsfähigkeit  zu 
Grunde  zu  legen,  und  der  massgebende  Art.  20  des  Militär-Straf- 

*)  V irl.  auch  fläUr.hmer,  Das  gemeine  deutsche  Strafrecht,  Band  I,  S.  217, 
und  Geyer,  Grundriss,  I,  S.  103. 
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gesetzbuches  vom  Jahre  1S51  liess  in  der  Tlint  kaum  eine  andere 
wie  eine  bejahende  Beantwortung  der  Frage  zu.  Dürfte  die  Ent- 
scheidung ebenso  ausfallen  bei  folgender,  von  Prof.  Dr.  Schneider 
im  revidirten  Entwürfe  eines  Militär-Strafgesetzbuches  vorge- 
schlagenen Fassung:  „Eine  Strafe  kann  nicht  verhängt  werden, 
wenn  der  Handelnde  wegen  Unzulänglichkeit  seiner  geistigen  Fähig- 
keiten oder  wegen  krankhafter  Störung  seines  geistigen  oder  see- 
lischen Lebens  oder  wegen  Bewusstlosigkeit  bei  Begehung  der  Hand- 
lung die  Fähigkeit  der  normalen  Selbstbestimmung  nicht  besass 
oder  wenn  ihm  die  Fähigkeit  mangelte,  die  Strafwürdigkeit  seiner 
That  zu  erkennen.  “ ? 

Die  Frage  nach  Grund  und  Inhalt  der  Zurechnungsfähigkeit 
ist  gerade  in  neuester  Zeit  in  den  Vordergrund  der  wissenschaft- 
lichen Diskussion  getreten.  Es  tritt  dabei  in  immer  Schürfern  Um- 
rissen der  enge  Zusammenhang  dieser  Frage  mit  derjenigen  nach 
Grund  und  Wesen  der  Strafe  überhaupt  hervor.  Wer  in  der  staat- 
lichen Strafe  eine  nackte  Sehutzmassregel  erblickt,  die  sich  gegen 
das  gefährliche  Individuum  als  solches  richtet,  ist  völlig  im  Hechte, 
wenn  er  den  hergebrachten  Begriff  der  kriminalistischen  Zurech- 
nungsfähigkeit als  unnützen  Ballast  über  Bord  wirft  und  höchstens 
einen  Begriff  der  sogenannten  sozialen  Verantwortlichkeit  konstruirt. 
Es  kann  sich  vom  Standpunkt  dieser  Sicherheitstheorien  nur  um 
die  Erforschung  der  einzelnen  Klassen  gefährlicher  Individuen  und 
um  die  Feststellung  der  entsprechenden  Abwehrmassregoln  handeln. 
Die  Strafrechtswissenschaft  in  ihren  Hauptvertretern  und  die  Straf- 
gesetzgebung aller  zivilisirten  Staaten  stehen  auf  einem  andern 
Standpunkte  ; Strafe  und  Sicherheitsmassregel  sind  ihnen  spezifisch 
verschiedene  Massregelu,  und  wo  vom  Gerichte  gegen  ein  Indivi- 
duum Strafe  nicht  verhängt  werden  darf,  müssen  unter  Umständen 
administrative  Sicherheitsmussnahmen  Platz  greifen.  Eben  desshalb 
liegt  es  im  ureigenen  Interesse  der  staatlichen  Strafjustiz,  den  wirk- 
lichen Verbrecher  vom  Schein  Verbrecher  aus  defekter  Hirnanlage 
scharf  zu  trennen  und  nicht  Strafe  zu  verhängen , wo  höchstens 
Schutzmassregeln  gestattet  sind.  In  diesem  Sinne  ist  dem  Mahn- 
ruf nur  beizustimmen,  den  Paul  Lindau  anlässlich  des  Falles  der 
Marie  Schneider  an  die  Strafgerichte  ergehen  liess.  Hier  gilt  es 
vielfach,  die  Ergebnisse  der  Wissenschaft  über  das  empörte  Gefühl 
der  Volksmassen  zu  stellen. 

Es  darf  mit  Sicherheit  behauptet  werden,  dass  die  Frage  der 
verminderten  Zurechnungsfähigkeit,  hätte  sie  den  Geschwornen  im 
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Falle  Hürst  Vorgelegen,  von  denselben  bejaht  worden  wäre.  Das 
geltende  M ilitärstrafgcsctzhuch  kennt  jedoch  diesen  besonders  be- 
nannten Strafmilderungsgrund  des  Bernischen  Strafgesetzbuches  nicht. 
Auch  ist  zu  bezweifeln,  ob  er  in  ein  Militärstrafgesetzbuch  gehört. 
Sicher  nicht,  soweit  er  auch  schwachsinnigen  Individuen  zu  Gute 
kommen  soll.  Denn  solche  gehören  nicht  in  den  Waffenrock  und 
die  Waffe  wird  in  ihren  Händen  zum  gemeingefährlichen  Werk- 
zeug. Oder  gebietet  nicht  eine  einfache  Hegel  der  Klugheit,  die 
Feuerwaffe  einem  Menschen  zu  versagen,  der  aller  sozialen  Gefühle 
bar  und  der  Werthschätzung  fremder  Güter  unfähig  ist,  dessen  mora- 
lische und  rechtliche  Begriffe  höchstens  Schulreminiscenzen  sind, 
der,  wie  Jlürst,  von  den  Kameraden  gemieden  wird  und  sofort 
den  Verdacht  der  Urheberschaft  gegen  sich  hat,  wo  ein  „dummer 
Streich“  passirt  ist?  Die  Prophezeiung  des  Grossrath  Hofstetter 
von  Guggisherg  anlässlich  der  Einreihung  des  Ch.  Hürst:  „Das 
gibt  einen  gefährlichen  Soldaten“,  sollte  sich  denn  auch  in  der 
That  erfüllen , ebenso  wie  die  dunkle  Ahnung  der  Mutter  des 
Unglückseligen,  welche  ihren  Sohn  beim  Eintritt  in  den  Militär- 
dienst der  besoudern  Obhut  eines  mitziehenden  Kameraden  empfahl! 

Die  Genesis  des  verbrecherischen  Entschlusses  in  der  Seele  des 
Uhr.  Hürst  bleibt  in  Dunkel  gehüllt.  Die  Andeutung  des  Auditors, 
die  verhängnisvollen  Schüsse  hätten  vielleicht  den  Offizieren,  als 
den  vermeintlichen  Quälgeistern  Ilürst’s,  gegolten,  beruht  auf  einer 
Yermuthung,  welche  in  der  zufälligen  Nähe  der  Offiziere  nur  unter 
der  Voraussetzung  eine  Stütze  finden  könnte,  dass  Hürst  ein  besserer 
Schütze  gewesen,  als  er  in  Wirklichkeit  wohl  ist;  gegen  diese  Yer- 
muthung spricht,  abgesehen  von  der  Aussage  Ilürst’s,  dass  er  gerade 
in  den  Haufen  hineingeschossen,  die  Thatsache,  dass  Hürst  von  jeher 
als  „friedlich“  und  als  der  Rachsucht  auch  bei  Bestrafungen  unzu- 
gänglich geschildert  wird.  Die  Erklärung  der  That  aus  „Rohheit, 
der  Freude  am  Verbrechen“,  wie  sin  die  Anklage  weiterhin  in  Er- 
mangelung eines  greifbaren  Motives  vertrat,  hätte  nur  Sinn  bei  einer 
perversen  Yerbrechernatur,  die  wir  in  Hürst  seiner  ganzen  Anlage  und 
seiner  Vergangenheit  nach  nicht  suchen  dürfen.  Weine  eigene  Aussage, 
dass  er  die  That  aus  „Spass“  verübt,  scheint  indess  auf  den  wahren 
Ausgangspunkt  des  Verbrechens  hinzuleiten.  Man  versetze  sich  in 
die  Lage  des  Soldaten  Uhr.  Hürst:  Er  ist  mechanisch  eingeübt  im 
Gebrauch  der  Feuerwaffe,  vertraut  mit  dem  Unterschiede  der 
scharfen  und  der  blinden  Patronen;  er  hat  sich,  wie  manche  seiner 
Kameraden,  in  den  Besitz  von  scharfen  Patronen  gesetzt;  da  steigt 
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in  seiner  traumartigen  Gedankenwelt  die  Vorstellung  auf,  einen  Ver- 
such mit  denselben  zu  wagen.  Der  Gedanke  an  die  Wirkung  einer 
solchen  Handlung  nimmt  seine  Seele  gefangen,  erfüllt  ihn  mit  kin- 
discher Freude  und  der  Heiz  der  gefährlichen  Waffe  treibt  ihn  zur 
That  — ohne  dass  das  Missverhiiltniss  zwischen  seiner  angestrebteu 
Befriedigung  und  dem  furchtbaren  Erfolge  der  That  klar  vor  seinen 
Geist  träte  und  die  sittlichen  und  rechtlichen  Gegenmotive  des 
normal  angelegten  Menschen  der  Ausführung  hemmend  entgegen- 
träten. Aber  wie?  nachdem  er  Bleuer  verletzt,  will  er  schon,  wie 
es  zugeht,  wenn  Einer  zu  Tode  getroffen  wird  ! Liegt  darin  nicht 
der  offenkundige  Beweis  der  Monstrosität  dieses  Verbrechers?  Ge- 
wiss wäre  der  Schluss  berechtigt  bei  einem  vollsinnigen  Delinquenten, 
dem  Wohl  und  Wehe  der  Mitmenschen  im  Allgemeinen  nahegehen  und 
welcher  des  Gefühls  der  Reue  jemals  fähig  gewesen.  Aber  dieser  ab- 
strakte Massstab  der  Beurtheilung  ist  hier  zu  verwerfen,  weil  er  einen 
Verbrecher  aus  Verkommenheit  zur  Voraussetzung  hätte.  Und 
deutet  nicht  hinwiederum  die  sofortige  Wiederaufnahme  der  mör- 
derischen Manipulationen  auf  eine  auffallende  Verkennung  der  Gefahr 
der  Entdeckung  hin?  Hätte  nicht  die  sofort  ungeordnete  Durch- 
suchung der  Gewehre  und  Patrontascheu  — leider  erstreckte  sich 
diese  nicht  auf  die  Kleider  — in  einem  normal  angelegten  und 
nicht  im  Zuchthaus  ergrauten  Menschen  die  Vorstellung  möglicher 
Entdeckung  wachgerufen  und  ihm  damit  die  Gefahr  der  drohenden 
Strafe  nahegerückt?  Würde  sich  nicht  in  einem  vollsinnigon  Ver- 
brecher nach  der  ersten  Verbrechensthat  seines  Lebens  das  böse  Ge- 
wissen geregt  und  ihn  verwirrt  haben?  Beweist  demnach  nicht  ge- 
rade der  Umstand  einen  hohen  Grad  geistiger  Beschränktheit  und 
moralischen  Stumpfsinnes,  dass  llürst  seinem  ersten  Schuss  sofort 
einen  zweiten  folgen  liess?  Und  so  führt  auch  das  wahrscheinliche* 
Motiv  der  That  und  die  Art  der  Ausführung  auf  den  psychischen 
Defekt  des  Delinquenten  zurück.  ') 

Die  Anklage  ging  in  erster  Linie  auf  Mord  und  Mordversuch. 
Das  Verdikt  der  Jury  verneinte  die  bezügliche  Frage,  und  wohl 
mit  Recht.  Die  Ueberlogung,  welche  den  Mord  im  Gegensatz  zum 
einfachen  Todtschlag  clmraktcrisirt , ist  eine  spezifische,  da  auch 
der  Todtschlag  als  vorsätzliche  Tüdtung  ohne  alle  und  jede  Uebor- 

')  llervorgehoben  sei  hier  auch  ili«  Thatsachc,  «lass  Major  Bnrklialter  nach 
dem  ersten  Schüsse  erklärte,  dass  keine  böse  Absicht  vorliegen  klinnc;  zwanzig 
Jahre  sei  er  Instraktor  im  Kreise  Bern  und  kenne  soine  Lente;  es  gehe  keine 
darunter,  die  auf  ihre  Kameraden  schiessen  würden. 
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legung  nicht  denkbar  ist.  Zu  dem  Masse  der  klaren  ITeberlegung 
dos  Verhältnisses  der  Art  seiner  vorsätzlichen  Thätigkeit  zu  dem 
Erfolge  und  des  Erfolges  zum  Zwecke  der  That  einerseits  und  des 
Verhältnisses  der  That  zur  rechtlichen  Pflicht  anderseits,  wie  sie 
der  Thathestand  des  Mordes  erfordert1),  vermochte  sich  lliirst 
nicht  zu  erheben.  Man  wird  auch  kaum  fehlgehen,  wenn  man  in 
der  Verneinung  der  Hauptfrage  durch  dio  Jury  den  thatsäch- 
lichen  Ausdruck  ihrer  Ueherzeugung  von  dem  tiefen  geistigen  und 
sittlichen  Niveau  Ilürst’s  erblickt. 

Während  die  Geschworncn  die  Hauptfrage  nach  Mord  und 
Mordversuch  verneinten , bejahten  sie  dagegen  die  Eventualfrage 
nach  Todtsclilag  und  Todtschlagsversuch  , und  zwar  im  Sinne  des 
Art.  101,  Abs.  2,  des  Militärstrafgesetzbuches.  Die  That  des  HQrst 
wurde  damit  auf  die  Stufe  eines  Todtschlags  ohne  Tödtungsvorsatz 
herabgesetzt!  Demi  Abs.  2 des  Art.  101  bedroht  die  Körperver- 
letzung mit  tödtlichem  Ausgange.  Wenn  das  Gesetz  diesen  That- 
bestaud  als  „Todtschlag“  bezeichnet  und  den  Thäter  in  der  ile- 
strafung  dem  Todtschläger  gleichstellt,  so  schliesst  es  sich  darin 
den  Gesetzbüchern  aus  dem  Anfänge  dieses  Jahrhunderts  an,  welche 
unter  der  Nachwirkung  der  Lehre  vom  dolus  indirectus  die  dolosc 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgange  neben  die  Tödtungsver- 
brechen  stellten  und  zum  Theil  auch,  wie  das  österreichische  Straf- 
gesetzbuch, mit  dein  Namen  des  Todtschlags  belegten.  Die  Fassung 
stimmt  wesentlich  mit  § 140  des  österreichischen  Gesetzbuches  über- 
ein. Die  Stellung  einer  Frage  auf  Todtschlag  im  engern  Sinne 
war  vorliegenden  Falles  ausgeschlossen , und  zwar  vermöge  des 
Wortlautes  des  Art.  101,  Abs.  1,  welcher  lediglich  die  „Tödtung 
ohne  Vorbedacht  in  der  Hitze  des  Affektes“  bedroht.  Die  „Hitze 
des  Affektes“  wird  somit  als  positives  Bcgriffsmerkmal  behandelt 
und  von  der  Verwirklichung  dieses  Merkmals  konnte  im  Falle  Hürst 
nicht  wohl  die  Hede  sein.  Anders  hätte  sich  die  Fragestellung 


‘)  Vgl.  Iläljtchner,  Pas  gemeine  deutsche  ÎStrafrecht,  II.  Band,  8.  48  f.; 
Hollztmlurff,  Handbuch  III,  S.  429.  Der  l Unterschied  des  Mordbegriffeft  nach 
Art.  99  des  Militärstrafgesetzbuches  und  nach  {5  211  des  deutschen  Strafgesetz- 
buches kann  sieh  nicht  auf  den  Inhalt  der  l'cberlegung  oder  des  Vorbedachtes 
beziehen,  sondern  auf  die  Frage,  ob  Mord  auch  vorliege,  wenn  «lie  Uebcrle.gung 
im  Moment  der  Beschlussfassung  zwar  vorhanden  war,  dagegen  die  Tfoltung  im 
Affekte  ausgeführt  wurde.  Nach  Art.  99  des  Militärstrafgesetzbuches  ist  hier  der 
That  bestand  des  Mordes  zweifellos  gegeben,  verba  „entweder  den  Entschluss  hiezu 
mit  Vorbedacht  gefasst“  : für  das  Heiclisstrafgesetzhnch  vgl.  Olthauten,  Kommentar, 
§ 211,  Nr.  5. 
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gestalten  können,  wenn  Art.  101,  Abs.  1,  lauten  würde:  „Wer  weder 
mit  Vorbedacht  noch  mit  Ucberlegung  eine  vorsätzliche  Tödtung 
begeht.“  Nur  bei  dieser  Fassung  würden  Art.  09  und  Art.  101, 
Abs.  1 das  ganze  Gebiet  der  vorsätzlichen  Tödtung  begreifen.  Es 
ist  auch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  eine  Frage  nach  Todtschlag  im 
eigentlichen  Sinne  bei  entsprechender  Fassung  des  Art.  101,  Abs.  1, 
gestellt,  und  dass  eine  solche  Frage  von  den  Geschwornen  bejaht 
worden  wäre.  Entscheidet  man  die  Zurechnungsfähigkeitsfrage  im 
positiven  Sinne  und  erachtet  man  mit  dem  Verdikt  der  Jury  den 
erforderlichen  Kausalzusammenhang  zwischen  den  von  Hürst  abge- 
gebenen Schüssen  und  der  eingetretenen  Verletzung  bezw.  Tödtung 
von  Bleuer  und  Müller  — eine  Beweisfrage,  die  hier  nicht  zur  Er- 
örterung steht  — für  gegeben,  so  trägt  die  Timt  des  Hiirst  im 
l'ebrigen  alle  Merkmale  des  Todtschlagcs,  bezw.  des  Todtsehlagsver- 
suchos  an  sich.  Wer  weiss,  dass  man  mit  Kugeln  einen  Menschen 
urabringen  kann  und  mitten  in  ein  Peloton  hineinschiesst,  der  kann 
den  Eintritt  des  tüdtliehen  Erfolges  nicht  von  seiner  Absicht  aus- 
schliessen  ; selbst  die  unbestimmte  Absicht,  zu  verletzen , umfasst 
hier  ohne  Zweifel  auch  den  Vorsatz,  zu  tödteu.  Die  Behauptung 
des  Angeklagteu,  er  habe  Niemanden  treffen  wollen,  kann  auch  bei 
der  tiefen  Stufe  seiner  Intelligenz  kaum  mehr  wie  den  Worth  einer 
plumpen  Ausrede  beanspruchen. 

Mit  vollendetem  sog.  Todtschlage  gegenüber  Müller  nahm  das 
Verdikt  zugleich  versuchten  sog.  Todtschlag  gegenüber  Bleuer  an. 
Hierin  liegt  eine  irrth&mliche  Anwendung  des  Gesetzes.  Da  Art.  101, 
Abs.  2,  den  Tödtungsvorsatz  ausdrücklich  ausschliesst , so  ist  ein 
Versuch  dieses  Thntbestandes  ebenso  wenig  denkbar,  wie  bei  der 
doloscn  Körperverletzung  mit  tödtlichein  Ausgange  anderer  Gesetz- 
bücher, denn  der  Versuch  reicht  nicht  weiter  wie  der  Vorsatz  und 
der  Thatbestand  des  Art.  101,  Abs.  2,  ist  entweder  ganz  oder  er 
ist  gar  nicht  vorhanden. 

Der  Gerichtshof  hatte  die  Strafe  auf  Grund  des  Art.  101,  Abs.  2, 
und  der  Vorschriften  über  die  Konkurrenz  auszumessen.  Die  neuern 
Gesetzbücher  drohen  in  dem  entsprechenden  Falle  von  Körperver- 
letzung mit  tödtlichem  Ausgange  im  Maximum  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
oder  fünfzehn  Jahren,  und  meines  Erachtens  war  die  Strafe  von 
25  Jahren  auch  unter  Zugrundelegung  der  strengen  Satzung  des 
Militärstrafgesetzhuches  angesichts  des  bedeutenden  strafmindernden 
Einflusses,  den  die  angeborne  Geistesschwäche  des  Delinquenten 
gerechterweise  ausüben  musste  (Art.  33,  lit.  b.),  hoch  bemessen. 
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X.  Uretener.  Zum  Falle  Illirst. 


Kann  man  sich  mit  der  erkannten  Strafe  vom  Standpunkte  der 
vergeltenden  Gerechtigkeit  nur  schwer  versöhnen,  so  wird  ander- 
seits von  Verfolgung  des  Strafzweckes  der  Spezialprävention  durch 
Besserung  oder  Abschreckung  des  Yerurtheilten  im  Ernste  nicht 
die  Bede  sein  können.  Dagegen  dürfte  auch  vorliegenden  Falls 
mehr  oder  weniger  bewusst  die  Rücksicht  auf  die  Armee  zu  dem 
hohen  Strafmasse  mit  beigetragen  haben,  mit  andern  Worten  der 
Gedanke  der  Generalprävention,  der  iu  der  Militärstrafjustiz  bis  auf 
die  Gegenwart  herab  seine  Holle  gespielt  und  den  bekanntlich  der 
Richter  Burnet  dahin  charakterisirt  : Man,  thou  art  not  to  be  hanged 
for  stealiug  a liorse,  but  that  horses  may  not  be  stoleu. 

Die  taktvolle  Art,  in  welcher  der  Yertheidiger,  Herr  Major 
und  Fürsprecher  Ed.  Kernen,  die  militärischen  Rücksichten  mit  dun 
Interessen  seines  Klienten  in  Einklang  zu  bringen  suchte,  musste 
Jeden  mit  Genugthuung  erfüllen,  der  sich  sein  Urtheil  über  die 
schweizerische  Yertheidigungspraxis  in  Militärstrafsachen  aus  den 
Aeusserungen  eines  höhern  Truppen-  und  eines  Justizoffiziers  ge- 
bildet hatte,  welche  dahin  gehen  : „Es  gehört  wohl  in  den  Bereich 
der  Unmöglichkeit,  dass  ein  Anwalt,  wo  er  berufon  ist,  als  Offizier 
das  Wort  zu  führen,  den  Advokaten  auszieht  und  sich  vergegen- 
wärtigt, dass  über  die  Lippen  eines  öffentlich  und  dienstlich  sich 
äussernden  Offiziers  kein  Wort  kommen  soll,  von  dessen  Wahrheit 
und  Sittlichkeit  er  nicht  innerlich  überzeugt  ist.  Ich  weiss  nicht, 
ob  die  junge  Juristenschule  bei  uns  zu  Lande  eine  ehrende  Aus- 
zeichnung darin  findet,  dem  Unrechte  zum  Rechte  zu  verhelfen, 
aber  das  kann  ich  nach  vielfach  wiederholten  Erfahrungen  leider 
konstatiren,  dass  die  Art  und  Weise,  wie  unsore  Anwälte  vor  den 
Schranken  der  Kriegsgerichte  pl&idircn,  auf  nichts  Anderes  hinzielt.“ 
Und  weiter:  „Mich  hat  es  wiederholt  höchlich  choquirt,  wie  Offi- 
ziere, ex  officio  zur  Verteidigung  berufen  oder  vom  Angeklagten 
hiezu  erbeten , sich  ihrer  Aufgabe  mit  solchen  Deduktionen  ent- 
ledigten, welche  allen  militärischen  Auffassungen  entweder  wirklich 
in’s  Gesicht  schlugen  oder  doch  in  den  Augen  der  zuhörenden 
Truppe  diesen  Eindruck  machen  mussten.“  Und  an  diese  Urtheile 
knüpft  der  eine  den  Vorschlag  der  totalen  Beseitigung  des  Instituts 
der  formellen  Verteidigung  in  Militärstrafsachen,  der  andere  den 
der  Uebertragung  der  Verteidigung  auf  Civilanwälte  ! Die  Stellung 
des  Civilvertheidigers  wäre  im  vorliegenden  Straffalle  zweifellos  eine 
ungemein  günstige  gewesen  ; vielleicht  hätte  sich  ein  solcher  die 
durch  die  Untersuchung  zu  Tage  geförderten  Verhältnisse  zu  Nutze 
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gemacht,  um  wenigstens  einen  Theil  der  Verantwortlichkeit  von 
seinem  Klienten  abzuwälzen  und  dieselbe  tragfahigern  Schultern 
aufzubürden.  Wenn  der  militärische  Vertheidiger  sich  nach  dieser 
.Richtung  strenge  Zurückhaltung  auferlegte , so  wird  dies  kein 
Grund  sein,  sich  der  ernsten  Mahnuug  zu  verschliessen,  welche  aus 
dem  Falle  Hürst  vernehmlich  spricht. 


Etudes  sur  les  législations  pénales  de  la  Suisse  romande. 
De  la  Récidive. 

Par  Alfred  Gautier,  professeur  à l’université  de  Genève. 

On  peut  soutenir  sans  paradoxe  qu’il  est  plus  difficile  pour  un 
Suisse  d’étudier  et  de  connaître  le  droit  pénal  de  sa  patrie,  que 
celui  des  nations  étrangères;  la  multiplicité  des  législations,  leurs 
divergences  profondes,  les  continuelles  modifications  qu’elles  su- 
bissent, le  défaut  presque  absolu  de  commentaires,  l’absence  jusqu’ici 
complète  de  tout  recueil  de  doctrine  et  de  jurisprudence  cantonale, 
tout  concourt  à rendre  dans  ce  domaine  les  recherches  ardues  et 
l’orientation  malaisée.  — La  comparaison  des  lois  des  cantons,  l’étude 
de  leurs  rapports  et  de  leurs  différences  semble  lo  moyen  le  plus 
propre  à répandre  un  peu  de  lumière  dans  cette  obscurité;  nous 
espérons  donc  faire  un  travail  de  quelque  utilité,  nous  espérons 
concourir  à la  réalisation  d’un  des  buts  poursuivis  par  la  rédaction 
de  cette  revue,  en  publiant  ici  une  série  de'rccherches  sur  les  légis- 
lations romandes,  auxquelles,  pour  élargir  notre  champ  d’investi- 
gation, nous  avons  réuni  le  code  du  Tessin. 

Peut-être  s’étonnera-t-on  de  la  place  relativement  importante 
donnée  dans  ces  lignes  à la  discussion  des  questions  théoriques; 
deux  considérations  nous  ont  dicté  cette  méthode:  d’abord  l’aridité 
iudéniablo  d’une  pure  confrontation  de  textes;  ensuite  et  surtout  la 
conviction  que  la  loi  ne  peut  être  sérieusement  appréciée  qu’à  la 
lumière  des  principes;  mettre  ces  derniers  en  évidence,  puis  rechercher 
eu  quelle  mesure  le  droit  positif  s’y  conformo  ou  s’en  écarte,  telle 
est  la  marche  que  nous  avons  cru  devoir  suivre. 

Nous  étudierons  successivement  la  récidive  dans  sa  nature,  dans 
ses  conditions  et  dans  ses  effets: 
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g 1.  Nature  de  la  récidive. 

La  notion  de  récidive  est  loin  d’être  à l'abri  de  la  controverse; 
deux  tendances  opposées  se  manifestent  en  effet  dans  la  doctrine 
comme  dans  la  législation. 

En  apparence  l'accord  est  fait  sur  uu  point:  ce  qui  constitue 
la  gravité  particulière  de  la  récidive  et  justifie  la  répression  plus 
énergique  dont  elle  est  l’objet,  c’est  la  volonté  criminelle  persistante 
révélée  par  celui  qui,  déjà  puni,  s’insurge  de  nouveau  contre  la  loi 
pénale  ; c’est  aussi  le  trouble  social  plus  profond  créé  par  la  réali- 
sation de  cette  volonté. 

Mais  à quel  critère  reconnaître  cette  perversité  plus  intense,  à 
quel  ensemble  de  faits  attribuer  le  pouvoir  de  la  révéler,  quels  sont 
en  un  mot  les  actes  par  la  commission  successive  desquels  la  réci- 
dive est  constituée?  C’est  ici  que  se  font  sentir  les  deux  couranls 
contraires  dont  nous  parlions  tout  à l’heure. 

L’opinion  qui  domine  aujourd’hui  ne  veut  voir  une  aggravation 
de  culpabilité  que  daus  la  perpétration  réitérée  du  même  délit,  ou 
tout  au  moins  de  délits  analogues;  c’est  dans  ce  sens  qu’on  parle  de 
récidive  rpvciubi  ou  proprement  dite.  — l’our  d’autres,  au  contraire, 
toute  infraction  nouvelle,  quelle  que  soit  d’ailleurs  sa  nature,  qu’elle 
soit  ou  non  analogue  au  délit  déjà  réprimé,  mérite  un  châtiment 
plus  rigoureux;  ainsi  largement  comprise,  la  récidive  est  dite 
générale. 

Ces  définitions  sont  connues,  mais  il  nous  paraît  utile  d’iusister 
sur  les  divergences  fondamentales  qu’elles  révèlent;  il  y a là  plus 
qu’une  simple  différence  du  genre  à l’espèce,  il  y a deux  notions 
distinctes,  deux  points  de  vue  opposés;  dèmontrons-le  en  quel- 
ques mots: 

Dans  le  système  de  la  récidive  spéciale,  on  cherche  à pénétrer 
dans  la  conscience  de  l’agent;  partant  de  deux  ou  plusieurs  in- 
fractions identiques  ou  analogues,  ou  s’inquiète  de  la  cause  dont 
elles  proviennent,  on  cherche  et  croit  découvrir  le  ressort  qui  a 
poussé  l’auteur  à les  commettre  ; le  résultat  réel  ou  prétendu  de 
cette  investigation  intérieure  est  donc  la  constatation  du  penchant 
coupable  auquel  le  récidiviste  a cédé;  et  c’est  la  prédominance  de 
ce  penchant  déterminé,  la  nécessité  de  le  combattre  qui  seules 
autorisent  à frapper  plus  fort.  — La  récidive  générale,  au  contraire, 
se  base  sur  une  simple  constatation  matérielle;  prenant  comme  point 
de  départ  deux  ou  plusieurs  infractions  quelconques,  les  partisans 
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de  ce  système  en  tirent  cette  conséquence  rationnelle:  celui  qui, 
malgré  le  châtiment,  persiste  à violer  la  loi  pénale,  est  plus  dan- 
gereux qu’un  coupable  ordinaire  et  mérite  un  degré  supérieur  de 
répression. 

Ceci  posé,  nous  n’hésitons  pas  à donner  la  préférence  au 
système  de  la  récidive  générale;  nous  n’ignorons  pas  que  la  doc- 
trine contraire  a pour  elle  l’appui  du  passé  '),  mais  l’histoire  a 
sanctionné  trop  d’erreurs  pénales  pour  être  un  guide  infaillible  ; 
nous  savons  aussi  que  la  plupart  des  criminalistes  de  notre  époque  8) 
ont  adopté  l’opinion  par  nous  combattue;  et  cependant,  malgré 
l’autorité  de  leurs  noms,  il  nous  parait  que  de  sérieuses  raisons 
militent  contre  la  récidive  restreinte  par  la  loi  aux  délits  de  même 
genre;  ces  raisons  sont  les  suivantes: 

1°  Scruter  un  penchant  coupable  et  châtier  sa  persistance,  c’est 
rechercher  non  seulement  ce  que  l’auteur  a voulu,  mais  encore 
pourquoi  il  a voulu;  en  d’autres  termes,  c’est  tenir  compte  du  mobile 
dans  la  détermination  de  la  peine;  or  il  nous  paraît  incontestable 
que  le  mobile  n’est  pas  un  des  éléments  légaux  de  l’infraction;  la 
science  pénale  doit  le  rechercher,  le  juge  lui-même  s’en  préoccupe, 
mais  cette  investigation  appartient  au  domaine  de  la  psychologie  et 
de  la  morale  bien  plus  qu’à  celui  du  droit;  elle  doit  donc  être  inter- 
dite au  législateur.  La  loi  n’a  pas  pour  tâche  de  lutter  contre  un 
vice,  de  réprimer  une  passion  mauvaise;  admettre  le  contraire  et 
frapper  plus  fort  le  coupable  chez  lequel  ou  croit  reconnaître  l’énergie 
particulière  d’un  certain  mobile,  c’est  donner  à un  fait  purement 
moral  une  valeur  pénale  positive. 

2®  Seconde  objection:  Pour  punir  un  penchant  coupable,  encore 
faut-il  le  connaître;  or  rien  de  plus  incertain  qu’une  pareille  consta- 
tation, rien  de  plus  illusoire  surtout  qu’une  règle  absolue  en  pareille 
matière.  Poser  en  principe  que  les  caractères  extérieurs  d’une  vio- 
lation de  droit  suffisent  à en  révéler  le  mobile,  c’est  admettre  un 
fait  contredit  par  l’expérience;  affirmer  a priori  que  plusieurs  in- 
fractions analogues  quant  à leurs  éléments  juridiques  doivent  se 
rapporter  à la  même  tendance  criminelle,  c’est  édifior  uue  présomp- 

>)  Voir  les  passages  cités  dans  Ortolan,  Eléments,  p.  539  et  s.  — Hnhbacli, 
Neues  Archiv  IX,  p.  loi  et  s.  — Wächter,  Lehrbuch,  p.  282. 

*)  En  particulier  Chauveau  et  F.  llélic,  Théorie  du  c.  p.,  6"  édit.,  I,  p.  327, 
Rossi,  Traité  de  dr.  pén.,  18113,  II,  p.  2(13,  et  la  majorité  des  criminalistes  alle- 
mands. — Contra  Ortolan,  1.  c.,  p.  530.  — Voir  aussi  Michel,  Beitrag  zur  Lehre 
vom  Kttckfall,  Bern  1879,  p.  42  et  s. 

Zcitaefcr . f.  Scbwcintr  Strafrecht.  1.  Jehrg.  2 
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tion  légale  sur  la  plus  fragile  des  bases.  — Il  est  constant  en  effet 
d’une  part  (pic  plusieurs  délits  identiques  peuvent  provenir  des 
penchants  les  plus  opposés;  il  est  avéré  d’autre  part  qu’un  seul  et 
même  mobile  peut  donner  naissance  aux  infractions  les  plus  diverses. 

Quelques  exemples  justifieront  cette  double  assertion:  A.  commet 
successivement  deux  assassinats,  l’un  dans  un  but  de  lucre,  l’autre 
dans  un  désir  de  vengeance;  — B.  incendie  par  haine  la  demeure 
de  son  voisin,  puis  met  le  feu  à sa  propre  maison  pour  frauder 
l’assurance;  — C.  est  l’auteur  de  deux  faux  commis  le  premier, 
par  la  fabrication  d’une  quittance,  le  second,  par  la  production  d’un 
certificat  mensonger  pour  obtenir  dispense  d’un  service  public.  — 
X.  au  contraire  a commis  plusieurs  délits  dont  les  caractères  exté- 
rieurs diffèrent:  Escroquerie  — assassinat  pour  voler  — incendie 
de  sa  propre  maison  assurée  (la  répression  préalable  des  infractions 
anciennes  étant  toujours  présupposée).  — Soumettons  ces  quatre 
criminels  à une  législation  consacrant  la  récidive  spéciale  et  ce 
résultat  singulier  va  se  produire,  savoir  que  les  trois  premiers  seront 
punis  comme  récidivistes  alors  que  chacun  d’eux  a obéi  à plusieurs 
penchants  distincts,  le  dernier  traité  comme  délinquant  ordinaire 
alors  qu’il  a été  constamment  poussé  par  un  mobile  de  cupidité.  — 
La  loi  est  donc  faussée  soit  par  une  application  de  la  récidive  in- 
justifiable dans  le  système  admis,  soit  par  une  abstention  non  moins 
illogique. 

Pour  résumer  ces  observations  théoriques,  constatons  que  le 
principe  de  la  récidive  spéciale  semble  inséparable  d’un  double 
danger:  Valeur  pénale  attribuée  à tort  au  mobile;  — généralisation 
abusive  du  rapport  de  cause  à effet  entre  certains  penchants  cou- 
pables et  certains  actes  extérieurs. 

3°  Les  inconvénients  pratiques  du  système  combattu  méritent 
eux  aussi  d’être  mis  en  évidence.  Signalons  d’abord  le  fait  que  ses 
partisans  ne  sont  point  unanimes,  les  uns  exigeant  l’identité  des 
infractions,  d’autres,  plus  nombreux,  se  contentant  de  l’analogie. 
Mais  quels  sont  ces  délits  de  même  nature,  et  comment,  dans  la 
loi,  donner  une  expression  pratique  à cette  parenté  qui  les  unit? 
Là  surtout  est  la  difficulté.  — Certains  législateurs  ont  posé  la 
question  sans  la  résoudre;  ils  se  bornent  à exiger  l’analogie  des 
délits  sans  s’occuper  de  la  définir;  d’autres  ont  procédé  par  voie 
d’énumération  et  séparé  par  catégories  les  actes  faisant  récidive 
entre  eux,  mais  ces  classifications,  auxquelles  l’identité  présumée 
du  penchant  criminel  sert  de  base,  sont  arbitraires  et  incomplètes; 
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d’autres  enfin  disposent  que  plusieurs  délit»  sont  censés  de  même 
nature  lorsqu’ils  sont  placés  sous  le  même  titre  du  code;  spécieuse 
peut-être,  et  d’une  application  plus  facile,  cette  méthode  n’en  reste 
pas  moins  artificielle  et  dangereuse;  quelque  bien  ordonné  en  effet 
que  soit  un  code  pénal,  il  est  impossible  «pie  des  dispositions  par- 
fois très  disparate»,  que  des  actes  nés  de  penchants  très  divers  ne 
se  glissent  pas  sous  la  rubrique  d’un  même  titre;  le  principe  adopté 
par  le  législateur  en  matière  de  récidive  ne  trouve  donc  pas  dans 
la  partie  spéciale  du  code  une  traduction  satisfaisante. 

4°  Observons  enfin,  avec  Ortolan,  que,  si  les  délits  analogues 
entrent  seuls  en  ligne  de  compte,  la  société  se  trouve  plus  ou  moins 
désarmée  contre  les  malfaiteurs  de  profession  qui  fréquemment  com- 
mettent l’une  après  l’antre  des  infractions  d’espèces  divers«-». 

Tels  sont  les  motifs  qui  par  voie  «l’exclusion  nous  paraissent 
conduire  à l’adoption  du  système  de  la  récidive  générale;  ce  dernier 
a d’ailleurs  des  avantages  plus  positifs,  car  il  fournit  des  points 
d’appui  solides,  savoir  en  théorie  la  présomption  d’insoumission 
persistante,  en  pratique  la  simple  constatation  de  deux  infractions 
quelconques. 

Il  faut  se  garder  cependant  d’être  trop  absolu  et  d’étendre  la 
notion  au  delà  de  ses  limites  rationnelles.  Or  certaines  catégories 
d’actes  punissables  se  distinguent  si  essentiellement  des  délits  ordi- 
naires, que  la  commission  des  uns  ne  doit  pas  influer  sur  celle  des 
autres.  Il  faut  en  particulier  exclure  la  récidive  : 

1°  Entre  les  délits  intentionnels  et  les  délits  imprudents.  Il  est 
hors  de  doute  qu«;  la  négligence,  comme  la  volonté  criminelle,  s’ag- 
grave en  se  réitérant;  mais  que  l’auteur  d’un  délit  intentionnel  soit 
plus  à craindre  parce  qu’il  a péché  autrefois  par  négligence;  ou 
inversément  qu’une  ancienne  infraction  intentionnelle  aggrave  une 
imprudence  récente,  c’est  ce  qui  ne  saurait  être  admis.  ') 

2°  Entre  les  délits  communs  et  certains  délits  spéciaux.  La 
criminalité  des  délits  purement  politiques  réside  beaucoup  plus  dans 
le  choix  des  moyens  employés  que  dans  le  résultat  poursuivi.  — 
Quant  au  droit  pénal  militaire,  on  a très  justement  signalé2)  son 
caractère  plus  utilitaire  que  moral  et  le  fait  qu’il  frappe  certains 
actes  non  comme  criminels,  mais  à cause  de  leurs  conséquences 

')  Dans  le  même  sens  Scheuerten,  Neues  Archiv  XI,  p.  fil8  et  s.  — Michel, 
1.  c.,  p.  16. 

*)  Homung  à son  cours  de  droit  pénal. 


Digitized  by  Google 


20 


Alfred  ( lautier. 


possibles.  — Dès  lors  ces  délits  exceptionnels  sont  trop  loin  des 
infractions  ordinaires  pour  qu’une  influence  réciproque  puisse  s’établir; 
à cette  règle  font  cependant  exception  soit  les  délits  communs  trop 
souvent  colorés  du  nom  de  délits  politiques,  soit  aussi  les  délits 
communs  déférés  aux  tribunaux  militaires  à cause  de  la  qualité  de 
l’agent. 


11  nous  reste  à examiner  les  solutions  données  à ces  diverses 
questions  par  les  législations  dont  nous  avons  entrepris  l’étude: 

I.  Récidivé  générale  ou  spéciale. 

Deux  codes,  à l’imitation  de  la  loi  française,  consacrent  le  prin- 
cipe de  la  généralité  et  distinguent  en  conséquence  non  point  d’après 
la  nature  intrinsèque  des  infractions,  mais  seulement  d’après  leur 
classification  en  crimes  et  délits.  Ce  sont: 

1°  Neuchâtel  (1856 — 1862).  Les  dispositions  des  art.  33 — 34, 
très  brèves  et  incorrectement  rédigées,  établissent  les  catégories 
suivantes: 

a.  Crime  après  condamnation  pour  crime  (33  alinéa  1). 

b.  Crime  après  condamnation  pour  délit  à six  mois  de  prison 
au  minimum  (33  alinéa  2). 

Cette  rédaction,  calquée  sur  le  texte  du  code  français  de  1810, 
laisse  subsister  le  doute  suivant:  Celui  qui,  poursuivi  pour  crime 
proprement  dit,  ne  s’est  vu  frapper  que  d’une  peine  correctionnelle 
(admission  d’une  excuse  légale  ou  de  circonstances  atténuantes), 
a-t-il  été  condamné  pour  crime  ou  pour  délit;  et,  s’il  vient  à com- 
mettre un  crime  nouveau,  laquelle  des  doux  dispositions  ci-dessus 
lui  est  applicable?  Cette  question,  importante  à cause  des  effets 
très  différents  de  ces  deux  espèces  de  récidive,  fut  longtemps  con- 
troversée en  France;  on  sait  que  la  loi  du  28  avril  1832  l’a  tranchée 
en  décidant  que  seule  la  peine  prononcée  confère  à l’infraction  sa 
qualification  définitive.’)  — Il  faut  reconnaître  que  la  question  pré- 
sente en  droit  nouchûtelois  moins  d’importance  pratique  puisque  les 
circonstances  atténuantes  n’y  changent  pas  la  nature  de  la  peine 
(art.  29);  cependant  l’excuse  d’âge  (art.  41)  peut  amener  une  con- 


>)  L’art.  50  nouveau  du  c.  p.  fr.  dit  „condamné  à une  peine  afflictive  ou 
infamante“  au  lieu  de  „condamné  pour  crime“. 
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damnation  correctionnelle  après  une  poursuite  pour  crime.  Nous  ne 
savons  comment  la  jurisprudence  neuchâtcloise  interpréterait  en 
pareil  cas  les  termes  de  l’art.  33. 

c.  Cax  de  l’art.  34:  Cette  disposition  des  plus  laconiques 
déclare  l 'alinéa  1 de  l’art.  33  applicable  en  matière  correctionnelle. 
Or  cet  alinéa  1,  traitant  de  la  récidive  de.  crime  à crime,  s’occupe 
d’infractions  égales  ; le  transporter  au  correctionnel,  c’est  donc  pré- 
voir la  récidive  de  délit  à délit  et  rien  au  delà.  I)’où  cette  consé- 
quence plus  que  surprenante:  La  récidive  de  crime  à délit  n’est  pas 
prévue  par  le  code  neucliâtelois.  Tout  au  moins  ne  savons-nous 
pas  l’y  découvrir. 

Autre  anomalie:  Tandis  qu’un  minimum  de  six  mois  est  de 
rigueur  pour  qu’une  condamnation  correctionnelle  puisse  influer  sur 
un  crime  subséquent  (33  alinéa  2),  aucune  limite  n’est  prévue  pour 
la  récidive  de  délit  à délit;  quelque  minime  que  soit  donc  la  gra- 
vité de  la  première  condamnation,  le  second  délit  est  forcément 
commis  en  récidive. 

2°  Genève  (1874)  (art.  34  et  suivants)1).  Le  crime  puni  correc- 
tionnellement est  tout  à fait  assimilé  au  délit.  On  distingue  donc  : 

a.  Crime  après  condamnation  criminelle  (34). 

b.  Délit  (ou  crime  puni  correctionnellement)  après  condamnation 
criminelle  (35). 

c.  Crime  après  condamnation  correctionnelle  (pour  crime  ou  délit) 
(36  alinéa  1). 

d.  Délit  (ou  crime  puni  correctionnellement)  après  condamnation 
correctionnelle  (pour  crime  ou  délit)  (36  alinéa  2). 

Dans  les  deux  derniers  cas,  la  condamnation  correctionnelle  doit 
avoir  été  supérieure  à un  an  de  prison  ou  deux  ans  d’expulsion. 
(De  là  de  fréquents  arrêts  prononçant  un  emprisonnement  d’un  an 
et  un  jour.) 

On  voit  que  la  récidive  de  délit  à crime  est  pleinement  adoptée 
par  notre  législation  (36  alinéa  1);  le  code  français  au  contraire 
la  passe  sons  silence  et  ses  commentateurs  s’efforcent  de  justifier 
cette  abstention,  *)  mais  les  arguments  donnés  par  eux  ne  sont  point 
irréfutables.  En  principe  l’influence  d’un  délit  ancien  sur  l’élément 


')  Voir  cependant  les  art.  95  et  169  ou  la  spécialité  apparaît,  et  surtout 
l’art.  388  qui  en  fait  la  règle  en  matière  de  contraventions. 

*)  Voir  ('hauveau  et  K.  Hélie  1.  c.  p.  357.  — Ortolan  I.  c.  p.  517.  — Voir 
aussi  Michel  1.  c.  p.  43. 
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subjectif  «lu  crime  nouveau  paraît  indéniable;  qu’on  songe  en  outre 
à la  fragilité  de  la  barrière  élevée  entre  les  délits  et  les  crimes;  ') 
qu’on  songe  surtout  à la  fréquence  de  la  correctionnalisation  extra- 
légale,  cet  abus  par  lequel  les  parquets,  pour  rendre  la  condamna- 
tion plus  certaine,  ferment  les  yeux  sur  les  faits  qualificatifs  de 
l’infraction  et  poursuivent  au  correctionnel  de  véritables  crimes. 
Enfin  les  peines  criminelles  de  notre  code , relativement  douces, 
peuvent  sans  devenir  excessives  subir  une  aggravation  modérée. 

Le  principe  de  la  spécialité  plus  ou  moins  complète  prévaut 
au  contraire  dans  les  législations  suivantes: 

1°  Valais  (1858)  (art.  7!)  et  suivants)2).  Pour  être  récidiviste,  il 
faut  avoir  été  déjà  condamné  pour  délit  „du  même  genre“  ; le  sens 
de  cette  expression  n’étant  pas  précisé,  c’est  à la  jurisprudence  à 
en  faire  l’interprétation  (comparer  code  de  Berne  art.  62).  — 
L’art.  82  répète  en  termes  formels  que  les  délits  „«le  genre  différent“ 
u’eutrent  pas  en  ligne  de  compte;  c’est  là  une  disposition  tout  à 
fait  superflue.  — Le  code  valaisan  ne  connaît  pas  la  distinction  en 
crimes  et  délits,  et  n’a  pas  égard  à la  gravité  des  infractions  déjà 
jugées  ; donc,  quelque  minime  qu’ait  pu  être  la  première  coinlam- 
nation,  tout  délit  nouveau  „du  même  genre“  est  puni  comme  réci- 
dive. 

2°  Tessin  (187.‘1)  (art.  69  et  suivants).  Les  crimes  et  délits  „de 
même  espèce“  font  récidive  entre  eux,  et  cette  similitude  résulte 
du  fait  que  I«'s  infractions  sont  contenues  dans  le  même  titre  du 
code.  L’examen  le  plus  superficiel  montre  combien  ce  procédé  est 
peu  compatible  avec  le  principe  de  la  spécialité.  ®)  — Dans  les 
limites  ci-dessus,  la  récidive  peut  avoir  lieu  de  crime  à crime,  de 
crime  à délit,  de  délit  à délit  et  «1e  délit  à crime,  mais  dans  ce 

')  Le  système  français  interdit  par  exemple  «le  considérer  comme  récidiviste 
celui  qui,  après  uni:  cumlanmatinn  pour  vol  simple,  commet  un  vol  <|ua!itié;  et 
cependant  l’on  sait  combien  la  différence  entre  ces  deux  infractions  est  souvent 
minime. 

’)  Ku  revanche  le  code  valaisan  (352)  admet  la  récidive  générale  en  matière 
de  contraventions. 

3)  Voir  en  particulier  les  infractions  contenues  dans  les  Titres  llf  (corrup- 
tion — abus  d’autorité  — assistance  h l’évasion)  — IV  (usurpation  de  fonctions 

— violences  contre  les  fonctionnaires  — refus  d'un  service  dû  légalement  — refus 
de  secours)  — V (recid  de  criminels  — dénonciation  calomnieuse)  — VI  (asso- 
ciations de  malfaiteurs  — jeux  de  hasard  prohibés!)  — X (délits  contre  la  pudeur 

— contre  les  enfants)  — XI  (arrestation  illégale  — violation  dn  secret  des  lettres) 
<‘tc.  etc. 
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dernier  cas  la  condamnation  correctionnelle  doit  avoir  été  supérieure 
à six  mois  de  détention  (art.  70  c.  cpar.  art.  1,  § 2). 

3°  et  4°  Vaud  (1843)  (art.  67  et  suivants)  et  Fribourg  (1873) 
(art.  73  et  suiv.,  295)  suivent  une  marche  différente:  Ces  deux 
codes  énumèrent  limitativemout  et  par  catégories  les  infractions 
faisant  récidive  entre  elles.  Le  simple  rapprochement  de  ces  deux 
catalogues  montre  à quel  point  cette  méthode  est  artificielle  et 
périlleuse  : 

Le  code  vaudois  spécialise  à outrance  ; il  ne  crée  pas  moins 
de  vingt-huit  classes  et  va  si  loin  dans  la  voie  de  la  subtilité,  que 
l’auteur  de  deux  délits  presque  identiques,  de  deux  infractions 
évidemment  nées  du  mémo  penchant,  pourra  fort  souvent  échapper 
à la  peine  de  la  récidive.  Par  exemple  : la  rébellion  est  séparée  de 
la  résistance  et  des  voies  de  fait  envers  un  fonctionnaire  public; 
les  menaces  et  outrages  envers  les  mêmes  fonctionnaires  forment 
une  troisième  catégorie  (68  5°,  6°,  7°);  — l’homicide  n’est  pas 
rangé  dans  la  même  classe  que  les  blessures,  même  si  ces  dernières 
ont  amené  la  mort  (68  15°  et  17°);  — l’extorsion  et  le  vol  ordinaire, 
même  commis  avec,  des  armes,  n’influent  pas  sur  le  brigandage,  ou 
vol  violent  (68  22«  et  23°),  alors  que  le  hasard,  l’occasion  décide- 
ront souvent  seuls  de  la  commission  de  l’un  ou  l’autre  de  ces  délits; 
— enfin  l’abus  de  confiance  et  l’escroquerie  figureut  dans  deux 
catégories  différentes  (68  22°  et  24°).  — On  voit  que  le  législateur 
s’est  en  quelque  sorte  désarmé  lui-même,  surtout  contre  les  mal- 
faiteurs de  profession.  ') 

Le  codo  de  Fribourg  (74  et  295)  ne  distingue  que  treize 
classes  d'infractions  ; il  exclut  en  outre,  même  à l’intérieur  de  ces 
catégories,  la  récidive  de  délit  à crime  (75).  Cette  énumération, 
moins  détaillée,  se  rapproche  du  système  tessinois  ; d’une  part  elle 
n’est  pas  parfaitement  complète  ; les  crimes  contre  l’état  civil  des 
personnes  (art.  159  et  suiv.)  n’y  sont  pas  mentionnés;  feront-ils  ré- 
cidive même  entre  eux?2)  — D’autre  part  cette  classification  heurte 

‘)  La  commission  législative  chargée  de  la  réforme  da  code  vaudois  (Résumé 
des  procès-verbaux  p.  12)  a reconnu  que  l’art.  08  péchait  par  trop  de  spécialisation; 
elle  s’est  rangée  au  système  tessinois  (Projet  de  1882  art.  70)  tout  en  reconnaissant 
qu’il  n’est  pas  exempt  d’inconvénients  et  que  notamment  les  infractions  contenues 
au  Titre  X du  projet  (Délits  commis  par  les  fonctionnaires)  sont  de  nature  très 
diverse. 

*)  On  peut  se  demander  aussi  si  le  crime  de  fraude  (2ô9  et  suiv.)  peut  faire 
récidive  avec  les  crimes  contre  la  propriété  dans  le  luit  de  se  l’approprier.  Voir 
les  rubriques  des  Titres  X et  XI  et  l’art.  74  n°  10. 
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en  maint  endroit  le  principe  de  la  conformité  des  penchants:  Le 
taux  en  écritures  et  le  faux  témoignage  (74  n°  7)  — la  corruption 
et  l’abus  de  pouvoir  (74  n”  12)  ne  dérivent  pas  du  même  mobile; 
la  classe  des  délits  contre  l’ordre  public  surtout  (art.  324  et  suiv.) 
est  un  véritable  capharnüum  où  sont  entassées  les  infractions  les 
plus  disparates. 

Cette  comparaison  faite,  signalons  en  terminant  une  assez  sin- 
gulière exception  faite  par  le  code  randois  au  système  de  la  récidive 
spéciale:  L’art.  70  ')  statue  en  effet  que  tout  individu,  déjà  condamné 
à plus  d'une  année  de  réclusion,  qui  vient  à commettre  un  nouveau 
délit  entraînant  l’emprisonnement , verra  cette  dernière  peine  con- 
vertie en  réclusion.  — Au  fond  et  au  point  de  vue  du  code  vaudois, 
ce  n’est  pas  là  un  cas  de  récidive  proprement  dite,  mais  plutôt  une 
circonstance  aggravante  spéciale,  soit  parce  qu’on  ne  tient  pas 
compte  ici  de  la  nature  de  l’infraction,  soit  aussi  parce  que  l’aggra- 
vation, au  lieu  de  se  manifester  comme  dans  la  récidive  ordinaire 
par  une  prolongation  de  la  peine  légale,  se  réalise  par  la  substitution 
d’une  peine  à une  autre.  — On  peut  se  demander  au  surplus  s’il 
est  bien  logique  d’appliquer  précisément  à l’infraction  nouvelle  le 
châtiment  déjà  demeuré  inefficace. 3) 

II.  Délits  intentionnels  et  délits  par  imprudence. 

Un  seul  code,  celui  du  Teesin,  distingue  expressément  à cet 
égard,  mais  la  disposition  incomplète  de  l’art.  70  b exclut  l’aggra- 
vation à raison  seulement  de  délits  antérieure  résultant  d’imprudence 
pure.  De  là  deux  conséquences  fâcheuses: 

a.  Deux  délits  par  imprudence,  même  identiques,  ne  font  pas 
récidive  entre  eux. 

b.  Un  délit  par  imprudence  survenant  après  une  condamnation 
pour  crime  ou  délit  intentionnel  de  même  espèce  est  au  con- 
traire commis  en  récidive. 

JS’os  législations  à récidive  générale  ne  distinguent  pas  ; la  ré- 
cidive de  l’une  à l’autre  de  ces  deux  catégories  d’infractions  est 
donc  possible  eu  théorie;  pratiquement  toutefois,  le  minimum  de 

')  Maintenu  avec  quelques  modifications  par  le  projet  île  1882  art.  72. 

’)  Ce  doute  s’élève  avec  plus  de  force  encore  contre  le  système  du  Projet 
de  1882,  qui  remplace  par  la  réclusion  (déjà  appliquée  au  délit  ancien)  non  seule- 
ment l’emprisonnement,  mais  aussi  l’internement  daus  une  colonie  agricole  ou  in- 
dustrielle. L’essai  de  cette  dernière  peine  ne  serait-il  pas  préférable? 
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gravité  exigé  de»  condamnation»  correctionnelles  amènera  le»  résul- 
tat» suivant»  : 

1°  Genève.  La  peine  de»  délit»  imprudents  les  plus  graves  (in- 
cendie 224  — délit»  contre  les  chemins  de  fer  22ti  *)  — homicide 
et  blessure»  273  et  suiv.)  est  inférieure  à un  nu  d’emprisonnement. 
En  conséquence  : 

a.  11»  ne  feront  pas  récidive  entre  eux  (36  alinéa  2),  ce  qui  ue 
peut  être  approuvé. 

b.  Une  condamnation  antérieure  à raison  d'un  de  ces  délits 
restera  »an»  influence  sur  la  peine  d’un  crime  ou  délit  inten- 
tionnel subséquent  (36  alinéa  1 et  2),  résultat  conforme  à 
la  théorie,  mais  imputable  au  hasard  plu»  qu'il  la  volonté  du 
législateur. 

c.  En  revanche,  une  condamnation  antérieure  pour  crime  ou  délit 
grave  commis  intentionnellement,  pourra  faire  considérer  comme 
récidiviste  l’auteur  d’un  délit  par  imprudence  subséquent  (35, 
36  alinéa  2). 

Dans  ces  deux  derniers  cas  c’est  donc  l’ordre  chronologique  de» 
délits  intentionnel»  et  imprudents  qui  seul  décide  s’il  y a ou  non  récidive. 

2°  Neuchâtel.  Le  minimum  est  abaissé  ici  à six  mois  d’em- 
prisonnement pour  la  récidive  de  délit  il  crime.  L’homicide  in- 
volontaire (170)  peut  dépasser  cette  limite  et  aggravera  donc  la 
peine  d’un  crime  intentionnel  postérieur  (33  alinéa  2).  — En  revanche 
la  peine  de»  blessure»  (171)  et  de  l’incendie  (233)  involontaires 
reste  au-dessous  du  minimum.  — Quant  à la  récidive  de  délit  à 
délit,  l’art.  34  n’exigeant  aucune  durée  pour  les  condamnations  cor- 
rectionnelle», les  délits  par  imprudence  feront  récidive  soit  entre 
eux,  soit  avec  tout  délit  intentionnel  quel  qu'il  soit,  antérieur  ou 
postérieur. 

Trois  législations  à récidive  spéciale  gardent  également  le  si- 
lence sur  cette  question  et  ue  fixent  aucune  limite  au-dessous  de 
laquelle  les  condamnations  antérieures  restent  sans  influence  : 

1°  Valais.  Le  peu  de  précision  de  la  définition  donnée  par  ce 
code  peut  avoir  ici  son  côté  avantageux;  il  est  douteux  en  effet  que 
les  délits  intentionnels  et  imprudents  puisscut  être  considérés  comme 
„du  même  genre“.3)  — Us  resteront  donc  sans  influence  les  uns 
sur  les  autres. 

')  Voir  cependant  l’art.  220  § 2 qui  prévoit  la  prison  jusqu’à  deux  ans  s’il 
y a eu  mort  d’homme. 

*)  Pour  la  négative,  Michel  1.  c.  p.  15. 
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2°  L’énumération  détaillée  du  Code  de  Vaud  tranche  impli- 
citement la  question,  car  elle  ne  prévoit  que  les  délits  intentionnels 
(voir  les  articles  cités  à chaque  numéro  de  l’art.  68).  Les  délits  par 
imprudence  ne  feront  dès  lors  récidive  que  lorsqu’il  s’agira  de  la 
répétition  exacte  du  même  fait  on  de  la  commission  successive  d’actes 
visés  par  le  même  article  du  code  (68  n°  1).  ') 

3°  Dans  le  système  du  code  de  Fribourg,  au  contraire , les 
catégories  étant  plus  générales , un  délit  imprudent  fera  récidive 
avec  un  délit  intentionnel  de  même  classe.  (Homicide  involontaire 
et.  lésions  volontaires  légères  367,  370  et  suiv.  — Incendie  par  im- 
prudence et  dommage  volontaire  aux  propriétés  438 — 439.)  Une 
condamnation  antérieure  pour  crime  intentionnel  aggravera  également 
la  peine  du  délit  par  imprudence  de  même  classe  (75). 

III.  Délits  politiques. 

Le  principe  de  la  récidive  générale  admis,  il  importe  de  mettre 
à part  les  délits  politiques,  sous  peine  de  les  voir  confondus  avec 
les  délits  communs.  C’est  donc  à juste  titre  que  Genève  (37)  ex- 
clut formellement  ces  infractions  spéciales.  — Neuchâtel,  au  contraire, 
ne  les  mentionne  pas  ; les  délits  politiques  prévus  par  ce  code  (46 
et  suiv.)  seront  donc  soumis  aux  règles  ordinaires  de  la  matière. 

Le  silence  gardé  par  les  codes  à récidive  spéciale  offre  moins 
d’inconvénients,  puisque  les  délits  politiques  ne  seront  influencés  ici 
que  par  les  infractions  de  même  genre  ( Val  nie  79)  ou  contenus  dans 
le  même  titre  ou  la  même  catégorie.  En  d’autres  termes,  ils  ne 
feront  récidive  qu’entre  eux.  {Tessin,  Livre  II,  Titre  I — Vaud 
68  u°  4 -')  — Fribourg,  74  n°  1.) 

IV.  Délits  militaires. 

Fribourg  (5)  et  Genève  (4)  réservent  les  loin  pénales  militaires. 
— Tessin  (9)  et  Neuchâtel  (5j  déclarent  les  dispositions  du  code 
inapplicables  aux  délits  militaires.  Cette  dernière  rédaction  paraît 
préférable  en  ce  qu’elle  met  hors  de  doute  l’assimilation  aux  in- 

')  Le  projet  de  1882  modifie  ce  système;  il  réunit  fréquemment  dans  le  même 
Titre  des  infractions  intentionnelles  et  imprudentes  (voir  en  particulier  les  Titres 
IV,  V,  IX).  Un  délit  par  impnidenre  fera  donc  récidive  avec  tout  délit  inten- 
tionnel ou  imprudent,  antérieur  ou  postérieur,  pourvu  qu’ils  figurent  au  même  Titre. 

>)  Le  projet  vnudois  de  1882  est  très  criticable  à cet  égard  à cause  de  la 
quantité  et  de  la  diversité  des  matières  contenues  au  titre  1.  Les  délits  politiques 
purs  s’y  trouvent  en  effet  pêle-mêle  avec  la  rébellion,  les  outrages  aux  fonction- 
naires, le  vagabondage,  les  jeux  de  hasard  prohibés,  l’abandon  île  famille,  etc.  etc. 
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fractions  ordinaires  des  délits  communs  jugés  par  les  tribunaux 
militaires.  — Deux  codes  ( Vaud  67,  Valais  79)  consacrent  cette 
assimilation  en  termes  exprès. 


§ 2.  Conditions  d'application  de  la  récidive. 

La  perpétration  successive  de  plusieurs  délits  par  le  même 
agent  ne  suffit  pas  ; d’autres  circonstances  doivent  s’v  joindre,  savoir  : 

1.  Répression  de  la  première  infraction. 

Il  faut  qu’un  premier  avertissement  ait  été  donné  et  méconnu  ; 
il  faut  que  la  volonté  criminelle  ait  bravé  la  correction  infligée  ; 
c’est  par  ce  caractère  que  la  récidive  se  distingue  du  concours  de 
délits.  — Mais  quel  est  le  degré  de  répression  exigible,  suffit-il 
qu’une  condamnation  ait  été  prononcée,  est-il  au  contraire  nécessaire 
que  la  peine  ait  été  subie  en  tout  ou  en  partie?  Cette  question 
divise  la  doctrine  et  des  arguments  assez  probants  ont  été  donnés 
à l’appui  de  l’une  et  de  l’autre  opinion  : 

La  récidive,  allègue-t-on  d’une  part,  *)  présuppose  une  volonté 
criminelle  aggravée  par  sa  persistance  même  ; or  cet  endurcissement, 
cette  ténacité  no  peuvent  se  constater  avec  quelque  certitude  que 
chez  l’agent  qui  a subi  le  châtiment  sans  être  détourné  de  la  voie 
du  crime;  l’inefficacité  de  la  peine  ordinaire  n’est  prouvée  qu’autant 
que  cotte  peine  a été  non  seulement  prononcée,  mais  au  moins 
partiellement  exécutée  sans  amener  de  résultat.  — Oïl  peut  ré- 
pondre qu’une  pareille  doctrine  exagère  certainement  la  valeur  de 
la  peine  en  tant  que  moyen  d’amendement;  ou  peut  objecter 
surtout  qu’elle  ouvre  forcément  la  porte  à l’arbitraire  ; comment  en 
effet  calculer  la  fraction  du  châtiment  subi  qui  permettra  de  con- 
sidérer l’agent  comme  récidiviste  eu  cas  de  délit  nouveau  ; combien 
de  temps  faut-il  pour  que  l’effet  afflictif  ou  régénérateur  de  la  peine 
se  fasse  suffisamment  sentir?  Voilà  ce  qu’il  est  impossible  de  déter- 
miner. Et  si  toute  portion  de  peine  subie,  si  minime  soit-elle,  con- 
stitue en  récidive  l’agent  qui  viole  derechef  la  loi  pénale,  les  ano- 
malies les  plus  bizarres  peuvent  se  produire.  2) 

')  Dans  ce  sens  Scheuerlen  1.  c.  — Abegg,  Archiv  183 1,  p.  432  et  suiv. 

’)  Exemple:  Un  condamné  s’évade  après  quelques  jours  de  prison  ; un  autre 
au  moment  même  oh  on  l’y  conduit;  en  cas  d’infraction  nouvelle  le  premier  pour- 
rait se  voir  appliquer  la  peine  de  la  récidive;  le  second  subirait  la  peine  simple 
du  nouveau  délit. 
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L’autre  opinion  ')  trouve  dans  toute  condamnation  définitive  uu 
avertissement  suffisant.  S’il  n’y  a pas  eu  peine  au  sens  strict  du  mot, 
le  droit  de  punir  s’est  cependant  manifesté  d’une  façon  positive  ; ~) 
le  caractère  criminel  de  l’acte  commis  ne  peut  échapper  au  con- 
damné ; la  société  n’est  doue  pas  en  faute  ici  comme  dans  le  cas  du 
concours  de  délits.  *)  — Enfin  la  récidive  acquiert  ainsi  une  base 
inébranlable. 

Ces  dernières  raisons  nous  paraissent  décisives  ; nous  voudrions 
cependant  voir  apporter  un  tempérament  à ce  second  système:  il  ne 
nous  paraît  pas  équitable  d’accorder  aux  jugements  rendus  contre  les 
absents  les  mémos  effets  qu’aux  condamnations  contradictoires.  Les 
arrêts  de  contumace  ou  de  défaut  (même  devenus  définitifs  par 
l’expiration  des  délais  pour  prescrire  ou  faire  opposition)  sont  loin 
d’avoir  une  autorité  incontestable.  Le  prévenu.ne  s’est  pas  défendu, 
il  peut  même  ignorer  la  condamnation  prononcée  contre  lui;  un  nou- 
veau délit  n’est  point  dès  lors  un  indice  certain  de  persistance  cri- 
minelle et  il  paraît  préférable  de  donner  aux  seules  décisions  con- 
tradictoires le  pouvoir  de  créer  la  récidive.  4) 

Les  codes  dont  nous  avons  entrepris  l’examen  semblent  una- 
nimes à admettre  que  la  condamnation  prononcée  est  suffisante.  5) 
Quelques-uns  insistent  sur  le  fait  qu’elle  doit  être  irrévocable 
( Valais  79  — Tessin  li'J)  ou  passée  en  force  de  chose  jugée  ( Fri  - 
bourg  73);  les  autres  l’admettent  implicitement,  car  sans  ce  caractère 
il  n’existe  pas  de  condamnation  au  sens  strict  du  mot.  — La  dis- 

■)  Dans  ce  sens  Ortolan  I.  c.  p.  530,  — Michel  1.  c.  p.  46. 

’)  Sur  la  valeur  pénale  de  la  procédure  et  du  jugement  voir  ileinze  dans 
Holtzendorff  I,  p.  326,  et  v.  Bar,  Handbuch  I,  p.  320. 

*)  La  disproportion  entre  la  peine  de  la  récidivé  et  celle  du  concours  reste 
cependant  évidente,  dans  les  législations  surtout  qui  admettent  le  système  de  l’alr- 
sorptiou  en  cas  de  délits  cumulés.  (C.  genevois  39.)  — Cependant  l’équilibre  devrait, 
ce  nous  semble,  être  recherché  plutôt  par  l’aggravation  de  la  peine  du  concours 
que  par  une  modification  dans  les  conditions  ou  la  peine  de  la  récidive. 

*)  Chauveau  et  K.  Hélie  I.  c.  p.  310  reconnaissent  le  bien-fondé  de  cette  dis- 
tinction tout  eu  constatant  qu'elle  n’est  pas  consacrée  par  le  code  français.  — Nous 
reconnaissons  que  dans  ces  conditions  la  condamnation  sera  très  rarement  séparée 
de  l’exécution  de  la  peine;  mais  le  système  proposé  garde  néanmoins  cet  avan- 
tage de  mettre  hors  de  doute  l’existence  de  la  récidive  au  cas  où  la  peine  n’a 
été  subie  que  partiellement.  (Evasion,  grâce  ou  délit  commis  en  prison  peu  après 
la  condamnation.) 

*)  Cet  accord  est  au  reste  plus  apparent  que  réel  : nous  verrons  en  effet  que 
Tessin  fait  de  la  peiue  plus  ou  moins  complètement  subie  une  condition  essen- 
tielle. 
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tinetion  entre  les  jugements  contradictoires  et  par  contumace  n’est 
faite  nulle  part.  — Nous  avons  dit  déjà  que  la  gravité  de  la  con- 
damnation subie  outre  parfois  en  ligne  de  compte,  spécialement 
lorsqu’il  s’agit  de  la  récidive  de  délit  à crime  (Neuchâtel  33,  al.  2 
— Tessin  70c.  — Genève  36,  al.  1)  — ou  de  délit  à délit  (Genève 
36,  al.  2). 

Que  décider  au  sujet  do  la  provenance  de  ces  décisions  judi- 
ciaires, c’est-à-dire  au  sujet  des  condamnations  étrangères?  Eu  prin- 
cipe rien  ne  s’oppose  à leur  prise  en  considération;  cependant  la 
difficulté  pratique  de  les  constater  sûrement  et  surtout  la  répugnance 
à attribuer  cette  sorte  d’exequatur  à des  jugements  pénaux  éma- 
nés d’une  autorité  qui  n’est  pas  la  nôtre,  ont  eu  souvent  pour  effet 
de  leur  faire  refuser  toute  influence  positive;  ces  raisons,  la  dernière 
surtout,  inspirée  par  une  idée  exagérée  de  souveraineté,  paraissent 
bien  peu  solides,  surtout  entre  cantons  confédérés.  D’ailleurs  la 
pratique  ici  va  plus  loin  que  la  loi  ; quiconque  a fait  partie  d’un 
jury  a dû  remarquer  l’influence  indéniable  des  casiers  judiciaires, 
soit  pour  amener  le  refus  de  circonstances  atténuantes,  soit  même, 
on  cas  de  doute,  pour  faire  trancher  dans  le  sens  affirmatif  la  ques- 
tion générale  de  culpabilité. 

Nos  codes  se  groupent  comme  suit: 
a.  Vaud  ')  (67),  Genève  (34 — 36)  et  Neuchâtel  (33)  parlent  géné- 
ralement de  condamnation  sans  se  prononcer  sur  la  provenance  ; 
on  a cru  trouver  dans  ce  silence  l’assimilation  des  condam- 
nations étrangères  aux  nationales, *)  mais  cette  opinion  est 
démentie  tout  au  moins  par  la  jurisprudence  genevoise  qui 
n’accorde  aux  jugements  étrangers  à notre  canton  qu’une  valeur 
d’appréciation,  à titre  de  casier  judiciaire. 
h.  Tessin  (70  a)  et  Fribourg  ( 73)  excluent,  le  premier,  toutes  les 
condamnations  étrangères  ou  suisses,  et  cette  assimilation  for- 
melle des  tribunaux  confédérés  à ceux  des  nations  étrangères 
a quelque  chose  de  choquant;  — le  second,  tous  les  juge- 
ments qui  n’émanent  pas  des  tribunaux  dti  canton  ou  du  tri- 
nal  fédéral.  Les  cas  où  les  décisions  de  cette  dernière  auto- 
rité pourront  faire  récidive  avec  celles  des  juges  fribourgeois 
seront  forcément  très  exceptionnels.  (Exemple:  Un  délinquant 
politique  condamné  au  fédéral  pour  entreprise  contre  la  con- 

')  Voir  aussi  le  I’rojet  de  1882,  art.  70. 

*)  Dans  ce  sens,  Michel  1.  c.  p.  13,  uote  7. 
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stitution  fribourgeoisc  ayant  amené  une  intervention  fédérale 
armée,  commet  un  nouveau  délit  analogue  de  la  compétence 
de»  juges  cantonaux;  c.  p.  frib.  103- — 104.) 
c.  Valais  (79)  seul  accorde  aux  condamnations  suisses  et  étran- 
gères la  même  valeur  qu’à  celles  du  canton  ; toute  décision 
judiciaire  dûment  constatée  suffit  donc  à baser  la  récidive. 

2.  Limitation  de  l’intervalle  entre  les  infractions. 

Le  temps  efface  même  l’action  pénale,  à plus  forte  raison  doit- 
il  aussi  couvrir  les  conséquences  d’une  faute  ancienne  et  souvent 
expiée.  La  présomption  de  ténacité  perverse  perd  sa  forco  si  do 
longues  années  ont  passé  entre  la  répression  subie  et  le  délit  nouveau. 
De  là  l’admission  très  générale  par  la  doctrine  de  la  prescription 
de  la  récidive ; l’oubli  couvre  le  passé  et  le  délinquant  est  traité 
comme  s’il  débutait  par  l’infraction  nouvelle.  — Le  point  de  départ 
naturel  de  cette  prescription  spéciale  se  place  au  moment  où  le  châ- 
timent cesse  d’agir  sur  le  coupable  (exécution  complète,  grâce)  ou 
cesse  de  le  menacer  (prescription  de  la  peine);  sa  durée  doit  se 
proportionner  à la  sévérité  de  la  première  répression. 

Malgré  la  valeur  des  motifs  ci-dessus,  la  prescription  de  la  récidive 
est  ignorée  par  trois  législations  romandes  ( Vaud  1 ),  Neuchâtel, 
Valais );  encore  ici  l’influence  française  paraît  sensible. 

La  durée  de  la  prescription  est  uniformément  fixée  à dix  ans 
dans  les  codes  du  Tessin  (71  b)  et  de  Fribourg  (78).  Ce  dernier 
exige  en  outre  une  conduite  sans  reproche  pendant  cet  intervalle  ; il 
paraît  évident  que  les  condamnations  pour  délits  de  catégories  diffé- 
rentes sont  des  causes  de  reproche  ; mais  faut-il  aller  plus  loin  et 
demander  au  condamné  une  conduito’jnoralo  exemplaire?  Une  pareille 
exigence  dépasse  la  compétence  du  législateur  pénal  ; puis,  quelle 
autorité  charger  do  cet  examen  de  conscience  et  de  cette  attestation  ? 
— Si  la  disposition  est  entendue  dans  ce  sens  largo,  son  application 
paraît  dos  plus  délicates. 

Seul  le  code  do  Genève  (94— 3(>)  proportionne  à l’intensité  de 
la  répression  subie  le  temps  nécessaire  pour  prescrire  la  récidive 
(dix  ans  après  une  condamnation  criminelle,  cinq  ans  après  une 
condamnation  correctionnelle). 

Quant  au  point  de  départ  do  la  prescription,  il  est  très  notte- 
ment  indiqué  par  le  code  tessinois  (79,  71b),  moins  clairement  par 

*)  Le  projet  de  1882  (70)  l’introduit. 
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le  code  yenevoi»  (34  et  s.)  qui  ne  mentionne  pas  la  remise  de  la 
peine,  et  par  le  code  de  Fribourg  (78)  qui  omet  la  prescription  de 
la  peine.  ') 

§ 3.  Effets  de  la  récidive. 

On  sait  que  certains  auteurs  ■)  lui  ont  refusé  toute  influence 
pénale  eu  invoquant  la  règle  non  bin  in  idem  ; mais  le  malentendu 
sur  lequel  repose  cette  doctrine  a été  souvent  signalé:  ce  n’est  pas 
le  délit  ancien  qu’on  veut  frapper,  mais  bien  la  culpabilité  parti- 
culière révélée  par  le  nouveau.  — La  discussion  ne  porte  pi  us  au- 
jourd’hui que  sur  l’étendue  de  l’effet  attribué  à la  récidive,  les  uns 
voulant  faire  de  cette  dernière  une  circonstance  aggravante  au  sens 
technique  du  mot,  d’autres  au  contraire  n’y  voyant  qu’un  élément 
d’appréciation  permettant  au  juge  d’élever  la  peine  à l’intérieur 
des  limites  légales.8) 

Ces  derniers  insistent  sur  ce  que  l'élément  de  fait  du  délit 
n’est  modifié  en  rien  par  la  récidive  ; dès  lors,  disent-ils,  la  marge 
laissée  au  juge  entre  le  minimum  et  le  maximum  lui  suffît  pour 
tenir  compte  de  l’élément  moral,  de  la  culpabilité  spéciale’do  l’agent. 
— On  peut  répondre  à bon  droit  qu’une  infraction  isolée  peut 
mériter  le  maximum  légal,  qu'il  importe  donc  de  donner  au  juge 
des  armes  plus  efficaces  contre  le  récidiviste. 

Nous  considérons  la  récidive  comme  une  circonstance  aggravante 
générale  ; en  restreindre  l’application  à certains  délits  déterminés, 
c’est  tomber  dans  l’arbitraire,  et  la  circonstance  que  ces  infractions 
sont  plus  souvent  réitérées  n’est  point  une  raison  suffisante  pour 
déployer  à leur  égard  une  rigueur  spéciale.  — En  revanche,  l’appli- 

')  L’expression  „achevé  de  subir  sa  peine“  employée  par  l’art.  78  manque 
de  précision.  Que  penser  en  particulier  de  l’évadé?  Commencera-t-il  de  suite  à 
prescrire  la  récidive  (avant  la  prescription  de  la  peine),  ou  nu  contraire  ne  peut- 
il  jamais  prescrire  parce  qu’il  n'a  pas  achevé  de  subir  sa  peine? 

*)  Carnot,  Commentaire  I,  p.  162.  — Gesterding,  Neues  Archiv  V,  p.  479 
et  suivantes. 

*)  L’espace  nous  manque  pour  insister  ici  sur  cette  importante  controverse  ; 
on  la  trouvera  très  bien  résumée  dans  l’ouvrage  de  Michel;  voir  aussi  l’opinion 
des  criminalistes  les  plus  marquants  citée  par  Geyer  dans  le  Rechtslexicon  V» 
Kückfall.  — Signalons  en  passant  combien  la  terminologie  pénale  est  mal  formée 
en  français;  il  est  très  difficile  de  rendre  exactement  les  mots  Strafschärfungs- 
et Strafeumessungsgmnd.  — L’expression  „circonstance  aggravante“  est  souvent 
employée  dans  ce  dernier  sens;  voir  en  particulier  le  Code  pénal  fédéral,  partie  I, 
titre  VI  — le  Code  pénal  militaire  suisse,  partie  I,  titre  CVI,  et  le  Code  neuchà- 
tclois,  art.  29. 
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cation  de  cette  circonstance  aggravante  no  devrait  jamais  être  rendue 
obligatoire  pour  le  juge  ; il  ne  faut  pas  oublier  que  la  récidive 
repose  sur  une  simple  présomption  de  rébellion  persistante  ; or  cette 
présomption  peut  être  battue  en  brèche  par  la  réalité  des  faits  ; 
l’expérience  montre  que  la  commission  «le  plusieurs  infractions  par 
le  même  agent  peut  provenir  des  causes  les  plus  diverses,  les  plus 
accidentelles;  il  y a donc  là  une  question  à examiner  et  à résoudre 
dans  chaque  cas  spécial  et  la  loi  doit,  évitant  toute  règle  absolue, 
laisser  le  magistrat  libre  d’user  ou  non  du  pouvoir  dont  elle  l’investit. 
— Les  circonstances  atténuantes  pourraient  jusqu’à  un  certain  point 
remédier  au  caractère  obligatoire  imposé  à l’aggravation,  mais  on 
sait  trop  combien  leur  application  par  le  jury  présente  d’irrégularité 
et  d’incertitude. 

L’aggravation  se  réalise  de  deux  manières  : 

1°  Par  la  prolongation  de  la  peine  légale;  la  récidive  no  mo- 
difiant pas  le  caractère  de  l’acte,  dit-on  à l’appui  de  cette  méthode, 
la  peine  choisie  par  le  législateur  doit  être  conservée.  ')  D’autre 
part  est-il  bien  logique  d’employer  à nouveau  et  sans  modification 
aucune  le  moyen  pénal  qui  n’a  pas  atteint  son  but?  Mittermaier*) 
en  doute  et  compare  ce  procédé  à celui  d’un  médecin  qui,  voyant 
ses  prescriptions  rester  sans  eff«'t,  doublerait  la  dos««  sans  se  de- 
mander si  le  remède  lui-même  n’est  pas  mal  choisi. 

2°  Par  la  substitution  à la  peine  légale  d’une  peine  plus  sévère; 
la  répression  inefficace  est  remplacée  par  le  degré  supérieur  de  l’é- 
chelle pénale.  — Plus  rationnel  peut-être,  ce  système  a contre 
lui  sa  rigueur  inflexible.  L’application  d’une  peine  criminelle  à un 
simple  délit  peut  déjà  soulever  des  scrupules;  le  remplacement 
«l’une  peino  temporaire  par  la  perpétuité  est  une  aggravation  exor- 
bitante ; enfin  la  peine  de  mort  basée  sur  la  récidive  seule,  alors 
que  le  fait  en  lui-même  n’est  frappé  que  d’une  peine  privative  de 
liberté,  est  absolument  inadmissible.3) 

Dans  l’article  cité  ci-dessus,  Mittermaier  propose  de  laisser  à 
la  peine  sa^  duré««  et  son  nom,  mais  d’en  rendre  le  mode  d’exécution 
plus  afflictif  pour  le  récidiviste:  Affectation  d’un  quartier  spécial  dans 

')  Dans  ce  sons  Chauveau  et  K.  Hélie  I.  c.  p.  330.  — On  peut  répondre 
qu’à  teneur  «lu  code  français  le  jeu  des  circonstances  atténuantes  modifie  la  peine; 
or  l’admission  de  ces  dernières  ne  chuuge  pas  non  plus  la  nature  de  l’infraction. 

*)  Neues  Archiv  XIV,  p.  115  et  suivantes. 

3)  Voir  cependant  l’art.  50,  § 7,  du  code  pénal  français  (critiqué  par  tous 
les  commentateurs)  et  l’art.  127  du  code  frihourgeois  de  1873. 
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chaque  lieu  de  détention,  travaux  plus  pénibles,  diminution  de  la 
part  afférant  au  détenu  dans  le  produit  de  son  travail , régime 
général  plus  rigoureux,  etc.  — La  solution  est  ingénieuse,  mais 
les  progrès  dans  l’individualisation  du  système  pénitentiaire  sont 
trop  ardus  à réaliser  pour  qu’elle  paraisse  pratique. 

Dernière  question:  Le  nombre  des  récidives  doit-il  influer  sur 
la  mesure  de  l’aggravation  ‘i  — Ortolan  enseigne  la  négative,  mais 
les  arguments  donnés  par  lui  (complications  arithmétiques  introduites 
dans  la  loi  — lutte  d’obstination  entre  le  coupable  et  le  pouvoir  [?]j 
paraissent  peu  probants.  Il  semble  au  contraire  indéniable  que  la 
présomption  de  perversité,  d’incorrigibilité  même,  croît  en  force  avec 
chaque  manifestation  de  la  volonté  criminelle  ; l’aggravation  pro- 
gressive est  donc  justifiée. 

L’examen  des  législations  romandes  conduit  aux  résultats  ci- 
après  : 

1°  Tous  nos  codes  considèrent  d’une  manière  plus  ou  moins 
absolue  la  récidive  comme  une  circonstance  aggravante  au  sens 
strict  du  mot.  — Tous  en  font  une  théorie  générale  et  édictent  à 
son  sujet  des  règles  applicables  ù tous  les  délits. 

2°  L’aggravation  est  toujours  obligatoire  dans  le  code  de  Fri- 
bourg ; elle  est  obligatoire  d’après  le  code  du  Tessin  dans  le  cas 
seulement  où  la  peine  de  l’infraction  précédente  a été  entièrement 
subie.  — Les  autres  législations  autorisent  simplement  le  juge  ù 
ajouter  à la  peine  légale  ; cependant  le  magistrat  est  dans  une  certaine 
mesure  forcé  de  tenir  compte  de  la  récidive,  soit  par  l’application 
rendue  obligatoire  du  maximum  légal,  dans  les  lois  du  Valais  (en 
tous  cas),  de  Neuchâtel  (pour  la  récidive  de  crime  à crime  et  de 
délit  ù délit)  et  du  Tessin  (quand  la  peine  précédente  a été  par- 
tiellement subie),  soit  par  l’élévation  du  minimum  au  double,  dans 
le  code  de  Genève  (pour  la  récidive  de  crime  à délit  et  de  délit 
à délit).  — LIaggravation  est  toujours  facultative  d’après  le  code 
de  Vaud. 

3°  Quant  au  nombre  des  récidives,  Tessin  et  Genève  ')  n’en 
tiennent  aucun  compte;  — Neuchâtel  distingue  la  1*»  et  la  2e  (sauf 
pour  la  récidive  de  délit  à crime);  — Vaud,  Fribourg  et  Valais 
séparent  la  1”,  la  2*  et  les  récidives  ultérieures. 

‘)  Notre  loi  se  rapproche  ici  du  code  français  ; toutefois  la  législation 
française  récente  s’occupe  du  nombre  des  récidives  quand  il  s’agit  d’appliquer 
la  peine  de  la  rélégation.  (Loi  sur  les  récidivistes  du  27  Mai  1885,  art.  i.) 

Zeitehr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  I.  Jnhrjf.  3 
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4°  Nature  de  l'aggravation  : La  substitution  d’une  peine  à une 
autre  est  généralement  prohibée  (voir  cependant  l’art.  ÏO  du  code 
de  Vaud,  déjà  criti<iué;  voir  aussi  les  art.  102,  104  et  127  du  code 
de  Fribourg;  cette  dernière  disposition  a dû  tomber  devant  la  consti- 
tution de  1874).  — L’aggravation  se  manifeste  donc  dans  la  durée 
de  la  peine;  cette  prolongation  même  est  limitée  par  trois  légis- 
lations qui  ne  permettent  pas  au  juge  de  dépasser  le  maximum  de 
durée  attribué  par  la  loi  à chaque  espèce  de  peine  ( Vaud  69  et 
Fribourg  77  expressément;  Tendu  implicitement  puisqu’il  est  im- 
possible de  créer  un  degré  de  peine  supérieur  à ceux  de  la  loi). 
■ — Fribourg  permet  à la  vérité  d’aggraver  le  régime  lorsque  la 
règle  ci-dessus  rend  la  prolongation  impossible.  — Neuchâtel  (20) 
prévoit  aussi  un  traitement  spécial  pour  les  récidivistes.  — Enfin 
Tessin  (72  n°  1),  Genève  (27)  et  Valais  (84)  s’occupent  du  condamné 
à perpétuité  qui  vient  à commettre  un  nouveau  délit:  la  cellule  de 
rigueur  lui  est  appliquée  au  Tessin  et  peut  durer  jusqu’à  un  an  ou 
jusqu’à  cinq  ans,  suivant  que  l’infraction  nouvelle  est  un  délit  ou 
un  crime.  — A Genève  le  juge  peut  convertir  une  partie  de  la 
réclusion  (1  mois  à 5 ans)  en  cellule  solitaire.  — Valais  ne  modifie 
le  régime  qu’autant  qu’il  s’agit  d’un  crime  nouveau  puni  lui  aussi 
de  la  réclusion  perpétuelle  ; la  nature  de  cette  aggravation  n’est 
pas  indiquée,  c’est  affaire  do  règlement  ; il  parait  d’ailleurs  difficile 
d’ajouter  quelque  chose  aux  dispositions  exorbitantes  du  code  valaisan 
sur  la  réclusion  à perpétuité  (art.  25  et  27). 

Neuchâtel , Valais  et  Genève  ne  limitant  pas  le  pouvoir  du  juge 
à la  plus  longue  durée  légale  de  la  peine,  il  paraît  hors  de  doute 
que  ce  maximum  peut  être  dépassé  en  cas  de  récidive.  A Genève, 
par  exemple,  le  juge  pourrait  condamner  à la  prison  jusqu’à  dix 
ans,  ou  à la  réclusion  à temps  au  dessus  de  vingt  ans  (art.  8, 
§ 2 ; 9,  § 1 ; 34  et  suiv.).  l) 

5°  Mesure  de  l’aggravation.  Vos  législations  la  déterminent  d’après 
trois  critères  différents  : 

a.  D'après  le  nombre  des  récidives  (Vaud,  Valais,  Fribourg,  Neu- 
châtel). Le  tableau  suivant  montrera  l’influence  de  chacune  d’elles 
sur  la  peine: 

’)  Comp.  l’art.  40  du  code  pénal  français  qui  réserve  expressément  le  cas  de 
récidive  quand  il  s’agit  de  la  peiue  de  l’emprisonnement;  pour  les  peines  crimi- 
nelles, la  jurisprudence  adopte  la  solution  contraire;  un  arrêt  de  la  Cour  de 
Cassation  du  16  Septembre  1869  décide  notamment  „que  la  récidive  n’autorise 
pas  les  juges  à franchir  les  limites  légales  d’une  pénalité  et  à élever  la  durée 
de  la  réclusion  au  delà  de  dix  aus“. 
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Première  récidive: 

Fribourg  (76)  applique  le  maximum  augmenté  du  quart. 

Neuchâtel  (33)  et  Yaktix  (81)  appliquent  le  maximum. 

Vaud  (69)  autorise  le  juge  à porter  la  peine  à la  moitié  en  sus 
du  maximum,  le  minimum  restant  le  même. 

Le  système  adopté  par  les  trois  premières  lois  citées  est  des 
plus  fâcheux  puisqu’elles  frappent  d’une  peine  absolument  déter- 
minée un  fait  dont  la  gravité  est  essentiellement  variable. 

Seconde  récidive  : 

La  peine  oscille  entre  les  limites  suivantes: 

Fribourg:  Du  maximum  augmenté  du  quart  — au  maximum 
augmenté  de  moitié. 

Valais:  Du  maximum  — au  maximum  augmenté  de  moitié. 

Neuchâtel  comme  Valais  et  de  même  pour  toute  récidive  ul- 
térieure. 

Vaud:  Du  minimum  — au  maximum  doublé. 

Récidives  ultérieures  : 

Les  limites  sont: 

ïYibourg  : Du  maximum  augmenté  du  quart  — au  maximum  triplé. 

Valais:  Du  maximum  — au  maximum  doublé. 

Va wl  : Du  minimum  — au  maximum  triplé. 

Les  aggravations  énormes  prévues  par  les  codes  de  Vaud  et 
Fribourg  ne  seront  applicables  qu’aux  peines  de  faible  gravité 
puisque,  dans  ces  deux  lois,  lo  maximum  légal  ne  peut  être  franchi. 

Les  règles  ci-dessus  souffrent  d’ailleurs  exception  : 

«.  D’après  lo  code  de  Neuchâtel,  en  ce  qui  concerne  la  réci- 
dive de  délit  à crime  (33,  alin.  2);  d’une  part  lo  nombre  des  con- 
damnations antérieures  reste  sans  influence  dans  ce  cas;  d’autre  part 
l’effet  de  la  récidive  est  ici  d’une  nature  spéciale  ; elle  fonctionne 
comme  „ circonstance  aggravante u suivant  la  définition  très  incorrecte 
de  l’art.  29;  en  réalité,  il  n’y  a pas  aggravation  proprement  dite; 
le  pouvoir  appréciateur  du  juge  est  limité  en  ce  sens  qu’il  doit 
ajouter  au  minimum  légal  la  moitié  au  moins  de  la  différence 
existant  entro  le  minimum  et  lo  maximum  de  la  peine.  — Signalons 
en  passant  combien  le  système  consacré  par  cet  art.  29  ost  vicieux:') 

*)  En  outre  le  pluriel  „des  circonstances  aggravantes“  employé  dans  l’alinéa  2 
do  cet  article  doit  évidemment  être  remplacé  par  le  singulier  (corap.  33,  alinéa  2). 
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trois  agents  condamnés  pour  le  même  crime,  l’un  sans  circonstances 
particulières,  le  second  avec  admission  de  circonstances  atténuantes, 
le  troisième  avec  une  circonstance  aggravante  (par  exemple  après 
une  condamnation  correctionnelle),  pourront  être,  suivant  le  tempé- 
rament du  juge  chargé  d’appliquer  cette  disposition  singulière, 
frappés  de  la  même  peine,  de  cette  peine  moyenne  située  à mi- 
chemin  entre  le  minimum  et  le  maximum. 

t1.  D’après  le  code  de  Vand,  en  matière  de  vol,  brigandage 
et  escroquerie  (art.  311,  modifié  par  la  loi  du  28  Mai  1849),  à 
partir  de  la  troisième  récidive  la  peine  ne  peut  être  inférieure  à 
un  an  de  réclusion.  *)  — Le  juge  vaudois  n’a  donc  pas  ici  l’entière 
latitude  des  cas  ordinaires,  et  peut  être  forcé  de  tenir  compte  de 
la  récidive.  2) 

b.  D’après  la  qualification  de  l'infraction  à punir.  — Le  code 
de  Genève  distingue  suivant  qu’il  s’agit  de  récidive  en  matière  cri- 
minelle ou  en  matière  corrcctionellc  : 

et.  L’infraction  nouvelle  est  un  crime.  S’il  a été  précédé  d’une 
condamnation  criminelle  (34),  le  maximum  est  élevé  de  dix  ans. 

S’il  a été  précédé  d’une  condamnation  correctionnelle  (36,  al.  1), 
le  maximum  est  élevé  de  cinq  ans. 

Dans  les  deux  cas  le  minimum  reste  invariable  ; l’aggravation 
est  donc  absolument  facultative.  Remarquons  que  le  pouvoir  aggra- 
vant des  condamnations  criminelles  est  ici  supérieur  à celui  des 
condamnations  correct  ionnelles. 

ti.  L’infraction  nouvelle  est  un  délit.  Qu’il  survienne  après  une 
condamnation  criminelle  (35)  ou  après  une  condamnation  correc- 
tionnelle (36,  alinéa  2),  la  peine  de  la  récidive  est  la  même,  ce  qui 
est  loin  d’être  logique;  cette  peine  oscille  entre  le  minimum  et  le 
maximum  doublés. 

Eu  matière  correctionnelle  le  juge  est  donc  obligé  de  tenir 
compte  de  la  récidive;  il  y aurait  même  forcément  aggravation 
proprement  dite  si  le  minimum  doublé  dépassait  le  maximum  de  la 
peine  ordinaire,  8)  mais  ce  résultat,  à notre  connaissance  du  moins, 
ne  se  produit  pas  une  seule  fois  dans  le  code  genevois  ; la  marge 
entre  les  deux  limites  extrêmes  est  toujours  considérable. 

')  L’art.  311  ancien  fixait  des  minima  pour  la  première,  la  seconde  et  l’ulté- 
rieure récidive  des  délits  ci-dessus. 

*)  Voir  aussi  les  art.  145  et  147  où  la  récidivo  peut  entraîner  l’interdiction 
de  certaines  professions,  et  l’art  352  où  elle  peut  amener  la  destitution. 

*)  Voir  Michel  I.  c.  p.  18. 
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Remarquons  que  l’aggravation  produite  par  la  récidive  peut 
être  détruite  par  l’admission  de  circonstances  atténuantes.  ')  Eu 
matière  correctionnelle,  l’effet  de  ces  dernières  est  précisément  l’in- 
verse de  celui  de  la  récidive  ; si  donc  un  verdict  mitigé  par  des 
circonstances  atténuantes  est  rendu  contre  un  récidiviste,  la  position 
du  juge  est  la  même  qu’en  face  d’un  verdict  pur  et  simple  rendu 
contre  un  délinquant  ordinaire. 

Observons  enfin  qu’une  exception  est  apportée  au  système 
d’aggravation  ci-dessus  par  l’art.  27  du  code  genevois  : Lorsque 
l’infraction  nouvelle  est  commise  pendant  l’exécution  de  la  première 
peiue,  qu’il  s’agisse  d’ailleurs  d’un  crime  ou  d'un  délit  nouveau, 
le  juge  doit  appliquer  le  maximum. 

c.  D'après  la  proportion  réellement  suide  de  la  peine  ancienne. 
Le  code  du  Tessin,  après  avoir  admis  (CO,  § 1)  que  la  condamnation 
irrévocable  est  une  base  suffisante,  affaiblit  singulièrement  ce  prin- 
cipe en  proportionnant  (72,  n°  2)  les  effets  de  la  récidive  à l’exé- 
cution plus  ou  moins  complète  de  cette  condamnation.  Il  distingue 
iV  cet  égard  les  trois  cas  suivants  : 

or.  La  peine  a été  subie  tout  entière.  La  récidive  a pour  effet 
tl’élever  d’un  degré  2)  la  peine  de  l’infraction  nouvelle  ; comme  le 
minimum  du  degré  supérieur  est  toujours  égal  au  maximum  du 
degré  inférieur,  l’aggravation  est  presque  obligatoire.  — De  là  résulte 
cette  conséquence  que,  si  la  peine  ordinaire  atteint  déjà  le  degré 
le  plus  haut,  la  récidive  reste  sans  effet  (au  moins  comme  circon- 
stance aggravante  proprement  dite).  C'est  là  un  inconvénient  notable 
et  qui  doit  surtout  se  faire  sentir  dans  l’application  de  la  peine 
de  la  détention;  là,  en  effet,  le  degré  supérieur  est  très  bas  et  très 
peu  étendu  (3 — 4 ans).  — On  peut  répondre  à cette  critique  que 
le  code  applique  rarement  le  plus  haut  degré  pénal  à une  première 
infraction.  8) 

,i.  La  peine  n’a  été  subie  que  partiellement.  4)  Le  maximum 

')  Voir  le  code  d'instruction  pénale  du  25  octobre  1884,  art.  3GÜ,  411. 

*)  Voir  les  degrés  établis  par  les  art.  13,  15,  22,  2li,  27  et  29. 

*)  Voir  cependant  les  art.  32  a,  111b,  115  § 2,  153,  200  a,  217  b,  218,  et 
surtout  204  § 2,  254,  373  § 2 , 380  alinéa  2,  dans  lesquels  la  récidive  perd 
presque  toute  influence. 

*)  L’expression  „durante  la  pena“  semble  d’ailleurs  trop  étroite;  celui  qui 
s’évade  au  moment  oit  la  peine  est  en  cours  d’exécution  et  commet  ensuite  un 
nouveau  délit  pourra  difficilement  être  considéré  comme  récidiviste  à teneur  de 
l’art.  72,  lettres  a et  b. 
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do  la  peino  ordinaire  est  alors  appliqué  au  récidiviste.  Tout  pouvoir 
appréciateur  est  donc  enlevé  au  juge,  ce  que  nous  avons  déjà  cri- 
tiqué ailleurs  ; en  outre,  même  dans  le  système  admis  par  le  code, 
la  répression  est  trop  faible  si  le  nouveau  délit  survient  quelques 
jours  seulement  avant  l’expiration  de  la  première  peine,  au  moment 
où  celle-ci  est  censée  avoir  déjà  produit  son  effet. 

y.  La  peine  n’a  pas  été  subie.  — La  peine  ordinaire  est  main- 
tenue et  la  récidive  a pour  seul  effet  d’interdire  au  juge  l’appli- 
cation du  minimum;  le  magistrat  reste  d’ailleurs  libre  d’ajouter  à 
ce  minimum  la  fraction  de  peine  la  plus  infime.  — Encore  ici  la 
répression  paraît  insuffisante  ; la  valeur  pénale  de  la  condamnation, 
proclamée  en  principe,  est  méconnue  en  réalité. 


On  comprendra  sans  peine  pourquoi  les  réflexions  qui  précèdent 
restent  sans  conclusion  ; les  législations  dont  nous  achevons  l’étudo 
reposent  sur  des  principes  si  différents  qu’une  comparaison  de  détail 
est  seule  possible  ; il  faut  renoncer  à tout  groupement  systématique, 
à toute  vue  d’ensemble.  — Ce  n’est  pas  à nous  qu’il  appartient  do 
tirer  l’ordre  de  ce  chaos. 

Un  dernier  mot:  Ilicn  que  les  moyens  de  prévenir  la  récidive 
ne  se  rattachent  que  de  loin  au  sujet  choisi  par  nous,  nous  tenons 
cependant  à mentionner  la  création  récente  à Genève  d’une  Société 
de  patronage  pour  les  détenus  libérés  de  nos  prisons  cantonales.  — 
Dès  ses  débuts  cette  société  a exercé  son  influence  sur  uu  nombre 
de  détenus  considérable  ; ')  elle  est  appelée  à rendre  dans  l’avenir 
d’inappréciables  services  ; les  fondateurs  de  cette  œuvre  utile  entre 
toutes  méritent  l’éloge  et  l’encouragement  de  tous. 

')  Voir  le  Rapport  sur  le  premier  exercice  annuel  (du  1"  Octobre  188t> 
au  30  Septembre  1887.  Genève,  imprimerie  Ziegler).  De  comité  s’est,  pendant 
cette  première  année,  occupé  déjà  de  74  détenus  et  35  détenues. 


Digitized  by  Google 


Die  Errichtung  von  Besserungsanstalten  für 
jugendliche  Verbrecher  in  der  Schweiz.1) 

Der  Gedanke,  eine  interkantonale  Rettungsanstalt  für  jugend- 
liche Verbrecher  zu  erstellen,  tauchte  im  Jahre  1855  an  der  Ver- 
sammlung der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  in  Luzern 
zum  ersten  Male  auf;  fünf  Jahre  später  begutachtete  der  Züricher 
Regierungsrath  und  nachmalige  Bundesrath  Dr.  Dubs  die  Frage 
und  schrieb  eine  Wegleitung. 

Der  Bundesrath  fand  den  Gedanken  so  beachtcnswerth,  dass 
er  im  Januar  1863  eine  interkantonale  Konferenz  veranstaltete,  *) 
an  welcher  alle  Kantone  bis  auf  Solothurn,  Baselland,  Schaffhausen 
und  Appenzell  I.-Kh.  vertreten  waren.  Zwar  wurde  eine  Kommission 
zur  Ausarbeitung  eines  Konkordatsentwurfs  niedergesetzt  und  stati- 
stisches Material  gesammelt,  aber  ein  Resultat  ergab  sich  nicht. 

Der  Verein  für  Straf-  und  Gefiingnissweson  brachte  die  Frage 
nach  einem  vergeblichen  Anläufe  (1N6!()  nach  Inkrafttreten  der 
Bundesrevision  von  1874  wieder  in  Fluss,  indem  er  auf  Grund 
eines  von  Strafhausdirektor  Dr.  Guillaume  erstatteten  Berichtes  das 
eidgenössische  Departement  des  Innern  veranlasste,  neuerdings  eine 
interkantonale  Konferenz  einzuberufen,  welche  die  Grundlagen  eines 

')  Nach  einem  dem  schweizerischen  Verein  filr  Straf-  und  Gefünguissweson 
an  seiner  Jahresversammlung  zu  Kreilmrg  den  H*.  September  18Ö7  von  seinem 
Central  Präsidenten,  Direktor  ./.  V.  Ihirbin  (Lenzburg),  erstatteten  Berichte. 

*)  Das  Einladungsschreiben  des  Bundesrathes  an  die  Kantone  vom  14.  No- 
vember 18B2  führt  aus:  „Obschon  in  diesem  Alter  die  Zurechnungsfähigkeit  noch 
nicht  zu  voller  Keife  gelangt  und  dasselbe  noch  bildsam  ist,  so  müssen  die  Ver- 
uitheilten  ihre  Strafzeit  gewöhnlich  in  Zuchthäusern  und  Arbeitshäusern  gemein- 
sam mit  altern  lind  abgehärteten  Verbrechern  bestehen,  weil  es  an  besondere  An- 
stalten Ihr  sie  fehlt.  Auf  diese  Weise  ist  ein  beträchtlicher  Theil  der  Jugend  fort- 
während dem  Verderben  des  Umgangs  mit  dem  Auswurf  der  menschlichen  lie- 
sellgcbaft  oder  einer  ahstumpfenden  Einzelhaft  ausgesetzt,  während  eine  fumilien- 
artige  Absonderung,  zweckmässigen:  Einrichtung  und  sittliche  Hebung  der  für  ihn 
bestimmten  Strafanstalten  alle  Bürgschaften  einer  Besserung  gewähren  und  in 
Bezug  auf  ihn  den  Zweck  der  Strafrechtspflege  sichern  würden.“ 
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Konkordates  feststellen  und  die  Gründung  einer  interkantonalen 
Kettungsaustalt  für  junge  Verbrecher  und  Taugenichtse  sowie 
einheitliche  gesetzliche  Bestimmungen  für  dieselben  bewirken 
sollte.  An  dieser  Konferenz  (4.  September  1875)  betheiligten  sich 
Abgeordnete  aus  20  Kantonen.  Eine  Kommission  von  4 Mitgliedern 
erhielt  den  Auftrag  einen  Konkordatsentwurf  auszuarbeiten.  Diesem 
Aufträge  kam  die  Kommission  nach.  10  Kantone  erklärten  sich 
geneigt,  auf  Grundlage  des  Projekts  ein  Konkordat  abzuschliessen.  ') 
Andere  10  Kantone  lehnten  eine  Betheiligung  ab , 4 Kantone  be- 
hielten sich  die  Entschliessung  vor  und  Tessin  antwortete  nicht. 

Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement,  in  dessen  Gescliäfts- 
kreis  die  Angelegenheit  seither  gelegt  worden  war,  versammelte  die 
Kommission  im  Jahre  1870  wieder.  Bei  der  allgemeinen  Diskussion 
trat  jedoch  die  Ueberzeugung  immer  klarer  zu  Tage,  dass  der  Kon- 
kordatswey mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  und  es  daher 
tvünxchenswerth  wäre,  vorerst  einen  Versuch  zu  machen,  oh  das  Ziel 
nicht  auf  einem  andern  Wege  zu  erreichen  sei.  J) 

Die  Kommission  beauftragte  desshalb  deu  Herrn  Ständerath 
Birma  im,  mit  einer  schweizerischen  Hcttungsanstalt  Verbindungen 
anzukuüpfeu.  Das  weitere  Komite  der  Anstalt  Bächtelen  bei  Bern 
erklärte  sich  auf  Anfrage  bereit , jugendliche  Verbrecher  unter 
16  Jahren  auf  die  Dauer  von  höchstens  2 Jahren  gegen  ein  Kost- 
geld von  wenigstens  200  Franken  in  die  Bächtelen  aufzunehmen, 
und  der  Bundesrath  erblickte  in  diesem  verdankenswerthen  Ent- 
gegenkommen einen  guten  Anfang  für  die  Lösung  der  wichtigen 
Frage.  Allein  bald  erwies  sich  das  Auskuuftsmittel , wie  mehrere 
Kantonsregierungen  dein  Bundcsrathe  darlegteu,  als  ungenügend, 
besonders  weil  jugendliche  Verbrecher  über  16  Jahre  von  der 
Anstalt  ausgeschlossen  waren.  Und  als  die  Direktion  der  Bächtelen 
nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  den  Pensionspreis  für  Zöglinge  auf 
800  Franken  erhöhte  und  Auswärtige  wegen  des  grossen  Andranges 
fernerhin  nicht  mehr  zulasseu  wollte,  berief  die  Kegierung  von 
St.  Gallen  die  Mitstände  auf  den  28.  Oktober  1882  zu  einer  neuen 

')  Zftrich,  Hern,  Obwalden,  Haselstadt,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Aargau, 
Thurgau,  Neuenburg  und  Genf. 

■)  Anmerkung  der  Reduktion.  Und  heute  — nachdem  wieder  ein  Dezennium 
über  Konkordatsversuchen  hingegangen  ist?  Kann  nicht  der  Bund  oderein  grösserer 
Kanton  mit  Bundessubvention  eine  Besserungsanstalt  fftr  jugendliche  Verbrecher 
errichten,  welche  das  leistet,  was  eine  Konkordatsanstalt  leisten  sollte,  aber  kaum 
je  leisten  wird  ? 
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Konferenz , an  welcher  Basel -Stadt  und  -Land,  Schaff  hausen, 
St.  Gallen , Graubünden , Aargau  und  Thurgau  theilnahmen.  Au 
dieser  und  an  der  Züricher-Konferenz  vom  15.  Mai  1883  wurde 
ein  von  Regierungsrath  Dr.  Curti  von  St.  Gallen  ausgearbeiteter 
Konkordatsentwurf  beratheu  und  angenommen,  welcher  über  Zweck, 
Einrichtung,  Verwaltung  einer  zu  gründenden  interkantonalen 
Rettungsanstalt , sowie  über  die  Hechtsverhältnisse  der  konkor- 
direuden  Kantone  (Eigenthum  der  Anstalt , Rücktritt  von  dom 
Konkordate,  Auflösung  der  Anstalt)  eingehende  Bestimmungen 
nufstellt. 

Mehr  Schwierigkeit  bot  die  Wahl  einer  zweckentsprechenden 
Liegenschaft.  Die  Gesellschaft  des  Guten  und  Gemeinnützigen  in 
Basel  hatte  den  Koukordatskantonen  das  Gut  Klosterfichten  als 
Korrektionsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  angeboten,  ferner  fiel 
«lie  Festung  Aarburg  und  das  zum  Kauf  angetragene  ehemalige  Kapu- 
zinerkloster zu  Laufenburg  in  Betracht.  Das  Gut  Klosterfichten  liegt 
eine  gute  halbe  Stunde  vom  Centralbahnhof  in  Basel  an  einem  sonnigen 
Abhange.  Das  Gebäude,  ein  grösseres  Bauernhaus,  aus  Erdgeschoss 
und  einem  Stockwerke  bestehend,  wie  man  solche  im  obern  Baselbiet 
auf  den  Höfen  überall  antrifft,  steht  mitten  in  fruchtbaren  Wiesen. 
Wohnhaus  und  Oekonomiegobüudc  sind  aneinander  gebaut.  Einzig 
ein  Thiirmchen  auf  dem  Dache  dieses  Bauernhauses  erinnert  an  ein 
Anstaltsgebäude.  Klosterfichten  dient  zur  Zeit  als  Pächterwohnung 
und  im  Sommer  auch  zur  Aufnahme  von  weniger  bemittelten 
Kranken,  welche  einen  gesunden  Landaufenthalt  mit  Milchwirt- 
schaft suchen.  Früher  brachte  man  einige  harmlose  Pfründer  in 
Klosterfichten  unter,  was  dem  Gut  den  Namen  einer  Zwangsarbeits- 
anstalt verschaffte.  Diese  unrichtige  Bezeichnung  liess  vielleicht  den 
Gedanken  uufkommen,  aus  Klosterfichtcn  eine  Korrektionsanstalt  für 
jugendliche  Verbrecher  zu  machen.  Auf  Empfehlung  des  Herrn 
\ erwalter  Büehi  siegte  Klosterfichtcn  wegen  der  günstigen  Lage, 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  und  des  billigen  Preises  mit 
allen  gegen  eine  Stimme  in  der  Konferenz.  Die  Konkordatskantono 
übernehmen  das  auf  85,000  Franken  geschützte  Gut  zu  dem  Preise 
von  50,000  Franken  und  verpflichten  sich,  es  ausschliesslich  als 
Besserungsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  zu  verwenden  und  es 
in  seinem  gegenwärtigen  Bestände  zu  erhalten.  Bei  Auflösung  des 
Konkordates  soll  es  der  Gemeinnützigen  Gesellschaft  frei  stehen, 
das  Gut  den  Konkordatskantonen  gegen  Nachzahlung  einer  Summe 
von  35,000  Franken  zu  überlassen  oder  es  auf  Grund  einer  von 
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Sachverständigen  fcstzustellenden  Schatzung  zuriickzukaufen  unter 
Abzug  der  bei  dem  Verkaufe  nachgelassenen  35,000  Franken. 

liis  jetzt  sind  Baselstadt,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Graubünden 
und  unter  der  Bedingung,  dass  6 Stände  sich  anschliessen,  Thur- 
gau beigetreten.  Basoliand  lehnte  ab;  Aargau,  dessen  neue  Verfassung 
die  Errichtung  oder  Unterstützung  von  Anstalten  für  jugendliche 
Verbrecher  und  Taugenichtse  versieht,  wird  voraussichtlich  nacli- 
folgen,  womit  das  Konkordat  dann  perfekt  wäre.  Schwyz,  Obwalden, 
Luzern,  Zug,  Glarus,  Solothurn  und  Appenzell  A.-Rh.  sind  von  dem 
geschäftslei tenden  Stand  Baselstadt  am  30.  Januar  1885  zum  Bei- 
tritte eingeladen  worden. 

Dass  ein  Bauernhaus  den  Anforderungen,  die  an  eine  Anstalt 
für  jugendliche  Verbrecher  gestellt  werden  dürfen,  nicht  entspricht, 
liegt  auf  der  Haud. 

Verfehlt  ist  der  Zusammenhang  der  Wohnrätnne  mit  dem 
Oekonomiegebäude , indem  dadurch  die  Feuersgefahr  erhöht  wird. 
Sodann  fehlt  es  au  Einrichtungen,  welche  eine  sichere  Verwahrung 
der  Insassen  ermöglichen.  Die  Fenster  haben  keine  Gitter,  die 
Wände  und  Dielen  befinden  sich  in  primitivem  Zustande,  die  Thiiren 
sind  leicht,  und  doch  besitzt  das  Gut  weder  eine  Umfassungsmauer 
noch  überhaupt  eine  Einfriedigung.  Unter  den  jugendlichen  Ver- 
brechern gibt  es  aber  öfters  sehr  waghalsige  und  verwegene 
Burschen,  welche  mangelhafte  bauliche  Anlagen  zur  Flucht  benutzen. 

Der  Raum  ist  sehr  beschränkt.  In  den  ordentlichen  Wohn- 
räumen  können  nur  23  Personen  Unterkunft  finden,  und  wenn  auch 
unter  dem  Dach  vielleicht  noch  7 Schlafstellen  zur  Noth  eingerichtet 
werden  können,  so  leiden  doch  die  dorthin  Verwiesenen  im  Sommer 
unter  der  Hitze , im  Winter  unter  der  Kälte.  Dosshalb  vermag 
Klosterfichten  den  Bedürfnissen  von  7 Kantonen  nicht  zu  genügen, 
zumal  sich  Baselstadt  zum  Voraus  5 Plätze  ausbedungen  hat. 

Auch  zu  Einzelzellen  fehlt  der  Raum.  Bei  einer  Zahl  von  etwa 
30  Detinirten  sind  aber  mindestens  6 Eiuzelhaftzellen  erforderlich, 
die  gleichzeitig  als  Arbeitszeiten  dienen  können.  Zöglinge,  welche 
auf  die  andern  einen  schlechten  Einfluss  ausüben,  müssen  wenigstens 
zeitweise  isolirt  werden  können;  Arreststrafen  reichen  gegen  fort- 
gesetzte Bosheit  nicht  aus.  Die  Gänge  und  die  Treppen  sind 
zu  eng,  letztere  nicht  einmal  einen  Meter  breit.  Endlich  bietet 
die  hintere  Abtheiluug  des  Uekonomiegebäudes  eine  Menge  Schlupf- 
winkel, welche  den  Vagabunden,  die  sich  in  der  Nähe  von  Basel 
herumtreiben,  zum  Aufenthalt  dienen. 
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Nach  «loin  Hauplane  steht  Abhülfe  einzig  bezüglich  dos  letzten 
Punktes  in  Aussicht,  indem  hinter  dem  Hause  eine  Mauer  oder  ein 
Pallisadenzaun  angebracht  werden  soll.  Der  Einwand,  die  Ein- 
friedung des  Hofraumes  gebe  dem  Gute  zu  sehr  den  Charakter 
einer  Strafanstalt,  ist  gewiss  nicht  begründet.  Sieht  man  doch 
auch  bei  alleinstehenden  Privathäusern  2 Meter  hohe  Mauern  oder 
Häge.  Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  eine  stramme  Haus- 
ordnung nur  aufrecht  erhalten  werden  kann,  wenn  der  Gefangene 
einsieht,  dass  eine.  Entweichung  nicht  möglich  ist.  ‘)  Sentimentalität 
ist  gegenüber  jugendlichen  Verbrechern  schlecht  angebracht. 

Die  Kosten  der  baulichen  Veränderungen,  welche  an  dem 
Wohngebäude  und  dem  Oekonomiegcbäude  vorgesehen  sind,  werden 
auf  16,000  Franken  angeschlagen,  ausserdem  soll  bei  l’eberfiillung 
des  Hauses  ein  zu  der  Aufnahme  von  weiteren  30  Gefangenen  ge- 
eigneter Neubau  von  zwei  Stockwerken  erstellt  werden.  Hier 
würden  die  Fenster  mit  Gittern  versehen.  Isolirzellcn  sind  nicht 
vorgesehen,  obwohl  ohne  Schwierigkeit  solche  angebracht  werden 
könnten. 

Nur  wenn  dieser  Neubau  ohne  Verzug  in  Angriff  genommen 
und  überdies  für  Sicherheit  gegen  Feuersgefahr  und  Entweichung 
Vorsorge  getroffen  wird,  lohnt  sich  die  Einrichtung  einer  inter- 
kantonalen Anstalt  in  Klostcrfichten.  Schrecke  man  vor  den  Kosten 
nicht  zurück,  die  sich  ja  auf  mehrere  Kantone  vertheilen.  Die 
interkantonale  Anstalt  sollte  deu  kantonalen  Anstalten  als  Muster 
dienen. 

Es  müssen  namentlich  Einrichtungen  getroffen  worden,  durch 
welche  der  im  Dienste  des  Bösen  stellenden  Intelligenz  und  Kraft 
entwickelter  Jünglinge  mit  Erfolg  begegnet  werden  kann.  Erst 
dann  wird  die  Anstalt  Klosterfichten  mehr  sein  als  ein  Versuchsfeld. 

Auch  die  v erbrecherische  Jugend  darf  niemals  Zu  Experimenten 
verwendet  worden. 

’)  ln  Olsberg,  einer  Anstalt,  welche  sicherere  Räumlichkeiten  besitzt  als 
Klosterfichten  und  jüngere  Insassen,  kamen  vom  Juli  1870  bis  in  das  Jahr  1880 
50  Entweichungen  und  Ausreissversuche  vor.  die  meist  bei  Nacht  stattfanden. 
Die  jungen  Leute  sprangen  aus  den  Fenstern  oder  kletterten  au  Stangen  oder 
Stricken,  die  sie  aus  Bettstücken  erstellten,  in  das  Freie. 
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Extrait  du  rapport  du  Dr.  Guillaume  sur  les  travaux  du  Congrès  pénitentiaire 

de  Rome. 

Nous  devons  mentionner  la  conférence  donnée  pendant  le  Con- 
grès par  M.  Alphonse  Bertillon  sur  la  méthode  ingénieuse  qu’il  a 
imaginée  d'établir  d’une  manière  sûre  et  rapide  l’identité  des  réci- 
divistes et  d’empêcher  que  des  malfaiteurs  puissent  se  faire  passer 
pour  une  personne  dont  ils  connaissent  l’état  civil. 

L’identification  d’un  détenu  repose  sur  la  connaissance  des 
indications  suivantes  : 

1)  longueur  et  largeur  de  la  tète; 

2)  longueur  du  médius  et  de  l’auriculaire  gaucho; 

3)  longueur  du  pied  gauche; 

4)  longueur  de  la  coudée  gauche; 

5)  longueur  de  l’oreille  droite; 

ti)  hauteur  de  la  taille; 

7)  longueur  de  la  grande'envcrgure; 

8)  hauteur  du  buste; 

9)  notation  spéciale  de  la  couleur  de  l’œil. 

Comme  on  le  voit,  cette  méthode  repose  essentiellement  sur  la 
connaissance  de  diverses  longueurs  osseuses. 

A ces  rubriques  on  ajoute  le  relevé  des  cicatrices  et  marques 
particulières  que  tout  individu  présente  en  nombre  plus  ou  moins 
grand,  et  pour  une  collection  de  bulletins  ou  fiches  sans  photo- 
graphies, on  note  suivant  un  vocabulaire  spécial  la  couleur  des 
cheveux  et  de  la  barbe,  ainsi  que  la  forme  et  les  dimensions  du  nez. 

Ces  opérations  nécessitent  l’usage  d’instruments  spéciaux  : d’un 
compas  d’épaisseur  et  de  toises  pour  mesurer  la  hauteur  de  la 
taille  et  la  longueur  des  envergures.  En  quelques  séances  d’essai, 
un  employé  intelligent  sait  déjouer  les  tricheries  et  éliminer  les 
causes  d’erreurs  et  peut  procéder  it  l’application  pratique  de  la 
méthode. 

La  prise  de  ces  mensurations  et  le  relevé  de  l’état  civil,  de  la 
profession,  domicile,  inculpation  et  date  de  naissance  n’exige  que 
peu  de  temps. 
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Voici  comment  M.  Bertillon  explique  son  système: 

— Si  l'on  suppose  que  la  collection  ainsi  réunie  comprenne 
une  soixantaine  de  mille  épreuves,  la  répartition  se  présentera 
ainsi  : 

Photographies  classées  dans  la  division  des  tailles  petites  f.  20,000 

» > » > i > > moyennes  > 20,000 

» » » » » » a grandes  » 20,000 

Total  f.  60,000 

Chacune  de  ces  trois  divisions  de  f.  20,000  se  répartira  en- 
suite, suivant  le  même  principe,  et  sans  s’occuper  aucunement  de 
la  taille,  en  trois  séries  suivant  la  longueur  de  la  tête  de  chacun. 

Ces  nouvelles  subdivisions,  au  nombre  île  neuf,  ne  contiendront 
plus  alors,  savoir: 

celle  des  têtes  petites,  que  6000  photographies  et  quelque  chose. 
» > » moyennes,  » » » > » 

» » > grandes,  » > » » » 

Ces  subdivisions  de  6000  seront  elles-mêmes  partagées  en  trois 
groupes  suivant  la  longueur  du  pied  et  compteront  alors  chacune, 
savoir  : 

celles  des  pieds  petits,  2000  photographies 
» » > moyens,  » » 

> » » grands,  » » 

La  longueur  des  bras  étendus  en  croix  ou  graude  envergure 
fournira  une  quatrième  indication  qui  divisera  encore  chacun  des 
paquets  de  photographies  précédents  en  trois  et  les  réduira  à des 
séries  de  600,  que  l’on  pourra  encore  rediviser  en  des  éléments 
plus  petits  en  prenant  pour  base  la  couleur  des  yeux  de  l’individu, 
la  longueur  de  son  doigt,  médius  et  la  largeur  de  sa  tête. 

C’est  ainsi  qu’au  moyen  de  quatre  coôfficients  anthropométriques 
nouveaux  (le  sexe,  la  taille,  Tilge  et  la  couleur  des  yeux)  la  collec- 
tion des  60,000  photographies  pourra  être  divisée  en  groupes  d’une 
cinquantaine  de  photographies  qu’il  sera  dès  lors  facile  de  parcourir 
rapidement. 

Ajoutons  que  pour  maintenir  une  classification  de  ce  Retire  à 
un  chiffre  uniforme  on  sera  amené  h tenir  compte,  en  premier  lieu 
et  avant  toute  mensuration , d'un  élément  toujours  renaissant  qui 
est  la  date  de  la  naissance  présumée  à dix  ans  près;  ici  les  indi- 
vidus nés  de  1830  à 1839;  à côté  ceux  de  1840  à 1849;  puis  ceux 
de  1850  à 1859,  etc. 
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Supposons  maintenant  que  nous  ayons  à vérifier  dans  cette 
collection  si  uu  individu  n’y  a pas  été  précédemment  classé  sous 
un  autre  nom.  Il  va  de  soi  qu'eu  s’adressant  à la  division  de  taille 
correspondant  à celle  de  l’individu  examiné,  et  en  s’arrêtant  dans 
cette  division,  il  la  subdivision  de  sa  longueur  de  tête  pour 
rechercher  ensuite  la  sous-subdivision  de  son  pied,  puis  colle  de 
son  médius  et  de  son  envergure,  on  arrivera  d'élimination  en  éli- 
mination au  paquet  final  qui  devra  comprendre  la  photographie 
recherchée  si,  bien  entendu,  elle  y a été  classée  précédemment. 

Quand  les  longueurs  relevées  se  trouvent  être  sur  la  limite  des 
divisions,  la  recherche  doit  être  faite  dans  les  deux  divisions  fron- 
tières. Si  plusieurs  des  mensurations  relevées  sont  à la  fois  sur 
la  limite,  il  faut  tenir  compte  des  combinaisons  multiples^  auxquelles 
les  recherches  de  ce  genre  peuvent  donner  lieu. 

l’our  bien  faire  comprendre  it  ses  auditeurs  le  mécanisme  de 
sa  méthode,  M.  Bertillon  avait  apporté  à Rome  une  riche  collection 
de  fiches  classées,  comme  il  vient  d'être  dit. 

L’épreuve  photographique  jointe  aux  chiffres  se  compose  pour 
chaque  individu  de  deux  portraits  juxtaposés,  pris  l’un  exactement 
de  profil  et  l’autre  exactement  de  face,  h une  échelle  telle  qu'un 
intervalle  de  20  centimètres  relevé  sur  la  figure  du  sujet  ne  donne 
sur  l’image  de  la  chambre  noire  qu’une  longueur  de  3 centimètres. 

Au  verso  des  cartes  photographiques  sont  relevées  avec  la 
précision  des  descriptions  anatomiques,  toutes  les  cicatrices,  marques 
particulières  ou  simples  coupures  que  présente  l’individu  examiné, 
avec  l’indication  rigoureuse  de  leurs  dimensions  et  situation. 

En  prenant  une  photographie,  contenant  les  indications  des 
mensurations  d’un  récidiviste  supposé  arrêté,  M.  Bertillon  en  2 à 
3 minutes  arrivait  par  élimination  à la  case  finale,  soit  A l’endroit 
précis  de  sa  collection  où  se  trouvait  la  photographie  de  l’individu, 
si  elle  y avait  été  placée  auparavant 

La  méthode  Bertillon  peut  se  passer  de  la  photographie  qui 
est  plus  trompeuse  que  la  mensuration.  Bans  tous  les  cas  la  photo- 
graphie de  profil  devrait  toujours  être  préférée  à celle  de  face,  parce 
que  la  silhouette  du  front  et  du  nez  et  surtout  de  l'oreille  offre 
une  forme  immuable.  Afin  d’obtenir  une  identité  d’aspect,  on  pose 
sur  deux  photographies  de  l'individu  supposé  identique,  une  marque 
en  papier  sur  l’implantation  de  la  barbe  et  des  cheveux,  mais  ce 
moyen  ne  corrige  qu’imparfaitemeut  l’insuffisance  de  la  photographie. 
Aussi,  nous  dit  M.  Bertillou,  les  employés  de  la  Préfecture  de  Paris, 
où  la  méthode  est  introduite,  ne  se  servent  plus  que  des  chiffres 
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pour  leurs  recherches.  La  photographie  n’est  plus  qu’un  moyen 
de  contrôle.  Il  arrive  quelquefois  que  les  malfaiteurs  opposent 
la  plus  grande  résistance  à se  laisser  photographier,  tandis  qu’ils 
se  laissent  toujours  mesurer.  Ces  cas  u’eiubarrassent  nullement. 
Une  fiche  sans  photographie  est  classée  dans  la  collection  et  lorsque 
l'individu  revient,  sous  un  autre  nom.  les  mensurations  conduisent 
à sa  fiche  blanche,  au  lieu  de  conduire  à sa  photographie;  le  résultat 
est  le  même,  puisque  le  même  nom  est  retrouvé  dans  les  deux  cas. 

Sur  700  reconnaissances  transmises  jusqu’en  1885,  pas  une  n’a 
donné  lieu  à uue  erreur,  ce  qui  prouve  l'excellence  de  la  méthode 
Bertillon. 

* * 

* 

Si  maintenant  on  songe  combien,  même  en  Suisse,  les  cas 
quoique  relativement  rares  de  dissimulation  d’identité  procurent  de 
désagréments  à la  police  et  au  parquet  et  provoquent  des  frais  à 
l’Etat  par  la  prolongation  de  la  prison  préventive,  on  doit  se  de- 
mander s'il  ne  conviendrait  pas  d’introduire  chez  nous  dans  une 
certaine  mesure  la  méthode  anthropométrique.  Il  nous  semble  que 
la  question  mérite  d’être  examinée  et  la  discussion  aurait  peut-être 
pour  effet  d’améliorer  la  rédaction  des  signalements  d’individus 
contre  lesquels  un  mandat  d’arrêt  a été  lancé  et  de  donner  plus  de 
précision  à la  description  des  personnes.  Pour  se  convaincre  de 
la  nécessité  d’une  réforme,  il  suffit  de  jeter  un  coup  d’œil  sur  un 
exemplaire  du  recueil  général  des  signalements  de  la  Confédération. 
Afin  d’arriver  à ce  résultat,  un  formulaire  uniforme  de  signalement 
devrait  être  adopté  par  tous  les  cantons  et  une  instruction  dé- 
taillée qui  contiendrait  un  vocabulaire  uniforme,  devrait  être  éla- 
borée. 

Des  cours  théoriques  et  pratiques,  donnés  aux  agents  de  police, 
mettraient  ceux-ci  en  état  de  comprendre  la  méthode  et  de  prendre 
ces  signalements.  Les  fonctionnaires  et  employés  de  maisons  de 
détention  recevraient  à cet  égard  les  mêmes  instructions.  Ces  leçons 
pourraient  entrer  dans  le  programme  des  cours  donnés  aux  recrues 
de  gendarmerie.  Mais,  je  le  répète,  il  serait  plus  rationnel  de  pro- 
céder à des  mensurations  et  d’indiquer  avec  le  signalement  actuel, 
si  on  veut  le  conserver,  les  mesures  précises  de  la  tète  et  peut- 
être  aussi  d’autres  détails  prévus  par  la  méthode  Bertillon.  Cette 
dernière  n’exclut  nullement  la  précision  rigoureuse  dans  la  descrip- 
tion des  signes  particuliers.  Voici,  par  exemple,  comment  lus  grains 
do  beauté,  envie,  etc.,  se  relèvent: 
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«Grain  de  beauté  à 8 centimètres  sous  teton  gauche  et  à IG  du 
milieu  du  corps.» 

« Grain  de  beauté  à 4 centimètres  à gauche  de  la  colonne  ver- 
tébrale et  à 20  sous  vertèbre  proéminente  du  cou.  » 

Et  les  cicatrices: 

« Une  cicatrice  oblique  antérieure,  milieu  deuxième  phalange 
«le  l'index  gauche,  face  interne,  et  une  cicatrice  oblique  interne  de 
4 centimètres  sur  la  paume  gauche  à 3 centimètres  depuis  annu- 
laire.» 

Il  n’y  a pas  dans  le  monde  une  seconde  personne  réunissant 
sur  elle  ces  mêmes  signes  et  dans  une  situation  analogue. 

L’indication  de  nez  moyen,  nez  petit,  visage  ovale,  etc.,  que 
nous  trouvons  régulièrement  dans  le  recueil  des  signalements,  n’est 
lias  d’une  précision  rigoureuse  et  nous  préférerions  de  beaucoup 
les  notations  du  profil  du  nez  et  l’indicatiou  de  ses  dimensions,  tel 
que  le  propose  M.  Bertillon. 

Nous  renvoyons  aux  ouvrages  de  M.  Bertillon  ceux  qui  vou- 
draient étudier  sa  méthode. 

Ces  ouvrages  sont: 

L'identité  des  récidivistes  et  la  loi  de  relégation.  (Extrait  des 
annales  de  démographie  internationale.)  Paris.  G.  Masson,  édi- 
teur, 1883. 

Identification  anthropométrique.  Instructions  signalitiques.  Melun 
1885.  Typographie-lithographie  administrative. 

Notice  sur  le  fonctionnement  du  service  d’identification  par  les 
signalements  anthropométriques  au  dépôt  de  la  préfecture  de 
Police.  Paris.  Imprimerie  municipale,  1885. 

Conférence  sur  le  fonctionnement  du  service  d'identification  par  les 
signalements  anthropométriques,  donnée  à Rome  en  1885.  Actes 
du  Congrès  pénitentiaire  international  de  Home,  vol.  I,  p.  689. 
Rome.  Imprimerie  des  Mantellate,  1887. 
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1806—1888. 

Ein  Nekrolog. 

Von  Professor  Dr.  Teichmann  in  Basel. 

Der  grösste  Kriminalist  Italiens  aus  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts, der  in  allen  Ländern  des  Auslandes  wie  in  seinem  Vaterlande 
hochgeschätzte,  treffliche  Professor  an  der  Universität  Pisa,  Nachfolger 
seines  grossen  Meisters  Carmignani,  ist  der  Wissenschaft  am  15.  Januar  1888 
entrissen  worden.  Francesco  Carrara,  Ehrenbürger  des  Kantons  Tessin 
(in  Anerkennung  seiner  Arbeiten  für  das  Strafgesetzbuch  dieses  Kantons), 
wurde  za  Lucca  idem  Ort  seines  Todes)  geboren  am  18.  September  1805, 
studirte  zu  Lucca,  Pisa  und  Florenz,  machte  sich  bald  bekannt  als  einer 
der  gewandtesten  Vertheidiger  in  Toscana  und  ist  diesem  edlen  Berufe  bis 
in  sein  höchstes  Alter  auch  in  andern  Stellungen  treu  geblieben.  Die 
Anregungen,  welche  er  von  Carmignani  empfing,  wiesen  ihn  auf  die 
wissenschaftliche  Behandlung  des  Strafrechts  in  dessen  ganzem  Umlange 
hin.  Sein  Streben  war  naturgemäss  darauf  gerichtet,  eine  italienische 
Schule  wieder  den  alten  Ruhm  seines  Vaterlandes  auf  dem  Gebiete  des 
so  vielfacher  Reformen  bedürftigen  Strafrechts  vertreten  zu  sehen.  Ganz 
neue  Bahnen  waren  hier  nicht  zu  betreten;  es  kam  darauf  an,  in  den 
von  seinem  hochgeehrten  Lehrer  eingeschlagenen  bessernd  und  befestigend 
thätig  zu  werden.  Der  Ansicht  huldigend , dass  ein  grösseres  wissen- 
schaftliches Werk,  soll  es  gediegen  sein,  einen  durch  Praxis  geschulten 
gereiften  Geist  voraussetze,  den  erst  das  fünfte  Decennium  bringe,  sammelte 
er  bis  zu  dieser  Zeit  reiche  Erfahrungen.  Zwölf  Jahre  lehrte  er  im  Lv- 
ceum  von  Lucca,  dann  wurde  er  auf  den  Lehrstuhl  in  Pisa  (185‘Jj  be- 
rufen, versammelte  um  denselben  eine  zahlreiche,  in  allen  ihren  Arbeiten 
von  ihm  stets  geförderte  und  geliebte  Zuhörerschaar , und  begann  die 
Publikation  seines  schliesslich  zu  10  Bänden  ')  ausgedehnten,  man  kann 
wohl  sagen,  über  den  ganzen  Erdball  verbreiteten  grossen  „Programma“, 
dem  zahlreiche  kleinere  und  grössere  Arbeiten  folgten,  namentlich  7 Bände 
sog.  „Opuscoli“.  Mit  eiserner  Willenskraft  überwand  er  die  ihm  von 
der  Natur  bereiteten  Schwierigkeiten  — er  erblindete  immer  mehr  — 
jedenfalls  unterstützte  ihn  ein  vortreffliches  Gedächtniss,  indem  man  bei 

')  Parte  generale,  3 Baude,  in  6.  Auflag«!,  I*8li.  Parte  spéciale,  in  7 mehr- 
fach  aufgelegten  Bänden.  Von  den  „Opuscoli“  erschien  1887  der  7.  Band  in 
3.  Auflage. 

Zeitsebr.  f.  Schweizer  Strafrecht,  1.  .labre.  4 
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der  in  grösstem  Umfange  eitirten  ältern,  aber  auch  neuern  Littcratur 
nichts  davon  spürt.  Seine  einmal  gefassten  Ansichten  änderte  er  nur  selten, 
und  bekämpfte  mit  edler  Entrüstung  alles  Fremde  und  Schlechte,  nament- 
lich auch  Missständc  der  eigenen  Heimat.  Besonders  lag  ihm  am  Herzen, 
die  Todesstrafe  ans  dem  italienischen  Strafrecht  zu  entfernen;  er  selbst 
schrieb  öfters  Uber  dieses  Thema  und  besorgte  Uebcrsetzungen  wichtigerer 
ausländischer  Arbeiten,  begründete  auch  eine  eigene  Serie  abolitionistischer 
Schriften  hicfllr.  Er  veröffentlichte  (oder  betheiligte  sieh  bei)  Ueber- 
setzungen  des  Zürcher  und  des  deutschen  Strafgesetzbuches,  des  Werkes 
von  VVehkr  Uber  Strafprozess.  Ihm  verdanken  wir  eine  gute  Ausgabe 
des  toseanischen  Strafgesetzbuches.  Grosses  Interesse  widmete  er  natür- 
lich den  Vorarbeiten  eines  neuen  italienischen  Strafgesetzbuches  und  nahm 
regsten  Anthcil  in  den  verschiedenen  parlamentarischen  Kommissionen. 
Hervorzuheben  sind  hier  seine  „Pensieri  snl  progetto  di  eodice  penale 
italiano  del  1874“,  3.  ediz.,  Lueea,  1878.  Nur  gezwungen  betheiligte 
er  sich  am  parlamentarischen  Leben,  als  Mitglied  des  Abgeordnetenhauses, 
18ö5 — 70,  seit  187(i  als  Senator.  Worthvoll  sind  auch  seine:  „Remi- 
niscenze  di  cattedra  c foro“,  Lucca,  1883.  Besondere  Beachtung  ver- 
dient die  Schrift:  „Studi  snl  delitto  perfetto“,  Lucca,  187‘.l.  Feber  seine 
Strafrechtstheorie  (tutela  giuridica)  ist  öfters,  hauptsächlich  von  Geyer, 
gehandelt  worden  Eine  eigene  Schule  hat  er  nicht  gegründet,  so  viele  der 
neueren  italienischen  Schriftsteller  in  ihm  ihren  verehrten  Meister  dankbar 
begrüsscii.  Einen  allerdings  nicht  allein  Ausschlag  gebenden  Grund  darf 
man  im  Entstehen  der  positiveu  italienischen  Schule  sehen.  Seine  Grund- 
anschauungen waren  völlig  davon  verschiedene  und  hätte  er  auch  gerne 
dieselben  nicht,  wie  cs  geschah,  durch  einen  Franzosen,  l'ouï  liaret 
(Paris,  187(i:  Programme  du  cours  de  droit  criminel  fait  à l’université 
dePise),  vielmehr  durch  einen  lateinisch  Schreibenden  überliefert  gesehen.1) 
Was  er  beabsichtigte,  steht  klar  und  deutlich  in  dem  Vorwort  des  Pro- 
gramma, Lucca  18G3:  „Ai  niici  seolari:  N'cl  fortnare  ipiesto  libro  (dis- 
posto  secondo  l’ordine  eminentemente  logico  ehe  segnö  Cartnignani  nostro 
grande  maestro)  io  non  cereai  la  gloria  raia , ma  l'utile  vostro  ; intesi 
a raccoglicre,  non  a creare  ; non  a dir  cose  nuove,  ma  vere  ; non  fui  vago 
dei  tnodi  hrillanti,  ma  délia  chiarezza.  Se  il  mio  lavoro  puo  facilitarvi 
lo  stndio  delle  criminali  discipline,  io  ho  ottenuto  il  mio  scopo.  Dio  vi 
dia  sainte,  e atnore  alla  scieuza.“  Wir  aber  schliessen  mit  den  Worten, 
welche  er  von  Puccioni  gesagt  hat  : a)  „Ein  grosser  Mensch  gleicht  einem 
Gestirn,  das  hinter  sich  einen  Lichtstreifen  zurücklässt,  durch  den  die 
Erde  sich  belebt,  und  den  Glanz  wiederstrahlt  in  den  Planeten,  die  dann 
noch  kommen,  wenn  jenes  schon  am  Horizonte  verschwunden.“ 

')  Iîivista  di  discipline  carcerarie,  1SS7,  pag.  680/(131. 

‘)  Uolt/cudorlFs  Allgemeine  deutsche  Strafrechtszeit tmg.  18117,  Spalte  5(12. 
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I.  Bundesyericht. — /.  Tribunal  fédéral. 

Urtheil  vom  16.  Dezember  1887  in  Sachen  Kern. 

Der  verfassungsmässige  [lichter  in  einer  Strafsache  nach 
bundesrechtlichen  Grundsätze n. 

A.  J.  C.  Keru,  Weinbändler  in  Gais  (Appenzell  A.Rb.)  batte  an  die  Wittwe 
Ullmann  zum  Löwen  in  Appenzell  Wein  geliefert,  welcher  von  den  uppenzellisch- 
innerrhodischen  Behörden  als  verfälscht  beanstandet  wurde;  er  wurde  desshalb 
wegen  des  Polizeideliktes  der  „Weinverfalschung“  vor  das  Bezirksgericht  Appenzell 
vorgeladen.  Er  bestritt  die  Kompetenz  dieses  Gerichtes , wurde  indess  nichtsdesto- 
weniger ein  zweites  Mal  peremptorisch  geladen  and,  da  er  auch  dieser  Vorladung 
keine  Folge  leistete,  durch  Urtheil  des  Bezirksgerichtes  Appenzell  vom  9.  November 
1 886  in  contumaciam  zu  einer  Busse  von  Fr.  50  und  wegen  Renitenz  zu  einer  fernem 
Busse  von  Fr.  50  verurtheilt.  Als  die  daherige  Bussenforderung  (durch  Schätztag- 
anzeige vom  19.  August  1887)  an  seinem  Wohnorte  in  Gais  im  Wege  des  Reclits- 
t riches  gegen  ihn  geltend  gemacht  wurde , erwirkte  er  die  Sistirung  des  Verfahrens 
bei  der  Regierung  des  Kantons  Appenzell  A.  Rh.  und  ergriff  mit  Eingabe  ; vom 
27./28.  August  1887  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht,  ln  seiner 
Reknrsschrift  fahrt  er  aus:  Nach  konstanter  Praxis  sei  ein  Vergehen  da  zu  ver- 
folgen , wo  es  begangen  worden  sei.  Wenn  er  sich  nun  (was  er  Übrigens  bestreite) 
des  Vergehens  der  Wctnfälschuug  schuldig  gemacht  hätte,  so  wäre  dieses  Vergehen 
an  seinem  Wohnorte  in  Gais  begangen  worden,  wo  der  fragliche  Wein  zur  Spedition 
an  den  Besteller  übergehen  worden  sei,  jedenfalls  nicht  in  Appenzell.  Das  appenzell, 
innerrhodische  Gericht  sei  daher  nicht  kompeteut.  Dessen  Urtheil  involvirc  eine 
Verletzung  der  Art  58  B.-V.  und  6 der  appenzell-innerrhodischen  lv.-V.  Es  werde 
daher  beantragt:  das  Bundesgericbt  wolle  erkennen,  das  Urtheil  des  Bezirksgerichtes 
von  Appenzell  vom  9.  November  1886  sei,  als  inkompetent  erlassen,  aufzuheben 
unter  Kostonfolge. 

B.  In  ihrer  Vernehmlassung  auf  diese  Beschwerde  tragen  Landammann  und 
Standeskommission  des  Kantons  Appenzell  1. 11h.  auf  Abweisung  der  Beschwerde  an, 
indem  sie  ausführen:  Wenn  der  Rekurrent  seiner  Knndsame  in  Appenzell  ver- 
fälschten Wein  verkaufe,  welcher  in  Appenzell  zum  Ausschank  gelange,  so  verfehle 
er  sieh  offenbar  gegen  die  Polizeigesetze  des  Kantons  Appenzcl!  I.  Rh.  und  sei  dort 
strafbar.  Der  Rekurs  sei  übrigens  verspätet  und  unzulässig.  Denn  auf  eine  Straf- 


')  Herr  BuudesgerichUschreiber  Dr.  /toit  in  Lausanne  hat  sich  gütigst  bereit  erklMrt,  der 
Redaktion  jeweilen  die  neuesten  bundo&gericbtlichen  Entscheidungen,  welche  das  Strafrecht  berühren, 
aur  Verfügung  an  steiler. 
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Verfolgung  wegen  Lieferung  verfälschten  Weines  an  anderer  Wirtlie  in  Appenzell 
habe  Keknrrent  sich  vor  den  appenzellischen  Gerichten  am  19.  Januar  ltWÜ  einge- 
lassen und  sogar  die  ihm  durch  dieses  Gericht  mit  Unheil  vom  genannten  Tage  auf- 
erlegte Busse  bezahlt.  l)ic  hier  in  Rede  stehende  Strafverfolgung  bilde  aber  nur  eine 
Fortsetzung  der  frühem. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Der  Rekurs  ist  nicht  verspätet,  schon  desshalb  nicht,  weil  nicht 
feststeht,  dass  das  angefochtene  Urtheil  dem  Rekurrenten  vor  der  Schätz- 
taganzeige amtlich  eröffnet  worden  wäre.  Ebensowenig  kann  offenbar 
gesagt  werden,  dass  der  Rekurrent  tien  appenzell-innerrhodisc.hen  Gerichts- 
stand rlicksichtlich  des  hier  in  Frage  stehenden  Strafanspruches  anerkannt 
habe. 

2.  Allein  sachlich  ist  der  Rekurs  unhegrtlndet.  Das  Bezirksgericht 
Appenzell,  welches  das  angefochtene  Urtheil  gefällt  hat , ist  kein  ver- 
fassungswidriges Ausnahmegericht,  sondern  im  Gegoutheil  das  nach  Ver- 
fassung und  Gesetzgebung  des  Kantons  Appenzell  I.-Rh.  zur  Bcurtheilung 
des  in  Rede  stehenden  Straffalles  berufene,  ordentliche  Gericht.  Es  kann 
auch  nicht  bezweifelt  werden,  dass  der  Rekurrent  fUr  das  ihm  imputirtc 
Delikt  nach  bundesrechtlichen  Grundsätzen  der  Strafgewalt  des  Kantons 
Appenzell  I.-Rh.  untersteht.  Denn  : derselbe  wurde  verfolgt,  weil  er  ver- 
fälschten Wein  nach  dem  Territorium  des  Kantons  Appenzell  I.-Rh.  zum 
dortigen  Verkaufe  geliefert  habe.  Das  strafbare  Handeln,  wegen  dessen 
er  verfolgt  wurde,  erstreckte  sich  also  jedenfalls  auf  appenzell-innerrho- 
disches  Gebiet. 

Arrêt  du  17  Décembre  1887  dans  la  cause  Monod.  ') 

Disziplinarstrafbefugniss  der  Militärverwaltung.  — Welche  Personen 

sind  dem  Militärstrafgesetz  unterworfen i — Verbindlichkeit  der 

im  Dienstbüchlein  abgedruckten  Verordnung  des  schweizerischen 

Militärdepartements  vom  Juni  RS 83. 

Jules-Gabriel  Monod,  vigneron  à Vevey , a fait  son  service  militaire  comme 
recrue  d’artillerie  du  23  Mars  au  28  Mai  iss?  à Bière. 

Quelque  temps  après  son  retour , il  reçoit  néanmoins  du  receveur  de  l'Etat  de 
Vaud  la  sommation  d’avoir  à payer  l’impôt  militaire. 

Monod  adresse  alors  au  chef  du  Département  militaire  la  lettre  suivante: 

„Cher  Monsieur, 

„Je  ne  sais  pas  si , lorsque  eu  revenant  d’uue  école  de  recrues  de  deux  mois, 
„vous  receviez  un  avis  pour  le  paiement  d’une  taxe  d’exemption , vous  prendriez  la 
„chose  en  riant,  mais  pour  quant  à moi,  mon  calme  ne  va  pas  jusque-là. 

„C’est  toutes  les  explications  que  je  juge  bon  de  vous  donner. 

„Agréez,  etc. 

„J.  Monod,  canonnier.“ 

„N.  K.  — Mon  livret  de  service  est  à votre  disposition.“ 


’)  A.  S.  X1U,  1887.  S.  378. 
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Le  3 Septembre  1887,  le  préfet  de  Vevey  donna  communication  à Monod  d’une 
lettre  du  commandant  du  III*  arrondissement  militaire,  ainsi  conçue: 

„Monsieur  le  Préfet, 

„Veuillez  faire  subir  au  eanonuier  Monod,  Jules-Gabriel,  a Vevey,  une  peine  de 
„24  heures  d’arrêts  qui  lui  est  infligée  pour  s’être  permis  des  impertinences  dans  un 
„recours  contre  la  taxe,  adressé  au  département  militaire.  Cela  lui  apprendra  à pos- 
séder le  calme  qu’il  dit  ne  pas  avoir. 

„Vous  voudrez  bien  me  faire  rapport  sur  l’exécution.“ 

Le  20  Septembre  1887,  Monod  recourt  auprès  du  Conseil  d’Etat  contre  la  peine 
prémentionnée,  et  par  lettre  du  4 Octobre  1887,  le  préfet  de  Vevey  informe  le  recou- 
rant que  le  Conseil  d’Etat  u maintenu  la  décision  de  son  Département  militaire. 

C’est  contre  cette  décision  que  Monod  recourt  au  Tribunal  fédéral,  concluant  à 
ce  qu’il  lui  plaise  prononcer  que  la  peine  de  24  heures  d’arrêts  qui  lui  a été  infligée 
par  le  Département  militaire  vandois  est  illégale  et  ne  doit  être  suivie  d’aucun  effet. 

A l’appui  de  cette  conclusion,  le  recourant  fait  valoir  en  substance: 

lia  décision  dont  est  recours  viole  les  art.  58  de  la  Constitution  fédérale  et  69 
de  la  Constitution  vaudoise,  statuant  que  nul  ne  peut  être  distrait  de  son  juge  na- 
turel. Au  moment  où  Monod  a réclamé  contre  la  taxe  militaire,  il  n’était  plus  au 
service:  Xi  la  loi  fédérale  du  27  Août  1851  sur  la  justice  pénale  pour  les  troupes 
fédérales,  ni  la  loi  vaudoise  du  10  Février  1854  sur  la  même  matière  n’attribuent  au 
Département  militaire  une  compétence  disciplinaire  dans  les  circonstances  de 
la  cause. 

Le  fait  que  Monod  auruit  pris  la  qualification  de  canonnier  dans  le  recours 
qu’il  a adressé  au  Département  militaire,  fait  que  le  Conseil  d'Etat  invoque  pour  re- 
jeter le  recours  de  Monod,  n’a  aucune  portée  et  ne  peut  avoir  pour  effet  de  le  sou- 
mettre à la  juridiction  militaire. 

La  décision  du  Conseil  d’Etat  viole  en  outre  h*s  art.  4 de  la  Constitution  vau- 
doise, interdisant  les  arrestations  illégales,  10  ibidem  et  57  de  la  Constitution  fédé- 
rale, garantissant  le  droit  de  pétition:  une  administration  publique  n’a  pas  le  droit 
de  punir  disciplinairement  un  citoyen  qui  lui  signale,  même  sous  une  forme  violente, 
une  erreur  commise  par  elle  à son  préjudice. 

Dans  sa  réponse,  le  Conseil  d’Etat  conclut  au  rejet  du  recours  par  les  motifs 
ci -après  : 

L’appréciation  de  la  lettre  du  recourant  par  le  Département  militaire  et  par  le 
Couseil  d’Etat  ne  peut  donner  lien  qu’à  un  recours  au  Conseil  fédéral  (art.  12  ch» 
l’arrêté  du  21  Août  1878  sur  l’organisation  du  Conseil  fédéral). 

La  peiue  prononcée  contre  Mouod  ne  constitue  point  un  jus  de  pouvoir. 
L’art.  80  de  la  loi  vaudoise  du  16  Mars  1886  sur  l’organisation  du  Conseil  d’Etat 
prévoit  que  le  Département  militaire  s'occupe  de  la  justice  pénale  militaire  dans  les 
attributions  dévolues  aux  cantons  par  les  actes  fédéraux.  <>r,  l’art.  181  de  la  loi 
fédérale  du  27  Août  1851  précitée  porte  entre  autres  que  les  autorités  des  cantons 
peuvent  condamner  aux  peines  de  discipline  énoncées  dans  les  art.  168  et  171;  le 
règlement  de  service  pour  les  troupes  fédérales  attribue  d’ailleurs  aux  autorités  mili- 
taires supérieures  la  compétence  d’un  colonel. 

La  loi  de  1851,  art.  166,  statue  que  sont  réputées  fautes  de  discipline  toutes 
les  actions  et  omissions  qui  sont  contraires  à la  discipline  militaire , et  l’ordonnance 
du  Departement  militaire  du  30  Juin  1883,  reproduite  dans  chaque  livret  de  service, 
édicte  sous  lettre  d que  „sera  en  outre  punie  disciplinairement  une  conduite  incon- 
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„venante  de  la  part  d'horauies  astreints  an  service,  dans  leurs  rapports  de  service 
„avec  des  autorités  et  fonctionnaires  militaires,  même  dans  le  cas  où  les  uns  ou  les 
„autres  se  trouveraient  en  tenue  civile.“  Or,  il  s’agissait  bien  de  rapports  de  service 
dans  la  corrrespondance  de  Monod  avec  le  Département.  Depuis  longtemps  d’ail- 
leurs, et  eu  particulier  en  1801,  des  peines  semblables  ont  été  infligées  par  le  chef 
du  Département  militaire.  Enfin,  il  ne  s’agit  pas  d’une  pétition,  et  au  surplus  le  droit 
de  pétition  n'autorise  pas  un  pétitionnaire  à injurier  l’autorité  à laquelle  il  s'adresse. 

Statuant  sur  ces  fait s et  considérant  en  droit: 

1°  La  compétence  du  Tribunal  fédéral  ne  saurait  être  contestée  dans 
l'espèce:  pour  autant  qu’il  s’agit  de  violations  prétendues  de  dispositions 
constitutionnelles  garantissant  des  droits  aux  citoyens. 

2°  La  peine  infligée  au  sieur  Monod  n'implique  en  tout  cas  pas  une 
violation  du  droit  de  pétition.  La  lettre  du  recourant  se  caractérise,  en 
effet,  non  comme  une  pétition,  mais  comme  une  protestation,  et,  quoi 
qu’il  en  soit  d’ailleurs  à cet  égard,  le  droit  de  pétition  ne  peut  certaine- 
ment être  interprété  comme  autorisant  un  citoyen  à adresser  des  injures 
ou  des  expressions  inconvenantes  à des  fonctionnaires  de  l'Etat. 

3°  11  y a donc  lieu  d’examiner  si  la  peine  infligée  par  le  départe- 
ment vaudois  en  sa  qualité  d’autorité  militaire  constitue  une  violation  des 
art.  58  de  la  Constitution  fédérale  et  t>9  de  la  Constitution  cantonale,  — 
édictant  que  nul  ne  peut  être  distrait  de  scs  juges  naturels,  — ainsi  que 
de  l’art.  1 al.  3 de  la  Constitution  vaudoise,  statuant  que,  hors  les  cas 
qui  appartiennent  A la  discipline  militaire,  nul  ne.  peut  être  mis  en  arres- 
tation qu’en  vertu  de  l'ordre  du  juge  auquel  la  loi  donne  cette  compétence. 

A cet  égard,  les  principes  applicables  sont  contenus  dans  la  loi  fédé- 
rale sur  la  justice  pénale  pour  les  troupes  fédérales,  du  27  Août  1851. 
L’art.  1”  de  cette  loi  contient  une  énumération  complète  des  cas  où  la 
juridiction  militaire  peut  se  déployer,  et  la  lettre  <t  de  cet  article,  sou- 
mettant aux  dispositions  de  ce  code  toutes  les  personnes  qui  sont  au 
service  militaire  fédéral  ou  cantonal,  ou  sur  l'état  de  situation  d'une  troupe 
au  service  militaire  fédéral  ou  cantonal  peut  seule  être  appliquée  au  cas 
actuel,  ainsi  que  la  disposition  de  l'art,  ltiti  chiffre  ‘J  ibidem,  visant,  à 
titre  de  faute  de  discipline,  la  conduite  inconvenante  envers  un  supérieur 
militaire,  des  autorités  on  des  fonctionnaires  militaires. 

Ces  dispositions  ne  sont  toutefois  applicables  qu’aux  hommes  se  trou- 
vant au  service  actif,  ainsi  que  cela  résulte  du  texte  de  l’art.  1er  al.  a 
susvisé,  et  de  l'interprétation  que  le  Conseil  fédéral  a donnée  A cette 
disposition  (voir  Nussbaumer,  Ulltner,  X“  8!)2):  cette  autorité  estime  en 
effet  que  la  juridiction  militaire  doit  être  considérée  comme  l’exception 
et  ne  peut  dès  lors  être  appliquée  que  dans  les  cas  où  elle  est  expres- 
sément prévue  par  la  législation,  le  caractère  commun  et  essentiel  des 
actes  soumis  à la  juridiction  militaire  étant  qu'ils  doivent  avoir  été  com- 
mis pendant  le  service  actif. 

L'extension  de  la  juridiction  militaire  aux  hommes  qui  se  trouvent 
en  dehors  de  ce  service  ne  peut  avoir  lieu  que  dans  les  cas  prévus  aux 
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art.  1 litt,  b et  h de  la  même  loi,  à »avoir  aux  militaires  revêtus  de  leur 
habit  militaire  en  dehors  du  service,  et  à eeux  qui,  astreints  au  service 
militaire,  n’obéissent  pas  à l'ordre  qui  leur  est  donné  de  se  rendre  au 
service.  Or  Monod  ne.  se  trouvait  incontestablement  ni  dans  l’un,  ni  dans 
l’autre  de  ces  cas  exceptionnels. 

Il  résulte  de  ce  qui  précède  que,  pour  être  justiciable  des  autorités 
disciplinaires  militaires,  un  citoyen  doit  être  au  service  actif,  et  qu'il  ne 
suffit  pas  que  te  fonctionnaire  militaire  vis-à-vis  duquel  ce  citoyen  aurait 
commis  une  inconvenance  se  trouve,  lui,  au  service. 

4®  L’art.  190  de  la  loi  fédérale  de  1851  édicte,  il  est  vrai,  que 
les  cantons  peuvent  statuer  des  peines  contre  les  infractions  à leurs  lois 
et  ordonnances  sur  l’organisation  militaire,  mais  il  n'est  point  établi,  et 
il  n’a  point  été  même  prétendu  que  le  canton  de  Vaud  ait  usé  de  cette 
faculté  pour  légiférer  sur  cette  matière. 

5°  L’ordonnance  du  Département  militaire  fédéral,  ligurant  dans  le 
livret  de  service  à page  t>2,  et  datée  de  Juin  1883,  prévoit,  il  est  vrai, 
que  „seront  punies  les  fautes  de  disciplino  suivantes  qui  ne  sont  pas 
„spécialement  mentionnées  par  le  code  pénal,  à savoir: 


„ d)  une  conduite  inconvenante  de  la  part  d'hommes  astreints  au 
„service,  dans  leurs  rapports  de  service  avec  les  autorités  et  fonction- 
naires militaires,  même  dans  le  cas  où  les  uns  ou  les  autres  se  trouveraient 
„en  tenue  civile,“  — mai»,  outre  que  les  dispositions  de  la  loi  sur  la 
justice  pénale  pour  les  troupes  fédérales  ne  sauraient  être  modifiées  ni 
étendues  par  le  Département  militaire  au  moyen  et  à l’occasion  de  l’in- 
troduction des  livrets  de  service,  le  texte  de  l’ordonnance  susvisée  n’a 
point  la  portée  que  le  défendeur  au  recours  veut  lui  attribuer  et  ne  peut 
être  étendu  à des  militaires  ne  se  trouvant  pas  dans  le»  cas  énumérés 
A l’art.  1"  de  la  loi  fédérale  précitée. 

G®  11  suit  de  tout  ce  qui  précède  que  la  peine  infligée  au  sieur 
Monod  ne  se  justifie  à aucun  point  de  vue,  et  qu'elle  ne  saurait  subsister 
en  présence  des  garanties  constitutionnelles  plus  hautes  invoquées. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral 
prononce  : 

Le  recours  est  admis,  et  la  décision  par  laquelle  le  Département 
militaire  vaudois  a infligé  au  sieur  Monod  une  peine  de  34  heures  d’arrêts 
est  déclarée  nulle  et  de  nul  effet. 
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II.  Kantonale  Gerichte.  — II.  Tribunaux  cantonaux. 

Urtheil  des  Luzerner  Obergerichts  betreffend  unbefugte  Gewerbeausllbung, 
beziehungsweise  Körperverletzung  und  Betrug.1) 

(Vom  14.  Januar  1888.) 

Gründe  : 

1)  Dem  Beklagten  wird  zur  Last  gelegt:  ohne  ein  Patent  zur  Aus- 
übung des  ärztlichen  Berufes  zu  besitzen,  diesen  Beruf  in  der  Spezialität 
der  Heilung  von  Muskelrheumatismus  gewerbsmässig  ausgelibt  und  so 
speziell  an  dem  PrivatklägeT  VV.  durch  Einreihung  einer  Salbe  am  offenen 
Feuer  eine  solche  Kur  vorgenotnmen  zu  haben,  in  Folge  welcher  der 
Letztere  eine  erhebliche  Brandwunde  an  der  linken  Wade  sich  zugezogen 
und  längere  Zeit  ärztliche  Hälfe  habe  in  Anspruch  nehmen  mllssen. 

2)  Gegentiber  dem  erstinstanzlichen  Urtheile,  welches  den  Beklagten 
von  daher  der  unbefugten  Gewerbeausllbung  schuldig  befunden  hat , hat 
dieser  zwar  nicht  appcllirt.  Tritt  aber  der  Appellationsrichter  gleichwohl 
— in  Ausllbnng  der  ihm  durch  § 208  des  Strafrechtsverfahrens  ein- 
geräumten Befugnis»  — auf  diese  Seite  der  Schuldfrage  ein , so  ist  das 
erstinstanzliche  Urtheil  diesbezüglich  zu  bestätigen. 

Es  ist  zwar  richtig,  dass  § 29  des  gegenwärtig  geltenden  Gesetzes 
Uber  das  Gesundheitswesen  vom  29.  Februar  18702)  gegenüber  dem  frü- 
hem Gesetze  von  1844  (§§  196  und  197)  insoweit  eine  Abänderung  zu 
enthalten  scheint,  als  dasselbe  nur  die  € volle,  freie » Ausübung  der 
Heilkunde  an  den  Besitz  eines  Patentes  knüpft.  Allein  vorab  ist  die 
Auffassung  im  Voraus  als  offensichtlich  unhaltbar  zurückzuweisen , dass 
etwa  das  Gesetz  nur  die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  überhaupt,  im 

')  Mittheilung  des  Herrn  Obcrrichtcr  Dr.  Placid  Meyer  von  Schanensec  in 
Luzern. 

’)  § 29.  Die  volle  freie  Ausübung  der  Menschen-  und  Thierkeilkunde  ist 
nur  Denjenigen  gestattet,  welche  von  den  zuständigen  Behörden  geprüft  und 
patentirt  sind. 

g 196.  Wer  sich  ohne  gesetzliche  Patentinmg  mit  der  Ausübung  irgend 
eines  Zweiges  der  Arzneiwissenschaft,  sei  es  als  Apotheker,  Arzt,  Wund-  und 
llebarzt.  oder  als  Hebamme  abgibt,  unter  welchem  Titel  und  Vorwand  es  auch 
sei,  soll  als  Quacksalber  das  erste  Mal  mit  einer  Geldbnsse  von  16—64  Franken, 
im  ersten  Rückfälle  mit  einer  doppelten  Summe  und  im  zweiten  Rückfalle  mit 
Arbeitshausstrafe  oder  Kins|>errung  von  zwei  bis  sechs  Monaten  belegt  werden. 

Hievon  siml  ausgenommen  wahre  Xothfälle,  wo  es  physisch  unmöglich  ist, 
einen  patentirten  Arzt  zu  berufen,  in  welchen  Fällen  Jedermann  vielmehr  ver- 
pflichtet ist.  den  nothleidenden  Menschen  beizuspriugen.  Die  fernere  Behandlung 
jedoch  soll  sogleich  nur  patentirten  Aerztcn  übertragen  werden. 

$ 197.  Setzt  ein  solcher  Quacksalber  den  Kranken  in  Gefahr,  indem  er 
denselben  durch  unzwcckmässigc  Mittel  behandelt,  und  von  dem  Gebrauche  eines 
sachverständigen  Arztes  abhält,  so  soll  derselbe,  nach  vorgenommenem  Befunde 
gerichtlicher  Aerzte,  nach  Verliältniss  des  erfolgten  Schadens  mit  einer  Strafe  von 
:>2  - 160  Franken  belegt,  im  ltiickfalle  aber  als  ein  ihm  Lehen  seiner  Mitbürger 
gefährdender  Mensch  zur  Einsperrung  oder  Arbeitshausstrafe  von  zwei  bis  zwanzig 
Monaten  verurtheilt  werden. 
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Gegensätze  zu  einzelnen  Zweigen  (Spezialisten),  von  dem  Besitze  eines 
Patentes  lialie  abhängig  machen  wollen;  das  liegt  auf  der  Hand.  Im 
Uebrigen  stellt  § 42  des  neuen  Gesetzes  gerade  die  Verrichtungen  der 
niedern  Chirurgie  („Aderlässen,  Schröpfen,  Blutegelsetzen,  Zahnaus- 
ziehen etc.“)  noch  ausdrücklich  unter  die  Bedingung  einer  mit  oder  ohne 
vorausgegangene  Prüfung  zu  erwerbenden  Bewilligung. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  zu  berücksichtigen,  dass  der  Beklagte  die 
Spezialität  „Heilung  von  Rheumatismus“,  wofür  er  seiner  Zeit  in  Amerika 
ein  Patent  erworben  zu  haben  behauptet,  wie  sich  aus  den  Akten  ergibt, 
fortgesetzt  — in  der  Weise  eines  Arztes  von  Beruf,  nicht  etwa  bloss  durch 
Anpreisung  oder  Empfehlung  eines  Medikamentes,  sondern  durch  persön- 
liche Besorgung  von  Kuren  und , worauf  hauptsächlich  zu  achten  ist, 
wenigstens  in  einzelnen  Fälleu,  wenn  auch  nicht  immer,  gegen  Entgelt 
ausgeübt  habe,  ln  letzterer  Hinsieht  bestreitet  der  Beklagte  allerdings, 
im  vorliegenden  Falle  des  M.  W.  mehr  erhalten  zu  haben,  als  die  zu- 
gestandenen Fr.  16;  allein  mag  auch  die  weitergehende  Behauptung  des 
W.,  wonach  er  dem  Beklagten  über  Fr.  7 0 bezahlt  habe,  als  unerwiesen 
gelten,  so  ist  hinwieder  auch  kaum  glaubhaft,  dass  jene  zugcstandencr- 
massen  verlangten  Fr.  16  lediglich  den  Ersatz  der  effektiv  gehabten  Aus- 
lagen darstellen.  Wenn  im  Uebrigen  auch  einzelne  der  frühem  Patienten 
des  Beklagten  bestätigen,  dass  er  für  die  Kuren  von  ihnen  nichts  ver- 
langt und  nichts  bezogen  habe,  so  bezeugt  hinwieder  beispielsweise  auch 
der  Zeuge  L.,  dass  bei  ihm  auf  ein  Honorar  nur  für  den  Fall  verzichtet 
worden  sei,  wenn  der  Doktor  die  Gliedersucht  nicht  ganz  wegbringen 
werde,  andernfalls  aber  derselbe  sich  eine  Belohnung  von  Fr.  60  aus- 
bedungen habe. 

Angesichts  alles  dessen  ist  die  Schuldfrage  betretlend  unbefugte  Ge- 
werbeausübnng  (Kurpfuscherei)  im  Sinne  der  SS  2i*  und  42  des  Gesetzes 
Uber  das  Gesundheitswesen,  in  Verbindung  mit  S 3b  des  Polizeistraf- 
gesetzes, auch  hierorts  zu  bejahen. 

8)  Dagegen  sind  die  weitergehenden  Schuldanträge  des  Privatklägers 
ebenso  in  Ilehereiustimmung  mit  der  ersten  Instanz  zurückzuw'cisen. 

Was  vorab  die  Frage  der  Körperverletzung  betrillt,  so  lässt  es  das 
amtsärztliche  Gutachten  unbestimmt , wodurch  im  Nähern  die  fragliche 
Brandwunde  eigentlich  verursacht  worden  sei.  War,  wie  das  Gutachten 
als  wahrscheinlich  unnimmt,  die  Hitze  des  Kochherdes  die  nächste  Ursache 
hievon,  so  ist  zu  beachten,  dass  die  eigentliche  Operation  nicht  durch 
den  Beklagten  persönlich  besorgt,  sondern  von  ihm  nur  beaufsichtigt 
wurde;  es  bleibt  die  Möglichkeit  offen,  dass  der  Patient  durch  Ver- 
schulden des  mit  der  Operation  beauftragten  Dienstmannes  oder  auch 
durch  eigene  Ungeschicklichkeit  vielleicht  dem  Feuer  zu  nahe  gekommen 
ist.  Die  Operation  an  und  für  sich,  d,  h.  das  Reiben  des  Körpers,  eine 
Prozedur,  welche  nach  Aussage  des  Dienstmannes  0.  bei  intensiver  Hitze 
3 ’ä  Stunden  dauerte,  oder  die  Qualität  der  eingesehmierten  unbekannten 
Salbe  werden  von  den  Amtsärzten  bloss  als  möglicherweise  unterstützende 
Faktoren  gehalten.  Es  ist  also  der  Thatbestand  ^ vorab)  einer  vorsätz- 
lichen Körperverletzung  jedenfalls  ausgeschlossen,  aber  auch  im  Sinne 
einer  bloss  fahrlässigen  Körperverletzung  nicht  in  zureichender  Weise 
erstellt. 
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Noch  weniger  haltbar  erscheint  die  Klage  auf  Betrag.  Es  be- 
rechtigt nichts  zur  Annahme,  dass  der  Beklagte  selbst  die.  von  ihm  zur 
Anwendung  gebrachten  Kuren,  d.  h.  die  fragliche  unbekannte  Salbe, 
nicht  als  zur  Heilung  von  Miiskelrhenmatismins  geeignet  gehalten  habe, 
wie  denn  auch  mehrfach  von  Solchen , welche  sieh  der  Kur  unterworfen 
haben , der  thatsächliche  Erfolg  derselben  bestätigt  wird.  Nachdem  im 
Uehrigen  nicht  erwiesen  ist,  dass  der  Privatkläger  dein  Beklagten  mehr 
als  die  zugegebenen  Fr.  IG,  also  jedenfalls  einen  nicht  Übermässigen 
Betrag,  als  Honorar  habe  bezahlen  tullssen,  kann  es  sich  uui  einen  Be- 
trug hier  Überall  nicht  handeln. 

ln  Bestätigung  des  appellirten  Schuldurtheils  hat  das  Obergericht 
gefunden  : 

habe  sich  der  unbefugten  Gewerbeausllbung  (Kurpfuscherei) 
schuldig  gemacht,  dagegen  sei  er  der  Vergehen  der  Körperverletzung 
und  des  Betruges  nicht  Überwiesen. 

P.  wurde  zu  einer  Geldstrafe  von  <i  Franken  und  zu  der  Rücker- 
stattung von  1b  Franken,  sowie  zu  den  Kosten  erster  Instanz  verurthcilt. 
Die  Kosten  zweiter  Instanz  wurden  dein  Privatkläger  auferlegt. 
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Jules  Mussard , licencié  rn  droit,  avocat.  Les  délits  de  publication. 

Thèse  de  doctorat.  Génère,  Imprimerie  Fick,  1882 , ISO  pages. 

Diese  gut  geschriebene  Arbeit  beschäftigt  sich  zuerst  mit  Darstellung 
der  Natur  der  „délits  de  publication“.  Der  Verfasser  erachtet,  dass  dieser 
Ausdruck  passender  sei,  als  der  der  „délits  de  presse“.  Gestützt  auf 
die  bekannte  Aeusscrnng  von  Portalis,  dass  man  Gesetze  gegen  Mord 
und  nicht  gegen  Tiidtungen  mit  Säbel  oder  Pistole  erlasse,  hält  er  ein 
besonderes  Gesetz  gegen  Pressdelikte  für  unzulässig.  Das  Wesen  obiger 
Delikte  fasst  er  ganz  so  wie  t>.  Liszt  auf  (HoltzendortTs  Kechtslexikon, 
3.  Auflage,  Band  111,  S.  140  ff.),  glaubt  aber  keinen  Unterschied  der 
gewöhnlichen  und  der  periodischen  Presse  annehmen  zu  sollen,  indem 
durchaus  nur  zwei  Personen  als  verantwortlich  erklärt  werden  sollten, 
der  „auteur“  und  der  „publieateur“.  Er  spricht  sich  sodann,  zu  den 
einzelnen  Delikten  tibergehend,  für  eine  beschränkte  Strafbarkeit  der 
„provocation“  aus.  Utlcksichtiich  der  Beleidigungen  dürfte  doch  streitig 
sein,  ob  wirklich  das  deutsche  Reichastrafgesetzbuch,  wie  Verfasser  p.  74 
meint,  absolute  und  relative  scheidet,  wenn  auch  das  Reichsgericht  sich 
ähnlicher  Ausdrücke  bedient  ( Hälscliner . das  gemeine  deutsche  Straf- 
recht, II.  Bd.,  Bonn  188-1,  .8.  179,  Note  2).  Für  die  „diffamation“, 
welche  durch  das  neue  französische  Pressgesetz  vom  29.  Juli  1881  keine 
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Veränderung  erfahren  hat , weist  Verfasser  genau  auf  die  (Quelle  lün, 
nämlich  das  meist  Übersehene  décret  du  15  novembre  lxil  sur  la  dis- 
eipline  de  l’Université  (Dalloz,  les  eodes  annotés,  Code  pénal  1881  — 87, 
Appendice,  p.  175),  übersieht  dagegen  stets,  dass  Dochow  (nicht  lloltzen- 
dorfl)  in  Holtzendorff’s  Handbuch  diese  und  jene' Meinung  vertritt.  Mit 
Unrecht  stösst  sich  derselbe  an  dem  in  S IX!»  des  Heichsstrafgesetzbuchs 
gebrauchten  Wort  .Beschimpfung"  und  trügt  dem  Umstande  nicht  Rech- 
nung , dass  von  dem  „ Andenken  eines  Verstorbenen“  geredet  wird 
(Hals ebner,  a.  a.  0.,  Seite  200).  Die  bezüglich  Zulassung  oder  Aus- 
Kchliessung  des  Beweises  beleidigender  oder  verleumderischer  Aeusserungen 
vorgeschlagenen  Sütze  (p.  1(15  ff.)  entsprechen  den  Bestimmungen  des 
oben  erwähnten  französischen  (iesetzes.  Hin  Entgegnungsrecht,  das 
freilich  in  seinem  Umfange  schwer  festznstcllen  ist , wird  als  bedenklich 
hingestellt  (p.  109  ff.)  entgegen  jenem  Besetze.  Ein  Schutz  der  religiösen 
Ueberzeugungen  wird  gleichfalls  abgelehnt.  Zutreffend  sind  die  Erörte- 
rungen über  die  outrages  aux  mœurs.  Das  Beste  hierüber  steht  in 
Schuermans  code  de  la  presse  1,  Bruxelles  1X81.  Teichmann. 

Alfred  Gautier,  licencie  en  droit,  avocat.  Etude  sur  le  trime  d'in- 
cendie. Genève,  Imprimerie  Cli.  Schuchardt,  /.S.X4.  /Thèse./ 

•2 tii  pages. 

Der  Verfasser  dieser  grössern  Arbeit  hat  sehr  Recht,  wenn  er  meint, 
dass  das  Verbrechen  der  Brandstiftung  einer  monographischen  Be- 
handlung sehr  werth  ist.  Denn  in  der  That  gibt  es  wenige  Delikte,  bei 
denen  so  schwierige  und  von  der  Doktrin  wie  Gesetzgebung  nicht  ge- 
nügend gelöste  Streitfragen  vorliegen,  wie  bei  diesem.  Er  behandelt  diese 
Fragen  in  einem  ersten,  theoretischen  (pag.  7 — 108)  und  einem  dritten, 
kritischen  Theile  (pag.  195—2(14),  während  im  zweiten  die  geschicht- 
liche Entwicklung  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Neuzeit  dargestellt 
wird.  Mit  der  Literatur  dieses  Gebiets  zeigt  sich  Verfasser  ziemlich 
vertraut.  Auffällig  ist  aber  die  Zusammenwcrfung  von  Schriftstellern  aus 
den  verschiedensten  Zeiten.  So  werden  pag.  188  erwähnt:  Carmignani 
— den  der  Verfasser  „juriste  de  valeur*  nennt  — l'accioni,  lJoggi, 
l.ublerus  ( :’J.  Angelo,  ßonifacius,  Giuliani,  Tessin a,  Glarus,  Gruntio  (ij\ 
Offenbar  irrthilmlich  ist  die  Stelle  pag.  18!»:  Au  siècle  dernier,  h-s 
coiles  italiens  portaient  tous  condamnation  à mort  contre  l'incendiaire 
(Code  toscan.  42!» — 440,  Code  sarde,  650  — 055).  Für  Spanien  wird  auf 
Tissot,  droit  pénal  II,  139  (d.  h.  in  der  2.  Auflage  von  1880,  II.  21«») 
Bezug  genommen,  während  der  jetzt  geltende  Codigo,  Art.  561  ff.,  ebenso 
wie  die  neuen  Entwürfe  (z.  B.  Proyecto  1880,  Art.  56!»  ff.)  die  Todes 
strafe  nicht  mehr  kennen.  Das  ganz  gut  in's  Deutsche  übersetzte  russische 
Strafgesetzbuch  von  1866  wäre  leicht  zu  beschaffen  gewesen.  Es  enthält 
allerdings,  wie  Lehr  angibt,  in  den  Art.  1606  ff.  ziemlich  milde  Straf- 
bestimmungen. Besonderen  Beifall  dürfte  der  Verfasser  für  den  letzten, 
kritischen  Abschnitt  tinden,  indem  hier  die  bedeutendsten  neneien  aus- 
ländischen und  auch,  was  sehr  zu  hegrUssen  ist,  die  wichtigeren  schweize- 
rischen Gesetze  einer  Besprechung  unterzogen  werden. 

Teichmann. 
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Dr.  Waller  Lauterburg.  Di e.  Eidesdelikte.  Historisch-kritische  Studie 
mit  besonderer  Beziehung  auf  das  Strafrecht  dt'r  Schireiz.  Bern, 
Sclimid,  Francke.  & Cie.,  1886,  196  Seiten. 
niese  Herrn  Oberlichter  Prof.  Stooss  als  dem  verehrten  Lehrer  ge- 
widmete Arbeit  Uber  die  zu  blichst  interessanten,  aber  auch  sehr  schwie- 
rigen Fragen  Anlass  bietenden  Eidesdelikte  ist,  wie  schon  von  verschie- 
denen Seiten  anerkannt  wurde,  ')  eine  ausgezeichnete  Leistung.  Der  erste 
Theil  (historische  Darstellung)  erfreut  durch  den  Beweis  sehr  grosser 
Litcraturkenntniss,  indem  selbst  wenig  bekannte  Schriften,  wie  z.  B. 
An  ni,  Gli  Statuti  di  Pietro  II,  Conte  di  Savoia,  nicht  Übergängen  werden. 
Sehr  werthvoll  sind  ilie  dem  schweizerischen  Hechte  gewidmeten  aus- 
führlichen Ausführungen,  fiir  welche  Darstellung  der  Verfasser  keine  MUlie 
gescheut  hat.  In  der  dogmatisch-kritischen  Darstellung  beschäftigt  sich 
derselbe  zuerst  mit  der  Zweckriehtung  der  Rechtsstrafe.  Hier  finden  sieh 
höchst  beachtenswerthe  Winke  für  die  Strafrechtssystematik.  Diese  Unter- 
suchungen waren  nothwendig,  um  eine  zutreffende  Klassitiziruug  der  Eides- 
delikte zu  gewinnen,  wobei  er  sich  fast  völlig  seinem  Vorgänger,  u.  Liszt, 
ansehliesst.  Er  scheidet  streng  Meineid,  als  die  durch  Bekräftigung  falscher 
Aussage  begangene  Verletzung  eines  Eidps,  und  andererseits  Eidbruch, 
d h.  Verletzung  eines  zur  Bestärkung  verpflichtender  Zusagen  oder  zur 
Verpflichtung  begründenden  Bestärkung  einer  Zusage  geschworenen  pro- 
missorischen Eides,  welche  begangen  wird  durch  Bruch  solcher  bekräftigter 
Zusage.  Fiir  jenen  hält  Verfasser  allein  die  Behandlung  für  gerecht- 
fertigt, wonach  derselbe  als  Qnalilikationsgrund  strafbarer  falscher  Aus- 
sage sich  darstellt;  namentlich  auch  aus  praktischen  Gründen,  weil  der 
Eid  mehr  und  mehr  in  Wegfall  kommt  (S.  179).  Vollständig  einver- 
standen kann  man  sich  erklären,  wenn  alle  wie  immer  gearteten  Ver- 
sicherungen an  Eidesstatt  dem  förmlichen  Meineide  gleichgestellt  werden. 
Einen  interessanten  Abschluss  der  Arbeit  bildet  die  feine  Erörterung  des 
Wesens  der  unbesonnenen  falschen  Anssage,  wobei  Verfasser  auf  sonder- 
bare Konsequenzen  des  Art.  81,  Alinea  t bezw.  2,  des  neuen  St.  Galler 
Strafgesetzes  hinweist.  Teichmann. 

Dr.  G.  Glaser.  Zurechnungsfähigkeit,  Willensfreiheit , Gewissen  und 
Strafe.  Leipzig  und  Wien,  Töplitz  und  Heuticke,  1887,  94  S. 
Angeregt  durch  die  jüngst  erschienenen  Schriften  von  Bée  und  Drus- 
kowilz  und  erst  nach  Vollendung  des  Entwurfes  obiger  Schrift  bekannt 
geworden  mit  den  wesentlich  zu  gleichem  Resultat  gelangenden  Aus- 
führungen Kräpelin’s.  sucht  Verfasser,  Arzt  in  Münchenhuehsee  hei  Bern, 
eine  befriedigende  Beantwortung  der  Fragen  der  Zurechnung  und  der 
Verantwortung  zu  geben. 

Ausgehend  von  der  heute  wohl  nicht  mehr  zutreffenden  Ansicht,  dass 
Gesetzgebung,  Doktrin  und  Praxis  von  Willensfreiheit  als  Basis  der  Zu- 
rechnungsfähigkeit und  Zurechnung  ausgehen , glaubt  er  eine  Ursache 
mannigfacher  Missverständnisse  darin  suchen  zu  sollen,  dass  nicht  ge- 
nügend zwischen  drei  Arten  der  Zurechnung  geschieden  werde,  nämlich 

')  Vgl.  Brunnenmeister,  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  X.  F.  VII, 
180 — 132;  Goltdammer’s  Archiv  für  Strafrecht,  XXXV,  881,  u.  A. 
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der  Zurechnung  zur  Tliat,  zu  Moral  und  Recht,  zur  Schuld  im  Sinne  der 
Verantwortlichkeit  fllr  die  Thal.  Die  hierauf  bezüglichen  Darlegungen 
sind  nun  aber  leider  mehr  geeignet,  neue  Verwirrung  zu  stiften,  als  Un- 
klarheiten zu  beseitigen.  Man  liest  da:  „Die  Zurechnung  einer  That  an 
deren  Urheber  im  Sinne  einer  moralischen  Reurtheilnng  des  Thäters  ist 
eine  doppelte:  eine  subjektive  und  eine  objektive“  (8.  15),  und  weiter: 
„Die  subjektive  Zurechnung  des  Einzelnen  entwickelt  sich  also,  inner- 
halb der  weitesten  Grenzen  zwar  der  Entwicklungsfähigkeit , beim  normal 
veranlagten  Menschen  mit  zunehmender  geistiger  Entwicklung  ans  den 
eigenen  Erfahrungen  im  Verkehr  mit  der  Ausscnwelt . . . Schlechte,  mangel- 
hafte, Ungenügende  Erziehiingsverhältnisse  können  demnach  die  Ursache 
mangelhafter  subjektiver  Zurechnung  sein“  (8.  19).  Sodann  wird  uns 
gesagt,  dass  zur  Gestaltung  des  Grundcharakters  eines  Menschen  die 
individuelle  llirnanlage , die  ihrerseits  eine  Beschränkung  des  „freien“ 
Willens  darstellt,  die  Hauptsache  beiträfgt.  Dieser  „freie“  Willen  erfuhrt 
auch  eine  krankhafte  Einschränkung  durch  die  krankhafte,  zwangsweise 
organisch  begründete  Abstumpfung  des  Gefühls  (S.  38).  Durchaus 
nothwendig  sei  es  also,  da  thatsiichlich  von  einem  freien  Willen  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  keine  Rede  sein  könne,  entweder  nur  vom  Willen 
schlechthin  zu  sprechen  oder  auf  Grund  seiner  Entwicklung  aus  gesundem 
oder  krankhaftem  Denken  und  Kühlen  denselben  als  gesund,  normal  oder 
als  krankhaft,  anormal  zu  bezeichnen.  Grosser  Werth  wird  darauf  ge- 
legt, zu  zeigen,  dass  Zurechnungsfähigkeit  bestehen  könne  hei  krank- 
haft gebildetem  Willen,  Unzurechnungsfähigkeit  bei  gesunder  Willens- 
heschaffenheit,  dass  Zurechnung  im  Sinne  einer  Verantwortliehkeits-,  einer 
Strafbarerklärung  eines  Menschen  fllr  eine  Unrechte  That  nicht  nachzu- 
weisen sei  (8.  56). 

Sind  diese  Ausführungen,  wie  mir  scheint,  ziemlich  fragwürdig,  so 
befriedigen  dagegen  diejenigen  Uber  das  Gewissen  (8.  57  ff.)  mehr, 
während  wiederum  die  über  den  Charakter  der  Strafe  (8  64  ff.)  uns 
nicht  fördern.  Denn  sicher  ist  doch  das  schwierige,  neuerdings  so  oft 
und  gut  behandelte  t’roblem  des  Zweckmomentes  der  Strafe  (v.  Liszt 
u.  A.l)  nur  gestreift,  wenn  gesagt  wird,  es  sei  die  Strafe  ein  künstlich 
von  Aussen  dem  Gewissen  beigegebenes  Hilfsmotiv,  um  den  Willen  nach 
der  Richtung  des  letztem  (!?)  zu  bestimmen,  und  müsste  das  Strafmass 
lediglich  nach  dem  Defizit  des  Gewissens  bemessen  werden.  Hieraus  er- 
gibt sich  natürlich  mit  einer  gewissen  logischen  Folgerichtigkeit,  dass  an 
Stelle  der  bisher  in  der  Strafe  bezweckten  Erregung  des  Gefühls  der 
Furcht,  des  in  ihr  liegenden  säusserst  unangenehmen  Charakters  eines 
Abschreckungsmittels »,  hundert  andere  positiv  wirkende  Faktoren  treten 
sollten,  die  sich  im  Begriffe  der  Erziehung  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  zusammenfassen  liessen.  So  gelangen  wir  denn  auch  selbstver- 
ständlich zum  Begriff'  der  Strafe  als  eines  pädagogischen  Hilfsmittels  der 
moralischen  Kräftigung  des  Verbrechers,  und  es  wäre  „Sache  des  ge- 
bildeten Anstaltsvorstehers,  Uber  die  Entlassungszeit  jedes  einzelnen 
Sträflings  von  sich  aus  zu  bestimmen,  eventuell  Antrag  zu  stellen“. 
ITaktisch  würde  sich  empfehlen,  „jeden  Bestraften  provisorisch  der  Haft 
zu  entlasseu,  mit  Berechtigung  zu  sofortiger  neuer  Einziehung  bei  Anzeichen 
erneuter  Unrechter  Thaten“  (8.  78). 
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So  unumwunden  ich  die  durchaus  humane  Gesinnung  des  Verfassers, 
die  sieh  auch  in  einem  Vortrage  Uber  „Erkennung  und  lieurtheiluug 
wenig  ausgeprägter  Seelenstörungen  (vgl.  Siebenter  Bericht  des  HUlfs- 
vereins  flir  Geisteskranke  im  Kanton  Bern,  Bern  1SS7,  S.  3 — 29)  aus- 
spricht, auf  das  Freudigste  anerkenne , kann  ich  doeh  nur  sagen,  dass 
das  uns  an’s  Herz  Gelegte  schon  vielfach  in  ähnlicher  Weise  geltend  ge- 
macht wurde,  und  zwar  unter  tieferer  psychologischer  Begründung,  in 
juristischer  Beziehung  aber  doeh  eine  viel  eingehendere  Kenutniss  des 
schon  Geleisteten  zu  wünschen  wäre,  woran  es  hier  vielfach  zu  fehlen 
scheint.  Ich  glaube  nicht , wovon  der  Verfasser  Überzeugt  ist  — und 
diese  Ueberzeugnng  kann  ihn  ja  nur  ehren  — „dass  die  Gesellschaft 
auf  die  Dauer  der  Thatsaehe  sich  nicht  wird  verschlicssen  können,  wie 
viel  leichter  ihre  Sicherung  vor  gesunden  Verbrechern  sich  gestalten 
mllsste,  wenn  von  der  Strafe  als  dem  Heilmittel  abgegangen  und  zur  Er- 
Ziehung  geschritten  würde*.  DafUr  will  ich  ihm  aber  einen  gelehrten 
Meinungsgenossen  bekannt  machen  und  zur  Seite  stellen,  den  Pariser 
Professor  Emile  Aeollu s,  der  in  seinem  (wie  den  sonstigen  Bündchen 
dieser  Sammlung)  höchst  geschickt  gearbeiteten  Werkchen:  Les  délits 
et  les  peines  (Paris,  librairie  Ch.  Delagrave,  1887)  gleichfalls  sagt:  „En 
résumé,  le  criminel  est  un  infirme,  un  malade:  il  est  un  ignorant  ayant 
la  ]iire  ignorance,  celle  des  choses  de  la  raison  et  du  cœur;  c’est  un 
homme  dont  la  liberté  morale  et  dont  la  responsabilité  sont  au-dessous 
de  celles  de  l’homme  normalement  équilibré  et  doué,  au-dessous  de  l’homme 
de  bien  . . . Que  la  société  essaie  de  guérir  les  criminels,  infirmes  ou 
malades,  qu’elle  tente  d'instruire  tous  les  criminels  ignorants,  de  les 
élever  tous  au  niveau  de  l’idée  morale,  c’est  là  l’indication  nouvelle,  et 
c’est  dans  les  perspectives  qu’elle  ouvre,  et  dans  ces  perspectives  seule- 
ment, que  les  solutions  sont  à chercher.  Le  droit  de  punir,  il  se  trans- 
forme pour  la  société  en  un  devoir  comme  en  un  droit  d’essayer  d’amender, 
d’essayer  de  corriger,  d’essayer  d’enseigner  la  notion  et  le  respect  du 
droit  des  autres,  à l’égal  de  la  notion  et  du  respect  de  leur  propre 
droit,  à ceux  ou  qui  ne  les  ont  jamais  connus  ou  qui,  les  ayant  connns, 
les  ont  oubliés.“  Teichmann. 

Andreas  Weder.  Zur  Behandlung  der  politischen  Verbrecher  im  inter- 
nationalen Strafrecht.  Inauguraldissertation  für  die  juristische 
Fakultät  der  Hochschule  Bern.  Berneck , Buchdruckerei  von 
Ed.  Marthaler,  188 7,  7.S  Seiten. 

Man  muss  dem  Verfasser  das  Zeugniss  ausstellen,  dass  er  die  auf 
dem  Gebiete  der  politischen  Verbrechen  vorhandenen  Schwierigkeiten 
gründlich  erwogen  hat.  Mit  allen  wichtigen  neueren  Arbeiten  zeigt  er 
sich  bekannt  und  nimmt  jeweilig  vorurtheilsfrei  zu  den  Fragen  Stellung, 
wenn  er  auch  öfters  nicht  den  geeigneten  Ausdruck  findet.  So  meint  er 
es  gewiss  nicht  ernstlich,  wenn  er  Seite  43  sagt:  „Man  entblättere  die 
Geschichte  und  vergegenwärtige  sich  die  Ermordung  souveräner  Per- 
sonen !“  Er  sieht  nur  eine  Möglichkeit,  auch  Republiken  zur  Auslieferung 
von  Attentätern  zu  vermögen,  nämlich  Verzicht  der  monarchischen  Staaten 
auf  die  übliche  strengere  Bestrafung  des  Mordversuches  am  Souverän. 
Auch  hält  er  die  Nichtauslieferung  im  Bundesstaatsrecht  fUr  verfehlt 
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und  ungerechtfertigt.  Völlig  zutreffend  sind  die  Ausführungen  über  Asyl- 
recht.  Wir  hollen,  dass  der  Verfasser  sieh  bei  der  von  dem  schweize- 
rischen Juristenverein  ausgeschriebenen  Preisfrage  mit  einer  Arbeit  be- 
theilige. Teichma.nn. 

Dr.  J.  Schollenberger.  Vergleichende  Zusammenstellung  aus  dem  öffent- 
lichen Hechte,  der  schweizerischen  Kantone.  Die.  schweizerischen 
Freiheitsrechte.  Zürich,  Alb.  Müller' s Verlag,  1888,  81  Seiten. 

Der  bekannte  Herausgeber  des  schweizerischen  Reehtsspiegels  bietet 
hier  eine  ähnliche  Zusammenstellung  der  Bestimmungen,  durch  welche  in 
den  kantonalen  Rechten  die  sogenannten  Freiheitsrechte  (garantirte  per- 
sönliche Rechte)  der  Bundesverfassung  ihre  nähere  Feststellung  erhalten 
haben.  Gewiss  eine  mühevolle  Arbeit!  Für  weitere  Kreise  bestimmt, 
wird  sie  gewiss  anregend  wirken  ; für  die  engem  Kreise  dagegen  mehr 
wissenschaftliche  Belehrung  Suchender  bedauern  wir  es,  dass  der  Ver- 
fasser auf  Citate  verzichten  zu  wollen  sich  entschloss.  Eine  Kontrolirung 
der  Genauigkeit  der  Angaben  ist  für  einzelne  Gebiete  möglich,  für  alle 
dem  Einzelnen  wohl  unmöglich  ! So  erscheinen  mir  z.  B.  nicht  zutreffend 
die  Notizen  Uber  den  Eid  (S.  23).  Glarus  spricht  im  Strafgesetz  neben 
Eid  von  llandgelübde  an  Eidesstatt;  Bern  kennt  im  Civilprozess  nur 
einen  sogenannten  bürgerlichen  Eid  ; St.  Gallen  kennt  im  Strafgesetz 
von  1885  86  llandgelübde  und  Aussagen  auf  vorausgegangenen  Eid  oder 
ein  an  Eidcsstatt  abgelegtes  Handgellibde  (Art.  8t);  Ausser-Rhoden 
kennt  im  Strafgesetzbuch  kein  Eidesdelikt;  Schaffhausen  hat  nach  Aus- 
weis des  II.  Entwurfes  eines  Strafgesetzes  von  1886  (von  Tit.  Staats- 
kanzlei mir  gütigst  zur  Einsicht  mitgetheilt)  prinzipiell  allerdings  den 
Eid  bcibehalten.  Auf  Seite  24  wäre  Baselstadt  mit  seinen  „staatlich  an- 
erkannten Feiertagen“  (Beschluss  des  Grossen  Rathes  vom  17.  Januar 
1887,  angenommen  13.  Februar  1887)  nachzutragen;  ebenso  S.  25  betr. 
Fabrikarbeit  der  Kanton  Zug  zufolge  Verordnung  vom  2.  Dezember  1887. 
Ferner  wäre  zu  bemerken,  dass  nach  der  Revision  von  1887  Glarus 
jetzt  in  § 59  des  Strafgesetzbuchs  nur  von  „Religionsgesellschaften“ 
redet.  Der  erwähnte  Schaffhauser  Entwurf  kennt  in  tj§  95  und  96 
nur  noch  Störung  religiöser  Handlungen  und  Herabwürdigung  der  Religion 
(vgl.  hiezu  Bericht  zum  Entwürfe,  Schaffhazisen  1885,  S.  33).  Noch  viel 
schwieriger  gestalten  sich  die  Dinge  für  die  einzelnen  strafprozessualen 
Schritte.  Durch  diese  Sisyphusarbeit  möge  sich  Verfasser  nicht  abhalten 
lassen,  uns  auch  über  Referendum,  Initiative  und  Wahlrecht  einen  Ueber- 
blick  zu  geben.  Teichmann. 

Théodore  Bret,  Chef  de  Bureau  à la  Chancellerie  d'Etat,  et  Henri 
Le  Fort,  Secrétaire  du  Département  de  Justice  et  Police,  Genève. 
Répertoire  des  Règlements  adoptés  par  le.  Conseil  d'Etat  de  la 
Hetrubliqae  et  canton  de  Genève  de  1870  à 1887.  Genève,  Jules 
Carey,  Editeur,  1888,  10  pages. 

Das  Heft  gibt  eine  alphabetisch  augeordnete  Uebersieht  Uber  die 
Polizeiverordnnngen  des  Kantons  Genf,  welche  im  letzten  Dezennium  er- 
lassen worden  sind. 
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Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft,  herauggegeben  von 

von  Liszt,  von  Lilienthal  lind  Hennecke.  Berlin  und  Leipzig, 

Guttcntag. 

Das  erste  lieft  des  achten  Bandes  (132  S.)  enthalt  folgende  Ab- 
handlungen: 1.  Zur  Reform  des  deutschen  Straf-  und  tiefängniss- 
tvescns,  von  Amtsrichter  Dr.  ./,  Asclirott.  2.  Zur  Ge.heimmittelfrage., 
von  Dr.  mod.  Frank  zu  Gross-Xeustadt.  Aus  dem  Inhalt  des  soeben 
(Ende  Februar  1888)  erschienenen  zweiten  und  dritten  Heftes  (S.  133  bis 
438)  ist  hervorzuheben:  Der  Begriff  des  Rechtsguts  im  Strafrecht  und 
in  der  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft , von  Prof,  von  Liszt  in 
Marburg.  2.  Der  Wucher  auf  dent  Lande,  von  Prof.  Dr.  von  Lilien- 
thal in  Zttrieh.  3.  Der  Forstdiebstahl.  Darstellung  aus  dem  in  Deutsch- 
land geltenden  Recht,  von  Dr.  jur.  Ziegner-Gnüchtel.  4.  Einige  irren- 
ärztliche  Bemerkungen  über  die  strafrechtliche  Bedeutung  des  soge- 
nannten Hypnotismus,  von  Dr.  G.  Rieger,  Professor  der  Psychiatrie  in 
WUrzburg.  Die  wichtigsten  Arbeiten  werden  besprochen  werden. 


Strafrechtszeitung.  — Nouvelles  pénales. 


Strafrecht. 

Unifikation  des  Strafrechts.  Unter  deu  jüngsten  Bestrebungen  ftir  ein  ein- 
heitliches  schweizerisches  Strafrecht  sind  hervorzuhehen  : 

1)  Der  Antrag  Haberstich  im  Ständerathe. 

Das  Protokoll  enthält  hierüber  Folgendes  t 

Sitzung  des  Schweizerischen  Ständerathe*  vom  38.  April  1887. 

Berat hungsgegens  fand  : Ergänzung  des  Art.  01  der  Bundesverfassung  (Schutz 
der  Erfindungen). 

Ilr.  Habentick  stellt  den  Antrag,  es  solle  in  den  Beschluss  das  Strafrecht  auf* 
genommen  und  beigefügt  werden,  dass  über  die  beiden  Fragen  (Erfindungsschutz 
und  Strafrecht)  vom  Volk  und  von  den  Ständen  getrennt  ahgestimmt  werde. 

Hr.  Bundespräsident  Droz  und  der  Berichterstatter  der  Kommission  (Gavard) 
sprechen  sich  gegen  eine  Verbindung  dieser  beiden  Gegenstände  aus. 

Der  Antrag  des  Hrn.  Haberstich  wird  mit  23  gegen  8 Stimmen  verworfen. 

2)  Der  Beschluss  des  schweizerischen  Juristen  rer  eins  in  Bellinzona. 

Anlässlich  der  Verhandlung  über  die  Auslieferung  in  Straf-  und  Polizei - 

suchen  im  interkantonalen  Verkehr  beantragten  26  Mitglieder  *)  folgenden  Beschluss: 

*t  Xtttulich:  l).  Bach  mann,  Advokat,  Wollcrau,  Schwyz;  Brodbeck,  Untorouchuu^ricbter, 

Basel  ; Dr.  M.  Buhler,  Redaktor  de»  „Rund“.  Bern  : Dr.  !..  Colombi,  Hand<‘sgerichUsekret!ir,  Lausanne  : 
Cornas,  SUnderath,  Neuenbürg;  Dunant,  StaaUruth,  <J«uf ; Griff,  Oberrichter,  Solothurn;  Jlaiwrstich, 
SUnderath,  Aarau  ; Kronnuer,  Staatsanw  alt,  Zürich  ; 1‘rof.  Mali,  Advokat,  Zürich  ; Prof.  Mentha, 
Neueabnrg;  Dr.  J.  Morel , Kundosrichtor,  Lausanne;  Rehmann,  Regier uug*rath,  LitwUl  ; Alex.  Reichel, 
Fürsprech,  Bern  ; Richard,  Vorhörrichter,  Limtal  ; Dr  .Rosenberger,  "bemühter,  Zürich  ; Dr.  F.  Schreiber, 
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„Der  schweizerische  Juristenverein,  überzeugt,  dass  ein  wirksamer  und  erfolg- 
reicher Kampf  gegen  das  Verbrecherthum  nicht  möglich  ist,  so  lange  die  Zersplit- 
terung der  kantonalen  Strafgesetzgebung  fortbesteht,  ersucht  den  Hundesrath,  die 
Vorarbeiten  für  die  Vereinheitlichung  des  Strafrechts  an  die  Hand  nehmen  zu 
wollen,“ 

Ueber  die  Begründung  des  Antrags  und  die  nachfolgende  kurze  Diskussion  ist 
zu  vergleichen:  Verhandlungendes  schweizerischen  .hiristenvereins,  Protokoll  vom 
27.  September  1887,  in  Zeitschrift  für  schweizerisches  Hecht  (Bd.  6,  8.  '061  ff.).  Die 
Versammlung  erklärte  sich  mit  50  gegen  l Stimmen  zu  Gunsten  dieses  Antrages.1) 

8)  Schreil>en  des  Vorstandes  des  Schweiz er i sehen  Juristencerei  ns  an  den  xch »rei- 
ßerischen Bundesrath  : 

Aus  dem  Schreiben,  welches  der  Vorstand  des  schweizerischen  Juristenvereins 
am  7.  November  1887  an  den  Bundesrath  richtete,  sind  folgende  Stellen  hervor- 
zuheben : 

„Der  Unterzeichnete  Vorstand  des  schweizerischen  Juristen  Vereins  beehrt  sich 
nun.  Ihnen  in  Vollziehung  diesps  Beschlusses  das  Gesuch  des  Vereins  zu  unterbreiten 
mit  der  Bitte,  demselben  Ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden  zu  wollen.  Wir  erlauben 
uns,  Ihnen  als  Material  die  Referate  und  das  Verba ndliing'iprotnkoll  über  den 
tiegenstand  beizulegen,  der  zunächst  Veranlassung  zu  unserer  Petition  gegeben. 
Wir  dürfen  dabei  wohl  auch  die  Hoffnung  ausspreclien,  dass  der  Vorsteher  Ihres 
Justizdepartementes,  Herr  Bundcsrath  Ruchounet,  der  in  verdankenswerther  Weise 
an  unseni  Verhandlungen  einen  hervorragenden  Antheil  genommen,  dieses  Gesuch 
in  wohlwollender  Weise  bei  Ihnen  einführen  werde. 

Der  Verein  möchte  übrigens  nicht  nur  diesen  Gegenstand  Ihm  Ihrer  hohen  Be- 
hörde in  Anregung  gebracht  haben  ; es  würde  ihm  vielmehr  zur  besoudern  Befrie- 
digung gereichen,  wenn  er  auch  im  Verlaufe  mitwirken  könnte  zur  Erreichung  des 
angestrebten  Zieles  der  Einheit  des  Strafrechts  und  der  Sicherung  der  Strafver- 
folgung. Wenn  Sie  sich  daher  in  der  Lage  sehen,  unsenn  Gesuche  in  irgend  einer 
Form  Rechnung  zu  tragen,  so  wollen  Sie  durch  das  Mittel  des  h.  Justizdepartements 
uns  mündlich  oder  schriftlich  verständigen,  in  welcher  Weise  wir  an  unsenn  Orte 
mitarheiten  könnten  an  der  Aufgabe,  deren  Erfüllung  uns  im  hohen  Interesse  des 
Vaterlandes  zu  Ih'gen  scheint.“ 

Man  ist  einig,  sagt  das  Protokoll  des  Vereinsvorstandes,  dieses  Schreiben 
zu  erlassen  und  den  Präsidenten  (Prof.  Dr.  Zeerleder  in  Beru)  zu  beauftragen, 
mit  Herrn  Justizdirektor  Dr.  Ruchonnet  in  persöulicheu  Verkehr  zu  treten.  Die 
allgemeine  Ansicht  geht  dahin,  es  würde  analog  dein  Vorgehen  betreffend  das 
Civilrecht  der  Verein  mit  Unterstützung  des  Bundes  ein  Werk  über  das  schwei- 
zerische Strafrecht,  dessen  Differenzen  etc.  veranlassen. 

Das  Schreiben  überreichte  Prof.  Zeerleder  dem  Chef  des  Schweiz.  Justiz- 
departeiuents , welcher  sich  mit  den  Ideen  des  Vorstandes  persönlich  ganz  ein- 
verstanden erklärte  und  zusicherte,  dieselben  dem  Bundesrathc  vorlegeu  zu  wollen. 

Uoldau  ; Prof.  P.  Speiser,  Kegierungxrath.  Basel  : Prof.  Sloost,  Uberrichfcer,  Born  ; Pr.  Ang.  Sulger, 
Advokat.  ; Dr.  W.  Vischer,  Ba**l  ; Dr.  Weibel,  Advokat,  Latent  ; Dr.  Winkler,  Advokat,  Luzern  ; 

E.  Ziegler,  BezfrksgericbUprlsident,  Schiffbau  ou  ; Dr.  C.  ZärcAer,  Kegicrungsrath,  Zog;  Dr.  E.  Zürcher, 
oberrirhter,  Zürich. 

*)  Mit  folgendem  Znaatze:  „Inzwischen  mftgen  durch  Kevisiou  de«  Bundeageeetzos  vom  24.  Juni 
.1S32  Ober  Auslieferung  von  Verbrechern  and  Angwchuldigten  im  Sinne  der  Auflehnung  der  Aus- 
.licferuogspflicht  einige  der  schlimmsten  l'ebelstlnde,  welche  einer  sichern  und  gerechten  Handhabung 
•des  Strafrechte  im  Wege  stehen,  gehoben  werdon.“ 

Zcitschr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  1.  Jalirg.  5 


Digitized  by  Google 


«r» 


Strafrechtszeitung. 


4)  Motion  Forrer  und  Genossen  im  National  rallie. 

Xationalrath  Forrer  reichte  am  13.  Dezember  1887  im  Nationalrathe  folgende 
Motion  ein: 

„Die  Bundesverfassung  wird  revidiit  und  der  bisherige  Art.  (»5  derselben  durch 
folgenden  neuen  Artikel  ersetzt  : Dein  Bunde  steht  die  Gesetzgebung  über  das 
Strafrecht  zu.“ 

42  Unterzeichner:  Forrer.  Bachmunu,  Brenner,  Brosi,  Brunner,  Burckhardt. 
Bühler  (Grauh.),  Bold  mann.  Comtesse,  Cucnat,  Erismann,  Francilion,  Gallati, 
Geilinger,  Grieshaber,  Haberl  in,  Heitz,  Jolissaint,  Joos,  Isler,  Karrer,  Keller, 
Künzli,  Marti,  Meister,  Mcrkle,  Morel,  Moser,  Müller  (Bern),  Kiniker,  Kohr  (Aar- 
gau), Seheuchzer,  Schümperlin,  Stork  mar,  de  Stoppani,  Stössel,  Stutz,  Sulzer, 
Suter,  Vonmatt,  Zurbuchen,  Zyro. 

Die  Behandlung  dieser  Motion  hat  noch  nicht  stattgefundeu. 

5)  Beschluss  tles  Bundesrathe*  vom  21).  Dezember  t#87. 

Der  Bundesrath  hat  auf  den  Antrag  seines  Justiz-  und  Pol  izeidepartera  entes 
dieses  (letztere  ermächtigt,  sich  mit  dem  schweizerischen  Juristen  verein  über  eiue 
nach  einem  gemeinsam  zu  verabredenden  Plaue  um!  mit  Bundesunterstützuug  aus- 
zufülirende  erschöpfende  Darstellung  der  Strafgesetzgebung  der  schweizerischen 
Kantone  zu  verständigen.  Diese  Arbeit  wäre  einem  oder  mehreren  Rechtsgelehrten 
zu  übertragen  und  sollte  1)  eine  Vergleichung  der  verschiedenen  Gesetze  enthalten, 
unter  Hervorhebung  desjenigen,  worin  sie  mit  einander  übereinstimmen,  und  des- 
jenigen, worin  sie  voneinander  abweichen;  2)  klarstellen,  welche  Wege  diese  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  eingeschlagen  und  in  welcher  Richtung  sie  sich  ent- 
wickelt haben. 

Dieser  Beschluss  ist  dem  Vorstand  des  schweizerischen  Juristen  Vereins  zur 
Kenntniss  gebracht  worden. 

ti)  Der  Vorstand  des  schireizerischen  Juristenverein*  wird  sich  mit  der  An- 
gelegenheit demnächst  neuerdings  befassen.  l) 


Grfiingn  isstvesen . 

Nachrichten  ans  dem  Gefängnis» wesen  der  Schweiz. 

Kedigirt  von  Direktor  J.  V.  Hürbfn  in  Lonzburg. 

Das  Gcfängnisswesen  ist  bei  uns  in  der  Schweiz  wie  in  andern  Ländern  ein 
Kind  der  Neuzeit  und  bedarf  also  seiner  Jugend  wegen  noch  sehr  der  Pflege  und 
Ausbildung.  Bedürfte  man  für  dieses  Kind  eines  Geburtscheines,  so  konnte  man 
sich  desshalb  keineswegs  an  die  Eidgenossenschaft  wenden,  sondern  müsste  dafür 
noch  immer  bet  den  Kantonen  nachsuchen.  Das  Geburtsdatum  würde  in  den 
verschiedenen  Kantonen  indessen  stark  difteriren,  nicht  minder  aber  auch  das 
Gewand,  in  welchem  das  Kind  an  den  einzelnen  Orten  sich  präsentirt;  denn  man 
findet  jedenfalls  in  keinem  andern  Lande  eine  solche  Mannigfaltigkeit  von  Gefang- 
nisseinriehtungen  wie  in  der  Schweiz.  Einige  Kantone,  von  der  Nothwendigkeit 
bezüglicher  Verbesserungen  überzeugt,  sind  vorangogaugen  und  haben  nach  um- 
fassenden Studien  .ihre  Strafgesetze  und  Strafprozessordnungen  nach  den  Anfor- 
derungen der  heutigen  Zeit  und  Wissenschaft  umgestaltet  und  für  den  Strafvoll- 

')  Die  Miltliei  Jungen  Uber  die  Verband  langen  de*  Vorstand«*  des  wcbwVuerinchen  Juristen  verein» 
verdankt  die  Redaktion  detu  l‘r.t*ideuten,  Herrn  l'rof.  Dr.  Zuerleder. 
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zug  Gefängnisse  erstellt,  welche  nicht  bloss  der  Sicherheit  und  Staatsökonomie, 
sondern  zugleich  auch  den  Prinzipien  der  Hygiene  entsprechen.  Darin  sollen  die 
Verbrochen  gesühnt,  die  Verbrecher  zugleich  aber  auch  erzogen,  'gebessert  und 
befähigt  werden,  ihren  Lebensunterhalt  auf  ehrlichem  Wege  zu  verdienen.  An 
die  Stelle  des  alttestainentlichen  Aug  um  Aug  tritt  die  christliche  Liebe,  welche 
auch  im  Verbrecher  noch  den  Menscheu  erblickt,  ohne  dcsshalb  den  nöthigen 
Ernst  aus  dein  Auge  zu  verlieren  und  in  krankhafte  Sentimentalität  zu  verfallen. 
Andere  Kantone,  welche  zwar  nicht  minder  als  die  vorigen  von  der  Nothwendig- 
keit  der  Reformen  im  Straf-  und  besonders  im  Gefängnisswesen  überzeugt  sind, 
haben  bis  jetzt  die  allerdings  nicht  unbeträchtlichen  Kosten  für  solche  im  Volke 
keineswegs  beliebten  Verbesserungen  gescheut.  Und  in  der  That  muss  mau  es 
zugeben,  dass  die  Bürde  für  kleinere  Kantone  eine  zu  schwere  ist,  es  sei  denn, 
dass  sie  sich  zusaminenthuu  und  gemeinschaftliche  Anstalten  errichten  würden, 
welche  den  heutigen  Anforderungen  entsprächen.  Dass  aber  grosse  Kantone,  welche 
die  Unzulänglichkeit  ihrer  Einrichtungen  keimen,  auf  diesem  Gebiete  Zurückbleiben, 
kann  man  sich  nur  aus  der  Hoffnung  derselben  erklären,  dass  auch  das  Strafrecht 
und  was  damit  zusarnmenhängt  in  der  Schweiz  der  Centralisation  raschen  Schrittes 
entgegengehe,  was  auch  unbedingt  zu  begrüssen  wäre. 

So  Vieles  nun  aber  in  unserm  Vaterlande  im  Straf-  und  Gefängnisswesen  auch 
noch  zu  wünschen  übrig  bleibt,  so  lässt  es  sich  doch  nicht  bestreiten,  dass  es 
darin  seit  Jahrzehnten  vorwärts  gegangen  ist  und  dass  die  Stimmung  für  diese 
Reformen  je  läuger  desto  günstiger  wird.  Neben  hervorragenden  Führern  in  ein- 
zelnen Kantonen,  welche  ah  und  zu  auch  dieser  hochwichtigen  Frage  ihre  Auf- 
merksamkeit geschenkt  und  bezügliche  Verbesserungen  angestrebt  haben  und  noch 
anstreben,  hat  sich  auch  in  der  Schweiz  wie  in  andern  Ländern  die  Vereiustbätig- 
keit  auf  dieses  Gebiet  geworfen,  und  wir  verdanken  insbesondere  der  Initiative 
des  schweizerischen  Vereins  für  Straf-  und  Getangnisswesen  die  Anbahnung  ver- 
schiedener Fortschritte  in  dieser  Richtung.  Dieser  Verein,  welcher  im  Mai  1867 
in  Zürich  gegründet  wurde,  zählt  gegenwärtig  circa  300  aktive  Mitglieder.  Alle 
Kantone  mit  Ausnahme  eines  einzigen  sind  dabei  vertreten  und  dieser  einzige  gibt 
Aussichten  dafür,  dass  der  Verein  darin  seine  nächste  Generalversammlung  ab- 
halten und  für  seine  Sache  dort  Propaganda  machen  werde. 

Neben  den  Anregungen,  welche  der  schweizerische  Verein  für  Straf-  und  Ge- 
fängnisswesen durch  seine  Wandervcrs&mmlnngen  vou  Kautou  zu  Kanton  wühreud 
seiner  zwanzigjährigen  Tbätigkeit  daselbst  hinterlassen  hat,  finden  wir  in  seinen 
Protokollen,  von  denen  nächstens  das  15.  Bändchen  hei  Sauerländer  in  Aarau 
erscheinen  wird,  folgende  Traktanden  von  allgemeiner  Bedeutung  verzeichnet: 
Anbahnung  einer  schweizerischen  Gef angnissêta t istik,  Unifikation  des  Strafrechtes 
in  der  Schweiz  [(zwei  Verhandl ungen),  Wahl  ron  Baustellen  für  Strafanstalten , 
Errichtung  schweizerischer  Korrektionsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher  (meh- 
rere Verhandlungen),  bedingte  Entlassung  der  Sträflinge  und  Schutzaufsicht,  für 
entlassene  Strafgefangene  (mehrere  Verhandlungen),  prinzipielle  Organisation  des 
Strafvollzuges  in  der  Schweiz,  wünschbare  Be  formen  in  Strafanstalten  mit  aus- 
schliesslich gemeinsamer  Haft,  Landesverweisung  und  Kantonsvenreisung,  grgm 
die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe,  Errichtung  eines  schweizerischen  Zellcn- 
gefängnisses  für  lebenslängliche  und  gefährliche  Sträflinge . Begnadigungswesen, 
Ernährung  der  Sträflinge,  Verdienstantheil,  Gefangnissarbeiten  und  Beschäftigung 
der  Sträflinge  im  Freien. 
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Seim*  letzte  Versammlung  hielt  der  Verein  am  10.  mul  20.  September  vorigen 
Jahres  in  Freiburg.  wo  sieh  derselbe  von  Seiten  der  Kantons-  und  Stadtbehördeu 
der  besten  Aufnahme  zu  erfreuen  hatte.  Neben  Bundesrath  Kuchonnet,  dem  Vor- 
steher des  schweizerischen  Justiz-  und  Polizeideparteraentes,  nahm  auch  Bischof 
Mermillod  an  den  Verhandlungen  Theil.  Im  Ganzen  waren  SO  Mitglieder  aus  1 \ 
Kantonen  anwesend,  darunter  31  Staats-  und  Gemeindeheamte,  12  Geistliche,  21 
Strafhausbeainte  und  13  Privatleute.  Es  wurden  zwei  Sitzungen  gehalteu.  Aus 
der  ersten  notiren  wir  neben  den  üblichen  Vereinsgeschäften  und  dem  Berichte 
des  Central  Präsidenten , woraus  bervorgiug,  dass  sich  der  Centralvorstand  auch 
mit  der  Herausgabe  einer  Zeitschrift  für  Straf-  und  (ietangnisswesen  befasst  habe, 
den  Bericht  Uber  den  Stand  des  Projektes  für  Erstellung  einer  Korrektionsaustalt 
für  jugendliche  Verbrecher  vnu  Direktor  llürhin  und  die  interessanten  Mitthei- 
lungen des  Direktors  Dr.  Guillaume  über  den  Getangnisskongress  in  Bom  im 
Jahr  1885  mit  Demonstrationen  von  Zeichnungsentwürfen.  Die  zweite  Sitzung 
wurde  vom  Lokal  Präsidenten,  Staatsrath  und  Polizeidirektor  II.  von  Schaller,  durch 
einen  Vortrag  über  die  Entwicklung  des  Strafrechtes  und  Gefängnis*  wesens  im 
Kantou  Freiburg  eingeleitet.  Dieser  höchst  umfassenden  und  von  einlässlichen 
Studien  zeugenden  Arbeit  wird  in  der  Vereinsschrift  und  durch  Separatabzüge  die 
verdiente,  grössere  Verbreitung  gegeben  werden. 

Haupttraktauduiu  war  „die  Arbeit  in  den  Gefängnissen  wmf  Strafanstalten, 
insbesondere  die  landnirthsehaftliche  Arbeit ".  Strafhausdirektor  Chicherio  in 
Lugano  referirte  iu  erschöpfender  Weise  und  kam  zu  folgendem  Resultate:  Die 
industrielle  Arbeit  soll  iu  Regie  oder  auf  Kechnuiig  eines  Arbeitsgebers,  aber 
unter  Leitung  des  Straf  haus  Vorstehers  und  der  Straf  hausaugestellten  ausgeführt 
werden.  Nur  wo  es  absolut  uöthig  ist,  sind  sogenanute  Unternehmer  zuzulassen, 
aber  nur  unter  der  vorhin  genannten  Bedingung.  Man  vermeide  es  soweit  als 
möglich,  der  freien  Arbeit  Konkurrenz  zu  machen,  und  verfertige  in  Strafanstalten 
hauptsächlich  solche  Gegenstände,  welche  für  Staatsanstulten  bestimmt  sind.  Da- 
bei müssen  so  ziemlich  die  gleichen  Arbeitslöhne  berechnet  werden,  wie  für  die 
freien  Arbeiter.  Jedes  Arbeitssystem  wird  für  Gefangene  um  so  besser  sein,  je 
mehr  es  die  Erreichung  der  Bestimmung  der  betreffenden  Detentionshüuser  er- 
möglicht, die  darin  besteht,  die  moralische  Besserung  der  Sträflinge  herbeizuführen 
und  sie  anzuleiten,  in  Zukunft  ihr  Brod  auf  ehrliche  Weise  finden  zu  können. 
Landwirthsckaftliche  Arbeiten  und  überhaupt  solche  in  frischer  Luft  sind  nütz- 
lich. Dafür  sind  aber  nur  solche  Sträflinge  verwendbar,  welche  dazu  Geschick 
und  Fähigkeiten  besitzen  und  Beweise  ihrer  Besserung  bereits  gegeben  haben. 
Wer  jedoch  durch  unwürdiges  Verhalten  sich  bemerkbar  macht,  soll  wieder  zur 
internen  Arbeit  angehalten  werden  Solche  Arbeiten  in  frischer  Luft  dürfen  nur 
einem  Werkmeister  anvertraut  werden,  der  sie  versteht  und  nach  jeder  Richtung 
verantwortlich  ist.  Dabei  ist  jeder  Verkehr  der  Sträflinge  mit  freien  Menschen 
zu  verhindern,  wie  überhaupt  auch  der  Arbeit  im  Freien,  die  durch  jene  ausge- 
führt wird,  der  Charakter  der  Enthaltung  und  Abschreckung  gewahrt  werden  muss. 
Arbeiten,  welche  ihrer  Natur  nach  gefährlich  sind  und  bald  oder  nach  und  nach 
zum  sichern  Tode  führen,  sind  für  Gefangene  zu  vermeiden. 

Der  Korreferent,  Straf  hausdirektor  Zimmermann  von  Luzern,  stellte  folgende 
Thesen  auf:  Die  Strafgefangenen  sind  zu  ernster,  angestrengter  und  nutzbringen- 
der Arbeit  anzuhalten.  Die  Arbeit  soll  soweit  als  möglich  inuskelanstrengend. 
ermüdend,  aber  nicht  direkt  gesundheitsschädlich  (gefährlich)  sein.  Sie  soll  dem 
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Strafzwecke  nicht  widerstreiten,  sondern  denselben  unterstützen.  Sie  soll  einen 
erzieherischen  Einfluss  ausüben  und  «lie  Erwerbs  fähig  keil  steigern,  so  dass  der 
Entlassene  bei  gutem  Willen  sein  redliches  Brod  finden  kann.  Bei  billiger  Berück- 
sichtigung der  Interessen  der  freien  Arbeiter  soll  diese  Arbeit  auch  möglichst  ein- 
träglich sein.  Diese  Forderungen  erfüllt  in  der  Kegel  am  vollkommensten  ein 
wob  leingerichteter  Gewerbebetrieb  innerhalb  der  eigenen  Mauern,  auf  eigene  Rech- 
nung und  mit  Ausschluss  fremder  Unternehmer  geführt. 

Den  beiden  Referaten,  denen  die  Versammlung  im  Allgemeinen  beipflichtete, 
folgte  eine  belebte,  theils  ergänzende,  theils  aufklärende  Diskussion. 

Die  Idee  der  Centralisation  des  Strafrechts,  welche  vom  Verein  fortwährend 
getragen  und  gepflegt  wird,  fand  ihre  lebhafte  Vertretung  in  der  Bankettrode  des 
( entralpräsidenton,  die  begreiflicherweise  nicht  verfehlte,  sofort  auch  föderalistische 
Kundgebungen  wach  zu  rufeu. 

(■cfängnissstatistik  der  Schweiz  für  das  Jahr  Iss».  Eine  alleu  An- 
forderungen genügende  schweizerische  Gefänguissstatistik  gibt  e9  bis  jetzt  noch 
nicht,  dagegen  wurden  für  Erstellung  einer  solchen  Versuche  gemacht.  Einer  der- 
selben wurde  im  Jahre  1H7G  durch  das  eidgenössische  statistische  Büreau  unter 
dem  Titel  veröffentlicht:  „Statistik  der  Kriminal  Strafanstalten  der  Schweiz,  im  Jahre 
1874“.  Diese  Statistik  umfasste  also  nur  einen  Theil  der  schweizerischen  Ge- 
fängnisse, sodann  hat  der  Begriff  „Kriminalsträfling“  in  den  verschiedenen  Kan- 
tonen nicht  genau  dieselbe  Bedeutung,  endlich  findet  man  in  der  gleicheu  Straf- 
anstalt oft  kriminelle  und  korrektioneile  Sträflinge,  ja  sogar  noch  solche  aus 
anderu  Strat kategorien  neben  einander.  Kür  Alle  wird  gemeinsame  Rechnung  ge- 
führt und  eine  genaue  Ausscheidung  ist  kaum  möglich.  Daraus  erhellt,  dass  dieser 
Versuch  als  ein  ungenügender  bezeichnet  werden  musste.  Der  schweizerische 
Verein  für  Straf-  und  Gefiingnisswesen  Hess  den  Gegenstand  aber  nicht  ruhen. 
Nach  einem  von  Dr.  Guillaume  entworfenen  Frageuschema  hätte  im  Aufträge  des 
schweizerischen  Departements  des  Innern  am  1.  September  1883  in  allen  schwei- 
zerischen Straf-  und  Rettungsanstalten  eine  rubrizirte  Aufnahme  aller  zu  wenig- 
stens drei  Monateu  verurthcilten  Detinirteu  stattflnden  sollen.  Wie  man  erfuhr, 
sei  dieser  zweite  Versuch  ganz  missglückt , wahrscheinlich  dosshalb , weil  einige 
Anstalten  dem  Aufträge  nur  mit  Unwillen,  andere  jedoch  gar  nicht  nachkanieu. 
Die  Kantone  sind  in  Strafsachen  souverain  und  lassen  sich  darin  von  Bern  aus 
nichts  befehlen.  Endlich  nahm  sich  die  Redaktion  der  Zeitschrift  für  schwei- 
zerische Statistik  mit  höchst  verdankenswerther  Energie  der  Angelegenheit  an  und 
sammelte  und  sichtete  das  in  den  kantonalen  Rechenschaftsberichten  pro  1885 
über  die  Strafanstalten,  ihr  Leben  und  Wirken  enthaltene  statistische  Material  in 
der  Weise  zu  einem  Ganzen,  dass  „darin  die  Eigentümlichkeiten  der  einzelnen 
Anstalten  gänzlich  erhalten  blieben,  dabei  aber  immerhin  dem  eigentlichen  Zweck 
der  Arbeit,  einen  allgemeinen  Ueberblick  zu  erzielen,  möglichst  Rechnung  getragen 
wurde.  Dies  suchte  sie  namentlich  dadurch  zu  erreichen,  »lass  sie  diejenigen  An- 
gaben, welche  einem  allerdings  immer  noch  beschränkten  Vergleich  zugänglich 
waren,  unter  einheitlichen  Schemata  jeweilen  zu  Gruppen  vereinigte“.  Wir  be- 
trachten diesen  neuesten  Versuch  der  Erstellung  einer  schweizerischen  Gefängniss- 
statistik  als  einen  glücklichen,  weil  er  uns  zuverlässige  (offizielle)  Zahlen  bringt, 
wenn  dieselben  auch  unter  verschiedenen  Abtheilungen  zusammengetrageu  und 
gruppirt  werden  mussten.  Leider  gestattet  es  uns  der  Raum  für  diesmal  nicht, 
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auf  die  höchst  interessante  Arbeit  heute  schon  näher  eiuzutreten,  doch  können  wir 
diese  vorläufige  Anzeige  nicht  schlossen,  ohne  der  Tit.  Redaktion  der  Zeitschrift 
für  schweizerische  Statistik,  iu  der  die  Gefangnlssstatistik  erschienen  ist,  und  allen 
Denen,  die  daran  gearbeitet  haben,  uusem  verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 

U. 

Solothurn.  Die  Staatswirthschaftskommissiou  beantragt  nach  Mittbeilungen 
der  Presse  dein  (irossen  Käthe:  Für  den  Fall,  dass  die  kantonal«.1  Zwangsarbeits- 
anstalt (Schachen  bei  Deitingeu)  trotz  der  vorgesell lageuen  vielseitigen  Ersparnisse 
sich  nicht  ohne  Staat  »Zuschüsse  werde  erhalten  können,  soll  die  Frage  geprüft 
werden,  oh  die  Anstalt  nicht  aufzuhehen  und  zu  andern  Zwecken  zu  verwenden 
sei.  — Eine  Z wangsurbei tsanstalt  ohne  Staats-  oder  Gemeindezuschüsse  findet  man 
aber  nur  iu  Utopien,  bei  uns  in  der  Schweiz  gibt  es  keine  solche;  denn  auch 
solche  Anstalten,  welche  ein  Areal  von  über  300  .lucharten  zinslos  benutzen 
können,  beziehen  jährlich  noch  Staatszuschüsse.  Die  Anstalt  Schacheu  hat  aber 
nur  circa  120  Jucharten,  meistens  Sandboden.  11. 

Altdorf.  Der  schweizerische  Verein  für  Straf-  und  Gefängnissweseu  wird 
»eine  nächste  Versammlung  im  Jahre  1880  hier  allhalten.  Es  wird  demselben  eiue 
freundliche  Aufnahme  zugesichert. 

Die  Strafanstalt  Lenzhnrg  zählte  im  Jahre  1887  zu  Anfang  177,  am  Ende 
196  und  im  Ganzen  380  Gefangene:  334  männliche  und  10  weibliche;  141  Krimi- 
nelle, 187  Korrektionelle,  10  Zwangsarbeiter  und  Î)  Untersuchungsgefangene.  185 
sind  aus-  und  203  eingetreten.  Von  diesen  waren  80°/°  Aargauer,  13  °/o  Schweizer 
aus  andern  Kantonen  und  7 °/o  Ausländer:  13°/o  unter  21,  2(»°/o  21 — 30,  21  % 
31—40,  21  % 41 — 50,  1 1 °;o  51 — 00  und  5°/o  über  60  Jahr«*  alt.  52 °/o  der  Ein’ 
getreteimu  waren  ledig.  37°/©  verehelicht,  7%  verwittwet  und  4°/o  geschieden’ 
2V«°/o  hatten  keine,  4'J1  nur  geringe,  45°/o  ziemlich  gute  und  3°/o  gute  Schul- 
bildung, 50"«  eine  ungenügende  und  öO°>  eine  gute  Erziehung,  36%  vorher  einen 
schlechten,  40°  o einen  getrübten  uud  24°/©  «*inen  guten  Leumund;  13°,.«  besitzen 
kein  Vermögeu,  11%  babeu  solches  zu  hoffen  uud  73%  sind  ariu.  Handwerker 
sind  «larunter  16%  u n (der  gold«me  Hoden  ist  leider  verloren  gegang«*»),  Land- 
arbeit«*r  221  ?" «.  Dienstboten  13%,  Fabrikarbeiters0«,  B«*ntfslose  7 * o,  Geschäfts- 
leute 21  *"  > un«l  Beamte  und  Angestellte  '*%.  Eiumal  bestraft  sind  67%,  rück- 
fällig 33° ».  Die  Vergehungen  gegeu  Gesundheit  uud  Lehen  (ktdne)  betragen  13®/©, 
g«*g«*u  die  Sittlichkeit  15'/*%,  gegen  die  Sicherheit  (Brandtegnng)  4°/©,  gegen  Treu 
und  Glauben  Vi%,  gegen  «las  Eigeiithum  18®, o uml  «lie  Polizeivergehen  19°«*. 
Die  niederste  Strafe  «1er  pro  1887  Eiugetroteucn  beträgt  einen  Monat,  die  höchste 
lo  Jahre.  II. 

Uev«»lte  in  der  Zvvangsarbeitsanstalt  Knlchraiu.  Nach  Thorberg  im 
Kanton  item  ist  Kalclirain  im  Kanton  Thurgau,  zwischeu  dem  Dorfe  11  er  dem  und 
«lern  Schlosse  St«*in«*gg  gelegen,  wohl  «lie  älteste  Zwaugsarbeitsanstalt  in  der 
Schweiz.  Im  Jahre  1818  wurde  das  Frauenkloster  Kalclirain  aufgehoben  und  im 
folgen«l«‘u  Jahre  ohne  grosse  bauliclii*  Veränderungen  in  «ine  Zwangsarbeitsanstalt 
für  arbeitsscheue,  liederliche  uud  ausschweifende  Personen  umgewandelt.  Dieselbe 
zählt  iu  «1er  Kegel  zw iseken  60—  70  männliche  und  lo — 15  weibliche  Personen,  di«-* 
hauptsächlich  mit  lan«l w i rth sc h al'tl ich «*n  Arbeiten  beschäftigt  werden  und  in  gröss«*rn 
Zellen  zu  5 und  6 untergebracht  sind.  Bald  nach  Neujahr  1*88  brach  «laselbst 
«*iue  Revolte  aus.  Circa  10  Detinirte  batten  sich,  wie  das  Thurg.  Tagbl.  «*rzählt, 
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ans  Sensen  scharfe  Messer  verfertigt,  die  sie  in  lederneu  Scheiden  auf  dem  Leih«’ 
trugen.  So  bewaffnet  umringten  sie  den  Vorsteher,  als  ihnen  derselbe  Arbeit  an- 
wies. Als  sich  der  Kreis  d«*r  Aufrührer  immer  enger  schloss,  griff”  jener  zu  seinem 
Revolver,  welche  Massregel  denn  auch  von  Erfolg  begleitet  war.  Haid  soll  sieh 
indessen  die  Scene  wiederholt  ’)  haben , worauf  die  Festnahme  der  Hxeedenten 
erfolgte.  Der  Plan  der  Verschwörer  soll  dahin  gegangen  sein,  nach  erfolgfrr  Be- 
freiung die  Anstalt  in  Brand  zu  stecken.  Die  tiefem  Ursachen  dieser  in  d«*r 
Schweiz  ziemlich  vereinzelt  dastehenden  Gefängnissrevolte  sollen  nach  der  N.  Z.  Z. 
in  der  allzu  gering«*n  Zahl  des  Aufsichtspersonals , in  der  Mangelhaftigkeit  der 
Lokalitäten,  die  wenig  oder  keine  Sicherheit  bieten,  und  vielleicht  auch  in  der 
wenig  rationellen  Ernährung  der  Detinirten  zu  suchen  sein. 

Xachtruij.  Unterm  15.  Februar  gab  Herr  Verwalter  Rieser  in  der  X.  Z.  Z. 
eine  „Erwiderung“,  wonach  die  Darstellung  dieser  Angeh'genheit  in  den  öffent- 
lichen Blättern  der  Richtigstellung  bedürfe,  die  Behauptung  von  einer  förmlichen 
Umzingelung  des  Verwalters  durch  etwa  10  „Sträflinge“,  von  denen  ein  jeder  mit 
einem  Messer  versehen  gewesen  sei,  sei  unrichtig,  die  Lokalitäten  seien  baulich 
gut  unterhalten  und  die  Beköstigung  der  Detinirten  eine  gesunde  und  nahrhafte. 

H. 


Vermischtes, 

Lebensinittelclieinie.  Am  28.  Januar  1888  hielt  der  „Verein  schweizerischer 
analytischer  Chemiker“  seine  erste  diesjährige  Sitzung  in  Zürich.  Es  waren 
20  Mitglieder  anwesend,  deren  Mehrzahl  die  Stellung  amtlicher  Chemiker  in  den 
verschiedenen  Kantonen  oder  grossem  Städten  «len  Schweiz  bekleiden. 

Der  Zweck  des  Vereins  besteht  laut  dessen  Statuten: 

a)  in  der  Vereinbarung  der  Untersuchungsmethoden,  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete der  Lebensmittelchemie,  sowie  dt*r  aus  den  Resultaten  zu  ziehenden 
Schlussfolgerungen  ; 

b)  in  der  Anregung  und  Besprechung  gesunciheitspolizeilicher  Verordnungen 
und  Berufs interessen. 

In  der  diesmaligen  Sitzung  wurde  besprochen  die  Untersuchung  der  Butter, 
der  Trockenbeerweine  und  «1er  Branntweine. 

Die  Analyse  und  Beurtheilung  der  Butter  und  Buttersurrogate  bietet  nicht 
selten  bedeutende  Schwierigkeiten.  Dies  ist  namentlich  bei  gewissen  Mischungen 
der  Butter  mit  andern  Fetten  der  Fall,  weil  die  vorhandenen  und  gebräuchlichen 
Untersuchungsmethoden  nicht  immer  die  wünschbare  Genauigkeit  ermöglichen.  Aus 
diesem  Grunde  wurde  beschlossen,  bei  der  quantitativen  Angabe  «*ines  erwiesenen 
Zusatzes  fremder  K«*tte  auf  je  10°/o  abzurunden.  also  in  den  jeweiligen  Gutachten 
beispielsweise  nur  zu  sagen,  es  seien  nicht  über  oder  unter  10,  20,  30  *■«  fremde 
Fette  zugesetzt  worden. 

Dass  sich  «lie  Trockenbeer  weine  bei  genügender  Uebung  und  Genauigkeit 
auch  auf  chemischem  Wege  vou  den  Natur  weinen  unterscheiden  lassen,  musste 
allgemein  zugegeben  werden.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Aufgabe  allerdings 
für  den  Chemiker,  wenn  es  sich  um  Mischungen  (Verschnitte)  mit  Naturweinen 
handelt,  und  geradezu  unmöglich  kann  der  Nachweis  werden,  wenn  in  einem 
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solchen  Verschnitte  der  Naturwein  vorherrscht.  Da  zur  Herstellung  der  Trocken* 
heerweine  nebst  Trockeubeeren  sehr  häutig  auch  diverse  Droguen  verwendet  werden, 
ja  selbst  in  einzelnen  Fällen  die  letzteren  über  wiegen,  so  wurde  nach  längerer 
Diskussion  beschlossen:  Die  Trockenbeerweine  sind  als  Kunstweine  zu  betrachten. 

Die  Untersuchung  des  Branntweins  beschränkt  sich  hauptsächlich  auf  die 
Bestimmung  der  „alkoholischen  Verunreinigungen“  (Fusel),  welche  laut  Beschluss 
des  Bundesrathes  0,2  “o  nicht  überschreiten  dürfen  (Trinkbrannt weine).  In  verein- 
zelten Fällen  kommen  auch  noch  Verunreinigungen  mit  Kupfer  (Grünspan)  vor. 

Mittheilung  des  Herrn  Dr.  Schaffer,  amtlicher  Chemiker  in  Bern. 


Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 

Jahresbericht  lur  1887. 

Législation  fédérale  et  cantonale. 

Rapport  sur  Vannve  1887. 

Hund*  Berichterstatter:  Leo  Weber  in  Bern. 

1)  Das  Bundesgesetz  vom  2(>.  April  1887  betreffend  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  nun  2~>.  Juni  tSÜi  (über  die 
Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb)  verpflichtet  in  Art.  h die  Inhaber  vou  Gewerben,  be 
ziehungsweise  die  Unternehmer  von  Arbeiten,  auf  welche  sich  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen beziehen,  ein  Verzeichniss  der  bei  ihrem  Geschäftsbetrieb  vorgekom- 
menen  erheblichen  Unfälle  nach  einem  vom  Bundesrathe  aufzustellendcu  Formulare 
zu  führen,  aus  welchem  ausser  dem  Tage  und  dem  Ausgange  des  Unfalls  zu  ent- 
nehmen ist:  wann  die  vorgeschriebene  Anzeige  bei  der  zuständigen  Behörde  gemacht, 
welche  Entschädigungen  ausgerichtet  worden  und  aus  welcher  Quelle  diese  geflossen 
sind.  Diese  Angaben  sind  spätestens  drei  Monate  vor  Ablauf  der  Veijährungsfrist 
(Art.  12  und  13  des  Bnndesgesetzes  vom  25.  Juni  1881)  der  kantonalen  Behörde 
einzusenden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Bestimmungen  sind  mit  einer  Busse  von 
Fr.  5 100  und  im  Wiederholungsfälle  bis  Fr.  2<M)  zu  belegen,  welche  nach  Mass- 

gabe  der  kantonalen  Gesetze  ausg»*sprocben  wird  und  dem  betreffenden  Kanton  zufällt. 

Nach  Art.  5 sind  auf  die  dem  Gesetze  unterstellten  Inhaber  von  Gewerben, 
beziehungsweise  Unternehmer  von  Arbeiten  auch  die  Artikel  4 und  10  des  Fabrik- 
gesetzes (vom  23.  März  1877)  anwendbar,  welche  folgenden  Inhalt  haben: 

Art.  4.  Der  Fabrikbesitzer  ist  verpflichtet,  von  jeder  in  seiner  Fabrik  vorgekom- 
menen  erheblichen  Körperverletzung  oder  Tödtung  sofort  der  kompetenten  Lokal- 
behörde Anzeige  zu  machen.  Diese  hat  über  die  Ursachen  und  Folgen  des  Unfalles 
eine  amtliche  Untersuchung  einzuleiten  und  der  Kantousrcgierung  davon  Kenntniss 
zu  gehen. 

Art.  10.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  oder 
gegen  die  schriftlich  zu  ertheilendeu  Anweisungen  der  zuständigen  Aufsichtsbehörden 
sind,  abgesehen  von  den  civilrechtlichen  Folgen,  mit  Bussen  von  Fr.  5 bis  500  durch 
die  («erlebte  zu  belegen. 

Im  Wiederholungsfall  darf  das  Gericht  ausser  angemessener  Geldlnisse  auch 
Gefängniss  bis  auf  3 M ouate  verhängen. 
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1) as  Gesetz,  ist  mit  1.  November  1887  vollziehbar  geworden.  (A.  S.  n.  K., 
X,  165.) 

2)  Am  30.  April  1887  ist  von  der  Schweiz  und  am  10.  Juni  gl.  J.  von  der  Süd- 
afrikanischen Republik 'ein  am  6.  November  1885  abgeschlossener  Freundschaft*-, 
Xiederlnssunffs-  und  Handel sr ertrag  zwischen  der  Schweizerischen  Hidgennssen- 
schaft  und  der  Südafrikanischen  He  publik  ratitizirt  worden,  welcher  in  Art.  X 
eine  besondere  l'ebereinkunft  zwischen  den  kontrahironden  Theileu  über  die  Au*- 
lieferung  der  Verbrecher  und  den  Vollzug  von  Hogatorien  vorsieht,  bis  zum  Inkraft- 
treten einer  solchen  aber  den  Vertragsstaaten  gegenseitig  alle  Rechte  zusichert, 
welche  sie  einem  andern,  nicht  angrenzenden  Staate  in  diesen  Beziehungen  einge- 
ranmt  haben  oder  in  Zukunft  einräumen  werden,  und  Ihr  alle  Fälle  als  vereinbart 
erklärt,  dass  jedes  diesfällige  Begehren,  welches  von  dem  einen  Theile  an  den  andern 
gestellt  wird,  ohne  Weiteres  die  Zusicherung  der  Gegenseitigkeit  in  sich  scldiesst. 
(A.  S.  n.  K.,  X,  284.) 

3)  Der  Bundesrath  hat  durch  Beschluss  vom  15.  Juli  1887  (A.  S.  n.  I-  .,  X,  115) 
die  Straf Iwstimmungen  (Art.  14 — 17)  de*  liundesgesetzc*  betreffend  geh  rannte  Wasser 
vom  23.  Dezember  1886  (A.  S.  n.  F.,  X.  60),  mit  dem  20.  Juli  1887  als  wirksam  er- 
klärt und  in  seinen  Vollzugsbeschlüssen  vom  2.  September  1887  betreffend  das 
Denaturiren  von  Alkohol  (A.  S.  n.  F.,  X.  135),  vom  0.  September  1887  betreffend 
das  PHichtenhoft  der  Uebernehmer  von  Brennloosen  (A.  S.  n.  K.,  X.  147),  und  vom 
4.  November  1887  über  Rückvergütung  des  Monopolgewinnes  auf  ansgeführten  flüs- 
sigen Alkoholfabrikaten  (A.  S.  n.  1\,  X,359)  auf  diese  Strafbestimmungen  ausdrück- 
lich Bezug  genommen.  Dieselben  lauten  : 

Art.  14.  Wer  deu  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhamlelt,  indem  er 
unbefugter  Weise  gebrannte  Wasser  erzeugt,  oder  die  befugter  Weise  erzeugte  Menge 
an  solcher  Waare  nicht  vollständig  ablicfert,  oder  sich  eine  ungerechtfertigte  Rück- 
vergütung zuwendet,  oder  denaturirt  bezogene  Waare  zu  andern  als  den  gestatteten 
Zwecken  verw  endet,  oder  auf  unrechtmässige  Weise  sich  gebrannte  Wasser  verschafft, 
ist  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen,  welche  das  Fünf-  bis  Dreissigfache  der  dem 
Staate  unterschlagenen  Summe  beträgt. 

Kann  die  letztere  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geldbusse  von  Fr.  200  bis 
10,000  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbare  im  Rückfalle,  oder  bestehen  erschwerende  Fnistände, 
so  kann  die  Geldbusse  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis»  bis  zu  sechs  Monaten 
erkannt  werden. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  wird  der 
Vollendung  gleich  gehalten. 

Art.  15.  Ausser  den  im  vorigen  Artikel  genannten  Fällen  wird  jede  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  mit 
Geldlmsse  von  Fr.  20 — 500  bestraft.  Die  Busse  betragt  Fr.  50  bis  1000,  wenn  der 
Fehl  bare  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrole  zu  verhindern  gesucht  hat.  Vorbe- 
halten bleibt  Artikel  17  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  16.  Von  den  Bussen  und  Geldstrafen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
bezogen  werden,  kommt  ein  Dritttheil  dem  Anzeiger,  ein  Dritttheil  dem  Kanton  und 
ein  Dritttheil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Widerhandlung  stattgefunden  hat. 
Wo  kein  Anzeiger  ist,  fällt  auch  der  Anzeigerantheil  in  die  Kautonskasse.  In  Fällen, 
wo  die  Uebertretung  durch  Beamte  oder  Bedienstete  der  Zollverwaltung  ermittlet 
w ird,  geschieht  die  Vertheiluug  nach  Artikel  57  des  Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 

Art.  17.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  hei  Febertretungen  dieses  Gesetzes  oder 
der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  das  Bundesgesetz  vom 
30.  Juni  1849  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertret ungen  fiskalischer  und  polizei- 
licher Gesetze. 
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4)  Unter  Aufhebung  der  Yollziehungsverordntmg  vom  20.  November  1872  zuui 
Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massnahmen  gegen  Viehseuchen  vom  8.  Februar  1872 
(A.  S.  X,  1011),  der  Verordnung  vom  3.  Oktober  1873  betreffend  Maßregeln  zur 
Tilgung  der  Maul-  und  Klauenseuche  (A.  8.  XI,  365)  und  der  Vollziehungsverord- 
nung vom  17.  Dezember  1886  zu  den  Bundesgesetzen  über  polizeiliche  Massrcgeln 
gegen  Viehseuchen  vom  8.  Februar  1872,  19.  Juli  1873  und  1.  Juli  1886  (A.  S.  n.  F., 
IX,  305),  sowie  einer  Reihe  einschlagender  Üuudesrathsbeschlüsse,  ist  vom  Bundcs- 
rathe  am  14.  Oktober  1887  eine  neue  VoHzieliungsrerordnung  zu  den  Bundesgesetzen 
über  polizeiliche  Massrcgeln  gegen  Viehseuchen  erlassen  worden.  CA.  S.  n.  F.,  X, 
305.)  Dieselbe,  mit  1.  Januar  1888  in  Kraft  getreten,  enthält  im  III.  Kapitel  unter 
der  Ueberschrift  „Yollzieliungsinassuahiucn“  in  Art.  103  die  nach  Massgabe  der 
bezüglichen  Gesetze  aufgestellteu  Strafbestimmungen. 

Das  Bundesgesetz  vom  8.  Februar  1872  bedroht  in  Art.  36  die  Umgehung  der 
Vorschriften  über  den  Vieh  verkehr  (Art.  1—0  des  Gesetzes)  mit  einer  Busse  von 
Fr.  5 -100,  die  Nichtbeachtung  der  Maas  rege  In  zur  Verhütung  oder  Tilgung  von 
Viehseuchen  und  insbesondere  den  Verkehr  mit  llausthieren,  die  an  einer  anstecken- 
den Krankheit  leiden  oder  durch  geschehene  Berühntug  mit  solchen  Träger  eines 
Ansteckungsstoffes  sein  können  (Art.  3 1.  c.),  mit  Busse  von  Fr.  10 — 500.  ln  schiceren 
Füllen,  sagt  hierauf  Art.  37,  insbesondere  wenn  durch  absichtliche  Umgehung  sani- 
tfitspolizeilicher  Anordnungen  die  Kinschieppung  oder  Ausbreitung  einer  Seuche  ver- 
anlasst wurde,  soll  der  Fehlbare  dem  Strafrichter  überwiesen  und  kann  er  für 
den  veranlassen  Schaden  ganz  oder  theil weise  belangt  trerden. 

Das  Zusatzgesetz  vom  19.  Juli  1873,  betreffend  die  vorschriftsgemässe  Reini- 
gung der  Viehtransport  wagen  auf  Eisenbahnen,  erklärt,  dass  bezügliche  Wider- 
handlungen „ nach  den  Bestimmungen  des  Art.  SG  des  Gesetzes  rom  S.  Februar  1872 
rum  Richter  des  Ortes  der  Betretung u zu  bestrafen  seien,  und  fügt  in  einem 
besondern  Artikel  bei,  dass  auch  für  Widerbandlnngen  gegen  die  Art.  4 — 9 des 
Gesetzes  vom  8.  Februar  1872  „der  Gerichtsstand  de*  Ortes  der  Betretung“  gelte. 

Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1886  enthalt  keine  iu’s  Gebiet  des  Strafrechts  ein- 
schlagende Bestimmungen. 

Die  Gesetzgebung  bat  es  also  unbestimmt  gelassen,  welche  Behörden  — ad- 
ministrative oder  gerichtliche  — die  unter  Art.  36  des  Gesetzes  von  1872  fallen- 
den Widerbandhiugcn  zu  heurtbeilen,  und  welche  Behörde  gemäss  Art.  37  1.  c. 
darüber  zu  entscheiden  habe.-  ob  ein  Fall  als  eiu  „schwerer“  zu  betrachten  und 
dem  Strafrichter  zu  überweisen  sei.  Per  argumentum  e contrario  konnte  geschlos- 
sen werden,  dass  nur  die  Fälle  des  Art  37  und  nicht  diejenigen  des  Art.  36  einer 
richterlichen  Behörde  zur  Beurtheilung  zufallen.  Aber  iu  sicherer  Weise  war  das 
nicht  gesagt. 

Die  Vollziehung^ Verordnung  vom  14.  Oktober  1887  hat  nun  iu  diesem  Gebiete 
Ordnung  zu  schaffen  versucht,  indem  sie  die  Beurtheilung  der  Fälle  von  Art.  36 
der  (nach  der  Kantonalgesetzgelmug)  „zuständigen  Kantotisbehörde“  überwies, 
„sofern  die  Handlung  nicht  als  gemeines  Verbrechen  oder  Yergeheu  (z.  B.  Betrug, 
Fälschung,  gemeingefährliches  Verbrechen  gegen  Leiten  und  Gesundheit  u.  s.  w.) 
unter  das  Strafgesetz  fällt  und  vom  (sc.  kantonalen)  Strafrichter  zu  beurtheilen 
ist“.  Dabei  ist  freilich  Art.  37  des  Gesetzes  allgemein  Vorbehalten  worden,  weil 
er  durch  eine  Vollziehungsverordnung  nicht  aus  «1er  Welt  geschafft  werden  kann  ; 
volle  Klarheit  in  dieser  Frage  der  Gerichtsbarkeit  wird  daher  nur  eilte  Revision 
der  Artikel  36  und  37  des  (iesetzes  vom  8.  Februar  1872  herzustellen  vermögen 
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In  Bezug  auf  die  Strafpositionen  sehliesst  sich  die  neue  Verordnung  selbst- 
verständlich «len  Bestimmungen  «1er  massgebenden  (besetze  von  1872  und  1873  an; 
als  Zusatz  enthalt  sie  die  Bestimmung,  dass  «1er  Betrieb  des  Viehhandels  dem 
Fehlbaren  als  erschwerender  Umstand  anzurechnen  sei. 

6)  Auf  Grund  der  ihm  durch  Art.  15  des  Bundesgesetzes  über  die  Fischerei, 
vom  18.  September  1875.  ertheilteu  Vollmacht  hat  d«*r  Bumlesrath  Namens  d«T 
Schweiz,  in  Abänderung  «1er  Uebcreiukunft  v«m  1875/1877  und  der  Naehtragsüber- 
einkunft  von  1881,  am  18.  Mai  1*87  eine  neue  Uebereinkunft  mit  Buden  und 
Eisass- Lothringen  über  die  Anwendung  gleichartiger  Bestimmungen  für  die  Fischerei 
im  Bhe in  und  seinen  Zuflüssen,  einschliesslich  des  Bodensee’s , abgeschlossen.  (A.  S. 
n.  F.,  X,  3(16.)  Die  Ratifikation  «lerselben  hat  am  19.  Juli  (für  die  Schweiz), 
8.  Oktober  (für  Baden)  und  26.  August  1887  (für  Klsass-Lothringen)  stattgefunden. 
Die  Uebereinkunft  ist  mit  dem  Tage  ihrer  Ratifikation  in  Kraft  getreten.  Nach 
Art.  12  verpflichten  sich  die  kontrahirenden  Regierungen,  in  «len  Gesetzen  und 
Verordnungen  über  Ausübung  der  Fischerei  die  Vertragsbestimmungen  — Gebote 
und  Verbote  polizeilicher  Natur  — „soweit  thunlich“  dnrchzu führen,  |«>hnc  die 
Befugniss  auszuschliessen , für  ihre  Gebiete  strengere  Bestimmungen  zum  Schutze 
der  Fischerei  zu  treffen. 

6)  Der  Entwurf  eines  Militärstrafgesetzbuches  für  die  Schweizerische  Eid- 
gewtssenschaft  ist  im  Jahre  1887,  nachdem  er  vom  Bundesrathe  «lern  Justiz- 
departement zur  Umarbeitung  nach  Massgaho  des  Gutachtens  einer  F^xperten- 
kommission  überwiesen  worden  war,  nicht  mehr  zur  parlamentarischen  Berathung 
gelangt.  Es  ist  jedoch  das  die  Milita rstratgerichtsordnung  (Gerichtsverfassung 
uud  Strafverfahren)  enthaltende  Buch  so  weit  vorbereitet,  «lass  cs  demnächst 
«lein  Bundesrathe  vorgelegt  werden  kauu. 

Dabei  besteht  die  Absicht,  dieses  Buch  als  selhststamliges  Gesetz  zu  be- 
handeln mul  die  allgemeinen  Vorschriften  über  Militürstrafgerichtsharkeit  in  «las- 
selbe  aufzunelunen.  Das  materielle  M i I i tärstrafrec h t würde,  gleichfalls  ein  Ganzes 
für  sich,  nachfolgeu. 

Zürich.  Berichterstatter;  Dr.  Emil  Zürcher , Oberricht  er  in  Zürich. 

Kein  strafrechtlicher  Erlass. 

Item.  Bi* richterstatter:  Carl  Stnoss  in  Bern. 

lier  Entwurf  Forstgesetz  '),  welcher  im  Jahre  1886  die  erste  Berathung 
bestan«!  und  mit  Ausnahme  der  Strafbestimmungen  genehmigt  wurde,  ist  von  dem 
Regierungs rathe  am  9.  Mai  1887  zurückgezogen  worden,  weil  eine  «»rneuerte  Prü- 
fung ergab,  dass  die  Revision  der  Strafbestimmungen  ein«*  Abänderung  «1er  übrigen 
Vorschriften  bedingt.  Uebrigens  traten  auch  Widersprüche  mit  dem  Bundesgesetze 
betreffend  die  eidgenössische  Oberaufsicht  über  «lie  Forstpolizei  im  Hochgebirge 
zu  Tage*). 

Der  Forstdirektor  erklärte,  mit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfes 
warten  zu  wollen,  bis  «lie  Frage  von  den  Bundesbehörden  entschieden  s«*in  wird, 
oh  das  eidgenössische  Forstgesetz  nicht  auch  über  den  Jura  und  das  übrige 
Hügelland  auszudehnen  sei.  So  wird  sich  der  Kanton  Bern  noch  einige  Zeit  mit 

*)  Vgl.  Vortrag  dor  Fontdlrektloo  an  drn  |{»-gi©ruiig*<rath  zu  Handpn  dr*  (inwwn  Itilhvs  bet  r^fffiid 
den  Entwurf  ©in***  neuen  Forst  gen,  Ue*  nelwt  einer  bo/dxlichtiu  Vorlag©  «Üezember  ISSip.  Iteilagon  zum 
Tagblatt©  '!©■*  (JrosMli  Käthes  1886,  Nr.  >. 

»)  Tagblatt  de«  (irrnweu  Käthe»  1880,  S.  306— 217. 
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der  Forstordnung  für  der  Stadt  Dem  deutsche  Lande  vom  7.  Juli  178t»  behelfen 
müssen»  welche  noch  heute  die  llauptijuelle  für  das  bemische  Forststrafrecht 
bildet.  Doch  ist  am  23.  November  1887  ein  „Anzug“  von  Grossrath  Burkhardt 
betreffend  Revision  des  Strafgesetzbuches  im  Sinne  besserer  Sicherheit  des  Eigen- 
tbums  in  Wald  und  Feld  erheblich  erklärt  worden. 

Zwei  wichtige,  das  Strafrecht  berührende  Gesetzentwürfe  : 

1)  über  den  Gewerbebetrieb  der  Gelddarleiher , Darlehenxvermittler,  Pfandleiher 
and  Trödler , sowie  betreffend  den  Wucher  (vertreten  von  Kegierungsrath  Eggli); 

2)  über  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln,  Genassmitleln  and  Gebrauchxgegen- 
st  finden , ko  wie  über  Abonderait  y der  Art.  2.72  und  2.7.7  den  Strafgesetzbuches 
(vertreten  von  Regierungsrath  v.  Steiger), 

sind  am  28.  und  30.  November  1887  von  dem  Grossen  Käthe  einstimmig  ange- 
nommen worden.  Die  Volksabstimmung  über  diese  Vorlagen  findet  am  2t».  Februar 
1888  statt  *)*  so  dass  genauere  Mitthcilungeu  im  nächsten  Berichte  zu  geben  sind. 

Luzern . Berichterstatter:  < )berrichter  Dr.  Placid  Meyer  von  Sc  hauen - 
sce  in  Luzern. 

Eingreifende  Strafgesetze  sind  im  Berichtsjahre  weder  erlassen  noch  vor- 
bereitet worden.  Zwar  kam  am  9.  März  1887  im  Grossen  Käthe  folgende  Motion 
des  Herrn  Dr.  Alfred  Steiger  zur  Behandlung: 

„Von  den  mildernden  Umständen  bei  Beurtheiluug  von  Verbrechen  soll  der 
Einfluss  alkoholischer  Getränke  ausgeschlossen  sein.“ 

Die  Motion  wurde  aber  auf  den  Antrag  der  Kommission,  in  U ebercinsti mmung 
mit  einem  Gutachten  des  Luzerner  Oborgeriches,  abgelehnt.  Das  Obergericht  hatte 
namentlich  betont,  das  Gesetz  zähle  die  Milderungsgründe  mit  Recht  nicht  auf, 
indem  die  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  von  dem  Gesetzgeber  nicht  vorausgesehen 
werden  könne.  Das  Verbot,  einen  bestimmten  Umstand  als  Milderungsgrund  anzu- 
erkennen, würde  mit  dem  Zweck  des  Instituts  der  mildernden  Umstände  in  Wider- 
sprach stehen;  übrigens  fordere  das  Gesetz  stets  eine  Mehrheit  von  mildernden 
Umständen. 

Die  Ablehnung  der  Motion  ist  nicht  zu  bedauern.  Eine  Revision  des  tausend- 
fach veralteten  Luzerner  Kriminal-  und  Pol izeistrafgesetzes  wäre  zwar  gewiss  jeder- 
zeit am  Platze,  sie  ist  sogar  dringend  notbwendig;  ein  llerausgreifen  eines  einzelnen 
Punktes  aus  dem  allgemeinen  Tlieil  des  Systems  hätte  dagegen  die  Kriminalstruf- 
gesetzgelmng  des  Kantons  Luzern  nach  keiner  Richtung  hin  gefördert. 

Uri,  Berichterstatter:  Ständerath  Dr.  Franz  Schmid,  Staatsanwalt 
in  Altdorf. 

Der  Kanton  Uri  weist  während  des  Jahres  1887  keinerlei  nennenswerthe 
Erlasse  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Getangnisswesens  auf;  Uri  entbehrt  noch 
immer  eines  Strafgesetzbuches  und  findet  sich  auf  die  iu  mehrfacher  Richtung 
veralteten  Restiminungen  des  Art.  251  des  Laudhuches,  welcher  eine  Aufzählung 
derjenigen  Verbrechen  und  Vergehen  enthält,  die  als  kriminell  zu  betrachten  sind, 
angewiesen. 

Im  Jahre  1881»  wurden  vom  Laudrathe  als  Anhang  zu  dem  neu  erlasseneu 
Regiemente  für  die  Justizbehörden  des  Kantons  Uri  einige  besondere  Grundsätze 
über  das  Straf rech ts  verfahren  aufgestellt,  welche  immerhin  als  ein  freilich  sehr 
bescheidener  Fortschritt  gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  sich  darstellen. 

*>  ln  4er  Volksabstimmung  »in<l  die  Gesetze  angenommen  worden. 


Digitized  by-Geogle 


Jahresbericht  für  1887. 


Im  Eut  würfe  der  neuen  Verfassung  des  Kantons  I'ri.  welcher  in  den  näch- 
ten Tilgen  •)  vom  Yerfassungsrathe  als  Vorlage  au  die  diesjährige  Landsgemrindes 
nochmals  durcbberathen  und  detinitiv  festgestellt  werden  wird,  wird  dem  Land- 
rathe  die  Aufgabe  zugewiesen,  eine  neue  Strafprozessordnung  zu  erlassen.  Die 
Aufstellung  eines  Strafgesetzbuches  wird  aus  dem  Grunde  schon  grossem  Schwie- 
rigkeiten begegnen,  weil  dasselbe  jedenfalls  der  Lundsgemeiude  unterbreitet  wer- 
den muss  und  das  Volk  im  Allgemeinen  derlei  paragraphenreiche  Coditikationen 
mit  Misstrauen  aufnimmt. 

Wir  erwähnen  schliesslich  noch,  dass  den  (j.  November  1880  ein  neues 
Zuchthausreglement  in  Kraft  getreten  ist,  welches  zweckmässige  Bestimmungen 
über  Einteilung  der  Strafanstalt,  Flüchten  und  Kompetenzen  der  Aufsichtsbehörde, 
der  Beamten  und  Angestellten  der  Strafanstalt,  über  die  Hausordnung  der  Sträf- 
linge und  besonders  auch  über  die  Unterbringung  von  Cntersuchuugsgefangenen 
in  der  Strafanstalt  enthält. 

Referent  hofft,  vielleicht  schon  in  seinem  nächsten  Berichte  über  Verwirk- 
lichung der  vorstehend  als  notwendig  augedeuteten  gesetzgeberischen  Arbeiten 
der  Zeitschrift  für  Schweizer  Strafrecht  Mitteilung  machen  zu  können,  und 
erlaubt  sich,  im  Interesse  der  Richtigstelluug  vielfach  ganz  irriger,  mitunter  ten- 
denziöser Ansichten,  an  dieser  Stelle  zu  koustatireu,  dass  die  Praxis  unserer  kan- 
tunalen  Strafgerichte,  speziell  diejenige  des  Kriminalgerkhtes,  eine  sehr  humane, 
der  zeitgenössigeu  Rechtsaiisehauung  durchaus  nicht  entgegenstehende  genannt  zu 
werden  verdient. 

St’fitryz.  Berichterstatter:  Fürsprech  Anton  Iitirgi  in  Schwyz. 

Im  Jahre  1887  sind,  abgesehen  vou  den  Verordnungen  und  Beschlüssen, 
welche  in  Ausführung  von  Bundesgesetzen  erlassen  wurdeu,  folgende  Erlasse  des 
schwyzerischen  Kantonsrathes  zu  erwähnen: 

1)  Verordnung  über  den  Markt-  und  Hausirverkehr  und  die  Erteilung  von 
Patenten,  vom  27.  Juli  1887. 

2)  Yerorduung  betreffend  die  Einführung  von  Stein pelmarken , vom  30.  No- 
vember 1887. 

Der  § 5:  „Die  Anfertigung  falscher  Stempelmarken  wird  der  Münzfälschung 
gleichgehalten.  Der  wissentliche  Gebrauch  falscher  Stempel  marken  wird  als  Betrug 
bestraft“,  bildet  seinem  Iuhalte  nach  eine  Novelle  zum  Kriminalstrafgeset/.e.  Die 
Verbindlichkeit  dieser  Bestimmung  darf  bezweifelt  werden,  da  Gesetze  der  Volksab- 
stimmung unterliegen. 

3)  Verordnung  betreffend  Anlage  und  Untersuchung  von  Dampfkesseln,  vom 
30.  November  1887. 

Unterwaldeti  ob  und  nid  dem  Waid.  Berichterstatter:  Gerichts- 
präsident Adalbert  Wirz  in  Sarnen. 

Kein  strafrechtlicher  Erlass  in  beideu  llalbkautouen. 

Glaru#,  Berichterstatter:  Carl  Stousa  (die  Berichterstattung  wird 
künftig  Herr  Nationalrath  Gallati  in  Glarus  übernehmen). 

Auf  Anregung  der  mit  Prüfung  des  Amtsberichtes  betrauten  Kommission 
erhielt  das  Appellationsgericht  den  Auftrag,  das  Strafgesetzlmrch  und  die  Straf- 
prozessordnung d urc hzuse heu  und  die  erforderlichen  Abänderungen  in  Vorschlag 

*)  Der  Bericht  i»t  am  10.  Februar  1888  gesell  rieben  worden. 
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zu  bringen.  Aul  Grund  des  Gutachtens«  des  Appellationsgerichts  legte  der  drei- 
fache Landrat h itn  Jahr  1886  eine  Novelle  ')  vor.  An  der  Landsgemeinde  machte 
sich  jedoch  gegen  den  sogenannten  Anarchistenartikel  (Art.  47  a)  *),  sowie  gegen  die 
Verschärfung  der  Strafe  wegen  Ehrverletzung  (§§  103  und  104)  so  starker  Wider- 
spruch geltend,  dass  die  ganze  Vorlage  an  den  Laudrath  zurückgewiesen  wurde. 

„Die  Abänderungsanträge  zum  Strafgesetzhuche  vom  Jahr  1807“  und  „die 
Abänderungsanträge  zur  Strafprozessordnung  von  1871/1877“,  welche  der  Land- 
rath im  Jahr  1887  vorlegte3),  enthalten  die  angefochtenen  Bestimmungen  nicht. 
Mit  dem  Wegfall  des  Anarchistenartikels  konnte  sich  der  Landrath  „um  so  eher 
befreunden,  als  in  einem  Lande,  wo  das  volle  Initiativ-  und  Gesetzgebungsrecht 
in  den  iländou  des  Volkes  ruht,  der  Boden  für  gewaltsame  Umsturzpläne  kein 
fruchtbarer  sein  dürfte“.  An  fundamentalen  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches 
und  der  Strafprozessordnung  ist  nichts  abgeändert  worden.  „Der  Landrath  be- 
schränkte sich  darauf , einerseits  unser«*  Strafgesetzgebung  mit  derjenigen  des 
Bundes  in  hinklang  zu  bringen,  anderseits,  sie  den  veränderten  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  anzupassen,  welche  die  letzten  Jahrzehnte  uns  gebracht  haben.  Gleich- 
zeitig suchte  er  dem  allmäligen  Umschwung  in  einzelnen  Anschauungen  über  diese 
Materie  gerecht  zu  werden,  der  nothwendiger  Weise  auch  in  einer  Aenderung  der 
Gesetzgebung  seinen  Ausdruck  finden  muss.“ 

Diesmal  genehmigte  die  Laudsgemeinde  den  Antrag  des  Landrathes. 

Die  wichtigsten  Neuerungen  sind  folgende: 

I.  Strafgesetzbuch. 

§ 33.  Die  Verjährung  der  Strafklage  wird  genauer  bestimmt,  bei  Antrags- 
delikten tritt  die  Verjährung  in  2 Jahren  ein.  Die  Unterbrechung  der  Ver- 
jährung (§  34)  wird  besser  geregelt. 

§ 4‘J  (§  60  neu)  erhielt  den  Zusatz:  „Der  Hechtbotenempfänger  ist  auch 
tür  Uebertretungon  eines  Kechthotes  durch  seine  Angehörigen,  Dienstboten,  Au- 
gestellten, Arbeiter  u.  dgl.  verantwortlich.“ 

§ 66  und  § 56  stellen  die  gefährliche  Drohung  und  die  Bedrohung  unter 
Strafe,  während  § 57  neu  das  Zerstören  oder  Beschädigen  von  Gräbern  und  das 
Verüben  von  Unfug  an  Gräbern  verpönt. 

*)  ^gl.  Memorial  fHr  die  ordentliche  Landgemeinde  des  Kantons  Glarus  vom  Jabr  1886  (ver- 
fasst von  Landarmnanu  Zweifel),  S.  33—42. 

*1  Art.  47  a (Entwurf)  hatte  folgende,  dem  Art.  151  dos  St.  Galler  Strafgesetzhuche«  nach  ge- 
bildete Fassung: 

„Aufreizung  mittelst  mündlicher  oder  schriftlicher  Aeusserungcn  oder  bildlicher  Darstellungen, 
oder  mittelst  Pressorzeugnisseo,  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise  tum  gewaltasmän  Umsturz  der  staat- 
lichen Ordnung  oder  su  gewaltsamer  Aenderung  oder  Beseitigung  staatlich  geschützter  Institutionen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft,  oder  zu  Vorübung  von  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  Leben,  Leib 
und  Eigenthuru,  oder  zu  Bedrohung  einzelner  Personen  oder  ganzer  Hevolkerungsk lassen  ist,  auch 
wenn  sie  nicht  gegen  eine  bestimmte  Person  und  nicht  auf  die  Verübung  einer  zum  Voraus  bezeich- 
nten strafbaren  Handlung  gerichtet  war,  wegen  der  damit  verbundenen  Gefährde  an  und  ftlr  sich, 
an  den  Anstiftern  und  allen  übrigen  Theiliiehinern  mit  Geldbuße  bis  auf  Fr.  500,  mit  GefSngnise  oder 
mit  Arbeitshaus  zu  bestrafen. 

Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  in  gleicher  Absicht  und  mit  denselben  Mitteln  die  von  Andern 
verübten  Verbrechen  uud  Vergeben  öffentlich  zur  Nachahmung  empfiehlt.“ 

*)  Memorial  fUr  die  ordentliche  Landgemeinde  des  Kanton»  Glarus  vom  Jahr  1887  (verfasst  von 
Landaramann  Zweifel),  S.  53-63. 
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Eine  grundsätzliche  Neuerung  enthalt  Titel  11 , welcher  in  dem  Strafgesetz- 
huche von  1867  die  Aufschrift  trug:  „Delikte  gegen  die  Religion“  und  nun:  „Ver- 
gehen gegen  den  konfessionellen  Frieden“.  Wahrend  die  frühere  Bestimmung 
die  vom  Staate  anerkannten  Konfessionen  oder  ihre  Lehren  oder  die  Gegenstände 
ihrer  Verehrung  unter  Strafseliutz  stellte,  ist  nach  § 68  strafbar: 

„Wer  den  Gottesdieust  einer  Religionsgenosseuschaft  in  deren  Kirchen  oder 
andern  für  religiöse  Versammlungen  bestimmten  Orten  durch  Lärm  oder  andern 
Unfug  vorsätzlich  stört,  oder  auf  irgend  welche  andere  Weise  absichtlich  und 
widerrechtlich  hindert,  wer  Gewalttätigkeiten  oder  beschimpfende  Handlungen  an 
Gegenständen  verübt,  welche  dem  Gottesdienste  gewidmet  sind.“ 

Der  neuen  Fassung  liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  „dass  es  weniger  Aufgabe 
des  Staates  sei,  die  Glaubenssätze  dieser  oder  jener  Religionsgenossenschaft  vor 
Anfechtungen  zu  schützen,  als  gemäss  Art.  50  der  Bundesverfassung  fürzusorgen, 
dass  die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  ungehemmt  vorgeuommen 
werden  kann,  so  lange  letztere  sich  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit  und 
der  öffentlichen  Ordnung  bewegen“. 

Eine  Lücke  füllt  Art.  80  aus.  Mit  Gefängnis*  mul  Russe,  in  schweren  Fällen 
mit  Arbeitshaus  wird  bestraft:  „Wer  durch  unzüchtige  Handlungen  öffentliches 
Aergemiss  erregt  oder  sich  solche  mit  oder  in  Gegenwart  von  Kindern  oder  mit 
blödsinnigen,  geisteskranken  oder  in  einem  Zustande  der  Bewusstlosigkeit  sich  be- 
findenden Frauenspersonen  erlaubt,  ebenso  wer  zur  Verbreitung  oder  Veröffent- 
lichung unzüchtiger  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellungen  mitwirkt.“ 

Nach  § 88,  alt,  wurde  wegen  Todtsehlftges  mit  Zuchthaus  bestraft:  „b.  wer 
mit  Vorbedacht,  jedoch  nicht  mit  dem  Entschluss,  zu  tödten,  sondern  in  einer  andern 
feindseligen  Absicht  einen  Menschen  dergestalt  verletzt,  dass  der  Tod  des  Be- 
schädigten daraus  erfolgt.“  Das  revidirte  Gesetz  behandelt  diesen  Fall  iu  § 8Î)  zu- 
treffend als  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang. 

Wer  gesundheitsschädliche  Nahrungs - und  Genussmitteln , obgleich  ihm  diese 
Eigenschaft  der  Waare  bekannt  war  oder  zufolge  seines  Gewerbes  oder  Berufes 
bekannt  sein  musste,  unter  Verschweigung  dieser  Eigenschaft  verkaufte  oder  t’eil- 
hält,  wird  in  § 92,  je  nach  den  entstandenen  Folgen  für  Gesundheit  und  Leben 
Anderer,  mit  Geldbusse,  Gefängnis*,  Arbeitshaus  oder  selbst  Zuchthaus  bedroht. 
Die  nämliche  Strafe  verwirkt,  „wer  absichtlich  oder  fahrlässig  die  Verbreitung 
einer  ansteckenden  Krankheit  bewirkt“.  Der  Bericht  bemerkt:  „Zweifelsohne  müsste 
die  Fahrlässigkeit  eine  ziemlich  grobe  sein,  wenn  sie  bestraft  werden  will.“ 

Modern  ist  § 111):  Die  Strafbestimmungen  der  §§  1 IG  ff.,  (Brandstiftung)  finden 
auch  Anwendung  in  den  Fällen,  wo  ein  Verbrechen  unter  ähnlichen  Verhältnissen 
durch  Bewirkung  einer  Explosion  begangen  wurde. 

Wohl  nur  pro  memoria  sind  Art.  06 — 08  des  Bundesstrafgesetzes  als  §§  122 
bis  121  in  das  Strafgesetzbuch  eingefügt;  übrigens  'unter  Angabe  der  Bundesqucl le. 

Die  Wucherstraf bestinimung  des  § 145  bat  sich  der  neuern  Behandlung  des 
Wuchers  nicht  angeschlossen:  „Wer  einen  hohem  Zins  als  fünf  vom  Hundert  per 
Jahr,  resp.  als  solcher  nach  Inhalt  des  Bundesgesetzes  über  das  Ohligationcnrecht 
gestattet  ist,  bezieht  oder  sich  verschreiben  lässt,  soll  wegen  Wuchers  mit  Geldbusse, 
womit  in  schwereren  Fällen  Get'ängniss  verbunden  werden  kann,  bestraft  werden.“ 
Ceber  diese  und  die  iui  Anhang  aufgenommenen  Bestimmungen  gibt  der  Bericht 
folgende  Auskunft  : „Das  Verbot  des  Wuchers,  das  Einlegen  in  Lotterien,  das  unbe- 
fugte Steuersammeln  und  Betteln,  sowie  das  Uebertreten  der  Polizeistunde  sind  aus 
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«l«*n  strafrechtlichen  Bestandteilen  des  alten  Landhuches  hinühergenommen  worden. 
Bei  dem  Verbot  <l«*s  LottericspieU  ist  «1er  Begriff  d«*s  Verbotenen  wesentlich  weiter 
gezogen  wurden.  Bisher  war  «las  Einsetzen  in  Lotterien,  sowie  der  Verkauf  von 
Loosen  ( Kollektion)  verboten.  Künftighin  soll  auch  das  Ankündigen  von  Lotterien 
an  öffentlichen  Orten  und  in  öffentlichen  Blättern  oder  Schriften  der  Bestrafung 
unterliegen.** 

II.  Strafprozessordnung. 

Din  Zahl  der  Antragsdeliktc  wird  iu  § 23  vermehrt;  nicht  unbedenklich  er- 
scheint dies  bei  Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen  (Art.  50)  und  iu  dem  Falle 
des  Mün/.hctrugcs  (wenn  der  Tliäter  die  Münzen  als  acht  eingenommen).  § 01»  b. 

Art.  35  gestattet  «len  Küek/.iig  d«*s  Antrages  bis  zur  Anordnung  des  Gerichts- 
tages, sofern  nicht  der  Augeschuldigte  auf  der  Durchführung  der  angehobenen 
I 'ntersuchung  bestellt. 

Die  Verfolgung  Flüchtiger  regelt  § 40. 

Gegen  die  Aufh<*lmug  der  Untersuchung  stand  bislang  «bau  Geschädigten  die 
Appellation  zu.  § 90,  AI.  2,  gibt  nun  auch  dem  Angeschuldigteu  das  Hecht  der 
Berufung  und  verpflichtet  das  Obergericht,  auf  Grund  der  Akt«*n  „in  materieller 
Würdigung  der  Ergebnisse  des  Voruntersuchs  die  massg«*benden  Verfügungen  über 
die  B(*handlung  d«*s  Falles“  zu  treffen. 

Zur  Begründung  wird  angeführt,  «*s  müsse  dem  Angeschuldigteu  oft  sehr  daran 
lit*g«*u,  «lass  seine  Schuld  od«*r  Nichtschuld  in  öffentlicher  Verhandlung  «?rÖrt«*rt 
werde.  Abges»*hen  davon  falle  die  Kosteufrage  in  das  Gewicht. 

Die  Anfechtung  «1er  Kosteuauflag«*  könnte  ab«*r  auch  s«*lbstständig  erfolgen. 
Eine  Berufung  des  Ang«*schuldigten  gegen  die  Aufhebung  d«*r  Untersuchung  ist 
<lageg«»u  proz«,ssualisch  wohl  schwer  zu  koustruiren  nn«i  auch  nicht  praktisch. 

ln  § 131  wird  der  Staat  für  «lie  dem  Freigesprocheueu  zuerkannte  Ent- 
schädigung haftbar  erklärt. 

Bei  Pressiujurien  soll  der  Inhaber  der  Vervielfältigungsanstalt  für  alle  Bussen, 
Prozesskosten  und  Entschädigungen,  welche  dem  Urheber  der  Ehrv«*rletzung 
auferlegt  werden,  subsidiär  haften  ($  183).  Soweit  «liese  Bestimmung  «lie  Schaden- 
ersatzpflicht regelt,  ist  sie  bundesreebtswidrig  und  «lah«*r  ungültig.  Massgebend 
sind  Art.  50  ff.  O.  K. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwjUmt,  dass  im  Jahre  1887  „Strafrecht  und  -Prozess 
für  den  Kauion  Glarus  nebst  Sportelntarif  iu  Kriminal  fallen“  in  neuer  Ausgabe, 
Büchdruckerei  von  1).  Tscku»li-Aebly,  Schwanden,  erschienen  sind. 

Zug,  Berichterstatter:  Regierungsrath  Carl  Zürcher , Advokat  iu  Zug. 

Zug  ändert«*  an  seinem  Strafgesetze,  welch«*«  seit  1877  in  Kraft  besteht,  nichts. 
Fühlbar  macht  sich  insbesondere  der  Mangel  eines  ergänzenden  Polizeistrafg«*setzes, 
dessen  Ausarbeitung  in  Sicht  steht. 

Schon  längst.  1871,  arbeitete  Gerichtspräsident  Landtwing  sei.  einen  Entwurf 
zu  einer  Strafprozessordnung  aus.  ')  Die  zur  Prüfung  desselben  neuerdings  nieder- 
gesetzte kantonsr&thliche  Kommission  legte  ihren  Bericht  hisauhin  noch  nicht  vor. 
Der  Entwurf  beabsichtigt  insln*sondero  Einführung  des  öffentlichen  mündlichen  An- 
klageverfahrens an  Stelle  «les  bisherigen  schriftlichen  Untersuchungsverfahrens. 

')  Strafprozessordnung  fllr  «|.*n  Kanton  Zug.  Entwurf  nach  dem  flffontlichen  Anklag#vt»rf*hr«*n 
55  8.  lt*-ricbt  mm  StrafproseaMntwnrf,  8.  1 — 11. 
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In  nächster  Zeit  wird  der  Kantonsrath  ein  „ Reglement  betreffend  das  Gef'änj- 
ni*stcesenu  (Antra}»  des  Regieru ngsrathes  vom  4.  Mai  1887)  in  ßer&thung  ziehen. 
Die  Torberathende  Kommission  bringt  einige  Abänderungsvorschläge  zu  der  regie- 
rnngsräthlichen  Vorlage,  mit  denen  sich  der  Regienmgsrath  einverstanden  er- 
klärt  hat. 

Fribourg.  Rapporteur:  le  procureur  général  E.  Verrier  à Fribourg. 

L’activité  du  pouvoir  législatif  s’est  concentrée,  durant  l’exercice  1887,  dans 
des  œuvres  d’utilité  publique  ou  d’économie  financière,  telle  que  la  subvention 
pour  le  percement  du  Simplon,  la  création  d’une  université  à Fribourg,  la  cou- 
version  de  la  dette  de  l’Etat,  etc.  Elle  ne  s’est  conséquemment  guère  déployée  dans 
le  domaine  de  la  législation  civile  ou  pénale. 

Nous  devons  toutefois  signaler  une  tendance  qui  se  manifeste  chez  nos  hommes 
de  loi  et  magistrats  vers  la  révision  de  notre  code  pénal  et  de  notre  code  de  procé- 
dure pénale,  dont  la  mise  eu  vigueur  ne  remonte  cependant  qu’au  l#r  Janvier  1871. 
Plusieurs  fois,  à l’occasion  de  l’examen  du  rapport  du  tribunal  cantonal,  et  notam- 
ment dans  la  séance  du  Grand  Conseil  du  G Mai  1887,  de»  députés  ont  demandé  que 
des  études  soient  faites  pour  préparer  cette  révision.  Jusqu’à  ce  jour,  cependant, 
aucune  décision  ferme  n’a  été  prise  à ce  sujet. 

Une  seule  loi  a été  votée;  c’est  celle  du  15  Novembre  1887  concernant  l’exer- 
cice de  la  profession  de  maréchal-ferrant.  Elle  a été  édictée  dans  l’intérêt  de  l’amé- 
lioration de  la  race  chevaline. 

Elle  dispose  que  l’exercice  de  la  profession  de  maréchal-ferrant  est  soumis  à 
l’obtention  d’une  patente,  délivrée  gratuitement. 

Un  règlement  détermine  les  conditions  d'obtention  de  la  patente  et  dp  l’exercice 
de  la  profession. 

L’amende  prévue  pour  violation  des  dispositions  du  règlement  est  fixée  à un 
maximum  de  50  francs. 

Le  règlement  visé  par  la  loi  n’est  pas  encore  élaboré. 

Le  Grand  Conseil  a renvoyé  au  Conseil  d’Etat  une  pétition  d’un  certain  nombre 
de  propriétaires  de  vignes  demandant  que  l’Etat  prenne  des  mesures  dans  le  but  de 
contraindre  tous  les  vignerons  à sulfater  leurs  vigues , afiu  de  les  protéger  contre  le 
midleen.  Le  Conseil  d’Etat  n’a  pas  encore  répondu  à cette  invitation. 

Solothurn . Berichterstatter:  Oberricbter  Job.  Gi$i  in  Solothurn. 

Die  am  23.  Oktober  1887  angenommene  Verfassung  des  Kantons  Solothurn 
stellt  folgende,  das  Strafrecht  berührende  Sätze  auf: 

Art.  12,  Ziff.  7.  Die  Gesetzgebung  über  den  Missbrauch  der  Presse  soll  gegen- 
über der  Bestrafung  sonstiger  missbräuchlicher  Meinungsäusserung  grundsätzlich 
keine  Ausnahmshestiinmimgeu  enthalten. 

Art.  13.  Die  persönliche  Freiheit  ist  gewährleistet. 

Niemand  darf  verhaftet  werden,  ausser  in  den  vom  Gesetz  bezeichnten  Fällen 
und  unter  Beobachtung  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Formen.  Jeder  Unter- 
suchungsgefangene  ist  längstens  innerhalb  zweimal  vierundzwanzig  Stunden  zu 
verhören. 

Ungesetzlich  oder  unverschuldet  Verhaftete,  sowie  unschuldig  Verurtheilte 
siud  durch  den  Staat  angemessen  zu  entschädigen.  Das  Gericht,  welches  die  Ver- 
urtheilung  aufhebt,  hat  endgültig  über  die  zuzusprechende  Entschädigung  zu  ent- 
scheiden, 

Zeit^chr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  1 Jahrg.  ß 
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Art.  14.  Das  llausrecht  ist  unverletzlich. 

Die  Strafgesetzgebung  bestimmt  die  uothwendigen  Beschränkungen. 

Wenn  eine  Hausdurchsuchung  unter  Missachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
vorgenommen  wurde,  so  hat  der  Betroffene  Anspruch  auf  Entschädigung  und  Ge- 
nugthunng. 

lla#el«Ui<U.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  Dr.  H.  David  in  Basel. 

Am  31.  Januar  1887  genehmigte  der  Grosse  Rath  des  Kantons  Baseistadt  die 
„Ueliereinkunft  zwischen  den  Kantonen  Baselstadt  und  8t.  Gallen  betreffend  die 
gegenseitige  Stellung  der  Fehlbaren  in  Straffallen,  welche  durch  das  eidgenössische 
Auslieferungsgesetz  vom  24.  Juli  1852  nicht  vorgesehen  sind“  (vom  4./12.  Januar 
1887).  Die  Uebereiukunft  ist  völlig  gleichlautend  wie  eine  solche  zwischen  den 
Kantonen  Baselstadt  und  Bern.1)  (11.  August,  11.  September  1886.) 

Einige  Veränderungen  bat  das  Polizeistrafgesetz  für  den  Kanton  Baselstadt 
vom  23.  September  1872  erfahren. 

Durch  „Beschluss  des  Regierungsräthes  betreffend  Aufhebung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  Eingangszoll  und  Konsmnozoll  auf  Wein,  Bier  und  geistigen 
Getränken“,  vom  21.  August  1887,  ist  § 12  des  Polizeistrafgesetzes  aufgehoben  wor- 
den. Dieser  Paragraph  bedrohte  die  Uebertretungeu  der  durch  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung festgesetzten  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  Kousiunogebühr  mit  Strafe; 
er  ist  gegenstandslos  geworden,  weil  durch  den  obengenannten  Beschluss  des  Regie- 
rungsrathes  die  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  für  den  Kanton  Basolstadt 
aufgehoben  worden  sind. 

Durch  das  „Wirthschaftsgosetz  vom  19.  Dezember  1887“  (tritt  in  Kraft  am 
1.  April  1888)  werden  die  §§  38,  39,  40  und  41,  55  und  57  des  Polizeistrafgesetzes 
ausser  Kraft  erklärt.  Die  §§  38,  39  und  57,  welche  Uebertretungeu  in  Bezug  auf 
die  Wirthschaftspolizei  mit  Strafe  ahndeten  (Wirthen  ohne  Bewilligung  in  anderen 
Lokalen  als  den  bewilligten,  ordnungswidriges  Bewirtheu  von  Kindern  und  jungen 
Leuten  u.  s.  w«),  werden  ersetzt  durch  eine  allgemeine  Strafbestimmung  (§  37  des 
Wirthschaftsgesetzea),  wonach  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Wirthschaftsgesetz 
mit  Geldbusse  bis  zu  Fr.  200  oder  Haft  bis  zu  4 Wochen  bestraft  werden  können. 
Die  §§  40  und  41  betrafen  Ucbertretungen  in  Bezug  auf  das  Ohmgeld,  das  wegfällt. 
Der  § 55  ist  mit  geringer  Abänderung  in  § 37  des  Wirtlischaftsgesetzcs  wieder  auf- 
genoiumen  worden;  er  betrifft  eine  Bestimmung,  wonach  Betrunkene,  welche  öffent- 
lich Aergemiss  geben,  bestraft  werden  können. 

Eine  Bereicherung  hat  das  Polizei  Strafgesetz  erhalten  durch  den  „Grossraths- 
beschluss betreffend  Zusatz  zum  Polizeistrafgesetz  vom  24.  Oktober  1887“.  Es  wurde 
ein  § 165  beschlossen,  der  die  Uebertretung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
Stellenvermittlung  für  Dienstboten  mit  Geldbusse  bis  zu  Fr.  200  belegt  (zu  ver- 
gleichen „Verordnung  Ober  Stellenvermittlung  für  Dienstboten“  vom  10.  Dez.  1887). 

Itasetfamf.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  Dr.  Ed.  Uotinger  in  Liestal. 

Auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Gefängnisswesens  sind  aus  dem  Kanton  Bascl- 
land  im  Juhrc  1887  keine  gesetzgeberischen  oder  andere  Erlasse  zu  verzeichnen. 

»Schaff huusen • Berichterstatter:  Bezirksgerichtspräsident  E.  Ziegler 
in  Schaffhausen. 

Mit  dem  1.  August  1887  ist  eine  Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  März  1881 
über  die  „ liest  rafung  der  im  abgekürzten  und  E, vécut  ion*  rechtet  riebe  erfolglos 
betriebenen  Schuldner “ in  Kraft  getreten. 

')  S.  d*n  Text  der  Uebereiokunfl  .Seite  V6. 
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Iler  Umstand,  dass  in  dieser  Beziehung  der  Kanton  Schsffbauseu  gegenüber 
den  andern  Kantonen  eine  Ausnahmsstellung  einnimmt  — womit  indess  durehaus 
nicht  gesagt  sein  soll,  das  Gesetz  sei  ungerechtfertigt  oder  den  heutigen  Ilechts- 
anschatmngrn  widersprechend  — veranlasst  mich,  mit  kurzen  Worten  der  histo- 
rischen Entwicklung  zu  erwähnen. 

Unsere  Schuldlietreibnng  geht  für  Kordeningen  (Iber  Kr.  liai  auf  Konkurs, 
bei  Kordenuigeu  unter  Kr.  100  auf  Pfändung.  Nach  Durchführung  des  Kon- 
kurses wird  das  Liquidations-Ergebniss  den  Gläubigern  vorgelegt,  und  gleichzeitig 
entscheidet  das  Konkursgericht  (Bezirksgericht)  darüber,  ob  der  Gemeiuschuldner 
in  die  Klasse  der  unglücklichen,  der  fahrlässigen  oder  der  muth willigen  Kallitcn 
einzureiheu  sei.  Alle  wurden  früher  mit  Einstellung  im  Aktivldirgerrecht,  die  fahr- 
lässigen oder  mnthwilligen  Konkursiten  überdies  mit  Gefangenschaft  bestraft,  sei 
es  allein,  oder  in  Verbindung  mit  Wirthshausverbot.  Seit  unserer  Verfassung  vom 
Jahre  1870  werden  die  unglücklichen  Kallitcn  auch  nicht  mehr  im  Aktivbürger- 
recht eingestellt. 

Wenn  ein  Konkurs  Mangels  Aktiven  nicht  durchgeführt  wurde,  ebenso  gegen 
die  für  eine  Korderung  von  unter  Kr.  100  betriebenen  Schuldner,  in  welchen  Fällen 
also  ein  Konkursverfahren  nicht  stattfand,  griff  nHch  dem  Konknrsgcgetze  (1850) 
dennoch  ein  Strafverfahren  Platz,  allein  nicht  ex  officio,  sondern  nur  auf  Anrufen 
der  oder  des  Gläubigers.  Strafen:  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht,  Gefangenschaft, 
Wegweisung  aus  dem  Kantone,  seit  1850  auch  Wirthshausverbot 

Eigenthümlich  hiebei  war,  dass  der  Gläubiger  bei  der  diesbezüglichen  Tag- 
fahrt nicht  zu  erscheinen  hatte,  und  dass  in  Kolge  dessen  auch  das  ganze  Ver- 
fahren ein  sehr  summarisches  war. 

Urtheile  des  Bundesgerichtes,  in  Erledigung  von  Beschwerden  seitens  der  Be- 
straften, hatten  zunächst  zur  Folge,  dass  eoutradiktorische  Verhandlung  angeordnet 
wurde,  wodurch  einzig  es  möglich  war,  die  Urtheile  gehörig  zu  motiviren,  und 
überdies  wurde  in  allen  Fällen,  wo  der  Rechtstrieb  nicht  zum  Konkurse  führte, 
sog.  „Insolvenzbcstrafungen“,  die  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  nicht  mehr  aus- 
gesprochen, weil  dieses  Strafmittel  vom  Bundesgerichte  als  verfassungswidrig  be- 
zeichnet wurde. 

Im  Jahre  1884  erliess  der  Grosse  Rath  ein  der  damaligen  Rechtssprechung  des 
Bundesgerichtes  angepasstes  Spezialgesetz,  welehes  am  1.  Juli  jenes  Jahres  in 
Kraft  trat. 

Allein  neue  Beschwerden  führten  zu  neuen  Urtheilen  des  Bundesgerichtes,  welche 
die  bisher  ausgesprochenen  Gefaugenschaftsstrafeu  als  „verdeckten  Schuldverhaft“ 
qualifizirtcu  und  die  betreffenden  Urtheile  aufhohen,  und  zwar  desswegen,  weil  von 
der  Execution  des  Unheiles  nach  langjähriger  Praxis  dann  Umgang  genommen  wurde, 
wenn  der  Bestrafte  den  Nachweis  erbrachte,  dass  er  inzw  ischen  den  Gläubiger  befrie- 
digt habe.  — Dadurch  sah  sich  der  Grosse  Rath  genöthigt,  das  Gesetz  vom  Jahre 
1884  abermals  abzuändem  und  zwar  dahin,  dass  ein  rechtskräftiges  l'rtheil  unbe- 
dingt zu  vollstrecken  ist,  wenn  auch  in  der  Folge  der  Schuldner  seine  Schuld 
bezahlt  hätte. 

Das  nunmehr  zu  Recht  hesteheude  Gesetz  geht  im  Wesentlichen  dahin: 

1)  Bestrafung  findet  auf  Anrufen  des  zu  Verlust  gekommenen  Gläubigers  statt. 

2)  Strafen:  Wirthshausverbot  1 — 5 Jahre,  Gefangenschaft  1—20  Tage,  jede  für 
sieh  allein  oder  zusammen  genommen. 
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8)  ('»utruriik  torische  Verhandlung,  zu  welcher  «1er  Beklagte  persönlich  zu  er- 
scheinen hat,  der  Kläger  dagegen  sich  vertreten  lassen  kann. 

4)  Schon  das  erste  Verfahren  ist  ein  Contumacial verfahren. 

5)  Eine  Bestrafung  findet  nur  statt,  wenn  dem  Betriebenen  ein  Verschulden  im 
Sinne  des  Konkursgesetzes  zur  Last  fallt 

6)  Aufhebung  des  Verfahrens  durch  Rückzug  der  Klage  kann  nur  statttindcn 
bis  zur  Eröffnung  des  Unheils  erster,  eventuell  (bei  eingelegter  Berufung) 
zweiter  Instanz. 

7)  Eine  einmal  zurückgezogene  Klage  kann  nicht  von  Neuem  wieder  angehoben 
werden. 

8)  Verjährung  der  Klage  nach  6 Monaten,  von  der  erfolglosen  Pfändung,  bezw. 
ungenügendem  Pfanderlös  an  gerechnet. 

Die  §§  lö  und  10  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  bei  Untersuchung  von 
Zuchtj>olizei-  und  Kriminal  füllen,  vom  18.  Juni  1819,  wonach  in  Kriminalfällen  der 
Regierungsrath  als  Anklagekammer  zu  funktioniren  hat,  welche  in  Folge  Grossraths- 
beschlusses seit  10  Jahren  nicht  mehr  gehaudhabt  wurden,  sollen  laut  Schlussnahme 
des  Grossen  Rathes  vom  7.  Februar  1887  w ieder  in  Wirksamkeit  treten,  bezüglich 
derjenigen  Kriminalfälle,  bei  welchen  die  Staatsanwaltschaft  Niederschlagung  oder 
Einstellung  für  geboten  erachtet.  (I)a  durch  blosse  Beschlussfassung  des  Grossen 
Rathes  ein  Gesetz  nicht  ausser  Kraft  gesetzt  werden  kann,  so  wraren  [und  sind 
eigentlich  diese  §§  15  und  16  in  vollem  Umfange  zu  Recht  bestehend.) 

Das  Strafgesetz  vom  3.  April  1859  soll  zeitgeinäss  umgearbeitet  werden.  Der 
diesbezügliche  Entwurf,  redigirt  von  Herrn  Staatsanwalt  Walter,  wurde  1886  im 
Grossen  Käthe  eingebracht  uud  am  27.  November  desselben  Jahres  zur  Vorberathung 
an  eine  Elfer-Kommission  gewiesen,  welche  ihre  Arbeiten  zur  Stunde  noch  nicht 
vollendet  hat.  Von  der  ihr  eingeräumten  Befugniss,  über  den  Entwurf  ein  Gut- 
achten einer  Autorität  im  Strafrechte  eiuzuholen,  hat  die  Kommission  beschlossen, 
keinen  Gebrauch  zu  machen.  Eiu  Eingehen  auf  deu  „ Entwurf“  dürfte  zur  Zeit 
verfrüht  erscheinen. 

Appenzell  A,  Ith*  Berichterstatter:  Obergerichtssehrei  her  Hohl  in 
Trogen. 

„Das  Strafgesetzbuch  für  den  Kanton  Appenzell  A.  Rh.“  vom  28.  April  1878 
(Art.  153  von  der  Landsgemeiudc  vom  25.  April  1880  revidirt)  und  das  Gesetz 
über  die  Strafprozessordnung  vom  25.  April  1880  sind  im  Jahr  1887  keiner  Aeu- 
derung  resp.  Revision  unterworfen  worden.  ‘) 

Dagegen  ist  zufolge  Beschlusses  des  Kantousrathes  vom  4.  November  1887 
eine  neue  „ Verordnung  über  das  Polizei  wesen  des  Kantons  Appenzell  der  äussera 
Rhoden“  — für  die  unterm  11.  März  1879  erlassene  Polizei  Verordnung  — in  Kraft 
getreten.  Dieselbe  enthält  folgende  Titel:  I.  Organisation  des  Polizeiwesens  (Sitz 
der  Polizeidirektion  in  Trogen);  11.  Niederlassung  und  Aufenthalt;  Hl.  Ausstellung 
von  Schriften;  IV.  Fremdenpolizei  und  Bettel;  V.  Hausirwesen;  VI.  Ausübung 

*)  Titel  H de»  Str.ifgesetîbuches:  Uebertretungen  (Puliteivergehen)  ist  durch  Beschluss  der  Landx- 
gemeinde  vom  29.  April  1 NW  durch  eiuc  Bestimmung  ergänzt  worden,  wonach  diejenigen  Kanton>ein- 
wohuer,  welche  nach  Art.  22  utnl  27  der  K ui  ton»  Verfassung  rur  Theünahme  an  der  Landgemeinde 
berechtigt  und  verpflichtet  sind,  den  Verhandlungen  derselben  jedoch  ohne  erhebliche  Gründe,  wie 
Krankheit,  Altersschwäche  oder  mehrtägige  Landeaabwesenheit,  nicht  von  Anfang  bis  Ende  beiwohnen, 
um  Fr.  10  tu  bilden,  ln  Art.  27  der  Kau  ton«  Verfassung  vom  15.  Oktober  1879  war  das  Erscheinen  und 
die  Tbcilnabni*  an  der  Landfeiner nde  als  Bürgerpflicht  erklärt. 
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von  Gewerben;  VII.  Wirthschaftswesen:  VIII.  Bussen  (Fr.  5— -UM)  in  die  Ge- 
nieindekassen,  mit  Appellatiousrecht  an  die  Bezirksgerichte).  Anhang:  Die  Nieder- 
lassungsverträgo. 

Die  unterm  23.  Mar/  1887  vom  Kautonsrath  erlassene  Verordnung  Uber  das 
Gesundheitswesen  enthält  iu  Art.  11  eine  Bestimmung,  wonach  alle  Medizinal- 
persoueu,  sowie  überhaupt  all«*  Diejenigen,  welche  irgendwie  Krankheitsfälle  be- 
handeln, für  die  Folgen  i!in*r  Handlungen  verantwortlich  sind  und  wonach  Be- 
schwerden über  Schädigung  durch  unrichtige  oder  fahrlässige  Behandlung  auf  d«*in 
Wege  der  Privatklage  civil  rech  tlh  h gelten«!  zu  machen  sind,  sofern  nicht  ein 
strafrechtlich  zu  v«*rfolgend«*s  Verg«*heu  vorliegt. 

In  Vollziehung  von  Art.  1 d«*s  Fahrikgesetzes  von  1877  und  Art.  8 des 
Haftptiiehtgesetzes  vom  2b.  April  1887  sind  die  „Fal>rikkoinmissi«>n«m“  zufolge  Be- 
s«hlusses  d«*s  Regi«*ningsrath«*s  vom  6.  Dezember  1887  angewiesen  worden,  die 
Anzeigen  über  „erhebliche  Körperverletzungen“  eutgegenziinehmen  und  an  den 
Regierungsrath  (resp.  Kuntonskanzlei  in  Herisau)  einzusenden,  im  Weitem  bei 
solch«*n  Anzeigen  sofort  über  Ursachen  und  Folgen  des  Unfalles  den  verschrie- 
benen Untersuch  atiznordnen  und  di«*  Akten  an  «len  Justiz  Vorstand  (zur  Zeit  in 
Gats)  zu  übermitteln. 

In  Vollziehung  von  Art.  0 des  Haftpllichtg«*Hetzes  hat  d«*r  Regierungsrath 
gleichzeitig  verfügt:  n)  dass,  falls  die  Parteien  sich  über  die  Uivilfordernngsfrage 
nicht  einig«*n  können,  der  Justizvorstand  auf  Verlang«*!!  die  ihm  /»gekommenen 
Untersuchungsakten  dem  zuständigen  Gericht«*  zuw»*isen  wir«!:  h)  «lass,  w«*un  b«v 
dürftige  Personen  ein  solch«'»  Begehren  stellen  und  hiefür  den  unentgeltlichen 
Rpchtsheistaml  beanspruchen,  der  Justizvorstand  in  erster  Linie  den  Verhörrichter 
(iu  Trogen)  hiemit  beauftrag«*!!  und  im  Verhindeningsfalle  für  denselben  einen 
Stellvertreter  bezeichnen  wird. 

Appenzell  1.  Ith . Berichterstatter:  Landainmann  J.  B.  E.  Ruxch 
in  Sälda  bei  Appenzell. 

Aus  dem  Jahn*  1887  ist  kein  gesetzgeberischer  Erlass  aut  dem  Gebiet«* 
des  Strafrechts  zu  melden. 

St.  ( i all  en . Berichterstatter:  Staatsanwalt  Dr.  Eduard  Scher  rer  in 
St  Gallen. 

Am  4.  resp.  81.  Januar  1887  kam  zwischen  <l«*n  Kantonen  Bus«*lstadt  und 
St.  Gal](*n  <*ine  Ueliendnkunft  zu  Staruh*,  „luürefleiul  die  g«*geuseitig«*  St«*llung  der 
behlharen  in  Strattälleu,  welche  durch  das  eidgenössische  Auslief<Tungsges«*tz  vom 
21.  Juli  1852  nicht  vorg«*sehen  sin«!“  (St.  Gail.  G«*s.-S.,  Neue  Folge,  B.  V,  S.  11)8). 

Für  die  Verhaftung  und  Ausliefening  in  dienen  Fäll«*»  sollen  ebenfalls  die 
in  dem  erwähnten  Bnnd«*sges<*tz«!  niederg«*legt«*n  Grundsätze  mul  «las  dort  normirte 
V«*rfahren  gelten.  (Art.  1.) 

Die  \ <*rpHichtung  zur  Auslieferung  resp.  Bestrafung  durch  «len  m|uirirten 
Kanton  besteht  jedoch  nicht  für  Handlungen,  welche  nach  «1er  G«*setzg«*bung  «les 
requirirten  Kantons  nicht  mit  Strafe  bedroht  sind,  sowie  für  politische  Verhr«*chen 
und  Pressvergehen.  (Art.  2.) 

Die  Gesuche  um  Strafvollzug  oder  Auslieferung  gehen  von  Regierung  zu  Re- 
gi«*nmg.  (Art.  8.) 

Bezüglich  der  Kosten,  sow’eit  dies«*lhen  deu  Transport  un«l  die  Verhaftuug 
beschlagen,  soll  das  Bundesgesetz  vom  21.  Juli  1807  (Bd.-G«*s.-S.  IX,  1880)  be- 
treffend Abänderung  des  Auslieferungsgesetzes  vom  24.  Juli  1852  massgebend  sein 
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lu  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  requlrirte  Kanton  die  Strafverfolgung 
nnd'den  Strafvollzug  seihst  übernimmt,  trägt  er  die  dakerigen  Kosten,  insoweit 
dieselben  nicht  vom  Delinquenten  erhältlich  sind.  (Art.  4.) 

f 'Jraubiintlen.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  ,T.  I,.  Cn/lisch  in  Chur. 

(•raubUnden  hat  zwar  im  letzten  Jahre  keinerlei  gesetzgeberische  Timten 
auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  aufzuweisen,  indem  die  vom  Grossen  Käthe  he- 
schlossene,  dem  Volk  mit  Abschied  vom  3.  Juni  1BB7  vorgelegte  Strafprozessgesetz- 
Novelle  in  der  Volksabstimmuug  vom  27.  November  mit  circa  10  Stimmeu  Mehrheit 
abgelehnt  wurde. 

Immerhin  ist  es  vielleicht  von  einigem  Interesse,  auf  diesen  Versuch,  die 
Kompetenz  unserer  Strafgerichte  zu  modifiziren.  in  Kürze  zurückzukommen , da 
derselbe  mit  ziemlich  singulären  Strafrechtsinstitutionen,  wir  sie  wohl  nicht  leicht 
ein  anderer  Kanton  aufzuweisen  hat,  im  Zusammenhänge  steht. 

Das  Kantonsgericht,  obschon  de  facto  in  den  allermeisten  hallen  urtheilendes 
Gericht,  übt  doch  nur  eine  jurisdictio  delegata  aus.  Die  Strafgerichtsbarkeit,  die 
nach  der  frühem  Gerichtsorganisation  den  „Gerichten  und  Hochgerichten“  zukam, 
ging  von  diesen  anlässlich  der  neuen  Kautonseintheilung  vom  Jahre  1H51  ganz  auf 
die  Kreise  über,  deren  es  in  Graubünden  nicht  weniger  als  39  gibt,  darunter  so 
kleine,  dass  iu  manchen  Fällen  nur  mit  Mühe  legitimirbare  Gerichtskollegien  kon- 
stituirt  werden  können. 

Diesen  Kreisen  steht  nun  noch  heute  ausschliesslich  die  Kriminaljurisdiktion 
in  allen  Fällen  ohne  Ausnahme  zu.  Eine  Appellation  gegen  Strafurtheile  der 
Kreisgerichte  gibt  es  nicht  und  können  diese  aus  einem  Fräsidenten  und  sechs 
Beisitzern  bestehenden  Gerichte  noch  heute  uuweiterzüglich  auf  lebenslängliche 
Zuchthausstrafe  erkennen,  wie  sie  bis  vor  Kurzem  Todes urtheile  lallen  konnten. 
Gegen  rein  formelle  Yerstösse  im  Verfahren,  die  allerdings  in  praxi  häutig  geuug 
Vorkommen,  gibt  der  Frozess  das  Rechtsmittel  der  Kassation.  Kassationshof  ist  die 
Regierung  des  Kantons,  — auch  eine  Anomalie. 

Nun  gilt  aber  die  Bestimmung,  dass  die  Kreisgerirhte  jeden  Straffall.  wo  cs 
sich  nicht  bloss  um  weniger  wichtige  Vergehen  handelt  (solche,  die  das  Gesetz  mit 
blosser  Ehrenstrafe,  Geldbusse,  Gefängniss  oder  Landesverweisung  bedroht,  sowie 
Diebstahls-  oder  Betrngsverbrecben  unter  dem  Werthbetrage  von  Fr.  100),  an  das 
Kantonsgericht  „überweisen“  Hinnen  — nicht  tu  Unsen,  Von  diesem  Rechte  der 
delegatio  jttrisdictionis  wird  nun  aber  der  ausgiebigste  Gebrauch  gemacht  und  zwar 
hauptsächlich  der  Kosten  wegen,  welche  in  diesem  Falle  zu  Lasten  des  Kantons 
erwachsen.  Die  Kreise  haben  nämlich  in  der  Kegel  kein  Vermögen  und  nur  ge- 
ringes Einkommen  und  sind  gezwungen,  ihre  Ausgaben  durch  Besteuerung  der 
Kreiseinwohner  oder  Vertheilung  auf  die  Gemeinden  zu  decken.  Solche  Steuer- 
auflage  ist  kein  Mittel,  sich  populär  zu  machen,  wesshalb  die  Kreisgerichte  gern 
davon  Eingang  nehmen. 

Mo  kam  es,  dass  das  Kautonsgericht  sich  oft  mit  sehr  geringfügigen  Straf- 
fällen zu  beschäftigen  hatte,  da  jeder  nur  irgend  überweishare  Fall  eben  über- 
wiesen wird.  Da  der  Apparat  des  Kantonsgerichtes  mit  bloss  einem  Verhörrichter, 
welcher  den  ganzen  Kanton  bereisen  muss , mit  seiner  dreigliedrigen  Anklage- 
kammer, welche  jedesmal  ad  hoc  aus  verschiedenen  Landestheilcn  zum  Anklage- 
besebluss  einberufen  winl,  mit  seinem  neungliedrigen  Flenum,  welches  den  wich- 
tigsten wie  den  geringfügigsten  Fall  in  oft  tagelangen  Verhandlungen  benrtbeilt, 
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ein  sehr  schwerfälliger  unil  für  den  Landcssäckcl  kostspieliger  ist,  so  wurde 
namentlich  ans  letzterm  Gejtichtnpunkte  daran  gedacht,  die  Dclcgirlmrkeit  der 
Strafjudikatur  zu  beschranken. 

In  der  oberwähnten  Strafprozessnovelle  wurde  nun  die  Limite  der  Ueber- 
weisbarkeit  bei  Verbrechen  jeder  Art  (mit  Ausnahme  des  ausgezeichneten  Dieb- 
stahls) von  Fr.  1<M)  auf  Fr.  200  erhobt  und  damit  der  jurisdictio  obligatoria  der 
Kreisgerichte  eine  immerhin  namhafte  Zahl  von  tierartigen  Straffällen  zugefülirt. 
Voraussichtlich  hatte  dies  zur  Folge  gehabt,  dass  die  Kreise  in  nicht  ganz  uner- 
heblicher Weise  in  die  Tasche  hätten  greifen  müssen,  denn  auch  auf  dem  Lande 
ist  die  Justiz  keineswegs  billig.  Fr.  100— 2<K)  kostet  wohl  beinahe  jeder  irgendwie 
komplizirtere  Fall.  Unsere  (törichte  sitzen  ob  solchen  sehr  lange  und  erdauern 
die  Sache  äusserst  gründlich. 

Genug,  das  Abänderungsgesetz  wurde  verworfen. 

Wenn  mir  eine  Ansicht  hier  zu  äussern  gestattet  ist.  so  darf  dieses  Resultat 
nicht  allzu  sehr  bedauert  werdeu. 

Heim  Volke  war  bei  dieser  Abstimmung  wohl  einzig  die  Aversion  gegen 
pekuniäre  Belastung  der  Kreise  und  Gemeinden  leitend.  In  Wahrheit  hätte  die 
Annahme  des  Gesetzes  aber  einen  Rückschritt  in  der  Centralisation  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtspflege  bedeutet.  Nach  mehrjähriger  Rechtspraxis  habe  ich  die  Ueber- 
zeugung,  dass  die  Kreisgerichte  es  nicht  nöthig  haben,  in  ihren  Kompetenzen  noch 
mehr  gestärkt  zu  werden.  Dieselben  entsprechen  im  Allgemeinen  den  Anforder- 
ungen nicht,  die  man  an  ein  Gericht  (Civil-  oder  Krim  inalgericht)  stellen  darf. 
Die  ganze  Gerichtsorgnnisation  unseres  Kantons  beruht  auf  einer  längst  als  fehler- 
haft erkannten  Basis.  Die  Annahme  dieser  Novelle  hätte  dieselbe  auf  Jahre  hinaus 
befestigt.  Ks  ist  hier  nicht  der  Ort,  Revisiousprojekte  zu  machen.  Es  sei  hier  bloss 
angedeutet,  dass  man  sich  schon  lange  klar  darüber  ist,  dass  die  Kreisgerichte  ganz 
aligescbaflt  werden  sollteu,  und  dass  die  einzig  denkbare  Gerichtsorganisation  bei 
unseru  disjunkten  geographischen  Verhältnissen  die  wäre,  dass  ständige  kleinere 
Gerichtskollegien  in  den  Bezirken  (deren  Zahl  auch  noch  vermindert  werden 
konnte)  geschaffen  würden  und  diesen  die  Strafjudikatur  übertragen  würde.  Dabei 
hätte  ein  kantonales  Kassationsgericht  für  einheitliche  Anwendung  des  Gesetzes 
zu  sorgen  mul  eine  Appel lationskaimner  des  Kantonsgerichts  in  jedem  appellahcln 
Falle  letztinstanzlich  zu  judiziren.  Dies  nur  beispielsweise  angedeutet. 

Dass  über  kurz  oder  lang,  wenn  nicht  ein  eidgenössisches  Gesetz  uns  über- 
holt, eine  eingreifende  Revision  unserer  Strafgerichtsorganisation  (und  mit  der- 
selben auch  die  der  Organisation  der  Civilgerichte)  unabweisbares  Postulat  sein 
wird,  ist  gewiss.  Das  verworfene  Abänderungsgesetz  hätte  die  Herbeiführung  ge- 
sunderer Zustände  nur  verzögert  und  verhindert. 

A arg  (tu.  Berichterstatter:  Fürsprech  J.  Heuberger  in  Rrugg. 

Irn  Jahre  1887  wurde  im  Kanton  Aargau  in  Strafsachen  das  Strafgesetz 
gegen  den  Wucher  erlassen.  Dasselbe  datirt  vom  2(1.  September  1887  und  trat  mit 
dem  3.  Dezember  gleichen  Jahres  in  Kraft.  (S.  Anhang.) 

Thurgau . Berichterstatter:  Dr.  JFW ir,  Oberrichter  in  Frauenfeld. 

Mit  dem  24.  April  1887  ist  ein  Spezialgesetz  betreffend  den  Wucher  in 
Kraft  getreten. 

1803  erliess  der  Grosse  Rath  ein  Dekret  über  die  Bestrafung  des  Wuchers  in 
Geldanleihen.  Es  dürften  — den  kaufmännischen  Verkehr  ausgenommen  — nicht 
mehr  als  5 °/°  Zinsen  jährlich  bezogen  werden.  Der  Zins  dürfe  nicht  zum  Voraus 
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abgezogen  oder  mehr  verschrieben  werden,  als  angclichcn  worden  ist.  Die  Strafeu 
sind  Geldstrafen,  besonders  hoch  iin  Rückfall,  bei  welchem  Kantonsfremde  auch 
ausser  Land  gewiesen  und  Kantoiisangehörige  3—10  Jahre  im  Aktivbftrgerrecht 
eingestellt  werden  könnten,  mit  Untersagung  alles  solchen  Verkehrs.  Die  tlmr- 
gauischen  Strafgesetze  von  1811  (§§  2 52  und  253)  und  1807  (§§  105  und  100> 
enthalten  Bestimmungen  gegen  den  Wucher.  Sie  unterscheiden  sich  dadurch,  dass 
das  von  1841  für  alle  Fälle  ausser  dem  kaufmännischen  Verkehr  das  Ziusmaxi- 
inum  vou  5°/o  aufstellt,  das  von  1807  nur  für  Hypothekardarleihen  ; 1811  wurde 
im  Allgemeinen  das  Verschreiben  grösserer  Summen  als  empfangen  als  strafbar 
bezeichnet,  1807  nur  in  dem  Fall  dabei  die  Xothlage  oder  der  Leichtsinn  des 
Schuldners  benutzt  wurde;  1841  wurde  die  Strafe  auf  den  5 — 15fachen  Betrag 
des  zu  viel  Bedungenen,  1807  auf  den  5 — lOfachen  desselben  festgesetzt.  In  bei- 
den Gesetzen  ist  gesagt,  dass  bei  gewerbsmässiger  Betreibung  oder  im  Rückfalle 
neben  der  Geldbusse  auch  auf  Gefängniss  bis  zu  eitlem  Jahr  erkannt  werden  könne. 
Seit  1853  hat  das  Schwurgericht,  welchem  die  Beurtheihing  der  wichtigsten  Wucher- 
fälle obliegt,  vier  Falle  von  Wucher  behandelt  : ln  einem  Fall  (1855)  wurde  ein 
Angeklagter  wegen  Wucher  gegenüber  21  Personen  zu  einer  Wucherbusse  von 
Fr.  25,000  und  lebenslänglicher  Verbannung  aus  der  Eidgenossenschaft  bestraft  ; 
in  einem  zweiten  Fall  (1855)  betrug  die  Wucherstrafe  Fr.  3000;  1850  wurde  ein 
Angeklagter  zu  Fr.  1000,  1809  wurden  zwei  Angeklagte  zu  je  Fr.  250t)  Geldbusse 
verurtheilt. 

Das  neue  Spezialgesetz  steht  im  Wesentlichen  auf  dem  gleichen  Standpunkt 
w ie  das  deutsche  Gesetz  Uber  den  Wucher  und  die  neuen  Wuchergesetze  anderer 
Kantone,  besonders  Zürich  und  Basel.1)  Des  Wuchers  macht  sich  schuldig,  wer 
bei  Hypothekar-Anleihen  ausser  den  per  Jahr  bis  auf  5 °/o  im  Maximum  gestatteten 
Ziusen  noch  andere  Leistungen  sich  bedingt  oder  wer  ausserdem  im  geschäftlichen 
Verkehr,  insbesondere  bei  Gewährung  oder  Verlängerung  von  Krediten  unter  Aus- 
beutung der  Xothlage,  des  Leichtsinns,  der  Verstaudesschwäche  oder  der  Uuer- 
fabrenbeit  eines  Anderen,  sich  oder  Dritten  derartige  Vermögens  vortheile  versprechen 
oder  gewähren  lässt,  welche  nach  den  Umstanden  des  Falles  zu  der  Leistung  in 
einem  offenbaren  Miss  Verhältnis«  stehen.  Derselben  strafbaren  Handlung  macht 
sich  schuldig,  wer  Personen  in  der  Erlangung  wucherischer  Vermögensvortheile 
wissentlich  begünstigt  oder  wer  mit  Keuntniss  des  Sachverhaltes  Ansprüche  auf 
wucherische  Vermögensvortheile  von  dem  Wucherer  oder  aus  dritter  Hand  erwirbt 
und  dieselben  weiter  veräussert  oder  geltend  macht.  Strafe:  Busse  im  5 — 20fachen 
Betrage  der  U eberv orthe ilnng  und  in  schwereren  Fällen  ausserdem  Gefätigniss 
oder  Arbeitshaus  bis  auf  zwei  Jahre.  Mehrleistungen,  die  im  Widerspruch  mit 
vorstehenden  Vorschriften  ausbedungen  wurden,  sind  civilrechtlich  nicht  einklagbar 
und  für  den  Fall  bereits  erfolgter  Zahlung  nebst  üblichem  Zins  zurückzuerstatteu. 

l'essin.  Rapporteurs:  le  docteur  Colomhi , à Lausanne,  et  l’avocat 
Gahuzzi,  ä Bell  inzone. 

Arrêtés  du  27  Mai  1887, 

modifiant  : 

a)  l'article  Id  de  In  loi  d’organisation  judiciaire  du  t,r  Mai  Id  dît,  dans  le  sens 
de  la  réduction  du  personnel  de  Y instruction  judiciaire  en  matiire  pénale,  qui  se 
composait  précédemment  d’un  juge  d’instruction  et  de  deux  substituts,  à un  juge 

')  Z il  erwähn«»  êt.  dus*  tUr  Hypothekar-An'eihcn  wieder  da»  Zii»*ruaxitnuui  >oii  57*  aulgestidlt 

wurde. 
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d’instruction  avec  un  seul  substitut,  dont  les  traitements  furent  en  même  temps  portés 
définitivement  à fr.  30U0  par  an  pour  le  premier  et  à fr.  2800  pour  le  second,  sans 
compter  les  frais  »le  déplacement,  soit  fr.  .r>  pour  chaque  jour  d’occupation  eu  dehors 
de  la  résidence  respective; 

b)  l’article  1H8  de  la  loi  de  procédure  pénale  du  8 Décembre  1858,  qui  est 
maintenant  ainsi  conçu  : 

„Dans  les  jugements  de  l’ordre  pénal,  les  tribunaux  de  première  instance  et 
„le  tribunal  d’appel  devront  s’eu  tenir,  en  tout  cas,  aux  résultats  îles  preuves  lé- 
„gales  et  prononcer  en  conformité  de  ces  résultats.“ 

Paragraphe:  „Le  jugement  devra  être  motivé  en  fait  et  eu  droit.“ 

Par  la  même  occasion  et  dans  le  but  de  mettre  fin  à ui:  système  tant  soit  peu 
abusif,  qui  donna  lieu  à d’assez  vives  critiques  au  sein  du  Grand  Conseil,  il  fut  décidé 
(également  par  arrêté  du  27  mai  18*7)  d’ajouter  au  deuxième  des  arrêtés  ci-dessus 
une  disposition  de  la  teneur  suivante: 

„Le  tribunal  d’appel,  lorsqu'il  maintient  le  jugement  de  première  instance 
„eu  matière  pénale  aussi  bien  qu’en  matière  civile,  ue  pourra  se  rapporter  pure- 
„ment  et  simplement  aux  considérants  des  premiers  juges. 

„Kn  matière  pénale  comme  en  matière  civile,  le  tribunal  d’appel  devra  pu- 
„blier,  avant  de  se  séparer,  au  moins  le  dispositif  de  son  arrêt  et  en  communiquer 
„immédiatement  une  copie  aux  parties,  si  celles-ci  la  requièrent.  Le  complètement 
„de  l’arrêt,  en  ce  qui  concerne  les  considérants  auxquels  il  s’appuie,  devra  être 
„fait,  le  cas  échéant,  dans  les  cinq  jours  suivants  et  être  approuvé  par  le  tribunal, 
„sans  toutefois  qu’il  faille  le  publier.“ 

La  modification  de  l’article  108  de  la  procédure  pénale,  de  même  que  l’adjonc- 
tion dont  nous  venons  de  parler,  ont  été  considérées,  par  leurs  auteurs,  comme  une 
conséquence  logique  et  nécessaire  de  la  suppression  du  jury,  consacrée  par  la  loi 
déjà  citée  du  l#r  Mai  1883,  grâce  à laquelle  le  tribunal  d’appel  est  devenu  la 
deuxième  et  suprême  instance  pour  le  jugement  de  tous  les  procès  de  l’ordre  pénal. 
Nous  en  prendrons  probablement  argument  pour  traiter  en  détail,  dans  cette  „Revue“, 
et  de  la  suppression  prénommée  et  des  autres  changements  essentiels  que  la  loi  de 
1883  a introduits  dans  notre  organisme  judiciaire  tessinois,  au  point  de  vue  du  droit 
pénal. 

Pour  le  moment,  c’est  tout  ce  que  nous  avons  à unter  sur  l’activité  législative 
de  notre  canton,  eu  ce  qui  concerne  la  justice  pénale,  dans  le  courant  de  l’année  qui 
vient  de  s’écouler.  Nous  aurons  peut-être  mieux  que  cela  à signaler  dans  notre  pro- 
rhain  rapport,  surtout  si  la  commission  chargée  d’élalmrer  les  projets  de  révision  de 
nos  lois,  quelque  peu  surannées  et  très  décousues,  de  procédure  civile  et  pénale,  veut 
bien  se  déc  ider  à uous  donner  enfin  quelque  signe  de  vie.  Kl  le  est  pourtant  com- 
posée d’excellents  juristes  et  practiciens,  qui  tous  seraient  à même  de  faire  en  matière 
de  la  bonne  besogne;  ce  sont  en  effet  MM.  les  députés  et  avocats:  Phil.  Bouzanipo. 
conseiller  national,  A.  Borella,  Kt.  Gabuzzi,  Joach.  Hespini , Victor  Scazzitja. 
Ang.  Soldat i et  dos.  Yolonterio. 

Vautl.  Rapporteur:  le  professeur  Farci/,  avocat,  à Lausanne. 

On  ne  peut  signaler,  dans  le  canton  de  Yaud,  aucun  acte  législatif  relatif  au 
droit  pénal  ou  à la  procédure  pénale.  Tomme  on  le  sait,  un  projet  de  code  pénal, 
étudié  par  une  commission  législative  et  discuté  par  le  Conseil  d’Ktat,  a été  déposé, 
il  y a plusieurs  années  déjà,  sur  le  bureau  du  Grand  Conseil  ; cette  autorité  avait 
même  désigné  la  commission  chargée  d’examiner  le  projet  du  Conseil  d’Ktat. 
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Dès  lors  ist  survenue  la  révision  «le  la  Constitution  cantonale,  et  1«*  projet  de 
code  pénal  n’a  pas  revu  le  jour. 

Certaines  lois  de  police  ont  édicté  «les  contraventions  , mais  res  lois  ne  pré- 
sentent qu’un  intérêt  minime  au  point  de  vue  criminel,  et  si  nous  les  signalons,  c’est 
pour  montrer  h*s  domaines  «laus  lesquels  se  fait  sentir  l’interventiou  de  l’Etat. 

Un  arrêté  du  11  Janvier  1887  interdit  toute  pèche,  même  à la  ligne,  dans  «im- 
partie du  cours  de  l’Orbe;  les  contravi-utions  sont  réprimées  par  la  loi  sur  la  police 
«le  la  pêche  du  17  Jauvi«*r  1884. 

Un  arrêté  du  22  Février  intenlit  toutes  les  représentations  publiques  d’hypno- 
tisme, de  magnétisme  et  de  somnambulisme;  on  applique  aux  contraventions  les 
peines  prévues  par  les  articles  2311  et  240  de  la  loi  sur  l’orgauisation  sauitaire  du 
13  Mars  Ihko. 

Un  arrêté  du  6 Mai  règle  l’emploi  des  pressions  à bière  et  renvoie  égab-nient 
pour  les  contraventions  à l’article  240  de  la  loi  sanitaire. 

L’exteusion  «lu  phylloxéra  a engagé  l’autorité  il  remplaci-r  l’arrêté  «lu  17  Juin 
1881  par  un  nouvel  arrêté  «lu  21  Mai  1887  prescrivant  <h*s  mesures  de  police 
<livers«-s  dont  l’infraction  entraîne  une  amende  de  20  à 300  francs,  outre  la  privation 
«b*  l’indenmité.  d’assurance  prévue  en  faveur  «h-s  propriétaires  de  vignes  pbylloxéréea. 

L’arrêté  du  10  Juillet  interdit  l’emploi  pour  la  reproduction  dV-talous  non  au- 
torisés. sous  peine  d’une  amende  de  10  à 50  francs  par  jument  saillie. 

Eutin  trois  arrêtés  «lu  12  Novembre  obligent  les  fabricants,  les  entrepreneurs  et 
les  compagnies  de  chemins  de  fer  et  «le  uavigatiou  à vapeur  à afficher  dans  divers 
locaux  h-s  lois  fédérales  sur  le  travail  «lans  les  fabriques,  sur  l’extension  de  la  res- 
ponsabilité civile  et  sur  la  responsabilité  des  entreprises  «b-  chemins  de  fer  et  bateaux 
a vapeur;  une  amende  de  ô à 20  francs  frappe  les  contrevenants. 

On  peut  encore  signaler  la  mise  en  vigueur  de  la  convention  eutr<?  la  France  «*t 
la  Suisse  (soit  l«-s  cantons  «b*  Yaud,  Valais  «*t  Genève)  sur  la  navigation  sur  le  lac 
Léman.  Les  contraventions  aux  mesures  de  sécurité  adoptées  sont  punies  dans  les 
eaux  suisses  par  une  auiemle  de  2 à looo  franc  s ou  par  un  emprisonnenu-nt  de  un 
jour  à deux  mois.  La  convention  réserve  en  outre  l’application  «le  l’article  07  du 
Code  pénal  fédéral  pour  les  bateaux  à vapeur  employés  au  service  des  postes. 

Wallis,  Berichterstatter:  Ständeratli  Dr.  (i.  Loretan  in  Lenk. 

Im  Jahre  1887  wurde  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  einzig  erlassen,  das 
^Gesetz  vom  HO.  Wintermonat  tSXl  hr.tr.  Bestrafung  den  Wuchers  und  Abänderung 
des  Artikels  314  des  Strafgesetzbuches*)  in  Kraft  g«*treten  am  1.  Januar  1888.  Das 
Gesetz  dehnt  den  Begriff  des  Wuchers  unseres  Erachtens  zu  weit  aus.  Die  nuusten  «1er 
aufgezüblten  Fälle  sind  schon  im  Art.  31 4 des  Strafgesetzbuchs  unter  «1er  Aufschrift 
„Von  einigen  besonder«  Betrügen“  enthalten.  Neu  ist  die  Bestrafung  der  Ueber- 
schreitung  des  gesetzlich  bestimmten  Zinsfussea  als  Wucher.  Dem  jetzigen  Art.  314 
îles  Strafgesetzbuchs  werden,  durch  das  Gesetz  vom  30.  Wiutennonat  1887,  noch 
\ier  weitere  Artikel  angereiht,  die  Art.  314%  311%  314%  und  314*.  Der  Art.  314  k 
handelt  von  «Irr  Cession  wucherischer  Forderungen.  Der  Art.  314“  bestimmt  die 
Fälle  des  qualitizirteu  Wuchers.  Wenn  Jemand  «l«*n  Wucher  gewerbsmässig  be- 
treibt. wenn  derselbe  von  Amts-  oder  Vortranenspersonen  begangen  wird,  oder  wenn 
«lie  wucherischen  Verträge  in  «1er  Form  d«»s  Wechsels  abgefasst  werden,  so  liegt 
«las  Verbrechen  d«-s  «|uali!izirten  Wuchers  vor.  Der  Art.  314 4 bestimmt  die 
Strafen  des  Wuchers.  Der  einfache  Wucher  wiril  mit  einer  Busse  von  Fr.  50 
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bis  Fr.  500  oder  mit  Einsperrung  bis  zu  6 Monaten  bestraft.  Dabei  kann  auf 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden.  Beim  qualitizirteu  Wucher 
sind  diese  Strafen  entsprechend  erhöht,  und  verschärft.  Nach  den  bisherigen  Be- 
stimmungen des  Art.  314  des  Strafgesetzbuchs  trat  für  die  in  demselben  vorge- 
sehenen Vergehen  nur  Geldbusse  ein,  die  aber  auf  den  fünffachen  Werth  des  uner- 
laubten Gewinns  gesteigert  werden  konnte.  Nach  Art.  314*  endlich  wird  der 
Schuldner,  im  Falle  der  Yerurtheilung  des  Angeklagten,  von  Rechts  wegen  von 
der  Übernommenen  Schuld  befreit,  insoweit  dieselbe  den  wirklich  erhalteuen  Werth 
an  Kapital  und  Zinsen  übersteigt.  Wurde  dieser  Uebcrscbuss  vom  Angeklagten 
schon  bezogen,  so  hat  das  Gericht  die  Rückerstattung  ex  officio  zu  verordnen. 

Neuchâtel,  Rapporteur:  Le  docteur  Mentha,  professeur  à Neuchâtel. 

Pas  d’arrêté  en  matière  de  droit  pénal. 

Genève.  Rapporteur:  le  docteur  Henri  Le  Fort , secrétaire  du  Dé- 
partement de  Justice  et  Police  de  Genève. 

/.  Loi  pénale  relut  ire  aux  imprimés  île  papier  tendant  à imiter  des  billets  de 
banque  ou  râleurs  fiduciaires,  du  28  Janvier  1887. 

L’usage  s’était  beaucoup  répandu , ces  derniers  temps , de  donner  à îles  pro- 
spectus , à des  réclames  commerciales , à des  vignettes  plaisantes , etc. , une  forme 
d’une  apparem  e extérieure  semblable  à celle  des  billets  de  banque  ou  des  titres  de 
rente  des  divers  pays.  Il  arrivait  fréquemment  que  ces  imprimés  étaient  acceptés 
pour  de  vrais  billets  et  que  de  nombreuses  personnes  subissaient  ainsi  un  préjudice 
dont  les  auteurs  ne  pouvaient  le  plus  souvent  pas  être  atteints.  Notre  code  pénal 
(art.  3(56,  al.  2)  punissait  „ceux  qui  ont  émis  ou  tenté  d’émettre  pour  des  billets  de 
banque  des  papiers  qui  en  ont  l’apparenceu.  Mais  aucune  disposition  légale  ne  per- 
mettait d’empêcher  la  fabrication  et  la  distribution,  pour  eux-mêmes,  d’imprimés  de 
cette  nature.  C’est  pour  combler  cette  lacune  que  le  Grand  Conseil  a,  sur  la  pro- 
position du  Conseil  d’Etat,  adopté  la  loi  du  29  Janvier  1887. 

Cette  loi  punit  des  peines  de  police  (amende  d’un  franc  à cinquante,  arrêts  de 
police  d’un  jour  à huit  jours)  ceux  qui  auront  fabriqué,  distribué  ou  exposé , fait 
fabriquer,  distribuer  ou  exposer  tous  imprimés  ou  formules  obtenus  par  un  procédé 
quelconque,  qui,  par  leur  forme  extérieure,  présenteraient  avec  les  billets  de  banque 
suisses  ou  étrangers,  les  titres  de  reute,  les  vignettes  et  timbres  du  service  des  postes 
et  télégraphes  suisses  ou  étrangers , les  vignettes  et  timbres  des  régies  de  la  Con- 
fédération, les  actions,  obligations,  parts  d’intérêts,  coupons  de  dividendes  ou  intérêts 
y afférents,  et  généralement  avec  les  valeurs  fiduciaires  émises  par  la  Confédération, 
les  cantons,  un  Etat  étranger,  les  communes  et  établisseineuts  publics,  ainsi  que  par 
des  sociétés,  compagnies  ou  entreprises  privées,  une  ressemblance  de  nature  à faci- 
liter l’acceptation  des  dits  imprimés  ou  formules  au  lieu  et  place  des  valeurs  imitées. 

Elle  maintient  la  peine  fixée  par  l’art.  396  «lu  code  pénal  (emprisonnement 
d’un  mois  à trois  ans)  contre  ceux  qui,  avec  connaissance,  auront  vendu,  échangé, 
donué  eu  paiement  ou  émis  comme  bons,  les  imprimés  ou  formules  désignés  ci-dessus 

L’alinéa  2 de  l’art.  309  du  code  pénal  de  1871  est  abrogé. 

11.  Loi  permettant  de  poser  au  jury  la  question  de  savoir  si  l’accusé  a agi  en 
l’état  d’aliénation  mentale,  du  18  Mars  1887. 

Cette  loi  est  née  d’un  récent  procès  criminel.  La  Cour  d’assises  avait  à juger 
une  femme  accusée  d’avoir  mis  à mort  trois  de  ses  enfants.  Sur  les  rapports  des  méde- 
cins experts,  concluant  presque  unanimement  que  cette  femme  était,  lorsqu’elle  avait 
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commis  er  crime,  atteinte  d’aliénation  mentale  et  irresponsable  de  ses  actes,  la  Cour 
prononça  l’acquittement  de  l’accusée,  qui  fut  immédiatement  placée  dans  un  asile 
d'aliénés.  Ces  faits  amenèrent  plusieurs  personnes  a se  demander  s’il  u'était  pas 
illogique  que  le  jury  fut  obligé  de  prononcer  un  verdict  d’acquittement  pur  et  simple 
clans  les  cas  où  le  délit  ou  le  crime  était  établi,  mais  où  il  était  constant  que  l’accusé 
avait  agi  eu  état  d’aliénation  mentale,  et  s’il  ne  serait  pas  préférable  que  le  jury  fût 
appelé  à se  prononcer  positivement  lui-même  sur  la  question  d’aliénation.  Une  pro- 
position faite  dans  ce  sens  au  Grand  Conseil  par  M.  le  député  Gustave  Pictet  a abouti 
à la  loi  du  19  Mars  1887,  qui  a ajouté  au  code  d’instruction  pénale  uue  disposition 
ainsi  conçue  : 

„Si  le  Ministère  public,  l’accusé  ou  le  prévenu  le  requiert,  et  si  les  débats  ont 
„porté  sur  ce  point,  le  Président  de  la  Cour  pose  subsidiairement  au  jury  cette 
„question  : 

„L’accusé  a-t-il  agi  eu  état  d’aliénation  mentale? 

„Le  Président  peut  aussi  poser  cette  question  d’office. 

„En  cas  de  réponse  affirmative,  l'acquittement  est  prononcé. 

„La  Cour  peut  toutefois,  sur  la  réquisition  du  Ministère  public,  ou  d’office, 
„ordonner  que  le  prévenu  ou  l’accusé  acquitté  sera  retenu  jusqu'à  ce  qu’il  ait  été 
„statué  à son  égard  par  l’autorité  compétente,  en  conformité  de  la  loi  du  5 Février 
„1838  sur  le  placement  et  la  surveillance  des  aliénés. 

„Le  Ministère  public  informe  immédiatement  le  Département  de  Justice  et 
„Police  de  l’ordonnance  de  la  Cour.“ 

III.  En  Décembre  1887,  le  Conseil  d’Etat  a proposé  au  Grand  Conseil  un 
projet  rie  foi  pénale,  concernant  les  délits  et  con tra ren fions  contre  la  morale  publique, 
destiné  à permettre  la  répression  de  certains  actes  (pii  ne  tombent  pas  actuellement 
sous  le  coup  du  code  pénal.  Ce  projet  a été  renvoyé  par  le  Grand  Conseil  à l'examen 
d'une  commission  de  sept  membres. 


Anhang.  — Supplément. 

Kanton  Aargau. 

Strafgesetz  gegen  den  Wucher. 

Von  dem  Groiw-eu  Kat  ho  bc-rhlnt.M>n  am  2fi.  September  1887.  angenommen  in  d*»r  Volksabstimmung 
vom  ?0.  November  1887,  in  Kraft  getreten  am  3.  Dezember  1*87. 

§ 1.  Des  Wuchers  macht  sich  schuldig,  wer  im  geschäftlichen  Verkehr, 
insbesondere  bei  Gewährung  oder  Verlängerung  von  Kredit,  die  Notblage,  den 
Leichtsinn,  die  Unerfahrenheit  oder  Verstandcsschwäcbe  eines  Andern  dazu  miss- 
braucht, um  sich  oder  Dritten  ungebührliche  Vortbeile  zu  sichern,  welche  nach 
ileu  Umstanden  des  Falles  zu  seiner  Leistung  in  offenbarem  Missverhältnis*  stehen. 

§ 2.  Desselben  Vergebens  macht  sich  schuldig , wer  mit  Kenntnis»  des 
Sachverhaltes  durch  Wucher  entstandene  Vortheile  erwirbt,  dieselben  zur  Geltung 
bringt  oder  weiter  veräussert. 

§ 3.  Als  besondere  Krscliwcrungsgrttnde  fallen  in  Betracht: 
a.  Gewohnheit«-  oder  gewerbsmässige  Verübung  des  Wuchers; 
h.  Verübung  des  Wuchers  durch  Personen,  welchen  vermöge  ihrer  Stellung 

besonderes  Vertrauen  geschenkt  wird; 
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c.  Wenn  Scheinangebote  gemacht,  oder  Scheinverträge  abgeschlossen,  oder  Ur- 
kunden errichtet,  oder  andere  Handlungen  vorgenommeu  werden,  welche  die 
wirkliche  Natur  des  Geschäftes  verschleiern; 

(l.  Wenn  die  wucherischen  Verträge  in  Form  des  Wechsels  abgeschlossen 
werden  ; 

e.  Wenn  der  Wucherer  die  Nothlage  des  Geschädigten  selbst  herbeigeführt  hat. 
§ 1.  Her  Wucher  wird  zuchtpolixcilicb  mit  Uefäugniss  bis  auf  zwei  Jahn' 
oder  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  T>000  oder  mit  beiden  Strafen  zugleich  belegt. 

Zudem  kann  der  Kichtcr  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  bis  auf  vier  Jahre 
verhängen. 

§ 5.  Der  Thatbestaud  des  Wuchers  wird  auf  dem  Wege  der  amtlichen 
Untersuchung  erstellt. 

§ 6.  Nach  Durchführung  der  Untersuchung  findet  eine  mündliche  Gerichts- 
verhandlung statt. 

Dabei  bat  die  Staatsanwaltschaft  die  Auklage  zu  vertreteu. 

I >em  Beklagten  ist  die  Beiziebuug  eines  Vertheidigers  gestattet. 

Der  Geschädigte  kuuu  als  Civilpartei  seine  Rechtsbegehren  geltend  machen. 

Kanton  Thurgau. 

Gesetz  betreffend  den  Wucher  '). 

You  dem  («rusfl«»  Kail»*  lm.-»chl o-sen  den  8.  Mir t 188?  .uigeuommen  in  der  Yolk^ahstiiumuug  vom 

24.  April  1887. 

§ 1.  Des  Wuchers  macht  sich  schuldig,  wer  hei  Hypothekar- Anleihen  ausser 
den  per  Jahr  bis  auf  5 °/o  im  Maximum  gestatteten  Zinsen  noch  andere  Leistungen 
sich  bedingt,  oder  wer  ausserdem  im  geschäftlichen  Verkehr,  insbesondere  bei  Ge- 
währung oder  Verlängerung  von  Krediten,  unter  Ausbeutung  der  Nothlage,  des 
Leichtsinns,  der  Verstandesschwäche  oder  der  Unerfahrenheit  eines  Andern,  sich 
oder  Dritten  derartige  Vermögens  vortheile  versprechen  oder  gewähren  lässt,  welche 
nach  den  Umstünden  des  Falles  zu  der  Leistung  in  einem  offenbaren  Missverhältniss 
stehen. 

Derselben  stratbaren  Handlung  macht  sich  schuldig,  wer  Personen  in  der 
Erlangung  wucherischer  Verrnögcnsvortheüe  wissentlich  begünstigt,  oder  wer  mit 
Kenntnis«  dos  Sachverhaltes  Ansprüche  auf  wucherische  Vermögensvortheile  von 
dem  Wucherer  oder  aus  dritter  Haud  erwirbt  und  dieselben  weiter  veräussert  oder 
geltend  macht. 

§ 2.  Der  Wucher  wird  in  allen  Fällen  mit  einer  Busse  im  5-  bis  20fucheu 
Betrage  der  Uehervortheilung  und  in  schwereren  Fällen  ausserdem  mit  Gefängnis« 
oder  Arbeitshaus  bis  auf  2 Jahre  bestraft. 

§ 3.  Als  Straferhöhungsgrüude  sind  im  Besonder«  folgende  Fälle  zu  be- 
trachten : 

a.  wenn  der  Wucher  gewerbsmässig  betrieben  wird  ; 

h.  wenn  er  von  einem  Ptäudlciher,  Feilträger  oder  Gehldarleiher  oder  von  andern, 
das  Vertrauen  in  besonderem  Masse  in  Anspruch  nehmenden  Personen  verübt 
wurde  ; 

c.  wenn  zur  Verdeckung  der  strafbaren  Handlung  Scheinverträge  abgeschlossen, 
den  richtigen  Sachverhalt  entstellende  Urkunden  abgefasst  oder  anderweitige 
Handlungen  vorgenommen  wurden,  die  über  die  Natur  des  Geschäftes  täuschen 
sollen; 

d.  wenn  sich  der  Wucherer  die  unrechtmässigen  Vermögensvortheile  wechsel- 
mässig  versprechen  Hess. 
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§ I.  Mehrleistungen , die  im  Widerspruche  mit  vorstellenden  Vorschriften 
ausbedungen  werden,  sind  zivilrechtlich  nicht  einklagbar  und  fftr  den  l-’all  bereits 
erfolgter  Zahlung  nebst  Üblichem  Zins  zurftckzuorstatten. 

g 5.  Vorstehendes  (iesetz,  durch  welches  die  §§  165  und  166  des  Strafgesetzes 
vom  15.  Hrachmonat  1811  aufgehoben  werden,  tritt  nach  Annahme  durch  das  Volk 
in  Kraft. 

Canton  du  Vuluis. 

Loi  concernant  la  répression  de  l’usnre  et  modifiant 
l'article  314  du  Code  pénal. 

Du  30  novembre  1887.  — Kutrée  en  vigueur  le  1er  janvier  1888. 

Article  unique.  — L’article  314  du  Code  pénal  est  modifié  et  complété 
comme  suit: 

Art.  314  a.  — Se  rend  coupable  d’usure  : 

1°  Celui  qui  exige  ou  qui  accepte  de  son  débiteur  une  reconnaissance  pour 
une  somme  plus  forte  que  celle  qu’il  a prêtée  ou  qui  lui  est  réellement  due; 

2°  Celui  qui  prête  ou  qui  escompte  à des  intérêts  excédant  le  Unix  légal  fixé 
par  le  Code  civil  ou  par  le  Code  fédéral  des  obligations  en  matière  commerciale; 

3"  Celui  qui  dans  un  prêt,  ou  en  paiement  d’un  transport  de  créance  ou  de 
toute  autre  valeur,  livre  au  lieu  d’argent,  en  tout  ou  eu  partie,  des  denrées,  des 
marchandises  ou  d'uutrcs  objets  pour  un  prix  dépassant  leur  cours  le  plus  élevé 
à l’époque  du  contrat,  ou  des  créances  contre  des  débiteurs  dont  il  connaît  l’insol- 
vabilité; 

4°  Celui  qui,  en  acquittement  de  ce  qui  lui  est  dft,  stipule  de  son  débiteur 
l’obligation  de  lui  livrer  des  marchandises  ou  d’autres  objets  pour  un  prix  inférieur 
à leur  prix  le  plus  bas; 

5®  Celui  qui,  ayant  obtenu  un  gage  ou  une  hypothèque  pour  une  valeur 
supérieure  à celle  de  sa  créance,  stipule  de  son  débiteur  qu’à  défaut  de  paiement 
au  terme  convenu,  il  deviendra  propriétaire  de  ces  objets,  indépendamment  de 
tentes  poursuites  judiciaires; 

6°  Celui,  en  général,  qui  exploite  la  prodigalité,  l’inexpérience,  la  simplicité 
ou  l’ignorance  de  quelqu’un,  ou  la  nécessité  dans  laquelle  il  se  trouve,  se  fait 
promettre  ou  s’attribue,  sous  une  forme  qiielcouque,  à lui-mème  ou  à un  tiers, 
un  bénéfice  illégitime  et  hors  de  proportion  avec  les  avantages  assurés. 

Art.  314  b.  — Se  rend  également  coupable  d’usure  celui  qui,  connaissant  les 
circonstances  dans  lesquelles  la  dette  a été  contractée,  devient  cessionnaire  de 
titres  usuraires,  en  vue  soit  de  se  les  faire  rembourser,  soit  de  les  rétrocéder  à 
des  tiers. 

Les  droits  du  cessionnaire  de  bonne  foi  sont  réglés  par  la  loi  civile. 

Art.  314  c.  — lie  délit  d’usure  est  qualifié: 

1°  Lorsque  le  délinquant  pratique  habituellement  l’usure; 

2°  Lorsque  le  délit  est  commis  par  des  personnes  qui,  à raison  de  leurs 
fonctions  ou  de  leur  profession,  inspirent  une  confiance  particulière  au  public, 
telles  que  notaires,  avocats,  procureurs,  agents  d’affaires  ou  préteurs  d’argent; 

H°  Lorsque  le  délinquant  a cherché  à dissimuler  au  moyen  de  conventions 
ou  de  titres  simulés  les  avantages  usuraires  qu’il  s’est  assurés; 

4°  Lorsque  les  contrats  usuraires  revêtent  la  forme  d’effets  de  commerce; 

*V  Lorsque  le  délinquant  a amené  lui-même  ou  contribué  à amener  l’état  de 
besoin  ou  de  détresse  du  lésé  en  vue  de  l’exploiter. 

Art.  814  d.  — L’usure  simple  est  punie  d’une  amende  de  50  à 500  frs.  ou  par 
un  emprisonnement  qui  n’excédera  pas  six  mois.  La  privation  des  droits  civiques 
pendant  cinq  ans  an  plus  pourra  être  ajoutée  à l’une  et  l’autre  de  ces  peines. 
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Si  le  délit  est  qualifié  (art.  314  c),  la  peine  sera  une  amende  (pii  n’excédera  pas 
2000  frs.  ou  un  emprisonnement  qui  n’excédera  pas  deux  ans.  La  privation  des 
droits  civiques,  avec  l'interdiction  de  la  profession  ou  du  négoce,  pendant  dix  ans 
au  plus,  pourra  être  ajoutée  à l’une  et  l’autre  de  ces  peines. 

Toutefois  les  dispositions  de  l’art.  181  du  Code  pénal  touchant  les  délits  commis 
par  les  fonctionnaires,  employés  ou  officiers  publics  dans  l’exercice  de  leurs  fonctions, 
sont  expressément  réservées. 

Art.  314  e.  — En  cas  de  condamnation  du  prévenu,  le  débiteur  sera  libéré 
de  plein  droit  de  ses  engagements,  en  tant  qu’ils  dépassent  la  valeur  réellement 
reçue  en  capital  plus  les  intérêts  légaux* 

Si  cet  excédant  a été  perçu  par  le  condamné,  le  tribunal  en  ordonnera  d’office 
la  restitution  avec  accessoires  légaux,  sous  réserve  des  dommages-intérêts  qui  pour- 
raient être  réclamés  par  la  partie  lésée. 


Canton  de  (ienève. 

Loi  pénale  relative  aux  imprimés  de  papier  tendant  à imiter 
des  billets  de  banque  ou  valeurs  fiduciaires. 

Du  29  janvier  1887.  — Exécutoire  «K*«t  )v  9 tutra  1887. 

Art.  i«r.  — Seront  punis  des  peines  de  police  ceux  qui  auront  fabriqué,  distribué 
ou  exposé,  fait  fabriquer,  distribuer  ou  exposer  tous  imprimés  ou  formules  obtenus 
par  un  procédé  quelconque,  qui,  par  leur  forme  extérieure,  présenteraient  avec  les 
billets  de  banque  suisses  ou  étrangers,  les  titres  de  rente,  les  vignettes  et  timbres 
du  service  des  postes  et  télégraphes  suisses  ou  étrangers,  les  vignettes  et  timbres 
des  régies  de  la  Confédération,  les  actions,  obligations,  parts  d’intérêts,  coupons  de 
dividendes  ou  intérêts  y afférents,  et  généralement  avec  les  valeurs  fiduciaires 
émises  par  la  Confédération,  les  Cantons,  un  État  étranger,  les  Communes  et  établis- 
sements publics,  ainsi  que  par  des  sociétés,  compagnies  ou  entreprises  privées,  une 
ressemblance  de  nature  à faciliter  l’acceptation  des  dits  imprimés  ou  formules,  au 
lieu  et  place  des  valeurs  imitées. 

Art.  2.  — Seront  punis  des  peines  prévues  par  l’article  366  du  Code  pénal  ceux 
qui,  avec  connaissance,  auront  vendu,  échangé,  donné  en  payement  ou  émis  comme 
bons  les  susdits  imprimés  ou  formules. 

Art.  3.  — Dans  tous  les  cas,  les  imprimés  ou  formules,  ainsi  que  les  planches 
ou  matrices  ayant  servi  à leur  confection,  seront  saisis  et  confisqués. 

Clause  abrogatoire. 

Le  paragraphe  2 de  l’article  866  du  Code  pénal  est  abrogé. 

Loi  permettant  de  poser  au  Jury  la  question  de  savoir 
si  Taccusé  a agi  en  état  d’alienation  mentale. 

Da  19  mar*  1887.  — EiAcutoir«  dès  le  27  avril  1887. 

Article  unique.  — Il  est  «jouté  au  Code  de  procédure  pénale  la  disposition 
suivante  : 

„Si  le  ministère  public,  l’accusé  ou  le  prévenu  le  requiert,  et  si  les  débats 
ont  porté  sur  ce  point,  le  Préaident  de  la  Cour  pose  subsidiairement  au  jury  cette 
question  : 

„L’accusé  a-t-il  agi  en  état  d’aliénation  mentale? 

„Le  Président  peut  aussi  poser  cette  question  d’office. 

„En  cas  de  réponse  affirmative,  l’acquittement  est  prononcé. 
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„La  Cour  pont  toutefois,  sur  la  réquisition  du  Ministère  public  ou  d’office, 
ordonner  que  le  prévenu  ou  l’accusé  acquitté  sera  retenu,  jusqu’à  ce  qu’il  ait  été 
statué  à son  égard  par  l’autorité  compétente,  en  conformité  de  la  loi  du  5 février 
18H8  sur  le  placement  et  la  surveillance  des  aliénés. 

„Le  Ministère  public  informe  immédiatement  le  Département  de  Justice  et 
Police  de  l’ordonnance  «le  la  Cour.“ 


Ueboreinkunft  zwischen  den  Kantonen  Basel-Stadt  und  St.  Gallen 

betreffend 

die  gegenseitige  Steilung  der  Fehlbaren  in  Straffällen,  welche  durch  t as  eidgenössische 
Auslieferungsgesetz  vom  24.  Juli  1852  nicht  vorgesehen  sind. 

Vom  4., 31.  Januar  1*87. 

Ait.  1.  Die  Regierungen  der  hohen  Stände  Basel-Stadt  und  St.  (îallen  ver- 
pflichten sich , in  solchen  Straffällen  (Verbrechen , Vergehen  und  Polizeiüber- 
tretungen),  welche  nicht  unter  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Auslieferung  vou 
Verbrechern  uud  Ang<‘selmldigten  vom  24.  Juli  1852  ’)  fallen,  die  Verhaftung  und 
AusliefiTiiug  der  Feklbareo  gleichfalls  gemäss  deu  in  dem  erwähuteu  Bundesgesetz 
festgesetzten  Grundsätzen  uud  nach  dem  iu  demselben  normirteu  Verfahren  zu 
gewühreu,  soweit  nicht  die  nachfolgenden  Artikel  dieser  Uebereiukunft  etwas 
Anderes  bestimmen. 

Art.  2.  Die  Verpflichtung  zur  Auslieferung , beziehungsweise  Bestrafung 
durch  den  roquirirten  Kauton  soll  nicht  bestehen: 

a)  für  Handlungen,  welche  nach  der  Gesetzgebung  des  requirirten  Kantons  nicht 

mit  Strafe  bedroht  sind  ; 
h)  für  politische  Vergehen  und  Pressvergehen. 

Art.  8.  Die  Gesuche  um  Strafvollzug  oder  Auslieferung  sollen  jeweilen  von 
Regierung  zu  Regierung  gerichtet  werden. 

Art.  4.  Bezüglich  «1er  Kosten  macht  das  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1867*), 
betreffend  Abänderung  des  Ausliefeningsgesetzes  vom  24.  Juli  1852,  Regel  in  der 
Weise,  dass  die  Transportkosten  dem  requirirten  Kanton  und  die  Verhaftskosten 
«lern  requiriremleu  Kanton  auflälleu.  In  demjenigen  Fällen , in  welchen  der  rc- 
quirirte  Kanton  die  Strafverfolgung  oder  den  Strafvollzug  seihst  übernimmt, 
trägt  er  die  daherigen  Kosten,  insoweit  dieselben  nicht  von  dem  Delinquenten  er- 
hältlich sind. 

Art.  5.  Gegenwärtig«*  Uebereinkunft  tritt  sofort  in  Kraft  uud  dauert  so 
lange,  bis  Seitens  des  einen  o«Ier  andern  Theiles  eine  förmliche  Aufkündigung 
erfolgt;  in  diesem  Falle  bleibt  sie  jedoch  noch  weitere  s«*chs  Monate  von  der  noti- 
fizieren Aufkündigung  hinweg  in  Kraft. 

')  Md.  111,  S.  161. 

’(  . . lit.  . XU- 
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Die  unerlaubte  Selbsthülfe 
mit  besonderer  Beziehung  auf  das  Strafrecht  der  Schweiz. 

Von  Dr.  W.  Lauterburg, 

I.  Kammerschreiber  des  Obergerichts  und  Privatdossent  in  Kern. 

Die  unerlaubte  Selbsthülfe  gehört  zu  denjenigen  juristischen 
Begriffen,  deren  strafrechtliche  Verwerthbarkeit  bei  einer  Verein- 
heitlichung des  schweizerischen  Strafrechts  ernstlich  in  Frage  ge- 
stellt werden  dürfte. 

Die  Mehrzahl  der  kantonalen  schweizerischen  Strafgesetzbücher, 
auch  neuere  und  neueste,  operirt  zwar  mit  diesem  Begriffe  und 
stempelt  die  unerlaubte  Selbsthülfe  zu  einem  selbständigen  Delikte. 
Dagegen  erwähnen  sie  nicht  die  Strafgesetzgebungen  von  Waadt, 
Neuenburg,  Genf,  Texsin,  Aargau,  Zürich  und  Schtrgz ; ebenso  wenig 
das  einstweilen  blos  bruchstückartig  existirende  getnei neidgenöisisch e 
Civil-  und  Strafrecht,  und  das  schweizerische  Bundesstaatsrecht 
richtet  sich  iu  Art.  14  der  Bundesverfassung  von  1874  blos  gegen 
die  Selbsthülfe  der  Kantone.  Unbekannt  ist  der  Begriff  der  uner- 
laubten Selbsthülfe  auch  dom  französischen  Code  pénal  und  dem 
deutschen  Reichsstrafgesetzbuche.  Die  meisten  derjenigen  Codi- 
fikntionen  aber,  welche  ihn  aufgenommen  und  beibehalten  haben, 
behandeln  die  unerlaubte  Selbsthülfe  dergestalt,  dass  man  den 
Eindruck  gewinnen  muss,  die  betreffenden  Gesetzgeber  seien  nicht 
völlig  im  Klaren  über  deren  rechtliche  Bedeutung  gewesen  oder 
haben  einfach  die  entsprechenden  Bestimmungen  deutscher  Parti- 
kuLarrochto  nachgeahmt. 

Die  Begründung  des  Gesagten  mag  sich  aus  der  hicnach 
folgenden  Darstellung  ergeben,  welche  zugleich  zur  Beantwortung 
der  Frage  beitragen  soll,  ob  und  inwiefern  der  Begriff  der  uner- 
laubten Selbsthülfe  für  das  Strafrecht  verwerthbar  sei. 

I. 

Die  Selbsthülfe  ist  älter  als  das  Recht.  Lange  Zeit  basirto 
das  Recht  selber  auf  der  mehr  oder  weniger  organisirten  Selbst- 
hülfe. Seitdem  das  objektive  Recht  Stellung  zu  ihr  genommen,  ist 
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sie  doch  nicht  zu  allen  Zeiten  in  allen  ihren  Erscheinungsformen 
rechtserheblich  oder  gar  juristisch  unerlaubt  und  strafbar  geworden. 
Sehr  oft  hat  speziell  das  Strafrecht  blos  einzelnen  Seiten,  Arten 
und  Akten  der  rechtserheblichen  Selbsthülfe  Beachtung  geschenkt. 
Zwecks  Ergriindung  der  strafrechtlichen  Bedeutung  der  unerlaubten 
Selbsthülfe  sowohl  de  lege  lata  als  de  lege  ferenda  ist  indessen 
auszugehen  von  den  ganz  allgemein  historisch  gegebenen  Begrifls- 
merkmalen  und  Erscheinungsformen  der  überhaupt  rechteerheblichen 
Selbsthülfe. 

A.  Zunächst  mache  man  sich  klar,  in  welchem  Sinne  von 
„ Rechtserheblichkeit  der  Selbsthülfe “ zu  sprechen  ist. 

Sclbsthülfc  ist,  allgemein  gesprochen,  Selbständiges  Handeln 
einer  Person  zwecks  Wahrung  individueller  Interessen. 

Genau  genommen  bezeichnet  „Selbsthülfe“  nicht  den  Inhalt 
eines  Handelns,  nicht  eine  gewollte  That,  auch  nicht  eine  be- 
stimmte Handlung,  sondern  eine  bestimmte  Art  und  Mme  und 
Form  des  Handelns,  welche  den  verschiedensten  Handlungen  an- 
haften kann  *).  Gewisse  Handlungen  nehmen  sie  an,  wenn  man 
dieselben  nach  ihrem  Verhältnisse  zu  bestimmten  sie  veranlassenden 
oder  begleitenden  Umständen  betrachtet.  Diese  oder  jene  Handlung 
stellt  sich,  wenn  durch  gewisse  Umstände  veranlasst  und  unter  ge- 
wissen Umständen  vorgenommen,  als  ein  Akt  der  Selbsthälfe  dar 
und  gewinnt  unter  diesem  Gesichtspunkte  eine  besondere  Bedeutung. 
Die  Form  des  Handelns,  das  „Handeln  unter  gewissen  Umständen“ 
lässt  sich  freilich  in  der  Wirklichkeit  vom  Inhalte  des  Handelns, 
von  der  gewollten  That,  nicht  trennen;  beides  zusammen  ergibt  erst 
eine  bestimmte  Handlung  ; und  so  darf  die  öelbsthülfe  abstrakt 
füglich  im  weiteren  Sinne  als  eiue  Handlung  bezeichnet  werden. 
Allein,  sobald  es  auf  die  rechtliche,  insbesondere  strafrechtliche 
Würdigung  von  Selbsthfilfeakten  ankommt,  ist  die  begriffliche  Unter- 
scheidung zwischen  der  gewollten  selbsthülfeweisc  vorgenommenen 
That  und  der  Selbsthülfe  als  solcher  absolut  nothwendig. 

Es  gibt  in  der  Wirklichkeit  keinen  Selbsthülfeakt,  der  ßir  das 
Rechtsleben  blos  materiell  erheblich,  als  Selbsthülfe  total  unerheblich 
wäre.  Wohl  aber  sind  zahllose  Fälle  von  Selbsthülfe  joweilen  nicht 
formell,  als  Selbsthülfe,  sondern  ausschliesslich  als  bestimmte  That, 


')  So  können  ■/..  U.  den  Charakter  der  Selbsthülfe  annehmen:  Die  Wegnahme 
oder  Beschädigung  einer  Sache,  Besitzentsetzung,  Bedrohung,  körperliche  Verletzung 
oder  Tödtung  ciucr  Person.  Gewisse  Aussagen  u.  s.  w. 
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z.  B.  als  Wegnahme  oder  Beschädigung  einer  Sache,  als  Besitz- 
entsetzung, Bedrohung,  Misshandlung  oder  Tödtung  einer  Person, 
als  Aussage  u.  s.  w.  vom  objektiven  Recht  gewürdigt  worden.  Ii  - 
soweit  diese  Handlungen  vom  Rechte  gestattet,  verboten  oder  für 
strafbar  erklärt  werden,  ist  nicht  die  Selbsthülfe  gestattet,  verboten 
oder  strafbar.  Solche  Handlungen  fassen  wir  hier  nicht  weiter  in’s  Auge. 

Ebenso  wenig  kommt  der  umgekehrte  Fall,  dass  ein  Selbst- 
hülfcukt  blos  uh  solcher  rechtserheblich  wird,  im  Leben  vor;  ins- 
besondere kann  die  Selbsthilfe  faktisch  niemals  rechtswidrig  werden, 
wenn  die  Th  nt  eine  rechtlich  unerhebliche  ist.  Wohl  aber  würdigt 
das  objektive  Recht  möglicherweise  blos  die  erstere  Seite  der 
Handlung. 

Im  Uebrigen  ist  es,  wie  die  Geschichte  lehrt,  sehr  wohl  möglich, 
dass  ein  Selbstlnilfeakt  nach  beiden  Seiten  hin  seitens  des  objektiven 
Rechts  Würdigung  findet.  Und  zwar  kann  er: 

«.  nach  jeder  Seite  hin  in  verschiedenem  Sinne  rechtlich  ge- 
würdigt werden,  d.  h.  ah  Selbsthülfeakt  rechtmässig,  erlaubt 
oder  wenigstens  straflos,  dagegen  an  und  für  sich,  der  Thal 
nach,  rechtswidrig,  verboten,  ja  strafbar  sein  ')  — und  um- 
gekehrt s)  ; 

b.  anderseits  kann  aber  eine  rechtliche  Sanktion,  ein  Verbot  oder 
eine  Pönalisirung  von  SelbsthiiTfeakten  ah  solchen  auch  Hand- 
lungen betreffen,  welche  ohnedies,  der  Tliat  nach,  wegen  ihrer 
materiellen  Rechtserheblichkeit  gestattet,  verboten  oder  straf- 
bar sind. 

Die  nämliche  Handlung  ist  da,  wenn  strafbar,  durch  zwei  Straf- 
gesetze verpönt.  Insoweit  der  Staat  eiu  Verbot  der  „Selbsthülfe“, 
einen  Deliktsthntbestand  und  eine  Strafe  der  „unerlaubten  Selbst- 
hülfe“ aufstellt,  zielt  er  zunächst  nicht  auf  die  Selbsthülfef/mf  ab, 
sondern  auf  die  Selbsthülfe  als  solche  3).  Ein  zweites  Strafgesetz 

■)  Man  denke  au  die  Tödtung  in  Nothwebr,  an  das  Stehlen  in  achter 
Hongersnoth,  an  das  gewaltsame  Abjagen  entwendeten  Gutes  u.  s.  w. 

*)  Beispiel:  § (>5  des  Str.  G.  B.  fltr  Appenzell  A.  ilh.  von  1H78.  Vgl.  unten 
tiie  Darstellung  des  positiven  Rechts. 

*)  Dies  drückt  sich  schon  in  der  Deliktsbezoichnung  aus.  Wahrend  die 
meisten  technischen  Deliktsnamen  zugleich  Form  und  Inhalt  des  Handelns  aus- 
drücken  (so  z.  B.  falsches  Zeugnis»,  Unterschlagung,  Verleumdung  u.  s.  w.)  oder 
aber  Idos  den  Inhalt  des  Handelns  (so  z.  B.  Körperverletzung,  Tödtung,  Sach- 
beschädigung), bezeichnet  „ Selbsthüife “ respektive  „unerlaubte  Sclbsthülfe“  blos 
die  erstere,  formale  Seite  der  Handlung. 
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bedroht  dann  die  nämliche  gewollte  T hat  un  und  für  sich,  und  es 
entsteht  die  Frage,  in  welchem  Verhältnisse  diese  beiden  Normen 
und  Strafgesetze  zu  der  einen  Handlung  stehen,  wenn  letztere  sich 
als  ein  Sclbsthfilfeakt  charakterisirt.  Liegt  eine  Deliktskonkurrenz 
oder  eine  blosse  Gesetzeskonkurrenz  ')  vor?  Weitere  Fragen  tauchen 
auf:  Ist  das  Moment  der  Selbsthülfe  deliktskoustituirendes  oder  blos 
die  Strajanwenduny  beeinflussendes  Moment  y Wenn  Letzteres,  wirkt 
sie  quulflzirend  oder  privilegirend , als  Strafschärfungs-  oder  als 
Strafmilderungsgrund  Y Ferner:  Gehören  die  Bestimmungen  über 
Selbsthülfe  in  den  allgemeinen  oder  in  den  * speziellen  Theil  des 
Strafrechts  ? Ist  die  unerlaubte  Selbsthülfe  strafbar,  vorzüglich  als 
Angriff  gegen  Interessen  des  Gemeinwesens  oder  als  Angriff  gegen 
Privatinteressen  t 

Vorläufig  sei  konstatirt,  dass  das  objektive  Recht  zu  verschie- 
denen Zeiten,  mancherorts  noch  heute,  Fälle  verbotener  Selbsthülfe, 
soweit  die  Selbsthülfe  als  solche  in  Betracht  kommt,  als  einen  selb- 
ständig strafbaren  Angriff  gegen  Interessen  des  Gemeinwesens  ge- 
würdigt hat,  während  sich  die  Selbsthülfef/mf  faktisch  gegen  die 
Rechtssphäre  einer  Privatperson  richtete  und  an  und  für  sich  oft 
auch  als  „ Delikt  gegen  die  Privatperson“  strafbar  geworden  ist. 

Das  Gebiet  der  vom  Strafrecht  je  und  je  gewürdigten  Selbst- 
hülfe umfasst  nach  dem  Gesagten  dreierlei  Arten  von  Selbsthülfe- 
akten  : 

1)  Solche,  die  sowohl  als  Selbsthülfe  wie  wegen  ihrer  materiellen 
Rechtswidrigkeit  verboten  respektive  strafbar  sind. 

2)  Solche,  die  als  Selbsthülfe,  nicht  aber  an  und  für  sich  schon, 
wegen  materieller  Rechtswidrigkeit,  verboten  respektive  straf- 
bar sind. 

3)  Solche,  die  zwar  wegen  materieller  Rechtswidrigkeit  au  und 
für  sich  verboten  respektive  strafbar  sind,  aber  als  Selbsthülfe 
gestattet  werden  oder  wenigstens  straflos  ausgehen. 

Begriffliche  Vermischung  der  beiden  relevirten  Seiten  rechts- 
erheblicher Selbsthülfe  verwischt  die  wahre  strafrechtliche  Bedeu- 
tung Beider  und  damit  auch  diejenige  der  „unerlaubten  Selbsthülfe“. 
Gerade  diese  begriffliche  Vermischung  und  die  daraus  rcsultirende 
ungenügende  Würdigung  jeder  einzelnen  der  beiden  Seiten  thut 

')  Ich  fasse  das  Wort  „Gesetzeskonkitrreuz“  hier  im  Sinne  der  herrschenden 
Meinung,  v.  Liszt  hat  bekanntlich  in  Abweichung  von  derselben  die  Idealkonkurreuz 
zur  üesetzeskonkurrenz  gerechnet. 
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sich,  wie  ich  zu  zeigen  versuchen  werde,  in  der  positivrechtlichen 
Behandlung  der  Selbsthülfe,  speziell  der  unerlaubten  Selbsthülfe, 
kund  und  hat  dazu  geführt,  dass  mancherorts  der  formale  Begriff 
der  .unerlaubten  Selbsthülfe“  als  unbequem  und  unpraktisch  kurz- 
weg über  Bord  geworfen  wurde,  während  man  ihm  anderwärts 
ebenso  einseitig  eine  Bedeutung  beigelegt  hat,  die  ihm,  jedenfalls 
heutzutage,  nicht  zukommen  kann. 

Hiezu  kommt  noch  ein  weiterer  Umstand. 

B.  Die  wahre  strafrechtliche  Bedeutung  der  . unerlaubten 
Selbsthülfe“  lässt  sich  im  Fernern  blos  erkennen,  wenn  man  letztere 
in  ihrem  inneren  Zusammenhänge  mit  den  r erscliiedenen  rechts- 
erheblichen  Erscheinungsformen  der  Selbsthülfe  überhaupt  betrachtet. 

Als  solche  Erscheinungsformen  sind  im  Laufe  der  Geschichte 
namentlich  hervorgetreten:  No th wehr  und  Rechtsverletzung  in  einem 
^Nothstande* , Gewalttkut  in  Ueberschreituny  der  Nothwehr  und  auf 
Provokation  hin,  Retorsion , Rache  und  eigenmächtige  Verfolgung 
von  Rechtsansprüchen,  letztere  heute  als  die  eigentliche  Selbsthülfe 
(im  engeru  Sinne)  bezeichnet.  Alle  diese  Eiuzelbegriffe  stellen  unter 
sich  im  engsten  Zusammenhänge;  sie  vereinigen  sich  unter  dem 
obersten  Gesichtspunkte  der  Selbsthülfe  überhaupt.  Mangelhafte 
Beachtung  dieser  Thatsache  ist  eine  fernere  Ursache  der  Grund- 
satzlosigkeit und  Zerfahrenheit,  durch  welche  sich  die  objektiv- 
rechtliche Würdigung  der  unerlaubten  Selbsthülfe  auszeichnet. 

Die  Selbsthülfe,  soweit  sie  materiell  rechtserheblich  werden 
kann,  besteht  in  selbständiger  Anwendung  von  Privatzwang  seitens 
einer  Privatperson  gegenüber  der  Rechtssphäre  des  Staates  oder  inner 
Person  im  Staate  zwecks  Wahruny  individueller  Interesen.  Diese 
Interessen  können  subjektiv  oder  objektiv  rechtmässige  oder  auch 
unrechtmässige  sein.  Insoweit  ist  die  strafbare  Selbsthülfe  jeweilen 
in  den  Thatbeständen  aller  möglichen  Delikte  aufgegangen,  und  ist 
auch  die  erlaubte  und  straflose  unerlaubte  Selbsthülfe  niemals  vom 
objektiven  Hechte  als  Selbsthülfe  besonders  gewürdigt  worden. 

Formell  als  Seibsthlilfe  ist  aber  zu  den  verschiedensten  Zeiten 
rechtserheblich , speziell  strafrechtserheblich  (wenn  auch  nicht 
unterschiedslos  verboten  und  strafbar)  mir  geworden  : 

Eigenmächtige  Anwendung  von  Privatzwang  seitens  einer  Privat- 
person gegenüber  der  Rechtssphäre  des  Staates  oder  einer  Person 
im  Staate  zwecks  Wahrung  rechtswidrig  bedrohter  oder  verletzter 
privater  Rechtsguter. 
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Die  Selbstlüilfe  in  diesem  Sinne  ist  zunächst  : 

1)  Selbtänstliges  Handeln  einer  Privatperson.  Es  gibt  mich  eine 
staatliche  Selbsthülle,  z.  11.  der  Krieg;  allein,  alt  Selbsthülfe  unter- 
liegt dieselbe  nicht  juristischer  Beurtheilung,  es  sei  denn,  man  fasse 
den  einzelnen  Staat  entweder  von  einem  sogenannten  naturrecht- 
lichen oder  vom  internationalen  Standpunkte  aus  gewissermasseu 
als  individuelles  Wesen,  als  Einzelperson  in’s  Auge.  So  spricht  die 
schweizerische  Bundesverfassung  in  Art.  14  von  verbotener  Selbst- 
hülfe der  prinzipiell  souveränen  Kantone  bei  interkantonalen  Streitig- 
keiten. Diese  Art  Selbsthülfe  kommt  jedenfalls  strafrechtlich  schon 
desshalb  nicht  in  Betracht,  weil  das  Strafrecht  sich  nur  mit  Hand- 
lungen einer  physischen  l’erson  und  den  Hechtsfolgen  solcher  Hand- 
lungen befasst. 

Als  Selbsthülfe  relevirt  indessen: 

2)  Bios  ein  Eigenmächtiges  Handeln  der  Privatperson,  d.  h.  Selb- 
ständiges Handeln  derselben  im  Sinne  von  „ Handeln  aus  und  mit 
eigener  Macht“.  Eigenmacht  in  der  hier  allein  massgebenden  Be- 
deutung des  Wortes  heisst  nicht  , Handeln  ohne  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  objektivrechtliche  Sanktion“  ; in  diesem  Sinne  wäre 
jede  rechtswidrige,  jede  nicht  „ rechtmässige  “ Handlung  juristisch 
als  Eigeumacht  erheblich  zu  erklären  ; denn  rechtmässig  ist  blos 
das  dem  objektiven  Hecht  entsprechende  Handeln.  Eigenmacht 
heisst  vielmehr  einfach  Selbständiges  Handeln  einer  Privatperson 
ohne  Mittvirhing  des  Staates  respektive  staatlicher  Organe.  Das 
Wort  drückt  nicht  eine  juristische  Qualifikation  aus,  sondern  blos 
eine  Thatsache,  die  juristisch  erheblich  werden  kann.  Der  Be- 
griff der  Eigenmacht  gewinnt  insoweit  besondere  juristische  Bedeu- 
tung, als  das  Gemeinwesen  den  Anspruch  erhebt,  im  öffentlichen 
Interesse  selber  die  Wahrung  von  Hechtsintcressen  der  einzelnen 
Bürger  au  die  Hand  zu  nehmen.  Insoweit  verlangt  der  Staat,  dass 
die  Privatperson,  statt  Gebrauch  von  ihrer  eigenen  Macht  zu  machen, 
ihr  selbständiges  Handeln  darauf  beschränke,  staatliches  Handeln 
zu  veranlassen,  oder  dass  sie  ihre  eigene  Macht  blos  zur  Unter- 
stützung der  staatlichen  Macht,  d.  h.  nicht  selbständig  verwende. 
Durch  diese  Beschränkungen  wird  aber  die  Eigenmacht  nicht  gänz- 
lich unterdrückt.  Selbst  da,  wo  der  Staat  das  selbständige  Handeln 
der  Privatperson  prinzipiell  and  allgemein  im  obenerwähnten  Sinne 
eingeschränkt  hat,  ist  dasselbe  kraft  speziellerer  Normen  auf  ge- 
wissen Gebieten  fast  allgemein  und  in  einzelnen  Fällen  kraft  noch 
speziellerer  Normen  erlaubt  und  damit  erlaubte  Eigenmacht  möglich 


Digitized  by  Google 


Die  unerlaubte  Selbsthülfe. 


103 


geworden.  So  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts,  aber  vereinzelt 
auch  im  öffentlichen  Recht  ; die  gesetzlich  gestattete  Nothwehr 
z.  B.  ist  imd  bleibt  (erlaubte)  Eiyenmacht.  Wo  dann  erst  noch  das 
objektive  Rocht  jene  Schranken  nicht  prinzipiell  für  das  rechts- 
erhebliche Handeln  der  Privatperson  aufstellt,  muss  die  Eigenmaeht 
sogar  prinzipiell  erlaubt  und  kann  blos  für  besondere  Fälle  ver- 
boten sein.  Allerdings  wäre  der  Fall  denkbar,  dass  ein  omnipotenter 
Polizeistaat  ausnahmslos  alles  und  jedes  rechtserhebliche  Handeln 
von  Privatpersonen  ohne  Mitwirkung  des  Staates  verbieten  und 
damit  jegliche  Eigenmacht  für  unerlaubt  erklären  würde;  aber  ein 
solches  Regime  hat  weder  Rom  noch  das  christliche  Europa  in 
Wirklichkeit  jemals  gesehen,  wenn  auch  der  rigorose  Polizeistaat  in 
abgeschwächter  Form  da  und  dort  existirt  hat.  Mit  Einem  Worte: 
Hie  Eigenmaeht  im  obigen  Sinne  ist  niemals  blosses  Begriffsmerkmal 
der  unerlaubten  Selbsthülfe,  niemals  deliktskonstituirendes  Moment 
gewesen,  sondern  bildet  ein  Begriffsmerkmal  der  juristisch  relevanten 
Selbsthülfe  überhaupt.  Inwiefern  nun  aber  das  objektive  Recht  die 
Privatperson  zu  dieser  selbständigen  Betliätigung  ihrer  eigenen  Macht 
nicht  (ausdrücklich  oder  stillschweigend)  autorisirl  — dar  ist  eine 
Frage  nach  den  Merkmalen  nicht  mehr  der  Eigenmacht  überhaupt, 
sondern  der  unerlaubten  Eigenmacht.  Die  Selbsthülfe  wird  unerlaubt, 
nicht  soweit  Eigenmacht  vorliegt,  sondern  soweit  die  Eigenmaeht 
unerlaubt  ist,  und  dies  geschieht,  wie  gesagt,  niemals  ausnahmslos. 
Diese  wahre  Bedeutung  der  Eigenmacht  als  konstitutives  Moment 
der  Selbsthülfe  überhaupt,  nicht  blos  der  unerlaubten  Selbsthülfe, 
ist  vielfach  verkannt  worden,  und  zwar  deshalb,  weil  man  die  ver- 
schiedenen Erscheinungsformen  der  SelbsthQlfe  nicht  unter  dem 
allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Selbsthülfe  überhaupt  betrachtete 
und  weil  manche  Gesetzgebungen  die  Eigenmacht  der  Privatperson 
prinzipiell  verboten  haben,  so  dass  sich  die  „Eigenmacht*  mit  der 
„unerlaubten  Eigenmacht“  und  die  unerlaubte  Selbsthülfe  mit  jener 
faktisch  zu  decken  schienen,  umsomehr,  als  die  Doktrin  dem  Begriffe 
Eigenmaeht  mancherorts  eine  Nebenbedeutung  gab,  die  gar  nicht  in 
dem  Worte  liegt.  Sie  verkehrte  nämlich  den  Begriff  der  Eigenmacht 
als  eines  selbständigen  Handeln»  mit  eigener  Macht  sozusagen  in 
sein  Gegentheil  und  machte  daraus  ein  Handeln  unter  Anmurrung 
fremder  Macht  ; sic  interpretirte  also  einen  berondern  Dolus  hinein, 
und  — nahm  gleichwohl  Fälle  erlaubter  Eigenmacht  an  ! In  jeder 
Belbsthülfe  musste  demnach  eigentlich  eine  Art  Amtsanmassung  und 
damit  eine  strafbare  Handlung  speziell  gegen  den  Staat  erblickt 
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werden,  selbst  wenn  der  Thfiter  nicht  im  Geringsten  den  Vorsatz 
gehegt  und  bcthätigt  hatte,  sich  staatliche  Machtbefugniss  zu  arro- 
giren  und  kraft  dicter  zu  handeln.  Die  Spuren  und  Folgen  der- 
artiger Auffassung  werden  sich  noch  ini  heutigen  Rechte  nach- 
weisen  lassen. 

Selbsthülfe  ist  : 

3)  Bios  Eigenmächtiges  Handeln  einer  Privatperson,  das  in 
Anwendung  von  Privatavang  gegenüber  der  Reehtmphäre  des  Staates 
oder  einer  Person  im  Staate  besteht.  In  der  selbständigen  ßethätigung 
der  eigenen  Macht  muss  die  Anwendung  eines  privaten  (moralischen 
oder  physischen)  Zwanges  gegenüber  einer  fremden  Rechtssphäre 
liegen.  Hiedurch  grenzt  sich  die  Selbsthülfe  von  den  verschiedensten 
privatrechtlichen  Akten  ab;  z.  B.  der  Abschluss  eines  Rechtsge- 
schäftes, eines  Kaufes,  Bürgschaftsvertrages,  Vergleiches,  eine  Erbes- 
einsetzung oder  Enterbung  ist  kein  privater  Zwangsakt  ; die  Be- 
wirkung einer  Verpflichtung  oder  Berechtigung  enthält  noch  keine 
Zwangsauwendung.  Wohl  aber  kann  letztere  hinzu  treten.  Ein 
privater  Zwangsakt  ist  z.  B.  die  Erzwingung  eines  Rechtsgeschäfte» 
durch  Drohung  oder  Gewalt,  ferner  die  Selbstpfändung  und  dio 
Retention  einer  fremden  Sache  seitens  des  Gläubigers.  Auch  die 
Compensation  einer  Forderung  ist  an  und  für  sich  nicht  Anwendung 
privaten  Zwanges,  der  Schuldner  weigert  sich  auf  Grund  einer 
Gegenforderung  einfach,  freiwillig  zu  leisten  ; sie  kann  es  jedoch 
werden  durch  hinzutretende  Retention  oder  Aneignung  fremder 
Sachen  zwecks  „Verrechnung*.  Ebenso  wenig  ist  Selbsthülfe  die 
Einreichung  einer  Strafanzeige  oder  dio  Zustellung  einer  „Zahlungs- 
aufforderung“ seitens  des  Gläubigers  an  den  Schuldner;  erst  mit 
dem  Eingreifen  des  Staates  erfolgt  da  ein  Zwang. 

Der  Zwang  muss  sodanu  als  ein  privater  ausgeübt  werden, 
andernfalls  geht  die  Selbsthülfe  in  Amtsunmassung  über.  Dagegen 
kann  er  sich  gegen  die  Rechtssphäre  nicht  nur  einer  Privatperson, 
sondern  auch  des  Staates  richten  ; man  denke  an  einen  im  Notht- 
standc  begangenen  Hochverrat!!  oder  Landesverrat!!  oder  an  Wider- 
stand gegen  Staatsbeamte  zwecks  Wahrung  des  Hausrechts. 

Als  Selbsthülfe  hat  endlich  jederzeit  relevirt  : 

4)  Bios  Eigenmächtige  Anwendung  von  Privatzwang  seiten» 
einer  Privatperson  gegenüber  der  Rechtssphäre  des  Staates  oder 
einer  Person  im  Staate  zwecks  Wahrung  rechtswidrig  bedrohter  oder 
verletzter  privater  Rechtsgiiter.  „Private  Rechtsgüter“  bedeutet  nicht 
blos  privatrechtliche  Interessen,  sondern  Rechtsgüter  der  Privatperson. 
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„Rechtsgut“  ist  auch  nicht  identisch  mit  subjektivem  liecht;  gewisse 
Rechtsgüter  können  aber  durch  du*  ohjektire  Recht  individualisirt 
und  als  individuelles  Interesse  sanktionirt  sein,  wodurch  sie  zum 
subjektiven  Recht  werden. 

Jedes  durch  eine  Norm  des  objektiven  Rechts  und  eventuell 
durch  daran  geknüpfte  objektivrechtliche  Zwangsfolge  (Präventiv-, 
Straf-  oder  ISchadloshaltungszwang)  geschützte  abstrakte  Interesse 
ist  Rechtsgut,  nicht  blos  das  aus  dem  objektiven  Recht  fliessende, 
durch  dasselbe  begründete  individuelle  Interesse.  Z.  15.  Nothwehr 
gegenüber  einem  Angriffe  auf  Leib  und  Leben  ist  privater  Zwangs- 
akt zwecks  Wahrung  von  Rechtsgütern,  wenn  auch  nicht  zwecks 
Wahrung  eines  subjektiven  Rechts;  ein  subjektives  Recht  zu  leben 
oder  ein  subjektives  Recht  auf  körperliche  Integrität  gibt  es  nicht. 
Es  sind  dies  Interessen,  welche  nicht  erst  im  objektiven  Recht, 
sondern  schon  in  natürlichen  Thatsaclicn  individuell  begründet  sind, 
weshalb  kaum  irgend  eine  Gesetzgebung  ausdrücklich  ein  „Recht  zu 
leben  und  körperlich  intakt  zu  bleiben“  einräumt;  sie  sind  gewisser- 
massen  juris  naturalis  (als  Gegensatz  zu  juris  gentium  und  juris 
civilis)  im  Sinne  der  1.  1 ff.  des  1.  Digestentitels.  Wohl  aber  schützt 
sie  das  objektive  Recht  wegen  ihrer  Wichtigkeit  für  das  Rechts- 
leben. — Höchstens  gibt  es  daher  ein  subjektives  Recht  auf  Er- 
haltung seines  Lebens  und  seiner  körperlichen  Integrität  mittelst 
eigener  Macht,  ein  Recht  aaj  Xothwehr,  ein  Selhsthiil/erecht. 

Die  Selbsthülfe  wird  nun  aber  als  solche  blos  rechtserheblich, 
wenn  es  sich  dabei  um  Wahrung  rechtswidrig  bedrohter  oder  ver- 
letzter Rechtsgüter  handelt. 

Es  muss  also  : 

tl.  Das  zu  wahrende  Rechtsgut  cerletzt  oder  wenigstens  bedroht 
sein.  Handlungen,  die  blos  darauf  hinausgehen,  ein  Rechtsgut  für 
sich  individuell  zu  erwerben,  zu  cerwerthen  oder  ohne  irgend  welche 
drohende  Gefahr  zu  sichern,  koustituiren  keine  Selbsthülfe  im  juris- 
tischen Sinne. 

b.  Das  Rechtsgut  muss  rechtswidrig  bedroht  oder  verletzt  sein 
— „ rechtswidrig“  bedroht  oder  verletzt  blos  in  der  Meinung  des 
sich  selber  Helfenden  oder  auch  thatsächlich  — „ rechtswidrig“,  aber 
nicht  auch  nothwendigerweise  schuldhaft.  „Rechtswidrig“,  d.  h.  ent- 
gegen dem  objektiven  Recht  oder  einem  in  diesem  wohlbegründeten 
Ansprüche,  nicht  etwa  blos  „entgegen  aller  Billigkeit  und  Gerechtig- 
keit“. Rechtswidrige  Bedrohung  eines  Rechtsgutes  liegt  auch  vor, 
sobald  ein  subjektives  (wirkliches  oder  vermeintliches)  Recht  tlmt- 
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sächlich  unrealisirbar  und  illusorisch  zu  werden  droht,  nicht  aber 
liegt  sic  schon  darin,  dass  das  Recht  selber  bestritten  wird.  — Mit 
andern  Worten  : Es  kommt  darauf  an,  dass  das  Motiv  Desjenigen, 
der  Selbsthülfe  anwendet,  ein  rechtmässiges  sei.  Andernfalls  würde 
sich  die  Selbsthülfe  in  nichts  von  einzelnen  an  und  für  sich  wegen 
ihrer  materiellen  Hechtswidrigkeit  strafbaren  Selbsthülfe</i«/c«,  z.  B. 
der  unautorisirteu  Wegnahme  einer  fremden  Sache  zwecks  Wahrung 
eines  Hechtsgutes  unterscheiden.  Auch  der  Dieb  und  der  Käuber 
will  möglicherweise  ein  bedrohtes  oder  verletztes  Hechtsgut  wahren, 
nämlich  das  abstrakt  geschützte,  durch  irgend  welche  Umstände 
beeinträchtigte  Vermögensinteresse,  das  er  so  gut  hat,  wie  jeder 
ehrbare  Bürger.  Die  als  Diebstahl  oder  Kaub  strafbare  Handlung 
bezweckt  aber  nicht  Wahrung  eines  rechtswidrig  bedrohten  oder 
verletzten  Hechtsgutes,  es  liegt  ihr  daher  kein  rechtmässiges  Motiv 
zu  Grunde  und  gerade  darin  liegt  der  Unterschied  von  der  Sclbst- 
hülfo,  ln  der  Wahrung  eines  Hechtsgutes  überhaupt  liegt  noch  kein 
rechtmässiges  Motiv  der  Privatperson  ; sonst  müsste  z.  B.  die  Be- 
reicherungsabsicht des  Diebes  ')  oder  die  Absicht  des  flüchtigen  Ver- 
brechers, des  sich  selbst  befreienden  Gefangenen,  sich  das  Rechtsgut 
der  persönlichen  Freiheit  oder  Integrität  zu  wahren,  als  rechtmässig 
gelten.  — Hieraus  folgt,  dass  auch  die  sogenannte  Selbstbegünstigung 
des  Verbrechers  aus  dem  Gebiete  der  „Selbsthülfe*“  ausscheidet. 

Eine  ßeiliiilfe  zur  Selbsthülfe  ist  denkbar  und  kann  im  näm- 
lichen Sinne  releviren  wie  diese  selber. 

Wie  sich  aus  der  Geschichte  und  zum  Theil  schon  aus  dem 
bisher  Gesagten  ergibt,  haben  zwei  Momente  dazu  beigetragen,  die 
materiell  rechtserhebliche  Sclbsthülfc  auch  formell  rechtserheblich 
zu  machen  : Einerseits  ein  innerliches,  das  (rechtmässige)  Selbst- 
hülfcmotiv,  anderseits  das  Moment  der  Eigenmacht,  welches  an  und 
für  sich  ein  rein  äusserliches  ist,  dem  aber  ein  subjektiv  rechts- 
widriger Sinn  beigelegt  wurde.  Beide  mussten  deshalb  in  diametral 
entgegengesetztem'  Sinne  auf  die  rechtliche  Würdigung  der  Selbst- 
hülfe einwirken,  und  je  nachdem  der  Gesetzgeber  den  Nachdruck 
auf  das  Sclbsthülfemotiv  oder  aber  auf  «lie  Eigenmacht,  legte,  wurde 
die  Selbsthülfe  als  solche  auch  wirklich  vom  objektiven  Hecht  ent- 
weder privilegirt,  rosp.  erlaubt  oder  verboten  und  speziell  verpönt. 
Eigentümlicher  Weise  fand  nun  aber  nach  und  nach  Beides  zu 
gleicher  Zeit  statt.  .lene  zwei  in  sich  grundverschieden«1!!  Tendenzen 


')  Uli  behaupte  nicht,  die  Bercicheruùgssbsiiht  sei  Essentiale  des  Diebstahls. 
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halten  sich,  weil  nicht  konsequent  auseinander  gehalten,  in  der 
Geschichte  oft  durchkreuzt,  ganz  besonders  in  neuerer  Zeit,  Der 
Grund  davon  war,  dass  man,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  die 
verschiedenen  Erscheinungsformen  der  Selbsthülfe  schon  seit  dem 
Ende  des  klassischen  römischen  Rechts  und  noch  exklusiver  in 
Deutschland  seit  dem  spätem  Mittelalter  nicht  mehr  unter  einem 
allgemeinen  Gesichtspunkte,  sondern  durchaus  atomistisch  in’s  Auge 
fasste.  Mau  verkannte  mehr  und  mehr  den  innern  Zusammenhang 
zwischen  Handlungen,  die  das  Gemeinsame  hatten,  dass  sie  blos 
verschiedene  Erscheinungsformen  der  Selbsthülfe  überhaupt  waren. 
So  konstruirte  man  einerseits  (vorn  rechtmässigen  Selbsthülferaotiv 
ausgehend)  ein  besonderes  Noihwehrrechl , sogar  ein  Nothstundsrecht, 
und  machte  handkehrum  (in  Betrachtung  des  Momentes  der  Eigen- 
macht) die  Selbsthülfe  als  solche  zum  deliktskonstituirenden  Moment, 
um  im  nämlichen  Strafgesetze  wiederum  dieses  Delikt  gegenüber 
der  an  und  für  sich  schon,  materiell,  strafbaren  Selbsthülfe/taw/htn/y 
zu  privilegiren.  Freilich  geschah  dies  nicht  vom  heute  auf  morgen. 
Ein  Blick  auf  die  Geschichte  des  Strafrechts  wird  die  allmälige 
Entwicklung  der  Frage  zeigen. 

C.  Die  historische  Entwicklung  der  unerlaubten  Selbsthülfe 
wird  sich  besser  erfassen  und  festlialten  lassen,  wenn  wir  von 
vorneherein  die  verschiedenen  in  der  Geschichte  des  Strafrechts 
auftauchenden  Hauptkategorien  der  Selbsthülfe  überhaupt  bewusst 
als  solche  auseinander  halten.  — Die  Selbsthülfe  wird  herkömm- 
licherweise eingetheilt  in  : 

1)  Defensive  Selbsthülfe  als  Rechtsgiitervertiieidignng. 

2)  Aggressive  Selbsthülfe  als  Reehtsverfolgnng. 

Theilungsgrund  ist  die  besondere  Art  der  „Wahrung“  rechts- 
widrig bedrohter  oder  verletzter  Rechtsgüter.  Diese  Eintheilung 
fördert  die  Erkenntniss  der  Natur  der  Selbsthülfe,  sofern  dabei 
Folgendes  im  Auge  behalten  wird.  In  gewissem  Sinne  ist  jede 
Selbsthülfe  defensiv,  nämlich  insofern  als  man  damit  ein  Rechts* 
interesse  wahren  will,  gerade  wie  z.  B.  ein  Armeekorps  den  Feind 
umgreifen  kann  zwecks  Verth eidii/ung  des  (angegriffenen)  Vaterlandes. 
So  ist  die  Nothstandshaudlung  defensive  Selbsthülfe,  insofern  sie 
Abwehr  einer  dringenden  Gefahr,  Bewahrung  der  eigenen  Rechts- 
güter ist,  dagegen  aggressive  Selbsthülfe,  insofern  sie  nicht  durch 
einen  Angriff  desjenigen  Rechtssubjekts  veranlasst  ist,  gegenüber 
welchem  der  in  Nothstand  Befindliche  Zwang  ausübt.  Bei  der 
Nothwehr  fallt  dieser  Zwiespalt  weg,  weil  das  objektive  Recht, 
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wenigstens  heutzutage,  den  Xothwehrbegriff  nur  dann  als  gegeben 
annimmt,  wenn  der  dabei  angewandte  Zwang  ausschliesslich  Ver- 
teidigung gegenüber  einem  individuellen  Angriff  auf  Rechts- 
güter  ist. 

Wir  sagen  daher  : Die  Selbsthülfe  (ihrem  obersten  Zwecke 
nach  immer  defensiv)  ist  als  Ausführung  der  bezweckten  Rechts- 
güterwahruug  gegenüber  einer  konkreten  Gefahr  entweder: 

1)  Defensiv,  d.  b.  Abwehr  der  Gefahr,  der  drohenden  Rechtsgüter- 
verletzung — oder 

2)  aggressiv,  d.  h.  Paralysirung,  Unschädlichmachung  der  Gefahr, 
der  drohenden  oder  erfolgten  Rechtsgüterverlotzung. 

Ad  1.  Defensive  Selbsthülfe  in  diesem  Sinne  ist  gewissermassen 
Anwendung  privaten  /’o/tzetzwanges  — Abwehr  einer  dringenden 
Gefahr,  z.  11.  eines  unmittelbar  bevorstehenden  oder  bereits  be- 
gonnenen Angriffes  einer  andern  l’erson.  Sie  soll  die  bedrohten 
individuellen  Rechtsgüter  vor  Verletzung  und,  soweit  die  Gefahr 
respektive  der  Angriff  fortdauert,  die  bereits  verletzten  individuellen 
Rechtsgüter  vor  weiterer  Verletzung  oder  gänzlicher  Vernichtung 
bewahren,  in  ihrer  individuellen  Ausgestaltung  schlitzen.  Die  De- 
fensive hört  auf,  nicht  mit  der  erfolgten  Verletzung  eines  Rechtsgutes 
seitens  des  Angreifers,  sondern  mit  dem  Aufhören  der  Rechtsgüter 
bedrohenden  Gefahr  respektive  des  Angriffes.  Haupterscheinungs- 
formen der  so  aufgefassten  defensiven  Selbsthülfe  sind  Xothstands- 
handlung,  Nothwehr  und  Xothwehrüherschrcitung,  letztere  aber  blos 
nach  denjenigen  Gesetzgebungen,  welche  als  „Nothwehrexzess“ 
schon  „ein  Uebermass  von  Gewaltanwendung  in  der  Verteidigung “ 
betrachten  (ausdrücklich  : Bern  Art.  54;  Waadt  Art.  57,  ul.  1 a.  E.  ; 
Graubünden  Art.  40).  Nach  der  Mehrzahl  kantonaler  schweizerischer 
Strafgesetzbücher  kann  „Xothwehrühersehreitnng“  ebenso  gut  in  ilber 
die  Defensive  hinausgehender  aggressiver  Selbsthülfe  wie  in  einem 
Uebertnasse.  defensiver  Selbsthülfe  bestehen.  Immer  aber,  auch  als 
aggressive  Selbsthülfe,  setzt  Nothwehrexzess  im  gesetzlichen  Sinne 
das  Vorliegen  überschrittener  defensiver  Selbsthülfe  voraus.  Wer 
sich  gegen  einen  rechtswidrigen  Angriff  nicht  gewehrt  hat  und  erst 
anfnngt  loszuschlagen,  wenn  der  Angriff  aufgehört  hat,  geuiesst 
nicht  die  im  Str.  G.  B.  für  „Noth Wehrüberschreitung“  vorgesehene 
Vergünstigung. 

Ad.  'd . Aggressive  Selbsthülfe  ist  entweder  privater  Züehiigungs- 
respektive  .SVro/zwang  oder  privater  Schadloshalt  nngst.'Knng.  Sie  ist 
Angriffsthätigkeit,  durch  welche  nicht  eine  Rechtsgüterverletzung 
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verhindert,  aber  eine  drohende  oder  bereits  vollendete  Rechtsgüter- 
verletzung paralysirt.  unschädlich  gemacht  werden  soll.  Sie  bezweckt 
nicht  Schutz  von  Rechtsgütern  in  ihrer  individuellen  Ausgestaltung, 
sondern  Wahrung  des  abstrakten  Rechtsgutes  als  Genugthuung  so 
oder  ander».  Sie  ist  daher  nicht  Abwehr,  sondern  entweder  die 
Gefahr  compensirender  präventiver  Angriff  oder  die  Wiederher- 
stellung de»  gestörten  Rechtszustandes  respektive  Compensation  be- 
zweckender nachträglicher  Gegenangriff'.  — So  ist  die  Selbsthülfe 
zum  Schutze  der  persönlichen  Ehre  defensive  Selbsthülfe  und  mög- 
licherweise Nothwchr  (in  der  Schweiz  einzig  nach  dem  St.  G.  15. 
von  Graubünden,  § 46),  dagegen  die  Selbsthülfe  zur  Wiederher- 
stellung der  (verletzten,  gekränkten)  Ehre  ist  aggressive.  Selbsthülfe. 
Nothwehr  zum  Schutze  der  Ehre  kann  demnach,  abgesehen  von 
thätliehen  Angriffen  auf  die  (Jeschleehtsehre  und  andern  Realinjurien, 
blos  Vorkommen,  so  lange  die  Ehrverletzung  nicht  wirklich  erfolgt 
ist  oder  so  lange  sie  Jörtdauert  ').  Sobald  die  Ehrverletzung  gänzlich 
beendigt  ist  und  keine  weitere  unmittelbar  bevorsteht,  kann  der 
Beleidigte  blos  noch  aggressive  Selbsthülfe  üben.  — Unter  die 
defensive  Selbsthülfe  fallt  ferner  das  im  O.-R.  66  vorgesehene 
eigenmächtige  Einfangen  oder  Tödten  schädigender  Thiere  insoweit, 
als  durch  das  Einfangen  das  Thier  an  der  Anrichtung  weiteren 
Schadens  gehindert  werden  soll  (Art.  66:  „wenn  er  sich  ihrer 
nicht  anders  erwehren  kann“);  sobald  aber  der  Beschädigte  das 
Thier  „zur  Sicherung  seiner  Ersatzforderung“  in  Gewahrsam  behält, 
geht  seine  Abwehr  in  aggressive  Selbsthülfe  und  zwar  in  Selbst- 
pfänduug  über. 

Die  aggressive  Selbsthülfe  ihrerseits  nimmt  zwei  Haupt- 
erscheinungsformeu  an  : 

a.  Als  nachträglicher  Gegenangriff  erscheint  sie  zunächst  in 
der  Form  privaten  Züchtigung»-  respektive  Strafzwanges.  Hierunter 
fallen  z.  B.  die  Selbstrache,  die  eigentliche  Retorsion,  die  Tüdtung 
des  auf  der  That  ertappten  Ehebrechers,  Körperverletzung  und 
Beleidigung  auf  Provokation  hin,  das  Duell  u.  s.  w.  — Die  Noth- 
wehr, überhaupt  die  defensive  Selbsthülfe,  ist  nicht  privater  Straf- 
zwang s),  sondern  gewissermassen  privater  Polizeizwang  a). 


*)  Letzteres  übersieht  Jarcke,  liandh.  des  gern,  deutschen  Strafrechts  1H-J7, 
I,  S.  149  ff.,  welcher  beide  Fülle  scharf  scheidet. 

*)  Vgl.  auch  v.  Liszt,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  2.  Aut!.,  1884.  8. 127. 
J)  Der  l’olizeizwaug  des  Staates  ist  staatliche  l ’ertheidigung  des  Hechts  gegen- 
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h.  Bald  als  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechtezustandes 
(jedoch  nicht  durch  Vergeltung),  bald  als  präventiver  compensirender 
Angriff  erscheint  die  aggressive  Selbsthülfe  in  der  Form  privaten 
Schadloshaltungsz wanges , welcher  nicht  blos  „Schadensersatz“ -Zwang 
ist.  In  diesem  Falle  heisst  die  aggressive  Selbsthülfe  Selbsthülfe  im 
engem  Sinne.  Hierunter  fallen  z.  B.  Selbstpfändung,  Retention  einer 
Sache,  Eigenmächtige  Mobiliarvindikation,  Privatzwang  zur  Pfand- 
bestellung für  eine  gefährdete  Forderung,  ferner  unter  Umständen: 
Eigenmächtige  Exmission  eines  Miethers,  Erzwingung  eines  Vertrags- 
abschlusses, Erpressung,  Hausfriedensbruch,  Verfälschung  einer 
materiell  unrichtigen  Urkunde  in  thatsächlich  wahrheitsgemässem 
Sinne  zu  eigenen  Gunsten,  Aneignung  einer  anvertrauten  Sache, 
Wegnahme  einer  fremden  Snche  u.  s.  w.  Selbsthülfe  im  engem 
Sinne  ist  es  auch,  wenn  der  Bestohlene  dem  Dieb  seine  Beute 
wieder  abjagt  oder  wenn  der  dejicirie  „rechtmässige  Besitzer“  einer 
unbeweglichen  Sache  den  Oceupanten  aus  dem  Besitzthum  vertreibt. 
Dagegen  lallt  unter  die  defensive  Selbsthülfe,  wenn  auch  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  vielleicht  nicht  unter  die  Nothwehr,  die 
Vertheidigung  des  Hausrechts  oder  Besitzes,  das  Hinausbefördern 
und  Vertreiben  eines  Eindringlings  selbst  mit  Gewalt,  seitens  des 
noch  nicht  dejicirten  Besitzers. 

Während  die  aggressive  Selbsthülfe  in  der  Form  privaten  Straf- 
zwanges  Privatgenugthuung  durch  Vergeltung  bezweckt,  zielt  sie  in 
der  Form  privaten  Schadloshaltungszwanges  ab  auf  Privatgenug- 
thuung  bald  durch  Wiedereinsetzung  in  den  frühem  zivilrechtlichen 
Stand,  bald  durch  compcnsirende  anderweitige  Befriedigung  zivil- 
rechtlicher  Interessen,  sei  es  schon,  wenn  Gefahr  droht,  sei  es  erst, 
nachdem  die  Gefahr  zur  Rechtsgüterverletzung  geworden  ist.  Die 
Selbsthülfe  im  engem  Sinne  ist  demnach  die  eigentliche  zivilrecht- 
liche Selbsthülfe,  mit  andern  Worten:  Nicht  jede  aggressive  Selbst- 
hülfe, sondern  blos  die  auf  Schadloshaltung  abzielende  ist  Rechts- 
verfolgung.  Als  Rechtsverfolgung  richtet  sie  sich  materiell  immer 
gegen  die  privalrechtliche  Rechtssphäre  einer  Person. 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  haben  seit  dem  Ausgange  des 


ither  der  vom  Unrecht  drohenden  oder  verursachten  Gefahr,  Schal/,  von  ltechts- 
gittern  in  ihrer  individuellen  Ausgestaltung.  — Der  .SYru/zwang  des  Staates  ist 
dagegen  staatlicher  (iegenangriff  gegen  das  erfolgte  Unrecht,  gegen  die  bethatigte 
Schuld,  zwecks  Wiederherstellung  des  gestörten  Rech tszustandes , Wahrung  der 
abstrakt  rechtlich  geschätzten  Interessen  dank  rergeltrntlc  lirchtsgüterrerletzung 
(in  letzterer  Hinsicht  unterscheidet  sich  der  Strafzwang  vom  Schadloshaltnngszwaug). 
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Alterthums  die  allermeisten  Gesetzgebungen  den  innern  Zusammen- 
hang zwischen  den  hier  bewusst  auseinander  gehaltenen  verschie- 
denen Erscheinungsformen  der  Selbsthülfe  verkannt  und  zugleich 
die  Thatsache  ungenügend  gewürdigt,  dass  die  Selbsthülfe  tnateriell 
und  formell  je  in  besonderem  Sinne  rechserbeblich  werden  kann. 

Dieser  Zustand  ist  ein  Erbstück  jener  Zeiten,  welche  keinen 
organischen  Aufbau  des  Strafrechts  kannten  und  deren  Strafrecht 
blos  ein  Conglomérat  von  Einzelgesetzen,  von  gelegentlichen  Straf- 
verorduuugen  gegen  einzelne  Vergehen  ohne  einheitlichen  Zweck- 
gedanken war.  Alle  heute  «is  SelbsthiÜfeakte  strafrechtlich  rele- 
vanten Erscheinungsformen  der  Selbsthülfe,  auch  Nothwelir  und 
Nothstandshandlung,  haben  sich  historisch  aus  dm  Thatbeständm 
verschiedener  Delikte  herauscnt wickelt,  nachdem  in  Folge  der  Zer- 
fahrenheit des  Strafrechts  der  ursprünglich  vorhanden  gewesene 
Gedanke,  dass  es  sich  um  Erscheinungsformen  von  Selbsthülfe 
handle,  verloren  gegangen  war.  Diese  Entwicklung  ist  noch  heute 
nicht  so  weit  gediehen,  dass  wir  von  einer  systematischen  positiv- 
rechtlichen Würdigung  der  Selbsthülfe  sprechen  könnten,  wohl  aber 
so  weit,  dass  man  sich  fragen  muss,  ob  nicht  dem  Strafrecht  der 
Zukunft  dieser  weitere  Schritt  nahe  zu  legen  sei. 

(Fortsetzung  Johjt.) 


La  tentative  danB  les  codes  pénaux  suisses. 

Etude  de  législation  comparée. 

Par  E.  Picot,  docteur  en  droit,  juge  à la  cour  de  justice  de  Genève. 

Comment  d’une  manière  générale  nos  législations  pénales  suisses 
envisagent-elles  la  notion  de  la  tentative  ? Dans  quelle  mesure  l’au- 
teur d’une  tentative  est-il  punissable  s’il  a spontanément  renoncé  à 
poursuivre  l’exécution  d’une  infraction  commencée?  Quelle  différence 
les  lois  suisses  font-elles  entre  la  tentativo  proprement  dite  et  le 
délit  manqué,  entre  la  tentative  sérieuse  et  la  tentative  impossible? 
Dans  quelle  mesure  enfin  la  tentative  est-elle  frappée  d’une  peine 
par  nos  lois?  Telles  sont  les  principales  questions  quo  nous  nous 
sommes  donné  la  tâche  de  résoudre  dans  le  présent  travail. 


Digitized  by  Google 


112 


E.  l’icot. 


Los  différents  codes  pénaux  cantonaux  et  fédéraux  contiennent 
tous  dans  leur  partie  générale  des  dispositions  sur  la  tentative, 
dispositions  généralement  conformes  aux  principes  du  droit  pénal 
moderne,  elles  ne  diffèrent  pas  d’une  manière  essentielle  les  unes 
des  autres,  mais  on  rencontre  cependant  entre  elles  des  divergences 
qu’il  ne  sera  pas  inutile  de  signaler.  En  comparant  ces  dispositions, 
en  en  analysant  les  différences,  nous  espérons  contribuer  eu  quelque 
mesure  au  grand  travail  de  comparaison  qui  doit  être  fait  entre  les 
législations  pénales  des  cantons  avant  de  pouvoir  aborder  d’une 
manière  utile  l’étude  d’un  code  pénal  unique  pour  toute  la  Suisse. 

Les  codes  sur  lesquels  porte  ce  travail  sont  les  suivants: 

Code  pénal  fédéral  1853.  Zurich  1870  — llerue  1806  — 
Lucerne  1860  — Schwyz  1881  — Untnrwald  Obwald  1862  — 
Claris  1867  87  — Zoug  1876  — Fribourg  1868  73  — Soleure  1885 

— Bâle-Ville  1872  — Bille-Campagne  1873  — Schaffhouse  1859 

— Appenzell  Kh.  Ext.  1878  — 8t-Oall  1885  — (irisons  1851  — 
Argovie  1857  — Thurgovie  1841  — Tessin  1873  — Vaud  1843 

— Valais  1858  — Neuchâtel  1856  — Genève  1874.  — Loi  fédé- 
rale sur  la  justice  pénale  pour  les  troupes  fédérales  1851. 

Nous  devons  avant  de  commencer  l’examen  des  questions  que 
nous  nous  sommes  posées,  attirer  l’attention  de  nos  lecteurs  sur  le 
fait  qu’en  présence  des  différences  qui  existent  dans  la  terminologie 
de  nos  différents  codes  nous  avons  dû  souvent  employer  indifférem- 
ment les  mots  crime  et  délit  comme  synonymes  à' infraction  et  non 
dans  le  sens  strict  et  restreint  que  beaucoup  de  législations  donnent 
A ces  deux  mots. 


Définition  de  la  tentative.  Son  point  de  départ. 

Les  définitions  de  la  tentative  dans  les  différents  codes  pénaux 
suisses  peuvent  être  réparties  en  trois  groupes  à peu  près  distincts  : 
1°  Celles  qui  se  rattachent  à la  définition  donnée  par  le 
code  pénal  français  de  1811.  La  tentative  dans  ces  codes  (Berne 
art.  36,  Neuchâtel  art.  2,  Genève  art.  5)  est  déchirée  punissable 
lorsqu’elle  est  manifestée  par  des  actes  extérieurs  constituant  un 
commencement  (l’exécution,  l’intention  délictueuse,  la  résolution  de 
commettre  un  crime  n’est  point  mentionnée  expressément,  comme 
un  élément  essentiel  et  constitutif  de  la  tentative  punissable,  la 
nécessité  de  la  présence  de  cet  élément  est  seulement  impliquée 


Digitized  by  Google 


La  tentative  dan»  les  codes  pénaux  suisses. 


113 


par  le  mot  même  de  tentative  qui  suppose  l’intention  délictueuse, 
la  résolution  mauvaise. 

2°  Un  grand  nombre  de  codes  cantonaux  donnent  de  la  ten- 
tative la  définition  suivante  : Actes  par  lesquels  est  commencée  et 
non  consommée  l’exécution  d’un  délit  résolu  par  son  auteur  (Hand- 
lungen, durch  welche  die  Ausführung  eines  beabsichtigten  Ver- 
brechens oder  Vergehens  angefangen,  aber  nicht  vollendet  worden 
ist).  (Zurich  art.  34  — Claris  art.  18  — St-Gnll  art.  20  — Unter- 
wald Obwald  art.  18  — Zoug  art.  18.) 

A cette  définition  mais  sous  une  forme  un  peu  différente  se 
rattachent  également  Thurgovie  art.  33  — Grisons  art.  25  — Lu- 
cerne art.  28  — Schwyz  art.  34  — Schaffhouse  art.  46  — Appen- 
zell Rb.  Ext.  art.  26  — Code  pénal  fédéral  art.  14. 

3°  La  troisième  défiuition  est  empruntée  au  Code  pénal  de 
l’empire  allemand,  nous  la  trouvons  textuellement  reproduite  dans 
les  codes  de  Râle -Ville  art.  25,  Bâle-Campagne  art.  25,  Soleure 
art.  26,  la  tentative  y est  définie:  la  résolution  île  commettre  an 
crime  ou  un  délit,  manifestée  par  des  actes  constituant  un  com- 
mencement d’exécution.  Des  définitions  presque  identiques  se  trouvent 
dans  les  codes  de  Vaud  art.  35,  Fribourg  art.  38,  Valais  art.  56. 

Cette  définition  ne  diffère  pas  beaucoup  de  celle  que  nous 
.avons  mentionnée  sous  le  numéro  2,  il  faut  cependant  signaler  entre 
elles  une  différence  qui  n’est  pas  sans  importance.  Dans  la  dé- 
finition du  code  de  Zurich  ce  sont  les  actes  qui  paraissent  con- 
stituer l’élément  principal,  le  plus  important,  de  la  tentative,  dans 
la  définition  empruntée  nu  code  allemand  c’est  la  résolution,  l’in- 
tention criminelle  qui  jouent  le  plus  grand  rôle,  c’est  la  résolution 
qui  est  punie,  les  actes  ne  sont  exigés  que  pour  révéler  l’intention 
mauvaise. 

Quoi  qu’il  en  soit  de  ces  distinctions,  nous  pouvons  dès  maiii- 
tenaut  constater  qu’il  n’existe  aucun  désaccord  essentiel  entre  nos 
différentes  législations  sur  la  nature  même  de  la  tentative,  toutes 
sont  d’accord  pour  exiger  la  réunion  d’une  intention  coupable  et 
d’actes  constituant  un  commencement  d’exécution. 

On  a beaucoup  discuté  dans  les  traités  de  droit  pénal  sur  la 
distinction  qui  devait  être  faite  entre  les  actes  simplement  prépara- 
toires et  les  actes  d’exécution,  mais  sans  êtro  parvenu  à déterminer 
d’une  manière  précise  la  limite  qui  sépare  ces  deux  genres  d’action, 
bien  quo  maintenant  on  soit  d’accord  d’une  manière  générale  sur 
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ce  point,  que  pour  qu’il  y ait  tentative  il  faut  que  de  la  part  de 
l’auteur  de  celle-ci  il  y ait  dos  actes  constituant  un  commencent 
d’exécution  (ein  Anfang  der  Ausführung),  quelques  législateurs 
suisses  ont  cru  devoir  appuyer  sur  ce  point  et  mentionner  expres- 
sément que  des  actes  purement  préparatoires  ne  sauraient  suffire 
pour  constituer  la  tentative  punissable  (Vaud  art.  38,  Valais  art.  60r 
Argovie  art.  25,  Lucerne  art.  28),  d’autres  se  bornent  à insister  sur 
ce  que  les  actes  pour  être  punissables  doivent  constituer  tout  au 
moins  déjà  un  commencement  d’exécution  (Appenzell  art.  20,  Schaff- 
house  art.  46)  ou  déclarent  même  que  la  tentative  n’est  pas  punis- 
sable, bien  qu’elle  soit  commencée,  lorsqu’elle  est  encore  loin  d’être 
consommée  (Schwyz  art.  36). 

Les  codes  d’Untorwald  Obwald  (art.  19)  et  de  Schaffhouse 
(art.  52)  contiennent  une  disposition  assez  étrange,  après  avoir 
déclaré  que  la  tentative  manifestée  par  des  actes  simplement  pré- 
paratoires n’est  pas  punissable,  ces  mêmes  codes  déclarent  que  dans 
ce  cas  le  juge  peut  cependant  soumettre  l’auteur  de  cette  tentative 
à une  surveillance  de  police,  si  la  sécurité  publique  justifie  une 
semblable  mesure  (Unterwald  Obwald)  ou  si  le  crime  est  puni  d’une 
peine  grave  (Schaffhouse).  11  faut  noter  que  la  surveillance  de 
police  ne  constitue  pas  d’après  le  code  d’Obwald  une  peine  dans- 
le  sens  légal  du  mot,  la  surveillance  que  le  juge  peut  ordonner 
dans  ce  canton  est  donc  plutôt  une  mesure  administrative  qu’une 
condamnation  judiciaire.  La  surveillance  de  police  est  par  contre 
assimilée  dans  le  code  de  Schaffhouse  à l’internement  (Eingrenzung) 
qui  constitue  une  des  peines  prévues  par  le  code.  On  peut  donc 
dire  que  dans  le  canton  de  Schaffhouse  la  tentative  manifestée  par 
des  actes  simplement  préparatoires  est  punissable  dans  certains  cas. 

La  plupart  des  codes  suisses  déclarent  explicitement  ou  impli- 
citement que  si  l’acte  préparatoire  constitue  par  lui-même  une 
infraction  prévue  par  la  loi,  cette  infraction  est  punissable,  l’absence 
d’une  semblable  réserve  dans  quelques  codes  ne  saurait  être  con- 
sidérée comme  ayant  pour  conséquence  d’affranchir  de  toute  peine 
des  actes  de  cette  nature. 

Le  code  tessiuois  (art,  55)  contient  une  disposition  que  nous 
n’avons  trouvée  nulle  part  ailleurs,  il  décide  que  lorsqu’il  n’est  pas 
établi  auquel  de  plusieurs  crimes  ou  délits  s'appliquent  les  actes 
d’exécution,  il  est  présumé  que  c’est  à l’infraction  la  moins  grave 
qu’ils  s’appliquent.  Cette  disposition  qui  est  inspirée  évidemment  par 
un  sentiment  excellent,  celui  d’empêcher  qu’un  individu  ne  soit  con- 
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damné  pour  tentative  d’un  délit  plus  grave  que  celui  qu’il  avait 
l’intention  de  commettre,  ne  nous  paraît  pas  devoir  être  préconisée. 
Le  principe  qu’elle  pose  existe  déjà  dans  tous  les  codes,  un  iudividu 
ne  peut  être  condamné  que  pour  ce  qu’il  a fait  ou  ce  qu’il  a tenté 
de  faire,  il  est  inutile  de  le  poser  spécialement  ici.  Des  actes  qui 
par  eux-mêmes  ne  révèlent  pas  la  nature  du  but  poursuivi  seront 
plus  souvent  des  actes  simplement  préparatoires  que  des  actes 
d’exécution,  si  tel  était  cependant  le  cas,  c’est  au  juge  à apprécier 
la  nature  de  l’infraction  qu’avait  en  vue  l’auteur  de  la  tentative,  il 
est  inutile  de  lui  imposer  une  présomption  légale  qui  ne  pourra 
être  pour  lui  qu’une  source  d’embarras  et  de  complications. 

Le  point  de  départ  de  la  tentative  dans  le  sens  légal  de  ce 
mot,  le  moment  où  l’intention  criminelle  commence  à tomber  sous 
la  répression  de  la  loi  pénale,  où  elle  se  manifeste  par  des  actes 
suffisamment  graves  pour  que  la  loi  estime  devoir  la  frapper,  ce 
moment  est  déterminé  d’une  manière  presque  identique  par  tous 
nos  codes  suisses,  il  n’en  est  pas  tout  à fait  de  même  des  autres 
limites  de  la  tentative  ; on  peut  constater  de  plus  grandes  diver- 
gences quand  il  s’agit  de  déterminer,  dans  quelle  mesure  est  punis- 
sable l’auteur  d’une  tentative  qui  a renoncé  spontanément  à pour- 
suivre la  consommation  du  délit,  la  différence  qui  peut  exister  entre 
le  délit  manqué  et  la  tentative  proprement  dite,  entre  la  tentative 
sérieuse  et  la  tentative  vaine  par  le  choix  du  but  ou  du  moyen. 

Renoncement  spontané  de  l'auteur. 

Quelle  est  la  situation  de  l’auteur  d’une  tentative  qui  spon- 
tanément se  désiste,  sans  avoir  été  empêché  de  consommer  l’in- 
fraction par  des  circonstances  fortuites  ou  indépendantes  de  sa 
volonté,  soit  en  n'accomplissant  pas  tous  les  actes  nécessaires  pour 
arriver  à la  consommation  du  délit,  soit  en  agissant  en  sens  con- 
traire pour  empêcher  les  conséquences  de  ces  actes  antérieurs  de 
se  produire  et  qui  réussit  ainsi  à empêcher  la  consommation  du 
délit?  La  plupart  de  nos  lois  la  résolvent  en  répondant  que  dans 
ces  circonstances  la  tentative  n’est  pas  punissable.  Cette  solution 
généralement  admise  pur  les  législations  modernes  ne  l’est  cependant 
pas  dans  tous  nos  cantons,  plusieurs  codes  ont  cru  devoir  y apporter 
quelques  restrictions. 

Celui  de  Zurich  (art.  315)  ne  l’admet  que  dam  la  rit/le,  le  jugo 
zurichois  peut  donc  exceptionnellement  frapper  d’une  peine  l’individu 
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dont  il  serait  démontré  que,  sans  en  être  empêché  par  des  circon- 
stances extérieures,  il  a renoncé  à poursuivre  la  consommation  d’une 
infraction  dont  l’exécution  était  commencée. 

Le  code  de  Lucerne  (art.  31)  n’admet  l’impunité  que  si  le 
désistement  volontaire  de  l’auteur  est  révélé  par  des  actes  extérieurs. 
En  l’absence  de  semblables  preuves,  l’auteur  d’une  tentative  est 
donc  présumé  u’avoir  été  empêché  de  consommer  un  crime  que 
par  des  circonstances  indépendantes  do  sa  volonté. 

Dans  le  code  d’ Appenzell  Hh.  Ext.  (art.  26)  le  désistement 
spontané  n’est  qu’un  motif  d’atténuation  de  la  peine,  le  juge  peut 
cependant  aller  jusqu’à  n’en  infliger  aucune. 

Le  code  de  Claris  (art.  20)  introduit  une  réserve  d’une  autre 
nature,  il  décide  que  dans  le  cas  du  désistement  spontané  il  ne 
doit  y avoir  impunité  que  si  les  actes  commencés  n’ont  causé  aucun 
dommage  à des  tiers. 

Ces  dispositions  sont,  à notre  avis,  toutes  également  vicieuses, 
un  individu  qui,  de  son  propre  mouvement,  a renoncé  à poursuivre 
l’exécution  d’une  infraction  non  encore  consommée  ne  saurait  être 
atteint  par  une  peine,  la  résolution  criminelle  que  veut  punir  la  loi 
a disparu,  puisque  celui  qui  l’avait  formée  l’a  abandonnée  ou  a 
même  formé  une  résolution  contraire,  il  est  du  reste  peu  politique 
de  ne  pas  favoriser  de  semblables  désistements  en  les  exonérant  de 
toute  pénalité.  La  disposition  du  code  de  Glaris  qui  punit  dans  le 
cas  de  dommage  causé  à des  tiers  est  sans  portée,  de  tels  actes 
constituant  par  eux-mêmes  des  actes  punissables. 

On  sait  que  dans  le  code  de  l’empire  d’Allemagne  l’auteur 
d’une  tentative  qui  a déjà  fait  ce  qui  lui  paraissait  nécessaire  à la 
consommation  du  délit  mais  qui  a empêché  l’effet  de  ces  actes  de 
se  produire  n’est  pas  punissable,  si  ce  repentir  (thätige  Reue)  s’est 
produit  avant  que  nés  actes  fussent  découverts.  Cette  disposition  qui 
a été  fréquemment  critiquée  ne  se  retrouve  que  dans  deux  de  nos 
codes,  Soleure  et  Zoug,  ceux-là  même  qui  ont  beaucoup  copié  le 
code  allemand,  comme  Bâle-Ville  et  Hàlc-Campagne,  ont  modifié 
sur  ce  point  leur,  rédaction  et  se  sont  bornés  à décider  qu’il  y avait 
désistement  lorsque  l’auteur,  siuis  en  avoir  été  empêché  par  des  faits 
extérieurs,  renonçait  d poursuivre  l’exécution  de  son  projet.  (BAle, 
art.  27.) 

Cette  rédaction  nous  paraît  cependant  un  peu  sommaire  et  ne 
pas  mettre  suffisamment  en  lumière  l’élément  do  spontanéité  qui  est 
essentiel  dans  le  désistement  pour  rendre  la  tentative  non  punis- 
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sable,  nous  en  préférons  d’autres,  eelle  de  St-Gall  par  exemple  qui 
dit  que  l’auteur  de  la  tentative  n’est  pan  punissable  lorsqu’il  s’est 
arrêté  spontanément  dans  son  entreprise,  avant  de  consommer  l'in- 
fraction, et  sans  avoir  été  empêché  de  le  faire  par  des  circonstances 
extérieures  et  indépendantes  de  sa  volonté.  U n’est  point  inutile 
d’appuyer  sur  le  caractère  de  spontanéité  que  doit  avoir  le  désis- 
tement, en  lui  opposant  le  cas  de  la  tentative  suspendue  par  des 
circonstances  indépendantes  de  la  volonté  de  son  auteur. 

Dans  les  codes  de  Bt-Gall  (art.  31)  et  de  Lucerne  (art.  31) 
nous  trouvons  des  dispositions  spéciales  pour  le  cas  où  plusieurs 
personnes  ont  coopéré  à l’exécution  d’un  crime  ou  d’un  délit,  mais 
où  l’une  d’entre  elles  s’est  désistée  au  cours  de  l’exécution. 

D’après  la  loi  st-galloise  le  désistement  de  cette  dernière  per- 
sonne ne  saurait  l’affranchir  de  toute  peine  que  si  elle  a fait  tont 
son  possible  soit  pour  engager  les  autres  à se  désister  également 
soit  pour  empêcher  d’une  autre  manière  l'exécution  de  l'entreprise. 
Cet  article  de  loi  est  sans  grande  portée,  car  il  ne  saurait  y avoir 
un  véritable  désistement  de  la  part  d’un  individu  qui  ayant  coopéré 
au  commencement  d’exécution  d’une  infraction  et  sachant  que  ses 
complices  ou  coauteurs  sont  décidés  à le  terminer  no  fait  pas  ce 
qu’il  peut  pour  empêcher  l’infraction  d’être  consommée. 

Dans  le  cas  prévu  par  la  loi  lucernoise  il  importe  peu  que 
l’individu  qui  a renoncé  à poursuivre  la  tentative  ait  fait  ou  non 
son  possible  pour  empêcher  la  consommation  de  l’exécution.  Si  le 
crime  est  consommé,  cet  individu  est  responsable  de  l’infraction 
dans  la  mesure  où  l’on  peut  admettre  que  sa  coopération  a favorisé 
ou  causé  le  crime  commis. 

L’hypothèse  prévue  suppose  que  le  crime,  tenté  seulement  par 
l’un,  a été  consommé  par  d’autres,  nous  ne  nous  trouvons  donc  plus 
vis-à-vis  d’une  tentative,  mais  vis-à-vis  d’un  crime  consommé,  celui 
qui  a aidé  ou  facilité  l’exécution  de  ce  crime,  même  sans  avoir 
pris  une  part  directe  à l'acte  final  qui  l’a  consommé  doit  être  pour- 
suivi comme  complice.  Le  fait  qu’il  s’est  à un  moment  donné 
spontanément  désisté  ne  saurait  à lui  seul  suffire  pour  le  soustraire 
à l’action  pénale,  du  moment  que  sa  coopération  n’a  pas  été  inutile 
à la  perpétration  du  crime.  Les  cas  prévus  par  les  deux  articles 
de  loi  que  nous  venons  de  relater  ne  doivent  pas  trouver  leur 
place  dans  le  chapitre  de  la  tentative,  mais  dans  celui  de  la 
complicité. 
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Le  délit  manqué. 

Il  y a une  grande  différence  entre  la  tentative  proprement 
dite  (blosser  Versuch)  et  le  délit  manqué  (beendigter  Versuch),  dans 
le  premier  cas  l’auteur  s’est  vu  arrêter  dans  l’exécution  de  l’in- 
fraction avant  d’avoir  pu  accomplir  tous  les  actes  nécessaires  pour 
arriver  à sa  consommation,  dans  le  second,  l’agent  a fait  tout 
ce  qui  dépendait  de  lui  pour  arriver  à produire  l’effet  cherché  et 
si  cct  effet  ne  s’est  pas  produit,  le  fait  est  dû  à une  circonstance 
indépendante  de  sa  volonté.  Dans  le  premier  cas  le  délit  n’est 
absolument  pas  consommé,  dans  le  second  il  l’est  seulement  sub- 
jectif?. Dans  le  délit  simplement  tenté  on  peut  supposer  que  l’au- 
teur aurait  pu  à un  moment  donné  renoncer  spontanément  h en 
poursuivre  l’exécution,  dans  le  délit  manqué  cette  supposition  n’est 
plus  possible,  l’agent  a accompli  tous  les  actes  qu’il  croyait  néces- 
saires à l’exécution  de  l’infraction.  Cette  distinction  signalée  par 
tous  les  criminalistes  qui  ont  traité  de  la  tentative  a été  reproduite 
dans  plusieurs  législations,  notamment  dans  le  code  du  royaume 
d’Italie. 

Les  codes  suisses  qui  ont  leur  source  dans  le  code  français 
(Genève,  Neuchâtel)  la  connaissent,  mais  n’en  font  mention  que 
pour  confondre  les  deux  genres  d’infraction  eu  une  seule  en  faisant 
rentrer  sous  une  même  rubrique  la  tentative  qui  „ a manque  son 
effet u et  celle  qui  „U  été  suspendue“  par  des  circonstances  fortuites. 
Uerne  qui  reproduit  l’article  du  code  français  relatif  à la  tentative 
eu  a supprimé  les  mots  „qui  a manqué  son  effet“. 

Les  législations  qui  ont  emprunté  au  code  de  l’empire  d’Alle- 
magne ses  articles  sur  la  tentative  laissent  également  de  côté  cette 
distinction,  quelques-uns  cependant  (Soleure,  Zoug)  en  font  mention 
indirectement  lorsqu’ils  parlent  du  renoncement  spontané  manifesté 
par  un  repentir  actif  que  nous  avons  mentionné  en  son  lieu  et 
place.  Lorsque  l’auteur  d’une  tentative  ne  peut  plus,  par  un  désiste- 
ment purement  passif,  empêcher  l’infraction  commencée  d’être  con- 
sommée, mais  qu’il  est  obligé  pour  y arriver  do  recourir  à une 
action  proprement  dite,  on  se  trouve  le  plus  souvent  en  présenee 
non  d’une  tentative  simple,  mais  d’un  délit  manqué,  d’une  tentative 
terminée. 

La  distinction  entre  le  délit  manqué  et  le  délit  tenté  se  trouve 
par  contre  de  la  manière  la  plus  complète  dans  les  codes  du 
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Tessin  (art.  54),  du  Valais  (art.  54),  de  Fribourg  (art.  36),  de  Lucerne 
(art.  29  et  30),  de  Hchaffhouse  (art.  46  et  47),  des  Grisons  (art.  25), 
<pii  séparent  nettement  ces  deux  formes  de  la  tentative. 

La  majorité  de  nos  codes  parait  ignorer  cette  distinction  et 
n’en  fait  aucune  mention,  nous  ne  saurions  les  en  blâmer,  pour 
eux  il  y a tentative  tant  que  les  actes  d’exécution  n’ont  pas  abouti 
â la  consommation  du  délit,  consommation  objective  cela  va  sans 
dire,  quelques-uns  prennent  la  peine  de  le  dire  en  déclarant  que  la 
peine  atférente  à une  infraction  ne  doit  être  appliquée  que  lorsque 
■celle-ci  est  consommée , considérant  par  conséquent  l’exécution  non 
consommée  comme  une  tentative  simple;  d’autres  indiquent  même 
ce  qu’ils  regardent  comme  une  infraction  consommée.  Ainsi  St-Gall, 
art.  28:  Un  délit  est  consommé  aussitôt  que  sont  réalisés  tous  les 
élément*  exigés  par  la  définition  légale  de  ce  délit.  — Unterwald 
Obwald,  art.  17  : Un  crime  dont  la  définition  légale  exige  un  certain 
résultat  est  consommé  lorsque  ce  résultat  a été  obtenu. 

On  a pu  reprocher  aux  codes  qui  ne  séparent  pas  la  tentative 
terminée  de  la  tentative  non  terminée  d’infliger  une  seule  et  même 
peine  à deux  catégories  d’actes  dont  l’une  mériterait  cependant 
une  peine  plus  élevée  que  l’autre,  mais  ce  reproche  ne  saurait  être 
adressé  à nos  codes  suisses  qui  posent  généralement  en  principe 
que  le  juge  dans  l’application  de  la  peine  doit  tenir  compte  du 
■degré  d’avancement  de  la  tentative,  plus  celle-ci  se  sera  rapprochée 
de  la  consommation  de  l’infraction,  plus  la  peine  devra  être  élevée, 
et  inversement,  moins  elle  s’en  sera  rapprochée,  plus  elle  devra 
être  abaissée.  La  différence  entre  le  délit  manqué  et  la  tentative 
proprement  dite,  très  juste  en  théorie,  est  trop  subtile  dans  bien 
des  cas  pour  avoir  une  graude  portée  pratique,  mieux  vnut  la  laisser 
de  côté,  en  insistant  pour  que  dans  l’application  de  la  peine  le  degré 
d’avancement  de  la  tentative  soit  pris  en  considération. 


La  tentative  impossible. 

La  tentative  impossible  est  la  tentative  qui  tend  à un  but 
impossible  à atteindre,  soit  que  son  auteur  emploie  un  moyen 
inefficace,  soit  que  l’objet  de  la  tentative  ne  puisse  par  lui-même 
devenir  l’objet  de  l’infraction  cherchée  (on  ne  peut  commettre  un 
meurtre  sur  un  cadavre). 

L’impossibilité  d’atteindre  le  but  cherché  peut  être  absolue 
ou  seulement  relative,  le  moyen  employé  peut  être  absolument 
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ou  seulement  relativement  inefficace.  La  plupart  des  législations- 
modernes  ont  négligé  de  parler  de  la  tentative  impossible  et  en 
cela  elles  ont  été  imitées  par  la  grande  majorité  de  nos  codes 
suisses,  il  y en  a cependant  quelques-uns  qui  font  exception  et 
croient  devoir  régler  d’une  manière  plus  ou  moins  complète  les 
différents  cas  de  tentative  impossible  qui  peuvent  se  présenter. 

St-Gall  (art.  29  et  30)  déclare  que  la  tentative  est  punissable 
alors  même  qu’elle  ne  pouvait  aboutir,  parce  que  son  auteur  a choisi 
par  erreur  un  moyen  inefficace  on  insuffisant  ou  qu’il  a employé  ce 
moyen  d'une  manière  qui  ne  lui  permettait  j>as  de  réussir,  ou  parce 
que  l’objet  de  la  tentative  ne  pouvait  devenir  l’objet  d’une  semblable 
infraction.  La  tentative  absolument  vaine,  que  ce  soit  par  l’in- 
efficacité du  moyen  ou  l’impossibilité  du  but,  est  donc  assimilée  à 
la  tentative  ordinaire  et  cela  dans  un  code  qui  n’a  pas  encore  deux 
années  d’existence  (en  vigueur  depuis  le  1"  Mai  1386);  la  rigueur 
de  cette  disposition  est  cependant  corrigée  en  quelque  mesure  par 
la  suivante  qui  oblige  le  juge  à tenir  compte  dans  l’application 
do  la  peine  du  danger  couru  par  la  personne  ou  la  chose,  objets 
de  la  tentative.  Le  danger  ayant  été  nul  dans  le  cas  de  la  tentative 
absolument  impossible,  il  semblerait  qu’aucune  peine  ne  devrait 
pouvoir  y être  appliquée,  mais  tel  ne  sera  point  le  cas,  car  le  juge 
doit  tenir  compte  également  du  degré  d’intention  criminelle  et  du 
degré  d’avancement  de  la  tentative. 

Le  code  d’Unterwald  Obwald  (art.  18)  assimile  absolument  la 
tentative  impossible  à la  tentative  ordinaire,  -sans  même  faire  dé- 
pendre la  quotité  du  la  peine,  de  la  gravité  du  danger  couru. 

Lucerne  (art.  33)  ne  parle  pas  de  la  tentative  dont  le  but  est 
impossible  et  se  borne  à régler  le  cas  de  la  tentative  inefficace  par 
le  choix  du  moyen;  si  le  moyen  choisi  était  absolument  inefficace 
et  ne  devait  en  aucun  cas  pouvoir  réussir,  la  peine  se  trouve  de 
plein  droit  abaissée,  si  le  moyen  n’était  que  relativement  inefficace, 
nous  retombons  dans  le  cas  de  la  tentative  ordinaire. 

Schaffhouse  (art.  48  et  49)  ne  voit  pas  d’infraction  formelle  à 
la  loi  pénale  dans  le  cas  où  le  moyen  employé  est  absolument 
inefficace,  par  suite  d’inintelligence  ou  d’erreur  superstitieuse  (aus 
Unverstand  oder  abergläubischem  Wahne),  l’auteur  d'une  semblable 
tentative  peut  cependant,  dans  les  cas  graves,  être  soumis  à une 
surveillance  de  police,  mais  si  le  moyen  employé  n’est  que  relative- 
ment impraticable,  ou  si  l’auteur  s’est  attaqué  à une  personne  ou 
à une  chose  à laquelle  il  a attaché  par  erreur  une  qualité  qu’elle 
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n’avait  pas,  une  peine  doit  être  infligée,  mais  d’un  degré  inférieur 
à celle  qui  aurait  été  appliquée  dans  le  cas  d’une  tentative  sérieuse. 

Argovie  (art.  24)  punit  la  tentative  dans  laquelle  l’auteur  se 
sert  d’un  moyen  inefficace  sans  spécifier  si  une  différence  doit  être 
faite  suivant  la  nature  du  moyen  employé. 

Schwyz  (art.  86)  déclare  qu’aucune  peine  ne  peut  être  infligée 
à celui  qui  par  inintelligence  (Unverstand)  se  sert  pour  sa  tentative 
d’un  moyen  absolument  inefficace.  Celui  qui  par  erreur  et  non  par 
faiblesse  d’esprit  emploierait  un  semblable  moyen  semble  donc 
devoir  tomber  sous  le  coup  de  la  loi. 

Grisons  (art.  27)  déclare  non  punissable  la  tentative  dont  l’au- 
teur, que  ce  soit  par  erreur  ou  par  superstition,  emploie  un  moyen 
inefficace  ou  cherche  à atteindre  un  but  irréalisable,  à la  condition 
cependant  que  ni  l’effet  cherché,  ni  aucun  outre  effet  dommageable 
ne  puissent  être  réalisés. 

On  ne  saurait,  selon  nous,  et  en  cela  nous  croyons  être  d’ac- 
cord avec  presque  tous  les  criminalistes  modernes,  considérer  comme 
punissables  des  actes  inoffensifs  par  eux-mêmes  uniquement  parce  que 
leur  auteur  était  animé  d’une  intention  criminelle,  les  actes  que  la 
loi  doit  frapper  sont  ceux-là  seulement  qui  peuvent  amener  le 
trouble  dans  la  société  ou  causer  un  préjudice  sérieux,  or  ce  n’est 
jamais  le  cas  d’une  tentative  dans  laquelle  le  moyen  employé  était 
absolument  inefficace  ou  le  but  cherché  absolument  impossible  à 
atteindre  ; les  dispositions  des  lois  d’Untcrwald  Obwald,  St-Uall  et 
Lucerne  doivent  donc  être  critiquées  sévèrement  comme  n’étant 
plus  en  rapport  avec  ce  (pie  l’on  est  en  droit  d’exiger  d'une  légis- 
lation moderne. 

La  même  critique  ne  peut  être  adressée  aux  autres  codes  qui 
établissent  une  distinction  entre  la  tentative  absolument  vaine  et 
celle  qui  ne  l’est  que  relativement,  cette  dernière  pourra  dans  bien 
des  cas  être  assimilée  à la  tentative  proprement  dite,  nous  pensons 
cependant  qu’il  est  préférable  de  ne  pas  introduire  dans  la  loi  do 
semblables  distinctions,  nous  avons  fait  un  classement  entre  les 
différents  cas  de  tentative  impossible,  mais  il  nous  aurait  été  facile 
d’augmenter  beaucoup  le  nombre  des  différents  genres  de  tentative 
impossible,  suivant  la  nature  du  moyen  choisi,  le  motif  qui  a poussé 
l’auteur  à choisir  ce  moyen  plutôt  qu'un  autre  (superstition,  erreur, 
manque  d’intelligence,  hasard,  etc.),  mais  nous  avons  pu  nous  con- 
vaincre que  dans  un  semblable  classement  il  était  impossible  d’établir 
une  limite  quelque  peu  précise  entre  les  différentes  catégories.  Il 
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en  est  de  même  lorsqu’il  s’agit  de  déterminer  la  limite  qui  sépare 
la  tentative  suspendue  par  un  e,as  fortuit  de  la  tentative  restée  vaine 
par  l’impossibilité  relative  du  moyen  employé,  et  celle  qui  sépare 
le  moyen  absolument  inefficace  do  celui  qui  ne  l’est  que  relativement. 
C’est  donc  avec  beaucoup  de  raison  que  les  codes  qui  régissent  la 
grande  majorité  de  nos  cantons  passent  sous  silence  cos  distinctions 
fort  belles  à développer  dans  un  cours  de  droit  pénal,  on  doit 
laisser  aux  tribunaux  le  soin  de  les  apprécier  dans  chaque  cas 
spécial,  sans  venir  compliquer  leur  tâche  par  des  prescriptions 
formelles  qui  ne  peuvent  qu’amener  la  confusion  et  provoquer  des 
discussions  stériles. 

Les  peines. 

Aucun  de  nos  codes  n’a  adopté  les  dispositions  sévères  du 
code  français  qui  assimilent,  quant  à la  peine  encourue,  la  tentative 
à l’infraction  consommée.  Neuchâtel  cependant  n’en  est  pas  loin, 
c’est  dans  son  code  que  nous  trouvons  la  disposition  la  plus  sévère 
(art.  2):  La  tentative  est  considérée  comme  le  crime  ou  le  délit 
même  et  sera  punie  de  peines  de  même  nature.  Toutefois  le  juge 
devra  tenir  compte  dans  l'application  de  la  peine  du  degré  auquel 
sera  parvenue  l’exécution  sans  descendre  cependant  au-dessous  du 
minimum  fixé  dans  la  loi. 

Les  autres  codes  de  la  Suisse  romande  (l’ribourg,  Valais,  Yuud, 
Genève,  Tessin)  et  celui  do  Berne  déterminent  exactement  la  mesure 
dans  laquelle  la  peine  doit  être  abaissée  relativement  à celle  de 
l’infraction  consommée;  à Berne  la  peine  ne  peut  dépasser  les  trois 
quarts  du  maximum  ni  être  inférieure  au  quart  de  celle  du  crime 
consommé;  à Genève,  pour  les  crimes  il  est  établi  une  échelle  des- 
cendante, la  réclusion  à perpétuité  étant  remplacée  par  une  réclusion 
de  dix  à vingt  ans,  la  réclusion  de  dix  à vingt  ans  par  une  réclusion 
d’un  an  â cinq  ans,  etc.,  pour  les  délits  le  maximum  et  le  minimum 
de  la  peine  sont  réduits  de  moitié:  a Fribourg,  la  peine  du  crime 
manqué  est  au  minimum  la  moitié  et  au  maximum  les  trois  quarts 
de  celle  fixée  pour  le  crime  consommé,  pour  la  tentative  propre- 
ment dite  nous  trouvons  au  maximum  la  moitié,  au  minimum  le 
quart.  Le  codo  pénal  fédéral  comme  le  code  militaire  fixent  la 
moitié  comme  maximum. 

Des  dispositions  analogues  se  trouvent  dans  les  codes  d’Argovie 
et  de  Schaffbouse  qui  établissent  des  proportions  fixes  entre  le 
maximum  admis  pour  la  tentative  et  celui  prévu  pour  l’infraction 
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consommée;  Schaffhou.se  comme  Fribourg,  Valais,  Tessin,  élevant 
le  maximum  lorsqu’il  s’agit  non  d’une  tentative  simple,  mais  d’une 
tentative  terminée. 

Bâle-Ville,  Bâle-Campagne  et  Soleure  décident,  sans  déterminer 
de  maximum,  que  la  peine  de  la  tentative  doit  rester  au-dessous 
de  celle  du  délit  consommé,  mais  par  contre  fixent  un  minimum 
au-dessous  duquel  le  juge  ne  doit  pas  descendre. 

Les  autres  codes  suisses  évitent  d’établir  une  proportion  dé- 
terminée entre  la  peine  qui  doit  frapper  la  tentative  et  celle  prévue 
pour  le  crime  ou  le  délit,  ils  se  bornent  à poser  le  principe  que 
la  peine  infligée  doit  être  moindre,  plusieurs  mêmes  admettent  qu’on 
peut  infliger  une  peine  d’une  nature  plus  douce  (Zurich,  St-Gall) 
ou  même  encore  descendre  au-dessous  du  minimum  fixé  ((  llaris). 

A notre  avis  c’est  là  qu’est  la  véritable  solution,  il  est  certaine- 
ment juste  que  la  tentative  soit  punie  d’une  peine  inférieure,  mais 
on  ne  doit  pas  établir  d’avance  la  proportion  dans  laquelle  elle  doit 
être  réduite  relativement  à celle  de  l’infraction  consommée,  c’est 
affaire  aux  tribunaux  d’apprécier  dans  chaque  cas  cette  proportion. 

Nous  aurions  voulu  pouvoir  compléter  cette  étude  en  indiquant 
d’une  manière  précise  quelles  sont  dans  les  diverses  législations  les 
infractions  à la  loi  pénale  dont  la  tentative  est  punissable,  mais  ce 
travail  nous  entraînerait  trop  loin  et  nous  obligerait  à une  étude 
générale  du  chapitre  des  peines  et  de  toute  la  partie  spéciale  des 
différents  codes.  Les  mots  crime  et  délit  ont,  nous  avons  eu  déjà 
l’occasion  de  le  faire  remarquer,  un  sens  éminemment  variable,  tel 
de  nos  codes  qualifie  de  délits  toutes  les  infractions  à la  loi  pénale 
quelle  que  soit  leur  gravité,  d’autres  réservent  ce  nom  à ce  que 
dans  les  codes  français  et  allemands  on  appelle  une  contravention, 
d’autres  confondent  les  crimes  et  les  délits  sous  la  dénomination 
commune  de  crimes,  d’autres  enfin  emploient  les  expressions  de 
crime  ou  de  délit  sans  établir  une  distinction  nette  et  précise  entre 
la  signification  de  ces  deux  mots;  dans  ces  circonstances  nous  ne 
pouvons,  sans  entrer  dans  le  détail  de  chaque  infraction,  déterminer 
quelles  sont  celles  d’entre  elles  dont  la  tentative  est  ou  n’est  pas 
punissable.  Qu’il  nous  suffise  de  signaler  qu’en  principe  la  tentative 
paraît  toujours  punissable  quelle  que  soit  la  gravité  du  crime  ou 
du  délit  (nous  laissons  de  côté  les  infractions  peu  graves  qualifiées 
de  contraventions  ou  délits  de  police),  seuls  Berne  et  Genève  posent 
formellement  le  principe  contraire  et  déclarent  que  les  tentatives 
de  délits  (sensu  stricto)  ne  sont  punissables  que  dans  les  cas  ex- 
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présentent  prévus  pur  lu  loi.  St-Oall  déclare  non  punissable  la 
tentative  des  délits  qui  n’entraînent  pas  une  peine  à la  maison  do 
travail  (Arbeitshausstrafe). 


Si  nous  voulons  résumer  l’impression  que  nous  laisse  l’étude 
que  nous  venons  de  faire,  nous  pouvons  dire  que  dans  son  ensemble 
elle  est  satisfaisante.  Dans  tous  les  cantons  qui  possèdent  une  légis- 
lation pénale  codifiée,  la  tentative  est  définie  d’une  manière  correcte 
et  à peu  de  chose  près  uniforme,  la  plus  grande  partie  des  dis- 
positions que  nous  avons  passées  en  revue  sont  conformes  aux  en- 
seignements du  droit  pénal  actuel.  Quelques  cantons  pourraient 
cependant  avec  avantage  faire  disparaître  de  leurs  codes  des  dis- 
positions qui  ne  sont  plus  de  notre  temps,  nous  voulons  parler 
surtout  de  celles  qui  frappent  la  tentative  impossible,  beaucoup 
pourraient  élaguer  et  simplifier  en  supprimant  la  distinction  entre 
la  tentative  simple  et  la  tentative  terminée  ou  délit  manqué.  Nous 
avons  pu  observer  au  cours  de  notre  travail  que  les  codes  contre 
lesquels  on  ne  peut  guère  élever  de  critique  sont  ceux  qui  traitent 
de  la  tentative  en  peu  d’articles  courts  et  précis,  ces  codes  con- 
tiennent cependant  ce  qui  est  nécessaire  pour  faire  clairement  saisir 
tous  les  éléments  de  la  tentative  punissable.  Une  rédaction  sommaire 
comme  celle  que  nous  rencontrons  dans  les  deux  codes  de  Bâle, 
dans  celui  de  Cflaris,  par  exemple,  est  amplement  suffisante  et  bien 
supérieure  à celle  des  codes  de  Lucerne,  St-Gall,  Grisons,  Scliaff- 
housc,  qui  au  lieu  de  s’en  tenir  au  nécessaire  introduisent  des  dis- 
tinctions, souvent  criticables  par  elles-mêmes,  mais  ayant  en  outre 
l’inconvénient  de  faire  perdre  de  vue  les  points  essentiels  qui  seuls 
doivent  être  mentionnés  dans  un  code  pratique  et  bien  fait.  En  ce 
qui  concerne  du  reste  le  dernier  code  cité,  nous  savons  que  ses 
jours  sont  comptés  et  que  les  projets  actuellement  soumis  à l’examen 
des  autorités  du  canton  de  Schatfhouse  ne  prêteront  plus  le  Hanc 
aux  observations  que  nous  avons  adressées  au  code  actuel. 

Lorsque  le  moment  sera  venu  d’aborder  l’étude  d’un  code  pénal 
suisse,  nous  pensons  que  l’entente,  sur  les  principes  à appliquer  à 
la  tentative,  sera  facile  et  que  ce  ne  sera  point  en  traitant  de  ce 
sujet  que  les  difficultés  pourront  s’élever,  car  cette  entente  existe 
déjà  entre  presque  tous  les  codes  en  vigueur  actuellement  dans 
notre  patrie. 
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I.  Bundesgericht.  — I.  Tribunal  fédéral. 

Urtheil  vom  20.  Januar  1888  in  Sachen  Nägeli  und  Konsorten. 

Ist  es  zulässig , wegen  eines  Auslief  er  ungsdeli/ct  es  eine  Straf Unter- 
suchung gegen  eine  in  einem  andern  Kanton  wohnhafte  Person 
ohne  Einleitung  des  Auslief erungsrerfahrens  durchzufahren ? 

Die  Schule  von  Höngg  (Kanton  Zürich)  besuchte  am  21.  Juli  1886  unter 
Führung  der  Lehrerschaft  das  Rütli.  Heim  Abstieg  auf  die  Strasse  nach  Treib 
(Kanton  Uri)  traf  die  Gesellschaft  mit  einem  Wagen  zusammen.  Die  zwei  I’ferde 
desselben  wurden  scheu  und  gingen  durch.  Der  Kutscher  Lötscher  suchte  die 
Pferde  zum  Stehen  zu  bringen  und  erlitt  dabei  eine  tödtliche  Verletzung. 

Wittwe  Lutscher,  welche  annimmt,  die  Pferde  seien  durch  das  Lärmen  und 
Fahnenschwingen  der  Kinder  scheu  geworden,  ging  die  ächnlptiege  Höngg  um 
Kntschädigmig  au,  erhielt  aber,  weil  ein  Verschulden  nicht  vorliege,  abschlägigen 
Bescheid.  Auf  Anzeige  der  Familie  Lötscher  und  gemäss  Weisung  der  Regierung 
von  Uri  leitete  das  Verhöramt  Uri  eine  Untersuchung  Ober  den  Vorgang  ein.  Am 
14.  März  und  8.  Juni  1887  erklärt«!  der  Regierungsratk  die  Akten  als  geschlossen 
und  verwies  die  Sache  an  das  Bezirksgericht  Uri. 

Die  Lehrer,  welche  an  dem  Ausiiuge  Theil  genommen  hatten  (Nägeli  u.  Kons.) 
wurden  auf  16.  August,  Vormittags  8 Uhr,  vor  Bezirksgericht  Uri  zur  Verant- 
wortung vorgeladen,  da  dieselben,  „laut  geführtem  Untersuche  anlässlich  des  den 
„21.  Juli  v.  Js.  in  Folge  Scheuwerdens  der  Pferde  stattgefundenen  Unfalles  auf  der 
„Seelisbergstrasse,  wobei  der  Kutscher  Jakob  Lötscher  von  Kntlebuch  sein  Leben 
„einbüsste.  einer  strafbaren  Fahrlässigkeit  durch  mangelhafte  Aufsichtsführung  sich 
„schuldig  gemacht  haben“.  Dem  Vertreter  «1er  Familie  Lötscher  wurde  durch 
amtliche  Anzeige  „behufs  Wahrung  der  Interessen  der  Civilpartei“  mitgetheilt,  dass 
„der  Straffall  Lehrer  Nägeli  und  Genossen  in  Ilüngg  (Zürich)  betreffend  Verschul- 
dung des  Unfalles  J.  Lötscher  “ am  16.  August  zur  Verhandlung  kommen  werde. 
Bei  der  Verhandlung  vor  Bezirksgericht  Uri  am  16.  August  1887  beantragte  der 
Vertreter  der  Angeklagten  in  erster  Linie,  es  sei  materiell  auf  die  Sache  nicht 
einzutreten,  das  Verfahren  zu  sistiren  und  die  Sache  an  die  Staatsanwaltschaft  oder 
den  Regienmgsrath  zurückznwcisen  behufs  Einleitung  des  Auslieferungsverfahrens  ; 
in  zweiter  Linie  verlangte  er  Aktenvervollständigung.  Kr  wurde  indess  mit  beiden 
Begehren  abgewiesen.  Hiegegcn  Rekurs  an  das  Bundesgericht. 

Die  Rekurrenten  Lehrer  Nägeli  und  Konsorten  beantragten:  Das  Bundes- 
gericht wolle  sowohl  den  U«“berweisungsbeschluss  der  Regierung  von  Uri  als  das  in 
Folge  dessen  erlassene  Beiurthcil  des  Bezirksgerichtes  Uri,  uls  die  den  Rekurrenten 
laut  Bundesgesetz  über  Auslieferung  von  Angeschuldigten  zustehenden  Rechte  ver- 
letzend, auflu’ben.  Die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Uri  schloss  auf  Abweisung 
des  Rekurses. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen. 


Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Nach  konstanter  bundesrechtlicher  Praxis  (vergl.  u.  A.  Entsch. 
i.  S.  Keller,  Amtl.  Samrnlg.  VI,  S.  210,  Erw.  4,  und  die  dort  zitirten 
Entscheidungen  ; ferner  Entsch.  i.  S.  Fähndrich,  ib.  S.  207  und  ff.)  sind 
die  Kantone  verpflichtet,  gegen  Personen,  die  sich  bekannterniussen  auf 
dem  Territorium  eines  andern  Kantons  auflialten , die  Strafverfolgung 
wegen  eines  der  in  dem  Bundesgesetze  vom  24.  Juli  1852  vorgesehenen 
Auslieferungsdeliktes  nicht  anders  als  mit  Eiuleitung  des  gesetzlichen 
Auslieferungsverfahrens  durchzufilhren,  sofern  nicht  etwa  der  Verfolgte 
sich  freiwillig  ihrer  Gerichtsbarkeit  unterwirft.  Im  vorliegenden  Falle 
kann  nun  von  einer  freiwilligen  Unterwerfung  der  Rekurrenten  keine 
Rede  sein;  dieselben  haben  niemals,  weder  ausdrücklich  uoch  still- 
schweigend, den  Willen  zu  erkennen  gegeben,  sich  dem  urnerseben 
Richter,  unter  Verzichtleistung  auf  die  Durchführung  des  Auslieferungs- 
verfahrens, freiwillig  stellen  zu  wollen.  Vielmehr  liegt  das  Gegcntheil 
klar  am  Tage.  Der  Rekurs  ist  daher  begründet,  sofern  sich  die  im 
Kauton  Uri  gegen  die  Rekurrenten  eingeleitete  Strafverfolgung  auf  einen 
der  in  Art.  1 und  2 des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  vorgesehenen 
Verbrechensfälle  bezieht. 

2.  Nach  Art.  2 des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  gehört  zu 
den  Verbrechen,  wegen  welcher  die  Auslieferung  gestattet  werden  muss, 
auch  die  „Tödtung  durch  Fahrlässigkeit“.  Die  Rekurrenten  behaupten, 
dass  die  gegen  sie  eingeleitete  Strafverfolgung  sich  auf  dieses  Delikt 
beziehe,  während  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Uri  dies  bestreitet 
und  behauptet , die  Rekurrenten  werden  nur  wegen  mangelhafter  Aus- 
übung der  Aufsicht  Uber  die  ihrer  Obhut  unterstellte  Schuljugend  verfolgt. 
Die  Staatsanwaltschaft  geht  also  davon  aus,  die  Unterlassung  gehöriger 
Beaufsichtigung  der  Schuljugend  seitens  der  dazu  verpflichteten  Lehrer 
qualifizire  sich,  nach  urnerschem  Strafrechte,  als  eine  Polizei  Übertretung, 
welche  an  und  für  sich  und  abgesehen  von  jedem  recht  verletzenden  Er- 
folge strafbar  sei,  und  es  beziehe  sich  die  gegen  die  Rekurrenten  ringe- 
leitete Strafverfolgung  auf  diese  Polizeiübcrtretuiig.  Richtig  ist  nun,  dass 
die  Ueberweisnng  der  Rekurrenten  an  das  Strafgericht  nicht  ausdrücklich 
wegen  fahrlässiger  Tödtung  erfolgte,  und  dass  auch  die  Staatsanwaltschaft  - 
liche  Ladung  an  die  Rekurrenten  nicht  ausdrücklich  die  fahrlässige  Tödtung 
als  das  den  Rekurrenten  zur  Last  gelegte  Delikt  bezeichnet.  Es  mag  auch 
zugegeben  werden,  dass,  da  der  Kanton  Uri  kein  geehriebenes  Strafrecht  be- 
sitzt, nicht  gesagt  werden  kann,  die  Annahme  einer  Polizeiübertretung  der  von 
der  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Uri  behaupteten  Art  sei  vou  vornherein 
unmöglich.  Allein  es  kann  doch,  nach  dem  gesummten  Inhalte  der  Akten, 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Rekurrenten  in  That  und  Wahrheit 
wegen  fahrlässiger  Tödtung,  d.  h.  wegen  fahrlässiger  Verursachung  des 
Todes  des  Kutschers  J.  Lötscher  in  Untersuchung  gezogen  und  dem 
Gerichte  überwiesen  wurden.  Die  verhöramtliche  Untersuchung  wurde 
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eingeleitet  infolge  der  Anzeige  der  Geschädigten,  d.  h.  der  Familie  de«  J. 
Lötscher;  diese  verlangte  eine  Untersuchung , um  zu  konstatireu,  „auf 
welche  Ursachen,  auf  wessen  Verschulden  das  Unglück  (der  Tod  ihre» 
Ernährers)  zurlickzufHhrcn  ist“.  In  diesem  Sinne  und  zu  diesem  Zwecke 
wurde  durch  Beschluss  des  Regierungsrathes  des  Kantons  Uri  vom 
22.  November  1886  die  Untersuchung  ungeordnet. 

Wenn  nun  daraufhin  die  Untersuchung  gegen  bestimmte  Personen 
als  Angeschuldigte  gerichtet  und  diese  dem  Gerichte  überwiesen  wurden, 
so  kann  dem  gewiss  kein  anderer  Sinn  beigemessen  werden,  als  der, 
es  habe  nach  dem  Dafürhalten  der  Untersuchung»-  und  Uebcrweisungs- 
behörde  die  Untersuchung  hinlängliche  Anhaltspunkte  ergeben,  um  die 
Angeschuldigten  der  schuldhaften  Verursachung  des  UnglUcksfulIcs,  d.  h. 
eben  der  fahrlässigen  Tödtung  des  J.  Lütschcr  anzuklagen.  Dies  ergibt 
sich  denn  auch  ganz  deutlich  aus  dem  Wortlaute  der  Anzeige  der  Ge- 
richtsverhandlung an  die  Cirllpartei , in  welcher  als  Verhandlungsgegen- 
stand bezeichnet  wird  „der  Straffall  Lehrer  Nägeli  und  Genossen  (Zürich) 
betreffend  Verschuldung  des  Unfalles  J.  Lötscher“.  Ueberhuupt  wäre,  so- 
fern es  »ich  bloss  um  Verfolgung  einer  Polizeiübertretung  handelte,  die 
Stellung  derCivilpartei  im  Prozesse  nicht  recht  verständlich  ; würden  nämlich 
die  Rekurrenten  nicht  desshalh  verfolgt,  weil  sie  fahrlässiger  Weise  den 
Tod  des  J.  Lötseher  verursacht  haben,  sondern  mir  ilesshalb,  weil  sic 
sich  einer  selbständigen,  ohne  alle  Rücksicht  auf  einen  Kausalzusammen- 
hang mit  dem  Tode  de«  Lötscher  strafbaren  Polizeillbertretung  schuldig 
gemacht  haben,  so  könnte  ja  die  Civilpartei  einen  Schadenersatzanspruch 
adhäsionsweise  nicht  geltend  machen,  da  ja  alsdann  der  strafrechtlich 
verfolgte  Thntbestand  den  Thatbeatand  eines  Entschädigungsanspruches 
nicht  enthält.  Es  ist  nun  aber  gewiss  klar,  dass  die  einzig  auf  Begehren 
der  Geschädigten  eingeleitete  Untersuchung  nicht  in  diesem  Sinne  einge- 
leitet und  dnrehgeführt  und  die  Rekurrenten  nicht  in  diesem  Sinne  dem 
Gerichte  überwiesen  wurden. 

3.  Bezieht  sich  somit  die  gegen  die  Rekurrenten  im  Kanton  Uri  ein- 
geleitete Strafuntersuchung  auf  ein  Auslieferungsdelikt,  so  ist  der  Rekurs 
in  dem  Sinne  begründet,  dass  die  urnerseben  Behörden  verpflichtet  sind, 
vorerst  bei  der  Regierung  des  Kantons  Zürich  um  Auslieferung  der  Re- 
kurrenten nachzusuchen.  Die  Einwendung  nämlich,  dass  der  Rekurs  ver- 
früht sei,  ist  offenbar  unbegründet.  Wer  in  einem  andern  Kanton  wegen 
eines  Auslieferungsdelikts  ohne  Beobachtung  des  gesetzlichen  Auslieferungs- 
verfahrens verfolgt  wird,  braucht  nicht  erst  abzuwarten,  ob  er  im  End- 
urtheile  wegen  des  fraglichen  Delikts  verurtheilt  oder  vielleicht  gänzlich 
freigesprochen  oder  nur  wegen  eines  geringem,  im  Auslieferungsgesetze 
nicht  vorgesehenen  Vergehens  verurtheilt  werde.  Er  ist  vielmehr  be- 
rechtigt, zu  verlangen,  dass,  der  Durchführung  der  Strafverfolgung  wegen 
des  Ausliefernngsdeliktcs  vorgängig,  das  Auslicferungsverfahrcn  durch- 
gefUhrt  werde. 
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Demnach  hat  da*  Bandesgericht  erkennt: 

Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklilrt,  und  es  werden  mithin  die 
angefochtenen  Schlussnahmen  des  Iiegicrungsrathes  des  Kantons  Uri  vom 
14.  Mürz  und  8.  Juni  1887  und  des  Bezirksgerichtes  Uri  vom  16.  August 
1887  in  dem  Sinne  aufgehoben,  dass,  bevor  im  Kanton  Uri  eine  weitere 
strafrechtliche  Verfolgung  der  Rekurrenten  stattündet,  die  urnerscheu 
Behörden  bei  der  Regierung  des  Kantons  Zürich  um  deren  Auslieferung 
gemiiss  den  Vorschriften  des  Bundesgesetzeg  vom  24.  Juli  1852  nach- 
zusuchen haben. 


Arrêt  du  18  Février  1888  dans  ia  cause  Addor. 

Bulla  peena  sine  lege.  — Unter  welchen  Voraussetzungen  begründet 
die  Verletzung  kantonaler  Normen  des  Straf  Prozessrechts  eine 
rteclitsverweigerung  ? 

Par  arrêt  du  2«  Octobre  1887,  le  Tribunal  d’accusation  du  canton  de  Vaud 
a renvoyé,  entre  autres  prévenus,  le  recourant  Justin  Addor,  négociant  à Ste-Croix, 
devant  le  Tribunal  de  police  du  district  de  Lausanne,  comme  accusé  d’avoir,  en 
1884,  1885,  1886  et  1887,  dans  le  canton  de  Vaud,  vendu  sous  le  nom  de  vin  une 
boisson  <|ui  n’était  pas  le  produit  exclusif  de  la  vigne,  contravention  à laquelle 
les  art.  1",  3 et  I de  la  loi  du  16  Mai  1883  sur  la  vente  du  vin  paraissent 
applicables. 

Addor  recourt  contre  cet  arrêt,  qu’il  estime  rendu  en  violation  des  art.  4 
et  58  de  la  constitution  fédérale,  2,  4 et  63  de  la  constitution  vaudoise,  en  ce 
sens  qu’il  implique  h son  égard  une  distraction  de  for  illégale  et  un  déni  de 
justice;  il  conclut1)  & ce  qu’il  plaise  au  Tribunal  fédéral  déclarer  le  dit  arrêt 
nul  et  de  nul  effet,  en  ce  qui  le  concerne. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

1°  Ainsi  que  le  Tribunal  fédéral  l'a  déjà  reconnu,  le  principe  con- 
stitutionnel: nulla  peena  sine  lege,  reproduit  à l'art.  4 de  la  constitution 
vaudoise,  statuant  (pie  nul  ne  peut  être  poursuivi  que  dans  les  cas 
déterminés  par  la  loi,  contient  la  garantie  qu'aucun  citoyen  ne  peut  être 
puni  on  même  poursuivi  juridiquement  qn’ensnite  d’une  disposition  précise 
et  positive  de  la  loi  (v.  arrêt  Suter  et  Stierli,  Rec.  VII,  751  et  752). 

Le  recourant  prétend  que  cette  garantie  a été  violée  à son  préjudice, 
en  ce  sens  que  l'arrêt  du  Tribunal  d’accusation,  contre  lequel  il  s'élève, 
l’aurait  renvoyé  devant  le  Tribunal  de  police  en  vertu  d'un  fait  qne  la 
loi  pénale  ne  considère,  pas  comme  délit  ou  comme  contravention,  et 
auquel  elle  n’attache  aucune  sanction  pénale. 


')  A l'appui  de  cette  conclusion  le  recourant  fit  valoir: A supposer  qu'Addor  ait  commis 

une  contravention  à la  loi  de  18S3,  il  devait  être  renvoyé  devant  non  juge  naturel;  cotte  contravention 
no  pent  avoir  consisté  que  dans  la  vente  de  vin  falsifié,  vente  qui  na  pu  avoir  lien  qu'à  Ste-Croix; 
c’est  devant  le  Tribnnal  du  for  de  cette  contravention  qu' Addor  devait  être  jugé,  aux  termes  de 
l'art  11  C.  P.  P.  Il  n’y  a,  eu  effet,  pas  lien  d’appliquer  l’exception  prévue  par  Part.  13  ibidem,  en 
eu  de  councxité,  les  condition»  de  la  connexité  n’existant  pas  dans  l'espèce. 
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Lea  dispositions  de  la  loi  du  IC  Mai  1883,  sur  lesquelles  ce  moyen 
se  fonde,  sont  les  suivantes  : 

„Art.  1".  Il  est  interdit  de  vendre,  sous  le  nom  de  vin,  toute 
„boisson  qui  n'est  pas  le  produit  exclusif  de  la  vigne. 

„ Art.  2.  La  vente  des  boissons  fermentées,  qui  ne  sont  pas  le 
„ produit  exclusif  de  la  vigne,  ne  peut  avoir  lieu,  dans  les  établissements 
„ destinés  à la  vente  en  détail  et  à la  consommation  des  boissons,  qu’aux 
„conditions  suivantes: 

„1°  Qu’il  en  soit  fait  la  déclaration  préalable  à la  Municipalité. 

„ 2°  Que  l’indication  de  la  nature  ou  la  dénomination  exacte  des  dites 
„boissons  soit  affichée  à une  place  apparente  dans  les  locaux  de 
„ vente. 

„ Art.  3.  Les  contraventions  à la  disposition  qui  précédé  seront 
„ punis  d’une  amende  de  50  à 500  francs.“ 

Il  faut  reconnaître  que  si  l’on  s’en  tient  uniquement  à l’interprétation 
grammaticale,  et  si  les  dispositions  qui  précèdent  étaient  les  seules  de 
la  loi,  il  y aurait  lieu  d’admettre  que  la  pénalité  prévue  à l'art.  3 ne 
concerne  uniquement  que  l’article  „qui  précède“,  à savoir  l'art.  2,  et 
qu'en  poursuivant  le  recourant  du  chef  de  l’art.  l,r,  l’arrêt  d'accusation 
a fait  une  extension  injustifiée  do  la  loi. 

Il  en  est  toutefois  autrement  si  l'on  rapproche  les  dispositions  sus- 
mentionnées de  l'art.  5 de  la  même  loi,  conçu  en  ces  termes:  „Si  le 
„contrevenant  est  détenteur  d’un  établissement  destiné  à la  veute  en 
„détail  et  à la  consommation  des  boissons,  outre  les  peines  statuées  aux 
„articles  précédents,  il  pourra  lui  être  fait  application  de  l’art.  57  de  la 
„loi  du  9 Janvier  1868.“ 

Or  il  est  bien  évident  que  cette  dernière  disposition,  en  aggravant 
ainsi  au  préjudice  des  contrevenants  détenteurs  d’établissements  les  peines 
prévues  par  la  loi  du  16  Mai  1883,  prévoit  aussi  implicitement  que  ces 
mêmes  peines  — mais  sans  l’aggravation  susmentionnée  — doivent  frapper 
les  contrevenants  non  détenteurs  d’établissements  destinés  à la  vente  des 
boissons.  Il  résulte  de  là  avec  nécessité  que  les  contraventions  à l’art.  1", 
lequel  interdit  même  aux  individus  non  détenteurs  d'établissements  la  vente 
<!e  toute  boisson  qui  n'est  pas  le  produit  exclusif  de  la  vigne,  sont  égale- 
ment passibles  de  la  pénalité  édictée  à l'art.  3 ibidem. 

C’est  au  reste  dans  ce  sens  que  le  Tribunal  de  police  de  Lausanne 
a interprété  le  prédit  art.  3 dans  son  jugement  du  5 Décembre  1887, 
condamnant  Addor  et  consorts  à l'amende  ; il  estime  aussi  que,  dès  l'ins- 
tant où  l’art.  5 susvisé  fait,  en  ce  qui  concerne  la  gravité  de  la  peine, 
une  distinction  entre  le  simple  particulier  et  le  détenteur  d’un  établisse- 
ment destiné  à la  veute  en  détail  des  boissons,  il  a voulu  évidemment 
punir  aussi  bien  l’une  que  l’autre  de  ces  catégories  de  personnes,  en  eas 
«le  contravention  à la  loi. 

Le  premier  moyeu  du  recours  ne  saurait  dès  lors  être  accueilli. 

Z*| l-ch r.  f.  Schwtiw  Strxfrecht.  I.  Jahr«.  9 
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2°  Kn  ce  qui  concerne  le  second  moyen,  tiré  d’un  prétendu  déni 
de  justice  ensuite  de  distraction  illégale  de  for,  il  y a lieu  de  constater 
dès  fahord  que  le  recourant  n'a  pas  été  distrait  de  son  juge  naturel 
dans  le  sens  de  l’art.  58  de  la  constitution  fédérale.  Par  le  fait  qu’il 
a été  renvoyé  devant  le  Tribunal  de  police  d’un  autre  district  que  celui 
de  son  domicile,  le  sieur  Addor  n'a  point  été  soumis  à une  juridiction 
exceptionnelle,  mais  au  juge  ordinaire  eu  matière  de  contravention  de  la 
nature  de  celle  dont  il  était  prévenu.  La  garantie  du  for  du  district  ne 
fait,  en  outre,  l’objet  d’aucune  disposition  de  la  constitution  cantonale. 

Le  forum  delicti  commissi  est  prescrit  par  l’art.  11  du  C.  P.  P.,  et 
la  question  qui  se  pose  ensuite  du  second  moyen  du  recours  ne  peut  être 
que  celle  de  savoir  si,  en  statuant  une  exception  A ce  principe,  l’arrêt 
dont  est  recours  a fait  une  saine  application  de  l’art.  13  du  même  code, 
disposition  portant  que  „ lorsqu’il  y a des  faits  connexes,  les  dispositions 
„de  l’article  précédent  (autorisant  le  Tribunal  d’accusation  à déterminer 
„le  for  du  jugement)  sont  applicables  pour  déterminer  le  for.  11  y a 
„connexité,  soit  lorsque  les  faits  ont  été  commis  en  même  temps  par 
„plusieurs  personnes  réunies,  soit  lorsque  les  uns  ont  été  commis  dans 
„le  but  de  procurer  les  moyens  de  commettre  les  autres,  d’en  faciliter, 
„d'en  consommer  l’exécution  ou  d’en  amener  l'impunité,  soit  encore  lorsque 
„les  divers  prévenus  forment  entr’eux  une  association  ou  une  bande.“ 

Il  s’agit  donc  de  l’interprétation  d'une  disposition  de  procédure  pénale 
cantonale,  et,  à supposer  qu’elle  ait  été  erronée  de  la  part  des  autorités 
judiciaires  cantonales,  le  Tribunal  de  céans  ne  pourrait  la  soumettre  A 
son  contrôle  que  pour  autant  qu'elle  constituerait  un  déni  de  justice,  et 
dès  lors  une  violation  du  principe  de  l’égalité  des  citoyens  sanctionné  à 
l’art.  4 de  la  constitution  fédérale. 

3°  Conformément  à de  nombreux  arrêts  précédents  du  Tribunal  de 
céans,  il  n’y  a,  en  pareil  cas,  déni  de  justice  que  lorsque  l’interprétation 
donnée  est  imcompatible  avec  le  texte  qu'elle  vise,  et  lorsqu’elle  a eu 
lieu  arbitrairement,  sous  de  vains  prétextes,  en  vue  d’éluder  la  loi. 

Les  parties  reconnaissent  d’un  commun  accord  qu’il  ne  s'agit  pas, 
dans  le  cas  particulier,  d’un  des  cas  prévus  A l’art.  13;  il  y a donc 
seulement  lieu  de  se  demander  si  l’arrêt  dont  est  recours  a éludé  arbi- 
trairement la  loi  en  admettant  que  le  dit  art.  13  n’est  pas  limitatif,  qu'il 
est  applicable  A d’autres  cas  encore  de  connexité,  et  qu’un  cas  semblable 
se  présente  précisément  dans  l’espèce.  Or  rien  ne  saurait  porter  à 
croire  qn’en  admettant,  même  A tort,  que  les  exceptions  énumérées  par 
l’art.  13  C.  P.  P.  pouvaient  être  étendues  par  des  motifs  d'opportunité 
ou  d'utilité  incontestables,  le  Tribunal  d’accusation  ait  éludé,  d’une 
mauière  arbitraire,  une  disposition  absolument  claire  de  la  loi.  En  effet, 
la  teneur  de  l’art.  13  n’est  pas  suffisamment  impérative  pour  que  l’opinion, 
que  cette  disposition  n’est  pas  limitative,  doive  être  envisagée  comme 
absolument  inconciliable  avec  le  texte  du  dit  article.  Do  même  il  faut 
admettre  que  le  fait  (pie  les  poursuites  pénales  dirigées  contre  tous  les 
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consorts  avaient  pour  objet  des  vins  de  même  provenance,  et  nécessitaient 
des  vérifications  communes,  vient  jusqu’à  un  certain  point  à l'appui  de 
l'opinion  que  dans  l'espèce  il  s’agit  d’un  cas  de  connexité. 

Dans  ces  circonstances,  cette  interprétation,  même  erronée,  ne  saurait 
être  assimilée  A un  déni  de  justice  dans  le  sens  attribué  A ce  terme  par 
la  jurisprudence  du  Tribunal  de  céans,  et  le  recours  doit  être  également 
écarté  de  ce  chef. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral 
prononce  : 

Le  recours  est  écarté. 


Urtheil  vom  9.  März  1888  in  Sachen  Solothurn  gegen  Bern. 

Wo  ist  der  Gerichtsstand  der  Betretung  in  Viehseuchenpolizei- 
fällen begründet  ? 

A.  Viehinspektor  Stehler  in  Zullwyl,  Kantons  Solothurn,  hatte  dort  am 
2.  August  1887  einem  Johann  Anklin  einen  Gesundheitsschein  für  einen  Ochsen 
ausgestellt,  welchen  Anklin  nach  Laufen,  Kantons  Bern,  zu  Markte  führte.  Wegen 
vorschriftswidriger  Beschaffenheit  dieses  (iesundheitsscheines  wurde  gegen  Vieh- 
inspektor Stehler  in  Laufen  Fntersuchung  eingeleitet  und  er  von  dem  dortigen 
Gerichtspräsidenten  auf  15.  September  1887  vorgeladen.  Stehler  wendete  sich,  da 
er  die  Zuständigkeit  des  Richteramtes  Laufen  bestritt,  un  deu  Regierungsrath  des 
Kantons  Solothurn  und  dieser  schritt  auch  wirklich  zu  seinen  Gunsten  ein,  indem 
er  durch  Zuschrift  an  den  Regierungsrath  des  Kantons  Bern  vom  17.  September 
1887,  unter  Verweisung  auf  eine  bereits  im  Jahre  1885  wegen  ähnlicher  Fälle 
zwischen  den  beiden  Ständen  gewechselte  Korrespondenz,  verlangte,  dass  für  frag- 
liches Vergehen  der  solothurnische  Gerichtsstand  anerkannt  werde.  Iler  Regie- 
rnngsrath  des  Kantous  Bern  übermittelte  diese  Zuschrift  der  Anklagekammer  des 
Appellations-  und  Kassationshofes,  als  in  ihren  Geschäftskreis  geliftrend.  Diese 
änsserte  sich  am  8.  Oktober  1887  dahin:  „Nach  Art.  ff  des  Bundesgesetzes  be- 
treffend Zusatzbestimmungen  zum  ßundesgesetze  Uber  polizeiliche  Massrcgcln  gegen 
Viehseuchen  vom  19.  Juli  1873  gelte  für  Widerhandlungen  gegen  die  Art.  4 bis  9 
des  Bundesgesetzes  vom  8.  Hornung  1872  der  Gerichtsstand  des  Ortes  der  Be- 
tretung. Das  sei  offenbar  der  Ort,  wo  man  einen  Gesundheitsschein  benutzen 
wolle,  und  nicht  der  Ort,  wo  derselbe  ausgestellt  worden  sei.  Dass  für  einen 
ungesetzlichen  Schein  der  Aussteller  desselben  hafte  und  straffällig  sei  und  nicht 
der  Eigenthttmer  des  betreffenden  Tbiercs,  ändere  au  der  Gerichtsstandst'rage 
nichts.  Angesichts  des  deutlichen  Wortlautes  und  Sinnes  der  genannten  Gcsctzes- 
stelle  halte  die  Anklagekammer  auch  im  vorliegenden  Kalle  den  l’olizeirichter  von 
Laufen  für  kompetent.“  Der  Regierungsrath  des  Kantons  Bern  gab  von  dieser 
Schlussnahme  der  Anklagekammer  dem  Regierungsrathe  des  Kantons  Solothurn 
mit  Schreiben  vom  2.  November  1887  Kenntniss. 

B.  Der  Regierungsrath  des  Kantous  Solothurn  rief  hierauf  mit  Eingabe  vom 
12.  November  und  10.  Dezember  1887  unter  Bezugnahme  auf  Art  1 13,  Ziff.  2,  B.  V. 
und  57  O.  G.  den  Eutscheid  des  Bundesgerichtes  an;  er  beantragt  in  seiner  Eiu- 


Digitized  by  Google 


132 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


gabt-  vom  10.  Dezember,  cs  sei  Stehler  für  das  ciugeklagte  Vergehen  nicht  vor 
dein  lie  mischen,  sondern  vor  dem  Solothurnischen  Richter  zur  Verantwortung  zu 
ziehen.  Zur  Regrüudung  wird  auf  die  Ausführungen  des  Regierungsrathes  in  seiner 
Zuschrift  an  die  Regierung  von  Bern  vom  17.  September  1887  Bezug  genommen, 
wo  »««geführt  wird:  Der  Regiermigsratli  könne  die  Anschauung,  dass  als  Ort  der 
Betretung  der  Ort  zu  betrachten  sei,  wo  der  Schein  zur  Verwendung  gelangt  sei. 
nicht  theilen.  Denn:  Es  sei  die  Ausstellung  des  gesetzwidrigen  Gesundbeits- 
»cheincs  strafbar,  nicht  die  Benutzung  desselben,  sonst  müsste  der  Kigenthttmer 
des  Stückes  und  nicht  der  Vieliinspektor  vor  Gericht  gezogen  werden.  Es  könne 
nicht  der  Wille  des  Gesetzgebers  gewesen  sein,  die  Strafbarkeit  eventuell  Straf- 
losigkeit einer  ungesetzlichen  Handlung  des  Viehinspektors,  sowie  die  Wahl  des 
Ortes  und  derZeit,  wo  sein  Vergehen  vollendet  d.  h.  strafbar  werden  solle,  in  die 
Hand  eines  in  allen  Fällen  straflosen  Dritten,  des  Eigenthümers,  zu  legen. 

C.  Der  Regierungsrath  des  Kantons  Bern  übermittelt  in  seiner  Vernehm- 
lassung auf  diese  Besehwerde  einfacli  die  Bemerkungen  der  Anklagekammer  vom 
6.  Oktober  1885  und  8.  Oktober  1887  mit  dem  Beifügen,  dass,  da  es  sich  einfach 
um  eine  Frage  der  Gesetzesinterprctation  handle,  weder  er  noch  die  Anklage- 
kammer sich  zu  weitern  Ausführungen  veranlasst  linden. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Da  die  Regierung  des  Kantons  Solothurn  und  nicht  Vieliinspektor 
Siebter  persönlich  beschwerend  aufgetreten  ist,  su  handelt  cs  sich  nicht 
um  eine  Beschwerde  eines  Privaten  wegen  Verletzung  des  Bundesgesetzes 
vom  19.  Juli  1873  (zu  deren  Beiirtheilung  das  Bundesgericht  gemäss 
Art.  59,  Abs.  2,  ü.  G.  nicht  kompetent  wäre),  sondern  uin  eine  staats- 
rechtliche Streitigkeit  zwischen  Kantonen,  deren  Entscheidung  gemäss 
Art.  57  0.  G.  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  Rillt. 

2.  In  der  Sache  selbst  kann  unter  dem  Orte  der  „Betretung“,  an 
welchem  nach  dem  Bundesgesetze  vom  19.  Juni  1873  der  Gerichtsstand 
fiir  Uebertretungen  des  Viehacuchenpolizeigesetzes  begründet  ist,  nur  der 
Ort  verstanden  werden,  wo  der  Thäter  entweder  auf  der  Tliat  betreten 
(entdeckt)  oder  nach  begangener  Tliat  sistirt  (ergriflen)  wird.  Die  Ent- 
stehungsgeschichte des  Gesetzes  (s.  Botschaft  des  Bundesrathes,  B.  Bl. 
1873,  II,  S.  1037  u.  ff.)  zeigt,  dass  man  bei  Statuirung  des  Gerichts- 
standes der  „Betretung“  solche  Fälle  (zunächst  die  Verwendung  nicht 
vorschriftsgemäss  gereinigter  Wagen  zum  Viehtrausporte)  im  Auge  hatte, 
wo  das  strafbare  Mandeln  sich  auf  mehrere  Orte  erstreckt;  hier  sollte 
der  Gerichtsstand  an  demjenigen  der  mehreren  Begehungsorte  begründet 
sein,  wo  die  Uebertretung  entdeckt,  der  Thäter  auf  der  That  betreten 
wird.  Dagegen  ging  die  Absicht  des  Gesetzgebers  gewiss  nicht  dahin, 
dass  als  Ort  der  Betretung  auch  ein  Ort  gelten  solle,  auf  welchen  das 
strafbare  Handeln  sieh  gar  nicht  erstreckte  und  wo  der  Thäter  gar  nicht 
betroffen  worden  ist , sondern  wo  lediglich  ein  Beweismittel  oder  das 
corpus  delicti  aufgefunden  wurde.  Die«  wäre  mit  dem  Wortlaut  des  Ge- 
setzes kaum  vereinbar  und  es  würde  dadurch  zudem  ein  Gerichtsstand 
begründet,  der  ganz  anormal  und  in  der  Natur  der  .Sache  nicht  begründet 
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wKre.  Wenn  der  französische  Text  des  Gesetzes  Gerichtsstand  der  „Be- 
tretung“ mit  for  de  la  constatation  wiedergibt,  so  muss  dies  in  ein- 
schränkendem Sinne,  d.  h.  dahin  ausgelegt  werden,  dass  die  constatation 
eben  an  einem  Orte,  auf  welchen  das  strafbare  Handeln  des  Thäters 
sich  erstreckte  oder  dieser  sistirt  wird,  geschehen  muss. 

3.  Nun  handelt  es  sich  im  vorliegenden  Falle  ausschliesslich  um 
die  dem  Viehinspektor  Stehler  imputirte  Polizeitibertrctung  der  Ausstellung 
eines  vorschriftswidrigen  Gesundheitsgcheines,  nicht  etwa  um  eine  Mit- 
wirkung desselben  bei  einer  durch  Gebrauch  des  Gesundheitsscheines 
begangenen  strafbaren  Handlung  u.  dgl.  Das  dem  Stehler  zur  Last  ge- 
legte strafbare  Handeln  erstreckte  sich  also  in  keiner  Weise  auf  das 
Gebiet  des  Kantons  Bern  und  es  ist  denn  auch  derselbe  dort  gar  nicht 
betroffen  worden,  vielmehr  ist  im  Kanton  Bern  blos  die  Vorschrifts- 
widrigkeit des  Scheines  zuerst  entdeckt  worden.  Nach  dem  oben  Aus- 
geftihrten  ist  somit  der  Gerichtsstand  der  Betretung  nicht  im  Kanton 
Bern  begründet,  sondern  kann  es  nur  im  Kanton  Solothurn  sein,  wo 
Stehler  ausschliesslich  handelte  und  wo  er  seinen  Wohnort  hat. 

Demnach  lmt  das  Bundesgericht' 

erkannt  : 

Dem  Regierungsrathe  des  Kantons  Solothurn  wird  das  Begehren 
seiner  Beschwerdeschrift  zugesprochen. 


II.  Kantonale  Gerichte.  — II.  Tribunaux  cantonaux. 

Rechtsprechung  des  Obergerichis  des  Kantons  ZUrich  im  Jahre  1887. 

Bearlieitet  von  Oberlichter  Dr.  E.  Zürcher  in  ZUrich. 

0. G.  = Beschluss  des  (Gesummt-)  Obergerichts  ; App.  K.  — I ’rtlieile  der 
Appellationskammer;  B.  App.  K.  = Beschluss  derselben.  Die  zitirten  §§  beziehen 
sich  auf  das  Strafgesetzbuch  vom  1.  Januar  187  t. 

1.  Internationales  Strafprozessrecht.  (Bundesgesetz  betr.  Ergänzung 
des  Auslieferungsgesetzes  vom  2.  Februar  1872.1 

In  einem  Ehrverletzungsprozesse  waren  die  Behörden  des  Kantons 
Schwyz  um  Einvernahme  von  Zeugen  angegangen  worden , welchem  Be- 
gehren sie  entsprachen,  jedoch  Rückerstattung  der  Kosten  durch  die 
requirirende  Behörde  verlangten.  Auf  das  Gesuch  des  ztlrcherischcn  Statt- 
halteramtes Borgen  erwiderte  das  Obergericht  : 

„Die  Vorschrift  des  Bundesgesetzes,  wonach  die  Behörden  eines  in 
Strafsachen  um  Gewährung  der  ReehtshUlfe  angegangenen  Kantons  für 
letztere  keinerlei  Gebühren  und  Auslagen  verrechnen  dürfen,  ausgenommen 
die  Auslagen  filr  wissenschaftliche  und  technische  Expertisen,  hat  zur 
Voraussetzung,  dass  die  betreffende  Rechtssache  sowohl  im  requirirenden 
als  auch  im  requirirten  Kanton  als  wirkliche  Strafsache  gelte;  denn  es 
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kaun  vom  requirirten  Kanton  nicht  verlangt  werden,  das»  er  die  straf- 
rechtliche Verfolgung  einer  Handlung,  die  er  selbst  nicht  als  strafbar 
erklärt,  unentgeltlich  unterstütze.“ 

Gestützt  auf  diese  Grumlsüt/.e  wurde  die  Zahlung  der  Kosten  ver- 
weigert, da  es  sich  aus  dem  schwyzeri  sehen  Gesetze  Uber  die  Straf- 
kompetenz der  Gerichte  vom  28.  Februar  1855 , der  Verordnung  Uber 
das  Verfahren  in  Strafrechtsfifllen  vom  24.  Mai  1848,  der  Verordnung 
Uber  das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vom  14.  April 
1848  und  endlich  aus  der  Einordnung  der  KhrverletzungsfUlle  in  den 
statistischen  Tabellen  des  Rechenschaftsberichtes  des  Kantonsgeriehtes  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  bundesgerichtlichen  Entscheid  i.  S.  Hegner 
i llundesblatt  18f>8,  Bd.  1,  t>18)  zur  Evidenz  ergebe,  dass  der  Kanton  Schwyz 
Injurien  als  Strafflille  behandle,  was  allerdings  gerade  bestritten  war 

Dabei  wurde  immerhin  die  Geneigtheit  zürcherischer  Gerichte  ausge- 
sprochen, die  Kosten  vorzumerken,  der  unterliegenden  Partei  seiner  Zeit 
zu  Uberbinden  und  nach  Eingang  den  Betrag  der  requirirten  Amtsstelle 
zu  Übermitteln.  O.  G.  15.  Januar.  (Vgl.  Uber  diesen  Gegenstand  auch 
den  Rechenschaftsbericht  des  Obergericht»  von  1885,  Seite  144,  Nr.  8, 
und  Revue  der  Gerichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundescivilrechts,  Bd.  IV, 
Nr  108.) 

2.  Auslieferungsvertrag  mit  Deutschland,  vom  24.  Januar  1874.  — 
Nach  Art.  13  sichern  sich  die  vertragschliessenden  Staaten  kostenfreie 
Erledigung  der  Requisitorialien  zu,  mit  dem  Vorbehalt  der  Auslagen  für 
strafgerichtliche,  kommerzielle  oder  medizinische  Gutachten  .Sachverstän- 
diger. Gestutzt  hierauf  hatte  ein  deutsches  Gericht  die  Erstattung  der 
Kosten  des  Ueberselzers  bei  einer  Zeugeneinvernahme  gefordert  und  es 
wurde  diesem  Begehren  durch  Beschluss  des  Schwurgerichtshofes  ent- 
sprochen, immerhin  nur  aus  Gründen  zivilen  Entgegenkommens  und  mit 
dem  Vorbehalt,  die  grundsätzliche  Lösung  der  Frage,  ob  Uebersetzungen 
als  Gutachten  Sachverständiger  zu  betrachten  seien,  bei  Gelegenheit  zu 
veranlassen. 

3.  Aus  dem  Gebiete  des  Bundesstrafrechts  sind  keine  wichtigeren 
präjudiziellen  Entscheide  zu  verzeichnen;  immerhin  mag  es  von  Interesse 
sein,  hier  mitzutheilen,  dass  die  App.  K.  in  einem  Falle  von  Uebertrctung 
des  Fabrikgesetzes  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  für  die  Frage  der 
Verjährung  nicht  das  kantonale  Recht,  sondern  das  Bundesgesetz  betr. 
das  Verfahren  bei  Frbertret  ungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundes- 
gesetze vom  30.  Juni  1840  zur  Anwendung  zu  bringen  sei.  — Ein  Ur- 
theil  liegt  allerdings  nicht  vor,  da  die  Appellation  inzwischen  zurückge- 
zogen wurde.  — 

Wir  gehen  die  nun  folgenden  Entscheide  aus  dem  kantonalen 
Rechtsgebiet  anschliessend  an  die  Anordnung  des  Strafgesetzbuchs  und 
schliesslich  eine  Anzahl  prozessualischer  Entscheidungen. 

4.  Das  Anhetzen  eines  Hundes  kann  nicht  als  Drohung  von  Ver- 
brechen angesehen  werden,  weil  cs  zum  Begriffe  dieses  Verbrechen»  ge- 
hört, dass  die  Ruhe  des  Bedrohten  nicht  bloss  augenblicklich,  sondern 
auch  flir  die  Zukunft  gestört  worden  sei.  01.)  Versuch  von  Körper- 
verletzung würde  nur  dann  anzunehmen  »ein,  wenn  festgestcllt  wäre,  dass 
der  Hund  bissig  sei.  App.  K.  5.  Mai. 
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5.  Kuppelei.  (8  121.)  Iler  Angeklagte  ist  beschuldigt  und  über- 
wiesen, dass  er  in  Begleit  von  zwei  Dirnen,  denen  er  um  seines  eigenen 
Vortheils  willen  eine  Anstellung  in  einem  öffentlichen  Hanse  in  Mailand 
vermittelt,  mit  dein  Schnellzug  dahin  reisen  wollte  und  nur  durch  das 
Dazwischentreten  der  Polizei  daran  verhindert  wurde.  In  diesem  That- 
bestand  wird  das  Verbrechen  der  Kuppelei  erblickt,  da  es  zur  Vollendung 
desselben  nicht  erforderlich  sei,  dass  die  Unzucht,  zu  welcher  durch  den 
Kuppler  Gelegenheit  verschafft  wird,  auch  verübt  worden  sei.  App.  K. 
22.  Dezember. 

6.  Vergehen  der  Erregung  öffentlichen  Aergernisses.  — Es  darf 
in  Uebereinstimtunng  mit  der  deutschen  Strafrcclitspraxis  unbedenklich 
angenommen  werden,  dass  auch  Heden  und  Geaiinge  als  Handlungen  im 
Sinne  von  8 123  zu  gelten  haben,  zumal  solche  der  gleichen  Gesinnung 
-entspringen,  wie  andere  eigentliche  Thiitlichkeiten,  und  dieselben  Wirkungen, 
vielleicht  in  noch  erhöhtem  Masse,  haben  können.  App.  K.  10.  Oktober. 

7.  Verbrechen  gegen  die  Ehre.  (88  140—156.  Vgl.  auch  unten 
Nr.  16  — 19.)  Kreditschädigende  Aewterungen  fallen  nicht  an  sich 
schon  uuter  den  Begriff  der  Ehrverletzung;  sie  dürfen  als  solche  nur 
dann  bestraft  werden,  wenn  sie  gegen  die  persönlich-moralischen  Grundlagen 
des  Kredites  gerichtet  sind , d.  h.  wenn  sie  dem  Angegriffenen  Recht- 
lichkeit und  Redlichkeit  in  Handel  und  Wandel  und  jenen  haushälterischen 
Sinn,  den  man  von  jedem  rechten  Manne  fordert,  absprechen.  App.  K. 

з.  November. 

8.  — — Von  unbesonnenem  Verbreiten  eines  falschen  Gerüchtes 

<8  152  a)  kann  nicht  gesprochen  werden,  wenn  in  Berücksichtigung  ge- 
zogen wird  , dass  der  Angeklagte  die  eingeklagten  Aeusserungen  in  ge- 
richtlicher Verhandlung  zu  seiner  Vertheidigung  und,  wie  im  Zweifel  an- 
zunehmen  ist,  im  Glauben  an  die  Richtigkeit  derselben  gethan  hat.  App. 
K.  16.  August. 

9.  Die  Androhung,  einen  Strafantrag  zu  stellen , zu  welchem  der 
Drohende  gesetzlich  berechtigt  war,  enthält  nicht  die  Drohung  mit  rechts- 
widriger Zufügung  von  Nachtheilen,  wie  Bie  der  Begriff  der  Erpressung 
(8  161)  voraussetzt.  App.  K.  16.  August. 

10.  Unterschlagung.  In  der  amtlichen  Retention  der  eingebrachten 
Möbeln  durch  den  Gemeindammann  muss  offenbar  die  Geltendmachung  des 
Retentionsrechtes  des  Vcrmiethers  in  dem  Sinne  erblickt  werden,  dass 
durch  dieselbe  der  persönliche  Anspruch  in  ein  dingliches  Recht  an  der 
Sache  verwandelt  wird.  Wenn  daher  nach  diesem  amtlichen  Akte,  der 
den  Vollzug  des  Rctentiosrechtes  darstellt,  der  Schuldner  die  Hinten 
bei  Seite  schaffte,  so  machte  er  sich  dadurch,  wie  das  Obergericht  stets 
angenommen  hat,  der  l'fandunterschUigung  schuldig. 

Es  ist  niimlieh  auch  der  Einwand  zu  verwerfen,  dass  es  zum  Begriff  der 
Pfandunterschlagung  nicht  genüge,  wenn  der  Miether  die  mit  dem  Re- 
tentionsrecht behafteten  Gegenstände  in  eine  andere  Wohnung  schaffe; 
es  liegt  vielmehr  gerade  in  diesem  Wegzug  die  widerrechtliche  Ver- 
fügung zum  Nachtheile  des  Gläubigers,  welche  8 1 71  voraussetzt.  App. 
K.  8.  September. 

11.  Wucher.  Das  zürcherische  Gesetz  gegen  den  Wucher  l88  181  a 

и.  ff.)  umfasst  die  Uebervortheilung  nicht  nur  beim  Darlehensvertrage, 
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sondern  bei  jeder  Art  geschäftlichen  Verkehrs.  So  erfolgte  am  21.  April 
eine  Verurtheilung  wegen  Wucher*  l>ei  einem  I.iegenschaftskauf,  aut 
8.  September  wegen  Geltendmachung  einer  unverhältnisBinässig  hohen 
l’rovisiou  seiten*  eines  Geschäftsvermittlers.  App.  K. 

12.  — — Die  Ansicht  der  ersten  Instanz,  dass  der  Weiterbezug 
von  Wucherzinsen,  gestutzt  auf  einen  vor  Inkrafttreten  des  Wuchergesetzes 
abgeschlossenen  Vertrag,  unter  der  Herrschaft  des  Wuchergesetzes  von 
diesem  nicht  berührt  werde,  wird  verworfen.  Massgebend  für  die  Frage, 
ob  ein  Wucher  vorliege,  ist  nicht  sowohl  der  ursprüngliche  Vertrag  über 
das  Darlehen  als  vielmehr  die  einzelne  Zinsleistung,  welche  auf  Grund- 
lage desselben  entgegengenommen  wird,  und  es  ist  daher  jeweilen  zu 
untersuchen,  ob  im  Momente  der  Kmpfangnalnne  der  Zinsen  die  begriff- 
lichen Erfordernisse  des  Wuchers  vorliegen.  App.  K.  21.  April. 

13.  Betrug.  Das  zürcherische  Strafgesetzbuch  182-  beschränkt 
den  Begriff  des  Betruges  nicht  auf  die  Schädigung  von  Vermögensrechten. 
Gegeutheils  werden  auch  andere  Hechte,  z.  B.  di*  politischen  Rechte 
der  Bürger,  als  mögliches  Objekt  eines  Betruges  angesehen.  So  erklärte 
neuerdings  die  Appellationskammer  : 

Die  wissentliche  Veröffentlichung  einer  gefälschten , angeblich  von 
dem  betreffenden  Wahlkandidaten  ausgehende  Wahlablehnung  enthält  da* 
Verbrechen  des  Betruges  in  unbestimmtem  Betrage.  (Vgl.  § 185.) 

Die  Zuwendung  eines  rechtswidrigen  Vortheils  wird  darin  erblickt, 
dass  durch  eine  solche  Machination  die  Wahl  des  Gegenkandidaten  er- 
leichtert wird.  App  K.  5.  Mai. 

14.  Eine  Angeklagte,  welche  durch  falsche  Vorspiegelungen 

die  freiwillige  Herausgabe  retinirter  Gegenstände,  an  denen  eine  Retention 
gemäss  den  Vorschriften  des  Schuldhetreibunggesetzes  (vgl.  Art.  21)4 
O.  K.i  nicht  statthaft  gewesen  wäre,  erwirkt  hatte,  wurde  von  der  An- 
klage auf  Betrug  freigesprochen,  weil  es  an  dem  Erforderniss  eines  rechts- 
widrigen Vortheils  fehle.  App.  K.  3.  Mürz. 

15.  Das  Anzllnden  eines  einzelstehenden  Baumes  kann  nicht  als 
Brandstiftung  angesehen  werden,  weil  es  dabei  an  dem  Moment  der  Ge- 
meingefährlichkeit fehlt.  Desshalb  zählt  denn  auch  i;  200  unter  den 
Gegenständen,  an  denen  eine  Brandstiftung  möglich  sei,  nur  Waldungen, 
nicht  aber  einzelne  Bäume  auf,  bei  denen  die  Gefahr  der  Weiterverbreitung 
des  Feuers  nicht  besteht.  App.  K.  15.  September. 

IC.  Gerichtsstand  bei  Ehrverletzungen,  verübt  mittelst  offener  Korres- 
pondenzkarten. Wir  zitireu  hier  die  Begründung  zweier  übereinstimmender 
Entscheidungen  : 

Bei  offenen  Missiven  i Korrespondenzkarten,  welche  der  Post  zur  Be- 
förderung übergeben  werden)  wird  der  Vorsatz  der  Bekanntgebnng  der 
Beleidigung  an  Dritte  stets  anzunehmen  sein,  da  sich  der  Thäter  bei 
Abgabe  der  Karte  der  Möglichkeit  einer  Kenntnissnahme  durch  Dritte 
bewusst  war.  Zu  diesem  subjektiven  Moment  muss  aber  das  objektive 
hinzutreten,  dass  wirklich  ein  Dritter  Kenntnis*  vom  Inhalt  genommen. 
Durch  eine  injuriöse  Postkarte,  welche  ungelesen  bei  der  Spedition  durch 
die  Post  zu  Grunde  geht,  wird  z.  II.  nie  eine  Injurie  zugefügt,  es  muss 
daher  nachgewiesen  sein,  dass  und  wo  ein  Dritter  den  injuriösen  Inhalt 
gelesen  habe.  App.  K.  22.  September. 
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17.  Der  zweiten  dahin  gehörenden  Entscheidung  entnehmen  wir: 

„Bei  Ehrverletzungen , welche  durch  verschlossene  Briefe  begangen 

werden,  ist  als  Ort  der  Begehung  regelmässig  der  Ort  anzusehen , an 
welchem  der  Brief  dem  Adressaten  libergehen  wird.  Auch  bei  offenen 
Briefen  und  Postkarten  gilt  so  lange  die  Kegel,  dass  deren  Inhalt  erst 
vom  Adressaten  eingesehen  werde , als  nicht  der  Wahrseheinliehkeits- 
beweis  für  das  Gegentheil  geleistet  wird.  Da  ein  solcher  Beweis  nicht 
angetreten  wurde,  ist  das  Vergehen  als  am  Bestimmungsort  der  Korre- 
spondenzkarte (im  vorliegenden  Falle  im  Ausland)  begangen  anzusehen.“ 

Dieses  Vergehen  konnte  daher  auch  in  Zürich  nicht  verfolgt  werden, 
weil  es  sich  weder  um  ein  Vergehen  handelte , für  das  Auslieferung  ge- 
währt wird,  noch  überhaupt  um  eine  von  Amtes  wegen  zu  verfügende 
St  rafthat,  mit  Bezug  auf  welche  eine  auswärtige  Behörde  ein  Begehren 
um  Verfolgung  stellen  könnte.  3 c.)  B App.  K 2‘J.  Oktober. 

18.  Gerichtsstand  bei  Pressvergehen.  Bei  Ehrverletzungen,  be- 
gangen durch  das  Mittel  der  Druckerpresse,  liegt  die  Mittheilung,  der 
äusserlich  erkennbare  Angriff',  in  der  Herausgabe  und  Verbreitung  der 
Druckschrift,  und  es  ist  daher  in  jedem  Kalle  zu  untersuchen,  wo  diese 
Herausgabe  stattgefunden.  Die  Mittheilung  des  Manuskripts  an  den 
Drucker  hat  weder  den  Erfolg  noch  den  Zweck  eines  Angriffs;  sie  ent- 
hält lediglich  die  Aufforderung  zur  — - bewussten  oder  unbewussten  — 
Mitwirkung  an  dem  beabsichtigten  Vergehen.  B.  App.  K.  2.  Juni. 

19.  Verantwortlichkeit  fUr  Pressvergehen.  Sobald  der  Herausgeber 
die  Verantwortlichkeit  für  eine  im  Druck  erschienene  Schrift  übernimmt, 
ist  die  Nachforschung  nach  dem  Verfasser  nicht  mehr  zulässig,  und  es 
darf  daher  auch  dem  Kläger  kein  Beweis  dafür  abgenommeu  werden, 
dass  ein  gewisser  Dritter  der  wirkliche  Verfasser  sei.  B.  App.  K. 
t>.  Dezember. 

20.  Zeugnisspflicht.  In  einer  Ehrverletznngssache  weigerte  sich  ein 
Zeuge,  deii  Namen  eines  weitern  Ohrenzeugen  zu  nennen,  da  dieser  sich 
nur  gegen  die  Zusicherung,  sein  Name  bleibe  verschwiegen,  herbeigelassen 
habe,  die  Unterredung  ungesehen  zu  belauschen.  Gegenüber  dieser  Weige- 
rung schritt  der  Untersuchungsrichter  disziplinarisch  ein , und  es  wurde 
auch  die  Beschwerde  des  Gemassregelten  verworfen,  mit  der  Begründung: 

„Niemand  kann  sich  durch  ein  einem  Dritten  gegebenes  Versprechen 
der  bürgerlichen  Pflicht  der  Zeugniesablegung  entziehen  ; die  einzigen 
Fälle  anvertrauter  Amts-  oder  Berufsgeheimnisse  der  Geistlichen,  Aerzte 
oder  Anwälte  ausgenommen.“  O.  G.  27.  November. 

21.  Disziplinarbefugniss  des  Richters.  Die  Verhängung  einer  Ord- 
nungsbusse gegen  einen  Zeugen , der  im  Ausstandszimmer  einen  andern 
beschimpft  hat,  ist  unzulässig,  da  das  ungebührliche  Benehmen  nicht  in 
Gegenwart  des  Richters  in  einer  amtlichen  Verhandlung  erfolgt  ist,  und 
der  Richter  auch  nicht  im  Falle  ist.  aus  eigener  Anschauung  «lie  Sache 
zu  beurtheilen,  welche  von  den  Parteien  verchieden  dargestellt  wird. 
O.  G.  15.  April. 

22.  Erledigung  des  Zivilpunktes  durch  den  Strafrichter.  Anlässlich 
eines  Falles  von  Bigamie  lehnte  die  Appcllutionskammer,  welche  an 
Stelle  des  Schwurgerichts  den  geständigen  Angeklagten  zu  beurtheilen 
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hatte,  es  ab,  die  Klage  auf  Nichtigerklärung  der  zweiten  Ehe  wie 
einen  gewöhnlichen  Zivilpunkt  adhäsionsweise  ira  Strafprozesse  zu  er- 
ledigen; das  Gericht  war  vielmehr  der  Ansieht,  die  Staatsanwaltschaft 
werde  nunmehr,  nach  eingeholtem  Auftrag  des  Regierungarathes,  Klage 
auf  Nichtigerklärung  «1er  Ehe  erheben,  da  niimlich  der  zunächst  ge- 
schädigte Ehemann  unbekannt  abwesend  war.  Zuschrift  der  App.  K.  an 
die  Direktion  des  Innern.  B.  29.  Januar. 

28.  Unter  den  gleichen  Titel  gehört  nachfolgender  Entscheid; 

Die  blosse  Theilnalnne  an  einem  Raufhandel  begrtlndet  an  sieh  noch 
nicht  auch  die  zivilrechtliche  Haftbarkeit  des  Schuldigen  für  die  Folgen 
einer  in  diesem  Raufhandel  begangenen  Körperverletzung.  Es  muss  viel- 
mehr ein  besonderes  Verschulden  nachgewiesen  sein,  das  mit  der  Körper- 
verletzung in  ursächlichem  Zusammenhänge  steht.  App.  K.  3.  Februar, 
10.  März. 

Urtheile  des  Strafgerichtes  von  Basel  vom  10.  und  17.  Dezember  1887. 

Von  Staatsanwalt  Irr.  David  in  Hasel. 

Urkundenfälschung  in  gewinnsüchtiger  Absicht  allein  oder  in  gleich- 
zeitigem Zusammentreffen  mit  Betrug,  beziehungsweise  Betrugs- 
versuch I 

Dem  Urtheile  vom  10.  Dezember  lag  folgender  Thatbcstand  zu 
Grunde  : 

Die  Angeklagte  II.  fälschte  ein  Schreiben , nach  welchem  sie  von 
einer  Frau  D.  den  Auftrag  erhielt,  bei  dem  Abzahlungsgeschäfte  L.  & C° 
ein  Paar  Damenstiefel  zu  erheben.  Die  B.  erhielt  auf  das  vorgewiesene 
Schreiben  hin  die  Stiefel  und  behielt  sie  für  sich. 

Des  Fernem  fälschte  die  B.  auf  den  Wunsch  der  Mitangeklagten  L. 
einen  Brief,  in  welchem  eine  Frau  G.  den  ihr  bekannten  Schuhmacher 
E.  um  eilt  Paar  Damenstiefel  ersuchte.  E.  händigte  der  E auf  das  Schrei- 
ben hin  die  Stiefel  aus. 

Das  Strafgericht  vernrtheilte  die  B.  wegen  Fälschung  einer  Privat- 
urkunde in  gewinnsüchtiger  Absicht  und  wegen  Gehülfenschaft  zu  einer 
solchen  Fälschung  i£i?  69,  70,  Ziffer  1,  29  des  Strafgesetzbuches);  die 
E.  wurde  des  Gebrauchs  einer  falschen  Urkunde  nach  § 72  des  Straf- 
gesetzbuches schuldig  befunden. 

Bei  der  Entscheidung  vom  17.  Dezember  lagen  folgende  That- 
saclten  vor: 

Der  Angeklagte  M.  hatte  von  dem  Händler  B.  den  Auftrag  erhalten, 
Kartoffeln  einzukaufen. 

Bei  der  Ausführung  des  Auftrages  schlossen  sich  dem  M.  die  beiden 
Mitangeklagten  R.  und  D.  an.  M.  kaufte  bei  W.  & Sch.  Kartoffeln,  den 
Doppelzentner  zu  Fr.  5 berechnet.  Um  sich  eine  Provision,  die  der 
Händler  B.  bei  diesem  Einkaufspreise  nicht  bezahlt  haben  würde,  und 
sonst  noch  Geld  zu  verschaffen,  fälschten  die  drei  Angeklagten  eine  „Be- 
scheinigung11, in  welcher  W.  & Sch.  bezeugten , der  Kaufvertrag  sei  zu 
Fr.  I der  Doppelzentner  und  unter  der  Bedingung  einer  Anzahlung  von 
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50  Mark,  was  auch  nicht  wahr  war,  abgeschlossen  worden.  Gestutzt 
auf  diese  Bescheinigung,  die  sie  dem  B.  Uberbrachten,  wollten  die  An- 
geklagten bei  diesem  Geld  erheben,  erhielten  aber  keines. 

Das  Strafgericht  beurtheilte  den  Thatheataud  als  Fälschung  einer 
Priraturknnde  in  gewinnsüchtiger  Absicht  nach  §§  69,  To,  Ziffer  1,  des 
St  rafgesetzbuchcs. 

Um  die  Tragweite  der  beiden  Entscheidungen  des  Strafgerichts,  die 
Übrigens  nur  der  Ausdruck  einer  stets  geübten  Rechtsprechung  sind,  be- 
urthcilen  zu  können,  sei  Folgendes  bemerkt: 

Nach  g 69  des  Strafgesetzbuches  fUr  Baselstadt,  soweit  dieser  hier 
in  Betracht  kommt , wird , ganz  gleich  wie  nach  § 267  des  deutschen 
Strafgesetzbuches,  bestraft,  wer  eine  zum  Beweise  von  Rechtsverhältnissen 
erhebliche  Privaturkunde  fälschlich  anfertigt  nnd  von  derselben  zum 
Zwecke  der  Täuschung  Gebrauch  macht.  Der  g 70  des  Basler  Straf- 
gesetzbuches entspricht  § 268  des  deutschen  und  handelt  von  der  Ur- 
kundenfälschung, welche  in  der  Absicht  begangen  wird,  sich  oder  einem 
Andern  einen  Vermögensvortheil  zu  verschaffen,  oder  einem  Andern  einen 
Schaden  zuzuftlgen.  Wie  das  deutsche,  so  stellt  auch  Basels  Strafgesetz- 
buch der  Urkundenfälschung  gleich  den  wissentlichen  Gebrauch  einer 
falschen  Urkunde  zum  Zwecke  der  Täuschung.  (Basel  4}  72;  Deutsches 
Strafgesetzbuch  § 2 7 0. ) Die  Begriffsbestimmung  des  Betruges  ist  von 
Basel  wörtlich  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  entnommen.  (Basel  4}  150; 
Deutsches  Strafgesetzbuch  § 263.1 

Wenn  4;  44  dann  ideale  Konkurrenz  annimmt,  .wenn  eine  Hand- 
lung die  Merkmale  mehrerer  Verbrechen  in  sich  vereinigt“,  so  ist  dem 
Sinne  nach  dasselbe  gesagt,  was  in  g 73  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
gemeint  ist. 

Angesichts  der  Gleichheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  es  von 
Interesse,  deren  Anwendung  in  der  deutschen  Rechtsprechung  herheizu- 
ziehen. 

Das  Reichsgericht,  welches  massgebend  ist,  halt  fest,  „dass  der  Be- 
griff des  Betruges  nicht  in  dem  Thatbestande  der  qualilizirten  Urkunden- 
fälschung (hier  Urkundenfälschung  in  gewinnsüchtiger  Absicht  genannt) 
untergehe“.  Dies  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  zum  vollendeten  Betrüge 
der  Eintritt  einer  Vermogensbeschädigung  gehört,  während  die  Urkunden- 
fälschung ohne  Rücksicht  auf  Eintritt  eines  Schadens  vollendet  wird. 
Auch  gehört  zum  Betrngsbegriffe , dass  die  Absicht  auf  einen  rechts- 
widrigen Vermögensvortheil  gerichtet  ist , hei  der  Urkundenfälschung 
(nach  § 268  des  Strafgesetzbuches)  dagegen  die  Absicht  auf  einen  Ver- 
mögeusvortheil  überhaupt  genügt.  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts, 
Bd.  II,  S.  42;  Bd.  I,  S.  186;  Bd.  XI,  S.  155;  ferner  Olshausen,  Kom- 
mentar zu  § 268,  Ziffer  1,  mul  das  daselbst  Angeführte.) 

Demnach  würde  ein  Tliatbestand , wie  er  dem  Strafgerichte  am 
10.  Dezember  Vorgelegen  hat,  als  Urkundenfälschung  in  gewinnsüchtiger 
Absicht  (qualifizirte  Urkundenfälschung' , beziehungsweise  wissentlicher 
Gebrauch  einer  falschen  Urkunde,  in  idealer  Konkurrenz  mit  vollendetem 
Betrüge  aufzufassen  sein  ; denn  die  Absicht  auf  einen  rechtswidrigen 
Vermögensvortheil  und  die  durch  Täuschung  herbeigefUhrto  Vermögens- 
beschädigung waren  zweifellos  vorhanden. 
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In  dem  Straftalle  vom  17.  Dezember  würde  das  Reichsgericht  eine 
<|ualitizirte  Urkundenfälschung  in  idealer  Konkurrenz  mit  einem  Betrugs- 
Versuche  erblicken,  da  die  Absicht  der  Angeklagten  zweifellos  auf  einen 
rechtswidrigen  Vermögenavortheil  ging.  Diese  nicht  zum  Begriffe  der 
gewinnsüchtigen  Urkundenfälschung  gehörige  lleehtswudrigkeit  des  beab- 
sichtigten Vermögensvortheils  hebt  die  strafbare  Handlung  in  den  Be- 
trugsbegritr. 


Literatur-Anzeigen,  — Bibliographie, 

Auguste  Paccaud.  licencié  en  droit.  Du  régime  de  la  presse  en  Europe 

et  aux  Etats-Unis,  Étude  de.  droit  comparé.  Lausanne,  Pache, 

I88T,  820  Seiten. 

Dieses  sehr  gründlich  gearbeitete  Werk  gibt  eine  treffliche  Ueber- 
sicht  namentlich  über  das  Pressrecht  der  Schweiz  (p.  170  — 316)  und 
zeigt,  wie  der  verfassungsrechtliche  Grundsatz  der  Pressfreiheit  den 
kantonalen  Gesetzgebungen  auf  Gnade  und  Ungnade  preisgegeben  ist, 
zumal  die  Bundesbehörden  eine  nicht  ganz  richtige  .Stellung  einzunehmen 
pflegen.  Bezüglich  der  Ausführungen  Uber  die  im  Obligationenrecht  55 
vorgesehene  Ersatzforderung  vertritt  Verfasser  die  Meinung , dass  darin 
eine  Privatstrafe  zu  sehen  sei.  Kin  trefflicher  Kenner  des  Bundesstaats  - 
rechts  und  der  schweizerischen  Privatrechte,  Prof.  Huber,  sprach  sich 
jüngst,  de  lege  lata  wenigstens,  gegen  diese  Ansicht  aus  (Zeitschrift  für 
schweizerisches  Recht,  Neue  Folge,  Bd.  VII,  S.  128).  Sehr  interessant 
sind  die  Kritiken,  zu  denen  der  sorgfältig  gearbeitete  Entwurf  eines 
Strafgesetzes  für  den  Kanton  Waadt  Anlass  gibt,  liier  entwickelt  auch 
der  Verfasser  seine  eigenen  Ansichten  von  der  Verantwortlichkeit  gewisser 
Personen.  Als  die  «grands  coupables“  bei  periodischer  Presse  erachtet 
er  den  Verfasser  des  Artikels  und  den  Redakteur,  und  zwar  als  „auteurs 
principaux“  (p.  2‘.*‘.i  . Daneben  stehen  als  „complices“  diejenigen,  welche 
durch  nicht  zur  Publikation  der  Schrift  gehörende  Akte  dennoch  zu  dieser 
beigetragen  haben.  Auch  bei  der  nicht  periodischen  erklärt  er  haftbar 
den  Verfasser  und  Herausgeber;  dagegen  scheint  der  Drucker  ihm  nur 
strafbar,  wenn  er  es  verabsäumte,  sich  um  den  Herausgeber,  Wohn- 
sitz und  Garantie  desselben  zu  kümmern,  und  zwar  in  selbständiger  und 
milderer  Form,  soweit  er  nicht  wirklich  Mitschuldiger  ist.  Buchhändler 
und  Colporteurc  würden  als  Herausgeber  haften  bei  Verkauf  von  Schriften 
ohne  Angabe  des  Autors  oder  Herausgebers,  als  Mitschuldige  rUcksichtlich 
der  strafbaren  Erzeugnisse  eines  kantonsfremden  Autors  oder  Herausgebers, 
wenn  ihnen  die  Kenntniss  der  Strafbarkeit  des  Inhalts  bewiesen  werden  kann. 
Im  Gegensätze  zu  denjenigen,  welche  eine  Unterzeichnung  der  Artikel  ver- 
langen, will  P.nurden  verantwortlichen  Redakteur  haftbar  machen.  Er  billigt 
völlig  den  Bericht  igungsz wang  und  verlangt  „que  l'insertion  de  la  réponse  doit 
être  faite  intégralement,  textuellement,  sans  suppressions,  ni  interpolations, 
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À la  même  place,  avec  les  mêmes  caractères  et  d'une  manière  aussi 
lisible  que  l’article  auquel  elle  répond“  — aber  alles  dies,  ohne  dass 
sofort  in  dieser  Nummer  der  Angreifer  antworten  durfte,  jedoch  wiederum 
nur  die  wirklich  angegriffene  Person  innerhalb  kurzer  Frist.  Ist  die 
Antwort  nur  doppelt  so  lang  als  der  Angriffsartikel  oder  nicht  Uber  15 
Linien,  sollte  sie  gratis  anfgenommen  werden;  längere  Antworten  werden 
ftlr  den  Ueberschuss  nach  gewöhnlichem  Annoncenpreise  taxirt  und  be- 
zahlt. — Wir  meinen,  es  seien  dies  Sätze,  denen  sich  fast  durchweg  zu- 
stimmen lässt.  Denn  man  überzeugt  sich  doch  immer  mehr,  dass  die  vielen 
Fiktionen  und  Stufen,  welche  man  früher  für  diese  Haftbarkeit  aufstellte, 
ungerechtfertigt  sind. 

So  hält,  um  einen  kleinen  Ueberblick  über  die  neuesten  und  besten 
Schriften  dieser  Materie  hier  einzufügen, 

Pincherle  in  seiner  trefflichen  Arbeit  ; La  legge  e la  stampa,  Firenze, 
1881  - 

den  Herausgeber  und  den  Schriftsteller  für  die  wahren  Urheber 
des  Delikts;  bei  periodischer  Presse  soll  kein  SUndenbock  (liouio 
di  paglia,  testa  di  legno,  capra  emissario  — bouc  émissaire.)  zu- 
lässig sein. 

Honasi  in  seiner  preisgekrönten  Arbeit  : Sulla  legge  della  stampa, 
Bologna,  1881  — 

hält  bei  nicht  periodischer  Presse  verantwortlich  den  Verfasser 
— den  Drucker  und  Verleger  wegen  Vernachlässigung  ptlicht- 
mässiger  Sorge,  wenn  sie  den  Verfasser  anzugeben  nicht  im  Falle 
sind  ; 

bei  periodischer  Presse  den  Verfasser  ftlr  den  Thäter,  den 
„direttore  effettivo“  für  den  Mitschuldigen. 

Gavazzi-Spech  in  seiner  gleichfalls  preisgekrönten  Arbeit:  Sulla 

libertà  di  stampa,  Milano,  1881  -■ 

ist  gegen  Unterzeichnung  der  Artikel  durch  den  Autor  und  will 
den  „direttore“  haften  lassen. 

.1  fanfredi  in  seiner  preisgekrönten  Schrift;  Il  diritto  penale  délia 
stampa,  Milano,  1881  -- 

hält  verantwortlich  den  Redakteur  als  Herausgeber. 

Simons  in  seiner  gediegenen  Schrift  : De  vrijhcid  van  drukpers, 
’s-Gravenhage,  1883  — 

hält  den  Autor  für  haftbar  (ausser  es  würde  eine  Schrift  gegen 
seinen  Willen  pnblizirt),  ferner  Drucker,  Herausgeber  (Verleger) 
und  Redakteur  (je  nachdem  als  Thäter  oder  Gehilfen),  Verbreiter 
strafbar  wegen  Begünstigung. 

Baumgarten  in  seiner  sehr  bcachtenswcrthen  Abhandlung  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft  V,  491  ff.  — 

erachtet  als  Urheber  (Thäter)  den  Verfasser;  als  Gehilfen  den 
Verleger,  der  den  Inhalt  des  Werkes  kannte,  sonst  als  strafbar 
wegen  Fahrlässigkeit,  soweit  nicht  diese  Verantwortlichkeit  auf  den 
angemeldeten  verantwortlichen  Rédacteur  der  periodischen  Presse 
sich  überträgt.  Drucker  müssen  das  mit  Originalunterschrift  des 
Verfassers  und  Vidimierung  dos  Verlegers  resp.  Redakteurs  ver- 
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Sehern;  Manuscript  bis  zum  Ablauf  der  Verjährungsfrist  aufbewahren 
und  sollten  hiezu  durch  Androhung  schwerer  Strafe  angehalten 
werden.  Verbreiter  dürfen  keine  Druckschrift  verkaufen,  auf  welcher 
die  Namen  des  Druckers  und  Verlegers  resp.  Redakteurs  nicht  an- 
gegeben sind. 

In  diesen  Gedanken  liegen,  glaube  ich,  die  richtigen  Grundlagen 
eines  möglichst  wenige  Unzntrilgliehkeiten  nach  sich  ziehenden  Press- 
gesetzes der  Zukunft! 

Was  die  Berücksichtigung  der  ausländischen  Gesetzgebung  betrifft, 
so  ist  nmn  hiefilr  durch  die  oben  genannten  Werke  von  Italienern  und 
von  Simons  wesentlich  gefordert.  Mit  «1er  Begriffsbestimmung  des  eng- 
lischen „übel“  steht  es  nicht  so  schlimm,  als  Verfasser  S.  55  meint, 
wie  er  sich  aus  Flood , A treatise  on  the  law  conc.  libel  and  slander, 
London,  1880,  aus  Harris,  Stephen,  Odgers  u.  A.  überzeugen  könnte. 
Auf  S.  60  verwechselt  er,  wie  es  scheint,  die  Gesetzgebung  gegen 
„treason-felony“  mit  der  gegen  „seditious  Übels  or  words“.  Für  Belgien 
war  Rücksicht  zu  nehmen  auf  das  Standard  Work  von  Schuermans. 
Ueber  die  Gründe  des  Alinea  1 des  Art.  263  (nicht  261)  des  holIHndischcn 
Strafgesetzbuchs  von  1881  gibt  Aufschluss  Smidt,  geschiedenis  van  hot 
wetboek  van  Strafrecht,  II,  370  ff.  — Dänemark  hat  ein  Pressgesetz 
vom  3.  Januar  1851  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft, 
VI,  721),  abgeändert  durch  Gesetz  vom  13.  August  1886  idiese  Zeit- 
schrift, VII,  474),  Norwegen  Bestimmungen  „ oiu  forhrydelser  ved  trykt 
skrift  og  deslige“  in  Kapitel  25  des  Strafgesetzes  von  1842  (1874).  Das 
serbische  Gesetz  von  1881  ist  schon  dreimal  etwas  abgeändert  worden. 

Teichmann 

Dr.  Ladame,  Proche  criminel  de  la  dernière  sorcière,  brûlée  à Genève 

le,  6 Avril  16~>2.  Paris,  .4.  Delahaye  et  Leeromier,  Editeurs, 

Place  de  l’école  de  médecine,  1888,  5H  Seiten. 

Dr.  Latlame,  Dozent  der  Medizin  au  der  Universität  Genf,  veröffent- 
licht als  Beitrag  zu  der  Bibliothèque  diabolique  (Collection  Bourneville) 
die  Gerichtsakten,  welche  im  Jahre  1652  gegen  die  Miellée  Chauderon 
wegen  Anklage  auf  Hexerei  in  Genf  aufgenommen  worden  sind,  und  zwar 
wortgetren.  Verwandte  beschuldigten  die  Frau,  sie  habe  böse  Geister 
in  den  Leib  ihrer  Töchter  gezaubert.  Sie  gestand  unter  der  Folter,  Bich 
dem  Teufel  übergeben  zu  haben.  Die  Genfer  Gerichtsärzte  fanden  nicht 
genügende  Anhaltspunkte,  um  die  Chauderon  als  vom  Teufel  besessen  zu 
erklären  ; die  von  Lyon  herbeigeholten  Sachverständigen  erachteten  da- 
gegen den  Verdacht  für  begründet,  dass  die  Zeichen  am  Leibe  der  Frau 
Satansmale  seien. 

Sie  wurde  verurtheilt  rà  estre  liée  et  conduite  en  plein  palais  pour 
là  estre  pendue  et  estranglée  et  son  corps  hruslè  et  rédnict  en  cendres, 
desclaraut  en  outre  ses  biens  acquis  et  confisqués  au  profit  de  la  Seigneurie 
avec  despens*. 

Die  Publikation  dieser  interessanten  Aktenstücke  leitet  Ladame.  in 
einem  beuicrkenswerthen  Vorworte  ein. 

Die  älteste  llexenprozedur,  welche  sich  in  Genf  vorfindet,  stammt 
aus  dem  Jahre  1401;  es  ist  die  einzige  des  Jahrhunderts.  Unter  deu 
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200  Anklagen  auf  Hexerei,  die  da»  Genfer  Archiv  aus  dem  16.  Jahr- 
hundert aufbewahrt,  betreffen  über  150  Kranen,  und  von  diesen  waren 
die  Hälfte  Wittwen.  Unter  den  Ledigen  standen  viele  im  Alter  von  60 
bis  80  Jahren. 

Nicht  nur  in  Genf,  sondern  Überall  sind  vorwiegend  Wittwen  und 
arme,  alte  Weiber  der  Hexerei  beschuldigt  worden,  und  dies  allein  gibt 
der  Vermuthung  Kaum,  das»  solche  Anklagen  sich  namentlich  gegen  un- 
glückliche, unter  trllben  Lebensschicksalen  zusammengebrochene  Menschen 
gerichtet  haben.  Aktenmässig  festgestellte  Einzelheiten  bestätigen  dem  medi- 
zinischen Sachverständigen  die  zweifellose  Richtigkeit  dieser  Vermuthung. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  erklärt  sieh  die  Veröffentlichung  alter 
Strafgerichtsakten  durch  einen  Psychiater.  Ladame  weist  auf  den  psy- 
chologischen Mittelpunkt  hin,  in  welchem  die  Hexenprozesse  entstanden, 
und  zeigt  die  Verbindung  zwischen  Häresie  und  Zauberei.  Alles,  was 
mit  der  offiziellen  Moral  und  Religion  nicht  libereinstiinmte,  gab  damals 
Anlass  zu  einer  Strafverfolgung,  ln  den  päpstlichen  Bullen  erscheinen 
Zauberer  und  Häretiker  regelmässig  nebeneinander. 

Die  Genfer  wurden  jeden  Augenblick  wegen  Karten-  und  Würfel- 
spiel vor  Gericht  gezogen , oder  weil  sie  während  des  Gottesdienstes 
Enten  gejagt  und  geschossen,  oder  weil  sie  ihre  Weiber  geschlagen,  und 
ganz  besonders,  weil  sie  von  dein  Regiment  unserer  gnädigen  Herren 
llbel  geredet  oder  von  heiligen  Dingen  leichtfertig  gesprochen  hatten. 
Ein  Buchhändler  wurde  im  Jahre  1568  durchgepeitscht,  weil  er  die  Sonne 
anbete.  Die  öffentliche  Meinung  war  in  Bezug  auf  Zauberei  und  Hexerei 
noch  unversöhnlicher  als  die  Richter. 

Anknllpfend  an  die  Betheiligung  der  Theologen,  Juristen  und  Medi- 
ziner an  den  Hexenprozessen  betont  Ladame,  dass  die  Unwissenheit  der 
Gelehrten  der  Humanität  mehr  schadet  als  die  Unwissenheit  des  Volkes. 
Der  allgemeine  Fortschritt  hängt  mehr,  als  es  den  Anschein  hat,  von  der 
freien  Entwicklung  der  höheren  Studien  ab  und  die  Volksbildung  steigt 
und  fällt  mit  dem  wissenschaftlichen  Stande  der  Universitäten.  Mit  ge- 
rechtem Stolz  beruft  sich  Ladame  auf  Jean  Wier,  welcher  als  der  Erste 
die  Psychiatrie  von  dem  Teufel  und  dem  Wunder  zu  befreien  suchte; 
er  anerkennt  aber  auch  den  gesunden  Sinn  und  den  Muth  der  Genfer 
Sachverständigen  im  Prozesse  Chauderon,  welchem  es  wohl  zu  verdanken 
sei,  dass  nach  Miellée  Chauderon  in  Genf  keine  Hexe  mehr  verbrannt 
wurde.  Als  sich  in  Genf  keine  Aerzte  mehr  fanden,  welche  zu  einer 
Verurtheiluug  von  Hexen  Hand  boten,  änderte  die  Rechtsprechung,  und 
bald  wurde  überhaupt  keine  Anklage  wegen  Hexerei  mehr  angenommen. 

Stooss. 

Advocat  Dr.  F.  Meili,  Prof,  an  der  Universität  Zürich.  Das  Marken- 
strafrecht auf  Grund  des  eidgenössischen  Markenschutzgesetzes, 
sowie  der  von  der  Sciiweiz  abgeschlossenen  Staatsverträge  und 
der  internationalen  Konvention  von  1883.  Bern,  Jenni’s  Buch- 
handlung (II.  Kaehler/,  1888,  74  Seiten. 

Diese  Hrn.  Prof.  Dr.  Andreas  Hcuslcr  gewidmete  Festschrift  be- 
handelt, wie  das  Vorwort  mit  Recht  sagt,  eine  Materie,  deren  Wurzel 
weit  in  die  alte  deutsche  Rechtsperiode  zurückreicht,  d.  h.  eine  neue  zu 


Digitized  by  Google 


144 


Literatur-Anzeigen. 


einem  Weltrechtagut  bestimmte  Umformung  der  alten  Haus-  und  Hof- 
marke  betrifft.  Ks  bandelt  sieb  liier  tun  liberall  einen  raschen  Fortschritt 
hemmende  Schwierigkeiten,  welche  cs  erklärlich  erscheinen  lassen,  wenn 
Einzelne  — und  unter  ihnen  auch  der  durch  diese  Schrift  Gefeierte 
(Institutionen,  I,  340)  — diesem  Institute  nicht  sonderlich  geneigt  sind. 

Der  Verfasser  beklagt  es,  dass  man  namentlich  in  der  Schweiz 
diesem  Gegenstände  noch  nicht  die  genügende  Beachtung  geschenkt  hat, 
und  weist  hin  auf  die  trefflichen  Arbeiten  ausländischer  Schriftsteller. 
Unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  Judikatur  stellt  er,  nach  einer 
historischen  Einleitung  liber  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Marken- 
rechts in  der  Schweiz,  das  Markenstrafrecht  nach  Massgabc  des  schweize- 
rischen Gesetzes  vom  19.  Christmonat  1879  dar,  wobei  er  mit  guten 
Grllnden  die  Errichtung  eines  eidgenössischen  Verwaltungsgerichtshofes 
empliehlt,  da  cs  unzulässig  sei,  länger  eine  bundesräthliche  Sektion  (das 
Markenamt)  Über  Zulassung  oder  Nichtzulassung  von  Marken  entscheiden 
zu  lassen,  während  andrerseits  das  Bundesgericht  bei  Beurtheilung  straf- 
rechtlicher (Jrtheile  in  Markenrechtssachen  die  Stellung  einer  Kassations- 
iustanz  (wie  auch  in  l’ntentsachen  dereinst!  einnehmen  mUsse.  Durch  die 
internationale  Konvention  sind  in  dem  bisherigen  Rechtszustand  wichtige 
Veränderungen  eingetreten,  aber  auch  Bestimmungen  getröden  worden, 
welche  auf  die  Dauer  nicht  haltbar  sind  tS.  66).  Gleiches  gilt  von  der 
Schweiz,  will  sie  nicht  den  Einheimischen  schlechter  gestellt  sein  lassen, 
als  den  Fremden. 

So  seien  denn  diese  gediegenen  Ausführungen  des  Verfasser»  all- 
seitiger  Beachtung  und  ernster  Erwägung  dringend  empfohlen  ! 

Teichmann. 

Prof.  Dr.  A.  Teichmann.  Die  Urkundenfälschung  nach  den  Strafgesetzen 

des  Auslandes  und  der  Schweiz.  Zeitschrift  für  Schweizerisches 

Recht,  Bd.  7 1 V.  F„  Heft  S,  S.  347—574.  Basel,  C.  Detloff,  1888. 

Die  chaotische  Mannigfaltigkeit  in  der  gesetzgeberischen  Behandlung 
der  Urkundenfälschung  fuhrt  Teichmann  hauptsächlich  auf  eine  mangel- 
hafte Gesetzestechnik  zurtlek.  Doch  wird  die  Systematisirnng  der  Tliat- 
bestämlc  bei  Gesetzgebungsarbeiten  nun  reiflicher  erwogen.  Teichmann 
empliehlt  zwar  nicht  eine  detaillirte  Schematisirung,  welche  die  Ueber- 
sichtlichkeit  beeinträchtigt,  fordert  aber,  dass  der  Gesetzgeber  zuerst  durch 
eine  wissenschaftliche  Untersuchung  die  grossen  und  kleinen  Gruppen  je 
nach  dem  Objekt  des  Angriffes  des  Rechtsguts  (oder  der  Interessen)  auf 
stelle  und  dann  fUr  die  Praxis  davon  Verwendung  mache,  jedoch  unter 
Vermeidung  unnöthiger  Kasuistik. 

Eine  Prüfung  der  Stellung  der  Urkundenfälschung  nach  der  heutigen 
Doktrin  schliesst  der  Verfasser  mit  dem  Bekenntniss,  er  „glaube  an  der 
Ansicht  festhaltcn  zu  können,  dass  jedenfalls  Betrug  und  Fälschung  von 
Urkunden  nicht  zusammengeworfen  werden  darf,  ebensowenig  damit  Münz- 
fälschung und  namentlich  nicht  Bankerott  zu  verbinden  ist,  natürlich 
nicht  im  entferntesten  Waarenfälschung  ; dass  ferner  die  Stellung  unter 
Verbrechen  gegen  Treue  und  Glauben  gewiss  nicht  unrichtig  genannt 
werden  kann“.  Doch  fasst  Teichmann  die  Urkundenfälschung,  im  An- 
schlüsse an  Goos,  als  eine  Verletzung  der  sozialen  Handlungsfreiheit  auf. 
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Bei  einem  kritischen  Gange  durch  die  europäische  und  aussereuro- 
piiische  Gesetzgebung  erwerlien  sich  nur  die  Gesetzgebungen  von  Deutsch- 
land, Basel,  Solothurn,  Zug,  St.  Gallen  (für  Privaturkunden),  Dänemark 
(§  276),  österreichischer  Entwurf,  § 292,  Ungarisches  Strafgesetzbuch  und 
znm  Theil  der  II.  Entwurf  fUr  Japan  die  Anerkennung  des  gelehrten 
Verfassers.  Besonderes  Gewicht  legt  Teichmann  darauf,  dass  die  Voll- 
endung der  Fälschung  von  Urkunden,  öffentlichen  und  privaten,  von  dem 
Gebrauch  abhängig  gestellt  werde,  indem  erst  mit  dem  Gebrauch  der 
Urkunde  eine  Verletzung  der  sozialen  Handlungsfreiheit  eintritt. 

Der  inhaltsreiche  Aufsatz  bespricht  zum  Schlüsse  noch  kurz  die 
Behandlung  von  Handels-  und  Bankpapieren,  von  Blanketten,  der  Unter- 
drückung, Vernichtung  oder  Beschädigung  von  Urkunden,  der  intellek- 
tuellen Urkundenfälschung,  und  fragt,  ob  sich  eine  culpose  Urkunden- 
lälschung  denken  lasse.  Mit  seinen  Ausführungen  steht  keine  einzige 
Gesetzgebung  vollständig  im  Einklang. 

Der  Ucberbliek  über  die  inländische  und  ausländische  Gesetzgebung 
würde  für  Manchen  noch  lehrreicher  und  fruchtbarer  geworden  sein,  wenn 
den  fremdländischen  Texten  eine  Ucbersetzung  beigefügt  worden  wäre. 
Denn  wer  versteht  z.  B.  hier  zu  Lande  dänisch?  Stooss. 

Prof.  Dr.  Alb.  Zeerleder,  Die  schweizerische  Haftpflichtgesetzgebung. 

Mit  besonderer  llücksicht  auf  das  Gesetz  vom  26.  April  1887, 

Systematisch  dargestellt.  Beim,  Jenni’s  Buchhandlung  (Ka'hler), 

1888.  166  Seiten. 

Eine  systematische  Darstellung  der  schweizerischen  HaftpHichtgesetz- 
gebung  berührt  das  strafrechtliche  Gebiet  kaum.  Doch  wird  in  der  sehr 
verdienstlichen  Schrift,  welche  eine  Lücke  in  der  schweizerischen  Hechts- 
literatur  gut  ausfüllt,  die  Frage  erörtert,  was  das  Bundesgesetz  betreffend 
die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  (vom  25.  Hrachmonnt  18H1)  unter  Ver- 
brechen oder  Vergehen  dritter  Personen  versteht,  deren  Beweis  den 
Betriebsunternehmer  von  der  Haftung  befreit,  falls  der  Unfall  durch  sie 
erfolgte.  S.  117.  Die  Anwort  lautet  : „Verbrechen  und  (oder)  Vergehen“ 
umfassen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  diejenigen  Handlungen,  welche  das 
E.  H.  G.  (Eisenbahnhaftpllichtgcsetz)  unter  „Vergehen"  in  Einen  Ausdruck 
zusammenfasst.“  Will  aber  das  E.  II.  G.  mit  Vergehen  (faute)  wirklich 
eine  strafbare  Handlung  bezeichnen  ? Meines  Erachtens  hat  das  Bundes- 
gericht in  dem  Entscheide  Husv  contra  .1.  B L.  (A.  S.,  Bd.  7,  S.  533) 
eine  solche  Auslegung  nicht  treffen  wollen,  sondern  nur  die  Annahme  der 
Vorinstanz,  es  liege  eine  strafbare  (und  daher  auch  nach  civilistischen 
Grundsätzen  schuldhafte)  Handlung  vor,  abgelehnt.  Wenn  der  Verfasser 
„Versehen  oder  (und)  Vergehen“  mit  „délit  ou  quasi-dclit“  übersetzen 
will,  so  verneint  er  damit  das  Erforderniss  einer  strafbaren  Handlung 
wohl  selbst.  Es  ist  übrigens  nicht  ganz  ohne  Bedeutung,  dass  das 
E.  H.  G.  von  Vergehen  und  Vergehen  spricht,  das  F.  II.  G.  dagegen  von 
Verbrechen  oder  Vergehen.  (Es  sind  daher  die  Druckfehler  S.  112, 
Zeile  8 von  unten,  und  S.  117,  Zeile  1-1  von  oben,  zu  berichtigen.) 

Zuzugeben  ist,  dass  weder  Verbrechen  noch  Vergehen  im  technischen 
Sinne  zu  fassen  ist,  wie  überhaupt  das  Bundesstrafrecht  die  Bezeichnungen 
Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretnng  synonym  verwendet.  Stooss. 

Zeituchr  . f.  Schweiwr  8tr*frecht.  I.  Juhrg.  10 
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Dr.  Hermann  Ortloff,  Landgerichtsrath  in  Weimar.  Gerichtlich-medi- 
zinische Fälle  und  Abhandlungen.  Unter  Mitwirkung  non  Aerzten 
und  Juristen  herausgegeben. 

Heft  1.  Kind  oder  Fötus?  vom  Herausgeber,  ISerlin,  Sienienrotli  und 
Worms,  1887,  9ü  Seiten. 

Heft  2.  I.  Versuch  eines  Mordes  oder  Selbstmordes  ? Erwtirgen  und 
Erdrosseln,  von  Arnold  Siefcrt,  Erstem  Staatsanwalt  zu  Weimar.  II.  Ver- 
brechensverllbung  im  Traumwandeln,  vom  Herausgeber,  ebendaselbst  1888, 
64  Seiten. 

lieft  3.  Strafbare  Fahrlässigkeit  bei  Ausübung  der  Heilkunst,  vom 
Herausgeber,  ebendaselbst,  1888,  96  Seiten. 


1. 

Die  Abhandlung  «/und  oder  Fötus?*  stellt  zunächst  folgenden  Fall 
dar.  Eine  Ehefrau,  deren  Ehemann  seit  Jahr  und  Tag  landesabwesend 
war,  gebar.  Die  Geburt  war  reif,  lebensfähig  und  ausgetragen;  dass  sie 
Luft  eingeathmet  hatte,  liess  sich  nicht  feststellen.  Nach  Annahme  der 
Sachverständigen  hat  die  Frau  in  einen  mit  Wasser  angeflillten  Eimer 
geboren,  so  dass  das  Einathmen  von  Luft  verhindert  wurde  und  der  Tod 
eintrat.  Die  Geschwornen  sprachen  die  Mutter  von  der  Anklage  auf  Kin- 
destödtung  frei. 

Ortloff  unternimmt  im  Anschluss  an  diesen  Fall  den  Nachweis,  dass 
strafrechtlich  und  gerichtlich-medizinisch  der  Fötus  erst  mit  der  Athmnng 
zum  Kinde  werde,  indem  dies  die  natürliche  Grenzscheide  zwischen  Fötal- 
und  Kindesleben  bilde. 

Die  Verhinderung  der  Einathmung  von  Luft,  wie  sie  in  dem  erwähn- 
ten Falle  wahrscheinlich  war,  will  Ortloff  nicht  als  Kmdestödtung  und 
auch  nicht  als  Versuch  derselben  gelten  lassen,  indem  die  Handlung  gegen 
das  Fötaileben  gerichtet  war.  Er  gibt  aber  zu,  dass  nach  deutschem 
Strafrechte  (§  218)  auch  nicht  Abtreibung  angenommen  werden  kann, 
weil  diese  nur  die  Tödtung  der  Frucht  im  Mutterleibe  umfasBt.  Ortloff 
konstatirt  daher  eine  Lücke  der  Gesetzgebung  und  schlägt  vor,  den  § 218 
des  St.-G.-B.  : „Eine  Schwangere,  welche  ihre  Frucht  vorsätzlich  abtreibt 
oder  im  Mutterleihe  tödtet“,  durch  die  Worte  zu  ergänzen:  „sowie  eine 
Mutter,  welche  ihre  Leibesfrucht  in  oder  gleich  nach  der  Geburt  tödtet“. 

Zum  Schlüsse  wird  die  Frage  der  Lebensfähigkeit  erörtert. 

Mit  den  Ergebnissen  des  sehr  lehrreichen,  auf  gründlichen  Literatur- 
studien und  praktischer  Erfahrung  beruhenden  Aufsatzes  erklärt  sich  der 
Referent  nicht  einverstanden. 

Ergibt  die  Obduktion,  dass  ein  Kind  Luft  eingeathmet  hat,  so  ist 
dies  allerdings  der  sicherste  Beweis  dafür,  dass  das  Kind  nach  der  Ge- 
burt gelebt  hat;  lässt  sich  aber  durch  die  Obduktion  nicht  feststellen, 
dass  das  Kind  Luft  eingeathmet  hat,  so  kann  hieraus  noch  nicht  gefolgert 
werden,  dass  das  Kind  nach  der  Geburt  nicht  gelebt  hat.  Es  ist  also 
denkbar,  dass  ein  Kind  gelebt  hat,  obwohl  Einathmung  von  Luft  nicht 
nachzuweisen  ist.  Der  Beweis  des  Lebens  wird  zwar  schwierig,  aber 
nicht  unmöglich  sein. 
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Diese  von  dem  Verfasser  selbst  ausführlich  begründeten  physiologisch 
feststehenden  Sätze  will  Ortloff  fUr  das  Recht  nicht  anerkennen  und 
mutliet  der  gerichtlichen  Medizin  zu,  mit  ihm  die  These  anzuerkenuen: 
„Das  Fötalleben  dauert  bis  zum  Einathmen  der  atmosphärischen  Luft 
und  von  da  an  beginnt  das  Leben  des  selbstständigen  Menschen  oder 
„Kindes“  als  eines  in  die  Welt  getretenen  Rechtssubjektes,  mag  sonst 
die  Trennung  von  der  Mutter  vollständig  bewirkt  sein  oder  nicht.“ 

Die  neueste  deutsche  Gesetzesarbeit,  der  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches,  lässt  die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen  mit  der  Geburt  be- 
ginnen. (§  3.)  Die  Motive  fuhren  zu  § 3 aus:  Nur  der  lebend  Geborene 
ist  rechtsfähig.  Das  Erforderniss  des  lebend  Geborenseins  ....  fehlt 
ebenso  dann,  wenn  das  Kind  nach  erfolgter  Geburt  keine  Lebensäusserung 
zeigt,  mag  auch  während  des  Geburtsaktes  eine  solche  Aeusscrung  statt- 
gefunden haben 

Wer  auf  die  Thatsache  des  lebend  Geborenseins  sieh  beruft,  muss 
. . . die  Thatsache  beweisen.  Der  Beweispllichtige  kann  sich  dabei  jedes 
nach  dem  Beweisthema  an  sich  zulässigen  Beweismittels  bedienen;  der 
Beweis  wird  durch  den  Nachweis  jeder  Art  wirklicher  Lebensäusserung 
erbracht.“  Gelingt  der  Beweis,  dasB  ein  Kind,  ohne  geathmet  zu  haben, 
lebte,  so  ist  dieses  Kind  nach  dem  deutschen  Entwurf  ein  rechtsfähiger 
Mensch  geworden,  was  gewiss  zu  billigen  ist. 

Wenn  der  Beweis  des  lebendig  Geborenseins  misslingt,  so  folgt 
daraus  keineswegs,  dass  nun  Überhaupt  kein  Kind,  sondern  ein  Fötus 
geboren  wurde.  Durfte  der  Fall,  von  dem  der  Verfasser  ausgeht,  sub- 
jektives Verschulden  vorausgesetzt,  nach  deutschem  Strafrecht  nicht  als 
Kindestödtung  behandelt  werden,  so  mlisste  der  Thatbestand  der  Kindes- 
tödtung  (§  127)  auf  solche  Fälle  ausgedehnt  werden.  Denn  in  der  Tliat 
ist  das  Gebären  in  einen  mit  Wasser  gefüllten  Eimer  eine  der  raflinir- 
testen  Arten,  das  Lcbeu  eines  Kindes  sicher  und  möglichst  unkontrolir- 
bar  zu  vernichten. 

Wer  eine  solche  Handlung  als  Abtreibung  auffasst,  käme  zu  dem 
merkwürdigen  Ergebniss,  dass  die  Frau,  welche  in  einen  Abort  gebärt, 
eine  Kindestödtung  begangen  hat,  wenn  das  Kind,  bevor  es  in  der  Jauche 
untergeht,  Luft  einathmete,  dass  dieselbe  Frau  aber  der  Abtreibung  schul- 
dig ist,  wenn  das  Kind  nicht  nachweislich  Luft  eingeathmet  hat. 

Eine  Gesetzeslücke  ist  nicht  anzunehmen.  Eine  Frau,  die  ein  aus- 
getragenes  Kind  zur  Welt  bringt,  das  nicht  lebt,  hat  nicht  abortirt,  son- 
dern sie  hat  eben  ein  todtes  Kind  geboren.  Rechtlich  liegt  derselbe 
Fall  vor,  wenn  das  Gclebthaben  des  Kindes  zwar  möglich,  aber  nicht 
erwiesen  ist.  Hat  die  Frau  an  einem  solchen  Kinde  Tödtungshandlungen 
vorgenommen,  im  Glauben,  es  lebe,  so  liegt  Tödtungsversuch  an  einem 
untauglichen  Objekte  vor.  Es  möchte  sich  allerdings  empfehlen,  vorsätz- 
liche Tödtungshandlungen  an  einem  Kinde,  welches  die  Mutter  für  lebend 
hielt,  dessen  Leben  aber  nicht  erwiesen  ist,  unter  den  Voraussetzungen 
des  § 217  besonders  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

2. 

Recht  instruktiv  ist  der  erste  Fall  des  zw'eiten  Heftes:  Versuch 
eines  Mordes  oder  Selbstmordes ? Erwürgen  und  Erdrosseln. 
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Zwar  konnte  es  nieht  lange  zweifelhaft  bleiben,  dass  das  Mädchen, 
welches  in  der  Nacht  mit  einem  Band  um  den  Hals  gefunden  wurde  und 
Messer!  Messer!  rief,  keine  Selbstmörderin  war.  Das  Band  war  zwei- 
mal um  den  Hals  geschlungen  und  mit  einer  einfachen  Schleife  zusam- 
mengebunden  ; die  Schnur  so  stark  angezogen,  dass  ein  Theil  der  Blut- 
körperchen vollständig  zerstört  und  in  das  Innere  des  Gewebes  hinein- 
getrieben worden  waren.  Allein  da  sich  das  Mädchen  nur  noch  erin- 
nerte, dass  ihr  Geliebter  sie  an  jenem  Abend  um  die  Taille  gefasst  habe, 
und  sie  von  den  weiteren  Vorgängen  nichts  wissen  wollte,  so  gewann 
die  Feststellung  des  medizinischen  Sachverständigen , dass  durch  den 
Griff  an  den  Hals  des  Mädchens,  von  dem  sich  deutliche  Spuren  vor- 
landen, eine  plötzliche  Bewusstlosigkeit  verursacht  werden  konnte,  welche 
jede  Erinnerung  auch  an  die  Ursache  der  Bewusstlosigkeit  aufhob,  sehr 
grosse  Wichtigkeit. 

Zum  Schluss  eine  Frage.  Warum  theilt  der  Verfasser  das  Urtheil 
auf  der  ersten  Seite  mit  und  nicht  am  Ende  der  Darstellung?  Das  würde 
Paul  Lindau  nicht  gethan  haben  ! 


3. 

Ucbcr  einen  nicht  genügend  aufgeklärten  Fall  angeblicher  Verbrechens- 
verübung im  Traumwandeln  berichtet  der  Herausgeber.  Man  erhält 
den  Eindruck,  dass  die  Angeklagte  mit  Recht  freigesprochen  wurde,  aber 
nicht,  weil  sie  im  Traumwandeln  ihr  Haus  anzündete,  sondern  weil  sie 
überhaupt  nicht  die  Thäterin  war. 


4. 

Sehr  gründlich  behandelt  Ortloff  die  wichtige  und  brennende  Frage 
der  strafbaren  Fahrlässigkeit  bei  Ausübung  der  Heilkunst. 

Ein  Kurpfuscher  wurde  von  der  Anklage  auf  fahrlässige  Körper- 
verletzung freigesprochen,  obwohl  die  Wunde,  deren  Behandlung  ihm 
oblag,  ganz  ungenügend  gereinigt  war  (im  Präparate  fand  sich  noch  Saud) 
und  der  Patient  an  Starrkrampf  starb.  Die  Kritik  diescB  Urtheils  ist 
gewiss  begründet;  denn  das  mangelhafte  Reinigen  der  Wunde  war  in  der 
Weise  mitwirkeude  Ursache,  dass  ohne  dieselbe  der  Tod  des  Patienten 
nicht  eingetreten  wäre.  An  den  Rcchtsfall  schliesst  sich  eine  weitläufige 
Erörterung  an.  Ortloff  zeigt,  dass  sich  der  Begriff  Kunstfehler  nicht  aus 
einzelnen  Merkmalen  zusammensetzen  lässt,  wie  die  Präzis  glaubte.  Es 
wird  von  den  Kigcnthlimlichkeiten  des  Falles  abhängen,  ob  die  Sachver- 
ständigen ein  Heilverfahren  als  ein  fehlerhaftes  zu  bezeichnen  haben  Dann 
hat  der  Richter  noch  die  Frage  des  Kausalzusammenhanges  und  der  subjek- 
tiven Verschuldung  zu  prüfen.  Strafbar  ist  der  Arzt  (oder  gewerbsmässige 
Kurpfuscher),  der  die  Aufmerksamkeit  aus  den  Augen  setzte,  zu  der  er 
vermöge  seines  Gewerbes  besonders  verpflichtet  war.  § 222,  Al.  2. 

Auf  die  praktisch-kasuistischen  Fragen  und  auf  die  Gcrichtspraxis 
8.  58  — 82  ist  hier  nicht  einzugehen. 

Besonderer  Aufmerksamkeit  empfehlen  wir  die  letzten  Seiten,  indem 
Ortloff  zeigt,  dass  in  Deutschland  die  Wurzel  alles  Uebels,  nämlich  des 
Kurpfuscherthums,  in  dem  Freigeben  der  Heilkunst  liegt;  mit  ihm  sehen 
wir  darin  die  Ucbertreibung  eines  falschen  Liberalismus. 
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5. 

Als  Inhalt  des  4.  Heftes  ist  angekllndigt  : 1)  Trommelfellzcrstörung 
durch  Trauma  oder  Entzündung V 2)  Ceberschreitnngen  des  Zllchtigungs- 
rechts.  — Jedes  Heft  der  Sammlung  ist  einzeln  zu  beziehen.  Stooss. 

Bulletin  de  la  Commission  Pénitentiaire  Internationale.  Nouvelle  série, 
Trois  livraisons.  St.-Pétersbourg  et  Neuchâtel,  Bureau  de  la 
Commission  Pénitentiaire  Internationale  et  librairie  Delachaux 
et  Niestlé,  Neuchâtel  188 7. 

Das  Reglement  der  internationalen  Kommission  fllr  Gefängnisswcsen 
(Commission  Pénitentiaire  Internationale),  welches  am  6.  November  1880 
in  Paris  angenommen  wurde,  bestimmt  in  Art.  6: 

La  Commission  publiera  en  langue  française,  soit  intégralement,  soit 
par  voie  d’analyse,  dans  son  Bulletin  : 

a.  Les  lois  et  règlements  organiques  relatifs  aux  prisons  qui  seront 
édictés  par  les  différents  gouvernements; 

b.  les  projets  de  loi  sur  cette  matière  avec  les  rapports  qui  les  pré- 
cèdent ; 

c.  les  rapports  sur  les  questions  admises  au  programme  des  congrès 
pénitentiaires  internationaux  ; 

d.  les  articles  ou  mémoires  originaux  sur  des  matières  rentrant  dans 
le  cadre  de  sa  mission  et  qui  seront  reconnus  offrir  un  intérêt 
général. 

Elle  organisera  la  statistique  pénitentiaire  internationale.“ 
Dieses  KUlletin  ist  Dank  den  Bemühungen  des  Herrn  Dr.  Guillaume 
in  Neuenburg  bis  zu  dem  dritten  Band  vorgerückt.  Die  drei  Lieferungen 
des  Jahres  1887  eröffnen  die  neue  Serie.  Ausser  den  Protokollen  der 
internationalen  Kommission  und  einigen  gesehitftlichen  Mittheilungen  ent- 
hält der  dritte  Band  Gesetzestexte  ans  Frankreich,  Russland,  Baden, 
Belgien  und  der  Schweiz;  mehrere  Berichte  geben  Aufschluss  über  den 
Stand  der  europäischen  Straf-  und  Gefängnissgesetzgebung.  (Chronique 
pénale  et  pénitentiaire.)  Aus  Frankreich  und  Norwegen  finden  sich 
statistische  Arbeiten. 

Prof.  Brusa,  Turin,  begutachtet  die  Frage  : „Ne  faut-il  pas  organiser 
des  peines  privatives  de  la  libeité,  qui,  mieux  que  les  systèmes  suivis 
jusqu’à  présent,  conviendraient  aux  pays  agricoles  ou  pour  la  population 
étrangère  aux  travaux  industriels?“  während  Lastres  untersucht,  auf  welche 
Weise  die  gewerbsmässige  Hehlerei  wirksam  bekämpft  werden  könne. 
Wer  sich  mit  den  Fragen  bekannt  machen  will,  mit  denen  sich  der  Peters- 
burger Kongress  beschäftigen  wird,  findet  in  dem  Bulletin  das  offizielle 
Material  ohne  Zweifel  am  vollständigsten  zusammengestellt.  Stooss. 

Journal  du  droit  international  privé  et  de  la  jurisprudence  comparée 

fondé  et  publié  par  M.  Edouard  Clunet,  avocat  à la  cour  d'appel 
de  Paris.  15e  année,  / — II,  1888. 

Das  erste  Heft  des  15.  Jahrganges  dieser  hervorragenden  Zeitschrift 
enthält  zwar  keine  strafrechtliche  Ahhaudlung,  aber  die  „Chronique  du 
droit  international  privé“  bringt  eine  interessante  Erörterung  Uber  die 
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gegen  Kaiser  Wilhelm  und  Kaiser  Friedrich  in  Paris  erschienenen  Schmäh- 
schriften. Ein  französisches  Gesetz  von  1881  bedroht  öffentliche  Belei- 
digung eines  fremden  Staatsoberhaupts  mit  Gefängniss  von  3 Monaten 
bis  auf  1 Jahr  und  mit  Geldstrafe  von  100—3000  Fr.  (cuiuulativ  oder 
alternativ).  Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  ein. 
Zuständig  ist  das  Schwurgericht. 

Es  wird  nun  ausgefiihrt,  dass  eine  Verfolgung  wegen  der  gegen 
Kaiser  Wilhelm  gerichteten  Schmähschrift  nicht  zulässig  ist,  wenn  der 
Antrag  erst  nach  seinem  Tode  eingcreicht  wurde. 

Clunet  macht  geltend,  dass  Gegenrecht  fllr  Frankreich  nicht  bestände, 
wenn  der  Präsident  der  französischen  Republik  in  Deutschland  beleidigt 
würde,  indem  das  deutsche  Reichsstrafgesetzbuch  nur  dem  Monarchen 
eine  fremden  Staates  gegen  Beleidigungen  erhöhten  strafrechtlichen  Schutz 
gewährt,  ln  der  That  bestimmt  § 103  (R.-St.-G.-B.)  : „Wer  sich  gegen 
den  Landesherrn  oder  gegen  den  Regenten  eines  nicht  zum  deutschen 
Reich  gehörigen  Staates  einer  Beleidigung  schuldig  macht,  wird  mit  Ge- 
fängniss von  einer  Woche  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Festungshaft  von 
gleicher  Dauer  bestraft,  sofern  in  diesem  Staate  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bärgt ist.“ 

Uebrigens  entbehren,  wie  v.  Liszt  Lehrbuch,  2.  Auflage,  S.  507) 
hervorhebt,  auch  die  Träger  der  Souveränität  in  den  republikanischen 
Gemeinwesen  Deutschlands  des  erhöhten  strafrechtlichen  Schutzes  ihrer 
Ehre. 

In  der  Schweiz  ist  ein  ähnlicher  Fall  vorgekommen. 

Art.  42  des  Bundesstrafgesetzes  (von  1853):  „Oeffcntliche Beschimpfung 
eines  fremden  Volkes  oder  seines  Souveräns  oder  einer  fremden  Regierung 
wird  mit  einer  Geldbusse  bis  auf  Fr.  2000,  womit  in  schwerem  Fällen 
Gefängniss  bis  6 Monate  verbunden  werden  kann,  bestraft“,  — gewährt 
nicht  nur  dem  Souverän,  sondern  auch  dem  fremden  Volke  und  seiner 
Regierung  strafrechtlichen  Schutz  gegen  Beleidigungen. 

„Die  Verfolgung  findet  jedoch  nur  auf  Verlangen  der  betreffenden 
fremden  Regierung  statt,  wofern  der  Eidgenossenschaft  Gegenrecht  ge- 
halten wird.“ 

Die  deutsche  Regierung  hat  auf  Grund  dieses  Artikels  die  straf- 
rechtliche Verfolgung  des  Urhebers  und  der  Verbreiter  des  bekannten 
Basler  Fastnachtzettels  beantragt,  und  zwar  wegen  öffentlicher  Beschimpf- 
ung der  elsass-lothringischen  und  der  deutschen  Regierung. 

Die  Fastnacht  scheint,  beiläufig  bemerkt,  dieses  Jahr  an  schlechten 
Spässen  besonders  reich  gewesen  zu  sein.  Clunet  berichtet:  Le  dimanche 
gras,  12  Février  1888,  à Munster  (Westphalie),  un  cortège  carnavalesque 
suivi  de  représentation  théâtrale  a été  organisé  sons  le  nom  de  „Madame 
Limouzin  ou  vlan  ça  y est“.  MM.  Wilson,  Boulanger,  Déroulède,  Grévy 
représentaient  les  „chevaliers  de  l’ordre  du  déshonneur“  avec  accompagne- 
ment de  récits  et  de  chants  ou  la  France  était  l'objet  des  plus  grossières 
attaques.  L'autorité  locale  n’arrêta  rien. 

Strafrechtlich  muss  namentlich  die  Frage  intercssiren , ob  das 
deutsche  Reich  der  Eidgenossenschaft  Gegenrecht  hält.  Gegenrecht  ent- 
spricht der  Gegenseitigkeit  des  deutschen  Reichsstrafgesetzbuches. 
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Olshausen  (Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  filr  das  Deutsche  Reich, 
1.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  383)  bestimmt  die  Gegenseitigkeit  mit  folgenden  Worten: 
„Gegenseitigkeit“  liegt  vor,  wenn  die  in  Frage  kommende  kon- 
krete Handlung,  falls  sie  sich  gegen  das  deutsche  Reich  oder  die 
Bundesstaaten  richtete,  nach  „entsprechenden“  Strafvorschrifteu  des 
anderen  Staates  in  demselben  würde  verfolgt  werden;  Gleichheit  des 
Strafgesetzes  nach  Thatbestand  und  Strafandrohung  kann  unmöglich 
gefordert  werden,  dagegen  muss  die  Verfolgung  nach  Bestimmungen 
stattlinden,  welche  in  dem  obeu  § 3,  Nr.  4,  erliiuterten  Sinne  als 
„entsprechende“  anzuschen  sein  würden  ’).  So  wesentlich  überein- 
stimmend die  gemeine  Meinung,  indem  sie  die  Androhung  einer 
„strengeren“  Strafe  fordert,  als  welcher  die  gleichen  Handlungen 
gegen  einen  Privaten  unterliegen  würden.“ 

Bei  analoger  Anwendung  der  gemeinen  deutschen  Meinung  liegt 
Gegenseitigkeit  in  dem  Basler  Falle  vor,  wenn  die  in  Frage  kommende 
konkrete  Handlung,  falls  sie  sich  gegen  die  eidgenössische  Regierung 
richtete,  in  Deutschland  nach  „entsprechenden“  Strafvorschriften  des 
deutschen  Reiches  verfolgt  werden  würde. 

Das  Bestehen  der  Gegenseitigkeit  ist  von  dem  schweizerischen 
Bundesratlie  auf  Grund  der  Erklärungen  der  deutschen  Regierung  an- 
genommen und  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Urhebers  und  der  Ver- 
breiter des  Basler  Fastnachtzettels  eingeleitet  worden.  — 

Die  Rubrik  „Jurisprudence  internationale“  veröffentlicht  Rechtsfälle 
aus  Frankreich,  Deutschland,  England,  Oesterreich,  Belgien,  Dänemark, 
Egypten,  Spanien,  Nordamerika,  Italien,  Norwegen  und  aus  der  Schweiz. 

Den  Kriminalisten  interessiren  zwei  dänische  Entscheidungen.  In 
den  Worten:  „On  nous  annonce  de  Saint-Pétersbourg  que  les  cinq  per- 
sonnages principaux  ayant  pris  part  à l’attentat  contre  le  Czar  le  13  mars 
qnt  été  assassinés  lundi  par  les  bourreaux  salariés  de  l’autocrate“  wurde 
eine  Beleidigung  gegen  einen  fremden  Staat  gefunden,  obwohl  der  Ver- 
fasser des  Artikels  die  genaue  Bedeutung  der  Ausdrücke  nicht  gekannt 
haben  wollte.  Dagegen  wurde  dem  dänischen  Kapitän  Sarauw,  welcher 
von  dem  deutschen  Reichsgericht  wegen  Hochverrath  verurtheilt  worden 
war  (Auslieferung  von  deutschen  Geheimakten  an  Frankreich;,  der  An- 
spruch auf  seine  dänische  Pension  zuerkannt,  da  er  nach  dänischem  Recht 
keinen  Hochverrath  begangen  habe. 

Der  merkwürdigste  Strafrechtsfall,  Uber  welchen  berichtet  wird,  ist 
der  folgende  : Der  oberste  Gerichtshof  von  Spanien  erkannte  den  Re- 
daktor eines  Blattes  der  fahrlässigen  Beleidigung  der  katholischen  Reli- 
gion schuldig,  weil  derselbe  in  seinem  Blatte  einen  Auszug  aus  dem  Ar- 
tikel eines  anderen  Blattes  gebracht  hatte,  in  welchem  gesagt  wurde, 
der  katholische  Priester  sehe  die  Gottheit  in  der  heiligen  Hostie,  der 
heidnische  in  den  Eingeweidcn  des  Opfers,  der  letztere  sei  ein  Betrüger. 
Das  ist  allerdings  das  non  plus  ultra  eines  strafrechtlichen  Schutzes  der 
Religion  ! Stooss. 


')  Olshausen  umschreibt  „entsprechend“  bei  § 3,  Nr.  4,  mit  „seinem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  zuin  Ersätze  geeignet.“ 
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Revue  de  Morale  Progressive.  Genève,  Rue  de  Rive  5;  Paris,  G.  Carré; 

Bruxelles,  A.  Monceaux.  1881 88.  Preis  4 Franken. 

Die  Revue  de  Morale  Progressive  stellt  sich  namentlich  das  Studium 
der  Frau  en  frage  zur  Aufgabe  und  will  sich  in  erster  Linie  mit  der 
Prostitution  beschäftigen,  und  zwar  mit  scharf  ausgesprochener  ijbolitio- 
liistischer  Tendenz.  Die  5 Hefte,  welche  bisher  erschienen  sind,  ent- 
halten demgemäss  zum  grossem  Theile  Untersuchungen  Uber  geschlecht- 
liche Verhältnisse.  Die  strafrechtliche  Seite  der  Frage  berührt  Louis 
Bridel  (Professor  in  Genf)  in  einem  Aufsatz  unter  dem  Titel  : Les  délits 
contre  les  mœurs,  étude  critique  de  législation  comparée.  Sfooss. 
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auf  das  Strafrecht  beziehen. 

Mitgetlieilt  von  Herrn  Prof.  I)r.  von  l.Üicnthal  in  Zürich. 

Amtier,  Die  Möglichkeit  einer  Injurie  an  Verstorbenen.  1871. 

Biitxchi,  Ueber  das  Requisit  der  Vitalität  fttr  den  Beginn  der  Persönlichkeit.  1887. 
Bücher,  Der  Verzicht  im  Strafprozesse.  1882. 

Cramer.  Die  Behandlung  des  Leichnams  im  Civil-  und  Strafrecht  188G. 
Friedländer,  De  illicita  librorum  typls  impressorum  et  artis  operum  rejietitione.  1856. 
Gi'exker,  Vergleichung  des  Geständnisses  im  Civil-  und  Kriminalprozcss.  1868. 
Griller,  Haftung  der  offenen  Handelsgesellschaft  ftlr  Delikte  der  Mitglieder.  1880. 
Hoffmann,  Ueber  das  Urheberrecht  an  Briefen.  1874. 

Hundhauxen,  Das  Motiv  im  Strafrecht.  1877. 

Jucker,  Symbol«  ad  doctrinam  de  furto  per  effracturam  commisse.  1848. 

.1/«// . Die  strafrechtliche  Zurechnung.  1851. 

Meyendorff.  ran.  Kiulluas  des  jugendlichen  Alters  auf  die  strafrechtliche  Zu- 
rechnung. 1862. 

, Xüf,  Ueber  den  Eintritt  der  Vollendung  bei  dem  Verbrechen  der  Brandstiftung.  1861. 
Bosenberger,  Ueber  das  Furtum  nach  klassisch-römischem  Recht,  insliesonderc 
über  den  animas  inert  iäcinndi.  1879. 

Schernberg,  Vergleichung  des  Geständnisses  im  Kriminal-  und  Civilprozcss.  1869. 
Schiemann,  De  crimine  perduellionis  et  lseste  maiestntis.  1861. 

Schoch,  Kritische  Betrachtung  der  neuern  Doktrin  und  Gesetzgebung  Ober  die 
Verjährung  der  Strafen.  1860. 

Slockar,  Die  Lehre  von  der  Tödtung  nach  dem  Züricher  Richtebriefe.  1865. 
Vassal i.  Kritische  Untersuchung  über  das  Begnadigungsrecht  vom  rechtsphilo- 
sophisrhen  Standpunkte.  1807. 

Winkler,  Ueber  den  Beweis  durch  Kunst-  und  Sachverständige  im  Kriminalprozess, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Luzerner’scben  Strafverfahrens.  1859. 


Digitized  by  Google 


Strafrechtszeitung.  — Nouvelles  pénales, 


Strafrecht. 

Unifikation  des  Strafrechts.  Bei  Prüfung  des  Jahresberichtes  des  Kriminal- 
gerichtes sprach  der  Grosse  Rath  des  Kautons  Aargau  am  2.  Mär/  1888  seine 
Ueberzeugnng  dahin  ans:  Die  Unifikation  den  Strafrechten  in  der  Schweiz  int 
wünschensirerth  und  soll  angestrebt  werden. 

Ergänzung  des  Bnndesstrafgesetzes.  Oer  GriUli  verein  der  Stadt  Hern 
richtete  am  9.  März  1886  eine  von  Fürsprech  Alex.  Reichel  in  Bern  verfasste 
Petition  an  den  schweizerischen  Bundesrath  zu  Händen  der  schweizerischen  Bun- 
desversammlung, in  welcher  grundsätzlich  betont  wird: 

/.  dann  der  Fremde  in  der  Schweiz  unangefochten  sich  auf  haften  dürfe , 
so  lange  er  die  Landesgesetze  beobachtet  und  keine  Handlang  begeht , die  nach 
den  einheimischen  Gesetzen  ah  strafbar  angeselwn  wird; 

2.  dass  der  Zustand  unseres  Bundesstrafrechtes  in  Beziehung  auf  Frem- 
denpolizei ein  mangelhafter  sei  und  dass  desshalb  die  Ausübung  der  Frrnulrn- 
polizei  ausschliesslich  dm  Administrât icbehörden  überlassen  bleibe. 

Zu  dem  letzteren  Satze  wird  ausgeführt,  dass  keine  Bundesvorschrift  den 
agent  provocateur  mit  Strafe  bedroht. 

Zwar  steht  dem  Bundosrathe  die  Befugniss  zu,  Fremde,  welche  die  innere 
oder  äussere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gefährden,  aus  dem  schweizerischen 
Gebiete  wegzuweisen,  allein  dieses  Recht  versagt  gegenüber  einem  Fremden,  welcher 
(wie  Schröder)  das  Schweizerbürgerrecht  erworben  hat.  Hann  aber  geschieht 
die  Wegweisung  in  einem  polizeilichen  Verfahren,  dem  die  Garantien  eines  Straf- 
prozesses fehlen  und  das  mit  dem  Grundprinzip  des  republikanischen  Lebens,  der 
Oeflentlichkeit,  nicht  im  Kinklnng  steht. 

Selbst  wenn  dem  Bundosrathe  das  Recht  bliebe,  Ausweisungsverfügungen 
zu  erlassen,  könnten  richterliche  Organe  mit  der  Untersuchung  betraut  mul  die 
Rechte  des  Angeklagten  gewahrt  werden.  An  diese  uur  im  Wesentlichsten  mit- 
getheilte  Begründung  schliesst  sich  das  Gesuch : 

„Es  seien  durch  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  com  dt.  Dezember  186t 
und  8.  April  1858  Fremden  pol  izei  um T Asglrecht  im  Sinne  der  obstchentlen  Er - 
Örter ungen  gesetzlich  zu  regeln 

Motion  Fnrrer.  Dienstag  den  20.  März  1880  ging  der  schweizerische  Natio- 
nalrath nach  Genehmigung  eiues  Kredites  von  20,000  Frankeu  für  die  Fremden- 
polizei zu  der  Behandlung  der  Motion  Forrer  und  Genossen  über1). 

*)  Dieser  lyncht  atOUt  weh  anf  da»  Protokoll  de*  schweizerische»  Nati'iwalrathe*.  Eiuen  Aua- 
lag  au«  demselben  wdaukt  di«  Kedaktiou  der  (»Ute  des  Herrn  Hundeskanxler  Fingier. 

Die  Herren  Xationalratb  Forrer  «nd  Bundesrath  Irr.  llucAonnet  haben  die  Hillheilung  ihrer 
Beden  fUr  das  nächste  Heft  der  Zeitschrift  freundlichst  zngesicherL 
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Nationalrath  Forrer  begründete  seinen  Antrag:  Die  Bundesverfassung  wird 
revidirt  und  der  bisherige  Art.  85  derselben  dureb  folgenden  neuen  Artikel  ersetzt: 
„Dem  Bunde  steht  die  Gesetzgebung  über  das  Strafrecht  zu“,  in  längerer  Ausfüh- 
rung*). Einleitend  gab  der  Motionssteller  einen  geschichtlichen  UcberbÜck  über 
die  bisherigen  Bestrebungen  für  ein  einheitliches  Strafrecht  und  unternahm  es  daun, 
die  Nothwendigkeit  der  \ ereinheitlichung  nachzuweiseu  und  die  hauptsächlichsten 
Bedenken  gegen  eine  Unifikation  zu  widerlegen. 

Der  Chef  des  eidgenössischen  Justizdepartements.  Bundesrath  Dr.  Buchonnet, 
erklärte,  die  Motion  weder  unterstützen  noch  bekämpfen  zu  wollen,  doch  erscheint 
ihm  die  Vereinheitlichung  des  Strafrechts  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  weder  als 
wünschenswert!*  noch,  mit  Rücksicht  auf  andere  Arbeiten  der  Räthe,  als  möglich. 
Lücken  des  Bundesstrafrechtes  sollen  durch  eine  Erweiterung  des  Buudesstraf- 
gesetzes  nächstens  ausgefüllt  werden.  Ueberdies  sind  literarische  Vorarbeiten  für 
die  dcrcinstigc  Unifikation  in  Aussicht  genommen. 

Unterstützt  wurde  die  Motion  durch  die  Xatioualräthe  Gallati,  Sonderegger, 
I.  Ith.,  und  Comtesse,  dagegen  sprachen  Paschoud,  Holdener,  Grand , Pedrazzini, 
Arnold,  Schär  und  Bonzanigo. 

Die  Gegner  der  Motion  beriefen  sich  namentlich  auf  das  Schicksal  des  Bun- 
desverfassungsentwurfes von  1872,  in  welchem  die  Einheit  der  Strafgesetzgebung 
vorgesehen  war,  und  auf  die  Aufhebung  des  Verbotes  der  Todesstrafe1)  (1879), 
woraus  sich  mit  Sicherheit  auf  eine  der  Unifikation  des  Strafrechtes  ungünstige 
Stimmung  des  Schweizervolkes  scbliessen  lasse.  Die  Ausarbeitung  eines  schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches  sei  nicht  wünschenswert!*,  jedenfalls  nicht  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte.  . 

Am  Schlüsse  der  Diskussion  erklärte  sich  Eorrer  mit  folgender  von  Brunner 
vorgeschiagenen  Fassung  der  Motion  einverstanden: 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  Bericht  und  Antrag  über  die  Frage  der 
Revision  des  Art.  fin  der  Bundesverfassung  im  Sinne  der  Vebertragung  der  Ge- 
setzgehung  über  das  Strafrecht  an  den  Bund,  zu  bringen. 

Paschoud  beantragte  dagegen  die  Fassung:  Der  Bundesrath  wird  eingeladen, 
Bericht  über  die  Frage  der  Revision  des  Art.  65  der  Bundesverfassung  vorzulegen, 
während  Holdener  an  dem  Anträge  festhielt,  die  Motion  nicht  erheblich  zu  er- 
klären. 

In  der  Abstimmnng  vom  21.  März  1888  siegte  eventuell  die  Fassung  Brunner 
(liier  die  Fassung  Paschoud  mit  79  gegen  51  Stimmen. 

In  der  definitiven  Abstimmung  Stauden  sich  der  eventuell  angenommene  An- 
trag Brunner  und  der  Antrag  Holdener,  die  Motion  nicht  erheblich  zu  erklären, 
gegenüber.  Auch  in  dieser  Abstimmung  siegte  der  Antrag  Brunner  mit  79  gegen 
54  Stimmen. 

*1  1 1er  Motion ‘steiler  erklärte  in  reiner  itcgrttndong , von  1er  Aufnahme  der  Todesstrafe  In  ein 
schweizerische«  Strafgesetzbuch  kftnoe  nicht  di«  Itede  rein,  die  Freunde  der  Todesstrate  neigen  daher 
unbedenklich  Segen  'l'e  Motion  stimmen.  Ke  nies  jedoch  d*ren  erinnert  werden.  d»ee  die  Todeestraf- 
frage  die  norddeutsche  Strafgesetzbuch  beinahe  zu  Fall  gebracht  hätte.  Hatten  die  Gegner  der  Todes- 
strafe an  der  (io  zweiter  besang  beschlossenem  Aufhebung  der  Todesstrafe  festgebalten,  so  wäre  des 
Gesetz  verworfen  worden.  Ke  wird  sieb  dater  empfehlen,  diese  Frage  dereinst  mit  alter  Vorsicht  zn 
behandeln.  Uebrigens  ist  iu  der  Schweiz  zeit  Aufhebung  des  Verbotes  der  Todesstrafe  ilSTtü  kein 
Toilesurtheil  voilstreckt  worden,  obwohl  mehrere  Kantone  die  Todesstrafe  wieder  eingefilhrt  haben. 
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Ge  fa  n g n ins  wesen . 

Nouvelles  internationales  et  intercantonales. 

Patronage  iutercantona]  et  international  <lea  détenus  libérés. 

Depuis  longtemps  déjà  les  sociétés  suisses  de  patronage  poursuivent  la  solution 
de  ce  double  problème  et  cherchent  à unir  par  dessus  les  frontières  les  efforts  de 
ceux  qui  travaillent  an  relèvement  des  détenus.  L'importance  de  la  question  ne 
saurait  être  méconnue,  dans  un  petit  pays  surtout,  où  la  proportion  des  condamnés 
étrangers  est  forcément  considérable,  et  tout  spécialement  pour  les  cantons-frontière  ; 
les  chiffres  se  chargent  d’ailleurs  de  démontrer  cette  importance  : d'après  la  stati- 
stique fédérale  «les  prisons  pour  1885  la  proportion  des  Suisses  d'autres  cantons 
subissant  leur  peine  dans  les  pénitenciers  de  la  Suisse  dépasse  le  20 °o  des  détenus; 
celle  des  étrangers  atteint  le  2(»°,  o •). 

L’avantage  d’un  rapatriement  méthodique  (ensuite  d’entente  avec  la  société  de 
patronage  du  lieu  d’origine)  sur  une  simple  conduite  à la  frontière  est  évident. 
Néanmoins,  une  première  tentative  faite  en  1871  pour  donner  un  organe  central  aux 
sociétés  suisses  de  secours  aux  libérés  est  demeurée  sans  résultat,  et  c’est  «lans  le 
domaine  international  que  l’union  s’est  pour  la  première  fois  réalisée.  La  convention 
conclue  entre  le  Comité  central  des  sociétés  badoises  et  le  Comité  de  Unie  en  1880,  *) 
a en  effet  inauguré  le  patronage  International  «les  libérés3).  I/organisation  plus  com- 
plète de  ce  patronage  est  d’ailleurs  sérieusement  étudiée  et  figure  au  programme  du 
prochain  congrès  pénitentiaire  international  (St-Pétersbourg  1880);  on  doit  notam- 
ment y discuter  les  meilleurs  moyens  pour  nouer  entre  sociétés  de  pays  différents 
des  relations  durables  et  fécoudes  en  résultats.  Quant  au  patronage  intercantonal, 
un  grand  pas  en  avant  vient  d'être  fait,  et  tout  permet  d’espérer  avant  peu  la  réali- 
sation complète  de  ce  progrès;  en  effet,  réunies  en  assemblée  générale  à Fribourg 
au  mois  de  Septembre  1887,  les  sociétés  suisses  de  patronage  *)  se  sont  prononcées 
pour  la  création  d’une  Association  intercantonale;  le  comité  «le  Neuchâtel,  chargé 
d’élaborer  un  projet  de  statuts  pour  cette  fédération,  a désigné  comme  rapporteur 
M.  le  JJr.  Guillaume,  et  c’est  de  l’intéressant  travail  présenté  par  ce  dernier  que 
nous  avons  extrait  les  renseignements  ci-dessus  et  les  observations  qui  vont  suivre. 
Le  comité  neuchâtelois  (tout  eu  insistant  sur  ce  qu’un  pareil  projet  a de  provisoire, 
et  sur  le  fait  qu’une  expérience  prolongée  peut  seule  donner  la  formule  définitive) 
a présenté  la  rédaction  qu’on  trouvera  au  supplément  de  ht  présente  livraison. 

Mise  en  commun  de  l’activité  et  des  expérieuces  faites,  soit  en  première  ligne 
pour  faciliter  le  rapatriement  et  le  relèvement  des  libérés,  soit  aussi  pour  éviter  les 
abus  dérivant  de  secours  immérités,  t«*l  est  le  but  de  l’association  projetée;  et  ce 
but  (l’auteur  du  rapport  insiste  sur  ce  point)  est  poursuivi  non  pour  l’avantage  des 
libérés  seulement,  mais  aussi  pour  l’utilité  de  la  société  civile,  puissamment  intéressée 
à voir  décroître  le  nombre  des  récidives. 


•)  Dan«  >'f*  ohiffr«*»  figurent  tiutefoi*  beaucoup  d‘**t  ranger.«  et  aurtout  de  Su  Use*  d'autre  cantons 
ité*  dans  le  territoire  où  il»  subi«»ent  leur  peine,  on  y ayant  depui«  an  temp»  pins  ou  moins  long  filé 
leur  domicile,  catégorie»  de  libérés  pour  lesquelle»  il  ne  ►aurait  être  question  do  rapatriement. 

*)  Le  £6/29  Octobre  ISHS. 

•)  Hait  «.ociété»  mfsM«  de  patronage  et  la  Direction  de  police  du  ('antou  de  Soleu  re  ont  dés  lom 
adhéré  à cette  convention. 

•)  ftchutxaufsicbt*ivereine  bestehen  in  15  Kautoneu:  Zürich,  Bern,  Zug,  Freiburg.  Baneistadt,  Havel- 
land, Schaff  hausen,  Appenzell  A.  Kh.,  St.  «lallen,  (»raubünden.  Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Neuenbarg,  Genf. 
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Les  organes  essentiels  sont  le  Comité  central  il’uncpart,  et  les  Société»  cantonale » 
de  l’antre  : le  premier  représente  le  pouvoir  exécutif  ; de  son  initiative  et  de  son  zèle 
dépend  eu  grande  partie  le  succès  de  l’œuvre  ; il  devra  surtout  chercher  h provoquer 
la  création  de  sociétés  lie  patronage  dans  les  cantons  qui  n’en  possèdent  point  encore, 
et,  dès  son  entrée  en  fonctions,  se  mettre  en  relations  avec  celles  des  pays  voisins. 
Les  sociétés-section*  demeurent  autonomes  et  souveraines;  elles  sont  libres  de  s’or- 
ganiser à leur  guise,  et  ne  sont  liées  par  les  décisions  du  pouvoir  central  qu’autant 
que  ces  décisions  ont  été  ratifiées  par  elles. 

La  Commieeion  intercantonale  enfin,  composée  des  présidents  de  section,  est 
surtout  nn  organe  intermédiaire  destiné  à rendre  plus  faciles  et  plus  rapides  les 
communications  entre  le  Comité  central  et  les  sociétés  fédérées;  les  présidents  qui  la 
composent  seront  seuls  en  rapports  officiels  avec  le  Comité  central,  et  responsables 
vis-à-vis  de  lui  ; ils  pourront,  dans  les  questions  d’importance  secondaire,  prendre  la 
décision  sur  eux,  ou  tout  au  moins  ne  consulter  que  leur  bureau,  au  lieu  de  convoquer 
la  section  tont  entière.  Au  cas  où  la  création  de  ce  rouage  de  transmission  ne  serait 
pas  jugée  nécessaire,  la  nomination  du  Comité  central  qui,  d’après  le  projet  actuel,  est 
l’apanage  de  cette  Commission  intercantonale,  devrait  revenir  à l'Assemblée  générale 
prévue  par  l’article  2. 

C’est  la  convention  entre  les  sociétés  badoises  et  le  comité  de  Bàle  qui  servira 
de  modèle  pour  les  formalités  à suivre  soit  pour  le  rapatriement  international,  soit 
pour  le  rapatriement  intercantonal,  soit  aussi  pour  l’expatriement  des  nationaux.  Le 
rapport  fournit  sur  ce  dernier  point  des  explications  intéressantes:  ce  mot  rl’expatrie- 
ment  a été  créé  à dessein  pour  exprimer  le  placement  d’un  libéré  national  dans  un 
autre  canton:  le  mot  d’expatriation  servant  à désigner  une  émigration  lointaine. 
L’utilité  de  l’expatriement  est  incontestable  pour  arracher  le  libéré  à un  milieu  cor- 
rupteur; il  peut  surtout  rendre  des  services  comme  stage  d’épreuve,  après  la  durée 
duquel  le  libéré  qui  s’est  bien  conduit  pourra,  sans  trop  long  voyage,  rentrer  dans 
son  canton  d’origine.  Quant  à l’expatriation  proprement  dite,  le  rapporteur  ne 
l’admet  qu'avec  certaines  réserves:  il  pose  en  principe  qu’un  état  n’a  pas  le  droit  de 
déverser  sur  un  autre  ses  éléments  nuisibles:  dès  lors  l’envoi  d’un  libéré  national 
dans  une  contrée  éloignée  ne  devrait  avoir  lieu  que  si  une  convention  conclue  avec 
les  sociétés  de  patrouage  de  ce  pays  rend  la  surveillance  possible  et  assure  la  réci- 
procité; un  des  premiers  devoirs  des  organes  de  l’Association  sera  donc  de  travailler 
sans  relâche  à la  conclusion  de  pareilles  conventions  internationales.  En  tous  cas, 
qu’il  s’agisse  d’expatriement  ou  d’expatriation,  l’éloignement  d’un  national  ne  doit 
être  autorisé  que  si  le  libéré  en  question  a eu  pendant  sa  détention  une  conduite 
exemplaire,  s’il  a appris  un  métier,  si  son  état  de  santé  est  normal,  si  l’on  peut  en 
un  mot  espérer  qu'il  deviendra  un  membre  utile  de  la  société  qui  l’aura  recueilli. 

L'article  12  a pour  but  d’empécher  l’exploitation  du  patrouage  par  des  indivi- 
dus sans  scrupule;  des  avertissements  réciproques  mettront  les  comités  en  garde 
contre  de  pareilles  tentatives,  chaque  société  restant  libre  de  les  signaler  à la  police. 
L’entente  entre  les  sociétés  de  secours  aux  détenus  et  les  administrations  de  police 
(spécialement  par  la  nomination  comme  membres  des  comités  des  directeurs  de  police, 
préfets,  etc.)  est  d’ailleurs  essentiellement  désirable  et  peut  produire  les  plus  heureux 
efièts  : le  patronage  acquerra  ainsi  aux  yeux  des  libérés  eux-mêmes  une  consécration 
officielle  et  recevra  de  l’autorité  un  puissant  appui  moral  et  matériel  : d’antre  part 
cette  union  est  de  nature  à donner  aux  agents  inférieurs  de  la  police  une  plus  haute 
idée  de  leur  mission  : elle  leur  fera  comprendre  que  les  libérés  ont  encore  plus  besoin 
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de  protection  ipie  de  surveillance,  elle  leur  enseignera  que  mieux  vaut  s’efforcer  de 
prévenir  les  infractions  que  de  chercher  à faire  le  plus  d'arrestations  possible.  — ha 
question  ligure  d’ailleurs,  elle  aussi,  à l'ordre  du  jour  du  prochain  congrès  pénitentiaire. 

Le  projet  qne  nous  venons  de  commenter  en  quelques  mots  en  nous  basant 
sur  le  rapport  de  M.  le  Dr.  Guillaume,  a été  soumis  aux  sociétés  cantonales  avec  prière 
d’envoyer  leur  adhésion  ou  de  transmettre  leurs  observations  avant  le  1er  Mai  1888; 
il  est  donc  probable  qu’à  l’heure  oit  nous  écrivons  ces  ligues  la  plupart  des  réponses 
sont  déjà  données,  et  tout  fait  espérer  que  dans  un  avenir  très  prochain  l’Association 
intercantonale  de  patronage  sera  définitivement  constituée.  Alfred  Gautier. 

Vierter  Internationaler  Gefitugnlsskongress.  Im  Jahre  l&ltt  wird  in 
St.  Petersburg  der  vierte  internationale  Gefäugnisskongress  unter  tient  Vorsitze 
des  Herrn  Galkine-Wraskoi  statttinden.  Die  Fragen,  welche  an  dem  Kongresse 
behandelt  werden  sollen,  sind  von  der  internationalen  Kommission  für  Gefängniss- 
wesen  festgestellt  und  in  einem  Zirkulare  veröffentlicht  worden,  welches  im  nächsten 
Hefte  mitgetheilt  wird. 

Nachrichten  aus  dem  Gefaugnissivesen  der  Schweiz. 

Krdigirt  von  Direktor  J.  V.  Harbin  in  I.euzburg. 

Straf  hausdirektor  Kühne.  Am  1.  Juli  wird  Strafhausdirektor  .7.  Cb.  Kühne 
von  der  Direktion  der  Strafanstalt  St  Jakob  (St.  Gallen)  zurücktreten. 

Seinen  Lebensabend  wird  der  verhältnismässig  immer  noch  „rösche“  und 
rüstige  Greis  auf  dem  _ kleinen  Biirgli “ in  St.  Gallen  zubringeu.  HO  Jahre  lang 
ist  Herr  Kühne  der  Strafanstalt  St.  Jakob  mit  Auszeichnung  und  Energie  vurge- 
standen  und  hat  die  grosse  Verantwortlichkeit  getragen,  die  mit  der  Leitung 
solcher  Anstalten  verbunden  ist.  Er  hat  das  achtzigste  l.ebensjahr  zurückgelegt 
und  kann  nun,  wie  einst  Simeon  im  Tempel,  erfreut  ausrufeu:  „Herr,  lasse  jetzt 
deinen  Diener  in  Frieden  scheiden,  denn  seine  Augen  haben  gesehen,  was  sein 
Sinn  und  Geist  erstrebt  bat!“  Kühne  ist  nämlich  ein  Anhänger  des  gemischten 
(irischen)  Strafsystems.  In  seinen  „Grnndzügen  für  Ordnung  des  I’önitentiar- 
wesens  in  der  Schweiz“  (St.  Gallen,  Kälin,  1873)  sagt  er:  „Ein  stufenmässiger 
Strafvollzug  nach  psychologisch -pädagogischen  Grundsätzen  wird  als  die  ge- 
eignetste Behandlung  der  Gefangenen  anerkannt.  Es  solle  also  der  Hegel  nach 
ein  erstes  Stadium  strenger  Einzelhaft,  ein  zweites  Stadium  sittlich-religiöser, 
intellektueller  und  beruflicher  Bildung  — mit  einer  Vertrauensklasse  ztt  oberst  — 
und  daran  anschliessend  die  bedingte  Freilassung  zur  Anwendung  kommen.“  Die 
in  der  ersten  Hälfte  der  dreissiger  Jahre  erbaute  Austalt  St  Jakob  war  aber  bis 
zum  Jahre  1885  nach  Auhüruischem  Schweigsystem  mit  gemeinschaftlicher  Ar- 
beitshaft eingerichtet.  Es  war  nun  natürlich  das  fortwährende  Bestreben  Kühnc’s, 
in  der  von  ihm  geleiteten  Austalt  auch  dasjenige  System  Cingeführt  zu  sehen,  das 
er  als  das  geeignetste  anerkannt  hatte.  St  Jakob  war  dafür  aber  baulich  nicht 
eingerichtet,  wesshalb  er  mit  aller  Kraft  einen  Neubau  anstrebte.  Seine  dies- 
fälligcn  Anstrengungen  fanden  aber  in  der  Geldfrage  ein  Hiuderuiss.  das  auch 
aller  Aufwand  von  Belehrung  uud  Beredsamkeit  nicht  zu  überwinden  vermochte. 
Ein  Neubau  beliebte  nicht,  doch  entschloss  man  sich,  die  Anstalt  St.  Jakob  zu 
erweitern.  Durch  Auban  von  zwei  Flügeln  erhielt  mau  eine  hinlängliche  Anzahl 
geräumiger  Einzelhaftzellen  und  so  wurde  Kühne’s  Wunsch,  wenn  auch  nicht  ganz, 
so  doch  in  dem  Masse  erfüllt,  dass  St.  Gallen  nun  eine  moderne,  auf  dem  pro- 
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gressivcu  oder  gemischten  Systeme  beruhende  Strafanstalt  besitzt,  der  Kühne  als 
ihr  erster  Direktor  noch  die  erste  Kiurichtung  geben  konnte. 

Kühne  hat  aber  nicht  bloss  die  ihm  anvertrante  Anstalt  mit  grossem  Ge- 
schicke und  seltener  Kraft  des  Geistes  und  des  Leibes  geleitet,  sondern  er  hat 
sich  auch  über  die  Grenzen  seines  Kantons  und  der  Schweiz  hinaus  einen  Namen 
gemacht.  Als  Mitbegründer  und  langjähriger  Präsident  des  schweizerischen  Ver- 
eins für  Straf-  und  Gefiingnisswesen  wirkte  er  ungemein  eifrig  und  anregend  und 
cs  ist  mnnelie  Verbesserung  im  schweizerischen  Straf-  und  Gefängnisswesen  seiner 
Initiative  zu  verdanken.  Kühne  schrieb  verschiedene  grössere  und  kleinere  Ab- 
handlungen über  Gefängniss-  und  Schutzaufsichtswesen.  Er  betheiligte  sich  auch 
durch  Iteferate  und  Korreferate  an  dem  internationalen  Gefängnisskongress  zu 
Stockholm  (1*78)  und  zu  Rom  (1885),  und  er  steht  heute  noch  mit  vielen  auf 
dem  Gebiete  des  Gefängnisswesens  hervorragenden  Persönlichkeiten  in  Korre- 
spondenz. 

Dem  Absehiedszirkular  Kühne’s  entnehmen  wir  folgende  Stelle  von  allge- 
meiner Bedeutung: 

„Strafanstalten  zu  leiten  wird  zusehends  schwieriger.  Es  werden  Lehren  ver- 
breitet, welche  gegen  die  bestehenden  Strafgesetze  verstossen  und  doch  empfäng- 
liche Hörer  linden.  In  denjenigen  Gefangenen,  die  wegen  am  häufigsten  vorkom- 
mender Delikte  — Eingriffe  in  fremdes  Kigenthura  und  Unsittlichkeit  — büssen, 
will  das  Schuldbeiruxstxein  nicht  aufkommen;  sie  betrachten  sich  als  Upfer  ein- 
seitiger und  rücksichtsloser  Gesetzgebung  und  sind  der  Regel  nach  keine  ge- 
fügigen Insassen,  l'ebrigeo»  mache  ich  aus  meiner  Ansicht  kein  Hehl:  es  werden 
die  Gesetze,  Strafgesetze  mitgerechnet,  in  Bezug  auf  das,  was  der  entbehrenden 
Volksschicht  (aus  derselben  rekrutirt  die  Strafanstalt)  für  Leben  und  Gesundheit 
nothiemtlig  ist,  noch  mehr  entgegenkommen  müssen.  Daneben  begegnen  dem 
Strafhausvorsteher  noch  viele  andere  Schwierigkeiten  und  schiefe  Urtbeile.  Bald 
wird  ihm  zu  weit  gehende  (anlockende)  Milde,  bald  herzlose  Strenge  vorgeworfen, 
Beschwerden  tilrer  Konkurrenz  mit  der  freien  Arbeit,  Zumutliungen  vou  Liefe- 
ranten, Arbeitgebern,  Kunden,  Zudringlichkeit,  schwach  motivlrten  Strafnachlass 
befürworten  zu  wollen,  etc.,  muss  jeder  erfahren.  Das  Volk  verhält  sich  ablebuend 
gegen  die  Strafanstalt  und  Alles,  was  drum  und  drau  ist  Au  und  für  sich  ist 
dieses  Volksgefühl  ein  gesunde»:  die  Strafanstalt  ist  ein  üebel,  Jäher  dass  sie  ein 
vothtrendige*  Ueliel  ist,  das  leuchtet  der  Grosszahl  nicht  klar  ein.  Unter  solchen 
thatsächlicken  Verhältnissen  ist  es  nur  noch  dem  völlig  selbstständigen  Charakter 
möglich,  leidlich  seines  Amtes  zu  walten.“ 

So  schreibt  Einer,  der  es  80  Jahre  laug  erfahren  und  ausgehalten  hat.  Bei 
seinem  Uebertritte  in  das  Privatleben  rufen  wir  ihm  die  Horazischen  Verse  in’s 
Gedächtnis«  : 

Parce  privatus  nimium  cavcre,  et 
Dona  pressentis  cape  lætus  horæ, 

Limpie  severa  1 H. 

Prügelstrafe.  Zeitungen  berichteten,  in  seiner  Märzsitzung  habe  der  Grosse 
Rath  des  Kantons  Thurgau  nach  längerer  Diskussion  mit  51  gegen  23  Stimmen 
entschieden,  dass  die  Prügelstrafe  als  Disziplinarmittel  in  der  kantonalen  Straf- 
anstalt und  Zwangsarbeitsanstalt  zulässig  sei.  Die  Minderheiten  der  Regierung 
und  der  Grossrathskommission  fanden,  dass  solches  gemäss  Art.  05  der  Bundes- 
verfassung verboten  sei.  Am  1.  März  1886  hatte  nämlich  der  Grosse  Rath  dem 
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Regiemugsrathe  den  Auftrag  ertliellt,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  körperliche  Züch- 
tigung (I'r.lgelstrafe)  als  Disziplinannittel  in  der  Strafanstalt  Tobel  unter  den  ira 
betreffenden  Regiemente  gegebenen  Kamelen  noch  weiter  angeweudet  «erden  dürfe 
oder  als  unzulässig  abzuschaffen  sei. 

Die  Ansichten  darüber  waren  im  Uegiernngsrathe  getheilt.  Die  Mehrheit  (3  Mit- 
glieder) entschied  sich  für  Bejahung  der  Frage,  also  für  Beibehaltung  der  Prügelstrafe 
als  Diszipliuarinittel,  und  ging  dabei  von  folgenden  Erwägungen  aus,  die  wir  dem 
Rechenschaftsberichte  des  thurgantschen  Regierungsrathes  pro  IbSti  entnehmen: 
Die  Strafhausverwaltung  habe,  gestützt  auf  Krkundigungen  bei  andern  Vorständen 
von  Strafanstalten  (Es  wäre  interessant,  diese  kennen  zu  lernen!),  berichtet,  dass 
die  Prügelstrafe  als  Disziplinannittel  unentbehrlich  sei  und  dass  sich  auch  andere 
Strafmittel  im  Grunde  als  körperliche  Züchtigungen  erweisen.  Mo  lange  also  von 
Seite  der  eidgenössischen  Behörden  kein  bezügliches  Verbot  vorliege,  so  dürfe 
man  in  der  bisherigen  Praxis  ungescheut  weiter  fahren. 

Die  Minderheit  (mit  Einschluss  des  Justizdepartementes)  erklärte  die  An- 
wendung von  Ruthen-  und  Stockstrcicben  in  den  Detentionsanstalten  als  blindes- 
cerfassnngsiridrig  und  als  entbehrlich.  Dabei  wurden  im  Weitern  noch  folgende 
Anschauungen  zur  Geltung  gebracht.  Eine  grosse  Zahl  von  Kantonen  habe  schon 
vor  Erlass  des  Verbotes  der  Prügelstrafe  durch  die  Bestimmung  des  Art.  (iö  der 
Bundesverfassung:  „ Alle  körperlichen  Strafen  sind  untersagt“,  von  sich  aus  die- 
selbe abgesebafft  und  sich  mit  Arreststrafen  beholfen.  Das  Prügeln  sei  zwar  für 
die  Verwalter  von  Korrektionsanstalten  ein  bequemes  Auskunftsmittel,  allein  es 
führe  nach  den  Erfahrungen  von  Autoritäten  im  Strafwesen  zu  Verbissenheit  und 
zu  Revolten  und  sei  der  Disziplin  daher  eher  schädlich  als  nützlich.  Alle  ange- 
fragten Kantonsregierungen  oder  Departementschefs  haben  sich  unbedingt  dahin 
ausgesprochen,  dass  die  Prügelstrafe  auch  als  Disziplinannittel  verboten  sei.  Die 
Revision  des  Art.  t>5  im  Jahre  1879  hätte  daran  nichts  geändert.  Es  sei  aber 
auch  sachlich  gar  nicht  einzusehen,  warum  die  Prügelstrafe  als  Disziplinannittel 
für  den  davon  Betroffenen  und  für  den  Vollziehenden  weniger  entwürdigend  sein 
sollte,  als  in  der  Fonn  einer  eigentlichen  Strafe,  und  warum  dem  Richter,  der 
für  die  schwersten  Verbrechen  die  Strafe  auszuinitteln  habe,  untersagt  sein  sollte, 
die  Prügelstrafe  direkt  oder  indirekt  auszusprechen,  dagegen  den  untergeordneten 
Administrât: vheaintcn  gestattet  sein  ■sollte,  in  ziemlich  willkürlicher  und  nicht 
genügend  kontrolirbarer  Weise  zu  prügeln,  nur  uni  die  Disziplin  leichter  hand- 
haben zu  können.  Die  Argumentation  des  Justizdepartementes  und  der  Minderheit 
des  Regierungsrathes  ist  nach  unserer  Ansicht  und  Erfahrung  eine  höchst  be- 
achtenswerthe  und  durchaus  berechtigte. 

Prnfos  und  Haselstock  können  aus  den  Strafanstalten  vollständig  verschwin- 
den, und  wenn  sie  daselbst  nebst  noch  andern  ausgesuchten  Quälereien  („Latten“) 
verschwunden  sind,  so  wird  man  dort  gewiss  auch  weniger  Halsstarrigkeit  und 
Verbissenheit  unter  den  SträtUngeu  autreffen.  Je  mehr  der  Vorsteher  einer  Straf- 
oder Detentionsanstalt  überhaupt  seine  Angestellten  kontrolirt  und  denselben,  wo 
sie  auch  thätig  sind,  in  Werkstatt  und  Küche  etc.,  wie  man  sagt,  auf  die  Eisen 
geht,  desto  weniger  wird  er  Ursache  haben,  sich  nach  der  Prügelstrafe  zu  sehnen. 
Alles  hat  seine  Ursache.  Von  dieser  allgemeinen  Regel  wird  die  Galle  und  der 
Unwille  der  Sträflinge  wohl  keine  Ausnahme  machen.  Die  Untersuchung  des  Falles 
wird  im  Gegentheil  zeigen,  dass  — normale  Sinnesverhältnisse  des  Individuums 
vorausgesetzt  — tiefere  Differenzen,  Missverständnisse  u.  s.  w.  vorliegen  können. 
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Der  internationale  Grfängnianknngre*»  in  Stockholm  im  Jahr  1878  liât  die 
Frage  der  körperlichen  Züchtigungen  der  Sträflinge  sehr  einlässlich  behandelt 
Es  wurde  für  und  gegen  gesprochen;  allein  schon  in  der  Torbcrathenden  Sektion 
neigte  sich  eine  Überwiegende  Mehrheit  auf  Seite  der  Abschaffung  der  Prügel- 
strafe. ln  der  Hauptversammlung  wurde  au  der  Hand  eines  Korreferates  von 
Herrn  Tauffer,  des  Direktors  der  grossen  kroatischen  Strafanstalt  in  Lcpoglava, 
nachgewiesen,  dass  dort  unter  der  Herrschaft  des  Stockes  der  Prozentsatz  der 
Disziplinarstrafen  auf  88“, o angestiegen,  nach  Aufhebung  der  Prügelstrafe  aber 
wieder  nach  und  nach  auf  18“/o  herabgesunken  sei.  Tauffer  behauptete  auf  Grund 
seiner  Erfahrungen,  dass  die  Körperstrafen,  weit  davon  entfernt,  die  Gefangenen 
zu  bessern,  diesellien  nur  noch  schlechter  und  gemeiner  machen,  und  dass  die- 
selben, statt  zur  Aufrechthaltung  der  Disziplin  beizutragen,  unter  den  Sträflingen 
einen  Geist  des  Ungehorsams  und  der  Rebellion  hervorrufen,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  Ausschreitungen  in  der  Disziplin  sich  gewaltig  vermehren.  Ein 
anderes  österreichisches  Kongressmitglied  fügte  noch  bei,  dass  in  Oesterreich  seit 
11  Jahren  die  Körperdisziplinarstrafen  abgeschafft  seien  und  dass  die  Gefängnies- 
disziplin  dort  niemals  besser  gewesen  sei  als  gegenwärtig.  Aebnliche  Resultate 
wurden  auch  aus  allen  jenen  Landern  berichtet,  wo  zu  jener  Zeit  die  Prügelstrafe 
schon  abgeschafft  war.  Der  Kongress  verwarf  sodann  in  der  Huuptubstimmung 
nach  dem  Vorschläge  der  vorberathenden  Sektion  die  Auwendung  der  körper- 
lichen Züchtigungen  als  Disziplinarstrufmittel  mit  grosser  Mehrheit 

Kiu  Jahr  früher  hatte  der  Verein  der  deutschen  Strafanstaltsbcamten  in  Stutt- 
gart dasselbe  Thema  behandelt.  Aus  der  Diskussion  sei  hier  nur  noch  kurz  ein 
Votum  angeführt.  Oberjustizrath  Wullen,  Vorsteher  der  auf  Gemeinschaftshaft 
beruhenden  Strafanstalt  Gotteszell,  sagte  unter  Anderem:  „Ich  bin  ein  Gegner  der 
körperlichen  Züchtigung.  Vor  2ö  Jahren  habe  ich  zweimal  nach  einander  davon 
Gebrauch  gemacht,  seither  aber  nicht  mehr,  und  obwohl  in  der  Anstalt,  welche 
ich  zu  leiten  habe,  Zuchtlmusstrütiinge  der  schwersten  Kategorie  untergebracht 
sind,  kann  ich  doch  versichern,  dass  die  Disziplin  dadurch  keinen  Schaden  er- 
litten hat.  Häutig  hatte  ich  aber  bis  zum  Jahre  1863,  wo  diese  Strafart  in 
Württemlierg  durch  Gesetz  aufgehoben  wurde,  Gelegenheit  und  Amtspflicht,  Exe- 
kutionen zu  leiten,  welche  durch  gerichtliches  Strafnrtheil  als  Strafschärfung  an- 
geordnet wurden,  und  da  habe  ich  nun  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  das 
Bewusstsein:  in  der  Strafanstalt  wird  geprügelt,  auf  der  Gesammtstiinmung  der 
Gefangenen  gelastet  hat.  An  den  Tagen,  an  welchen  körperliche  Züchtigungen 
vorgenommeu  wurden,  waren  die  Sträflinge  auch  für  den  freundlichsten  Zuspruch 
unzugänglich,  und  wir  Beamte  hatten  immer  längere  Zeit  zu  kämpfen,  bis  diese 
Verbitterung  Über  solche  Vorgänge  in  den  Gemütkern  sich  legte.  Dar  Total- 
eindruck, den  ich  nach  langen  Beobachtungen  über  die  Wirkung  der  körperlichen 
Züchtigung  empfangen  habe,  ist  der,  dass  au  dem  Tage,  wo  das  Jammergeschrei 
oder  das  Wnthgebcul  eines  Gezüchtigten  durch  die  Hallen  der  Strafanstalt  ge- 
drungen  ist,  das  Gcmüthsleben  der  meisten  Gefangenen  weit  mehr  geschädigt 
wurde,  als  vielleicht  das  Sitzfleisch  des  betreffenden  Gezüchtigten.“  — II. 

Strafanstalt  Leiizbnrg.  ')  Die  niedrigste  Strafdauer  der  im  Jahr  1887  ein- 
getretonen  Strafgefangenen  betrag  1 Monat,  ilie  höchste  10  Jahre  (Raub  und  Dieb- 
stahl). Am  81.  Dezember  befanden  sich  in  Einzelhaft  50  Männer  und  6 Weiber, 
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in  der  ersten  Klasse  gemeinschaftlicher  Arbeitshaft  02  Männer  und  10  Weiber 
und  in  der  zweiten  Klasse  2fi  Mäuucr  und  8 Weiber,  zusammen  102  Personen. 
Die  Disziplin  der  StrüHinge  wird  im  Allgemeinen  gelobt.  Von  380  Individuen 
mussten  im  (ianzen  23  verwarnt  und  57  gebitsst  werden,  also  nur  22,37  */»■  Die 
Gesaiumtzahl  der  Verpdegungstage  stieg  auf  08,077,  der  tägliche  Durchschnitt 
also  auf  172,3.  Ein  VerpHegungstag  (Ernährung.  Bekleidung  und  Wäsche)  kostete 
durchschnittlich  601/»  Cts.,  die  Kost  allein  13  Cts.  Der  Gesundheitszustand  war 
ein  guter.  Von  C3.077  Verpliegitugstagen  kamen  auf  kranke  Personen  nur  1373 
oder  2, lti  ° *.  Es  erkrankten  im  Ganzen  GO  Personen  oder  15, 7 Sl  0,  nach  dem 
Tagesdurchschnitte  34,74  °/o.  Gestorben  sind  2 Gefaugene  oder  nach  der  Gesammt- 
zahl  0,52  °/o,  nach  dem  Tagesdurchschnitt  l,15",o.  Seit  Kl  Jahren  wurde  im  Jahr 
1337  der  erste  Entweichungsversuch  (von  dem  bekannten  Tlmli)  ausgefiihrt,  der 
aber  vollständig  misslang.  Erwähnung  verdient  die  Verbindung  der  Anstalt  mit 
Lenzburg.  Aarau,  Basel,  Zürich  etc.  durch  das  Telephon  und  die  Erwerbung  eines 
sehr  sinnreich  konstruirten  amerikanischen  liandschliesseisens,  das  leicht  für  jede 
Grosse  tauglich  gemacht  werden  kanu. 

Die  Anstalt  zählte  51,132  Arbeitstage  und  11.015  arbeitslose  Tage.  Diese 
verhalten  sich  zu  jenen  also  wie  13,03  °/o  zu  81,07  °/<>.  Der  Brutto-Arbeitstag  er- 
trug durchschnittlich  102,7  Cts.,  der  Netto-Arbeitstag  83,0  Cts.  Die  Gesammt- 
ausgaben  (für  Beamte,  Angestellte,  StrüHinge  und  Gcwerbsbetrieb)  stiegen  auf 
Kr.  08,076.  87.  Daran  musste  der  Staat  im  Ganzen  Kr.  35,1113.  !I2  beitragen,  das 
Uebrige  wurde  erworben.  II. 

Appenzell  A.-Kh.  Bei  Anlass  der  Kantonsrathssitzung  vom  5.  März  18,98 
wurde  durch  den  Bericht  der  staatswirthschaftlichen  Kommission  knnstatirt.  dass  die 
Zwangsarbeit  mnstalt  in  Gmttnden  bei  Teufen  trotz  der  kurzen  Lebensdauer  bereits 
ein  rechtes  Schmerzenskind  sei,  du  sie  alle  Jahre  grosse  Defizite  aufweise.  Die 
Kommission  möchte  den  Gemeinden  das  Kostgeld  für  die  Insassen  derselben  gern 
erlassen,  um  so  die  Anstalt  zugänglicher  zu  machen  und  die  Armenanstalten  von 
unsaubern  Elementen  mehr  zu  befreien,  aber  das  ist  eben  nicht  möglich  (vgl.  die 
Bemerkung  des  Beferenten,  S.  70,  zu  der  Mitthciliuig  über  Solothurn). 

Schn  vz.  Von  der  schwvzerischcu  Strafanstalt  entwarfen  die  „Basler  Nach- 
richten“ (Ende  Kebrnar  1888)  folgendes  Bild: 

„Man  denke  sich  ein  luternirungshaus,  eingerichtet  in  einem  sehr  baufälligen 
Bauernhause,  dessen  Charakter  als  Zuchthaus  nur  au  einigen  Keustorgittern  zu 
erkennen  ist,  dessen  Inneres  nur  durch  eine  etwas  festere  Thüre  von  der  Aussen- 
welt  abschliesst.  Der  schlechte  (?!)  liuf  dieser  Strafanstalt  wird  dann  aller  noch 
durch  mangelhafte  Aufsicht  der  Sträflinge  begründet.  Das  Aufsichtspcrsonal  be- 
steht aus  einem  Direktor,  der  von  Zeit  zu  Zeit  die  Anstalt  besucht,  einem  Poli- 
zisten, einem  Hausknecht  und  einer  bis  zwei  Ordenscbwestern.“ 

Vermisch  les. 

Natnralverpflegnng  Dir  arme  Durchreisende.  Dass  nichts  so  sehr  wie 
das  konsequent  und  allgemein  durchgeführte  Natural  vorptlegungssystem  die  Vaga- 
bondage — diesen  am  Volkskörpor  so  sehr  verderblich  nagenden  Sozialschaden  — 
nachhaltig  zu  bekämpfen  im  Staude  ist,  wird  zur  Zeit  in  weiten  Kreisen  stets 
-rückhaltloser  anerkannt.  Der  interkantonale  Verband  (vgl.  seine  Statuten  im 
Anhang),  welcher  durch  Privatinitiative  entstanden  und  vorderhand  noch  ganz 
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auf  dem  Hoden  der  Freiwilligkeit  fassend  diese  Tendenz  zu  einheitlicher  und 
eben  desshalh  möglichst  kräftiger  Wirkung  zu  bringen  bezweckt,  konsolidirt  sich 
allmälig  in  erfreulicher  Weise.  Obwohl  mit  den  formellen  Beitrittserklärungen 
zum  Theil  noch  etwas  rückständig,  haben  doch  bisher  an  seinen  konstituirendeu 
Versammlungen,  Statutenberathungen  etc.  in  fast  verbindlicher  Weise  sich  ver- 
treten lassen  die  Kantone:  Zürich,  Aargau,  Bern,  Baselland.  Thurgau,  Glarus, 
Luzern  und  Schaflfhausen.  Zürich  und  (Harns  haben  es  bereits  zu  verhältniss- 
mässig  stramm  orgauisirten  Kantonalverbänden  gebracht,  der  erstem  Stand  speziell 
unter  der  Aegide  des  energischen  l’olizeidirektors,  Nationalrath  Dr.  Stössel.  Bern 
dürfte  mit  der  definitiven  Konstituirung  seines  Kantonalverbaudes  in  kurzer  Frist 
nachfolgen.  Bereits  sechs  deutsche  Amtsbezirke  haben  sich  hier  zum  Beitritt 
vorbehaltlos  bereit  erklärt.  Im  Thurgau  denkt  man  ernstlich  daran,  die  ganze 
Angelegenheit  zu  verstaatlichen.  — l>ie  letzte  am  29.  Februar  in  Zürich  abge- 
haltene interkantonale  Delegirten Versammlung  hat  dem  provisorischen  Central- 
vorstand  unter  Andern!  den  Auftrag  ertheilt,  mit  dem  schweizerischen  Arbeiter- 
sekretariat in  Verbindung  zu  treten  behufs  eventueller  Vereinbarung  eines  möglichst 
zweckmässigen  Modus  der  zentralisirten  Arbeitsvermittlung.  Ferner  werden  in 
der  Folgezeit  Besprechungen  mit  dem  schweizerischen  Handwerker-  und  Gewerlie- 
verein  nach  verschiedenen  Richtungen  stattzufinden  haben.  Denn  auch  das  In- 
stitut der  Naturalverpflegung  betrachtet  der  interkautouale  Verband  im  Grunde 
nur  als  ein  einstweilen  noch  unentbehrliches  Durchgangsstadium  zur  vorläufigen 
Eindämmung  des  verheerenden  Stroms  der  Vagabondage.  Das  jetzt  schon  scharf 
in’s  Auge  zu  fassende  Ziel  der  ganzen  Bewegung  muss  aber  die  gänzliche  Ab- 
schaffung der  Angesichts  der  gegenwärtigen  Verkchrserleichterungen  antiqnirten 
Fusswandemngen  von  Stadt  zu  Stadt  und  von  Dorf  zu  Dorf  und  die  Ersetzung 
derselben  durch  eine  zeitgemässere  Art  und  Weise  der  Arbeitsnachfrage  sein. 

Von  besonderem  Interesse  ist  in  mehrfacher  Beziehung  die  von  der  erwähnten 
Zttrcherversammlung  beschlossene  und  demnächst  zu  realisirende  Einführung  eines 
(freiwilligen)  Unterst  Utzungncanderhüchlein*  zur  Ergänzung  der  amtlichen  Legiti- 
mationspapierc  (vgl.  § 8 der  Statuten).  Mit  dieser  Neuerung  wird  einerseits  eine 
wirksame,  übersichtlich  chronologisch  geordnete  Kontrole  der  Reiseroute  des 
Wanderburschen  ermöglicht,  andererseits  die  Verschmierung  der  gesetzlichen  Aus- 
weisschriften durch  die  Kontrolstempel,  welche  gerade  von  den  bessern  Elementen 
unter  den  Passanten  als  entehrend  empfunden  wurde,  vermieden.  Wir  versprechen 
uns  von  diesem  praktisch  eingerichteten  freiwilligen  Wanderbuch  das  Beste. 

Eine  bedeutsame  moralische  Förderung  wird  der  Naturalvcrpflegungssache 
durch  den  Umstand  zu  Tbeil  werden,  dass  im  Herbst  dieses  Jahres  die  in  Solo- 
thurn stattfindende  Jahresversammlung  der  schweizerischen  gemeinnützigen  Ge- 
sellschaft die  einlässliche  Erörterung  dieses  Gegenstandes  unter  ihre  Traktanden 
anfgenommen  hat.  (Generalreferent  ist  Dr.  Christen  in  Olten,  Mitglied  des  inter- 
kantonalen Zentralausschusses.)  Es  steht  zu  hoffen,  dass  namentlich  Staats- 
männer und  Polizeibehörden  gerade  in  Folge  der  bevorstehenden  Verhandlung 
ihre  ganze  Aufmerksamkeit  den  liezüglichen  Bestrebungen  in  noch  höherem  Grade, 
als  es  bisher  der  Fall  war,  zuwenden  möchten.  Die  Freiwilligkeit  allein  reicht 
auf  die  Länge  in  diesem  schwierigen  Gebiete  nicht  aus.  Vielmehr  wird  eine 
völlig  durchschlagende  und  allseitige  Bekämpfung  des  Stromerunwesens  unserer 
Ueberzeugung  nach  nur  auf  dem  Wege  eines  offiziellen  interkantonalen  Konkor- 
dates oder  noch  besser  durch  den  Bund  erfolgen  können.  Hoffen  wir  mithin 
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auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  darauf,  dass  die  verfassungsmässige  Selinfiiiug 
der  hiezu  für  die  eidgenfissische  Zentralgewalt  erforderlichen  Kompetenzen  nicht 
allzu  lange  mehr  auf  sich  warten  lassen  werde! 

Mittheilting  des  lira.  Pfarrer  Emil  Güder  in  Aarwangen. 

Xatnralverpflegnng.  Der  von  Pfarrer  Emil  Glider  in  Aarwangen  verfasste 
„Bericht  des  Oheraargauischeu  Unterstlitzungsvcrbandes  Ihr  arme  Durchreisende 
pro  1887  “ (Separatabdruck  aus  dem  Oberaargaucr  Sr.  27  und  28)  enthält  einige 
Angaben,  welche  ein  kriminalsoziologisches  Interesse  darbieten. 

Der  Verband  erachtet  eine  Mitwirkung  der  staatlichen  Polizeiorgauc  an  dem 
Werke  der  Xaturalverptlegung  für  geboten  und  weist  auf  die  Bedeutung  derselben 
für  die  polizeilichen  Zwecke  hin.  Doch  hat  die  berniseke  Polizeidirektion  einem 
Gesuche  des  Verbandes,  die  Polizeiangestellten  in  den  Dienst  der  Sache  zu  stellen, 
einstweilen  noch  nicht  Folge  gegeben,  während  der  Züricher  Polizeidirektor  die 
Landjäger  angewiesen  hat,  den  Vcrpilegungsstationen  an  die  Hand  zu  geben. 

Einige  Gemeinden  halten  sich  dem  Verbände  fern,  wobei  der  Wunsch  mit- 
spielrn  mag,  die  Früchte  der  Institution  zu  geniessen,  ohne  an  deren  Lasten  etwas 
beizutragen  ; eino  Ortschaft  verabfolgt  immer  noch  ein  Geldgeschenk,  welches  der 
Beschenkte  meist  am  Orte  selbst  vertrinkt  Der  Pfarrer  einer  Gemeinde,  welche 
dem  Verbände  nicht  beigetreten  ist,  hat  sich  durch  Erlegung  eines  Beitrages  das 
Hecht  gesichert,  Reisende,  die  bei  ihm  vorsprechen,  au  die  nächstgelegeue  Station 
zu  weisen. 

Einheit  wird  erst  gewonnen  werden,  wenn  der  Staat  den  Gemeinden  durch 
Gesetz  die  Ptticht  auferlegt,  arme  Durchreisende  durch  Naturalverpflegung  zu 
unterstützen.  Auch  die  Arbeitsvermittlung  Durchreisender  erfordert  staatliche 
Be  gelung. 

Der  Bericht  schliesst  mit  einer  tabellarischen  Zusammenstellung,  die  einen 
lehrreichen  Einblick  in  die  Thätigkeit  von  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der 
Natural  Verpflegung  gewährt.  St. 


Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 

Erster  Bericht  für  1888. 

Législation  fédérale  et  cantonale. 

Premier  Rapport  sur  Vannée  1888. 

Bund.  (Januar — März  1888.)  Berichterstatter:  Leo  Weber  in  Bern. 

Am  28.  November  1887  wurde  zu  Wien  ein  AusUeferungsrerlrag  zwischen 
der  Schweiz  und  dem  Königreich  Serbien  von  den  beidseitigten  Bevollmächtigten, 
dem  schweizerischen  Minister  Acpli  und  dem  serbischen  Minister  Boghitchévitch, 
unterzeichnet. 

Als  Basis  der  Unterhandlungen  war  Ton  der  Schweiz  der  Auslieferungsvertrag 
zwischen  der  Schweiz  und  der  Republik  Salvador  vom  30.  Oktober  1883  in  Vor- 
schlag gebracht,  Serbien  aber  wollte  für  die  Bestimmung  der  die  Auslieferuugs- 
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pflicht  begründenden  Delikte  mehr  an  den  zwischen  Serbien  und  Italien  bestehenden 
Auslieferungsvertrag  von  187!)  sich  anlehnen.  Ks  weicht  jedoch  die  Verbrechen- 
liste des  Artikel  I von  dem  im  Jahre  1888  vom  Eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeldepartemente  aufgestellten  Normal  Vertragsentwurfs  nur  wenig  ab.  Es  könnte 
auflällcn,  dass,  obgleich  im  Eingang  des  Artikels  „Urheber“  und  „Mitschuldige“ 
als  auszulieferude.  Individuen  bezeichnet  sind,  auf  der  Liste  der  „Verbrechen  und 
Vergehen“,  wegen  deren  ausgeliefert  werden  soll,  bei  Nr.  26  ohne  jede  Beschrän- 
kung das  „Komplott  zur  Ausübung  von  Gesetzesübertretungen,  die  in  diesem  Ver- 
trage vorgesehen  sind“,  genannt  wird.  Allein  wenn  man  weiss,  dass  sich  diese 
Bestimmung  gleichlautend  auch  in  den  Auslieferuugsverträgen  der  Schweiz  mit 
Frankreich  (1860),  Portugal  (1878),  Russland  (1873),  Belgien  (1871),  Luxemburg 
(1876)  und  Spauien  (1883)  findet,  so  wird  man  sich  darüber  nicht  mehr  ver- 
wundern. Es  kommen  in  diesen  Auslieferungsvertriigen  oft  eben  gar  absonderliche 
Dinge  vor.  N'ur  mit  Kopfschütteln  kann  man  z.  II.  im  Vertrage  mit  Russland  auf 
der  Liste  der  auslieferiingswttrdigcn  Verbrechen  und  Vergehen  lesen:  „7.  Ver- 
brccherkomplott  ; Diebstahl.“ 

Von  den  übrigen  Vertragsbestimmungen  gibt  blos  Art.  VI  zu  einer  nähern 
Betrachtung  Anlass.  Dieser  Artikel  enthält  den  in  sämmtlichen  Auslieferungs- 
Verträgen  der  Schweiz  wiederkehrenden  Ausschluss  der  politischen  Verbrechen  und 
Vergehen.  Wie  die  buudesrüth liehe  Botschaft  zum  Vertrage  (B.  Bl.  1888,  I,  S.  35) 
mittheilt,  wurde  auf  Begehren  Serbiens  der  Zusatz  aufgenomtnen,  dass  auch  die 
rein  militärischen  Delikte  von  der  Auslieferung  ausgenommen  sein  sollen.  Die 
Bestimmung  ist  neu,  steht  aber  mit  der  bisherigen  Praxis  im  Einklänge.  Grösseres 
Interesse  bietet  das  im  Laufe  der  Unterhandlungen  von  der  serbischen  Regierung 
gestellte  Begehren  nach  einer  Zusatzhestimmung,  gemäss  welcher  das  Attentat 
gegen  das  Staatsoberhaupt  und  dessen  Familienglieder  wetler  als  politisches  noch 
als  ein  mit  einem  solchen  connexes  Verbrechen  betrachtet  werden  solle,  wenn  die 
Handlung  das  Verbrechen  des  Mordes,  des  Todtschlags  oder  der  Vergiftung  bilden 
würde.  Die  Aufnahme  dieser  Klausel  wurde  von  der  Schweiz  abgelehnt,  dagegen 
llr.  Minister  Aepli  ermächtigt,  gleichzeitig  mit  der  Vertragsurkunde  dem  serbischen 
Gesandten  eine  den  schweizerischen  Standpunkt  klarsteliendc  Note  zu  übergeben, 
was  von  Serbien  zur  Bedingung  der  Annahme  des  Art.  VI  gemacht  worden  war. 

Wir  bringen  den  Inhalt  dieser  Note  seines  allgemeinen  Interesses  wegen 
hienacb  zum  Abdruck  : 

„Nach  diesseitiger  Auflassung  ist  cs  ein  Irrtlmni,  zu  glauben,  es  verweigere 
die  Schweiz  die  Auslieferung  derjenigen  Personen,  die  sich  eines  Verbrechens 
gegen  einen  Souverän  oder  seine  Fainiliengliedcr  schuldig  gemacht  habeu. 

„Weder  der  Text  der  Auslieferungsverträge  noch  diesseitige  Entscheide  recht- 
fertigen  eine  solche  Annahme. 

„Alle  unsere  Verträge  verpflichten  uns  zur  Auslieferung  iu  den  Fällen  von 
Mord,  Meuchelmord  oder  Vergiftung,  ohne  dass  in  Bezug  auf  die  1'ersnn , gegen 
welche  das  Verbrechen  begangen  wird,  irgend  ein  Unterschied  gemacht  wäre.  Der 
Kunigsmörder  steht  auf  der  gleichen  Linie,  wie  der  Mörder  eines  jeden  Menschen. 

„Allerdings  machen  die  Verträge  einen  Vorbehalt  in  Bezug  auf  die  Natur  des 
Verbrechens,  indem  sie  bei  politischen  Verbrechen  die  Pflicht  zur  Auslieferung  aus- 
sehliessen,  und  cs  ist  klar,  dass  dieser  Vorbehalt  auch  zutreflen  kann,  wenn  es  sich 
um  ein  gegen  die  Person  eines  Souveräns  begangenes  Verbrechen  handelt.  Daraus 
folgt  nun  aber  keineswegs,  dass  die  Schweiz  ein  jedes  gegen  einen  Souverän  begangene 
Verbrechen  von  vornherein  als  ein  politisches  ansehe  und  unter  allen  Umständen 
die  Auslieferung  verweigere.  Nie  ist,  weder  von  einer  politischen  noch  von  einer 
richterlichen  Behörde,  eine  derartige  Folgerung  aus  den  Verträgen  gezogen  worden. 
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„Diese  Behörden  werden  immer  im  einzelnen  Fall  untersuchen,  ob  einem 
Verbrechen  die  politische  Qualifikation  zukomme  oder  nicht. 

„Nach  diesen  Grundsätzen  wird  es  der  Schweiz  immer  möglich  sein,  ihre 
Pflicht  gegen  die  übrigen  Staaten  zu  erfüllen.  Weiter  kann  sie  aber  nicht  gehen. 
Sie  kann  von  der  Kegel,  welche  fllr  die  politischen  Verbrechen  allgemein  und 
überall  gilt,  nicht  eine  Ausnahme  machen,  die  stets  nur  für  den  Mitkontrahenten 
und  nie  für  sie  selbst  zur  Anwendung  kommen  könnte/ 

Die  Schweizerische  Bundesversammlung  hat  unterm  15.  23.  März  1888  den 
Vertrag  ratitizirt;  von  Seite  Serbiens  steht  die  Ratifikation  zur  Stunde  (9.  April) 
noch  aus. 

Bern . Berichterstatter:  Carl  8too*s  in  Bern. 

Die  beiden  Gesetzen,  welche  das  Bernervolk  am  2b.  Hornung  1888  mit  be- 
deutender Mehrheit  angenommen  liât,  verdienen  eine  genauere  Betrachtung. 

1.  lias  Gesetz  betreffend  den  Gewerbebetrieb  der  Gclddnrleiker,  Ihirlrhens- 
r remittier,  Pfandleiher  und  Trödler,  sowie  betreffend  den  W acher,  kurzweg  auch 
das  Wuchergesetz  genannt,  wird  von  seinem  Urheber,  dem  bemischen  Justizdirektor 
und  Regierungsrath  Kgrjli.  in  der  bezüglichen  „Botschaft  des  (»rossen  Käthes  an 
das  Renier  Volk*  durch  folgeude  lichtvolle  Motive  erläutert: 

„Die  Gesetzgebung  betreffend  den  Wucher  hat  in  uuserm  Kanton  den  näm- 
lichen Entwicklungsgang  durchgemacht,  wie  in  deu  meisten  übrigen  Schweizer- 
kantonen und  in  den  uns  umgebenden  Staaten.  Bis  in  das  fünfzehnte  Jahrhundert 
galt  ilas  kanonische  Zinsverbot,  welches,  auf  der  Lehre  von  der  Unfruchtbarkeit 
des  Geldes  fussend,  den  Bezug  von  Verzugszinsen  als  Todsünde  erklärte.  Dem 
Zinsverbote  ungeachtet  wusste  sich  der  Wucher  in  der  mannigfachsten  Form  ein- 
zuschleichen,  indem  er  dasselbe  durch  verschleierte  Darlehen,  Renten-  und  (iült- 
käufe,  Pfandschafteu,  Scheinkätife  u.  s.  w.  einfach  umging.  Wie  daher  die  damalige 
Obrigkeit  zur  Eiusicht  gelangen  musste,  dass  ein  unbedingtes  Zinsverbot  seinen 
Zweck  gänzlich  verfehle,  so  erliess  sie  in  der  ersten  Hälfte  dos  sechszehnten  Jahr- 
hunderts eine  Verordnung,  durch  welche  dem  Gläubiger  gestattet  wurde,  von  seinem 
auf  ein  Grundstück  geliehenen  Kapital  einen  Zins  von  fünf  vom  Hundert  sich  aus- 
zubedingen : „lianimb  so  lassen  Wir,  böserem  thrzukoinmen,  beschehen,  dass  man 
„ahlösig  Pfenning  Zins  möge  kaufen  wie  das  bisher  (gegen  das  Gesetz)  gebracht 
„ist,  also  dass  einer  mit  Pf.  20  Hauptgut  Pf.  1 und  nicht  mehr  wohl  möge  machen/ 
Seit  jener  Zeit  bis  zu  Ende  des  Jahres  1806  ist  das  gesetzliche  Zinsmnxinuun  im 
gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  auf  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  verblieben; 
ausnahmsweise  hatten  Handelsleute  und  Fabrikanten  das  Recht,  für  unversicherte 
Fordeningen,  die  von  ihren  Berufsgeschäften  herrührten,  einen  Zins  bis  auf  sechs 
vom  Hundert  sich  auszubedingen.  Alles,  was  der  Gläubiger  sich  von  dein  Schuldner 
unter  irgend  einer  Benennung  mehr  ausbedang  oder  auuahni,  wurde  als  Ueberzins 
angesehen:  der  Vorbehalt  des  l’eberzinses  war  ungültig  und  der  bezogene  Ueber* 
zins  sollte  dem  Schuldner  zurückgegehen  werden.  Der  Gläubiger,  welcher  sich 
von  einer  Geldschuld  hatte  Ucherzins  versprechen  lassen,  oder  von  einer  solchen 
Ueherzins  bezogen  hatte,  sollte  an  den  Polizeirichter  zur  Bestrafung  gewiesen 
werden.  — Im  Jura  galt  zur  Zeit  der  Vereinigung  dessellien  mit  dem  Kanton 
Bern  das  französische  Gesetz  über  den  Zinsfuss  vom  3.  September  1807,  welches 
bezüglich  des  Zinsmaxi  munis  und  des  bezogenen  oder  versprochenen  Geldzinses 
ähnliche  Vorschriften  wie  das  altbemische  Recht  enthielt.  Im  Uebrigcn  den  ge- 
wohnheitsmässigen  Wucher  mit  einer  Geldbusse  bis  auf  die  Hälfte  des  gelielieuen 
Kapitals  und  bei  nachgewiesener  Prellerei  mit  Gefängnis*  bis  zu  zwei  Jahren  bedrohte 
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Wie  in  frühem  Zeiten  das  absolute  Zinsverbot,  so  hat  sieh  später  auch  die 
gesetzliche  Beschränkung  des  Zinsfnsses  als  unzureichend  gegen  den  Wucher  und 
überdies  einen  gesunden  Geldverkehr  vielfach  beeinträchtigend  herausgestellt.  Die 
volkswirthsehaftlichen  Faktoren  von  Angebot  und  Nachfrage,  welche  den  Preis  des 
Geldes  im  Weltmärkte  bestimmen,  richten  sich  selbstverständlich  in  keiner  Weise 
nach  den  gesetzlichen  Zinsschranken  eines  einzelnen  Bandes.  Kommt  der  Geld- 
preis dem  gesetzlichen  Zinsfusse  gleich,  so  ist  jedes  einigermassen  gewagte  Ge- 
schäft unmöglich  oder  nur  mit  Hülfe  des  Wucherers  denkbar,  der  sich  das  ltisico 
der  Wucherstrafe  theuer  genug  bezahlen  lässt;  übersteigt  er  denselben,  so  hört 
für  den  ehrlichen  Kapitalisten  überhaupt  das  Geldausleihen  auf;  steht  dagegen 
der  Geldpreis  tief  unter  dem  gesetzlichen  Zinsfusse,  so  ist  der  Wucher  unter  dem 
Mantel  der  Gesetzlichkeit  sogar  gestattet.  Das  Unzulängliche  in  dem  System  der 
gesetzlichen  Zinsbeschränkung  hat  sich  am  deutlichsten  dadurch  herausgestellt, 
dass  erfahrungsgemäss  sogar  einzelne  Staaten  gezwungen  waren,  bei  den  von  ihnen 
aufgenommeuen  Anleihen  einen  höliern  Zius  zu  versprechen,  als'  nach  der  eigenen 
Gesetzgebung  zulässig  war,  und  dass  ferner  einer  Staatsbank  daB  Vorrecht  ein- 
geränmt  werden  musste,  für  ihre  Anleihen  höhere  als  die  gesetzlich  erlaubten 
Ziuse  zu  fordern. 

Von  dieser  Erkenntniss  geleitet,  macht«»  sieh  um  die  Mitte  des  gegenwärtigen 
Jahrhunderts  eine  allgemein  verbreitete  Bewegung  für  Abschaffung  der  gesetzlichen 
Zinsschranken  geltend,  welcher  sich  auch  der  bernische  Gesetzgeber  bei  Anlass 
der  Berathung  des  Einführungsgesetzes  zum  neuen  Strafgesetzbuche  in  der  Weise 
angeschlossen  hat,  dass  die  hievor  erwähnten  Vorschriften,  betreffend  das  Zins- 
maxiinum,  den  Ueberzins  und  die  Bestrafung  des  Wuchers,  auf  den  1.  Januar  1867 
ausser  Kraft  gesetzt  wurden. 

Seit  einigen  Jahren,  namentlich  seit  dem  Beginne  der  geschäftlichen  Krisis  in 
der  zweiten  Hälfte  der  Siebenzigerjahre,  zeigte  es  sich  jedoch  mehr  und  mehr,  dass 
man  mit  der  völligen  Abschaffung  der  Wucherstrafen  zu  weit  gegangen  sei,  — 
dass  sich  im  einzelnen  geschäftlichen  Verkehr  zwischen  «lern  kreditbedürftigen 
Manne  und  dem  Kapitalisten  auch  noch  andere  Faktoren  zur  Bestimmung  des 
Zinsfnsses  geltend  machen,  als  diejenigen  von  Angebot  und  Nachfrage.  Es  zeigte 
sich  ganz  besonders,  dass  der  Wucher  mit  der  Beseitigung  der  gesetzlichen  Zins- 
schraukeii  nicht  aus  der  Welt  geschafft  ist,  «lass  er  sich  immer  wieder  einstellt 
in  seiner  zersetzenden  Kraft,  immer  bereit,  in  ungeordnete  ökonomische  Verhält- 
nisse «les  Einzelnen,  wie  in  wirthschaftliche  Krisen  jeder  Art,  in  Stockungen  von 
Handel  und  Wandel,  sich  cinzuschleichen.  Desshalb  Hessen  sich  dcun  auch  die 
Klagen  über  den  Wucher  aus  immer  breiteren  Schichten  der  Bevölkerung  ver- 
nehmen, und  die  Volksineiunug  verlangte  immer  dringender  nach  dem  Erlasse 
eines  Wuchergesetzes. 

Wir  hielten  es  für  unsere  Pflicht,  diesen  Volkswüuschen  durch  Ausarbeitung 
einer  Gesetzesvoriage  gerecht  zu  werden,  welche,  tbeils  polizeilich  ordnend,  tlieils 
Strafen  androbend,  alle  Geschäftsverhältnisse  zu  umfassen  sucht,  in  denen  nach 
gemachten  Erfahrungen  eine  wucherische  Ausbeutung  des  ökonomisch  Schwachen 
durch  gewissenlosen  Gebrauch  der  Macht  des  Geldes  vorzukommen  pflegt.  Zur 
Erklärung  der  Vorlage  beschränken  wir  uns  auf  nachfolgende  Bemerkungen: 

Dieselbe  enthält  in  eiuem  ersten  Theile  polizeiliche  Vorschriften  über  die- 
jenigen Gewerbe,  welche  mit  Gelddarlehen  sich  befassen,  und  behandelt  nach- 
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einander  das  tielddarleiber-,  Durlehnsvermittler-  und  Pfandleiher-,  sowie  aus  den 
hiernach  noch  besonders  zu  erwähnenden  Gründen  überdies  auch  noch  das 
T rödlergewerbe. 

Betreffend  die  Gelddarleiher  verlangt  das  Gesetz  gehörige  und  wahrheits- 
getreue Buchführung  über  jedes  abgeschlossene  Geschäft,  soweit  es  die  dargeliebene 
llauptsummc  und  allfällige  davon  zurilckhehaltene  Abzüge  für  Zins  und  Provision 
anfielangt,  damit  jeder  Zeit  vor  Gericht  auf  diese  Bncheintragung  Bezug  genommen 
werden  könne,  — ferner  die  Ausstellung  eines  Iiordereau’s  mit  gleichem  Inhalte, 
auf  dass  der  Barlehnsempiänger  eine  schriftliche  Abrechnung  hierüber  in  Händen 
habe,  — und  endlich  den  Anschlag  der  Bedingungen  für  Zins  und  Provision  im 
Geschäftslokale,  um  dieselben  auf  diese  Weise  zur  allgemeinen  Keuntniss  des 
interessirten  Publikums  zu  bringen.  Die  Publicität,  welche  solchermassen  in  den 
Geschäftsverkehr  der  Gelddarleiher  gebracht  wird,  hat  für  eine  reelle  Ausübung 
des  Gewerlies  durchaus  nichts  Belästigendes  an  sich,  währenddem  sie  anderseits 
geeignet  ist,  die  Praktiken  der  Winkelbankiers  an  das  Tageslicht  zu  ziehen.  Das 
Gesetz  gebraucht  den  Ausdruck  „gewerbsmässig  Geld  darleihen“,  ohne  den  Begriff 
der  Gewcrbsmässigkeit  genauer  zu  bestimmen  ; es  überlässt  diese  Aufgabe  im  ein- 
zelnen Falle  dem  Gerichte.  Soviel  ist  aber  von  vornherein  sicher,  dass  unter 
einem  gewerbsmässigen  Gelddarleiher  nicht  die  gewöhnlichen  Kapitalisten  ver- 
standen werden,  die  ihre  verfügbaren  Gelder  in  der  allgemein  üblichen  Weise  au 
Zius  legen,  sondern,  neben  den  auf  die  Ausübung  des  Gewerbes  speziell  einge- 
richteten Kreditanstalten  und  Bankiers,  insbesondere  auch  diejenigen  Personen, 
welche  eigene  oder  zu  diesem  Zwecke  geliehene  Gelder  regelmässiger  Weise  auf 
kurzen  Termin,  namentlich  auf  Wechsel,  ausleiken. 

Die  Mittelspersonen,  welche  von  geldbedürftigen  Leuten  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  ihuen  das  nötbigc  Darlehn  zu  verschafffcu,  beziehen  biefllr  häufig 
Provisionen,  die  mit  der  gehabten  Mühewaltung  in  gar  keinem  Verhältniss  steheu, 
indem  sie  die  Kotblage  oder  Geschäftsunkenntniss  der  Klienten  zu  unerlaubtem 
Gewinn  missbrauchen.  Das  Gesetz  will  diesem  Fehelstande  dadurch  akbulfeu,  dass 
es  das  Oarlehnerermittler^everbe  ebenfalls  zur  Buchführung  und  Ausstelluug  von 
schriftlichen  Abrechnungen  über  die  bezogene  Provision  verpflichtet  und  ausser- 
dem die  zulässige  Gebühr  durch  regiernngsräthliche  Verordnung  festsetzen  lässt. 
Die  bankmässige  Vermittlung  öffentlicher  Anleihen  wird  von  dieser  Vorschrift 
ausgenommen,  weil  selbstverständlich  hier  die  Gefahr  der  Ausbeutung  nicht 
vorliegt. 

Die  Pfandleihanstalten  entsprechen  einem  Bedürfnis  grösserer  Bevölkerungs- 
centren,  indem  sie  es  ermöglichen,  den  Realkredit  im  Kleinen  zu  gebrauchen  und 
gegen  Verpfändung  beweglicher  Sachen  Darlehn  auf  kürzere  Fristen  zu  erheben. 
Dass  von  einer  solchen  Einrichtung  auch  die  Liederlichkeit  vielfachen  Gebrauch 
zu  machen  sucht,  ist  leider  eine  nicht  zu  vermeidende  Zugabe  derselben.  Die 
gesetzliche  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse,  welche  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
derartiger  Anstalten  ira  Zusammenhänge  stehen,  wurde  schon  seit  langer  Zeit 
angeregt,  sowohl  durch  Eingaben  von  Behörden,  als  aus  der  Mine  des  Grossen 
Ruthes  selbst.  Die  engere  Beziehung  zu  dem  Zwecke  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
liegt  wesentlich  In  dem  Umstande,  dass  bisher  für  solche  Darlehen  ein  Jahres- 
zins  von  mindestens  Gtf’/o,  nämlich  5 Centimes  vom  Frauken  per  Monat,  bezogen 
wurde,  woraus  sich  eine  ganz  unmässige  Ausbeutung  der  betreffenden  Bevölkeruugs- 
kreise  ergibt. 
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Die  Gesetzesvorlage  verpflichtet  ilen  Inhaber  einer  Pfaudleihanstalt  zur  Auf- 
stellung einer  Geschäftsordnung  und  zur  Leistung  einer  Kaution  für  allfällige 
Schadenersatzansprüche,  zur  orduuugsmässigen  Buchführung , welche  jedeiu  Be- 
theiligtcn  zur  Eiusichtnahme  offen  stehen  soll,  zur  sorgfältigen  Aufbewahrung 
der  Pfandobjekte  und  zur  hinreichenden  Versicherung  derselben  gegen  Feuers- 
gefahr. Sie  verbietet  ihm  die  Erhebung  von  Zinsen  über  dem  durch  Verordnung 
des  Regierungsrathes  zu  bestimmenden  Zinsfusse,  sowie  den  Bezug  anderer  Ge- 
bühren irgend  welcher  Art,  ausgenommen  20  Cts.  für  die  obligatorische  Ausstellung 
des  Pfandscheines;  sie  verbietet  ihm  weiter  die  Rückforderung  des  Darlehnsbetrages 
vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  dessen  Hingabe,  während  der  Verpfänder  seiner- 
seits jeder  Zeit  berechtigt  ist,  den  Pfandgegenstand  gegen  Rückerstattung  des 
Darlehns  und  Vergütung  des  niarchxähligen  Zinses  wieder  auszulösen. 

Im  Gegensätze  zu  der  hievor  befürworteten  Aufhebung  der  Zinsschranken  im 
allgemeinen  Geldverkehr  ist  es  hinwiederum  geboten,  die  Darlehnsgeschäfte  der 
Pfandleihanstalten  unter  ein  gesetzliches  Zinsmaximum  zu  stellen,  um  damit  eine 
ungebührliche  Ausbeutung  des  kreditsuchenden  Publikums  zu  verhindern.  Die 
Gründe  gegen  eine  Beschränkung  des  Zinsfusses  treffen  hier  aus  zwei  Gesichts- 
punkten nicht  zu  : einmal,  well  es  sich  nicht  um  das  Kreditwesen  im  Allgemeinen, 
sondern  um  ganz  lokal isirte  Kreditbedürfnisse  handelt,  deren  Befriedigung  mit 
keinerlei  Risiko  verknüpft  ist,  indem  sie  jeweilen  gegen  hinreichende  Realsicherheit 
erfolgt,  — und  sodann  weil  der  Zinsfuss  mit  Rücksicht  auf  die  Unkosten  für  Be- 
schaffung des  Betriebskapitals,  für  Miethe  der  erforderlichen  Räumlichkeiten,  für 
Aufbewahrung  und  Versicherung  der  Pfänder,  sowie  in  Berücksichtigung  der  ver- 
hültnissuiässig  bedeutenden  Mühewaltung,  welche  mit  der  Behandlüng  meistens 
kleinerer  Darlehnsgeschäfte  verbunden  ist,  auf  einer  relativen  Höhe  gehalten 
werden  muss,  wo  er  den  Fluktuationen  des  Geldmarktes  entrückt  ist.  Es  wird 
dem  Regierungsratbe  überlassen,  das  zulässige  Zinsinaximum  zu  bestimmen,  um 
dasselbe  von  den  stabilen  Vorschriften  des  Gesetzes  loszulöseu  und  den  ver- 
änderlichen Verhältnissen  der  Zeit  und  des  Ortes  besser  anpassen  zu  können. 

Die  Gesetzesvorlage  ordnet  endlich  in  möglichst  einfachen  Formen  das  Pfaud- 
verwerthuogsverfaliren,  ohne  dabei  die  Interessen  der  Betheiligten  preiszugeben. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dass  nach  gesetzlicher  Ordnung  des  Pfaudleihwesens  die 
daherigen  Geschäfte  gerne  in  die  Form  dos  Kaufvertrages  mit  Rückkaufsvorbehalt 
eingekleidet  werden  und  das  Gewerbe  selbst  unter  dem  Schilde  des  Trödler- 
geschäftes  fortzuführeu  gesucht  wird.  Uiu  nun  solchen  Umgehungen  des  Gesetzes 
vor/ubeugen,  stellt  die  Vorlage  das  Rückkaufsgeschäft  dem  Pfandleihgeschäfte 
gleich  und  bezieht  weiterhin  auch  das  Trüdlertjeirerbc  in  die  gesetzliche  Ordnung 
ein.  Sie  verlangt  zur  Ausübung  des  Pfaudleih-  und  des  Trödlergewerbes  die.  Ein- 
holung einer  staatlichen  Bewilligung  und  will  diesbezüglich  Garantien  für  die 
Ehrenhaftigkeit  der  Geschäftsinhaber.  Sie  legt  denselben  besondere  Verpflichtungen 
auf  gegenüber  der  gerichtlichen  Polizei,  weil  erfahrungsgemäss  häufig  entwendete 
Sachen  in  den  Pfändleihanstalten  und  in  den  Magazinen  der  Trödler  zu  verwerthen 
gesucht  werden. 

Die  Strafbestimmungen  des  ersten  Theils  der  Vorlage  bedürfen  keiner  be- 
somlem  Erläuterung;  sie  gehen  durchwegs  von  der  Betrachtung  aus,  dass  das 
Motiv  zu  den  Widerhandlungen  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  ira  Eigennutz 
des  Contravenienten  liege  um!  dass  daher  die  richtige  Repression  durch  Geld- 
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strafen  von  hohen  Minimal-  und  Maximalsten  sich  von  seihst  ergehe».  Nur  wo 
in  der  Widerhandlung  auch  noch  eine  Missachtung  von  speziellen  Verfügungen 
der  Behörden  enthalten  ist.  wird  mit  der  Geldbusse  zugleich  Gefangenschaft  »strafe 
angedroht. 

Im  zweiten  Theile  behandelt  die  Vorlage  die  Wucherbest  immungen , sowohl 
die  strafrechtlichen  als  die  civilrechtlichen.  In  ersterer  Beziehung  steht  das  Gesetz- 
gebungsrecht verfassungsmässig  bei  der  K antonal souveränetät,  in  letzterer  Hinsicht 
wird  dasselbe  hergeleitet  aus  Art.  83,  Absatz  2,  des  Bundesgesetzes  über  das 
Obligationenrecht,  welcher  der  Kautoualgesctzgebung  Vorbehalt,  Bestimmungen 
gegen  Missbrauche  im  Zins  wesen  aufzustelleu. 

Formell  werden  die  W ucherbestimmungeu  in  den  Abschnitt  des  Strafgesetz- 
buches eingeschaltet,  welcher  von  Prellereien  und  vom  Betrug  handelt,  da  der 
Wucher  mit  diesen  Delikten  am  nächsten  verwandt  ist  — und  zwar  nach  Art.  28b, 
so  dass  die  Vorschrift  des  Art.  287  zukünftig  ebenfalls  einen  Bestandteil  des 
Wucherstrafrechts  nusmachen  wird,  wie  auch  der  allgemeine  Theil  des  Strafgesetz- 
buches auf  dasselbe  Auwendung  findet.  Die  Strafandrohung  ist,  soweit  es  die 
Freiheitsstrafe  anbetrifft,  ebenfalls  derjenigen  auf  Prellerei  und  Betrug  nachgebildet; 
bezüglich  der  damit  verbundenen  Bussandrohung  verweisen  wir  auf  das  oben  zu 
den  Strafbestimmungen  des  ersten  Theils  Gesagte.  Die  Straffolge  der  Einstellung 
in  der  bürgerlichen  Ehreuiahigkeit,  welche  beim  gewerbs-  oder  gewohnheits massigen 
Wacher  ausgesprochen  werden  mus* , und  in  allen  übrigen  Fällen  uach  Mitgabe 
des  oben  angeführten  Art.  237  des  Strafgesetzbuches  ausgesprochen  werden  kann, 
rechtfertigt  sich  aus  der  uiedern  Gesinnungsart,  welcher  der  Wucher  entspringt. 
Die  Einstellung  im  Beruf  oder  Gewerbe,  iu  dessen  Verbindung  gewerbs-  oder 
gewohnheitsmüssiger  Wucher  betrieben,  sowie  die  Veröffentlichung  des  rechts- 
kräftigen Urtlieils,  durch  welches  Jemand  des  Wuchers  schuldig  erklärt  wird,  ist 
zu  erklären  aus  der  besonderen  Gefährlichkeit  solcher  Individuen  für  die  ökono- 
mische Existenz  ihrer  Nebenmenschen. 

.Nachdem,  wie  wir  oben  bereits  dargethun  haben,  das  System  des  gesetzlichen 
Zinsmasses  verlassen  werden  musste,  bietet  nunmehr  die  Aufstellung  eines  präzisen 
Thatbestandes  für  den  Wucher  gewisse  Schwierigkeiten  dar.  Immerhin  halten  wir 
dafür,  dass  die  vorgeschlagenen  Merkmale  hinreichende  Garantien  in  sich  schli essen, 
sowohl  gegen  die  Gefahr  eines  Schuldurtheilg  hei  an  sich  erlaubtem  Geschäfts- 
ge bahren,  als  fur  die  Bestrafung  der  wirklich  wucherischen  Handlung.  Der  an- 
genommene Thuthestand  stimmt  übrigens  mit  den  neuern  Wuchergesetzgebungen 
des  In-  und  Auslandes  überein.  Zu  demselben  gehört  das  Vorhandensein  eines 
Kreditgeschäftes  irgendwelcher  Art,  sei  es  eines  Darlehns-,  Kaufsgeschäfts  u.  s.  w., 
oder  die  Verlängerung  eines  bereits  bestellenden  Kreil it Verhältnisses,  — sodann 
eine  Nothlagc,  Geinütbsaufregung  (wohin  auch  Trunkenheit  zu  zählen  ist),  Leicht- 
sinn, Verstandesschwäche,  Unerfahrenheit,  in  welcher  der  Kreditsuchende  sich 
befindet,  — und  endlich  die  Ausbeutung  dieses  Zustandes  (d.  h.  die  bewusste 
Benutzung  desselben  in  gewinnsüchtiger  Absicht)  durch  die  Entgegennahme  eines 
Zahlung» Versprechens  oder  von  Zahlungsmitteln,  welche  die  eigene  Leistung  des 
Kreditgewährenden  unverliältiiissmüssig  übersteigen;  zu  dieser  eigenen  Leistung 
gehört  iu  einem  gewissen  Masse  auch  das  Risiko,  welches  mit  der  Gewährung 
oder  Verlängerung  des  Kredites  verbunden  sein  kann;  der  Abwägung  von  Leistung 
und  Gegenleistung  dient  der  uach  Zeit  und  Ort  übliche  Kapitalzinsfuss  zum  Mass- 
»tabe.  Die  Anwendung  arglistiger  Kunstgriffe,  um  dem  Bewucherten  oder  dritten 
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Personen  gegenober  das  Vorhandensein  des  Wuchers  zu  verdecken,  und  die  Be- 
nützung der  Wechselform  zur  Begehung  desselben  werden  als  Erschwerungsgrund 
behandelt. 

Ein  besonders  gefährlicher  Zweig  wucherlichen  Gebahrens  wendet  sich  au 
den  Leichtsinn  und  die  Unerfahrenheit  junger  Leute,  um  denselben  Zahlungs- 
verpflichtungen abzunehmen,  an  deren  Eolgen  die  Opfer  öfters  zeitlebens  zu  tragen 
haben,  wenn  sie  nicht  vorher  schon  dem  ökonomischen  Ruin  entgegengehen.  Die 
Gesetzesvorlage  behandelt  diesen  Fall  als  wucherliches  Kreditgeben  besonders, 
und  verlangt  zu  dessen  Thatbestand  nur  gewinnsüchtige  Absicht  beim  Kreditgeber 
und  Minderjährigkeit  auf  Seite  des  Kreditnehmers. 

Die  zivilrechtlichen  Folgen  des  Wuchers  zu  bestimmen,  überlässt  das  Gesetz 
dein  billigen  Ermesseu  des  Richters,  geleitet  von  dem  Gedanken,  dass  eine  dem 
materiellen  Recht  entsprechende  Ausgleichung  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung 
im  einzelnen  Falle  l’latz  greifen  solle.  Kann  dem  gegenwärtigen  Gläubiger  die 
Einrede  des  Wuchers  nicht  entgegengehalten  werden,  weil  ihn  das  formale  Recht 
hievor  schützt,  so  ist  der  Wucherer  oder  sein  Erbe  zu  demjenigen  Ersätze  an  den 
Bewucherten  verpflichtet,  welchen  die  ausgleichendc  Gerechtigkeit  erfordert. 

Die  Sehlusshestiinmungen  sollen  einerseits  den  gegenwärtigen  Inhabern  von 
Pfandleih-  und  von  Trödlergescliäften,  welche  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu 
lhpiidiren  gedenken,  dieses  durch  Einräumung  der  erforderlichen  Frist  ermög- 
lichen, ohne  dass  sie  die  in  § I vorgeschriehene  staatliche  Bewilligung  einzuhoien 
brauchen,  — anderseits  gegen  jede  wucherische  Handlung  tuit  Bezug  auf  eine 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  entstandene  Forderung  sofortigen  Rechtsschutz 
gewähren.“ 

II.  Da k Gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Nuhrungemittetn,  Gena»»mittetn 
und  (i ehruuchegeijenntänden , »oirie  Abänderung  der  Art.  232  und  233  de»  Straf- 
genetzhuche»,  schliesst  sich  wie  die  entsprechenden  Gesetze  anderer  Schweizer- 
kantone  ziemlich  eng  an  das  gleichnamige  drui»che  Gesetz  vom  14.  Juni  1879  an, 
berücksichtigt  dagegen  die  deutsche  Novelle  vom  5.  Juli  1887 1 1 nicht.  Das  heroische 
Gesetz  unterstellt  wie  das  deutsche  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
ganz  allgemein  der  polizeilichen  Aufsicht  ; während  aber  das  deutsche  ticsetz  nur 
den  Verkehr  mit  bestimmt  bezoichncteu  Gcbraucbsgegenständen  derselben  Beschrän- 
kung unterwirft,  erstreckt  sich  das  heroische  Gesetz  auf  alle  Gehrauchsgegenstände, 
„welche  die  Gesundheit  schädigen  können“,  wobei  Spielwaaren,  Tapeten,  Farben. 
F.ss-,  Trink-  und  Kochgeschirr,  sowie  Petroleum  bei»piel»trei»c  genannt  werden. 

Die  polizeiliche  Aufsicht  wird  zunächst  durch  die  Gemeindebehörden  aus- 
geübt, die  in  der  Regel  eine  Gesundheilskommission  oder  einen  Gesundheits- 
kommissär  (Inspektor)  mit  der  Nachschau  beauftragen  werden.  Die  Tbätigkeit 
des  Regieningsstatthaiters  des  Bezirks  tritt  vorwiegend  unterstützend,  diejenige 
des  kantonalen  Aufsichtslieamten  ergänzend  ein. 

Die  Untersuchung  geistiger  Getränke,  welche  auf  Eisenbahnstationen  aukominen 
und  die  an  einen  im  Kanton  Bern  wohnenden  Wirth  oder  Verkäufer  von  geistigen 
Getränken  adressirt  sind,  ist  bisher  auf  Grund  einer  Verordnung  vorgenommen 
worden;  die  Einrichtung  hat  sich  so  sehr  bewährt,  dass  ihr  eine  gesetzliche 
Grundlage  in  § 7,  Absatz  2,  gegeben  worden  ist. 

')  Uw«U  betreffend  di*  Verwendung  g-»Mindheit»srh;i<llicber  Farben  bei  Hera  tel  lang  von  Xahraag** 
mittein,  lirmudinitteln  and  Gebrauchgegenständen. 
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Das  Verfahren  im  Falle  der  Beanstandung  eines  Gegenstandes  wird  im  An- 
schluss an  das  kantonale  Strafprozessrecht  geordnet. 

Um  sowohl  den  Aufsiehtslä-auiten  als  den  betheiligton  Privatpersonen  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  die  Beschaffenheit  von  Nahrungs-  und  (ienussmitteln, 
sowie  von  Gebrauchsgegenständen  in  massgebender  Weise  feststellen  zu  lassen, 
besteht  eine  Centralstelle  für  die  Untersuchung  dieser  Gegenstände  unter  Leitung 
des  Kantonschemikers. 

Die  §§  10  bis  13  sind  strafrechtlicher  Natur.  Die  ersten  zwei  Paragraphen 
umgeben  die  polizeiliche  Untersuchung  mit  strafrechtlichem  Schutz,  während  § ld 
Nonnen  gegen  Waarenlietrug  und  Waarenfalschung  aufstellt.  Es  geschieht  dies 
in  Form  einer  Novelle  zum  Strafgesetzbuch. 

Den  Waarenlietrug  verpönte  zwar  schon  Art.  232  des  Strafgesetzbuches.  Der- 
selbe bleibt  in  Geltung,  erhält  aber  einen  Zusatz  mit  einer  Strafandrohung  gegen 
Denjenigen,  welcher  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  Nahrungs- 
oder Genussmittel  ihrem  Wesen  nach  falsch  oder  missverständlich  bezeichnet. 

Gegen  die  Waarenfälschung  gab  der  Art.  233  Strafbestimmungen.  „Wer  in 
rechtswidriger  Absicht  Getränke,  Nahrungsmittel  oder  andere  Waarcn  verfälscht“, 
wurde  mit  Gefängniss  (von  höchstens  40  Tagen)  oder  mit  Geld  bestraft.  Verübte 
der  Tbäter  die  Fälschung  wissentlich  auf  eine  für  die  Gesundheit  von  Menschen 
schädliche  Weise,  so  war  alternativ  Knrrektionsbaus  (von  höchstens  1 .fahr).  Ge- 
fängniss (von  höchstens  60  Tagen)  und  Geldbusse  (von  höchstens  500  Franken) 
angedroht.  Diese  Vorschriften  reichten  um  so  weniger  aus,  als  die  Praxis  sich  in 
der  Regel  mit  Geldstrafen  begnügte. 

Der  Art.  2.33  wird  durch  die  Art.  233  und  233  a.  b,  c ersetzt. 

Die  Art.  233  und  233  a beziehen  sich  ausschliesslich  auf  strafbare  (vorsätz- 
liche und  fahrlässige)  Handlungen  in  Bezug  auf  Nahrungs-  und  Gcnussmittel  und 
Gebrauchsgegenstände,  insbesondere  auf  das  Fälschen  und  Nachmarhen  dieser 
Sachen,  und  auf  den  Verkauf  der  Falsifikate  oder  Imitationen.  Die  Nonnen  sind 
den  §§  10,  11,  12  und  13  des  deutschen  Gesetzes  nachgebildet,  jedoch  unter  Ver- 
werthung  der  Unterscheidungen  des  heroischen  Strafgesetzbuches  betreffend  Arbeits- 
unfähigkeit und  bleibenden  Nachtheil.  Die  heroischen  Strafsanktiouen  sind  erheblich 
milder  als  die  deutschen,  namentlich  gilt  dies  für  die  Anwendung  der  Freiheitsstrafe. 

Art.  233  b bezieht  sich  ganz  allgemein  auf  das  (vorsätzliche  und  fahrlässige) 
Nachmachen  und  Verfälschen  von  Waarcn  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel 
und  Verkehr;  diese  Strafbestimmung  hat  gegenüber  den  eben  besprochenen  sult- 
sidiären  Charakter. 

Art.  233  c enthält  Nebenbestimmungen  namentlich  über  Konfiskation,  Ver- 
öffentlichung des  Urtheils  und  Entziehung  der  Berechtigung  zu  der  Ausübung 
eines  staatlich  geordneten  Berufes  oder  Gewerbes. 

Die  Konfiskation  von  Nahrangs-  und  Genussiuitteln,  deren  Genuss,  und  von 
Gebrauchsgegenständen,  deren  Gebrauch  die  menschliche  Gesundheit  zu  schädigen 
geeignet  ist  (vgl.  Art.  233  <j),  erfolgt  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheit  und 
ist  daher  obligatorisch  und  nicht  an  eine  Yerurtkeilung  gebunden,  ln  den  übrigen 
Fällen  (Art.  233  und  233  5)  hat  die  Konfiskation  nicht  die  Natur  einer  Polizei- 
massregel,  sondern  den  Charakter  einer  Nebenstrafe  und  ist  fakultativ. 

§ 13,  welcher  auf  Antrag  der  Kommission  des  Grossen  Ilathes  beigefugt 
wurde,  gebietet  den  Verkäufern  von  Nahrungs-  und  (ienussmitteln,  „welche  die- 
selben auch  in  Kunstprodukten  halten“  . . . „den  Besitz  solcher  Waare  mittelst 
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deutlichen  Anschlages  im  Verkaufslokal  bekannt  zu  machen tf,  unter  Androhung 
einer  Geldstrafe  von  5 bis  100  Franken.  Diese  Vorschrift,  deren  redaktionelle 
Fassung  nicht  unbcdcuklich  ist,  hätte  systematisch  richtig  in  § 12,  Art.  233, 
Zeile  2,  ihre  Stelle  gefunden. 

Die  §§  14—17  enthalten  Schlussbestimmungen.  Dem  Regierongsrath  wird 
der  Erlass  von  Vollziehungsverordnungen  aufgetragen  (§  14).  Widerhandbingen 
gegen  solche  Verordnungen  werden  in  einem  Blankettstrafgesetze  (§  15)  mit  Busse 
oder  Geföngniss  bedroht.  Für  Bewilligung  der  Kosten,  welche  die  von  der  Direktion 
des  Innern  angeordneten  Nachschauen  verursachen,  ist  Vorsorge  getroffen  (§  16). 
Den  Schluss  bildet  eine  derogatorische  Klausel  (§  17). 

Solothurn.  Berichterstatter:  Öberricliter  Joh.  Gisi  in  Solothurn. 

Ausser  den  im  letzten  Hefte  (S.  81)  mitgetheiltcn  Vcrfassungsartikeln  sind 
noch  folgende  zu  erwähnen: 

Art.  15.  Die  Strafrechtspflege  beruht  auf  dem  Anklageverfahren  mit  grund- 
sätzlicher Berücksichtigung  der  Oeffentliclikeit  und  Mündlichkeit. 

Art.  75.  Der  Staat  hebt  und  ordnet  das  Kreditwesen.  Gegen  Wucher  sind 
strengere  Stmfbestimmuugen  aufzustellen. 

Forderungen  von  mehr  als  3°/«  über  den  jeweiligen  offiziellen  Zinsfuss  der 
Solothiimer  Kantonalbank  per  Jahr  für  Zins,  Kommission  und  Provision  sollen 
als  Wucher  bestraft  werdeu. 

Hasel-Stadt.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  Dr.  //.  David,  in  Basel. 

Am  23.  April  1888  hat  der  Grosse  Rath  des  Kantons  ein  „Gesetz  betreffend 
den  Schutz  der  Arbeiterinnen*  zu  Ende  berathen  und  beschlossen.  Das  Gesetz 
bezweckt,  Arbeiterinnen,  welche  in  Gewerben  beschäftigt  sind,  die  nicht  unter  das 
eidgenössische  Fabrikgosctz  fallen,  zu  schützen  (durch  Festsetzung  der  Dauer 
der  regelmässigen  Arbeitszeit,  der  Vcrtheilnng  derselben  auf  die  Stunden  des  Tages, 
durch  Bestimmungen  über  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  über  die  Verwendung  von 
Schwangeren  und  .Mädchen  unter  13  Jahren  u.  s.  w.).  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  sollen  nach  § 37  des  Polizeistrafgesetzes  geahndet 
werden. 

Dieser  $ 37  des  Polizeistrafgesetzes  vom  Jahre  1872  („Wer  den  Bestimmungen 
des  Fabrikgesetzes  oder  seiner  Ausführungsverordnung  zuwiderhandelt,  wird  mit 
Goldbttssc  oder  Haft  bestraft“)  bezieht  sich  auf  das  kantonale  Fabrikgesetz  vom 
Jahr  1X60  und  die  Ausführungsverordnung  vom  Jahr  1870.  Beide  Erlasse  sind 
durch  das  eidgenössische  Fabrikgesetz  (Art.  20)  aufgehoben  worden,  welche  That- 
saclie  der  Regierungsrath  durch  eine  Erklärung  vom  14.  Dezember  1887  im  Kantons- 
hlatte  bestätigt  hat.  An  Stelle  des  § 37  des  Polizeistrafgesetzes  ist  Art.  19  des 
eidgenössischen  Fabrikgesetzes  getreten  (seit  dem  1.  Januar  1878):  es  hat  dem- 
nach keinen  Sinn,  sich  auf  die  Strafandrohung  des  erstgenannten  Paragraphen  zti 
beziehen. 

Durch  einen  weiteren  G roasrathshe Schluss  vom  23.  April  hat  § 5 des  Polizei- 
strafgesetzes eine  A endenin  g erfahren.  In  der  Regel  sind  die  polizeilichen  Haft- 
strafen  als  Einzelhaftstrafen  im  Polizeihaft  lokal  zu  verbtissen.  Die  UeberfUllung 
des  Polizeiliaftlokals  und  der  verfügbare  Raum  in  der  kantonalen  Strafanstalt 
haben  dazu  geführt,  die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen  in  der  Strafanstalt  bei 
solchen  Delinquenten  zu  ermöglichen,  denen  nach  Art  der  Uebertrctimg  und  in- 
folge Rückfalls  eine  Verschärfung  in  der  Strafverbflssung  — besonders  durch  Zwang 
zur  Arbeit  — nur  heilsam  sein  kann.  Der  Richter  kann  demgemäss  bei  einer  Haft, 
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die  wenigstens  14  Tage  betrügt,  die  Verbiissnng  io  der  Strafanstalt  aussprechen 
gegenüber  Rückfälligen,  welche  sich  gegen  § 60  (Vernachlässigung  der  Pflege 
von  Kindernt,  § 53  (strafbare  Liederlichkeit),  jä  54  (gewerbsmässige  Unzucht  von 
Dirnen).  § 109  (Landstreichereil,  § 110  (Bettelei)  verfehlt  haben. 

Aargau.  Berichterstatter:  Fürsprech  J.  Heuberger  in  Brugg. 

Das  Gesetz  gegen  die  Thierquälerei  vom  Jahr  1854  bestimmt,  dass  die  Tüd- 
tung  von  Schlachtvieh  durch  den  Schlag  anf  den  Kopf  zu  geschehen  bähe.  Im  Jahr 
1855  wurde  zu  Gunsten  der  Israeliten  ein  Ausnahmegesetz  erlassen,  welches  ihnen 
in  Oberendingen  und  in  Lengnau  die  l'ödtung  des  Schlachtviehes  vermittelst 
„Schichtung“  gestattet.  Die  Israeliten,  die  gegenwärtig  in  grosser  Zahl  in  Baden 
tiud  noch  an  andern  Orten  aU  in  Endingen  und  Lengnau  wohnen,  ersuchten  den 
Grossen  Rath,  es  möchte  ihnen  gestattet  werden,  auch  an  andern  Orten  als  in 
Lengnau  und  Endingen  das  Schlachtvieh  zu  Schächten,  lut  Widerspruche  mit 
diesem  Gesuche  der  Israeliten  wünschte  der  aargauische  Thierschutzverein  in 
einer  Eingabe  an  den  Grossen  Rath,  es  möchte  das  zu  Gunsten  der  Israeliten 
bestehende  Ausnahmegesetz  vom  Jahre  1855  gänzlich  aufgehoben  werden.  Am 
12.  Juli  1887  wurde  die  Frage  des  Scbächtcns  von  Schlachtvieh  nach  jüdischem 
Ritus  im  Schoosse  des  Grossen  Rathes  behandelt.  Die  Vorberathungskommiesioa 
erblickte  int  Schächten  des  Schlachtviehes  keine  Thierqunlerei  und  stellte  den 
Antrag,  weder  auf  die  Petition  des  aargauischen  Thierschutzvereines  noch  auf 
die  Eingabe  der  Israeliten  einzutreten,  dagegen  den  Regierungsrath  um  den  so- 
fortigen Erlass  derjenigen  Kontrolvorschril’ten  zu  ersuchen,  welche  geeignet  sind, 
alle  Missbräuche  oder  Ausschreitungen  beim  Tödten  von  Schlachtvieh  nach 
den  Vorschriften  des  jüdischen  Kultus  zu  verhindern.  Diesem  Anträge  der  Kom- 
mission gegenüber  wurde  von  einem  Mitgliede  des  Grossen  Rallies  der  Antrag 
gestellt,  es  solle  der  Regierungsrath  eingeladou  werden,  einen  Gesetzesentwurf 
einzubringen,  welcher  das  Ausnahmegesetz  vom  13.  November  1855,  betreffend 
das  Viehschlacliten  nach  jüdischem  Ritus,  aufhebt.  Mit  82  gegen  51  Stimmen 
erhob  der  Grosse  Rath  den  letzten  Antrag  zum  Beschlüsse.  Am  12.  April  1888 
legte  die  Sanitätsdirektion  dem  Iirgicruugsrath  einen  Gesetzesvorschlag  über  Auf- 
hebung des  Ausnahmegesetzes  vom  13.  November  1855,  betreffend  das  Schlachten 
des  Viehes  nach  jüdischem  Ritus,  vor.  Mit  Rücksicht  auf  eine  Beschwerde,  welche 
die  aargauischen  Israeliten,  gestutzt  auf  den  Art.  49  der  Bundesverfassung,  beim 
Bundesrathe  gegen  die  Schlussnalinie  des  Grossen  llatbes,  vom  12.  Juli  18*7,  er- 
hoben haben,  beschloss  der  Regierungsrath,  vor  dem  Eintreten  auf  den  Gesetzes- 
Vorschlag  über  die  Aufhebung  des  zu  Gunsten  der  Israeliten  bestehenden  Aus- 
nahmegesetzes, den  Bundesrath  um  einen  förmlichen  Entscheid  darüber  anzugehen, 
„ob  der  Bund  das  „Viehschächten“  der  Juden  als  religiöse  Angelegenheit  oder 
lediglich  als  Polizeisache  auffasse,  und  oh  daher  gegen  ein  eventuelles  allgemeines 
Schächtverbot  vom  Standpunkte  des  Art.  49  der  Bundesverfassung  ans  Einwen- 
dungen zu  gewärtigen  seien  oder  aber  nicht“. 

Eine  weitere  gesetzgeberische  Arbeit  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  ist  zur 
Zeit  aus  dem  Aargau  nicht  zu  melden. 

Xeuc/iätel.  Rapporteur:  le  docteur  Mentha,  professeur  à Neuchâtel. 

La  tâche  du  chroniqueur  est  pour  le  moment  très  simple:  il  n’a  rien 
d’intéressant  à signaler,  pour  l’excellente  raison  que  le  Code  Pénal  Ncuchûtciois 
a fini  par  paraître  si  défectueux  et  si  surauné  que,  Uésespéraut  de  l'améliorer 
par  des  modifications  partielles,  on  a résolu  d’en  faire  un  nouveau  de  toutes  pièces. 
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Anhang. 


M.  Auguste  Cornaz,  député  au  Conseil  des  Etats,  et  chef  du  Departement  de 
Justice  de  Neuchâtel,  a bien  voulu  se  charger  de  la  rédaction  d’un  premier  projet, 
qui  est  aujourd’hui  très  avancé. 

Voici  encore  un  fait  qui  peut  être  de  quelque  intérêt.  Tn  père  avait  avec 
sa  tille  des  relations  qui  faisaient  le  scandale  du  village  qu’ils  habitaient:  on 
ouvrit  une  enquête,  et  la  cause  fut  renvoyée  au  tribunal  criminel;  mais  il  fallut 
absoudre  l’accusé,  attendu  que,  d’une  part,  la  fille  avait  passé  l’Age  oÂ  la  loi  punit 
l’attentat  à la  pudeur  sans  violence,  et  que,  d’autre  part,  les  éléments  constitutifs 
du  viol  faisaient  défaut.  Ce  jugement  provoqua  une  pétition  demandant  la  ré- 
pression de  l’inceste,  délit  que  notre  Code  Pénal  ne  connaît  pas  plus  que  la  légis- 
lation française.  La  question  soulevée  par  cette  pétition  n’a  pas  paru  si  urgente 
qu’il  fallût  l’examiner  aussitôt:  elle  sera  résolue  dans  le  nouveau  code. 

Genève.  K apporteur:  le  docteur  Henri  Le  fort,  secrétaire  du  départe- 
ment de  Justice  et  Police  de  Genève. 

1.  Loi  de  Police  nur  Tâchât,  la  vente,  l'échange,  la  fonte  et  l’engagement 
des  matières  d’or  et  d’argent,  du  25  janvier  1888.  ') 

Cette  loi  comprend  deux  parties  distinctes: 

Le  titre  I est  relatif  aux  objets  d’or  et  d’argent  finis,  neufs  ou  usagés,  ou 
fragments  d’objets  usagés,  matière  non  réglementée  par  la  législation  fédérale. 

Le  titre  II,  au  contraire,  qni  se  rapporte  aux  objets  d’or  et  d’argent  en  fabri- 
cation (non  finis),  renferme  des  dispositions  pour  l'application  de  la  loi  fédérale  du 
17  juin  1886  sur  le  commerce  des  déchets  d’or  et  d'argentj 

2.  Loi  modifiant  l'art.  11  de  la  loi  du  21  janvier  1880  sur  l’organisation  des 
gardes  ruraux,  du  25  janvier  1888  *). 

Cette  loi  fixe  les  pénalités  qui  pourront  être  infligées  aux  gardes  ruraux  en 
cas  de  négligence  dans  leurs  fonctions,  ivresse,  de  mauvaise  conduite,  etc. 

3.  Le  règlement  de  police  sur  la  morgue  du  9 mars  1888  remplace  celui  du 
19  novembre  1879  dont  il  diffère  seulement  sur  quelques  points  de  détail,  en  par- 
ticulier sur  la  remise  de  cadavres  non  réclamés  aux  Professeurs  do  la  Faculté  de 

Médecine1)* 


Anhang.  — Supplément. 

Kanton  Hern. 

1.  Gesetz  betreffend  den  Gewerbebetrieb  der  Geld- 
darloiher,  Darlehnsvormittler,  Pfandleiher  und  Trödler,  sowie 
betreffend  den  Wucher. 

Von  dem  Grocsan  IUthe  l-vschlosaon  den  28.  November  1887,  angenommen  tn  der  VolknbatimmaDg 
des  26.  Februar  1888. 

I.  Vorschriften  Ober  das  Gelddarleiher-,  Darlehensvermittler-,  Pfandleiher- 
und Trüdlergewerbe. 

§ 1.  Wer  gewerbsmässig  Geld  darleibt,  hat  folgende  Vorschriften  zu  be- 
obachten : 

1.  Er  ist  gehalten,  Ober  jedes  abgeschlossene  Geschäft  unter  Angabe  der  Haupt- 
summe und  der  anfälligen  Abzüge  gehörig  und  wahrheitsgetreu  Buch  zu  führen. 

*)  Voir  le  supplément  page  186/ 
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Die  Bücher  sollen  dauerhaft  gebunden  und  mit  Seitenzahlen  versehen  sein. 

Vor  dem  Gebrauch  sind  dieselben  dem  Gemeinderathspräsidenton  vorzulegen, 
welcher  auf  der  ersten  Blattseite  die  Seitenzahl  beglaubigt  und  ein  Zeuguiss  über 
die  vorsebriftsmiissige  Einrichtung  des  Buches  einträgt. 

Die  (lese hafte  werden  der  Zeitfolge  nach  mit  Tinte  eingetragen. 

Das  Herausnehmen  oder  Zusammenleben  von  Blättern,  das  Einsetzen  neuer 
Blatter,  sowie  das  V nieserlich  machen  von  Einträgen  durch  Kaduren  oder  auf  irgend 
eine  andere  Weise,  ist  verboten. 

Bei  bankinässigetu  Betriebe  kann  die  Eintragung  je  nach  Art  des  Geschäftes 
in  verschiedene  Bücher  erfolgen,  von  welchen  die  Kassabücher,  das  Journal  und 
die  Wechselbücher  mit  dem  Zeuguiss  des  (iemeindernthspräsidenten  versehen  sein 
müssen. 

Die  Geschäftsbücher  sind  während  zehn  Jahren,  vom  Tage  der  letzten  Ein- 
tragung an,  aufzubewakren. 

2.  Dem  Empfänger  des  Darlehens  ist  ein  mit  dem  Kamen  des  Darleihers 
und  dem  Datum  des  Geschäftsabschlusses  versehenes  Bordereau  auszustellen, 
welches  die  in  Ziffer  1,  erster  Absatz,  vorgeschriebenen  Angaben  enthalten  soll. 

Ein  solches  Bordereau  muss  auch  ausgestellt  werden,  wenn  mit  Erneuerungen, 
Verlängerungen,  Stundungen  u.  dgl.  eine  Einnahme  für  den  Darleiher  oder  eine 
Ausgabe  für  den  Borger  verbunden  ist. 

Der  Verzicht  des  Borgers  auf  die  Ausstellung  des  Bordereau’s  befreit  nicht 
von  der  anf  die  Widerhaudlung  gegen  diese  Vorschrift  angedrohten  Strafe. 

3.  Im  Geschäftslokal  sind  die  Bedingungen  für  Zins  und  Provision,  in  Pro- 
zenten auf  das  Jahr  berechnet,  an  einer  dem  Publikum  zugänglichen  Stelle  nn- 
zuschlagen. 

Diese  Anschläge  sind  zu  datiren,  fortlaufend  zu  numeriren  und  während  fünf 
Jahren,  vom  Tage  der  Veränderung  an  gerechnet,  aufzubewahren. 

§ 2.  Wer  gegen  Entgelt  die  Vermittlung  von  Gelddarlehen  besorgt,  ist 
gehalten,  die  in  § I,  Ziffern  1 und  2,  aufgestellten  Vorschriften  zu  befolgen,  mit 
der  Massgabe,  dass  er: 

1.  in  das  Geschäftsbuch  neben  der  Hauptsumine  und  den  allfälligen  Abzügen 
des  Darleihers  auch  den  Abzug  für  seine  Vermittlung  einzulragen  und 

2.  auf  dem  Bordereau  des  Darleihers  diesen  Abzug  nachzutragen  hat.  Liegt 
ein  solches  nicht  vor,  so  soll  der  Darlehensvermittlcr  selbstständig  ein  Bordereau 
ausstellen. 

Der  Regierungsrath  bestimmt  auf  dem  Verordnungswege  die  für  die  Darlehens- 
vermittlung zulässige  Provision. 

Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  finden  auf  die  bankmässige  Vermittlung 
von  Anleihensemissionen  keine  Anwendung. 

§ 3.  Pfandleiher  ist,  wer  gewerbsmässig  Geld  in  Beträgen  auch  unter  hundert 
Franken  auf  Faustpfand  leiht.  Als  Pfandleibgewerbe  gilt  auch  der  gewerbsmässige 
Ankauf  beweglicher  Sachen  mit  Gewährung  des  Rückkaufsrechts  (§  31).. 

Trödler  ist,  wer  mit  gebrauchten  Kleidern,  Betten,  Möbeln,  gebrauchter  Wäsche 
und  dergleichen  handelt  oder  Kleinhandel  mit  altem  Metallgeräth  und  dergleichen 
treibt. 

§ 4.  Wer  das  Gewerbe  eines  Pfandleihers  oder  Trödlers  betreiben  will,  be- 
darf dazu  einer  staatlichen  Bewilligung. 

Die  Bewilligung  wird  für  das  Pfandleihgewerbe  von  der  kantoualen  Polizei- 
direktion  und  für  das  Trödlergewerbe  von  dem  Regieningsstatthalter  des  betref- 
fenden Amtsbezirks  ausgestellt. 

Für  die  Bewilligung  ist  eine  Gebühr  an  die  Staatskasse  zu  entrichten,  deren 
Betrag  der  Regierungsrath  durch  Verordnung  festsetzt. 
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§ 5.  Für  die  Ertheilung  der  Bewilligung  ist  erforderlich: 

1.  dass  der  Bewerber  handlungsfähig,  bürgerlich  ehrenfähig,  gut  beleumdet, 
und  in  der  Gemeinde,  in  welcher  er  das  Gewerbe  anszuüben  beabsichtigt,  nieder- 
gelassen sei;  bei  juristischen  Personen  müssen  diese  Erfordernisse  bei  dem  Ver- 
treter zu  treffen  ; 

2.  für  «las  Pfandleihgewerbe  überdies,  dass  das  Geschäftslokal  dem  Publikum 
leicht  zugänglich  und  zweckmässig  eingerichtet  sei. 

Feber  das  Vorhandensein  dieser  Erfordernisse  ist  ein  Bericht  des  Gemeinde- 
raths  beizubriugeu. 

§ 0.  Die  Bewilligung  kann  durch  diejenige  Amtsstelle,  welche  sie  ertheilt 
hat,  wieder  zurückgezogen  werden: 

1.  weun  die  Voraussetzungen  des  § 5 nicht  mehr  zutreffen; 

2.  wenn  der  Geschäftsinhaber  wiederholt  wegen  Uebertretung  dieses  Gesetzes 
bestraft  wordeu  ist. 

£ 7.  Sowohl  wegen  Verweigerung  als  wegen  Entzugs  «1er  Bewilligung  ist 
der  Kekurs  an  den  Hegierungsrath  zulässig. 

Die  Kekurserklaruug  muss  iunerhaih  zwei  Wocheu,  von  der  Eröffnung  d«*r 
duherigeu  Verfügung  an.  dem  Hegierungsstattlmlter  desjenigen  Amtsbezirkes,  iu 
welchem  der  Hekurrent  seinen  Wohnsitz  bat,  zu  Hauden  des  Begierungsrathes 
schriftlich  eingercicht  werden. 

§ 6.  Die  Pfaudleiher  und  Trötller  haben  die  ihnen  von  Behörden  oder  Pri- 
vaten zngebeiuleii  Benachrichtigungen  über  verlorene  oder  dem  Eigenthümer  ent- 
fremdet«* Gegenstände,  nach  der  Zeitfolge  geordnet,  während  fünf  Jahren  aufzu- 
bewahren  und  in  einem  Vormerkbuch  zu  registriren. 

Werden  ihnen  Gegenstände  unter  Umstünden  aageboten.  welche  gegen  den 
Inhaber  «len  Verdacht  d«»s  rechtswidrigen  Erwerbs  erwecken  müssen,  so  haben 
sie  von  dem  Vorgänge  unverzüglich  der  Polizei  Anzeige  zu  machen. 

§ 9.  Die  Pfandleiher  und  Trödler  sind  verpflichtet,  den  Polizeibeamten  und 
den  mit  einem  schriftlichen  Auftrag  des  zuständigen  Beamten  versehenen  Polizei- 
angestellten jederzeit  «len  Eintritt  in  ihre  Geschäftsräume  zu  gestatten  und  den- 
selben die  Geschäftsbücher  sowie  die  Pfänder  und  die  eingekauften  oder  zum 
Kauf  aug«*botenen  Gegcustäude  vorzuzeigen. 

§ 10.  Der  Inhaber  ein«*s  Ptändlcihgeschäftes  ist  verpflichtet,  eine  Geschäfts- 
ordnung aufzustellen,  dieselbe  der  Polizeidirektion  zur  Genehmigung  vorzulegen 
und  eine  von  dieser  Amtsstelle  zu  bestimmende  Sicherheit  von  wenigstens  zwei- 
tausend Franken  durch  Hinterlage  von  Baarschaft  oder  gut«»n  Werthschriften  zu 
bestellen. 

Die  Kaution  haftet  für  Schadenersatzansprüche  aus  dem  Geschäftsl»etrieb  tm«l 
für  ausgesprochene  Geldlmssen.  Sie  darf  dem  B«*rechtigt«*n  frühestens  ein  Jahr 
nach  Beendigung  des  Geschäftsbetriebes  zurückgestellt  werden,  sofern  nach  einer 
zweimaligen  Aufforderung  im  Amtsblatt  und  iu  geeigneten  Lokalblättern  keine 
unerledigten  Ansprüche  der  genannten  Art  hei  der  Polizeidirektnm  angemeldet  sind. 

Pfand  lei  hanstalten , welche  unter  der  Leitung  von  Gemeindebehörden  mit 
Gemeindemitteln  betrieben  werdeu,  siud  von  der  Sicherheitsleistung  befreit. 

Bevor  die  Geschäftsordnung  und,  zutreffenden  Falls,  die  Sicherheitsbestellung 
genehmigt  ist,  darf  der  Geschäftsbetrieb  nicht  Imginuen. 

§ 11.  Die  Pfandleiher  haben  über  die  von  ihnen  abgeschlossenen  Geschäfte 
Buch  zu  führen  nach  Formularen,  welche  die  Polizeidirektmn  aufstellt.  Im 
Uebrigen  g«»lteu  bezüglich  der  Einrichtung,  Führung  und  Aufbewahrung  der  Bücher 
die  Vorschriften  iu  § 1,  Ziller  1,  Absatz  2 bis  5 und  7 hievor. 

Jedem  Betbeiligtcu  ist  auf  sein  Verlangen  die  Einsichtnahme  der  ihn  betref- 
fenden Bucheintraguug  zu  gestatten. 
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§ 12.  Das  Pfandleihhuch  muss  über  jedes  abgeschlossene  Geschäft  folgende 
Eintragungen  enthalten  : 

1.  die  laufende  Geschäftsnuinnier; 

2.  dus  Datum  des  Geschäftsabschlusses; 

3.  den  Betrag  des  Darlehens; 

4.  deu  Betrag  des  monatlichen  Zinses; 

5.  den  Verfalltag  der  Schuld; 

6.  die  Bezeichnung  des  Pfandgegeustaudes , bei  Juwelen,  Gold-  oder  Silber- 
suchen mit  Angabe  des  Gewichtes,  bei  Uhren  mit  Angabe  der  Fabrikationsnummer; 

7.  die  Schatzung  desselben; 

Die  weitern  Vorgänge,  welche  auf  das  Pfandgeschäft  Bezug  haben,  sind  ent- 
weder in  besondem  Rubriken  als  Anmerkung  nachzutmgen  oder  in  besondere 
Bücher  (§  11)  eiuzutragen,  so  namentlich: 

8.  das  Datum  der  Rückzahlung  des  Darlehens; 

9.  das  Datum  der  Pfaudverstcigerung,  die  Angabe  des  Erlöses  oder  Zuschlags- 
preises und  die  Verrechnung  desselben. 

§ 13.  Dem  Verpfänder  ist  beim  Abschlüsse  des  Pfandgesehältes  ein  mit  der 
Unterschrift  des  Pfandleihers  versehener,  mit  dem  Einträge  in  das  Pfaudleihbuch 
(tj  12,  Ziffern  1 — 7)  wörtlich  übereinstimmender  Pfandschein  auszustellen. 

Auf  dem  Pfandscheine  sind  die  für  den  Verpfänder  wichtigsten  Bestimmungen 
des  Gesetzes  und  der  Geschäftsordnung  des  Pfandleihers  abzudrucken. 

Die  Polizeidirektion  wird  ein  einheitliches  Pfandscheinformular  aufstellen. 
Dasselbe  soll  Bestimmungen  enthalten  über  die  Folgen  des  Verlustes  oder  Unter- 
gangs des  Pfandscheins. 

§ 14.  Wird  der  Pfandvertrag  über  die  Vcrfallzcit  hinaus  verlängert,  so  ist 
das  Geschäft  wie  ein  neues  in  das  Pfandleihbuch  einzutragen  und  ein  neuer 
Pfandschein  auszustellen. 

§ 15.  Der  Regierungsrath  bestimmt  auf  dem  Verordnungswege  den  für  Pfnnd- 
leihgcschäfte  zulässigen  Höchstbetrag  des  Zinsfnsses,  in  Rappen  vom  Franken  auf 
den  Monat  berechnet. 

Dem  Pfandleiher  ist  untersagt,  einen  höheren  Zins  auszubedingen  oder  an- 
zunehmen, als  der  aut  dem  Verordnungsweg  festgesetzte  beträgt.  Dabei  darf 
jedoch  jeder  Bruehtheil  eines  halben  Monats  für  einen  halben  Monat  gerechnet 
werden;  ebenso  ist  es  zulässig,  in  dem  Gcsnmmthetrage  des  Zinses  einen  Bruck- 
theil  unter  fünf  Rappen  zu  vollen  fünf  Rappen  aufzurunden. 

g 16.  Für  die  Ausstellung  des  Pfandscheins  (§§  13  und  1 1)  ist  der  Bezug 
einer  Gebühr  von  höchstens  zwanzig  Rappen  zulässig. 

Das  Ausbedingen  irgend  einer  weitern  Vergütung  für  das  Darlehn,  für  die 
Aufbewahrung  und  Erhaltung  des  Pfandes  und  für  die  Bucheintragung,  sowie  das 
Vorausuehtuen  von  Zinsen  für  mehr  als  einen  Monat  ist  verboten. 

§ 17.  Die  Zinstaxe,  in  Rappen  auf  den  Franken  per  Monat  berechnet,  und 
die  zulässige  Pfandscheingehühr  sind  im  Geschäftslokal  an  einer  dem  Publikum 
zugänglichen  Stelle  anzuschlagen. 

Ebenso  ist  die  Geschäftsordnung  anzuschlagen. 

§ 18.  Dem  Pfandleiher  ist  untersagt,  die  Rückzahlung  des  Darlehensbetrages 
vor  Ablauf  von  sechs  Monateu  seit  dessen  Hingabe  zu  verlangen. 

Der  Verpfänder  seinerseits  ist  jederzeit  berechtigt,  das  Pfand  gegen  Zahlung 
der  Darlehnssumme  und  des  marchzähligen  Zinses  (§  15,  Absatz  2)  einzulösen. 
Ist  die  Verwerthung  des  Pfandes  bereits  eingeleitet,  die  Versteigerung  oder  der 
Zuschlag  an  Zahlungsstatt  jedoch  noch  nicht  erfolgt,  so  hat  er  überdies  die  ent- 
standenen Kosten  (§  30)  zu  bezahlen. 

§ 19.  Die  Pfandgegeustände  sind  in  geeigneten  Räumlichkeiten  gut  aufzu- 
bewabren,  mit  der  laufenden  Nummer  des  Bucheintrages  zu  versehen  und  so  za 
ordnen,  dass  sie  jederzeit  leicht  aufgefunden  werden  können. 
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Der  Pfandleiher  darf  die  Pfandgegenstände  weder  in  eigenen  Gebrauch  nehmen 
noch  an  Dritte  in  Gebrauch  gehen. 

§ 20.  Der  Pfandleiher  ist  verpflichtet,  sein  Pfandlager  in  einem  dem  that- 
sächliehen  Umfange  seines  Geschäftes  entsprechenden  Betrage  gegen  Feuersgefahr 
zu  versichern. 

Ist  ein  Pfand  bei  einem  Brande  zn  Grande  gegangen  oder  beschädigt  worden, 
so  hat  der  Pfandleiher  nach  Massgabe  der  im  Pfandhuche  eingetragenen  Schatzung 
(§  12,  Ziffer  7)  Entschädigung  zu  leisten. 

§ 21.  Die  Verwerthung  des  Pfandes  zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Pfand- 
leihers für  seine  Forderung  an  Kapital,  Zinsen  und  den  durch  das  Verfahren  ent- 
stehenden Kosten  darf  frühestens  vier  Wochen  nach  der  Fälligkeit  lies  Darlehns 
eingeleitet  werden. 

Sie  erfolgt  auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  oder  des  Zuschlags 
au  Zahlungsstatt  im  Falle  ungenügenden  Angebotes. 

8 22.  Die  Versteigerung  findet  in  derjenigen  Gemeinde  statt,  in  welcher  zur 
Zeit  des  Geschäftsabschlusses  das  Pfandlcihgewerbe  betrieben  wurde. 

§ 23.  Ort  und  Zeit  der  Versteigerung  sind  in  dein  amtlichen  Auzeigehlatt 
der  betreffenden  Gemeinde  oder,  wo  kein  solches  besteht,  in  dem  von  der  Orts- 
polizeibeliörde  hicfilr  zu  bezeichnenden  öffentlichen  Blatte  durch  zweimalige  Ein- 
rückung bekannt  zu  machen;  diu  zweite  Einrückung  bat  spätestens  eine  Woche 
vor  dem  Steigerungslage  zu  erscheinen. 

Die  Bekanntmachung  soll  den  Namen  des  Pfandleihers  und  die  summarische 
Bezeichnung  der  an  die  Versteigerung  zu  bringenden  Gegenstände,  mit  Angabe 
der  Zeit  ihrer  Verpfändung,  enthalten. 

Für  alle  am  nämlichen  Tage  an  die  Versteigerung  zu  bringenden  Gegenstände 
ist  nur  eine  Publikation  zu  erlassen. 

§ 24.  Die  Versteigerung  findet  unter  der  Leitung  und  Verantwortlichkeit 
des  zuständigen  staatlichen  Gantbeamten  statt.  Ueber  die  Verhandlung  ist  ein 
Protokoll  zu  führen. 

§ 25.  Vor  der  Versteigerung  soll  der  Beamte,  wenn  nötliig  uuter  Beiziehung 
von  Sachverständigen,  eine  Schatzung  der  Steigerungsgegenstände  vornehmen  und 
das  Ergebniss  derselben  im  Gantprotokoll  anmerken. 

Gold-  und  Silbersachen  dürfen  nicht  unter  dem  Metallwerthe  geschätzt  werden. 

§ 2G.  Sind  mehrere  Gegenstände  für  das  gleiche  Darlehn  zu  Pfand  bestellt, 
so  ist  der  Verpfänder  berechtigt,  die  Reihenfolge  zu  bestimmen,  in  welcher  die- 
selben an  den  Ausruf  gebracht  werden  sollen. 

Der  Verkauf  ist  auf  Verlangen  des  Verpfänders  einzustellen,  sobald  ein  Erlös 
erreicht  ist,  welcher  die  Forderung  des  Pfandleihers  an  Hauptbetrag,  Zins  und 
Kosten  deckt. 

§ 27.  Gold-  und  Silbersachen  dürfen  nicht  unter  95  " o des  Metallwerthes 
nnd  andere  Gegenstände  nicht  unter  60"/®  des  amtlich  festgcstellteu  Schutzungs- 
werthes  hingegeben  werden. 

Soweit  nötliig,  sind  die  wegen  ungenügenden  Angebots  nicht  verkauften  Gegen- 
stände dem  Pfandleiher  um  60°/®  des  Schätzungswertes , beziehungsweise  um 
95  °/o  des  Metallwerthes,  an  Zahlungsstatt  zuzuschlagen. 

§ 28.  Einen  Ueberschuss  des  Erlöses  oder  Zuschlagspreises  nach  Deckung 
der  Darlehnssumme,  des  Zinses  und  des  Antheils  an  den  Versteigerungskosteu 
hat  der  Guntbeamtc  dem  Vorweiser  des  Pfandscheines  herauszugeben,  sofern  ein 
solcher  bei  der  Versteigerung  anwesend  ist,  sonst  aber  zn  Ilandcn  des  Berechtigten 
bei  dem  Pfandleiher  zu  hinterlegen. 

Beträge,  welche  binnen  Jahresfrist,  vom  Steigerungstage  hinweg,  nicht  erhoben 
werden,  soll  der  Pfandleiher  unter  Beifügung  eines  Bucbauszuges  (§  12,  Ziff.  1, 
6 und  9)  bei  der  Amtsschaflhcrei  hinterlegen. 
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Wird  der  hinterlegte  Betrag  während  der  Verjährungsfrist  seit  Abhaltung  der 
Steigerung  von  dem  Berechtigten  nicht  erhoben,  so  fällt  er  in  den  kantonalen 
Kranken-  und  Armenfoad. 

§ 2V.  Die  Zeit  und  die  Art  des  Erlöschens  des  Pfandrechts,  sowie  der 
Ausweis  Aber  die  Verrechnung  des  Ganterlöses  beziehungsweise  Zuschlagspreises 
(§§  27,  28)  sind  im  Pfandleihbuch  vorzumerken. 

§ SO.  Unter  den  Kosten  des  Versteigernngsvcrfalirens  werden  nur  die  Aus- 
lagen fttr  Einrttckungsgebübrcn,  Taggeld  des  Gantbeamten  und  nöthigen  Kalls  der 
Schätzer,  sowie  für  Stempelabgabe  verstanden. 

Dieselben  dürfen  6 °/o  des  Steigerungserlöses  beziehungsweise  Zuschlagspreises 
nicht  Obersteiger. 

Der  Gesammtbetrag  der  Versteigerungskosten  ist  nach  diesem  Verh&ltniss  auf 
die  verschiedenen  Korderungen  zu  vertheilen. 

§ 31.  Wer  gewerbsmässig  den  Ankauf  beweglicher  Sachen  mit  Gewährung 
des  Rttckkaufsrechts  betreibt,  ist  den  Bestimmungen  in  §§  4—30  unterworfen,  in 
dem  Sinne,  dass  die  Zahlung  des  Kaufpreises  als  Hingabe  des  Darlehens,  der 
Unterschied  zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem  verabredeten  Rückkaufspreise  als 
bedungener  Zins  (§  15),  und  die  Uebergabc  der  Sache  als  Verpfändung  für  das 
Darlehn  gilt. 

Bei  Rückkaufsgeschäften  soll  das  in  §12  vorgeschriebene  Buch  überdies  den 
Kamen  und  Wohnort  des  Verkäufers  uud  die  Unterschrift  des  Uebergebers,  und 
der  in  § 13  vorgeschriebeno  Schein  den  Namen  des  Verkäufers  enthalten. 

Das  Formular  Rückkaufsschein  ist  der  Polizeidirektion  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. Dasselbe  soll  Bestimmungen  enthalten  über  die  Folgen  des  Verlustes  oder 
Untergangs  des  Scheins. 

§ 32.  Verabredungen,  nach  welchen  das  in  § 15  zulässig  erklärte  Zins- 
maximum überschritten  ist,  oder  welche  im  Widerspruche  mit  den  in  den  §§  16, 
18,  2.  Absatz,  und  21 — 28  aufgestcllten  Bestimmungen  stellen,  sind  nichtig. 

§ 33.  Gelddarleiher,  welche  höhere  Prozente  an  Zins  und  Provisionen  sich 
ausbedingen  oder  annehmen,  als  nach  den  im  Gescbäftslokal  angeschlagenen  Be- 
dingungen (§  1,  Ziffer  3),  ohne  dass  eine  Abweichung  dnreh  die  besondern  Um- 
stände des  einzelnen  Falles  gerechtfertigt  erscheint;  Darlehnsvermittler,  welche 
höhere  Provisionen  sich  ausbedingen  oder  anuehuieu,  als  nach  der  regierungs- 
räthlichen  Verordnung  (§  2,  Absatz  4)  zulässig  ist,  und  Pfandleiher,  welche  an 
Zinsen  oder  in  irgend  einer  andern  Form  mehr  sich  ausbedingen  oder  annelimeu, 
als  ihnen  nach  den  §§  15  und  16  gestattet  ist,  verfallen,  wenn  nicht  der  That- 
bestaud  eines  schwereren  Vergehens  vorliegt,  in  eine  Geldbusse  von  fünfzig  bis 
eintausend  Franken. 

In  die  gleiche  Strafe  verfallen  Gelddarleiher  und  Darlehnsvermittler,  welche 
absichtlich  unwahre  Augaben  Uber  Hauptsumme  oder  gemachte  Abzüge  in  das 
Geschäftsbuch  oder  in  das  Bordereau  eintragen. 

Pfandleiher,  welche  die  im  amtlichen  Formular  (§§  13  und  31)  enthaltenen 
Bestimmungen  abändern  oder  auf  heben,  verfallen  in  eine  Geldbusse  von  fünftig 
bis  fünfhundert  Franken. 

In  die  gleiche  Strafe  verfallt,  wer  ohne  staatliche  Bewilligung  das  Gewerbe 
eines  Pfandleihers  oder  Trödlers  ausübt  (§  4),  oder  den  Geschäftsbetrieb  eines 
Pfandleihers  vor  Genehmigung  der  Geschäftsordnung  und  der  Sicherheitsbestellung 
eröffnet  (§  IO). 

Pfandleiher  und  Trödler,  welche  das  Gewerbe  fortsetzen,  trotzdem  ihnen  die 
Bewilligung  dazu  durch  rechtskräftige  Verfügung  entzogen  ist  (§§  ü und  7),  werden 
mit  Gefängniss  bis  zu  dreissig  Tagen  und  zugleich  mit  Geldbusse  von  zweihundert 
bis  eintausend  Franken  bestraft. 
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Geld-  oder  Pfandleiher  und  Darlehens  Vermittler,  welche  entgegen  der  durch 
rechtskräftiges  Strafurtkeil  «her  sie  verhängten  Einstellung  (§  31,  Art.  236  b)  das 
Gewerbe  atisttben,  werden  mit  Gefängniss  bis  zu  seekszig  Tagen  und  zugleich  mit 
Geldbusse  von  fünfhundert  bis  fünftausend  Pranken  bestraft. 

Widerhandlungeu  gegen  die  übrigen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  werden  be- 
straft wie  folgt: 

a)  gegen  die  £§  1,  2,  8,  11,  17,  18,  Absatz  I,  21  und  30  mit  Geldbusse  von 
zwanzig  bis  fünfhundert  Kranken; 

b)  gegen  die  tj§  12 — 14,  10,  20,  Absatz  I,  22 — 29  mit  Geldbtissc  bis  auf 
dreihundert  Krankeu; 

c)  auf  Widerhandlungen  gegen  § 9 findet  der  Art.  76  Strafgesetz  Anwendung. 

Ueberall  da,  wo  in  diesen  und  den  nachfolgenden  Strafbestimmungen  von 

Pfandleihern  die  Hede  ist,  sind  darunter  auch  die  Rückkaufshändler  zu  verstehen. 

II.  Wucherbestimmungen. 

§ 34.  Nach  Art  236  des  Strafgesetzbuches  für  den  Kanton  lient  werden 
folgende  Artikel  eingeschaltet: 

Art.  236  a.  Wer  unter  Ausbeutung  der  Notblage,  der  Gemüthsaufregung,  des 
Leichtsinns,  der  Verstandesschwäche  oder  der  Unerfahrenheit  eines  Andern,  bei 
Gewährung  oder  Verlängerung  von  Kredit,  oder  bei  Vermittlung  eines  Darlehns, 
sich  oder  einem  Dritten  in  irgend  einer  Form  Vennögensvortheile  versprechen 
oder  gewähren  lässt,  welche  den  üblichen  Zinsfuss  oder  die  zulässige  Vennittlungs- 
provision  dermassen  überschreiten,  dass  nach  den  Umständen  des  Falles  die  Ver- 
mögeuävortheile  in  auffälligem  Missverhältnis«  zu  der  Leistung  stehen,  macht  sieh 
des  Wuchers  schuldig  und  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  sechszig  Tagen  oder  mit 
Korrektioushaus  bis  zu  sechs  Jahren  und  zugleich  mit  Geldbnsse  bis  auf  fünf- 
tausend Franken  bestraft. 

Es  gilt  als  Erschwerangsgnmd  innerhalb  dieses  Strafmasses,  wenn  der  Schuldige 
sich  oder  einem  Dritten  die  wucherlicheu  Vermögensvortheile  verschleiert  oder 
wechsclmässig  versprechen  lässt. 

Dieselben  Strafen  treffen  Denjenigen,  welcher  das  wucherliche  Geschäft  ver- 
mittelt oder  mit  Kenntnis«  des  Sachverhalts  eine  Forderung  der  vorbezeichneten 
Art  erwirbt  und  entweder  dieselbe  weiter  veräussert  oder  die  wucberlichen  Ver- 
mögensvortheile geltend  macht. 

Art.  236  h.  Wer  den  Wucher  gewerbs-  oder  gewohnkeitsmässig  betreibt,  wird 
mit  Korrektionshaus  nicht  unter  vier  Monaten  und  zugleich  mit  Geldbusse  von 
fünfhundert  bis  fünfzehntausend  Franken  hestrafL 

Mit  diesen  Strafen  ist  Einstellung  in  der  bürgerlichen  Ehrenfähigkeit  bis  auf 
fünf  Jahre  zu  verbinden. 

Advokaten,  Rechtsagenten,  Notare,  Geldleihcr,  Darlchnsvermittler  und  Pfand- 
leiher, welche  des  gewerbs-  oder  gewohnheitsmässigen  Wuchers  schuldig  erklärt 
werden,  sind  zeitweilig  oder  dauernd  in  der  Ausübung  des  Berufes  oder  Gewerbes 
einzustellen.  Die  zeitweilige  Einstellung  ist  auf  mindestens  zwei  Jahre  ausznsprechen. 

Art.  236  c.  Wer  in  gewinnsüchtiger  Absicht  und  unter  Benützung  des  Leicht- 
sinns oder  der  Unerfuhrenheit  eines  Minderjährigen  sich  von  demselben  Schuld- 
scheine, Wechsel,  Bürgschaften  oder  andere  eine  Verpflichtung  enthaltende  Ur- 
kunden ausslellen  oder  auch  nur  mündlich  ein  Zablungsvereprechen  ertheilen 
lässt,  macht  sich  des  wucberlichen  Kreditgeber  schuldig  und  wird  mit  Gefängniss 
bis  zu  sechszig  Tagen  oder  mit  Korrektionshaus  bis  zu  einem  Jahr  und  zugleich 
mit  Geldbnsse  bis  auf  eintausend  Franken  bestraft. 

Denselben  Strafen  unterliegt,  wer  das  wucherliche  Geschäft  vermittelt,  oder 
in  Kenntniss  des  Sachverhalts  eine  Forderung  der  vorbezeichneten  Art  erwirbt 
und  entweder  weiter  veräussert  oder  geltend  macht. 
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Art.  236  d.  Dos  rechtskräftige  Urtheil,  durch  welches  Jemand  des  Wuchers 
oder  wueberlichen  Kreditgehens  schuldig  erklärt  wird,  soll  auf  Kosten  des  Ver- 
urtheilten  im  Amtsblatt  sowie  in  andern  durch  Verfügung  des  Richters  zu  be- 
zeichnenden Blättern  veröffentlicht  werden. 

Art  236  c.  Die  geleisteten  oder  versprochenen  Vermögcusvortheile  setzt  der 
Richter  nach  billigem  Ermessen  auf  das  den  Verhältnissen  entsprechende  Mass 
herab.  Soweit  übermässige  Leistungen  seitens  des  Schuldners  bereits  stattgefunden 
haben,  verfügt  der  Richter  die  Rückerstattung  des  Uebe masses  stimmt  den  üblichen 
Zinsen  vom  Tage  der  Leistung  an,  oder  dessen  Verrechnung  mit  dem  zu  Recht 
verbleibenden  Anspruch  des  Kreditgebers. 

Soweit  die  Bestimmungen  des  eidgenössischen  oder  kantonalen  Privatrechts  die 
Geltendmachung  der  Ansprüche  des  Bewucherten  gegen  den  dermaligcn  Gläubiger 
ausschliessen,  können  diese  Ansprüche  gegen  den-  oder  diejenigen  frühem  Gläubiger 
erhoben  werden,  welche  sich  des  Wuchers  schuldig  gemacht  haben. 

Die  privatrechtlichen  Folgen  des  Wuchers  können  sowohl  im  zivilgerichtlichen 
als  im  strafgerichtlichen  Verfahren  geltend  gemacht  werden. 

III.  Schlussbestimmungen. 

§ 35.  Den  gegenwärtigen  Inhabern  von  Pfandleih-  und  von  Trödlergeschäften 
wird  für  die  Einholung  der  in  § 4 vorgeschriebenen  Bewilligung,  den  Pfandleihern 
überdies  für  die  in  § 10  vorgeschriebenc  Vorlage  der  Geschäftsordnung  und  die 
Sichcrheitsbestcllnng  eine  Frist  von  drei  Monaten,  von  dem  Inkrafttreteu  des 
Gesetzes  hinweg,  eingeräumt.  Suchen  sie  innerhalb  dieser  Frist  nicht  um  die 
Bewilligung  zum  Fortbetriebc  des  Gewerbes  nach,  so  ist  ihnen  von  dem  Ablaufe 
derselben  an  eine  fernere  Frist  von  sechs  Monaten  für  die  Liquidation  gestattet. 
Während  der  Liquidationsfrist  dürfen  keine  neuen  Einkaufs-  oder  Pfandgesehäfte 
abgeschlossen  werden,  unter  Folge  der  in  § 33,  Absatz  4,  angedrohten  Strafe  im 
Widerhandlungsfalle. 

$ 36.  Gegen  Denjenigen,  welcher  eine  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ent- 
standene wuehcrlicbe  Forderung  nach  diesem  Zeitpunkte  mit  Kenntniss  des  Sach- 
verhalts weiter  veräussert,  oder  in  Bezug  auf  dieselbe  wucherliche  Vermögens- 
vortheile  geltend  macht,  oder  sich  oder  einem  Andern  solche  gewähren  lässt, 
Anden  die  Bestimmungen  des  § 34  Anwendung. 

§ 37.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  dessen  Annahme  durch  das  Volk  in  Kraft. 

Der  Regierungsrath  ist  mit  der  Vollziehung  desselben  beauftragt. 

Mit  dem  Erlass  der  in  § 2,  Absatz  4,  vorgesehenen  regierungsräthlichen  Ver- 
ordnung wird  das  „Reglement  was  die  Notare  für  Geltsuchungen  fürohin  fordern 
können“  vom  24.  November  1759  aufgehoben. 

2.  Gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln, 
Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen,  sowie  Abänderung 
der  Art.  232  und  233  des  Strafgesetzbuches. 

Vor»  dorn  <iroei*en  Käthe  beschlossen  am  30.  November  1K87,  angericimmpii  in  der  Volksabstimmung 
da  2 ft.  Februar  16*8. 

§ 1.  Der  Verkehr  mit  Nahnings-  und  Genussmitteln  und  solchen  Gebrauchs- 
gegenständen,  welche  die  Gesundheit  des  Menschen  schädigen  können,  wie  Kpiel- 
waaren,  Tapeten,  Earben,  Ess-,  Trink-  und  Kochgeschirr,  und  mit  Petroleum  (Erdöl), 
unterliegt  der  Beaufsichtigung  durch  die  zuständigen  Behörden  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes. 

§ 2.  Ais  Zentralstelle  für  die  Untersuchung  von  Gegenständen  der  in  § l 
bezeichneten  Art  unterhält  der  Staat  ein  chemisches  Laboratorium.  Vorstand 
desselben  ist  der  Kantouscheiniker.  Der  Kantonschemiker  wird  von  dem  Regie- 
rungsrathe  auf  den  Vorschlag  der  Direktion  des  Innern,  Abtheilung  Gesuudheits- 
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wesen,  jewcilen  auf  vier  Jahre  gewählt.  Derselbe  erhält  eine  Besoldung  von 
Fr.  4500  bis  6000. 

§ 8.  Die  polizeiliche  Aufsicht  über  den  Verkehr  mit  Gegenständen  der  in 
§ 1 bezeiebneten  Art  wird  ausgeübt  durch: 

a.  die  Ortspolizeibehftrden  ; 

Die  Obliegenheiten  und  die  Befugnisse  der  Ortspolizeibehftrden  können  durch 
Gemeindebescbluss  einer  Gcsundkeitskommission  oder  einem  einzelnen  Beamten 
(Inspektor)  übertragen  werden.  Als  Mitglieder  eiuer  Gesundheitskommission  sind 
auch  l’ersonen  wählbar,  welche  in  einer  andern  Gemeinde  des  Kantons  wohnen, 
wie  z.  B.  Aerzte.  Auch  können  mehrere  Gemeinden  eine  gemeinsame  Gesundheits- 
kommission bestellen. 

h.  die  Regierungsstatthalter; 

c.  die  Direktion  des  Innern,  Abtheilung  Gesundheitswesen,  und  die  von  ihr 
ernannten  Sachverständigen. 

Die  Oberaufsicht  steht  dem  Regierungsrathe  zu. 

§ 4.  Die  in  § 3 bezeichneten  Ortspolizeibehtlrden  und  die  von  der  Direktion 
des  Innern  ernannten  Sachverständigen  haben  bei  Ausübung  der  ihnen  durch 
dieses  Gesetz  übertragenen  Aufsicht  die  Eigenschaft  von  Beamten  der  gerichtlichen 
Polizei  (Gesetzbuch  über  das  Verfahren  in  Strafsachen  Art.  38  u.  fl'.). 

Diese  Aufsiehtsbeamten  und  die  Polizeiangestellten,  von  denen  sic  begleitet 
werden,  sind  befugt,  in  die  Räumlichkeiten,  in  welchen  Gegenstände  der  in  § 1 
bezeichneten  Art  feil  gehalten  oder  als  zum  Verkaufe  bestimmt  aufbewahrt  werden, 
während  der  üblichen  Geschäftsstunden  oder  während  die  Räumlichkeiten  dem 
Verkehr  geöffnet  sind,  einzutreten. 

Die  Aufsichtsbeamten  sind  befugt,  von  den  Gegenständen  der  in  § 1 bezeich- 
neten Art,  welche  in  den  angegebenen  Räumlichkeiten  sich  befinden,  oder  welche 
an  öffentlichen  Orten  auf  Märkten,  Plätzen,  Strassen,  oder  im  Umberziehen  ver- 
kauft oder  fellgehalten  werden,  nach  ihrer  Wahl  Proben  zum  Zwecke  der  Unter- 
suchung zu  erheben. 

Dem  Besitzer  ist  für  die  erhobene  Probe  ein  Empfangschein  mit  Wertkangabe 
auszustellen,  und  es  soll  ihm,  falls  eine  Beanstandung  nicht  erfolgt,  oder  diese 
sich  als  unbegründet  hcrausstcllt,  der  Werth  der  Probe  ersetzt  werden. 

§ 5.  Die  Ortspolizeibehörile  (Gemeinderath,  Gesundheitskommission,  Inspektor) 
hält  bei  den  Verkäufern  von  Nahrungs-  und  von  Geuussmitteln  und  von  Gebrauchs- 
gegenständen der  in  § 1 bezeichneten  Art  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Nachschau  über 
die  Beschaffenheit  ihrer  Waaren.  Bei  den  Wirtben  und  bei  den  andern  Verkäufern 
geistiger  Getränke  findet  eine  solche  Nachschau  jedes  Jahr  wenigstens  ein  Mal  statt. 

Ucber  das  Ergebniss  der  Kachsekauen  erstattet  die  Ortspolizeibehörde  dem 
Regierungsstattbalter  jährlich  einen  Bericht  zu  llanden  der  Direktion  des  Innern. 

Die  Ortspolizeibehörde  ist  befugt,  gegen  Denjenigen,  welcher  aus  Mangel  an 
Aufmerksamkeit  nacbgemachte  oder  verfälschte  oder  verdorbene  oder  gesundheits- 
schädliche Lebens-  oder  Genussmittel,  wie  Fleisch,  Butter,  Obst,  Gemüse  n.  dgl., 
zu  Markte  bringt,  eine  Busse  von  Fr.  1 bis  20  zu  verhängen,  lalls  die  Fahr- 
lässigkeit nicht  eine  grobe  ist. 

Die  Verfügung  der  Ortspolizeibehörde  hat  die  Wirkung  eines  rechtskräftigen 
l'rtheils,  wenn  der  Beschuldigte  nicht  innerhalb  drei  Tagen  von  der  Eröffnung  an 
bei  der  Ortspolizeibehörde  Einspruch  erhebt.  Bei  rechtzeitigem  Einsprüche  fällt 
die  Verfügung  dahin,  und  es  findet  das  ordentliche  Strafverfahren  statt. 

§ 0.  Der  Kegierungsstatthalter  unterstützt  die  Ortspolizeibehörden  und  die 
von  der  Direktion  des  Innern  ernannten  Sachverständigen  bei  Ausübung  der  Auf- 
sicht; er  stellt  denselben  nöthigenfalls  polizeiliche  Hülfe  zu  Gebote.  Er  kaun 
auch  von  sich  aus  die  Vornahme  einer  Nachschau  und  die  Entnahme  von  Proben 
anordnen. 
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§ 7.  Die  Direktion  des  Innern,  Abtheilung  Gesundheitswesen,  lässt  durch 
die  von  ihr  ernannten  Sachverständigen  von  Zeit  zu  Zeit  in  einzelnen  Gemeinden 
oder  Bezirken  eine  allgemeine  Nachschau  aber  die  zum  Verkauf  bestimmten 
Nahruugs-  und  Genussmittel  vornehmen;  sie  kann  auch  Einzel-Untersuchungen 
anordnen. 

Die  Direktion  des  Innern  ist  befugt,  von  geistigen  Getränken,  welche  auf 
Eisenbahnstationen  ankommen,  und  die  an  einen  im  Kanton  Bern  wohnenden  Wirtli 
oder  Verkäufer  von  geistigen  Getränken  adressirt  sind,  I’roben  zum  Zwecke  der 
Untersuchung  entnehmen  zu  lassen. 

§ 8.  Beanstandet  ein  Aufsichtsbeamter  (§  3)  die  Beschaffenheit  einer  Waaro 
der  in  § 1 bezeichneten  Art,  so  befragt  er  den  Besitzer  oder  Adressat  filier  die 
Herkunft  derselben  und  über  die  vermuthlichen  Ursachen  der  verdächtigen  Be- 
schaffenheit. Die  gemachten  Angaben  und  die  allfällig  auch  von  andern  I’ersonen 
ertheilte  Auskunft  nimmt  der  Aufsichtsbeamte  oder  der  begleitende  Polizeiangestellte 
zu  Protokoll. 

Von  der  beanstandeten  Waare  entnimmt  der  Aufsichtsbeamtc  wenigstens  zwei 
Proben  und  versieht  dieselben  mit  dem  Amtssiegel  und  mit  einer  Aufschrift,  weiche 
den  Namen  des  Besitzers,  die  Angabe  der  Zeit  und  des  Ortes  der  Erhebung  und 
die  Unterschrift  des  Beamten  enthält. 

Dem  Besitzer  oder  Adressaten  ist  auf  Verlangen  ebenfalls  eine  solche  Probe 
zu  übergeben. 

Der  Aufsichtsbeamte  nimmt  die  beanstandete  Waare  in  der  Regel  in  Beschlag. 
Beschlagnahme  soll  erfolgen,  wenn  die  Waare  anscheinend  nachgcmacht,  verfälscht 
oder  verdorben  und  insbesondere,  wenn  sie  gesundheitsschädlich  ist.  (Vgl.  Art.  04 
und  65  des  Gesetzbuches  über  das  Verfahren  in  Strafsachen.) 

Die  Gemeinderathspräsidenten  und  Regierungsstatthalter  sind  befugt,  in  Be- 
schlag genommene,  insbesondere  gesundheitsgefährliche  Gegenstände  zu  zerstören, 
wenn  die  Natur  des  Gegenstandes  dessen  Aufbewahrung  nicht  zulässt.  Im  Palle 
der  ungerechtfertigten  Beschlagnahme  bleibt  dem  Eigenthümer  ein  Entschädigungs- 
anspruch Vorbehalten. 

§ 9.  Erachtet  der  Aufsichtsbeamte  das  Vorhandensein  einer  strafbaren  Hand- 
lung als  wahrscheinlich,  so  fasst  derselbe  gemäss  Art.  15  des  Gesetzbuches  über 
das  Verfahren  in  Strafsachen  eine  Strafanzeige  ab  und  legt  derselben  das  Bean- 
standungsprotokoll (§  8,  Alinea  1)  sowie  die  Proben  bei. 

Erachtet  der  Aufsichtsbeamte  eine  weitere  Untersuchung  des  Gegenstandes 
für  nothwendig.  so  sendet  er  das  Protokoll  und  die  Proben  mit  seinem  Berichte 
der  Direktion  des  Innern  ein,  welche  das  weitere  Verfahren  anordnet. 

Stellt  sich  die  Beanstandung  des  Gegenstandes  als  unbegründet  heraus,  so 
hebt  die  Direktion  des  Innern  die  etwa  angenrdnete  Beschlagnahme  auf. 

Ergibt  sich  das  Vorhandensein  einer  strafbaren  Handlung  als  wahrscheiulich, 
so  erhebt  die  Direktion  des  Innern  Strafklage. 

§ 10.  Wer  den  Vorschriften  des  § 4 zuwider  den  Eiutritt  in  die  Räumlich- 
keiten oder  die  Entnahme  von  Proben  verweigert,  oder  Aufbewahrungs-Räumlich- 
keiten verheimlicht,  wird  mit  Busse  von  Pr.  10—51)  bestraft.  Vorbehalten  bleibt 
Art.  76  des  Strafgesetzbuches. 

§11.  Wer  Gegenstände,  welche  in  Anwendung  dieses  Gesetzes  mit  Beschlag 
belegt  worden  waren,  in  Verkehr  bringt  oder  das  Mass  oder  die  Beschaffenheit 
derselben  verändert,  oder  solche  Gegenstände  beseitigt,  wird  mit  Gefäugniss  bis 
zu  40  Tagen  oder  mit  Busse  von  Fr.  20  bis  200  bestraft. 

§ 12.  I.  Art.  232  des  Strafgesetzbuches  erhält  folgenden  Zusatz  : 

Wer  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  ein  Nahrungs- 
oder Genussmittel  in  der  Auf-  oder  Umschrift  oder  in  einer  öffentlichen  An- 
kündigung oder  durch  die  Art  der  Verpackung  oder  auf  irgend  eiue  andere  'Weise 
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seinem  Wesen  nach  falsch  oder  missverständlich  bezeichnet,  wird  mit  Busse  von 
Fr.  6 bis  600  bestraft 

II.  An  die  Stelle  des  Art.  233  des  Strafgesetzbuches  treten  die  folgenden 
Bestimmungen  : 

Art  233.  Mit  Gefängniss  bis  zu  60  Tagen,  womit  Geldbusse  von  Fr.  50  bis 
Fr.  6000  zu  verbinden  ist,  wird  bestraft  : 

1.  Wer  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  entweder 
Nahrungs-  oder  Genussmittei  nachmacht  oder  verfälscht  oder  im  Einverständniss 
mit  dem  Fabrikanten  solche  weiter  verkauft; 

2.  wer  wissentlich  Nahnings-  oder  Genussmittei,  die  verdorben  oder  nach- 
gemacht  oder  verfälscht  sind,  unter  Verschweigung  dieses  Umstandes  verkauft 
oder  unter  einer  zur  Täueehung  geeigneten  Bezeichnung  feil  hält. 

Ist  die  in  Ziffer  2 hezcichnete  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden, 
so  tritt  Geldbusse  von  Fr.  10  bis  300  oder,  wenn  es  sich  um  einen  der  in  § ö, 
Absatz  3,  bezeiehneten  Fälle  handelt  und  die  Fahrlässigkeit  nicht  eine  grobe  ist, 
eine  solche  von  Fr.  1 bis  20  ein. 

Art.  233  a.  Mit  Gefängniss  bis  zu  60  Tagen  oder  mit  Korrektionshaus  bis 
zu  zwei  Jahren  und  in  beiden  Fällen  mit  Geldbusse  von  Fr.  100  bis  6000  wird 
bestraft: 

1.  Wer  vorsätzlich  Gegenstände,  welche  bestimmt  sind.  Andern  als  Nahrungs- 
oder Genussmittel  zu  dienen,  derart  herstellt  oder  behandelt,  dass  der  Genuss 
derselben  die  menschliche  Gesundheit  zu  schädigen  geeignet  ist;  ebenso  wer 
wissentlich  Gegenstände,  deren  Genuss  die  menschliche  Gesundheit  zu  schädigen 
geeignet  ist,  als  Nahrungs-  oder  Genussmittel  verkauft,  feil  hält  oder  sonst  in 
Verkehr  bringt; 

2.  wer  vorsätzlich  zur  Haushaltung,  zu  häuslichen  und  gewerblichen  Ein- 
richtungen, oder  zur  Kleidung  bestimmte  Gegenstände  oder  Spielwaaren  derart 
hcrstellt,  dass  der  bestiinmungsgemüsse  oder  voraussichtliche  Gebrauch  derselben 
die  menschliche  Gesundheit  zu  schädigen  geeignet  ist;  ebenso  wer  wissentlich 
solche  Gegenstände  verkauft,  feil  hält  oder  sonst  in  Verkehr  bringt. 

Ist  durch  die  Handlung  ein  Mensch  älter  20  Tage  arbeitsunfähig  geworden, 
so  tritt  Korrektionshausstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  ein;  ist  ein  bleibender  Nachtheil 
entstanden,  Zuchthaus  bis  zu  8 Jahren,  und  wenn  der  Tod  eines  Menschen  ver- 
ursacht worden  ist,  Zuchthausstrafe  von  2 bis  10  Jahren. 

Ist  eine  der  in  diesem  Artikel  bezeiehneten  Handlungen  aus  Fahrlässigkeit 
begangen  worden,  so  ist  auf  Gefängnisstrafe  bis  zu  60  Tagen  oder  Geldbusse  bis 
zu  Fr.  500,  und  wenn  durch  die  Handlung  ein  Schaden  an  der  Gesundheit  eines 
Menschen  verursacht  worden  ist,  auf  Korrektionshaus  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldbusse  bis  zu  Fr.  1000,  wenn  aber  der  Tod  eines  Menschen  verursacht  worden 
ist,  auf  Korrektionshaus  bis  zu  zwei  Jahren  zu  erkennen. 

Art.  233  b.  Wer  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  Waaren 
nachmacht  oder  verfälscht,  wird,  sofern  nicht  die  Vorschriften  der  Art.  233  und 
233  a zutreffen,  mit  Gefängnis»  bis  zu  60  Tagen  oder  mit  Geldbusse  bis  zu 
Fr.  1000  und  bei  fahrlässiger  Begehung  der  Handlung  mit  Busse  von  Fr.  10  bis 
Fr.  300  bestraft. 

Art.  233  c.  In  den  Fällen  des  Art.  233  a ist  neben  der  Strafe  anf  Konfiskation 
der  Gegenstände  zu  erkennen,  welche  den  bezeiehneten  Vorschriften  zuwider  her- 
gestellt,  verkauft,  feilgehalten  oder  sonst  in  Verkehr  gebracht  sind,  ohne  Unter- 
schied, ob  sie  dem  Verurtheilten  gehören  oder  nicht;  in  den  Fällen  des  Art.  238 
und  233  h kann  die  Konfiskation  erkennt  werden. 

Ist  in  dem  Falle  des  Art.  233  a die  Verfolgung  oder  Verurthcilung  einer  be- 
stimmten Person  nicht  ausfahrbar,  so  kann  auf  Antrag  des  Staatsanwalts  die 
Konfiskation  des  Gegenstandes  selbstständig  erkannt  werden. 
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Ueber  die  Frage  der  GesnndheitMchädlichkeit  oder  Gesundheitsgefährlichkeit 
eines  Gegenstandes  ist  im  Zweifelsfalle  das  Gutachten  des  Sanitätskolleginms  ein- 
zuholen. 

In  dem  Urtheile,  welches  in  Anwendung  der  Art.  233,  233  a und  233  b ans- 
gefallt  wurde,  kann  angeordnet  werden,  dass  die  Verurtheilung  auf  Kosten  des 
Schuldigen  im  Amtsblatte  und  in  einer  oder  mehreren  Zeitungen  veröffentlicht 
werde.  Befindet  sich  der  Yerurtheilte  im  Rackfalle,  so  ist  die  Veröffentlichung 
anzuordnen. 

In  den  Fällen  der  Art.  233,  233  a und  233  b wird  der  Versuch  bestraft. 

Ist  die  Handlung  in  Ausübung  eines  Berufes  oder  Gewerbes  begangen  worden, 
zu  dessen  Betrieb  eine  staatliche  Bewilligung  erforderlich  ist,  so  kann  der  Schuldige 
unfähig  erklärt  werden,  den  Beruf  oder  das  Gewerbe  fernerhin  auszuüben,  oder 
für  die  Bauer  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren  in  der  Ausübung  desselben  eingestellt 
werden. 

§ 13.  Verkäufer  von  Nahrungsmitteln  oder  Genussmitteln,  welche  dieselben 
auch  in  Knnstprodukton  (Knnstweine,  Kunstbutter,  Surrogate  u.  ».  w.)  halten,  auch 
wenn  dieselben  angeblich  nur  zum  eigenen  Gebrauche  bestimmt  sind,  haben  den 
Besitz  solcher  Waare  mittelst  deutlichen  Anschlages  im  Verkaufslokal  bekannt  zu 
machen  bei  Fr.  5 bis  Fr.  100  Busse  im  Unterlassungsfälle. 

§ 14.  Der  Iiegierungsrath  erlässt,  in  Vollziehung  dieses  Gesetzes,  diejenigen 
Verordnungen,  welche  zur  Handhabung  der  Aufsicht  über  den  Verkehr  mit  den 
unter  dieses  Gesetz  lallenden  Nahrungs-  oder  Genussmitteln  oder  Gebrauchsgegen- 
ständen erforderlich  sind. 

Biese  Verordnungen  erstrecken  sich  insbesondere: 

1.  auf  bestimmte  Arten  der  Herstellung.  Behandlung  oder  Verpackung  von 
Nahrungs-  oder  Genussmitteln,  welche  zum  Verkaufe  bestimmt  sind; 

2.  auf  das  gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilhalten  von  Nahrungs-  und 
Genussmitteln  von  einer  bestimmten  Beschaffenheit  oder  unter  einer  bestimmten 
Bezeichnung  ; 

3.  auf  das  Verfahren  hei  der  Entnahme  von  Proben  von  geistigen  Getränken 
auf  den  Bahnstationen; 

4.  auf  das  Schlachten  von  Vieh  und  dessen  Methode,  sowie  den  Fleischverkauf; 

5.  auf  die  Verwendung  bestimmter  Stoffe  und  Farben  zur  Herstellung  von 
Bekleidungsgegenständen,  Spielwaaren,  Tapeten,  Ess-,  Trink-  und  Kochgeschirr 
und  dergleichen; 

6.  auf  das  gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilbalten  von  Petroleum  von  einer 
bestimmten  Beschaffenheit. 

Verordnungen  der  Gemeindebehörden,  welche  in  Ausführung  dieses  Gesetzes 
erlassen  werden,  unterliegen  der  Genehmigung  des  Kegierungsraths. 

§ 15.  Wer  den  auf  Grund  des  § J4  erlassenen  Verordnungen  zuwider  handelt, 
wird,  sofern  nicht  zugleich  die  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes  zntreffen,  mit 
Geldbusse  bis  zu  Fr.  200  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Tagen  bestraft. 

§ 16.  Ber  Grosso  Rath  bestimmt  alljährlich  für  die  Kosten  der  Nachschanen, 
welche  die  Direktion  des  Innern  gemäss  § 7 anordnet,  den  erforderlichen  Kredit. 

§ 17.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  dessen  Annahme  durch  das  Volk  in  Kraft. 
Durch  dasselbe  werden  alle  mit  ihm  ira  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen 
aufgehoben,  insbesondere  Art.  233  des  Strafgesetzbuches,  § 5 des  Gesetzes  Ire- 
treffend  Branntwein-  und  Spiritusfabrikation  vom  31.  Oktober  18)10,  soweit  er  die 
Fabrikation  gesundheitsschädlicher  Flüssigkeiten  betrifft,  und  von  dem  Gesetz  über 
das  Wirthschaftswesen  tt.  s.  w.  vom  4.  Mai  1879  die  ijjj  25,  32,  Ziffern  2 und  8, 
und  § 35,  Ziffer  2,  soweit  auf  letztere  Vorschriften  Bezug  habend. 
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Canton  de  Getiève. 

1.  Loi  de  police  sur  l’achat,  la  vente,  l’échange,  la  fonte  et 
l’engagement  des  matières  d’or  et  d’argent. 

Pu  25  Janvier  1888.  — Exécutoire  dèe  I«  1er  Mar*  1888. 

TITRE  PREMIER. 

De  l'achat,  de  la  vente,  de  l’échange,  de  la  fonte  et  de  l’engagement  des  ob)ets  d’or 
et  d’argent  finis,  neufs  ou  usagés,  ou  fragments  d’objets  usagés. 

Article  premier.  Les  fondeurs,  essayeurs , fabricants,  marchands,  commer- 
çants ou  industriels  quelconques  qui  achètent,  échangent,  fondent  ou  reçoivent  en 
engagement  des  objets  d’or  ou  d’argent  doivent  en  demander  l'autorisation  an 
Département  de  Justice  et  Police,  en  justifiant  qu’ils  sont  établis  dans  le  Canton 
et  inscrits  au  Registre  du  Commerce. 

Ces  autorisations  sont  portées  A la  connaissance  dn  public  par  la  Feuille  des 
avis  officiels. 

Ils  doivent,  en  outre,  déposer  un  cantionnement  de  100  A 1,000  francs. 

Art.  2.  Il  est  délivré  gratuitement  aux  personnes  autorisées  par  le  Départe- 
ment de  Justice  et  Police  un  registre  ad  hoc , coté  et  paraphé  par  le  Département 
et  sur  lequel  elles  sont  tennes  d’inscrire: 

La  date  de  chaque  opération; 

Les  nom.  prénoms  et  domicile  de  la  personne  qui  vend,  fond,  engage  ou 
remet  en  échange,  ou  de  celle  qui  fait  vendre,  fondre,  engager  ou  échanger: 

La  nature,  la  désignation  exacte  et  la  valeur  de  l’objet  présenté  à la  vente, 
A la  fonte,  à l’échange  on  A l’engagement. 

Ces  inscriptions  devront  se  faire  de  suite,  sans  interlignes.  Elles  devront  être 
signées  par  la  personne  présentant  les  objets  ou  matières,  si  elle  est  inconnue  A 
l’acheteur. 

Le  registre  est  constamment  A la  disposition  dn  Département  de  Justice  et 
Police;  un  extrait  de  ce  registre,  fait  sur  des  bulletins  ad  hoc,  sera  remis  chaque 
semaine  à l'agent  spècial  chargé  du  contrôle. 

En  ce  qui  concerne  les  objets  ou  matières  envoyés  de  localités  en  dehors  dn 
Canton,  la  correspondance  échangée  tiendra  lien  de  signature. 

Art.  3.  Il  est  défendu  d’acheter,  d’échanger,  de  recevoir  A la  fonte  on  en 
engagement  des  objets  de  provenance  suspecte,  ainsi  que  ceux  présentés  par  l'inter- 
médiaire de  mineurs,  sans  l'autorisation  écrite  des  parents,  tuteurs  on  patrons; 
les  objets  de  provenance  suspecte  seront  retenus  provisoirement  par  les  personnes 
auxquelles  ils  sont  présentés  et  signalés  immédiatement  au  Département  de  Justice 
et  Police. 

Art.  4.  Les  objets  vendus  ou  remis  en  échange  ne  pourront  être  détruits 
on  fondus  avant  un  délai  de  huit  jours. 

TITRE  DEUXIÈME. 

De  la  vente,  de  l’achat,  de  l’échange,  de  ta  fonte  et  de  l’engagement  des  objets  d’or 
ou  d’argent  en  fabrication  (non  finis). 

Outre  les  prescriptions  de  la  Loi  fédérale  du  17  Juin  18*6  sur  le  commerce 
des  déchets  d’or  et  d’argent,  du  Règlement  fédéral  d’exécution  dn  2i>  Octobre 
18X6,  et  du  titre  I de  la  présente  Loi,  les  dispositions  suivantes  régissent  ce  qui 
concerne  le  commerce  des  déchets  d’or  et  d’argent  sur  le  territoire  du  Canton  de 
Genève  fart.  8 de  la  Loi  fédérale  du  17  Juin  1886). 

Art.  5.  .Sont  considérés  comme  déchets,  dans  le  sens  de  la  Loi  fédérale 
du  17  Juin  1886: 

a)  Les  limailles,  buchilles,  rognures,  ponç lires,  déchets  de  polissage,  cendres 
et  balayures  et,  en  général,  tous  autres  déchets  provenant  du  travail  de  fabri- 
cation et  de  façonnage  des  ouvrages  d'or  et  d'argent; 

b)  Les  bouts  de  carrures,  lunettes  de  boîtes  ou  toutes  pièces  brutes  ou  ouvragées 
de  boîtes  de  montres  ou  de  bijoux. 
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Sont  assimilé*  aux  déchets  les  lingots,  débris  de  lingots,  culots  en  or  ou  en 
argent,  ainsi  que  les  objets  façonnés  de  même  métal  dont  Tâchât  (on  échange) 
serait  proposé  aux  personnes  désignées  A l’article  premier  de  la  Loi  dont  il  s’agit. 
(Article  premier  du  Règlement  fédéral  d'exécution  du  29  Octobre  18*6.) 

Art.  6.  Sont  également  assimilés  aux  déchets: 

a)  Toutes  autres  matières  ou  résidus  contenant  de  Tor  ou  de  l’argent; 

b)  Tous  les  lingots,  débris  de  lingots,  culots  ou  grenailles,  qu’ils  proviennent 
de  déchets  de  fabrication,  de  vienx  œuvres  ou  de  matières  quelconques  fondus  et 
contenant  de  l’or  ou  de  l’argent. 

Art.  7.  Quand  même  le  bulletin  de  légitimation  a été  délivré,  conformé- 
ment an  Règlement  d’exécution  de  la  Loi  fédérale  du  17  Juin  1886,  si  la  personne 
qui  présente  à la  vente  on  A l’échange  des  matières  ou  déchets  mentionnés  dans 
les  art.  5 et  6 de  la  présente  Loi  n’est  pas  suffisamment  connue  de  l’acheteur, 
le  paiement  sera  fait  au  domicile  du  vendeur. 

L’acheteur  devra  s'assurer  que  le  vendeur  est  établi  et  que,  par  sa  profession, 
il  peut  être  appelé  A posséder  ces  matières  ou  objets. 

Art.  8.  Les  monts-de-piété,  prêteurs  sur  gage,  fripiers  et  tontes  autres 
personnes  exerçant  des  industries  analogues  ne  peuvent  recevoir  en  engagement 
les  objets  et  matières  mentionnés  aux  art.  5 et  6 de  la  présente  Loi  que  sur  la 
présentation  d’un  bulletin  de  légitimation  délivré  par  le  bureau  du  Contrôle  du 
Canton. 

La  vente,  avec  faculté  de  rachat,  est  formellement  interdite  en  ce  qui  con- 
cerne les  matières  indiquées  ci-dessus. 

Art.  9.  Le  fondeur,  lors  même  qu’il  n’achête  pas  lui-même  le  produit  de 
la  fonte,  est  tenu  de  se  conformer  aux  prescriptions  de  la  Loi  fédérale  et  du  Règle- 
ment d’exécution,  ainsi  qu’à  celles  de  l’art.  7 de  la  présente  Lof, 

Il  doit,  en  outre,  s’assurer  de  la  nature  des  matières  ou  objets  qui  lui  sont 
présentés. 

Art.  10.  Un  extrait  du  Registre  fédéral  (art.  1 et  2 de  la  Loi  fédérale  du 
17  Juin  18*6  et  art.  4 du  Règlement  fédéral  d’exécution),  fait  sur  des  bulletins 
ad  hoc , sera  remis  chaque  semaine  A l’agent  spécial  chargé  du  contrôle  pour  être 
transcrit  au  registre  général  affecté  A ce  service. 

Art.  11.  Le  conseil  d’Etat  est  chargé  do  faire  les  Règlements  nécessités 
par  l’application  de  la  présente  Loi. 

Art.  12.  Les  contrevenants  aux  dispositions  de  la  présente  Loi  seront  pas- 
sibles «les  peines  prévues  aux  art.  385,  386,  387  et  388  du  Code  pénal. 

L’autorisation  pourra,  en  outre,  leur  être  retirée. 

Cloute  abrogatoire . 

Sont  abrogés:  1°  La  Loi  du  14  Décembre  1827,  relative  A la  vente  et  à la 
fonte  des  matières  d’or  et  d’argent;  2°  les  art.  212  à 218  du  Réglement  de  police 
du  31  Mars  1837. 

2.  Loi  modifiant  l’art.  11  de  la  loi  du  21  Janvier  1880  sur 
l’organisation  des  gardes  ruraux. 

Du  25  Janvier  1888.  — Exécutoire  des  le  1er  Mars  1888. 

Le  Conseil  d’Etat  de  la  République  et  Canton  de  Genève  fait  savoir  que: 

Le  Grand  Conte  il. 

Sur  la  proposition  du  Conseil  d'Etat; 

Décrète  ce  qui  tuit: 

Article  unique.  L'article  11  de  la  loi  du  21  Janvier  1880  sur  l'organisation 
des  gardes  ruraux  est  abrogé  et  remplacé  par  le  suivant: 

„Leg  gardes  ruraux,  en  cas  de  négligence  dans  leurs  fonctions,  d’ivresse,  de 
„mauvaise  conduite,  de  désobéissance  aux  ordres  donnés  par  leur»  supérieurs, 


Digitized  by  Google 


188 


Anhang. 


„seront  passibles  des  peines  disciplinaires  ci-après,  qui  pourront  leur  être  infligées, 
„séparément  ou  cumulativement,  par  le  Département  de  Justice  et  Police,  savoir: 

ma)  une  retenue  sur  leur  traitement  qui  pourra  s’élever  à quinze  jours  par 
„semestre; 

nb)  un  service  extra  hors  tours; 

„Dans  les  cas  graves: 

mc)  la  salle  de  police  pendant  quatre  jours  au  plus:  cette  peine  sera  subie  à 
„Genève; 

„r/J  la  révocation,  sauf  recours  au  Conseil  d’Etat. 

„En  cas  de  démission,  un  garde  rural  ne  pourra  se  retirer  qu'après  avoir 
„subi  la  peine  qui  lui  aura  été  infligée,  conformément  à la  lettre  c. 

„Le  tout  sans  préjudice  de  peines  plus  fortes  ou  de  dommages-intérêts,  en 
„cas  de  contraventions,  de  délits  on  de  crimes.“ 

3.  Règlement  de  police  sur  la  Morgue. 

Dti  9 Mars  1888. 

Article  premier.  Le  Professeur  de  médecine  légale  est  chargé  de  la  direction 
de  la  Morgue,  sous  le  contrôle  des  Départements  de  Justice  et  Police  et  de  l'In- 
struction publique. 

Il  a sous  ses  ordres  un  concierge  nommé  par  le  Département  de  Justice  et 
Police,  lequel  est  chargé  d'entretenir  le  bâtiment,  de  recevoir  les  corps  et  de 
servir  d’aide  au  Professeur,  etc.,  suivant  son  cahier  des  charges. 

Art.  2.  Aucun  cadavre  ne  pourra  être  admis  dans  la  Morgue  s’il  n’est  pas 

accompagné  d’une  réquisition  signée  par  un  maire,  adjoint,  commissaire  de  police, 
ou  tel  autre  officier  de  police  judiciaire. 

Art.  3.  Il  sera  tenu  A la  Morgue  un  registre,  pour  lequel  on  se  conformera 

aux  prescriptions  de  l’art.  4 du  Règlement  de  police  sur  l’état  civil,  les  cimetières, 

les  inhumations  et  les  convois  funèbres,  du  23  Janvier  1877  (art.  5 du  Règlement 
sur  l'amphithéâtre  d’anatomie,  etc.,  du  17  Septembre  1878). 

Le  registre  tenu  à la  Morgue  devra  eu  outre  indiquer: 

a)  Les  noms,  prénoms  et  adresse  des  personnes  qui  auront  apporté  les  corps; 

h)  l’indication  de  l’Autorité  qui  a ordonné  le  transfert  «lu  ca«lavre  à 1a  Morgue; 

e)  les  noms,  prénoms,  sexe,  Age.  domicile,  noms  «les  parents,  profession,  natio- 
nalité (en  un  mot  toutes  les  indications  de  l’état  civil)  des  cadavres  qui  auront  été 
reconnus,  ou  des  cadavres  de  personnes  connues  apportés  A la  Morgue  ’)• 

Art.  4.  Les  vêtements  des  cadavres  non  reconnus  seront  nettoyés  et  em- 
paquetés; ils  porteront  le  numéro  d’inscription  du  cadavre  et  «levront  être  con- 
servés une  année. 

Art.  5.  Les  cadavres  des  personnes  inconnues  apportés  à la  Morgue  seront 
photographié*  et  in  jrclé»  avec  un  liquide  spécial  conservateur,  à moins  d'un  ordre 
contraire  on  particulier  du  Département  de  Justice  ot  Police,  du  Juge  d’instruction 
ou  du  Professeur  de  médecine  légale. 

Dans  le  cas  où  les  cadavres  seraient  réclamés,  pour  être  inhumés,  par  <|uel- 
que  membre  de  leur  famille  on  par  un  ami,  celui-ci  devra,  si  c’est  possible,  rem- 
bourser les  frais  «le  transport  A la  Morgue,  d'injection  et  autres  dépenses  faites 
A l’occasion  de  ces  cadavres.  Si  c’est  un  ami  qui  les  réclame,  le  Département 
de  Justice  et  Police  devra  préalablement  s’assurer  des  raisons  et  du  but  de  sa 
demande  et  «le  ses  relations  personmdles  avec  le  défont. 

*)  Lorsqu’une  personne  inconnue  est  trouvée  morte  dan»  nue  commune,  la  déclaration  du  décés 
eut  faite  par  l'Autorité  de  poli«?«1. 

L’inscription  doit  énoncer:  a)  le  lieu.  IVpoqne  et  les  circonstance»  dan»  lesquelles  le  cadavre  a 
été  trouvé;  6»  le  sexe  et  läge  présumé  du  défaut;  C)  les  marques  corporelle*  et  signes  particuliers 
qui  peuvent  le  faire  reconuaitre;  d)  la  natnre  des  vêtements  et  antre*  objets  trouvés  avec  le  cadavre; 
e)  la  cause  probable  de  la  mort. 

Les  iiuins  et  le  lieu  d’origine  doivent  être  inscrit.»  lorsqu’il*  wnt  connus  (Règlement  de  police  sur 
l'état  civil,  etc.,  du  2b  Janvier  1K77,  art.  41. 
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Art.  6.  Tous  les  cadavres  non  réclamés  qui  se  trouvent  déposés  à la  Morgue 
seront,  dans  les  cinq  jour»  après  les  constatations  légales,  mis  à la  disposition 
des  Professeurs  de  la  Faculté  de  médecine  (art.  4 du  Règlement  sur  l'amphi- 
théâtre d'anatomie  du  17  Septembre  1878)  moyennant  l'autorisation  du  Départe- 
ment de  Justice  et  Police. 

Ce  dernier  devra  être  avisé  de  l’entrée  de  chaque  cadavre  à la  Morgue. 

Art.  7.  Les  autopsies  ne  peuvent  être  opérées  que  par  le  Professeur  chargé 
de  l’enseignement  ou  bous  sa  responsabilité. 

Aucun  cadavre  humain,  aucun  débris  ou  portion  de  cadavre  ne  peuvent  être 
emportés  de  la  Morgue  que  pour  être  inhumés  ou  pour  être  transportés  dans  les 
locaux  dépendant  de  la  Faculté  de  médecine. 

Art.  8.  Les  cadavres  humains  et  leurs  débris,  qui  ne  servent  plus  à l’en- 
seignement, seront  inhumés  dans  les  conditions  exigées  pour  les  personnes  décé- 
dées à l'Hôpital,  et  suivant  les  règles  établies  par  le  Réglement  de  police  du 
23  Janvier  1877  (art.  3 du  Règlement  sur  l'amphithéâtre  d'anatomie,  etc.,  du 
17  Septembre  1878). 

Art.  9.  Une  salle  de  la  Morgue  sera  réservée  pour  être  utilisée  comme 
chambre  mortuaire. 

Art.  10.  Les  personnes  décédées,  qui  ne  seraient  pas  inhumées  dans  une 
des  communes  du  canton  dans  les  délais  fixés  par  la  loi,  ni  déposées  dans  les 
chambres  mortuaires  de  Plainpalais  et  dont  l’inhumation  est  retardée,  devront  être 
transportées  dans  la  chambre  mortuaire. 

Il  sera  perçu  nn  droit  de  5 franc » par  jour  pour  le  dépôt  de  ces  cadavres 
pour  les  dix  premier » jour». 

Si  le  dépôt  devait  durer  plus  longtemps,  le  droit  serait  de  î franc  à 3 franc» 
par  jour,  conformément  à ce  qui  sera  fixé  par  le  Département  de  Justice  et  Police, 
d’accord  avec  le  Professeur  de  médecine  légale.  Les  cadavres  ainsi  déposés 
devront  être  placés  dans  un  cercueil  en  plomb  et  un  cercueil  en  chêne  fort. 

Art  11.  Les  contrevenants  aux  dispositions  du  présent  Règlement  seront 
passibles  des  peines  de  police. 

Clause  abrogatoire. 

Est  abrogé  le  Règlement  de  police  sur  la  Morgue,  du  19  Novembre  1879. 

Projet  de  statuts  pour  l’Association  intercantonale  des  Sociétés 
suisses  de  patronage  des  détenus  libérés. 

Bnt  et  étendue  de  l’Associatiou. 

Art.  1.  L’Association  a pour  but: 

1°  de  mettre  en  relation  les  Sociétés  de  patronage  existant  en  Suisse  et 
d’échanger  entre  elles  le  résultat  de  leur  activité  et  de  leur  expérience; 

2°  de  faciliter  le  rapatriement  et  le  placement  des  détenus  libérés. 

Elle  veut  assurer  ainsi  le  meilleur  emploi  possible  des  fonds  destinés  à 
protéger,  par  le  patronage,  la  société  civile  contre  les  récidivistes,  et  aussi  mettre 
à la  portée  des  détenus  libérés  des  deux  sexes  les  moyens  de  lutter  contre  les 
tentations  et  les  difficultés  qu’ils  rencontrent  au  moment  de  leur  libération. 

Art.  2.  L’Association  comprend  toutes  les  Sociétés  de  patronage  qui  ad- 
hèrent aux  présents  statuts.  Les  membres  de  ces  Sociétés  se  réunissent  tous  les 
deux  ans  en  Assemblée  générale  ordinaire,  en  même  temps  que  la  Société  suisse 
des  prisons.  Les  comptes  rendus  de  la  séance  seront  publiés  simultanément  avec 
les  actes  de  cette  Société,  après  enteute  préalable  avec  cette  dernière. 

Organes  de  l'Association. 

Art  3.  Les  organes  de  l’Association  sont:  1°  une  Commission  iutercanto- 
nale,  2°  un  Comité  ceutral,  3°  les  diverses  Sociétés  suisses. 
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Art.  4.  Um1  Commimion  intercantonale  composée  «les  Présidents  d«îs  di- 
verses Sociétés  ou  de  leurs  suppléants  a les  attributions  et  devoirs  suivants: 

a.  Elle  nomme  chaque  année,  par  voie  de  correspondance,  un  Comité  central 
qui  peut  être  celui  de  la  Société  suisse  des  prisons  ou  le  Comité  d’une  des 
sections,  c’est-à-dire  d’une  des  Sociétés  cantonales  faisant  partie  de  l’Association; 

b.  elle  discute,  également  par  correspondance  on  dans  des  conférences,  toutes 
les  propositions  ayant  pour  but  «le  provoquer,  dans  l’intérêt  du  patronage  inter- 
national ou  intercantonal,  l'unilication  «les  mesures  prescrites  par  les  Statuts  et 
Règlements  des  sociétés,  et,  en  général,  toutes  les  questions  relatives  à la  pré- 
ventiou  «lu  crime  qui  seraient  renvoyées  à son  examen; 

c.  elle  détermine  les  questions  qui  seront  discutées  dans  les  Assemblées  géné- 
rales ordinaires  et  désigne  les  rapporteurs  et  les  co-rapporteurs; 

d.  elle  décide  sur  l’opportunité  de  convoquer  une  réunion  de  la  Commission 
ou  mie  Assemblée  générale  extraordinaire; 

e.  elle  cherche  à provoquer  la  création  de  Sociétés  de  patronage  dans  les 
Cantons  qui  n’en  possèdent  pas  et  s'efforce,  par  des  brochures,  des  articles  dans 
les  journaux,  des  conférences,  d’éclairer  l’opinion  publique  sur  le  but  du  patronage, 
qui  est  autant  la  protection  de  la  société  civile  «tue  celle  des  détenus  libérés. 

Art.  5.  Le  Comité  mitral,  organe  exécutif  de  l’Association,  répartit  les 
diverses  fonctions  entre  ses  membres.  Il  a les  attributions  et  les  devoirs  suivants: 

a.  Il  communi«|ue  par  voie  de  circulaires  aux  Sociétés  de  patronage,  les 
décisions  de  la  Commission  et  leur  transiuet,  avec  sou  préavis,  toutes  propositions 
et  communications  qui  lui  sont  adressées  relatives  au  pati'onage  international  ou 
intercantonal,  et,  eu  général,  à tout  ce  qui  rentre  dans  le  champ  d’activité  des  sociétés; 

b.  il  sert  de  lien  entre  les  Sociétés  de  patronage  de  la  Suisse,  et  il  est,  à 
ce  titre,  leur  représentant  officiel  auprès  des  administrations  publiques  (notam- 
ment des  Directions  de  Justice  et  Police)  et  auprès  des  Sociétés  de  patronage 
des  pays  voisins; 

c.  chaque  fois  que  son  intervention  est  réclamée  pour  faciliter  le  rapatrie- 
ment ou  le  placement  de  détenus  libérés,  il  correspond  avec  les  Comités  de  patro- 
nage ou  avec  les  Administrations  communales  du  Canton  on  du  pays  d’origine; 

d.  il  convoque  les  Assemblées  générales  ordinaires  et  extraordinaires  et  en 
fixe  l’ordre  du  jour; 

e.  il  public  chaque  année  un  rapport  général  sur  sa  gestion  et  sur  l’activité 
des  Sociétés  de  patronage  faisant  partie  «le  l’Association; 

f.  il  pourra,  si  le  besoin  l’exige,  s'adjoindre,  pour  l’expédition  des  affaires, 
un  secrétaire  qui  recevra  une  indemnité  et  travaillera  sous  la  direction  «lu  Comité. 

Art.  <i.  Chaque  année,  le  Comité  central  soumet  ses  comptes  à la  Com- 
mission intcrcantonale,  qui  fait  rapport  à l’Assemblée  générale  bisannuelle. 

Art.  7.  Les  Société»  de  patronage,  en  entrant  dans  l’Association,  s’engagent: 

a.  à contribuer  de  tout  leur  pouvoir,  et  par  les  efforts  individuels  de  leurs 
membres,  à la  réalisaton  du  but  de  l’Association  et  à faciliter  la  tâche  de  la 
Commission  intercantonale  et  du  Comité  central; 

b.  à étudier  les  questions  renvoyées  à leur  examen  par  la  Commission  ou 
par  le  Comité  central. 

Art  8.  Elles  prononcent  en  dernier  ressort  sur  le3  décisions  prises  par  la 
Commission  et  qui  sont  soumises  à leur  approbation. 

Les  résolutions  qui  interviennent  ne  sont  obligatoires  que  pour  les  Sociétés 
qui  les  ont  adoptées. 

Art.  U.  Le  rapatriement  de  détenus  libérés  étrangers  au  canton  dans  la 
prison  duquel  ils  ont  subi  leur  peine,  étant  un  des  buts  essentiels  de  l’Association, 
toutes  les  Sociétés  suisses  de  patronage  ailbèreut  à la  Convention  internationale 
conclue  entre  le  Comité  central  des  Sociétés  de  patl'ouage  du  Grand  Duché  de 
Rade  et  le  Comité  de  la  Société  bàloise  de  patronage. 
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Art.  10.  Lorsqu’il  s'agit  de  rapatrier  un  Suisse  dans  son  (Hilton  d’origine, 
chaque  Société  fait,  eu  temps  utile,  soit  auprès  du  Comité  central,  soit  auprès 
du  Comité  de  la  Société  de  patronage  du  Canton  d’où  le  libéré  (conditionnelle- 
ment ou  définitivement)  est  ressortissant,  toutes  les  démarches  nécessaires  et 
remplit  toutes  les  formalités  exigées  par  la  Convention  mentionnée  en  l’article 
précédent. 

Les  formalités  et  les  conditions  exigées  ]>our  le  patronage  intercantonal  sont 
les  mêmes  que  pour  le  patronage  international. 

Art.  11.  Chaque  Société  s’oblige  à prêter  son  concours  bienveillant  pour 
le  placement  et  la  surveillance  de  détenus  d’autres  Cantons,  provisoirement  ou 
définitivement  libérés,  lorsqu’il  est  désirable  de  placer  un  détenu,  lors  de  sa  libé- 
ration, dans  nu  autre  milieu  que  celui  où  il  est  né  et  où  il  a vécu  avant  sa 
coudamuation.  Dans  ces  cas,  les  frais  qui  en  résultent  sont  à la  charge  de  la 
Société  du  Canton  dont  le  détenu  est  ressortissant.  Les  individus  ne  sont  en- 
voyés à destination  que  lorsque  les  conditions  du  transfert  ont  été  agréées  de 
part  et  d’autre,  selon  les  règles  posées  dans  la  Convention  avec  Bade,  qui  sert 
encore  ici  de  modèle  et  de  type. 

Art.  12.  Le  Président  de  chaque  Société  signale,  par  circulaire,  aux  autres 
Sociétés,  les  individus  qui  cherchent  à exploiter  les  Sociétés  de  patronage  ou  qui 
ont  abusé  de  la  confiance  qui  leur  a été  accordée. 

Art.  13.  Chaque  Société  cantonale  s’organise  comme  il  lui  semble  bon  et 
utile.  Toutefois,  elle  communique  au  Comité  central,  par  l’organe  de  son  Prési- 
dent, son  Règlement,  l’état  nominatif  des  membres  de  son  Bureau  et  leur  adresse. 

Art.  14.  Chaque  Société  présente  avant  le  premier  Mars  de  chaque  année, 
au  Comité  central,  et  par  l’entremise  de  son  Président,  un  rapport  annuel  sur 
son  activité.  Ce  rapport  contient  tous  les  faits  et  expériences  susceptibles  d’in- 
téresser les  autres  Sociétés  et  se  termine  par  un  résumé  statistique  dressé  d’après 
un  formulaire  spécial. 

Art.  15.  Les  frais  de  bureau  et  autres  frais  généraux  concernant  l’Asso- 
ciation sont  payés  solidairement  par  les  Sociétés  de  patronage. 

Art.  16.  Les  présents  Statuts,  adoptés  provisoirement,  seront  révisés  lors 
de  la  prochaine  Assemblée  générale. 

Statuten  des  interkantonalen  Verbandes  für  Naturalverpflegung 
armer  Durchreisender. 

Angenommen  von  der  Helegirtemerttaminlung  in  Baden  am  1.  Dezember  1887. 

§ I.  Der  interkantonale  Verband  für  Naturalveqdleguug  armer  Durchreisender 
umfasst  die  sämmtlichen  Kantone,  Bezirke  und  Gemeinden,  welche  die  Natural- 
verptiegung  eingeführt  bähen  oder  noch  eiiiführen. 

§ 2.  Der  interkantonale  Verband  wird  durch  eine  Abgeordnetenversammlung 
repräseutirt,  Itestehend  aus  Delegirten  der  Kantons-  und  Bezirksverbände,  sowie 
solchen  der  einzelnen  Gemeinden  und  Vereine.  Diese  Abgeordnetenversammlung 
soll  jährlich  wenigstens  ein  Mal  Zusammenkommen. 

Sie  wählt  einen  leitendeu  Ausschuss  von  7 Mitgliedern  mit  Coustituirungsrecht. 
Derselbe  ist  zugleich  das  Bureau  der  Generalversammlungen. 

§ 3.  Die  Thätigkeit  des  interkantonalen  Verbandes  bezieht  sich  auf  : 

1)  l'ntersttltzung  armer  Durchreisender  und  Unterdrückung  des  AVanderhettels 
und  Stromerthums. 

2)  Erstellung  eines  möglichst  rationellen  Netzes  von  Verpliegiingsstationeu. 

3)  Festsetzung  eines  möglichst  gleichartigen  Verptiegungsmodus,  sowie  eines 
möglichst  einheitlichen  Uerbergereglementes. 

4)  Bekämpfung  missbräuchlicher  Ausnutzung  der  Naturalverpflegung  durch 
einheitliche  Contrôle  und  durch  Aufnahme  und  Pflege  von  Beziehungen 
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unter  den  Kantonen  und  deren  Polizeibehörden , sowie  mit  gleichartigen 
Verbanden  der  Nachbarländer. 

5)  Wenn  möglich  Vermittlung  von  Arbeit. 

§ 4.  Die  Feststellung  der  Verpflegungsstationen  ist  in  erster  Linie  Sache 
der  Bezirks-  und  Kantonaiverbände. 

Wo  sich  indessen,  namentlich  bei  Grenzstationen,  l'ebeistnude  heraussteilen, 
ist  der  Central  Vorstand  beauftragt,  die  betreffenden  Bezirke  und  Gemeinden  auf- 
merksam zu  machen,  und  es  kann  die  Ifeiegirtenversammlung  irrationelle  Stationen 
aufheben. 

Die  Stationen  dürfen  nicht  zu  nahe  bei  einander  liegen,  um  Ausnutzung  zu 
verhüten,  und  nicht  zu  weit  auseinander,  damit  die  Passanten  nicht  Mangel  leiden. 

§ 5.  Die  C'ontrnlstellen  sind  möglichst  auf  Polizeistationen  zu  verlegen  ; den- 
selben kommen  folgende  Verpflichtungen  zu: 

a.  Prüfung  der  Ausweispapiere  der  sich  meldenden  Unterstützungsbedürftigen  : 

b.  Verabreichung  eines  allgestempelten  Verptiegungsscheines , auf  die  ent- 
sprechende Herbergestation  lautend,  sofern  Herbergestation  und  Control- 
stelle nicht  zusammenfallen. 

c.  Die  Unterstützung  Geniessenden  mit  Familien-  und  Taufname,  Beruf.  Alter 
und  Heimat  alphabetisch  geordnet  einzutragen. 

cf.  Den  Arbeit  Suchenden  Aufschluss  zu  gehen,  wo  solche  zu  linden  ist. 

e.  Freiwillige  Gaben  an  Kleidungsstücken  entgegen  zu  nehmen,  ein  Verzeichniss 
darüber  zu  fuhren  und  dieselben  nach  bestem  Ermessen  an  Dürftige  ahzugeben. 

§ 6.  Die  Naturalverpflegung  wird  nur  an  solche  dürftige  Passanten  verabreicht, 
welche  : 

0.  gesetzlich  anerkannte  Ausweisschriften  besitzen; 

1.  den  Nachweis  leisten,  dass  sie  in  den  letzten  drei  Monaten  irgendwo  in 
Arbeit  gestanden  haben. 

Die  Unterstützung  wird  nicht  verabreicht: 

1)  au  Betrunkene; 

2)  an  Solche,  welche  angehotene  Arbeit  nicht  annehmen. 

Den  Vereins  Vorständen  steht  das  liecht  zu,  ausnahmsweise  auch  Solche  zu 
unterstützen,  welche  die  in  « und  b verlangten  Ausweise  nicht  besitzen. 

§ 7.  im  Zeitraum  eines  halben  Jahres  wird  auf  derselben  Station  dem  näm- 
lichen Durchreisenden  nur  ein  Mittagessen  oder  Nachtquartier  mit  Abend-  und 
Morgenessen  bewilligt. 

§ M.  Jede  verabfolgte  Verpflegung  ist  dem  Passanten  in  deu  vom  Verband 
eingeführten  Uuterstützungswanderscheiu  mit  Ort  und  Datum  einzustempeln. 

Der  Kmpfung  des  Unterstützungswanderscheines  ist  dem  Passanten  in  seine 
amtliche  Ausweisschrift  einzutragen. 

Wer  seinen  Unterstützungswanderschein  nicht  vorweiscu  kann,  empfängt 
fernerhin  keine  Unterstützung. 

§ 9 Bei  Errichtung  von  Verptlegungsstalionen  ist  wo  möglich  von  Wirtlis- 
häuscru  alizuschen. 

§ 10.  Die  zu  verabreichende  Nahrang  hat  mindestens  zu  bestehen: 
für  Mittagessen  in  einer  Portion  Suppe  und  Brod, 

für  Nachtessen  und  ebenso  für  Morgenessen  in  Kaffee  und  Brod  oder  Suppe  und  Brod. 

§ 11.  Branntwein  darf  von  den  Herbergebalteru  unter  keinen  Umständen  an 
die  Passanten  verabfolgt  werden. 

§ 12.  Bei  versuchtem  oder  stattgehabtem  Missbrauch  der  Unterstützung,  sowie 
hei  Zuwiderhandlung  gegen  das  Herhergereglemcnt , ist  der  Fehlbare  der  Polizei 
zu  überweisen,  ebenso  jeder  Passant,  welcher  keine  oder  nicht  gesetzlich  aner- 
kannte Ausweisscbrifteu  besitzt. 
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Sitzung  des  Schweiz.  Nationalrathes  vom  8.  März  1888. 

Rede  des  Herrn  Nationalrath  L.  Forrer. 

Herr  Präsident,  meine  Herren  ! 

Am  25.  Mürz.  1799  legte  Louis  Secret  an  aus  dem  Kanton 
Leman  dem  helvetischen  Grossen  Rath  in  Luzern  Namens  der 
verordnten  Kommission  den  Entwurf  eines  helvetischen  peinlichen 
Gesetzbuchs  vor.  Dieser  Entwurf  war  eine  einfache  Kopie  des 
französischen  Code  des  délits  et  des  peines  vom  3.  Brumaire  des 
Jahres  IV.  Die  einzige  Aenderung  bestand  darin,  dass  man  die 
Strafart  der  Deportation  durch  die  Verbannung  ersetzte.  Zwei 
Tage  später  gelaugte  der  Gegenstand  im  Grossen  Rath  zur  Be- 
handlung. Escher,  nachbenannt  „von  der  Linth“,  beantragte,  die 
Todesstrafe  und  die  Verbannung  eigener  Bürger  zu  streichen,  ln 
denkwürdiger  Rede  trug  er  all’  die  Gründe  gegen  die  Todesstrafe 
vor.  Und  bezüglich  des  zweiten  Punktes  sagte  er:  „Was  ist  Ver- 
bannung? Verbringung  der  Verbrecher  in  das  Land  meines  Nach- 
barn. Dürft  ihr  aber  euer  Unkraut  in  den  Garten  euers  Nachbarn 
h inüber werfen  ? Nein!  Und  aus  gleichem  Grund  ist  auch  die  Ver- 
bannung allem  natürlichen  Völkerrecht  zuwider.“  Möchten  diese 
vor  90  Jahren  gesprochenen  Worte  in  den  Säulen  der  Volksver- 
tretung eines  benachbarten  Staates  Wiederhall  finden!  Ueber  den 
Antrag  von  Escher  entspann  sich  eine  Debatte,  welche  noch  einen 
folgenden  Tag  in  Anspruch  nahm  und  damit  endigte,  dass  die  Vor- 
lage unverändert  angenommen  wurde.  Das  Nämliche  that,  am 
1.  April,  der  helvetische  Senat  ohne  nennenswerthe  Diskussion. 

So  ist  das  erste  schweizerische  Strafgesetzbuch  entstanden,  in 
der  Volkserinnerung  fortlebend  wegen  seiner  furchtbaren  Strenge, 
besonders  gegen  die  Rückfälligen. 

Die  Mediation  gab  den  Kantonen  die  Strafrechtshoheit  zurück. 
Diese  ist  in  der  Hauptsache  bis  auf  den  heutigen  Tag  bei  ihnen 
verblieben.  Immerhin  behielten  einige  Kantone  das  helvetische 
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Strafgesetz  freiwillig  bei,  ähnlich  wie  später  deutsche  Staaten  das 
deutsche  Handelsgesetz  vom  Jahr  1801  freiwillig  und  nicht  in  Folge 
Bundeszwangs  als  Landesgesetz  eingeführt  haben.  Diese  Kantone 
sind  Luzern  bis  1827,  Bern  bis  1835,  Thurgau  bis  1841,  Waadt 
bis  1843  und  Solothurn  bis  1849. 

Im  Jahre  1837  erliess  die  Tagsatzung  ein  Gesetz  betreffend 
die  Strafrechtspflege  der  eidgenössischen  Truppen:  die  einzige 
Leistung  des  Bundes  auf  unserem  Gebiet  bis  1848. 

Die  erste  Verfassung  der  neuen  Eidgenossenschaft  ruft  in  Art.  104, 
107  und  103  einheitlicher  Regelung  gewisser  Gebiete  des  Strafrechts 
und  einem  Bundesstrafprozessgesetz.  Jene  Gebiete  sind: 

a)  Verbrechen  und  Vergehen  von  Bundesbeamten; 

b)  Ilochvorrath  gegen  die  Eidgenossenschaft,  Aufruhr  und 
Gewaltthat  gegen  die  Bundesbehörden  ; 

c)  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht; 

d)  politische  Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache  oder 
Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eid- 
genössische Intervention  veranlasst  worden  ist. 

Ausserdem  finden  wir  in  der  Verfassung  ein  Stück  Strafrecht 
selbst  : Art.  54  verbietet  die  Todesstrafe  für  politische  Vergehen. 
Int  Anschluss  daran  rief  Art.  55  einem  Bundesgesetz  über  die 
Auslieferung  der  Angeklagten  von  einem  Kanton  an  den  andern 
und  bestimmte,  dass  die  Auslieferung  für  politische  und  Pressver- 
gehen nicht  verbindlich  gemacht  werden  könne. 

Endlich  ging  das  Rocht,  Vertrüge,  also  auch  Ausliqferungs- 
verträge,  mit  dem  Ausland  abzuscliliesscn,  auf  den  Bund  über. 

Der  neuen  Verfassung  folgte  eine  Periode  fröhlicher  Arbeit 
und  fruchtbaren  Schaffens,  auch  auf  unserem  Gebiet.  Nach  einander 
wurden  erlassen  die  Bundesgesetze  betreffend  : 

a)  die  Strafrechtspflege  für  die  eidgenössischen  Truppen; 

b)  die  Bundesstrafrechtspflege;  beide  vom  27.  August  1851; 

c)  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der 
Eidgenossenschaft,  vom  23.  Dezember  1851; 

d)  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten, 
vom  24.  Juli  1852;  und  in  Ausführung  von  Art.  104  der  Ver- 
fassung : 

e)  das  Bundesstrafrecht,  vom  4.  Februar  1853. 

Von  dieser  Zeit  an  ist  kein  wesentlicher  Fortschritt  auf  dem 
Gebiet  des  Strafrechts  im  Bund  mehr  za  verzeichnen. 
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Der  VII.  Kevisionspunkt  von  1805  lautete  : „Der  Bundes- 
gesetzgebung bleibt  es  auheimgestellt,  einzelne)  Strafarten  als  un- 
zulässig zu  erklären.“  In  der  Volksabstimmung  vom  14.  Januar  1866 
wurde  jedoch  dieser  sog.  Kynikerartikel  verworfen. 

Das  Verfassungsprojekt  von  1872,  veranlasst  durch  die  Motion 
von  Herrn  Kuchonnet  betreffend  die  Ehe  — auch  für  ihn  gab  es 
Zeiten,  da  er  dem  Bundesrath  durch  Motionen  nachhalf  — wollte 
einen  entschiedenen  Schritt  vorwärts  wagen.  Der  Art.  55  lautete  : 

„Der  Bund  ist  überdies  befugt,  seine  Gesetzgebung  auch  auf 
„das  Strafrecht  und  den  -Prozess  auszudehnen.  Dabei  kann 
„jedoch  das  Institut  der  Schwurgerichte  in  denjenigen  Kan- 
tonen, in  welchen  dasselbe  bereits  besteht,  durch  die  Bundes- 
„gesetzgebung  nicht  abgeschafft  werden.“ 

Und  Art.  61  : 

„Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft.  Die  Bestimmungen  des 
„Militärstrafgesetzes  bleiben  jedoch  Vorbehalten.  Körperliche 
„Strafen  sind  untersagt.“ 

Es  ist  üusserst  interessant,  in  den  Revisionsprotokollen  das 
Zustandekommen  dieser  Bestimmungen  zu  verfolgen.  Ich  will 
jedoch  Ihrer  Zeit  Rechnung  tragen  und  mich  darauf  beschränken, 
Ihnen  mitzutheilen,  dass  die  Idee  der  Strafrechtseinheit  im  Na- 
ti onalrath  von  Heer  und  A.  Eaclur,  im  Ständerath  von  Vif/ier, 
Kappeier  und  Sahli  vertreten  wurde. 

Leider  fiel  die  Verfassung  von  1872  in  der  Volksabstimmung, 
Welchen  Antheil  der  Vorschlag  der  Rechtseinheit  an  diesem  Resultat 
hatte,  vermag  ich  nicht  zu  sagen. 

Die  bedeutend  vorsichtigere  Verfassung  von  1874  besagto 
lediglich  in  Art.  65: 

„Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft.  Die  Bestimmungen  des 
„Militärstrafgesetzes  bleiben  jedoch  in  Kriegszeiten  Vorbehalten. 
„Körperliche  Strafen  sind  untersagt.“ 

Doch  auch  diesem  Wenigen  war  kein  langes  Leben  beschieden. 
Die  Verfassungsrevision  von  187!),  unrühmlichen  Angedenkens, 
hob  das  allgemeine  Verbot  der  Todesstrafe  auf,  und  Art.  65  lautet 
seither: 

„Wegen  politischer  Vergehen  darf  kein  Todesurtheil  gefallt 
„werden.  Körperliche  Strafen  sind  untersagt.“ 

So  unfruchtbar  die  Zeit  seit  1855  für  die  Idee  eines  einheit- 
lichen Strafrechts  war,  so  fruchtbar  erwiesen  sich  diese  Jahre,  ins- 
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besondere  seit  1874,  auf  einem  anderen  Gebiete.  Es  entstanden 
eine  ganze  grosse  Anzahl  von  Bundesgesetzen  mit  angehängten 
Strafandrohungen  und  Strafbestimmungen , so  die  Erlasse  betreffend 
das  Alkoholmonopol,  die  Auswanderungsagenturen,  das  Banknoteu- 
wesen,  die  Epidemien  und  Viehseuchen,  die  Fabriken,  die  Fabrik- 
und  Handelsmarken,  die  Fischerei,  das  Forstwesen,  die  Gold-  und 
Silberwaaren,  die  Gold-  und  Silberabfälle,  die  Jagd  und  den  Vogel- 
schutz, das  literarische  und  künstlerische  Eigenthum,  Mass  und 
Gewicht,  und  das  Versicherungswesen. 

Durch  diese  Gesetze  ist  das  Bundesstrafrecht  im  allgemeinem 
Sinn  des  Wortes  erheblich  erweitert  worden.  Wir  besitzen  ein 
an  vierzehn  und  mehr  Orten  untergebrachtes  Bundespolizeistraf  recht. 

Der  gegenwärtige  Zustand  lässt  sich  in  Folgendem  zusammen- 
fassen  : 

Der  Bund  legiferirt  im  JfHt/ärstrafrecht  und  auf  einigen  Ge- 
bieten des  bürgerlichen  Strafrechts.  Er  besitzt  mannigfaches  Folizd- 
strafrecht. 

Das  ganze  übrige,  das  weitaus  grössere  Gebiet  des  Strafrechts 
gehört  den  Kantonen. 

Wir  besitzen  in  unscrm  kleinen  Land  fünfundzwanzig  Straf- 
reclitsgebiete.  Wer  die  Eisenbahn  von  Romanshorn  nach  Genf 
benützt,  wird  innert  zwölf  Stunden  der  Unterthan  von  acht  ver- 
schiedenen Strafrechtssouveränc  täten.  Und  der  Tourist,  welcher 
die  Gotthardroute  befährt,  besitzt  keine  Ahnung  davon,  dass  er 
eine  Strecke  weit  durch  ein  Gebiet  reist,  wo  gar  kein  geschriebenes 
Strafrecht  besteht.  Jawohl,  meine  Herren,  eines  solch’  idyllischen 
Zustandes  erfreuen  sich  zur  Stunde  noch  die  hohen  Stände  Uri, 
Nidwalden  und  Appenzell  Innerrhoden.  Da  gibt’s  kein  geschriebenes 
Strafrecht,  da  geht’s  so  von  Fall  zu  Fall,  da  lebt  sich’s  noch  para- 
disisch. 

Aurea  prima  sata  est  ætas,  quæ  vindice  nullo 
Sponte  sua,  sine  lege  fidem  rectumque  colebat. 

Natürlich  nehme  ich  da  unsere  drei  verehrten  Kollegen  von 
dorten  aus;  dieselben  befinden  sich  nicht  mehr  im  Urzustand. 

Das  gleiche  Vergehen  ist  hier  Offizial-,  dort  Antragsdelikt. 
Die  gleiche  Handlung  gilt  hier  als  Verbrechen,  dort  als  Vergehen, 
am  dritten  Ort  als  Frevel  und  ist  im  vierten  Kanton  gar  nicht 
strafbar.  Die  gleiche  Uebertretung  verjährt  hier  in  zwei,  dort  in 
fünf  Jahren,  am  dritten  Orte  gar  nicht. 
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Und  erst  der  Strafvollzug!  I)a  steht’ s in  vielen  Gauen  unseres 
Vaterlandes  noch  himtneltraurig.  In  einem  der  Urkantone  gilt  eine 
grosse  Scheune  als  Strafanstalt;  wer  gern  bleibt,  der  bleibt;  wem’» 
verleidet  ist,  der  geht  in  die  Ferien;  wer  Heimweh  nach  Frau  und 
Kindern  empfindet,  macht  über  den  Souutag  frei.  In  einem  andern 
hohen  und  grossen  Stande  der  1.  Eidgenossenschaft  vermiethet  inan 
/lie  Sträflinge  an  die  Bauern  zum  Heuen  und  Kartoffelhacken.  In 
einem  dritten  Kanton  verlegt  man  sich  auf’s  Sparen  und  verhängt 
lieber  hohe  Bussen  als  lange  Freiheitsstrafen  ; denn  jene  bringen 
und  diese  kosten  Geld. 

Nach  dieser  gewiss  anziehenden  Schilderung  gehe  ich  über 
zu  unserer  Motion. 

Sic  ist  eine  Frucht  der  jüngsten  Anregungen  in  der  Bichtung 
nach  der  Vereinheitlichung  des  Strafrechts. 

Diese  wurde  1881  von  dem  Verein  für  Gefüngnisstvesen  in 
einer  Petition  an  die  Bundesversammlung  angeregt  und  hauptsächlich 
mit  dem  mangelhaften  Strafvollzug  in  vielen  Kantonen  begründet. 

Am  28.  April  1887  regte  Herr  Haberstich  im  Stnndcrath  drüben 
anlässlich  der  Berathung  über  den  Erfindungsschutz  die  Strafrechts- 
unifikation an. 

Die  bedeutsamste  Kundgebung  aber  ist  am  27.  Sept.  v.  J.  in 
Bellinzona  erfolgt,  wo  die  schweizerische  juristische  Gesellschaft  nach 
Anhörung  von  Vorträgen  über  das  Auslieferungswesen  durch  be- 
sonderen Beschluss  die  Wiiuschbarkeit  eines  schweizerischen  Straf- 
gesetzbuchs aussprach. 

Des  Weiteren  hat  uns  in  der  letzten  Session  eine  Petition  von 
Bürgern  aus  Ormowl-dessus  Vorgelegen,  welche  wegen  eines  ver- 
lornen Prozesses  das  Nämliche  verlangten,  was  wir  mit  unserer 
Motion  anstreben,  und  unseren  Kollegen  aus  dem  Kunton  Waadt 
den  Weg  wiesen,  auf  dem  sie  bei  der  Abstimmung  über  den  heu- 
tigen Berathungsgcgenstand  wandeln  sollen. 

Die  neueste  Kundgebung,  von  welcher  ich  Ihnen  hiemit  Keimtniss 
gebe,  ist  ein  einstimmiger  Beschluss  des  Grossen  Käthes  des  Kan- 
tons Aargau  vom  ersten  dieses  Monats,  welcher  Beschluss  unseren 
Anzug  unterstützt. 

Ich  beantrage  Ihnen,  den  Anzug  nach  Massgabe  des  Regle- 
ments als  erheblich  zu  erklären  und  dem  Bundesrath  zur  Begut- 
achtung zu  überweisen.  Sie  binden  sich  durch  Annahme  dieses 
Antrags  die  Hönde  nicht  für  den  Endentscheid. 
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Zur  Begründung  der  Motion  beehre  ich  mich  Folgendes  vor- 
zutragen. 

Die  Strafrechtseinheit  ist  ein  Postulat  des  nationalen  Be- 
wusstseins. Die  Ausübung  der  Strafgewalt  bildet  eine  wesentliche 
Aufgabe  des  Staates.  Das  Strafrecht  ist  ein  Hauptbestandteil  des 
öffentlichen  Rechts  in  jedem  Staat. 

Im  Staatenhund  liegt  das  Schwergewicht  im  einzelnen  Staat, 
Daher  gebührt  dort  das  Strafrecht  dem  Einzelstaat.  Im  Bundesstaat 
kommen  die  wichtigsten  Aufgaben  dem  Bund  zu.  Daher  soll  hier 
das  Strafrecht  Bundessache  sein.  Als  Beispiel  und  Vorbild  diene 
uns  das  Vorgehen  des  norddeutschen  Bundes. 

Durch  gemeinsames  Recht  und  die  Behandlung  der  Bürger 
nach  gleichem  Recht  wird  das  Gefühl  der  nationalen  Zusammen- 
gehörigkeit mächtig  gefördert.  Von  den  uns  umgebenden  grossen 
Staaten  besitzen  Frankreich  und  Oesterreich  schon  lange  und  das 
deutsche  Reich  seit  seiner  Entstehung  einheitliche  Strafgesetze  ; 
Italien  wird  bald  folgen. 

Wir  allein,  der  kleine  Staut  in  der  Mitte,  sollen  noch  fünfund- 
zwanzigerlei  Strafrecht  haben.  Auf  eine  Stunde  Distanz  soll  iu 
unserem  Vaterland  Alles  anders  sein,  trotzdem  unsere  Sitten,  unsere 
Anschauungen  über  Erlaubtes  und  Unerlaubtes,  unsere  Kultur  we- 
sentlich die  gleichen  sind  und  wir  uns  in  anderen,  ebenfalls  wesent- 
lichen Dingen  ganz  wohl  verstehen.  Fürwahr,  mich,  den  prakti- 
zireuden  Juristen,  hat  schon  manchmal  das  Gefühl  tiefster  Beschä- 
mung beschlichen,  wenn  ich,  zur  Führung  eines  Strafprozesses  nach 
Schaffhausen,  Frauenfeld,  St.  Gallen  gerufen,  mich  jeweilen  erst 
Umsehen  musste,  wie  die  Satzungen  des  Strafrechts,  nach  welchem 
ich  zu  plädiren  hatte,  lauten  und  welche  Unterschiede  von  dem  mir 
geläufigen  zürcherischen  Strafgesetz  dort  bestehen. 

Eine  solche  Mannigfaltigkeit  mag  interessant  sein  für  die  Alter- 
thumsforscher, welche  nach  partikularen  Rechtseigeuthümliehkeiten 
fahnden,  taugt  aber  nichts  für  die  Wirklichkeit,  das  Leben  und 
die  l’raxis. 

Gerade  deswegen  bildet  die  Strafrechtseinheit  auch  ein  Postulat 
dos  Kredits  und  des  Verkehrs. 

Sehr  bedeutende  Uebelstände  werden  durch  die  Vereinheit- 
lichung  des  Strafrechts  gehoben  irenlen. 

Das  Militärstrafgesetz  ist  schon  längst  revisionsbedürftig.  Es 
strotzt  von  Monstrositäten.  Nach  demselben  muss  die  Vorweisung 
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»•inos  unzüchtigen  Bildes  als  Nothzucht  bestraft  werden.  Bei  den 
verschiedenen  Anläufen  zur  Revision  hat  mau  sieh,  wie  den  eid- 
genössischen Rüthen  ja  wohl  bekannt,  schliesslich  davon  überzeugen 
müssen,  dass  es  unmöglich  ist,  ein  vernünftiges  Militärstrafgesetz  zu 
konstruiren,  wenn  es  sich  nicht  an  ein  bürgerliches  Strafgesetz  an- 
lehnen kann. 

Das  heutige  bürgerliche  Bundesstrafrecht  ist  theilweise  veraltet 
und  bedarf  der  Ergänzung,  selbst  wenn  man  dasselbe  auch  fürderhin 
in  den  bisherigen  Schranken  halten  will.  Ich  erwähne  das  Straf- 
minimum bei  fahrlässiger  Gefährdung  von  Eisenbahnzügen.  Schon 
längst  ist  erkaunt,  dass  dieses  Minimum  wegfallen  sollte.  Ich  er- 
wähne ferner  der  jüngsten  Vorgänge,  welche  es  nöthig  machen, 
dass  wir  die  Anstiftung  zu  Verbrechen  durch  die  geheimen  Polizei- 
agenten,  mit  denen  uns  unsere  Nachbarn  überschwemmen,  strafbar 
als  solche,  also  auch  wenn  sie  auf  unfruchtbaren  Boden  lallt  und 
erfolglos  bleibt,  als  ein  crimen  sui  juris,  erklären.  Wozu  da  Hieken, 
warum  da  nicht  au  Haupt  und  Gliedern  reformiren! 

Dann  können  wir  auch  mit  gutem  Gewissen  Auslieferuugsver- 
träge  abschliessen.  Jetzt  können  wir’s  nicht.  Denn  heute  müssen 
wir  in  die  Verträge  Verbrechensbegriffe  aufnehmeu,  welche  in  dem 
einen  Kanton  so,  in  dem  andern  anders  detinirt  worden.  Ich  ver- 
weise beispielsweise  auf  die  verschiedenen  Unterarten  des  Betrugs- 
begriffs, fraude,  escroquerie,  abus  de  confiance. 

Und  endlich  das  bisherige  eidgenössische  Polizeistrafrecht.  Was 
herrscht  da  für  eine  Unordnung.  In  hastiger  Eile  hat  man  die 
Gesetze  fabrizirt,  denen  durch  die  Verfassung  von  1874  gerufen 
wird,  und  jedem  Gesetz  schnell  einige  Strafbestimmungen  angehängt. 
Ohne  System,  ohne  einen  Oberbegriff,  gedankenlos,  ein  wahres 
Tohu  Wabohu  ! Ich  verweise  auf  die  so  verschiedene  Lösung  der 
Frage,  wer  von  Beiden,  Bund  oder  Kanton,  die  Prozesskosten  tragen 
müsse  und  wem  von  Beiden  die  Bussenertriige  zu  gut  kommen. 
Das  Bundesgesetz  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretuugeu 
fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze,  vom  23.  Juli  1849,  war 
auf  dem  gesetzgeberisch  fruchtbarsten  Departement  des  Bundesraths 
manches  Jahr  völlig  in  Vergessenheit  gernthen,  und  passt  auch  iu 
der  That  nicht  mehr,  nachdem  sich  seit  1874  der  Umfang  des 
Bundespolizeistrafrechts  verzehnfacht  hat.  Das  Gleiche  muss  von 
dem  hier  einschlägigen  Bundesgesetz  über  die  Kosten  der  Bundes- 
rechtspflege, vom  24.  September  185(j,  gesagt  werden.  — Das  ein- 
heitliche Strafgesetz  wird,  wie  das  deutsche,  auch  das  Polizeistraf- 
recht ordnen  und  alle  die  gerügten  Uebelstände  heben. 
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Mohr  noch  al»  all’  diese  im  Bundeshaushalt  zu  Tage  getretenen 
und  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  dürften  in’s  Gewicht  fallen 
und  beim  Volk  entscheidend  wirken  die  Uebelstände,  welche  sich 
aus  der  Kriminalsouveränetät  der  Kantone  ergeben.  Ich  erlaube 
mir  da,  Sie  an  den  Fall  Li  pp  zu  erinnern.  Ich  erlaube  mir,  neuer- 
ding« auf  den  mangelhaften  Strafvollzug  in  einzelnen  Kantonen  oder, 
wenn  wir  billig  sein  und  verbindlicher  sprecheu  wollen,  auf  das 
Unvermögen  der  kleinen  Kantone  bezüglich  eine«  richtigen  Straf- 
vollzugs zu  verweisen. 

Nicht  nur  ist  also  das  einheitliche  Strafrecht  ein  Postulat 
des  nationalen  Bewusstseins  ; es  beseitigt  auch  eine  grosse  Anzahl 
von  grellen  Uebelständen.  Koch  etwas  ganz  Anderes!  Es  ist  in 
den  letzten  Jahren  gar  Vieles  centralisirt  worden.  Der  Bund 
schwimmt  im  UeberHuss;  er  muss  die  Zollpolitik  der  Nachbarn 
adoptiren  und  kriegt  dabei  hohe  Zolleinnalimen.  Ein  unheimlicher 
UeberHuss.  Der  Bund  verwendet  sein  vieles  Geld  in  möglichst 
angemessener  Weise,  nämlich  zur  Lösung  volkswirtschaftlicher 
Aufgaben.  Diese  Lösung  hat  aber  zwei  grosse  Uebelstände  in  ihrem 
Gefolge.  Die  Zollpolitik  wird  hoffentlich  bald  geändert  werden 
können.  Dann  schwindet  der  Geldüberfluss.  Die  neuen  Ausgaben 
aber  werden  bleiben.  Woher  dann  das  Geld  nehmen  ? Der  Ilaupt- 
nnchtheil  aber  besteht  in  der  Zunahme  der  Buudcsbüreaukratie. 
Jede  Neuerung  hat  uns  bis  jetzt  ein  paar  neue  Bundesbenmte  ver- 
schafft, und  eine  doppelte  Gefahr  erhöht,  die  der  Verstärkung  der 
Gewalt  der  Buudesvollziehungsbehörde  zum  Nachtheil  der  bürger- 
lichen Freiheit  und  die  der  Korruption. 

Meine  Herren!  wir  serviren  Ihnen  hier  eine  Novität,  welche 
keinen  einzigen  neuen  Bundesbeamten  erfordert  und  den  Bund  nichts 
kostet  als  die  Auslage  für  den  Druck  eines  Strafkodex  von  drei- 
hundert Paragraphen.  Das  soll  uns  ein  Anderor  gleich  thun! 

Es  ist  mir  mitgetheilt  worden,  dass  sich  schon  in  diesem  Saal 
Widerspruch  gegen  die  Neuerung  erheben  werde.  Ich  begreife 
es.  Jedes  Ding  hat  seine  Schattenseite  und  kein  Menschenwerk  ist 
vollkommen.  Ich  könnte  nun  die  Einwendungen  abwarten  und  als- 
dann darauf  repliziren.  Ich  gedenke  jedoch  nur  einmal  zu  sprechen 
und  erlaube  mir  daher  jetzt  schon  eine  Diskussion  der  Einwendungen, 
welche  ja  gegeben  und  darum  mir  jetzt  schon  bekannt  sind. 

Die  Yolksanscha  hu  ngen  über  das  Strafrecht  seien  nach  den 
einzelnen  Kantonen  verschieden  und  würden  verletzt. 
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Wenn  dem  auch  so  wäre,  so  hätte  das  nicht  par  viel  zu  sagen; 
denn  auch  beim  Werk  der  Strafgesetzgebung  wird  man  vor-  und 
nachgeben  und  die  Differenzen  vermitteln  müssen. 

Es  ist  aber  dem  in  der  Hauptsache  nicht  so  ; ganz  und  gar 
nicht.  Allerdings  ist  das  positive  Strafrecht  der  einzelnen  Kantone 
von  einander  verschieden  und  präsentirt  sich  als  eine  bunte  Muster- 
karte.  Die  meisten  Strafgesetze,  sogar  die  welschen,  sind  der  Aus- 
druck der  deutlichen  Strafrechtswissenschaft.  Warum?  Weil  die 
französische  bedeutend  zurückgeblieben  ist.  Das  eine  Strafgesetz 
ist  ein  Abklatsch  der  Feuerbach’schen  Lehre,  das  andere,  jüngere, 
das  Gegeutheil.  Das  Eine  ist  dem  österreichischen,  das  Andere 
dem  hannoveranischen  nachgebildet.  Von  grosser  Bedeutung  erwies 
sich  bei  mancher  kriminalgesetzgeberischen  Arbeit  der  Ort  und  die 
Universität,  wo  der  Herr  Gesetzgeber  zufällig  studirt  hat.  Und 
diese  Gesetzgeber  haben  oft  herzlich  wenig  Rücksicht  auf  die 
Volksnnschauungen  genommen,  ja  sogar  sich  des  Gegentheils  ge- 
rühmt. Gehe  man  mir  also  weg  mit  der  Behauptung,  die  Ver- 
schiedenheit in  den  Volksanschauungen  und  Sitten  sei  zu  gross, 
als  dass  man  da  einheitliches  Beeilt  schaffen  dürfte. 

Sogar  Aloys  Orelli  steht  da  auf  unserer  Seite.  Tn  einem 
Referat,  welches  er  im  Oktober  1809  dem  schweizerischen  Juristen- 
verein in  St.  Gallen  über  unsere  heutige  Frage  vortrug,  und  in 
welchem  er  zu  einem  verneinenden  Schluss  gelangt,  sagt  er  : 

„Ganz  im  Gegensatz  zu  unsern  verschiedenen  Civilrechten,  die 
„ira  Familien-  und  besonders  auch  im  Erbrecht  so  grosse  Ver- 
schiedenheiten enthalten,  welche  in  historischen  und  sozialen  Zu- 
ständen begründet  sind,  kann  man  nicht  in  gleicher  Weise  von 
„einem  Verwachsensein  des  Strafrechts  mit  dem  unmittelbaren 
„Volksbewusstsein  reden,  und  es  beweisen  auch  die  häufigen  Aen- 
„derungen  der  Strafgesetzgebung  in  einzelnen  Kantonen  und  die 
„Leichtigkeit  ihrer  Durchführung,  dass  man  überhaupt  mit  der 
„Kodifikation  einen  neuen,  mehr  theoretischen  Boden  betreten  hat.“ 

Ich  anerkenne  die  theilweise  Berechtigung  des  Einwurfs  in 
drei  Richtungen,  bei  den  Delikten  gegen  die  Sittlichkeit,  bei  den- 
jenigen gegen  die  Religion,  drittens  im  Polizeistrafrecht.  Am 
ersteren  Orte  wird  sich  jedoch  der  Ausgleich  leicht  finden  ; denn 
über  das,  was  Antiand  ist,  herrschen  doch  so  im  Grossen  und 
Ganzen  die  gleichen  Begriffe.  Im  zweiten  Punkt  wird  bald  Ein- 
muth geschaffen  sein,  wenn  mau  als  massgebend  deklarirt  die 
Rücksicht  wiederum  auf  den  Anstnnd  und  sodann  auf  den  Frieden 
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unter  den  Konfessionen.  Und  was  die  Polizeiübertretungen  anbe- 
trifft, so  wird  man  eben  gewisse  Gebiete,  wie  die  Landwirthschafts- 
und  die  .4  fpcnpolizei  Verordnungen,  den  Kantonen  überlassen  müssen. 
Das  kann  geschehen,  ohne  dass  die  Idee  der  Vereinheitlichung 
daran  Schaden  nimmt. 

Die  Anregung  sei  verfrüht;  man  satte  nicht  überstürzen  ; qui 
trop  embrasse,  mal  étreint,  und  wie  die  Phrasen  alle  lauten,  mit 
denen  man  noch  zu  allen  Zeiten  und  gegen  jeden  Fortschritt  operirt 
hat.  Es  ist  nach  meinen  Begriffen  keine  besondere  Auszeichnung 
für  unser  schweizerisches  Staatswesen,  dass  man  es  noch  gar  nicht 
wagen  darf,  die  allgemeine  Kechtseinheit  zu  verlangen,  dass  deren 
Freunde  vielmehr  gezwungen  sind,  schrittweise  vorzugehen. 

Ich  kann  die  Föderalisten  beruhigen  ; es  handelt  sich  um  keine 
Vergewaltigung.  Die  Neuerung  kann  nur  auf  dem  Wege  der  Ver- 
fassuugsrevision  erzielt  werden  und  für  eine  solche  bedarf  es  ja 
der  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Aktivbürger  und  der  Stände. 

Auch  ist  nicht  zu  befürchten,  dass  die  Sache  überstürzt  werde. 
Das  Geschäft  wandert  ja  zuerst  au  den  Bundesrath.  Dieser  besitzt 
zwei  Schablonen  für  die  Geschäfts  behänd  lung,  eine,  wenu's  pressirt, 
eine,  weun’s  nicht  pressirt.  Die  erstere,  welche  beim  Erfindungs- 
schutz augelegt  wurde  und  hauptsächlich  auf  Stnatsverträge  be- 
rechnet ist,  weist  zwei  Dutzend,  immer  die  gleichen,  Gründe  für 
die  Dringlichkeit  auf.  Ich  vorniuthe  stark,  dass  auf  unser  Geschäft 
die  zweite  Schablone  als  anwendbar  erklärt  und  dasselbe  vom 
Bundesrath  grüudliehst  erdauert  werde.  Ich  will  mir  da  nebenbei 
nur  die  eine  Bitte  erlauben,  es  möchten  die  historischen  Vorstudien 
nicht  auch  gar  zu  ernst  genommen  werden.  Wir  haben  ja  über  die 
schweizerischen  Strafrechte  Literatur  genug,  und  wer  Freund  von 
Antiquitäten  ist,  kann  was  er  wünscht  in  Osenhrnggenx  schwei- 
zerischen Rechtsalterthümern  finden.  Wir  wollen  das  einheitliche 
Strafgesetz  ohne  weitere  historische  Vorarbeiten  zu  Stande  bringen 
und  haben  gar  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  man  da  neben 
und  nachher  einen  oder  mehrere  Kechtsgclehrto  mit  einer  ähn- 
lichen Arbeit  für  das  Kriminalrecht  betraut,  wie  die,  welche  man 
bei  Herrn  Prof.  Huber  für  das  Civilrecht  bestellt  hat. 

Meine  Herren!  wenn  man  grau  wird,  überkommt  Eineu  zu- 
weilen der  Wunsch,  das  und  jenes,  was  man  für  richtig  hält,  noch 
zu  erleben.  Ich  habe  nun  schon  viel  hundert  Mal  nach  kantonalem 
liecht  angeklagt  und  vertheidigt  ; verzeihen  Sie  mir,  wenn  ich  als 
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guter  Schweizer  den  leisen  Wunsch  hege,  wenigstens  Ein  Mal  nach 
schweizerischem  Strafrecht  plädiren  zu  können.  Das  ist  doch  nicht 
zu  viel  verlangt. 

Lassen  Sie  mich  zu  zwei  ernsthafteren  Einwendungen  über- 
gehen. 

Warum  das  Strafrecht  vereinheitlichen , nicht  aber  auch  den 
Strafprozess!!  Weil  diese  zweite  Aufgabe  viel,  viel  schwieriger  ist, 
zumal  man  da  nun  in  der  That  mit  verschiedener  Volks siÿe  und 
verschiedenem  VoWsbewusstsein  zu  rechnen  haben  würde  (Jury). 

Und  die  zweite  von  den  ernsthafteren  Einwendungen:  Wir 
besitzen  bei  uns  zu  Hause  ein  gutes  humanes  Strafrecht  und  sollen 
es  an  ein  schweizerisches  tauschen , ohne  zu  wissen,  wie  dasselbe  aus- 
sehen  wird.  Ich  hege  die  Ueberzeugung,  dass  der  Bundesrath  und 
die  Bundesversammlung  auch  dannzumal,  wann’s  diese  Arbeit  gilt, 
aus  Männern  zusammengesetzt  sein  wird,  deren  Bildung  und  Ge- 
sinnung alle  Gewähr  bieten  für  eine  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft 
stehende  und  hauptsächlich  für  eine  humane  Strafgesetzgebung. 
Wegen  der  Todesstrafe  ist  mir  auch  nicht  bange.  Seit  Segesser’s 
denkwürdigem  Votum  im  luzernisclicn  Grossen  Kath  anlässlich  der 
Begnadigung  des  Mörders  Mnttmann  betrachte  ich  die  Todesstrafe 
in  der  Schweiz  als  erledigt.  Ich  kann  mir  allerdings  ein  neues 
schweizerisches  Strafgesetz  mit  dieser  Strafart.  nicht  denken  und 
möchte  diejenigen  unter  Ihnen,  welche  Freunde  der  Todesstrafe 
sein  sollten,  darauf  aufmerksam  machen,  dass  sie  gut  daran  thun 
werden,  den  Anfängen  zu  wehren  und  schon  gegen  unsere  Motion 
zu  stimmen. 

Meine  Herren  ! Das  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hat 
uns  zum  ersten  Mal  die  Bechtseiuheit  gebracht,  auf  den  Spitzen 
französischer  Bajonette.  Wir  nähern  uns  dem  Ende  des  neunzehnten 
Jahrhunderts.  Es  wird  uns  zum  zweiten  Mal  die  Rechtseinheit 
bringen,  in  besonnener  Reihenfolge  der  Theilstücke,  mit  ausdrück- 
licher Zustimmung  und  nach  dem  bewussten  Willen  des  ganzen  Volkes. 

Lassen  Sie  uns  heute  das  reifste  Theilstück  vornehmen.  Lassen 
Sie  uns  das  Werk,  welches  Secretan  aus  dem  Kanton  Leman  vor 
neunzig  Jahren  dem  helvetischen  Grossen  Rath  vorgelegt  hat, 
wieder  hervorziehen  und  es  wiederum  einem  Waadtländer,  in  den 
wir  unser  Vertrauen  setzen,  überantworten,  damit  er  es  in  neuer 
und  verbesserter  Auflage  herausgebe. 
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* Monsieur  le  Président  et  Messieurs, 

Le  conseil  fédéral  ne  reut  ni  combattre  ni  appuyer  la  motion 
Forrer.  Si  je  prends  la  parole  c’est  uniquement  pour  indiquer 
comment  à mes  yeux  se  présente  la  question. 

L’opinion  qu’on  peut  avoir  sur  l’utilité  d’un  code  pénal  unique 
dépend  tout  d’abord  de  la  manière  dont  on  envisage  la  question 
plus  générale  de  l’unification  du  droit.  Pour  les  esprits  hostiles  en 
principe  il  l’autonomie  législative  des  cantons  et  qui  tiennent  la 
diversité  de  nos  législations  civile  et  pénale  pour  un  anachronisme, 
c’est  chose  jugée  ; il  faut  au  plus  vite  un  code  pénal  suisse,  comme 
il  faut  un  code  civil  et  des  lois  de  procédure  uniformes. 

Quant  à moi,  je  n’ai  jamais  considéré  la  diversité  de  nos  légis- 
lations comme  étant  en  elle-même  un  mal  ; elle  ne  l’est  que  lit  oit 
cette  diversité  est  un  obstacle  aux  relations,  au  commerce,  ou  une 
source  d’insécurité  et  de  conflits.  Cotte  diversité,  qui  est  l’une 
des  caractéristiques  de  notre  pays  et  qui  se  lie  à ses  conditions 
d’existence,  est  une  abri  pour  la  liberté.  Et  pour  la  science  nos 
codes  cantonaux  sout  des  champs  d’expérience:  ce  sont  autant  de 
petits  jardins  cultivés  avec  soin  et  chacun  il  la  manière  de  voir  de 
son  maître.  Les  Etats-Unis  ont  aussi  ce  régime  et  ne  sougent  pas 
à en  changer. 

Cependant,  on  ne  peut  perdre  de  vue  que  les  communications 
deviennent  de  plus  en  plus  multiples  entre  nus  cantons,  que  les 
intérêts  deviennent  aussi  plus  solidaires,  que  les  idées  elles-mêmes 
s’identifient  et  que  chaque  jour,  disparaissent  sous  un  courant  d’as- 
similation les  divergences  des  opinions  locales.  Le  courant  nous 
mène  à l’unification  du  droit.  Mon  sentiment  est  que  nous  aurons 
en  Suisse,  qu’on  le  veuille  ou  qu’on  ne  le  veuille  pas,  qu’on  le 
regrette  ou  qu’on  le  désire,  un  code  civil,  un  code  pénal  et  même 
une  procédure  uniforme,  avant  qu'un  grand  nombre  d’années  ne  se 
soient  écoulées. 
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On  ira  même  plus  loin  et  ce  n’est  pas  aux  frontières  de  notre 
pays  que  s’arrêtera  ce  travail  d’assimilation.  Les  mêmes  causes 
qui  soulèvent  les  barrières  des  cantons  lèveront  celles  du  pays. 
Déjà  le  congrès  d’Anvers  a entrepris  l’élaboration  d’un  code  uni- 
versel pour  le  droit  de  change  et  le  droit  maritime,  et  celui  de 
Rome  a posé  des  jalons  sur  la  route  d’uu  code  pénal  européen. 

Tout  eu  constatant  cette  marche  irrésistible  dos  esprits  vers 
l’unité  et  en  admettant  que  l’avenir  est  assuré  au  but  que  poursuit 
M.  F errer,  j’ai  à me  demander  s’il  est  bon  de  précipiter  par  des 
manifestations  une  solution  qui  viendra  en  son  temps,  et  si  la  mo- 
tion n’apporte  pas  en  ce  moment  plus  d’inconvénients  que  d’utilité. 

Je  constate  tout  d’abord  que,  dans  ce  moment  même,  nos 
ordres  du  jour  sont  chargés  de  travaux  importants,  parmi  lesquels 
plusieurs  œuvres  législatives.  jS'ous  avons  le  devoir  strict  de  mener 
à bien  notre  projet  de  loi  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  fail- 
lite, ainsi  que  les  modifications  qu’il  demandera  au  code  des  obli- 
gations. Nous  avons  en  chantier  nos  projets  de  lois  sur  la  justice 
militaire,  sur  les  brevets  d’invention,  sur  les  dessins  et  modèles  in- 
dustriels. Puis,  au  milieu  des  graves  préoccupations  du  rachat 
des  chemins  Me  fer,  il  nous  faudra  enfin  fixer  la  situation  juridique 
des  suisses  établis  hors  de  leur  canton  et  pour  lesquels  un  projet 
de  loi  déposé  par  nous  le  28  Mai  1887  attend  encore  la  première 
réunion  de  sa  commission,  que  préside  M.  Forrer. 

Voilà  qui  suffira  pour  quelque  temps  encore  à notre  activité 
parlementaire,  et  je  me  demande  s’il  est  sage,  au  moment  oit  la 
plus  importante  de  nos  œuvres  législatives  arrive,  après  des  années 
de  laborioux  travaux,  à subir  l’épreuve  du  vote  final,  s’il  est  sage, 
dis-je,  d’en  compromettre  le  succès  en  jetant  l’inquiétude  dans  les 
qsprits  par  des  motions  prématurées. 

Lorsque  nos  travaux  actuels  auront  été  menés  à chef,  lorsque 
les  lois  commandées  par  la  constitution  de  1874  seront  faites,  le 
moment  sera  venu  pour  les  partisans  d’un  code  pénal  unique  de 
reprendre  la  motion  Forrer.  Eh  bien!  messieurs,  même  à ce 
moment-là,  où  l’unification  de  diverses  parties  du  droit  civil  viendra 
disputer  le  pas  au  code  pénal,  je  ne  donnerais  pas  la  préséance  à 
ce  dernier.  Voici  quels  sont  mes  motifs  : 

Dans  le  domaine  du  droit  pénal  la  diversité  des  lois  n’est 
pas  une  cause  de  conflits.  Los  infractions  commises  sur  le  territoire 
du  canton  sont  toutes  soumises  au  droit  pénal  du  canton.  Il  u’v 
a pas  de  cas,  ou  presqu’aucun,  où  il  puisse  y avoir  incertitude 
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ou  seulement  hésitation  sur  le  droit  applicable.  Combien  la  situa- 
tion est  différente  dans  plusieurs  des  domaines  qui  relèvent  du  droit 
privé,  notamment  pour  le  régime  matrimonial  et  les  hypothèques  ! 
— En  rédigeant,  puis  en  discutant  le  projet  de  loi  sur  la  poursuite 
et  la  faillite,  nous  nous  sommes  heurtés  à la  bigarrure  de  nos  lois 
cantonales  sur  les  droits  de  la  femme  mariée  dans  la  faillite  du 
mari,  ainsi  qu’à  la  diversité  de  nos  régimes  hypothécaires,  et  nous 
avons  pu  nous  convaincre  que  l’unification  apportée  par  la  nou- 
velle loi  fédérale  en  matière  de  poursuite  et  do  faillite  ne  serait 
qu'un  à peu  près  aussi  longtemps  que  ces  différences  subsisteraient. 
En  rédigeant  le  projet  de  loi  sur  les  droits  des  citoyens  établis 
hors  de  leur  canton,  nous  avons  cherché  à prévenir  les  conflits 
qui  naissent  de  la  différence  entre  la  loi  du  canton  d’origine  et 
celle  du  domicile  ; mais  nous  n’y  sommes  parvenus  qu’en  lésant 
des  droits  considérés  généralement  comme  acquis.  Les  juriscon- 
sultes qui  ont  collaboré  à ces  deux  lois,  ont  eu  l’impression  que 
l’oeuvre  était  imparfaite,  je  dirai  presque  provisoire,  et  que  l’on 
n’arriverait  à une  situation  stable  qu’avec  un  régime  matrimonial 
et  un  droit  hypothécaire  uniques.  Je  pense  donc  que  quand  la 
confédération  songera  à demander  des  compétences  * nouvelles  en 
matière  d’unification  du  droit,  c’est  aux  parties  du  droit  privé  les 
plus  rapprochées  des  obligations  et  de  la  faillite  qu’elle  devra 
donner  la  préférence,  bien  plutôt  qu’au  droit  pénal. 

Encore  si  les  choses  allaient  mal  dans  le  domaine  de  la  ré- 
pression, ce  serait  un  motif  pour  la  confédération  d’y  mettre  ordre 
sans  retard.  La  confédération  est  toujours  justifiée  lorsqu’elle  prend 
à elle  les  services  que  les  cantons  ne  sont  pas  en  état  de  faire 
bien.  Mais  ee  n’est  pas  ici  le  cas.  La  répression  des  délits  se 
poursuit  dans  tous  nos  cantons,  dans  les  petits  comme  dans  les 
grands,  avec  vigilance,  sans  faiblesse  comme  sans  exagération.  On 
peut  critiquer  la  marche  suivie  ou  la  solution  donnée  dans  tel  cas 
isolé  ; mais  l’ensemble  est  sain  et  ne  demande  pas  le  médecin 
fédéral. 

On  a fait  remarquer,  il  est  vrai,  que  les  peines  édictées  pour 
le  même  délit  variaient  de  canton  à canton,  et  je  conviens  que  cela 
n’est  pas  normal.  Parfois  même  ces  différences  sont  choquantes. 
Mais  l’inconvénient  est  beaucoup  plus  dans  les  codes  que  dans 
l’application.  N’oublions  pas,  Messieurs,  que  nous  sommes  fort  loin 
du  code  de  la  révolution  française,  où  la  crainte  de  l’arbitraire  du 
juge  avait  conduit  le  législateur  à édicter  pour  chaque  espèce  de  délit 
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dos  peines  fixes,  d’tiilloiirs  fort  sévères.  Nous  vivons  aujourd’hui 
sous  le  régime  de  la  latitude  donnée  au  juge.  Entre  le  maximum 
et  le  minimum  da  la  peine  le  juge  a une  compétence  si  grande 
qu’il  prononce  à peu  près  selon  son  libre  arbitre.  Sous  une  légis- 
lation uniforme,  je  doute  que  les  choses  se  passeraient  autrement 
qu’aujourd’hui.  La  loi  serait  la  même  partout  ; mais,  comme  cela 
se  voit  aujourd'hui  dans  l’intérieur  d'un  même  canton,  il  y aurait 
des  périodes  de  sévérité  et  des  périodes  de  douceur.  Messieurs 
les  avocats  savent  combien  de  petits  ressorts  font  dévier  la  machine 
judiciaire,  — et  j’en  vois  sourire,  — ils  savent  à merveille  ce  qu’il 
faut  craindre  d’un  tribunal  de  la  campagne  lorsqu’il  s’agit  d’une 
ferme  incendiée,  ou  d’une  borne  déplacée,  et  ce  qu'il  faut  redouter 
d’un  juge  citadin  si  l’accusé  a falsifié  une  lettre  de  change  ou  s’il 
s’est  livré  à des  violences.  Il  y a là  des  inégalités  de  traitement 
qui  ne  peuvent  guère  être  évitées  et  dont  les  divergences  de  nos 
codes  sont  fort  innocentes.  Une  différence  beaucoup  plus  grave 
s • trouve  par  contre  dans  le  régime  des  prisons  ; mais  à cela  le 
code  pénal  unique  n’apporterait  pas  remède;  il  faudrait  centraliser 
l’exécution  des  jugements,  et,  auparavant,  la  procédure  et  même 
l’organisation  judiciaire.  Nous  n’y  sommes  pas  encore. 

On  a présenté  aussi  comme  un  argument  décisif  en  faveur  do 
l’unification  du  droit  pénal  cette  circonstance  que  des  criminels  qui 
avaient  „travaillé“  successivement  dans  plusieurs  cantons,  se  voyaient 
coudamnés  dans  chacun  de  ceux-ci  à des  peines  distinctes,  dout 
la  somme  formait  une  addition  effrayante.  On  a vu,  dit-on,  des 
voleurs  condamnés  à plus  de  cent  années  de  réclusion,  conduits  de 
prison  en  prison  jusqu’à  extinction  de  vie.  C’est  là  sans  doute 
un  vice  du  système  actuel.  11  faut  y porter  remède,  non  seulement 
de  canton  à canton,  mais  aussi  de  pays  à pays,  car,  de  même  qu'il 
y a des  voleurs  intercantonaux,  il  y a des  voleurs  et  des  faussaires 
internationaux.  Le  remède  n’est  pas  très  difficile  à trouver,  et  déjà 
le  canton  de  Neuchâtel  a introduit  à ce  propos  dans  son  nouveau 
projet  de  code  pénal  unt“  disposition  fort  intelligente.  Je  ne  vous 
cacherai  d’ailleurs  pas,  Messieurs,  que  je  ne  m’apitoie  tpie  médiocre- 
ment sur  le  sort  de  ces  individus  qui  passent  alternativement  d’un 
canton  à l’autre  pour  se  soustraire  à la  surveillance  tle  la  police, 
dans  l’exercice  de  leur  coupable  industrie.  Si  notre  géographie 
criminelle  quelque  peu  compliquée  leur  cause  des  ennuis,  je  ne 
ine  sens  pas  disposé  à agiter  pour  cela  les  esprits  et  à mettre  en 
branle  une  révision  constitutionnelle. 
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Je  n’aclièverai  pas,  Messieurs,  l’indication  des  motifs  qui  me 
paraissent  s’élever  contre  la  motion,  sans  vous  faire  remarquer  que 
l’unification  du  droit  pénal  se  heurterait  à quelques  obstacles  que 
je  crois  insurmontables  dans  le  temps  présent.  Nos  codes  cantonaux 
se  ressemblent,  et  cette  ressemblance,  tout  en  diminuaut  singulière- 
ment l’utilité  d’un  travail  d’unification,  semble  d’autre  part  la  rendre 
facile.  D’autre  part,  à côté  de  ces  nombreux  points  de  rapproche- 
ment, il  y a quelques  divergences,  peu  nombreuses,  mais  sur  lesquels 
l’entente  ne  se  fera  pas  de  longtemps. 

M.  Forrer  a déjà  cité  lui-même  la  peine  de  mort.  Il  ne 
voudrait  pas  d'un  code  pénal  fédéral  qui  maintiendrait  cette  peine. 
Je  suis  du  même  avis,  mais  je  ne  crois  pas  faire  erreur  en  disant 
qu’aujourd’hui  un  code  pénal  sans  la  peine  de  mort  succomberait 
au  referendum.  Et  le  jury  ? Voilà  encore  un  point  oit  le  dés- 
accord est  profond.  Il  pourrait  l’être  aussi  lorsqu’on  arrivera  aux 
atteintes  à la  religion,  aux  délits  contre  les  mœurs,  au  duel.  Il  y 
a là  plus  d’obstacles  qu’il  n’en  faut  pour  décourager  les  enthou- 
siastes, ceux  qui  sembleut  croire  qu’un  code  pénal  fédéral  n’est 
qu’une  fleur  à cueillir. 

Je  viens  de  vous  dire,  Messieurs,  quelques-uns  des  motifs  qui 
parlent  contre  la  motion  Forrer,  son  inopportunité,  les  difficultés 
que  rencontrerait  l’unification  du  droit  pénal,  les  raisons  qu’on  a 
d’ajourner  ces  préoccupations  et  celles  qu’on  aura  plus  tard  de 
donner  la  préférence  à dos  (ouvres  législatives  plus  nécessaires. 
Il  est  juste  maintenant  que  je  dise  pourquoi,  à mes  yeux,  l’unifica- 
tion du  droit  pénal  se  fera  un  jour  en  Suisse  et  que  je  signale 
quelques-uns  de  ses  avantages  : 

Le  premier  de  ces  avantages  sera  de  combler  bien  des  lacunes. 
Si  l’on  n’aborde  pas  l’unification  du  droit  pénal  commun,  il  faudra 
en  tous  cas  réviser  le  code  fédéral  actuel,  (pii  traite  des  délits  contre 
le  droit  des  gens,  ou  contre  la  confédération,  ou  de  ceux  que  com- 
mettent les  employés  fédéraux.  Ce  code  est  suranné.  Il  ne 
connait  pas  les  délits  politiques  des  temps  présents.  Il  ne  connait 
ni  les  anarchistes,  ni  la  dynamite,  ni  l’espionnage  politique.  Dans 
un  autre  ordre  d’idées,  ce  code  n’a  aucune  disposition  pour  protéger 
la  monnaie,  non  plus  que  les  timbres-poste.  Il  nous  laisse  désarmés 
dans  bien  des  cas  où  nos  rapports  internationaux  sont  en  jeu.  Ces 
lacunes-là,  je  le  répète,  pourraient  être  comblées  sans  recourir  à 
une  révision  constitutionnelle. 
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Mais  il  y a d'autres  délits  qui  échappent  à la  compétence 
actuelle  de  la  confédération  et  pour  lesquels  une  législation  com- 
mune serait  désirable.  Je  n’en  veux  citer  que  deux  exemples: 

Le  premier  comprend  les  infractions  commises  par  les  débiteurs 
qui  dissimulent  les  biens  saisis  à leur  préjudice,  les  débiteurs  en 
faillite  qui  cachent  leur  avoir  ou  font  des  actes  frauduleux,  les 
débiteurs  qui,  dans  un  concordat,  assurent  à un  créancier  des  avan- 
tages particuliers,  les  créanciers  qui  se  font  assurer  ces  avantages, 
etc.  etc.  Ces  dispositions  pénales  donnent  à la  loi  sur  la  poursuite 
sa  sanction;  elles  en  sont  pour  ainsi  dire  les  griffes.  Nous  avons 
dit,  dans  notre  projet  de  loi  fédérale  sur  la  poursuite,  que  les  can- 
tons édicteraient  ces  dispositions,  là  où  elles  n’existent  pas  encore. 
Ils  feront  ce  travail  et  le  feront  bien,  je  n’en  doute  pas;  mais  il  y 
aurait  sans  contredit  des  avantages,  la  loi  de  poursuite  étant  uni- 
forme, à ce  que  la  sanction  le  fût  aussi.  . 

Mon  second  exemple  vise  le  commerce  déloyal,  la  fabrication 
et  la  vente,  sur  une  échelle  toujours  plus  vaste,  de  denrées  adul- 
térées, sophistiquées,  frelatées,  ou  de  produits  qui  usurpent  des  noms 
auxquels  ils  u’ont  aucun  droit.  Ces  agissements,  nuisibles  parfois  à 
la  sauté  publique,  toujours  au  producteur  honnête,  ont  provoqué 
des  plaintes  qui  sont  venues  jusqu’à  vous.  Plusieurs  cantons  ont 
cherché  à lutter  contre  ce  fléau  moderne.  Des  ordonnances  fort 
intelligentes  ont  été  élaborées  ci  et  là;  mais  un  mouvement  d’en- 
semble serait  sans  doute  plus  efficace. 

Je  pourrais  citer  d'autres  desiderata  auxquels  un  code  pénal 
fédéral  donnerait  satisfaction;  je  pourrais  rappeler  combien  un  code 
pénal  simplifierait  notre  tâche  pour  l’élaboration  d’une  loi  sur  la 
justice  militaire.  Je  m’arrête,  car  ce  ne  sont  pas  ces  avantages, 
secondaires  en  somme,  qui  décideront  le  peuple  suisse  à faire  ce 
grand  pas  qu’on  appelle  la  centralisation  du  droit  pénal.  Ce  qui 
nous  conduira  un  jour  ou  l’autre  au  code  pénal  fédéral,  c’est  le 
besoin  général,  universel,  de  progresser,  de  marcher  de  l’avant. 
Actuellement,  nos  codes  pénaux  cantonaux  restent  stationnaires, 
parce  que  les  perpétuelles  menaces  de  centralisation  et  les  motions 
comme  celle  d’aujourd’hui  inquiètent  et  décourageut  les  législateurs 
des  cantons.  Quelques-uns  ont  encore  le  courage  d’élaborer  do 
nouvelles  lois,  mais  je  sais  maint  projet  cantonal  qui  est  rentré 
dans  les  cartons,  bien  que  digne  d’un  meilleur  sort.  Un  jour 
viendra  où  nos  lois  cantonales,  celles  même  qui  passaient  pour  les 
meilleures,  ne  seront  à la  hauteur  ni  des  besoins,  ni  de  la  science. 
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Le  besoin  du  mieux  nous  fera  donc  faire  un  code  fédéral. 
Mais  cette  raison  d’être  est  en  même  temps  un  programme.  La 
confédération  ne  sera  autorisée  à édicter  un  code  pénal  que  si  elle 
parvient  à faire  une  œuvre  magistrale,  à la  hauteur  de  tous  les 
progrès.  Le  législateur  devra  se  rendre  compte  des  recherches 
nouvelles  des  criminalistes  modernes  dans  des  domaines  psychologiques 
et  sociaux  jusqu’ici  inexplorés.  Cette  étude  n’épuisera  pus  sa  tâche; 
il  devra  encore  avoir  une  connaissance  très  exacte  de  tous  nos 
codes  actuels.  Il  faudra  faire  pour  le  droit  pénal  un  groupement 
semblable  à celui  auquel  travaille  en  ce  moment  Mr.  le  professeur 
Ituber  pour  l’uniticatiou  du  droit  civil.  Le  législateur  fédéral  devra 
connaître  exactement  nos  codes  cantonaux,  leurs  points  de  contact 
et  de  dissemblance.  Ainsi  seulement,  il  saura  ce  qu’il  peut  de- 
mander au  pays  et  faire  une  œuvre  capable  de  recueillir  l'assen- 
timent général  de  la  population.  Improviser  un  code  serait  marcher 
au  devant  d’un  échec  certain.  Il  faut  au  contraire,  après  mûr 
examen  des  institutions  des  cantons,  préparer  un  premier  projet, 
le  soumettre  à une  discussion  publique,  éveiller  l’attention,  appeler 
les  critiques,  provoquer  les  améliorations,  jusqu’à  ce  qu’enfin  on 
puisse  présenter  au  pays  une  œuvre  aussi  bonne  qu’il  est  possible 
et  pour  ainsi  dire  acceptée  déjà.  A ce  moment,  Messieurs,  mais 
alors  seulement,  on  pourra  demander  la  révision  de  la  constitution. 

C’est  là  la  méthode  que  nous  nous  proposons  de  suivre,  avec 
l’appui  de  la  société  des  juristes.  Nous  comptons  demander  aux 
chambres,  en  Juin,  un  crédit  qui  nous  permettra  de  confier  à un 
criminaliste  la  tâche  de  faire  uue  étude  comparée  du  droit  pénal 
de  nos  cantons,  de  leur  génie,  de  leur  esprit.  C'est  à la  suite 
et  sur  la  base  de  ce  travail  que  nous  nous  proposons  d’élaborer 
un  premier  projet,  puis  de  le  soumettre  à la  consultation  publique. 
Le  conseil  fédéral  désire  ne  poser  la  question  constitutionnelle  que 
quand  il  pourra  se  présenter  avec  cet  avant-projet.  Que  la  motion 
Ferrer  soit  donc  acceptée  ou  rejetée,  le  conseil  fédéral  n’eu  com- 
prendra pas  moins  son  devoir  et  il  saura  le  remplir,  sans  qu’on  lui 
tienne  l’épée  dans  les  reins.  Il  croit  être  dans  la  bonne  voie  et 
ne  s’en  laissera  pas  détourner. 
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Uber 

die  4 )r(*iinis:ition  der  Uundesreehtspflege.  ') 


Im  Aufträge  des  eidg.  Justizdcpurtemeutes  ausgearbeitet  von  Bundesrichter 
Dr.  II.  Hafner  in  Lausanne. 


I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Das  Bundesgericlit  besteht  aus  dreizehn  Mitgliedern  und 
nenn  Ersatzmännern.  Dieselben  werden  von  der  Bundesversammlung 
gewählt. 

Bei  der  Wahl  soll  darauf  Bedacht  genommen  werden,  dass  alle  drei 
Kational8prachcn  vertreten  seien  (Art.  107  B.  V.). 

Art.  2.  In  das  Bundesgericlit  kann  jeder  SehweizerbUrger  ernannt 
werden,  der  in  den  Nationalrath  wählbar  ist. 

Die  Mitglieder  der  Bundesversammlung  und  des  Bundesrathes  und 
die  von  diesen  Behörden  gewühlten  Beamten  können  nicht  gleichzeitig 
Mitglieder  des  Bundesgerichtes  sein  (Art.  108  B.  V.). 

Art.  3.  Die  Mitglieder  des  Bundesgerichtes  dürfen  keine  andere 
Beamtung,  sei  es  im  Dienste  der  Eidgenossenschaft,  sei  es  in  einem 
Kanton,  bekleiden,  noch  irgend  einen  andern  Beruf  oder  ein  Gewerbe 
betreiben  (Art.  108  B.  V.). 

Demgemäss  dürfen  sie  auch  nicht  bei  Krwerbsgesellschaften  die 
Stellung  von  Direktoren  oder  von  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
oder  Aufsiclitsrathes  einnehmen. 

Art.  4.  Blutsverwandte  uud  Verschwägerte  in  auf-  und  absteigender 
Linie  unbeschränkt,  und  in  der  Seitenlinie  bis  und  mit  dem  Grade  von 
Geschwisterkindern  und  dem  entsprechenden  Grade  der  Schwägerschaft, 
sowie  Ehemänner  von  Schwestern,  Gegenschwäher  uud  durch  Adoption 
verbundene  Personen  können  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  oder  Ersatz- 
männer des  Bundesgerichtes  sein. 


')  Mit  Ermächtigung  des  eidg.  Justizdepartementes  und  im  Einverständnis» 
mit  Herrn  Bandesrichter  Dr.  H.  Hafner  veröffentlicht  die  Zeitschrift  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Entwurfes  uud  die  Vorschriften,  welche  sich  auf  die 
Bundesstrafrechtspflege  beziehen,  ebenso  die  auf  die  Strafrechtspflege  bezüglichen 
Ausführungen  der  Motive,  welche  Herr  Bundesrichter  Hafuer  die  Gute  hatte 
besonders  zusammenzustellen. 
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Ebenau  wenig  ist  es  zulässig,  dass  zwei  in  einem  solchen  Aussclduss- 
verhilltnisse  stehende  Personen  bei  dem  Bundeggerichte  oder  einer  Ab- 
teilung desselben  in  irgend  einer  Weise,  sei  es  als  Richter  oder  Kanzlei- 
beamter oder  Untersuchungsbeamter  oder  Staatsanwalt,  gleichzeitig  an- 
gestellt seien. 

Ein  Justizbeamter,  welcher  durch  Eiugehung  einer  Ehe  in  ein  Aus- 
schlussverhSItniss  mit  eiuem  andern  Beamten  der  Bundesrechtspflege  tritt, 
verzichtet  damit  auf  seine  Stelle. 

Art.  5.  Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Bundes- 
gericlites  ist  auf  sechs  Jahre  festgesetzt. 

Stellen,  welche  während  der  Amtsdauer  erledigt  werden,  sind  in  der 
nächsteu  Sitzung  der  Bundesversammlung  fllr  den  Rest  der  Amtsdauer 
wieder  zu  besetzen. 

Art.  6.  Der  Präsident  und  der  Vizepräsident  des  Bundesgerichtes 
werden  von  der  Bundesversammlung  aus  den  Mitgliedern  desselben  auf 
zwei  Jahre  gewählt. 

Art.  7.  Die  Kanzlei  des  Bundesgerichtes  besteht  aus  folgenden 
Kanzleibeamten  : 

zwei  Gerichtsschreibem,  von  denen  der  eine  der  deutschen  und  der 
andere  der  französischen  Schweiz  angehören  soll; 

zwei  Sekretären,  von  denen  der  eine  der  italienischen  Schweiz  an- 
gehören soll,  und 

einem  Archivar; 

ferner  aus  den  nothwendigen  Kopisten  und  den  zur  Bedienung  des 
Gerichtshofes  erforderlichen  Weihein. 

Die  Kanzleibeamten  werden  vom  Bundesgerichte  jeweilen  nach  seiner 
Gesammternennung  in  geheimer  Abstimmung  auf  eine  sechsjährige  Amts- 
dauer, die  Kanzlisten  und  Weibel  je  auf  zwei  Jahre  gewählt. 

Die  Gerichteschreiber  und  dio  Sekretäre  fuhren  beim  Bundesgericht 
und  seinen  Ahthcilungcn  das  Protokoll.  Das  Bundesgericht  bezeichnet 
im  ITebrigen  den  Geschäftskreis  derselben,  sowie  die  Obliegenheiten  des 
Übrigen  Kanzleipersonals. 

Dem  Bundesgerichte  stehen  gegenüber  den  von  ihm  gewählten  Be- 
amten und  Angestellten  die  gleichen  Strafbefugnisse  zu,  welche  die  Bundes- 
gesetzgebung (Bundesgesetz  betreffend  die  Verantwortlichkeit  der  eidge- 
nössischen Behörden  nnd  Beamten  vom  9.  Dezember  1850,  II,  8.  149; 
und  Bundesbeschluss  betreffend  die  Organisation  des  Bundesrathes  vom 
21.  August  1878,  III,  S.  494,  N.  F.)  dem  Bundesrathe  mit  Bezug  auf 
die  von  ihm  ernannten  Beamten  und  Angestellten  einränmt. 

Ebenso  findet  Art.  5 des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Besoldung 
der  eidgenössischen  Beamten  vom  2.  Augstmonat  1873  (XI,  8.  279)  und 
die  Verordnung  vom  30.  Mai  1874  (XI,  8.  574,i  Uber  die  Unvereinbarkeit 
anderweitiger  Stellen  und  Berufe  mit  eidgenössischen  auch  auf  die  Be- 
amten und  Angestellten  der  Bundesgei ichtskanzlci  ihre  Anwendung  in 
dem  Sinne,  dass,  soweit  nach  denselben  zur  Uebernahine  einer  kantonalen 
Anstellung  oder  fUr  die  Betreibung  eines  Nebenberufes  eine  Erlaubniss 
erforderlich  ist,  dieselbe  vom  Bundesgerichte  zu  ertheilen  ist. 
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Art.  8.  Das  Bundesgericht  ernennt  ferner  jeweilen  nach  seiner 
Gesammternennung  für  eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  zioet  Unter- 
svchnngsrichter. 

Dieselben  bezeichnen  ihre  Schriftführer  selbst;  jedoch  ist  diese 
Wahl  dem  Präsidenten  der  Anklagekammer  zur  Genehmigung  vorzulcgen. 

In  Verhinderungsfällen  der  ordentlichen  Untersuchungsrichter  kann 
das  Bundesgericht  ausserordentliche  Untersuchungsrichter  ernennen. 

Art.  9.  Der  ßundesanwalt  wird  in  jedem  einzelnen  Falle  vom 
Bundesrathe  bezeichnet. 

Art.  10.  Die  Justizheamten  des  Bundes  werden  vor  ihrem  erstmaligen 
Amtsantritt  auf  getreue  Pflichterfüllung  beeidigt. 

Die  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Bundesgerichts  leisten  den  Eid 
vor  der  Bundesversammlung. 

Diejenigen,  welche  bei  dieser  Feierlichkeit  nicht  anwesend  sind, 
werden  in  der  ersten  Gerichtssitzung,  welcher  sic  beiwohnen,  beeidigt. 

Die  Gerichtsschreiber  und  die  Sekretäre,  sowie  dereu  allfällige  Stell- 
vertreter, die  Untersuchungsrichter  und  deren  Schriftführer  werden  durch 
das  Bundesgericht  beeidigt. 

Die  Bundesanwälte  leisten  den  Eid  vor  dem  Bundesrathe. 

Ueber  die  Beeidigung  wird  jeweilen  ein  Protokoll  aufgenommen. 

Diejenigen  Gerichtspersonen,  denen  ihre  Ueberzeugting  die  Leistung 
eines  Eides  nicht  gestattet,  können  an  Stelle  desselben  ein  HandgelUbde 
ablegen. 

Art.  11.  Der  Amtssitz  des  Bundesgerichtes  ist  die  Stadt  Lausanne 
(Bnndesbeschluss  vom  26.  Brachmonat  1*74,  N.  F.  I,  S.  134). 

Derselbe  hat  die  flir  das  Gericht  und  seine  Abtheilungen,  für  die 
Kanzlei  und  das  Archiv  jeweilen  erforderlichen,  zweckentsprechenden 
Räumlichkeiten  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen,  zu  mübliren  und 
zu  unterhalten. 

Die  hicfllr  erforderlichen  Anordnungen  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Bundesrathes. 

Art.  12.  Die  Mitglieder  des  Bundesgerichtes  und  die  Kanzleibeamten 
sind  verpflichtet,  am  Amtssitze  zu  wohnen. 

Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Dezember  1851 
(III,  S.  33)  Uber  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  (Art.  1 — 6 
ibidem),  betreffend  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Mitglieder  des 
Bundesrathes  und  des  Kanzlers,  finden  analoge  Anwendung  auf  die  Mit- 
glieder des  Bundesgerichtes  und  die  Gerichtsschreiber. 

Art.  13.  Das  Bundesgerieht  zerfällt  in  zwei  Ahtlieihmgen,  welche 
die  ihnen  durch  das  Gesetz  (Art.  16)  zugewiesenen  Geschäfte  selbständig 
erledigen  und,  ausser  dem  Präsidenten,  je  aus  sechs  Mitgliedern  bestehen. 

Der  Präsident  des  Bundesgerichts  fuhrt  in  beiden  Abtheilungen  den 
Vorsitz.  Das  Bundesgericht  kann  indess  dein  Vizepräsidenten  einzelne 
Funktionen  des  Präsidenten  oder  auch  die  gesummte  Leitung  der  zweiten 
Abtheilung  ständig  Übertragen. 

FUr  die  Verwaltung  der  Strafrechtspflege  bestellt  das  Bundesgericht 
Überdies  eine  Anklage - und  eine  Kriminalkammer,  bestehend  aus  je 
drei  Mitgliedern. 
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Das  erstgewähltc  Mitglied  der  Anklagekammcr  ist  deren  Präsident. 

ln  der  Kriminalkammer  sollen  alle  drei  Nationalsprachen  vertreten 
sein.  Der  Präsident  wird  fUr  jede  einzelne  Sitzung  vom  Bundesgericht 
bezeichnet. 

Die  Funktionen  des  /wissotiousgerichtes  in  Strafsachen  werden  von 
den  beiden  Abtheilungen  nach  Massgahe  des  Art.  16  ausgeOht. 

Art.  14.  Das  Bundesgericht  bestellt  je  auf  den  1.  Januar  fiir  die 
Dauer  eines  Jahres  die  ständigen  Mitglieder  der  beiden  Abtheilnngen 
und  der  beiden  Kammern,  sowie  fiir  den  Fall  vorübergehender  Verhin- 
derung die  regelmässigen  Vertreter. 

Als  Vertreter  sind  andere  Mitglieder  zu  bezeichnen.  Krsatzmänncr 
sind  nur  einzuberufen,  wenn  sowohl  die  ständigen  Mitglieder  als  ihre 
ordentlichen  Vertreter  verhindert  sind  und  die  Zuziehung  anderer  Mit- 
glieder nicht  möglich  ist. 

Kein  Richter  kanu  in  ein  und  derselben  Sache  in  beiden  Kammern 
oder  in  einer  Kammer  und  im  Kassationsgcriehte  sitzen. 

Art.  15.  Wenn  die  Zahl  der  anhängigen  Geschäfte  es  als  nothwendig 
erscheinen  lässt,  können  die  Mitglieder  der  einen  Abtheilung  auch  für  die 
Geschäfte  der  andern  in  Anspruch  genommen  werden. 

Art.  16.  Die  erste  Abtheilung  des  Bundesgerichtes  beurtheilt  nach 
Massgahe  der  Art.  35 — 64  alle  Berufungen  und  Kassntiansbegehren  gegen 
Urtheile  kantonaler  Gerichte  in  Civilsachen  sowie  die  Kassaliansbegehren 
gegen  Urtheile  kantonaler  Strafgerichte  betreffend  Verletzung  des  Marken- 
recht» und  des  literarischen,  künstlerischen  und  geicerblichen  Eigen- 
thum* (Art.  91  ff.). 

Die  zweite  Abthcilnng  des  Bundesgerichtes  beurtheilt  alle  staats- 
rechtlichen Streitigkeiten  (Art.  111  ff.);  ferner  die  Kassations-,  Revisions- 
und Rehabilitationsgesuche  in  Kriminalfällen  (Art.  135 — 168,  175  — 182 
des  eidgenössischen  Strafprozessgesetzes  II,  743),  sowie  die  Kassations- 
begehren  gegen  Urtheile  kantonaler  Gerichte,  welche  sich  auf  andere,  als 
die  im  ersten  Absatz  erwähnten,  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  beur- 
thcilenden  Strafsachen,  oder  auf  Uebertretung  fiskalischer  Bundesgesetze 
beziehen  Art.  18  des  Bnndesgesetzes  vom  30.  Juni  184'J,  I,  S.  65). 

Die  Verrichtungen  der  Anklagekammcr  und  der  Kriminalkammer 
werden,  soweit  dieses  Gesetz  (Art.  7t » ff.)  nicht  einschlagende  Bestim- 
mungen enthält,  durch  das  Bundesgesetz  Uber  die  Bumlesstrafrechtsptlege 
vom  27.  August  1851  geregelt. 

Alle  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  fallenden  Geschäfte, 
welche  nicht  ausdrücklich  einer  Abtheilung  oder  einer  Kammer  zuge- 
wiesen sind,  werden  vom  Gesamnitbiindesgericht  erledigt. 

Art.  17.  Zu  einer  gültigen  Verhandlung  des  Bundesgerichtes  ist  die 
Mitwirkung  von  sieben  Mitgliedern  erforderlich. 

Zur  Verhandlung  und  Entscheidung  von  Hechtsstreitigkeiten  sind, 
ausser  dem  l*räsidenten,  jeweilen  acht  Mitglieder  in  einer  vom  Bundes- 
gericht durch  Reglement  zu  bestimmenden  Kebrordnung  einzuberufen,  ln 
erster  Linie  sind  die  Mitglieder  der  zweiten  Abtheilung  in  Anspruch  zu 
nehmen. 
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Die  Abtheilungm  des  Bundesgerichtes  sind  mit  fünf  Mitgliedern, 
den  Präsidenten  inbegriffen,  genügend  besetzt. 

Bei  der  erste»  Abtheilung  soll  jedoch  in  der  Regel,  wenn  ein 
ständiges  Mitglied  von  der  Theilnabme  an  einer  Sitzung  abgebalten  ist, 
der  ordentliche  Stellvertreter  desselben  einbernfen  werden. 

Die  steeife  Abtheilung  soll  in  denjenigen  Fällen  vollständig  besetzt 
sein,  in  welchen  drei  Mitglieder  derselben  es  verlangen. 

Bei  allen  Entscheidungen  muss  die  Zahl  der  Richter,  mit  Kinschlnss 
des  Präsidenten,  eine  ungerade  sein. 

Din  Kammern  des  Bundesgerichtes  müssen  zur  Fassung  aller  in 
ihre  Kompetenz  fallenden  Entscheidungen  vollständig  besetzt  sein. 

Art.  18.  Ein  Mitglied  oder  Ersatzmann  des  Bundesgerichtes,  ein 
Geschworner,  Untersuchungsrichter  oder  Staatsanwalt  darf  das  Amt  nicht 
ausliben  : 

1)  in  allen  Angelegenheiten,  in  welchen  er,  seine  Frau,  seine  Ver- 
lobte, seine  Verwandten  oder  Verschwägerten  bis  zu  dem  in  Art.  4 Abs.  1 
bezeichneten  Grade,  oder  in  welchen  der  Ehemann  der  Schwester  seiner 
Frau  oder  eine  Person,  deren  Vogt  oder  PHeger  er  ist,  oder  mit  welcher 
er  durch  Adoption  verbunden  ist,  am  Ausgange  des  Streites  ein  unmittel- 
bares oder  mittelbares  Interesse  haben; 

2)  in  einer  Angelegenheit,  mit  Beziehung  auf  welche  er  bereits  in 
anderer  Stellung,  sei  es  als  Mitglied  einer  administrativen  oder  richter- 
lichen Behörde  des  Bundes  oder  eines  Kantons,  oder  als  Justizbeamter, 
oder  Bevollmächtigter  oder  Sachwalter  einer  Partei,  oder  als  Sachver- 
ständiger oder  als  Zeuge  gehandelt  hat; 

3)  in  Streitfällen,  in  welchen  sein  Heimatkanton  oder  seine  Heimat- 
gemeinde als  Prozesspartei  erscheint  oder  denselben  eine  Rltckgrifl'sklage 
knndgethan  ist,  und  bei  Beschwerden,  welche  gegen  die  gesetzgebende 
Behörde  oder  die  Regierung  seines  Heimatkantons  gerichtet  sind. 

Art.  19.  E in  Mitglied  oder  Ersatzmann  des  Bundesgerichtes,  ein 
Untersuchungsrichter,  Staatsanwalt  oder  Geschworner  kann  von  den 
Parteien  abgelehnt  werden  oder  seinerseits  den  Ausstand  verlangen  : 

1)  in  Sachen  einer  juristischen  Person,  deren  Mitglied  er  ist,  mit 
Ansnahme  des  Bundes  und  der  in  Art.  18  Ziffer  3 genannten  Körper- 
schaften ; 

2)  wenn  er  zu  einer  der  streitenden  Parteien  im  Verlniltniss  be- 
sonderer Freundschaft  oder  persönlicher  Feindschaft  steht,  oder  zwischen 
ihm  und  einer  Partei  ein  besonderes  Pflicht-  oder  Abbängigkcitsvcrhältniss 
besteht  ; 

3)  wenn  er  Uber  den  zu  beurthcilcnden  Fall  seit  dessen  Anhängig- 
machung  heim  Bundesgericht  seine  Meinung  ausgesprochen  oder  sich 
sonst  durch  sein  Benehmen  befangen  gezeigt  hat. 

Art.  20.  Trifft  bei  einem  Mitgliede  oder  einem  einbernfenen  Ersatz- 
mann des  Bundesgerichtes,  einem  Untersuchungsrichter  oder  Gesehwornen 
eine  Bestimmung  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  zu,  so  hat  er  dies 
rechtzeitig  dem  Präsidenten  des  Bundesgerichts  oder  der  betreffenden 
Abtheilung  anzuzeigen. 
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Die  Parteien  können  das  Ausstandsgesuch  in  jedem  Abschnitte  des 
Verfahrens  stellen  ; es  treffen  aber  den  Oesuehstcller  Ordnungsbusse  und 
Entschädigung,  wenn  durch  sein  Verschulden  eine  Tagfahrt  vereitelt  wird. 

ln  dem  Ausstandsgesuche  sind  die  dasselbe  begründenden  Thatsachen 
anzufilliren  und  gleichzeitig  urkundlich  zu  bescheinigen. 

Wo  dies  nicht  möglich  ist,  hat  sich  der  Gesuchsteller  auf  die  ge- 
wissenhafte und  unter  Bezugnahme  auf  seinen  Amtseid  abzugebende  Er- 
klärung des  betreffenden  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes  u.  s.  w.  zu  be- 
ziehen. Ein  weiteres  Beweisverfahren  ist  nicht  zulässig. 

Hat  jedoch  eine  Partei  sich  in  eine  Verhandlung  eingelassen  oder 
Anträge  gestellt,  ohne  eineu  ihr  bekannten  Ablehnungigrund  (Art.  19) 
geltend  zu  machen,  so  kann  sie  den  Richter  nicht  mehr  ablehnen. 

Art.  21.  Bestreitet  der  abgelehnte  Richter  das  Vorhandensein  eines 
Ausstandsgrundes  (Art.  18  und  19),  so  entscheidet  das  Bundesgericbt 
Uber  das  Ausstandsbegehren,  mit  Ausschluss  des  abgelehnten  Richters. 

Sollten  in  einein  einzelnen  Falle  so  viele  Mitglieder  und  Ersatz- 
männer abgelehnt  werden,  dass  keine  gUltige  Verhandlung  stattfinden 
kann  (Art.  16).  so  bezeichnet  der  Vorsitzende  des  Bundesgeriehtes  durch 
das  Loos  aus  der  Zahl  der  Obergerichtspräsidenten  der  Kantone  so  viele 
ausserordentliche  Ersatzmänner,  als  erforderlich  sind,  um  die  Ansstands- 
frage und  nöthigenfalls  auch  die  Hauptsache  selbst  beurtheilen  zu  können. 

Der  Eutscheid  kann  ohne  Anhörung  der  Gegenpartei  erfolgen. 

Das  Ausstandsgesuch  gegen  den  Bundesanwalt  ist  beim  Bundes- 
rat h f anzubringen. 

Art.  22.  Das  Verfahren  und  die  Entscheidungen  oder  Verfügungen, 
an  welchen  ein  unfähiger  oder  abgelehnter  Justizbeamter  theilgenommen 
hat,  können  nach  Massgabe  der  besondern  bundcsgesetzlichcn  Bestim- 
mungen wegen  Nichtigkeit  angefochten  werden. 

Bei  blosser  Ablehnung  tritt  jedoch  die  Nichtigkeit  erst  von  der- 
selben an  ein. 

Die  Nichtigkeit  tritt  nicht  ein,  wenn  sämmtliche  Parteien  ausdrück- 
lich darauf  verzichten. 

Art.  23.  Die  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes,  seiner  Abhei- 
lungen und  Kammern  erfolgen,  soweit  das  Gesetz  nichts  Anderes  bestimmt, 
nach  der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen. 

Die  Richter  sind  verpflichtet,  an  der  Abstimmung  theilzunchmen. 

Kein  Richter  darf  die  Abstimmung  Uber  eine  Frage  verweigern, 
weil  er  bei  der  Abstimmung  Uber  eine  vorhergehende  Frage  in  Minder- 
heit geblieben  ist. 

Die  Bernthungen  und  Abstimmungen  des  Bundesgerichtes  und 
seiner  Abheilungen  sind,  soweit  nicht  besondere  Gesetzesbestimmungen 
etwas  Anderes  vorsclireiben  (Art.  31,  103  und  104  des  Bundesgesetzes 
Uber  die.  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  August  1851),  ö/ft  •»Hieb. 

ln  allen  Ausfertigungen  von  Entscheiden  des  Bundesgerichtes  oder 
seiner  Abtheilungen  sollen  die  Richter,  welche  bei  der  Entscheidung  mit- 
gewirkt haben,  angegeben  sein. 
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Art.  24.  Die  P>'äHilcr>t?n  des  Bundesgerichte«  und  seiner  verschic- 
denen  Abtheilungen  nehmen  die  hei  jeder  Gerichtsstclle  einlaufenden 
Akten  in  Empfang  und  fuhren  Uber  deren  Eingang,  sowie  Uber  die  von 
ihnen  getroffenen  Verfügungen,  fortlaufende  Protokolle. 

Dieselben  ordnen  je  nach  dem  Stande  der  Geschäfte  die  Sitzungen 
an  und  treffen  die  dafUr  nüthigen  Vorbereitungen.  Sie  leiten  die  gericht- 
lichen Verhandlungen  und  sorgen  fiir  Ruhe  und  Ordnung. 

Personen,  welche  Bich  ihren  Verfügungen  nicht  unterziehen,  können 
aus  dem  Sitzungssaale  weggewiesen  und  nöthigenfalls  bis  auf  21  Stunden 
in  Ilaft  gesetzt  werden. 

Der  Präsident  des  Bundesgerichts  Überwacht  ferner  die  Thätigkeit 
der  Mitglieder  des  Gerichts  und  der  dem  Gerichte  untergebenen  Beamten 
und  Bediensteten  und  sorgt  für  beförderliche  Erledigung  der  Geschäfte. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  wird  derselbe  durch  den 
Vizepräsidenten  und,  wenn  auch  dieser  verhindert  ist,  durch  dasjenige 
Mitglied  des  Gerichtes  oder  der  betreffenden  Abtheilung  vertreten,  welches 
der  Reihenfolge  des  Eintrittes  in  s Iiundesgericht  und,  unter  gleichzeitig 
gewählten,  der  Geburt  nach  das  älteste  ist. 

ln  der  gleichen  Reihenfolge  nehmen  die  Mitglieder  des  Gerichts  ihre 
Sitze  rechts  und  links  vom  Präsidenten  ein. 

Art.  25.  Wer  im  mlindliehen  oder  schriftlichen  Geschäftsverkehr 
den  durch  die  gute  Sitte  für  amtliche  Verhandlungen  gebotenen  Anstand 
verletzt  oder  den  ordnungsmässigen  Geschäftsgang  stört,  ist  mit  einem 
Verweis  oder  mit  Ordnungsbusse  bis  auf  Fr.  100  zu  belegen. 

Schriftlich?  Einrjabcti  von  ungebührlichem  Inhalt  oder  unnützer 
Weitschweifigkeit  sind  an  die  betreffende  Partei  zur  Umänderung  zurüek- 
zuweisen. 

Art.  26.  Die  fiir  die  Bundesrechtspliege  aufgestellten  Behörden  und 
einzelnen  Beamten  können  alle  Amtshandlungen,  für  welche  sie  zuständig 
sind,  in  jedem  Kanton  ohne  Zustimmung  der  Kantonshehörden  oder  An- 
zeige an  dieselben  vornehmen. 

Art.  27.  Bei  Berechnung  der  in  diesem  Gesetze  festbestimmten 
Fristen  wird  der  Tag  der  Eröffnung  der  Frist  oder  der  Tag  der  Mit- 
theilung der  gerichtlichen  Verfügung  nicht  mitgeziihlt.  Dagegen  fallen 
die  Sonn-  und  Feiertage  nicht  in  Abrechnung. 

Diese  Fristen  gelten  nur  dann  als  innegehalten,  wenn  die  Handlung 
innerhalb  derselben  vorgenommen,  beziehungsweise  die  Rechtsschrift  am 
letzten  Tage  der  Frist  in  die  Hände  des  Gerichtsvorstandes  oder  der 
Kanzlei  gelangt,  oder,  sofern  es  sich  um  eine  Postsendung  handelt,  am 
letzten  Tage  der  Frist  an  ihrem  Bestimmungsorte  angekommen  ist. 

Erstreckung  dieser  Fristen  ist  nicht  zulässig. 

Wiederherstellung  kann  nur  dann  ertheilt  werden,  wenn  der  Impétrant 
nachweist,  dass  er  oder  sein  Sachwalter  durch  unverschuldete  Hindernisse 
abgehalten  worden  sei,  innerhalb  der  Frist  zu  handeln,  und  die  Wieder- 
herstellung binnen  acht  Tagen,  von  dem  Tage  an,  an  welchem  das 
Hindernis«  gehoben  ist,  verlangt  wird. 
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Oie  Bestimmungen  dieses  Artikels  freiten  auch  für  die  richterlichen, 
sowie  I'Ur  die  in  andern  Bundesgesetzen  vorgeschriebenen  Fristen,  soweit 
sie  nicht  mit  ausdrücklichen  Vorschriften  derselben  im  Widerspruch  stehen. 

ltichlerlicli  bestimmte  Fristen  können  jedoch  aus  zureichenden  und 
gehörig  bescheinigten  Uriinden  erstreckt  werden,  wenn  das  Gesuch  vor 
Ablauf  derselben  gestellt  wird. 

Art.  28.  Das  Rundesgerieht  ist  befugt,  jährlich  ein  oder  zwei  Male 
Ferien  anzuordnen,  während  welcher  keine  Gerichtssitzungen  statttinden 
und  sich  siimnitlichc  Mitglieder,  mit  Ausnahme  des  Präsidenten  oder 
Vizepräsidenten,  vom  Amtssitze  entfernen  dürfen. 

Die  Dauer  dieser  Ferien  darf  jedoch  sechs  Wochen  im  Jahre  nicht 
Ubersteigen. 

Daneben  kann  das  Bundesgericht,  wenn  genügende  Gründe  vorliegen, 
einzelnen  seiner  Mitglieder,  sowie  den  Kanzleibeamten  Urlaub  ertheilen. 

Art.  29.  Das  Bundesgericht  steht  unter  der  Aufriehl  der  Bundes- 
versammlung. 

Ks  erstattet  derselben  alljährlich  einen  einlässlichen  Bericht  über 
seine  gesummte  Amtstätigkeit  und  diejenige  seiner  Abtheilungen. 

Innerhalb  seiner  richterlichen  Thätigkeit  ist  das  Bundesgericht  unab- 
hängig und  nur  dem  Gesetze  unterworfen.  Eine  bundesgerichtliehe  Ent- 
scheidung kann  nur  vom  Bundesgerichte  selbst  nach  Maasgabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 


III.  Strafrechtspflege, 
a.  Bundesassisen. 

Art.  66.  Das  Buudesgcricht  urthcilt  mit  Zuziehung  von  Gesehwornen, 
welche  Uber  die  Thatfrage  Absprachen,  in  Straffällen: 

1)  Uber  Hochverrat  gegen  die  Eidgenossenschaft,  Aufruhr  und  Gewalt- 
tat gegen  die  Bnndeshehörden  ; 

2)  über  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht; 

3)  Uber  politische  Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache  oder  Folge 
derjenigen  Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische 
Intervention  veranlasst  wird  ; 

4)  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  ernannten  Be- 
amten ihm  zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  überwiesen  werden 
(Art.  112  der  Bundesverfassung). 

Art.  67.  Vor  die  Bundesassisen  gehören  ferner  diejenigen  Strafsachen, 
deren  Verhandlung  und  Entscheidung  ihnen  nach  den  Bestimmungen  der 
Bundesgesetzgebung  zugewiesen  werden  (Art.  114  B.-V.). 

Insbesondere  beurteilen  die  Bundesassisen  infolge  bisher  erlassener 
Bundesgesetze  : 

1)  die  in  den  Art.  56,  59  bis  G4  und  66  bis  72  des  Bundesgesetzes 
Uber  das  Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
vom  4.  Hornung  1853  (III,  404)  bczeichneten  Strafsachen; 


Digitized  by  Google 


Entwurf  betreffend  Organisation  der  Bundesrerhtspflege. 


219 


2)  Eintritt  und  Werbung  in  fremde  Kriegsdienste  nach  Massgabe  des 
Bundesgesetzes  vom  30.  Heumonat  1859  (VI,  312); 

3)  die  in  Art.  47  und  48  des  Bundesgesetzes  tiber  die  Ausgabe  und 
die  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  Mürz  1881  (N.  F.  V,  400) 
aufgcfilhrten  Straffälle; 

sofern  der  Bundesrath  beschliesst,  diese  Straffülle  narh  dem 
eidgeniissiselien  Prozessverfahren  untersnelicn  und  durch  die  Bundes- 
assisen  beurtheilen  zu  lassen  (Art.  74  des  Bundesgesetzes  tiber  das 
Bundesstrafrecht;  ferner  Art.  4 des  Bundesgesetzes  betr.  Werbung 
und  Eintritt  in  fremden  Kriegsdienst,  und  Art.  49  des  Bundesgesetzes 
Uber  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten). 

Art.  68.  Die  Zuständigkeit  der  Bundesassisen  zur  Beurtheilung  zu- 
sammenhängender .Strafsachen,  von  denen  die  einen  in  die  Kautonal- 
kompetenz  einschlagen,  wird  durch  das  Bundesgesetz  liber  das  Bundes- 
strafrecht (Art.  70)  geregelt. 

Art.  69.  Das  Bundesgericht  ist  verpflichtet,  die  Beurtheilung  auch 
anderer  als  der  in  den  Art.  06  und  07  genannten  Straffälle  zu  über- 
nehmen, wenn  solche  durch  die  Verfassnmj  oder  die  Gesetzgebung  eines 
Kantons  ihm  zugewiesen  werden  und  die  Bundesversammlung  hiezu  ihre 
Zustimmung  ertheilt. 

Art.  70.  Die  Bundesassisen  bestehen  aus  der  Krimiualkammer  und 
aus  zwölf  Geschwornen,  welche  in  den  Kantonen  vom  Volke  gewühlt 
und  sodann  aus  der  Liste  jedes  Bezirkes  herausgeloost  werden. 

Art.  71.  Das  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  wird  in  folgende  fünf 
Arsisertbezirke  eingethcilt  : 

Der  erste  Bezirk  umfasst  die  Kantone  Genf,  Waadt,  Freihurg  (mit 
Ausnahme  der  Gemeinden,  in  denen  die  deutsche  Sprache  vorherrscht), 
Neuenburg,  und  diejenigen  Gemeinden  der  Kantone  Bern  und  Wallis,  in 
denen  die  französische  Sprache  das  Ucberge wicht  hat. 

Der  zweite  Bezirk  besteht  aus  den  Kantonen  Bern  (mit  Ausnahme 
des  dem  ersten  Bezirke  zugewiesenen  Landesthcils),  Solothurn,  Basel  und 
Luzern,  sowie  aus  den  deutschsprecheuden  Gemeinden  der  Kantone  Frei- 
burg und  Wallis. 

Der  drifte  Bezirk  enthält  die  Kantone  Aargau,  Zürich,  Schaffhansen, 
Thurgau,  Zug,  Schwyz  und  Unterwalden. 

Der  vierte  Bezirk  begreift  in  sich  die  Kantone  Uri,  Glarus,  Appen- 
zell, St.  Gallen  und  Graubünden  (mit  Ausnahme  der  Gemeinden,  in  denen 
die  italienische  Sprache  vorherrscht). 

Der  fünfte  Bezirk  endlich  besteht  aus  dem  Kanton  Tessin  und  den 
italienisch  redenden  Gemeinden  des  Kantons  Grauhünden. 

In  den  vier  ersten  Bezirken  wird  auf  je  1000  Einwohner,  im  fünften 
Bezirk  auf  je  500  Einwohner  ein  Gcschworner  gewühlt  und  in  die  Liste 
des  Bezirks  eingetragen. 

Arl.  72.  Jeder  pach  Art.  74  der  Bundesverfassung  stimmberechtigte 
Schweizer  kamt  zum  Gerchwornen  ernannt  werden.  Ausgenommen 
sind  jedoch  : 
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1)  die  Mitglieder  der  obersten  kantonalen  Gerichtsbehörden,  sämmt- 
liche  Gerichtspräsidenten,  Verhörrichter  und  Staatsanwälte,  sowie 
alle  eidgenössischen  und  kantonalen  Vollziehungsbcamten,  mit  Aus- 
nahme der  Gemeindeheamten  ; 

2)  die  Geistlichen  ; 

3)  die  Angestellten  in  den  Verhafts-  und  Strafanstalten; 

4)  die  Puüzeiangestellten. 

Art.  73.  Jeder,  der  zum  Geschwornen  ernannt  wird,  ist  verpflichtet, 
dem  an  ihn  gerichteten  llufp  Folge  tu  leisten.  Ausgenommen  sind  : 

1)  Alle,  welche  das  60.  Altersjahr  znrltckgelegt  haben; 

2)  Jeder,  der  auf  der  letzten  Geschworenliste  sich  befunden  hat; 

3)  Diejenigen,  welche  wegen  Krankheit  oder  in  Folge  irgend  eines 
Gchreehens  ausser  Stande  sind,  die  Flüchten  eines  GeBcbwornen 
zu  erfüllen. 

Art.  74.  Der  Entscheid  der  Frage,  ob  Jemand  fähig  oder  verpflichtet 
sei,  sich  auf  die  Gesell wornenlisten  setzen  zu  lassen,  steht  den  Kantons* 
regierungen  zu. 

Dieselben  Ubersenden  die  kantonalen  Geschwornenlisten  dem  Bundes- 
geriebte,  welches  daraus  die  liezirkslisten  (Ar.  71)  zusammensetzt  und 
veröffentlicht. 

Wenn  Geschworne  aus  irgend  einem  Grunde  diese  Eigenschaft  ver- 
lieren oder  mit  Tod  abgehen,  so  hat  die  Kantonsregierung  hievon  dem 
Bundesgerichte  Anzeige  zu  machen,  damit  sie  aus  der  Eiste  gestrichen 
werden. 

Art.  75.  Die  Erneuerung  der  Gerchwornenlisten  erfolgt  je  von 
sechs  zu  sechs  Jahren.  Der  Bundesrath  sorgt  dafUr,  dass  die  neuen 
Listen  rechtzeitigt  angefertigt  werden. 

Art.  76.  Vor  jedem  Zusammentritt  der  Bundesassisen  lässt  die 
Kriminalkammer  in  öffentlicher  Sitzung  die  Manien  der  Geschwornen 
des  Bezirkes,  in  welchem  die  Verhandlung  stattfinden  soll,  in  eine  Urne 
einwerfen  und  sodann  vierundfUnfzig  derselben  herausziehen,  verlesen 
und  protokolliren. 

Abschriften  der  so  gebildeten  engern  Eiste  werden  unverzüglich  dem 
vom  Buudesrathc  bezeichneten  Staatsan walte,  sowie  dem  Angeklagten 
oder  seinem  Vertlieidigcr  zugestellt. 

Art.  77.  ln  jedem  an  die  Assisen  gewiesenen  Falle  kann  der 
Bundesanwalt  zwanzig  Geschworne  verwerfen  und  ebensoviele  der  An- 
geklagte. 

Sind  in  einem  Falle  mehrere  Angeklagte,  so  können  sie  sich  Uber 
die  Ausfibung  des  Verwerfungsrechtes  vereinigen,  oder  es  kann  jeder 
von  ihnen  sein  liecht  für  sich  besonders  austiben. 

In  beiden  Füllen  dürfen  sie  aber  die  Zahl  der  Rekusationcn,  die 
einem  einzelnen  Angeklagten  erlaubt  sind,  nicht  Überschreiten.  Verstän- 
digen sich  die  Angeklagten  nicht  Uber  die  Ausübung  des  Verwerfnngs- 
rechtes,  so  bestimmt  unter  ihnen  das  Loos,  in  welcher  Ordnung  jeder 
seine  Rekusationen  vorznbringen  hat.  Die  Geschwornen,  welche  auf  diese 
Weise  von  einem  Angeklagten  rekusirt  wurden,  sind  es  dann  fUr  alle, 
bis  die  Anzahl  der  gestatteten  Rekusationen  erschöpft  ist. 
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Art.  78.  Innerhalb  14  Tagen,  vom  Empfange  der  im  Art.  76  er- 
wähnten Abschrift  an  gerechnet,  sind  die  Rekusationen  mündlich  oder 
schriftlich  dem  Präsidenten  der  Kriminalkammer  anzumelden.  Wer  dieses 
unterlässt,  wird  angesehen,  als  habe  er  auf  sein  Recht  verzichtet. 

Art.  79.  Sind  40  Geschworne  rekusirt  worden,  so  werden  die  übrig 
gebliebenen  vierzehn  zu  den  Assisen  einberufen. 

Haben  nicht  bo  viele  Rekusationen  stattgefunden,  so  bezeichnet  die 
Kriminalkammer  unter  den  nicht  verworfenen  Geschwornen  die  einzu- 
berufenden vierzehn  durch  das  Loos. 

In  heiden  Fällen  wird  ebenfalls  durch  das  Loos  ausgemittelt,  welche 
zwei  von  den  14  Geschwornen  als  Ersatzmänner  der  Jury  beizugeben 
seien. 

Art  80.  Dem  Präsidenten  der  Kriminalkammer  steht  es  frei,  zu 
einer  Assisensitzung,  bei  welcher  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Anklagen 
zu  heurtheilen  ist,  oder  aus  andern  gewichtigen  Gründen  alle  auf  der 
engern  Liste  befindlichen  54  Geschwornen  einzuberufen  und  das  lleku- 
sationsreeht  erst  beim  Beginn  der  Verhandlungen  ausüben  zu  lassen. 

Art.  81.  Die  Einladungen  zu  den  Assisen  sollen  den  Geschwornen 
wenigstens  sechs  Tage  vor  der  Sitzung  zugestellt  werden. 

Art.  82.  Die  Kriminalkammer  bezeichnet  jeweilen  den  Ort,  wo  die 
Assisen  gehalten  werden. 

In  der  Regel  soll  jedes  Verbrechen  oder  Vergehen  in  demjenigen 
Assisenbezirke  beurtheilt  werden,  in  welchem  es  verübt  worden  ist.  Im 
Interesse  einer  unbefangenen  Rechtspflege  oder  der  iSffentlicben  Sicherheit 
kann  jedoch  hievon  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

Art.  83.  Für  jede  Sitzung  der  Rundesassisen  soll  die  Kantons- 
regierung des  Ortes,  wo  sic  gehalten  wird,  ein  angemessenes  Lokal  zur 
Verfügung  stellen.  Haarauslagen  für  nothwendige  Einrichtungen  werden 
ans  der  Gerichtskasse  vergütet.  Dagegen  dürfen  keine  Miethzinse  be- 
rechnet werden. 

Art.  84.  Wachen,  Bedeckungen  und  Gefangenwärter  werden  auf 
Ansuchen  des  Assisenpräsidenten  oder  des  Untersuchungsrichters  durch 
die  Behörden  des  Kantons,  in  welchem  das  Verfahren  vor  sich  geht, 
einberufen.  Die  Kosten  trägt  die  Gerichtskasse. 

Art.  85.  Die  Verhafteten  werden  in  den  Kantonalgefängnissen  unter- 
gebracht. Ihre  Verpflegung  wird  nach  dem  gesetzlicbeu  Tarif  des  Kantons 
aus  der  Gerichtskasse  vergütet.  Mit  Bezug  auf  ihre  Uebcrwachung  und 
Behandlung  hat  jedoch  der  Gefangenwärtcr  die  Befehle  des  eidgenössischen 
Untersuchungsrichters,  beziehungsweise  des  Assisenpräsidenten  zu  befolgen. 

b.  Bundesgericht  als  Kassationsgericht  In  Bezug  aut  Urtheil«  kantonaler  Gerichte. 

Art.  86.  In  denjenigen  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entschei- 
denden Strafsachen,  welche  entweder  unmittelbar  durch  ein  Bundesgesetz 
oder  kraft  bundesgesetzlicher  Ermächtigung  tArt.  74  des  Bundesgesetzes 
über  das  Bundesstrafrecht  u.  s.  w.)  vom  Bundesratbe  den  kantonalen  Ge- 
richten zur  Beurtheiiung  zugewiesen  werden,  richtet  sich  das  Verfahren 
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nach  den  kantonalen  Strafprozessgesetzen,  soweit  nicht  die  nachfolgenden 
Artikel  (Art.  87  ff.)  oder  andere  hundesgesetzliche  Bestimmungen  ein- 
schlagende  Vorschriften  enthalten. 

Art.  87.  Diejenigen  kantonalen  Behörden,  welche  die  strafbaren 
Handlungen  von  Amteswegen,  Namens  des  Staates,  zu  verfolgen  haben, 
sollen  auch  in  den  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheidenden 
Strafsachen  die  Anklage  vor  den  kantonalen  Gerichten  betreiben,  und 
zwar  in  gleicher  Weise,  wie  in  den  nach  den  kantonalen  Strafgesetzen 
zu  entscheidenden  Straffiillen. 

Ist  es  im  einzelnen  Falle  zweifelhaft,  welche  Behörde  zur  Betreibung 
der  Anklage  zuständig  sei,  so  hat  die  kantonale  Regierung  die  zuständige 
Stelle  zu  bezeichnen. 

Der  Bundesrath  ist  jedoch  berechtigt,  die  Strafverfolgung  einem  von 
ihm  bezcichneten  Beamten  i Bundesanwalt)  zu  Übertragen,  welcher  bei  den 
kantonalen  Gerichten  die  Amtsverrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  gemäss 
den  kantonalen  Gesetzen  und  den  ihm  vom  Bundesrathe  ertheilten  An- 
weisungen wahmimmt. 

Art.  88,  Sofern  das  kantonale  Strafprozessgesetz  dem  Geschädigten 
die  Geltendmachung  seines  privatrechtlichen  Anspruchs  vor  dem  Straf- 
richter, durch  Anschluss  an  das  Strafverfahren,  gestattet,  ist  diese  auch 
in  den  in  Art.  86  bezeichneten  Strafsachen  zulässig.  Der  Civilanspruch 
ist  jedoch  immer  auf  den  Civilwcg  zu  verweisen,  wenn  der  Angeklagte 
freigesprochen  wird. 

Art.  89.  Diejenigen  Urtheile,  gegen  welche  nach  dem  kantonalen  Straf- 
prozessgesetz das  Rechtsmittel  der  Berufung  (Appellation)  nicht  zulässig 
oder  von  den  Prozessbetheiligten  nicht  ergriffen  worden  ist,  sind  durch 
Vermittelung  der  Kantonsregierungen  dem  Bundesrathe  in  vollständiger 
schriftlicher  Ausfertigung  zuzustellen. 

Ausgenommen  sind  die  in  solchen  Strafsachen  erlassenen  Urtheile, 
in  welchen  die  Strafverfolgung  vom  Antrag  des  Verletzten  abhängig  ist. 

Art.  90.  Die  letztinstanzlichen  Urtheile  sind  in  allen  Fällen  den 
Parteien  von  Amtes  wegen  schriftlich  mitzutheilen,  sofern  die  Parteien 
nicht  ausdrücklich  auf  die  schriftliche  Zustellung  verzichten. 

Art.  91.  Gegen  die  in  solchen  Strafsachen  (Art.  86)  von  den  kan- 
tonalen Gerichte  erlassenen  Endurthcile  kann  nach  Massgabc  der  nach- 
folgenden Bestimmungen  beim  Buudesgerichte  Kassationsbeschwerde  er- 
hoben werden. 

Art.  92.  Das  Rechtsmittel  steht  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  Strafverfolgung  vom  Antrag  des  Verletzten  abhängig  ist,  nur  deu 
durch  die  Entscheidung  betroffenen  Prozessbetheiligten , in  allen  andern 
Fällen  dagegen  auch  dem  Bundesrathe  zu. 

Dasselbe  kann,  wenn  der  Geschädigte  schon  vor  dem  kantonalen 
Strafrichter  seinen  Schadensersatzanspruch  adhäsionsweise  geltend  gemacht 
hat  und  ttber  denselben  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheiden 
ist,  auch  mit  Bezug  auf  den  Civilpunkt,  sei  es  allein  oder  in  Verbindung 
mit  dem  Strafpunkt,  ergriffen  werden. 
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Das  Rechtsmittel  der  Berufung  nach  Art.  35  ff.  ist  in  diesem  Falle 
nicht  zuläfitig. 

Art.  93.  Die  Kasaationsbesch  werde  ist  zulässig  gegen  diejenigen 
Frtheile,  gegen  welche  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  das  Rechts- 
mittel der  Berufung  (Appellation)  nicht  statttindet. 

Jedoch  kann  vom  Bumlmrath  das  Rechtsmittel  auch  gegen  ein 
rrstiiwlnnzlirhes  Urthcil  ergriffen  werden,  sofern  dasselbe  nicht  von 
einem  Prozessbetheiligtcn  auf  dem  Wege  der  Appellation  an  die  höhere 
kantonale  Instanz  weiter  gezogen  worden  ist. 

Art.  94.  Die  Kassationsbesehwerde  kann  nnr  darauf  gestutzt  werden, 
dass  das  L'rtheil  auf  der  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift 
beruhe. 

Art.  95.  Für  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  besteht  eine  pereui- 
torisehe  Frist  von  acht  Tagen,  von  der  schriftlichen  Mittheilung  des  Ur- 
theils  an  gerechnet. 

Hat  jedoch  eine  Partei  ausdrücklich  anf  die  schriftliche  Zustellung 
des  Urtheils  verzichtet,  so  beginnt  die  Frist  fUr  dieselbe  mit  der  münd- 
lichen VerkUndung  des  Urtheils. 

Die  Einlegung  des  Rechtsmittels  hemmt  die  Vollziehung  des  ange- 
fochtenen Urtheils  nur,  wenn  das  Bundesgericht  dies  verfügt. 

Art.  96.  Die  Einlegung  des  Rechtsmittels  erfolgt  bei  der  kantonalen 
Gerichtsstelle,  welche  das  Urtheil  erlassen  hat,  durch  Einreichung  einer 
schriftlichen  Erklärung,  dass  Uber  das  Urtheil  beim  Bundesgeriehte  Be- 
schwerde gcftlhrt  werde. 

Art.  97.  Spätestens  innerhalb  acht  Tagen  nach  Einlegung  des  Rechts- 
mittels hat  die  kantonale  Gerichtsstelle  eine  Abschrift  des  angefochtenen 
Urtheils  nebst  den  Akten  dem  Bundesgerichte  einznsenden. 

Dies  soll  auch  dann  geschehen,  wenn  das  Rechtsmittel  verspätet 
eingelegt  wurde. 

Art.  98.  Innerhalb  drei  Wochen,  vom  Beginn  der  in  Art.  1*5  fest- 
gesetzten Frist  an  gerechnet,  hat  der  Beschwerdeführer  dem  liundcs- 
gerichti • seine  Anträge  schriftlich  einzureichen  und  zu  begründen. 

Bei  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  ist  die  Einlegung  des  Rechts- 
mittels wirkungslos. 

Die  Beschwerdeschrift  ist  in  doppelter  Ausfertigung  einzureichen. 

Art.  99.  Das  Bundesgericht  hat  von  Amtes  wegen  zu  prlifeu,  ob 
das  Rechtsmittel  au  sich  statthaft  und  ob  es  in  der  gesetzlichen  Form 
und  Frist  eingelegt  sei. 

Mangelt  es  an  einem  dieser  Erfordernisse,  so  ist  das  Rechtsmittel 
als  unzulässig  zu  verwerfen. 

Art.  100.  Stellt  sich  die  Beschwerde  nicht  sofort  als  unzulässig  dar, 
so  theilt  das  Bundesgericht  die  Beschwerdeschrift  (Art.  98)  der  Gegen- 
partei mit.  Der  letztem  steht  das  Rocht  zu,  innerhalb  zwanzig  Tagen, 
von  der  Mittheilung  an  gerechnet,  eine  schriftliche  Antwort  auf  dieselbe 
einzureichen. 
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Der  Antwortschrift  soll  ein  Doppel  beigelegt  werden. 

Reicht  die  (Gegenpartei  innert  der  bezeichneten  Frist  eiue  Antwort 
nicht  ein,  so  ist  sie  mit  einer  Gegenerklärung  ausgeschlossen.  Ein  weiterer 
Rechtsnachtheil  tritt  fUr  dieselbe  nicht  ein. 

Sind  mehrere  Gegenparteien  vorhanden,  so  ist  die  Beschwerdeschrift 
jeder  derselben  zur  Beantwortung  mitzutheilen. 

Ein  doppelter  8chriftenwechsel  oder  eine  inllndliebe  Schlussvcr- 
handlung  sind  nur  ausnahmsweise,  wenn  besondere  Grtindc  dafllr  vor- 
liegen, zu  gestatten. 

Art  101.  Wird  von  einer  Partei  gegen  das  kantonale  Urtheil  be- 
züglich solcher  Mängel  desselben  oder  des  vorhergegangenen  Verfahrens, 
welche  mittelst  der  Beschwerde  an's  Bundesgericht  nicht  gerligt  werden 
können,  das  Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde  (Kassation)  oder 
das  Rechtsmittel  der  Wiederherstellung  (Revision)  nach  Massgabe  der 
kantonalen  Gesetzgebung  bei  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  ergriffen, 
so  ist  der  Entscheid  des  Bundesgerichtes  bis  zur  Erledigung  jenes  Rechts- 
mittels ausznsetzen. 

Art.  102.  Der  Prüfung  des  Bundesgerichtes  unterliegen  nur  die  in 
der  Beschwerdeschrift  gestellten  Anträge. 

Innerhalb  derselben  sind  die  eiuschlagenden  Fragen  vom  Buudes- 
gerichte  von  Amtes  wegen  zu  prüfen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Angriffe 
und  die  Begründung  des  Beschwerdeführers. 

Art.  103.  Findet  das  Bundesgericht  die  Beschwerde  begründet,  so 
hebt  es  das  angefoehtene  Urtheil  auf  und  weist  die  Sache  zu  neuer 
Entscheidung  an  das  kantonale  Gericht,  dessen  Urtheil  aufgehoben  worden 
ist,  oder  an  ein  demselben  Kanton  ungehöriges  Gericht  gleicher  Ordnung 
zurück. 

Das  Gericht,  an  welches  die  Sache  verwiesen  wird,  hat  die  rechtliche 
Beurtheilung,  welche  der  Aufhebung  zu  Grunde  liegt,  auch  seiner  Ent- 
scheidung zu  Grunde  zu  legen. 

Art.  104.  Das  Bundesgericht  ist  auch  dann  zur  Aufhebung  deB 
Urtheils  und  zur  Rückweisung  der  Sache  (Art.  103,  Abs.  1)  berechtigt, 
wenn  das  angefoehtene  Urtheil  an  solchen  Mängeln  leidet,  welche  dem 
Gericht  die  ihm  obliegende  Prüfung  der  richtigen  Gesetzesanwendung 
(Art.  94)  verunmöglichen. 

Art.  105.  Bezieht  sich  die  Beschwerde  blos  auf  den  Civil punkt 
und  ist  die  Hache  zur  Endentscheidung  reif  und  nach  eidgenössischen 
Gesetzen  zu  beurtheilen,  so  erlässt  das  Buudesgericht  das  Endurtheil. 
Dabei  ist  das  Bundesgericht  an  die  dem  angefochtenen  Urtheile  zu  Grunde 
liegenden  thatsächlichen  Feststellungen  gebunden  und  zur  Vornahme  neuer 
thatsächlicher  Feststellungen  uur  insoweit  befugt,  als  darin  keine  Aende- 
rung  der  erstem  liegt. 

Findet  dagegen  das  Bundesgericht  die  vorhandenen  Akten  zur  Be- 
urtheilung des  Civilpunktes  nicht  ausreichend,  so  kann  es  die  Sache  zur 
Vornahme  der  Aktenvervollständigung  und  zu  neuer  Entscheidung  an  das 
kantonale  Gericht,  dessen  Urtheil  aufgehoben  worden  ist,  zurtlckweisen, 
oder  deu  Civilpunkt  auf  den  Civilweg  verweisen. 
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Die  im  zweiten  Absatz  des  Artikels  103  aufgestellte  Bestimmung 
gilt  auch  ftir  diesen  Fall. 

Art.  106.  Die  Bestimmungen  der  Art.  fiO  und  05  dieses  Gesetzes 
finden  auch  auf  die  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen 
(Art.  103  f.)  erlassenen  Urtheile  Anwendung. 

Art.  107.  In  allen  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheidenden 
Strafsachen  haben  die  Behörden  eines  Kantons  denjenigen  der  andern 
Kantone  sowohl  für  die  Untersuchung  als  bezüglich  der  Urtheilsvoll- 
streckung  die  gleiche  Rechtshlilfe  zu  leisten,  wie  den  Behörden  des 
eigenen  Kantons. 

Art.  108.  Für  die  Umwandlung  der  Geldbussen  in  Gefängniss, 
sowie  bezüglich  der  Begnadigung  und  Rehabilitation  (Wiedereinsetzung 
in  die  bürgerlichen  Rechte)  ist,  soweit  nicht  bundesgesetzliche  Vorschriften 
einschlagende  Bestimmungen  enthalten,  die  Gesetzgebung  desjenigen  Kan- 
tons massgebend,  in  welchem  das  Urtheil  ausgcfüllt  worden  ist. 

Art.  109.  Für  die  Uebertretungen  der  fiscalischen  Gesetze  des 
Bundes  bleiben  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849 
(I,  87)  auch  fernerhin  massgebend. 

Art.  110.  Gegen  die  von  den  kantonalen  Verwaltungsbehörden 
wegen  Uebertretung  eidgenössischer  Polizeigesetze  erlassenen  Strafbe- 
scheide findet,  sofern  dieselben  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  von 
den  Betheiligten  nicht  an  die  Gerichte  gezogen  werden  können,  nach 
Massgabe  des  Art.  115  Beschwerde  an  den  Bundesrath  beziehungsweise 
die  Bundesversammlung  statt. 


II.,  eventueller  Entwurf. 

b.  Bundesgericht. 

Art-  85  a.  In  denjenigen  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  ent- 
scheidenden Strafsachen,  bezüglich  welcher  dem  Bundesrathe  die  Wahl 
zusteht,  dieselben  an  das  Bundesgericht  oder  an  die  kantonalen  Gerichte 
zur  Untersuchung  und  Bcurtheilnng  zu  überweisen  (Art.  74  des  Bundes- 
gesetzes Uber  das  Bundesstrafrecht;  Art.  49  des  Bundesgesetzes  Uber  die 
Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten;  Art.  4 des  Bundesgesetzes  Uber 
Werbung  und  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste),  nrtheilt  das  Bundesgericht 
auf  Grundlage  der  Akten  der  Voruntersuchung,  ohne  Beiziehung  von 
Geschwornen. 

Art.  85  b.  Die  in  den  fünf  ersten  Titeln  und  in  Artikel  13<)  des 
Bundesgesetzes  Uber  die  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  Augstmonat  1851 
enthaltenen  Bestimmungen  finden  auch  in  diesen  Straffällen  Anwendung. 

Jedoch  sind  die  Einvernahmen  der  Zeugen  und  Experten  in  der  Vor- 
untersuchung immer  vollständig  niederzuschreiben  und  Überhaupt  die 
Akten  so  vollständig  als  möglich  zu  erheben. 

An  die  Stelle  der  Bestimmungen  des  fünften  Titels  des  erwähnten 
Bundesgesetzes  treten  dagegen  die  nachfolgenden  Artikel,  soweit  dieselben 
nicht  auf  jene  Bestimmungen  verweisen. 


Zeltaclir.  f.  Schweiler  Strafrecht.  1.  Juhrg. 
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Art.  85  c.  Beschliesst  die  Anklagekummer  die  Versetzung  in  An- 
klageznstand  nnd  die  Verweisung  vor  das  Bundesgericht,  so  tibersendet 
der  ßundesanwalt  binnen  der  Frist  von  höchstens  drei  Tagen,  nach  Rück- 
empfang der  L'ntersuchuugsakten,  diese  mit  allen  Beilagen,  dem  Ueber- 
weisungshesehlusse  und  der  Anklageakte  dem  Präsidenten  des  Bundes- 
gerichtes.  Er  theilt  auch  dem  Angeklagten  die  Anklageakte  und  den 
Vebcrweigungsbe8chluss  mit. 

Art.  85  d.  Will  der  Bundesanwalt  die  Vorladung  von  Zeugen  oder 
Experten  zur  Hauptverhandlung  verlangen,  so  hat  er  ein  solches  Begehren 
gleichzeitig  mit  Einreichung  der  Anklageschrift  zu  stellen. 

Die  nochmalige  Abhörung  von  Zeugen  und  Experten,  welche  bereits 
in  der  Voruntersuchung  cinvcmommen  worden  sind,  ist  indess  möglichst 
zu  vermeiden. 

Art.  85  e.  Sobald  der  Präsident  des  Bundesgerichtes  die  Mittheilung 
des  Beschlusses  von  der  Versetzung  in  den  Anklagezustand  mit  den  im 
Art.  85  c angeführten  Akten  erhalten  hat,  so  setzt  er  den  Tag  der 
Hauptverhandlung  an  und  erlässt  die  nöthigen  Vorladungen  an  die  Parteien, 
den  Geschädigten  und  allfällige  Zeugen  und  Experten.  Der  nicht  ver- 
haftete Angeklagte  ist  unter  der  Androhung  vorzuladen,  dass  bei  Aus- 
bleiben ohne  gelingende  Entschuldigung  das  Verfahren  dennoch  durch- 
geführt  würde.  Kann  die  Ladung  dem  Angeklagten  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  zugestellt  werden,  so  ist  durch  die  öffentlichen  Blätter  eine 
Edictalcitation  an  denselben  zu  erlassen. 

Der  Präsident  lässt  ferner  die  l'ntersnchungsakten  und  die  übrigen 
Beweismittel  auf  der  Gcriehtskanzlei  niederlegen,  wo  die  betheiligten 
Personen  dieselben  eiusehen  können. 

Auf  Verlangen  des  Angeklagten  bestimmt  er  demselben  einen  Ver- 
theidiger. 

Art.  85  f.  Wenn  der  Angeklagte  oder  der  Geschädigte  die  Vor- 
ladung von  Zeugen  oder  Experten  verlangeu  wollen,  so  haben  sie  ein 
solches  Begehren  unverzüglich  und  so  rechtzeitig  zu  stellen,  dass  die 
Vorladung  auf  den  Tag  der  Hauptverhandlung  noch  möglich  ist,  widrigen- 
falls die  säumige  Partei  Ordnungsbusse  und  die  durch  die  Säumniss 
verursachten  Kosten  treffen. 

Der  Geschädigte  kann  solche  Begehren  nur  mit  Bezug  auf  den 
Civilpunkt  stellen  und  hat  die  Kosten  sofort  zu  vertrösten. 

Art.  85  g.  Am  Tage  der  Uauptverhandlung  werden  vorerst  die 
allfällig  vorgcladenen  Zeugen  und  Sachverständigen  einvernommen. 

Die  Artikel  67  bis  83  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Bundes- 
strafrechtspflege, über  die  Abhörung  der  Zeugen,  kommen  in  dem  Sinne 
zur  Anwendung,  dass  die  Befugnisse  der  Kriminalkammer  (Art.  80  und 
82)  durch  das  urtheilendo  (jericht  ausgeüht  werden. 

Art.  85  h.  An  den  Angeklagten  können  sowohl  vom  Gerichts- 
präsidenten als  vom  Bundesanwalt  Fragen  gestellt  werden. 

Ein  eigentliches  Verhör  mit  demselben  findet  nicht  statt. 
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Art.  85  i.  Nach  der  Einvernahme  der  vorgeladenen  Zengen  und 
Experten  stellt  und  begründet  der  Bundesanwalt  seine  Anträge  betreffend 
die  Frage  der  Schuld  und  die  Strafe. 

Mit  Bezug  auf  den  Schadensersatz  steht  dem  Geschädigten  das 
Wort  zu. 

Hierauf  folgt  die  Vertheidigung. 

ln  allen  Fällen  ist  auch  dem  Angeschuldigten  selbst  das  Wort  zu 
gestatten. 

lteptik  und  Duplik  sind  nur  ausnahmsweise  zuzulassen. 

Art.  85  k.  Das  Gericht  hat  nur  Uber  diejenige  Tliat  zu  entscheiden, 
wegen  welcher  Anklage  erhoben  worden  Ut.  Dagegen  ist  dasselbe  weder 
mit  Bezug  auf  die  rechtliche  Qualification  dieser  Tliat  noch  mit  Bezug 
auf  die  Strafe  an  di«!  Anträge  des  Anklägers  gebunden. 

Im  Uebrigen  finden  mit  Bezug  auf  das  Vrthe.il  und  die  Protokoll- 
führnng  die  Bestimmungen  der  Artikel  110  bis  122  und  124  bis  128 
des  Bundesgesetzes  Uber  die  Bundesstrafrechtspflege  analoge  Anwendung. 

Ist  der  öffentlich  vorgeladene  Angeklagte  nicht  erschienen,  so  ver- 
fährt das  Gericht  nach  Art.  133  und  134  des  genannten  Gesetzes. 

Art.  85  I.  Die  Bestimmungen  «les  Buinlesgesetzes  betreffend  die 
Bundesstrafrechtspflege  Uber  die  Kassation  (Art.  135  bis  158),  die 
Revision  (Art.  159  bis  168),  die  Begnadigung  (Art.  169  bis  174),  die 
Rehabilitation  (Art.  175  bis  182),  die  Prozesskosten  und  Ordnungs- 
strafen (Art.  183,  186,  187  und  188),  und  die  Vollziehung  (Art.  193 
bis  205)  finden  nach  Massgabe  des  nachfolgenden  Artikels  «maloge  An- 
wendung. 

Art.  85  m.  Die  Kassationsbeschwerde  gegen  das  bundesgerichtliche. 
Urtheil  tiudet  nnr  statt: 

a.  wegen  Inkompetenz  des  Gerichts; 

_ b.  wegen  wesentlicher  Beeinträchtigung  der  Hechte  der  Vertheidigung  ; 

c.  wegen  Verletzung  wesentlicher  Prozessformen,  wenn  sich  mit  Wahr- 
scheinlichkeit ergibt,  dass  sie  in  Beziehung  auf  Schuld  oder  Strafe 
auf  das  Urtheil  einen  fUr  den  Kassationskläger  nachtheiligen  Ein- 
fluss gehabt  habe; 

d.  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Besetzung  des  Gerichtes. 

Ueber  die  Kassation s-,  Révisions-  und  Rehabilitationsgesuche  ur- 

theilt  das  Bundesgericht. 

Bei  Behandlung  von  Kassationsgesuchen  haben  diejenigen  Mitglieder 
des  Bundesgerichtes,  welche  bei  dem  angefochtenen  Urtheile  mitgewirkt 
haben,  in  Ausstand  zu  treten. 

Im  Falte  «1er  Aufhebung  des  Urtheils  wird  die  Sache  au  diejenige 
Abtheilung  zurtlckgewiesen,  welche  bereits  geurtheilt  hat. 
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Motive  zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Organisation  der  Bundesreehtspflege. 

Im  Aufträge  des  eidg.  J ustizdepartementes  aasgoarbeitet  von  Bundesrichter 
Dr.  IL  Hafner  in  Lausanne. 

Einleitung. 

Das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundesreehtspflege 
vom  27.  Juni  1874,  dessen  Revision  in  Frage  steht,  ersetzte  be- 
kanntlich das  Organisationsgesetz  vom  5.  Juni  1849.  Die  Bundes- 
verfassung vom  29.  Mai  1874  hatte  das  Bundesgericht  zu  einer 
ständigen  Behörde  erhoben  und  demselben  neue  wichtige  Aufgaben 
gestellt,  welche  eine  genaue  Feststellung  durch  ein  Bundesgesetz 
und  eine  veränderte  Organisation  des  Bundesgerichtes  erforderten. 
Insbesondere  handelte  es  sich  darum,  die  Befugnisse  des  Bundes- 
gerichtes als  Oherimtanz  in  Civilsachen  und  als  Staatsgerichtshof 
festzustellen  und  das  bezügliche  Verfahren  zu  regeln. 

Seit  dem  Zeitpunkte  seines  Inkrafttretens  hat  sich  herausgestellt, 
dass  das  Gesetz  einer  Aeuderung,  beziehungsweise  Vervollständigung 
bedarf.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Stellung  des  Buudesgerichtes 
als  Oberinstanz  in  Civilsachen  normiren,  haben  sich  als  ungenügend 
erwiesen,  und  ferner  wird  ein  Rechtsmittel  vermisst,  welches  die 
Anrufung  des  Buudesgerichtes  in  Strafsachen,  welche  nach  eidge- 
nössischen Gesetzen  zu  entschulden  sind,  gestattete. 

Das  Bundesgericht  hat  sich  theils  aus  eigenem  Antriebe,  theils 
auf  Anregung  des  Bundesrathes  wiederholt  in  seinen  Jahresberichten, 
insbesondere  in  denjenigen  pro  1883  und  1884  '),  über  die  Mängel 
des  Gesetzes  und  dessen  Revisionsbedürftigkeit  ausgesprochen.  So 
sagt  dasselbe  im  Berichte  pro  18SS  u.  A.,  die  Erfahrung  habe 
gezeigt,  dass  die  Art.  29  und  30  des  Organisationsgesetzes  nicht 
genügen,  um  den  Zweck,  welchen  die  Bundesverfassung  (Art.  114) 
im  Auge  habe,  nämlich  die  Sicherung  der  einheitlichen  Anwendung 
des  eidgenössischen  lYivutrechtes  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft, zu  erreichen. 

Auch  der  Bundesrath  resp.  das  eidgenössische  Justizdepartement 
hat  sich  in  seinen  Geschäftsberichten  über  die  Richtungen,  in  welchen 

')  Buudesbl.  188t,  Bd.  II,  S.  815  ff.,  und  Bundcsbl.  1885,  Bd.  II,  S.  157  ff. 
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die  Revision  vorzunehmen  sei,  ausgesprochen.  So  wird  in  dem 
Berichte  pro  1885  (S.  503  Ziff.  6)  gesagt:  „Es  steht  für  die  Re- 
vision ein  weites  Feld  offen,  indem  mehrere  wichtige  neue  Fragen 
zu  Tage  getreten  sind.  Es  handelt  sieh  auch  darum,  ein  zweck- 
mässiges gerichtliches  Verfahren  betreffend  die  Uebertretung  der 
zahlreichen  Bundesgesetze,  welche  in  den  letzten  Jahren  entstanden 
sind,  einzuführen.  Das  Gesetz  von  1849  betreffend  das  Verfahren 
bei  Uebcrtretungen  polizeilicher  und  fiskalischer  Bundosgcsetze  wurde 
nach  kurzer  Zeit  mit  allgemeiner  Zustimmung  nur  noch  auf  die 
letztem  angewendet.  Hinsichtlich  des  Gerichtsverfahrens  bei  Ueber- 
tretung  der  polizeilichen  Bundesgesetze  dagegen  zeigen  sieh  Lücken.“1) 
Und  in  dem  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1886  (S.  557  Zilf.  4) 
nussert  sich  der  Bundesrath:  „Wir  haben  das  Bedürfnis»  erkannt, 
dass  die  ïstraffalle  des  Banknotengesetzes  und  andere  in  der  Bundes- 
gesetzgebung  vorgesehene  Straffälle  durch  da»  Bundesgericht  ohne 
Zuziehung  von  Geschworenen  erledigt  werden  sollen.  Boi  der 
Revision  des  Organisationsgosetzes  wird  auch  dieser  Punkt  seine 
Beachtung  finden.“ 

Demgemäss  geht  der  Auftrag  des  hohen  eidgenössischen  Justiz- 
departements dahin,  „dass  die  Revision  in  amfassender  Weise  vor- 
genommen  und  namentlich  die  Rechtsmittel  der  Anrufung  des 
Bundesgerichtes  in  Civil-  und  Strafsachen , welche  nach  eidgenössi- 
schen Gesetzen  zu  entscheiden  sind,  beschlagen  solle“.  Zum  Zwecke 
der  gehörigen  Erfüllung  dieser  Aufgabe  wurde  gegen  Ende  des 
Jahres  1880  ein  ziemlich  reichhaltiges  Fragenschema  betreffend  die 
kantonale  Civil-  und  Strafrechtspflege  an  die  ( Hiergerichte  sämmt- 
licher  Kantone  versandt.  Mit  Ausnahme  der  Kantone  Appenzell 
Inner-Rhoden,  Schwyz  und  Wallis  sind  von  sämmtlichen  Ober- 
gerichten theils  noch  im  Jahre  1886,  theils  je  in  der  ersten  Hälfte 
der  Jahre  1887  und  1888  Antworten  eingegangen,  welche  sich  als 
sehr  werthvoll  erwiesen  haben  und  bestens  verdankt  zu  werden  ver- 
dienen. 

Endlich  ist  auch  bezüglich  des  dritten  Gebiets  der  bundes- 
gerichtlichen  Rechtsprechung,  der  staatsrechtlichen  Streitigkeiten, 
wiederholt  der  Wunsch  nach  einer  Revision  des  Organisationsgesetzes 
behufs  Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  ausge- 
sprochen worden. 


■)  Siebe  hierüber  aueh  den  Geschäftsbericht  des  Bnndcsijcrichts  pro  1883, 
Bundesblatt  1884  Bd.  II  S.  8 18  lit.  0. 
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Es  leuchtet  ohne  Weiteres  ein,  dass  eine  Revision  des  bezeieh- 
neten  Gesetzes  in  dem  Sinne  der  Erweiterung  der  Kompetenzen  des 
Bundesgerichtes  sowohl  bezüglich  der  Civil-  und  Strafrechtspflege, 
als  mit  Bezug  auf  die  staatsrechtlichen  Streitigkeiten,  auch  eine 
Aenderung  der  allgemeinen  Bestimm  ung en  des  Organisationsgesetzes 
zur  Folge  haben  muss.  Denn  ohne  eine  Vermehrung  der  Mitglieder 
des  Bundesgerichtes  und  ohne  Trennung  desselben  in  Abtheilungen 
ist  eine  solche  Ausdehnung  der  bundosgerichtliehen  Zuständigkeit 
auf  allen  seiner  Jurisdiktion  unterworfenen  Gebieten  offeubar  nicht 
möglich. 

Der  Entwurf  hat  daher  die  Revision  auch  auf  den  ersten  Theil 
des  Gesetzes  erstreckt. 

An  der  durchaus  logischen  äussern  Eintheilung  des  bestehenden 
Gesetzes  : 

I.  Allgemeine  Bestimmungen, 

II.  Civilrechtspflego, 

1 1 i . Strafrechtspflege, 

IV.  Staatsrechtliche  Entscheidungen, 
wurde  nichts  geändert.  Dagegen  fügt  der  Entwurf  den  bisherigen 
vier  Theileu  noch  einen  V.  Theil,  betitelt  „ Besoldungen  und  Ge- 
bültrcHu,  zu.  Die  Revision  des  Organisationsgesetzes,  wie  der  Ent- 
wurf dieselbe  durchführen  will,  hat  nämlich  auch  eine  Aenderung 
der  beiden  Bundesgesetze  betreffend  die  Besoldung  der  Beamten  dir 
ßu udesgerich tskamlei  vom  28.  März  1879,  und  betreffend  die  Kosten 
dir  Jiandesrechtspflege  vom  25.  Brachmonat  1880  zur  Folge,  und 
da  musste  es  um  so  mehr  als  richtig  und  angemessen  erscheinen, 
auch  diese  Materien  in  das  Organisationsgesetz  einzubeziehen  und 
in  demselben  erschöpfend  zu  regeln. 

Uebergeheud  zu  den  einzelnen  Abtheilungen  des  Entwurfes 
haben  wir  zu  denselben,  soweit  es  die  Strafrechtspflege  betrifft, 
folgende  Bemerkungen  und  Erläuterungen  zu  geben  : 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Art.  8 und  9 regeln  die  Bestellung  der  Untersuchungsrichter 
und  des  Bundesamcalts.  Diese  Bestimmungen  befanden  sich  bisher 
in  der  dritten  Abtheilung,  Strafrechtspflege.  Es  erschien  aber 
passender,  auch  diese  Organe  der  Bundesrechtspflege  im  allgemeinen 
Tlieile  zu  behandeln,  zumal  auch  andere  Bestimmungen  dieses  Theils 
(nämlich  diejenigen  über  die  Ausschlussverhältnisse  wegen  Yer- 
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wandtschaft,  ferner  diejenigen  über  die  Beeidigung  und  dit;  Unfähig- 
keit  zur  Ausübung  des  Amtes)  auf  dieselben  sieh  beziehen. 

Wenn  auch  der  Entwurf  für  Strafsachen,  welche  nach  eidge- 
nössischen Gesetzen  zu  entscheiden  siud,  ein  neues  Rechtsmittel 
eiuführt,  welches  sowohl  dem  Buudesrathe  als  den  Prozesshothei- 
ligton die  Anrufung  des  Buudcsgerichtes  gegen  kantonale  L’rtheile 
gestattet,  und  dem  Bundesnahe  ferner  das  Recht  eiuräumt,  schon 
vor  den  kantonalen  Gerichten  die  Betreibung  der  Anklage  einem 
von  ihm  bestellten  Bundesauwalte  zu  übertragen  (Art.  37  Abs.  3 
d.  Entw.),  so  kann  doch  gegenwärtig  noch  nicht  gesagt  werden,  dass 
diese  Neuerung  die  Ernennung  eines  ständigen  Bandiva n walten 
erfordere.  Es  lässt  sich  zur  Zeit  noch  gar  nicht  absehen,  ob  der 
Bundesruth  so  häutig  in  den  Fall  kommen  wird,  entweder  selbst 
von  jenen  Rechten  Gebrauch  zu  machen  oder  Beschwerden  von  An- 
geklagten zu  beantworten,  dass  diese  Geschäfte  für  sich  allein  oder 
in  Verbindung  mit  andern  Geschäften,  welche  einem  solchen  Beamten 
allfallig  übertragen  werden  könnten,  die  Bestellung  eines  ständigen 
Bundesanwaltes  rechtfertigten.  Selbstverständlich  steht  es  dein 
Bundesrathe  frei,  im  einzelnen  Falle  den  Bundesanwalt  innerhalb 
oder  ausserhalb  des  Kreises  der  eidgenössischen  Beamten  zu  be- 
zeichnen. 

Die  Art.  13 — 17  enthalten  die  wesentlichsten  Neuerungen , die 
Trennung  des  Bundesgeriehtes  in  zwei  Abtheilungen,  welche  die 
ihnen  zugewiesenen  Geschäfte  selbständig  zu  erledigen  haben,  sowie 
die  Vertheilung  der  Geschäfte  unter  dieselben.  Wie  früher  bemerkt, 
steht  diese  Neuerung  im  Zusammenhänge  mit  der  im  Entwürfe  vor- 
geschlagouen  Erweiterung  der  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes  in 
Civil-,  Htraf-  und  staatsrechtlichen  Hachen,  welche  den  Umfang  der 
bundesgerichtlichen  Geschäfte  derart  vermehren  wird,  dass  dieselbe  n 
ohne  die  Trennung  nicht  bewältigt  werden  könnten.  Der  Entwurf 
schlägt  die  Bildung  von  zwei  Abtheilungen  vor,  vertheilt  jedoch 
nicht  alle  Geschäfte  unter  dieselben,  sondern  überträgt,  um  den 
Kontakt  unter  den  Mitgliedern  der  beiden  Abtheilungen  möglichst 
wach  zu  erhalten  und  den  Mitgliedern  der  zweiten  Abtheilung  die. 
Civilstreitigkeiten  nicht  gänzlich  zu  entfremden,  gewisse  Geschäfte 
dem  Bundeggerichte  als  Ganzes.  Den  Abtheilungen  werden  über- 
wiesen die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Berufungen  und 
Kassationsbeschwerden  gegen  kantonale  Urtlieile  in  Civil-  und  Straf- 
sachen und  die  staatsrechtlichen  Streitigkeiten.  Dem  Bundesgerichte 
als  Ganzes  verbleiben  alle  nicht  ausdrücklich  den  Abtheilungen 
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zugewiesenen  Geschäfte,  insbesondere  also  die  Geschäfte  der  frei- 
willigen  Gerichtsbarkeit , die  in  erster  und  letzter  Instanz  zu  beur- 
t heilen  den  Cirilstreitigkeiten,  sowie  die  Rekurse  gegen  die  Entscheide 
der  eidgenössischen  Schatzungskommissionen  und  des  Massaverwalters 
bei  Zwangsliquidationen  von  Eisenbahnen  u.  s.  w.  ; die  Streitigkeiten 
aus  dem  Rundesgesetze  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen, 
und  die  Kassationsgesuche  gegen  Urtheile  ausserordentlicher  Kriegs- 
gerichte. (Siehe  unten  die  Motive  zu  Abth.  III,  Strafrechtspflege.) 

Selbstverständlich  trifft  das  Bundesgericht  als  Ganzes  auch  alle 
dem  Gerichte  zustehenden  Wall  len  und  besorgt  die  inneren  Ange- 
legenheiten desselben. 

Dass  die  Yertheilung  der  Geschäfte  unter  die  beiden  Abthei- 
lungen nach  Materien  geschieht,  bedarf  wohl  keiner  weitern  Recht- 
fertigung. Es  geschieht  dies  bekanntlich  überall,  wo  die  Trennung 
eines  Gerichtes  in  mehrere  Abtheilungen,  wegen  des  Umfangs  der 
ihm  zugewiesenen  Geschäfte,  nicht  zu  vermeiden  ist;  so  jetzt  noch 
in  Bern,  und  in  auswärtigen  Staaten,  früher  bekanntlich  auch  in 
Zürich.  Die  Errichtung  eines  einzigen  obersten  Gerichtshofes  hat 
überall,  und  eo  auch  bei  uns,  bekanntlich  wesentlich  zum  Zwecke, 
die  Einheit  der  Rechtsprechung  zu  sichern.  Daraus  ergibt  sich  aber 
für  ein  Gericht,  welches,  wie  das  schweizerische  Buudesgericht, 
ganz  verschiedene  Rechtssachen  (Civil-,  Strafrechts-  und  staatsrecht- 
liche Streitigkeiten)  zu  erledigen  hat,  der  Yertheilungsmodus  von 
selbst;  es  sind  die  Geschäfte  derselben  Art  möglichst  je  einer  Ab- 
theilung zuzuweisen.  Bekanntlich  besteht  da,  wo  die  Geschäfte 
derselben  Art  unter  mehrere  Abtheilungen  oder  Senate  vertheilt 
werden  (resp.  vertheilt  werden  müssen),  ein  gesetzliches  Mittel  zur 
Yerhütung  widersprechender  Entscheidungen  in  der  Vorschrift,  dass, 
falls  eine  Abtheilung  in  einer  Rechtsfrage  von  einer  frühem  Ent- 
scheidung einer  andern  Abtheilung  abgehen  will,  die  Entscheidung 
des  Plenums  über  die  Rechtsfrage  einzuholen  ist  (s.  z.  B.  5.  137 
der  deutschen  Gerichtsverfassung).  Allein  es  werden  dadurch  wider- 
sprechende Entscheidungen  (z.  B.  gleichzeitig!')  doch  nicht  ganz  ver- 
mieden und  cs  ist  klar,  dass  zu  diesem  Mittel  nur  dann  gegriffen 
wird,  wenn  wegen  des  grossen  Umfangs  der  Geschäfte  derselben 
Art  die  Yertheilung  derselben  unter  mehrere  Abtheilungen  durch- 
aus nicht  vormieden  werden  kann.  Dies  ist  nun  bei  uns  keineswegs 
der  Fall.  Wohl  aber  wäre  jenes  Mittel  speziell  bei  uns  noch  mit 
besonderu  Uuzutrüglichkeiten  verbunden,  indem  dasselbe  nothwendig 
zur  Aussetzung  und  Verzögerung  der  Urtheilsfällung  führt,  was 
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namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Berathum/  beim  Runde«* 
gericht  so  viel  als  möglich  zu  vermeiden  ist.  Wir  verweisen  dies- 
falls auf  das  weiter  unten  in  den  Motiven  zu  dem  Abschnitt  über 
die  Civilrechtxpflege  Gesagte. 

Die  Vertheilung  der  Geschäfte  unter  die  beiden  Abtheilungen 
ist  demnach  unseres  Erachtens  insoweit  eine  gegebene,  als  der  einen 
Abtheiluug  die  Berufungen  und  Kassationsbeschwerdeu  in  Civilsaehen 
und  der  andern  die  stau tsrech (liehen  Streitigkeiten  zuzuweisen  sind. 
Denn  einerseits  gehören  diese  beiden  Arten  von  Streitigkeiten  ganz 
entgegengesetzten  Rechtsgebieten  an,  und  anderseits  bilden  dieselben 
den  Hauptbestandtheil  der  bundesgerichtlichen  Thätigkeit,  und  macht 
gerade  die  Geschäftsvennehrung,  welche  nach  den  Vorschlägen  des 
Entwurfes  auf  diesen  beiden  Gebieten  eintreten  wird,  die  Trennung 
des  Rundesgerichtes  in  zwei  Abtheilungen  nothwendig.  Die  Straf- 
sachen werden,  trotz  der  Erweiterung  der  bundesgerichtlichen  Zu- 
ständigkeit, voraussichtlich  auch  in  Zukunft  einen  im  Verhältnis«  zu 
den  oben  bezeichneteii  Rechtssachen  nicht  bedeutenden  Umfang 
aiinehmen  und  sind  in  der  Hauptsache  der  2.  Abtheilung,  welche 
die  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  zu  entscheiden  hat,  zugewiesen. 
Diese  Abtheiluug  wird  auch  mit  diesem  Geschäftszuwachs  doch  noch 
erheblich  weniger  beschäftigt  sein,  als  die  erste.  Immerhin  sind 
trotzdem  nicht  alle  Strafsachen  der  zweiten  Abtheilung  zugetheilt, 
sondern  diejenigen,  welche  den  Schutz  gewerblicher  Urheberrechte 
betreifen,  abgetrennt  und  der  ersten  Abtheilung  übertragen  worden. 
Dies  desshalb,  weil  die  Verletzung  dieser  Rechte  nicht  bloss  straf- 
rechtliche Ahndung  zur  Folge  hat,  sondern  auch  civilrechtiiche 
Entschädigungsansprüche  nach  sich  zieht  und  es  im  Interesse  der 
gleichmü8sigen  Anwendung  der  betreffenden  Gesetze  nothwendig 
erschien,  über  beide  Ansprüche  das  gleiche  Gericht  entscheiden 
zu  lassen.  Der  Schwerpunkt  des  Rechtsschutzes  scheint  mis  aber 
in  der  Verfolgung  der  civilrechtlichen  Ansprüche,  welche  sehr  oft 
allein  geltend  gemacht  werden,  zu  liegen.  Es  liesse  sich  indes« 
auch  ganz  wohl  daran  denken,  die  sämmtlichen  jene  Rechte  betref- 
fenden Civil-  und  Strafprozesse  der  zweiten  Abtheilung  zu  überweisen. 

Die  Bestellung  der  Ahtlieilungen  und  Kammern  erfolgt  je  für 
ein  Jahr,  nach  dessen  Ablauf  jeweilen  die  sich  als  nothwendig 
erweisenden  Aenderungen  vorgenommen  werden  können.  Auch 
während  des  Jahres  sollen  Aenderungen  nicht  unbedingt  ausge- 
schlossen »ein,  sofern  hiefür  ausnahmsweise  ein  dringendes  Bedürf- 
nis« vorhanden  ist.  Wir  gehen  aber  dabei  immerhin  von  der  An- 
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sieht  aus,  dass  im  Interesse  der  Einheit  der  Rechtsprechung  ein 
Wechsel  der  Mitglieder  der  einzelnen  Abteilungen  auch  je  nach 
Ablauf  eines  Jahres  nur  aus  hinreichenden  Gründen  eintreten  solle. 
Die  beiden  Abteilungen  sind  vollständig  koordinirt.  Wenn  wir  die 
Entscheidungen  über  die  Rechtsmittel  der  Berufung  und  Kassation 
gegen  kantonale  Urthoile  in  CieilstreitigkcUen  der  ersten  Abtheilung 
zugewiesen  haben,  so  sind  wir  dabei  lediglich  der  Ordnung  im  Ge- 
setze gefolgt,  welches  die  Civilrechtspflege  vor  der  Strafrechtspflege 
und  den  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  behandelt.  Bekanntlich  wird 
vielfach,  so  auch  von  IJuhs  (das  üffcntl.  Recht  der  Schweiz.  Eid- 
genossenschaft, li,  S.  87),  das  nutnrlichte  Gebiet  und  die  vornehmste 
Aufgabe  des  Buudesgcrichtes  in  der  Behandlung  der  staatsrechtlichen 
Streitigkeiten  erblickt  und  es  ist  selbstverständlich,  dass  wir  dieser 
Auflassung  dadurch,  dass  wir  die  staatsrechtlichen  Streitigkeiten 
der  zweiten  Abtheilung  zugewiesen,  in  keiner  Weise  haben  ent- 
gegentreten  wollen.  Wir  glaubcu  daher,  duss,  auch  abgesehen  von 
der  Zuteilung  der  erst-  und  letztinstanzlich  zu  entscheidenden 
Civilstreitigkeiten  an  das  Gesummthundesgericht  und  der  namhaften 
Erweiterung  der  Kompetenzen  des  Dundesgcrichts  auf  staatsrecht- 
lichem Gebiete,  sich  die  Besetzung  der  einzelnen  Abtheilungen  in 
ziemlich  ständiger  Weise  sehr  leicht  bewerkstelligen  lassen  werde, 
ohne  Empfindlichkeiten  oder  Rivalitäten  unter  den  Mitgliedern  des 
Bundcsgeriehtes  hervorzurufen.  Die  eineu  Mitglieder  werden  mit 
Rücksicht  auf  ihren  Studiengang  und  ihre  frühere  Beschäftigung 
und  Stellung  lieber  auf  staatsrechtlichem  Gebiete  thätig  sein,  wahrend 
die  andern  eher  sich  der  Civilrechtspflege  zu  widmen  wünschen,  und 
es  kann  daher  die  vorgeschlagene  Theilung  wohl  nur  zum  Vortheil 
für  die  bundesgericht liehe  Rechtsprechung  Ausfallen. 

Ueber  die  Kammern  für  die  Strafrechtspflege  ist  nichts  zu 
bemerken.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  sind  dem  bisherigen 
Gesetze  entnommen.  Die  Funktionen  des  Kassationsgerichtes  gegen 
die  Urthoile  der  Assisen  und  gegen  kantonale  Urtheile  betreffend 
Uebcrtretung  ßskalischer  Bundesgesetze  werden  der  zweiten  Ab- 
theilung übertragen,  so  dass  die  Bestellung  eines  besondern 
Kassationsgerichtes  liicfur  überflüssig  ist. 

111.  Strafrechtspflege. 

Die  Organe  der  Bundesstrafrechtspflege  sind  das  Bundesgericht, 
die  Untersuchungsrichter  und  die  Bundesanwaltschaft.  Leber  die 
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beiden  letztem  Beamtungen  ist  bereits  im  allgemeinen  Theile  das 
Nöthige  gesagt  worden;  ihre  Funktionen  werden  durch  das  Bundes* 
gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  August  1851  normirt. 

Das  Bundesgerichl  wird  als  Organ  der  Strafrechtspflege  thcils 
durch  seine  Abtheilungen  (Kriminalkammer,  Ankhigckammer,  Kas- 
sationsgericht) vertreten,  thcils  funktionirt  es  in  seiner  Gesatnmtheil. 

Es  urtheilt  zur  Zeit  : 

1)  als  Schwurgericht,  Bundesassisen  (bestehend  aus  der  Kriminal- 
kammer  des  Bundesgerichtes  und  zwölf  Geschworenen),  über  alle 
diejenigen  Straffällc,  welche  die  Bundesverfassung  (Art.  1 12)  und 
die  Bundesgesetzgebung  (Art.  74,  7(i  des  Buudesgcsetzcs  über  das 
Bundesstrafrecht  ; Art.  49  des  Bundesgesetzes  über  die  Ausgabe 
und  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  März  1881;  Art.  4 des 
Bundesgesetzes  betreffend  Eintritt  und  Werbung  in  fremden  Kriegs- 
dienst vom  80.  Heumonat  1859  und  Art.  88  des  Bundesgesetzes 
über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874) 
— Art.  66 — 69  dieses  Entwurfes  — den  Bundesassisen  ausschliess- 
lich oder  in  Concurrenz  mit  den  kantonulen  Gerichten  überweisen, 
sofern  in  den  letztem  Füllen  der  Bundesrath  die  Untersuchung  und 
Beurtheilung  nach  dem  eidgenössischen  Prozessverfahren  anordnet; 

2)  als  Kassalionsinstanz,  vertreten  durch  das  Kassationsgericht 
(Art.  55  des  bestehenden  Organisationsgcsctzes),  über  die  Kassations- 
gesuehe : 

a.  gegen  die  Urtheile  der  Bundesassisen, 

b.  gegen  die  Urtheile  kantonaler  Gerichte,  welche  sich 

it.  auf  Uebcrtretungen  fiskalischer  *)  Bundesgesetze  (Art.  18 
des  Bundesgesetzes  über  das  Verfahren  bei  Uebcrtretungen 
fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze  vom  80.  Juni 
1849), 

f auf  die  in  den  Art.  47  und  48  des  Bundesgesetzes  über 
die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  März 
1881  (Art.  49  ibid.)  und 

y.  auf  die  in  Art.  11  des  Bundesgesetzes  über  das  Versiche- 
rungswesen vom  25.  Juni  1885  aufgeführten  Straffälle 
bezieheu. 

')  Buudesgesetz  betreffend  das  Pulverregal  vom  30.  April  18t!),  Bundesgesetz 
betreffend  das  Postregal  vom  2.  Juni  1849;  Hundesgesetz  betreffend  die  eidge- 
nössischen Zölle  vom  27.  August  18öt;  Telegraphrngesetz  vom  20.  Dezember  1854; 
Bundesgesetz  betreffend  gebrannte  Wasser  vom  23.  Dezember  1880. 
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Uebcrdies  entscheidet  das  Kassatiousgericht  über  die  Rerisions- 
nnd  Rehabilitationsyesache  gegen  Urtheilo  der  Bundosassisen  (Art.  55 
Absatz  1 des  Organisationsgesetzes)  ; 

3)  als  Ganzes,  Gesammtbundesyericht , über  : 
n.  Kassationsgesuchc  gegen  Entscheidungen  ausserordentlicher 
Krieyxyerichte  betreffend  Verbrechen  des  Generals  u.  s.  w. 
(Art.  266  des  Bundesgesetzes  über  die  Strafrechtspflege  der 
eidgenössischen  Truppen  vom  27.  August  1851,  II,  60  ff.),  und 
b.  Beschwerden  gegen  Urtheilo  kantonaler  Gerichte  betreffend 
Uebertretung  des  Bundesgesetzes  über  Beurkunduny  des  Civil- 
standes  und  die  Ehe  vom  24.  Cluristmonat  1874  (Art.  59  ibid.). 
Diese  letztem  Beschwerden  sind  zur  Zeit  auf  dem  Wege  des 
staatsrechtlichen  Rekurses  geltend  zu  machen. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Bundesgesetze  sind  aber  bekannt- 
lich nicht  die  einzigen,  welche  strafrechtliche  Bestimmungen  ent- 
halten. Vielmehr  kommen  solche  Bestimmungen  auch  in  nach- 
folgenden Bundeagesetzen  und  Erlassen  der  Bundesbehörden  vor: 

1)  Buudesgesetz  über  polizeiliche  Massreyeln  yeyen  Viehseuchen 
vom  8.  Februar  1872; 

1 a)  Bundesgesetz  betreffend  Zusatzbestimmungen  zu  obigem 
Gesetz  (Ziff.  1)  vom  19.  Juli  1873; 

1 b)  Bundesgesetz  betreffend  die  Aenderung  des  Bundesgesetzes 
vom  8.  Februar  1872  (Ziff.  1)  vom  1.  Juli  1886,  und 

t c)  Vollziehungsverordnung  zu  obigen  Bundesgesetzen  (Ziff.  1, 
1 a und  1 b)  vom  17.  Dezember  1886; 

2)  Bundesgesetz  über  Muss  und  Gewicht  vom  3.  Ileurnonat 
1875; 

3)  Buudesgesetz  über  Jayd  und  Vogelschutz  vom  17.  Herbst- 
monat 1875'); 

4)  Bundesgesetz  über  die  Fischerei  vom  18.  llerbstmonat  1 875  J 

5)  Bundesgesetz  betreffend  die  eidgenössische  Oberaufsicht  über 
die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876; 

6)  Bundesgesetz  betreffend  dio  Arbeit  in  den  Fabriken  vom 
23.  März  1877  ; 


’)  Dieses  Bundesgesotz  stellt  die  Strafbestimmungen  nicht  selbst  anf,  sondern 
enthält  nur  ein  Gebot  an  die  Kantone,  fur  gewisse  iin  Bundesgeset/.c  speziell  bc- 
zcichnctc  Handlungen  solche  Bestimmungen  zu  erlassen,  unter  Augabe  der  Straf- 
arten und  de«  Minimums  der  anzudrohenden  Busse. 
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7)  Bundosgesetz  betreffend  die  Waxserba upo lizei  im  Hochgebirge 
vom  22.  Brachmouat  1877. 

8)  Bundesgesetz  betreffend  die  Handhabung  der  Bahnpolizei 
vom  18.  Hornung  1878; 

9)  Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken vom  19.  Christmonat  1879. 

10)  Bundesgesetz  betreffend  Kontrolirung  und  Garantie  des 
Feingehalte»  von  Gold-  und  Silberwaaren  vom  23.  Christmonat  1880; 

10  a)  Bundesgesetz  betreffend  Zusätze  zu  obigem  Bundesgesetz 
(Ziff.  10)  vom  21.  Dezember  1886; 

11)  Bundesgesetz  betreffend  den  Geschäftsbetrieb  der  Aus- 
wanderungsagenturen vom  24.  Christmonat  1880 '); 

12)  Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur  und  Kunst  vom  23.  April  1883; 

13)  Bundesgesetz  betreffend  den  Handel  mit  Gold-  und  Silber- 
abj allen  vom  17.  Juni  1886; 

14)  Bundesgesetz  betreffend  Massnahmen  gegen  grmeingeßihr- 
liche  Epidemien  vom  2.  Juli  1886; 

15)  Bundesgesetz  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht 
und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1881,  vom 
26.  April  1887  ; 

16)  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  (Art.  864)  2)  vom 
14.  Brachmonat  1881. 

Ferner  folgende  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteto  Verordnungen: 

17)  Reglement  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von 
Zündhölzchen  vom  17.  Oktober  1882,  mit  Abänderung  (betreffend 
Art.  7)  vom  1.  Juni  1883; 

18)  Vollziehungsreglement  betreffend  Vorkehrungen  gegen  die 
Reblaus  vom  19.  Jenner  1886. 

Alle  auf  diese  Bundesgesetze  und  Verordnungen  bezüglichen 
Strafsachen,  zu  welchen  in  nächster  Zeit  noch  kommen  werden  die 
StrafTälle  aus  den  Bundesgesetzen  betreffend  die  Erfindungspatente 
und  über  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  werden  zur  Zeit 


')  Nunmehr  ersetzt  durch  das  noch  nicht  in  Kraft  getretene  Bundesgesetz 
vom  22.  März  1888  (Bundesblatt  1888,  II,  S.  135  ff.). 

*)  Hier  handelt  es  sich  indess  nur  um  eine  Ordnungsbusse,  über  welche  ledig- 
lich die  Verwaltungsbehörden  za  entscheiden  haben. 
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endgültig  von  den  kantonalen  Gerichten  beurtheilt;  wenigstens  ist 
eine  Weiterziehung  der  kantonalen  Urtheile  an  das  Bundesgericht 
nicht  mittelst  eines  strafprozessual isehen  Rechtsmittels,  sondern  nur 
ausnahmsweise  mittelst  des  staatsrechtlichen  Rekurses  zulässig. 
(Vergl.  A.  8.  d.  bzg.  Kutsch.  Bd.  X,  S.  474  ff.,  und  Geschäfts- 
bericht des  Bundesgerichtes  für  das  Jahr  1883,  Bundesblatt  1884, 
II,  818,  lit.  1).)  Das  Bundesgesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege 
vom  27.  August  1851  bezieht  sich  bekanntlich  nur  auf  die  Unter- 
suchung und  das  Verfahren  in  den  von  den  Bundesatsite n zu  ent- 
scheidenden Straffüllen  und  das  Bundesgesetz  über  das  Verfahren 
bei  Uebcrtretung  der  fiskalischen  und  polizeilichen  Bundesgesetze 
vom  80.  Juni  184!)  wird  schon  längst  nur  noch  auf  die  Veberrretung 
fiskalischer  Bundesgesetze  (Pulverregal,  Postregal,  Zölle,  Telegraphen, 
Alkoholmonopol)  augewendet. 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  bemerkt  worden  ist,  hat  der 
Entwurf  die  Aufgabe,  diese  Lücke  iu  der  Weise  auszufüllen,  dass 
in  allen  nach  eidi/rnösgischen  Gesetzen  zu  beurtheilenden  Straf- 
sachen die  Anrufung  des  Bundesgerichts  ermöglicht  wird. 

In  dieser  Hinsicht  scheint  man  nun  darüber  von  vomehcrein 
einig  zu  sein,  dass  von  einer  Erweiterung  der  Kompetenz  der 
Bundesassisen  abzusehen  sei.  Bekanntlich  ist  früher,  das  letzte 
Mal  iu  den  Jahren  1882  1884,  eine  Ausdehnung  der  schwurgeriebt- 
lichen  Zuständigkeit  angestrebt  worden.  Allein  diese  Bestrebungen 
waren  nicht  darauf  gerichtet,  die  Beurtheilung  der  nach  eidgenössi- 
schen Gesetzen  zu  entscheidenden  Strafsachen  den  Bundesassisen 
in  grösserem  Umfange  zu  unterstellen  ; sondern  es  handelte  sich 
darum,  den  Bundesassisen  alle  Verbrechen  tmd  Vergehen  zuzuweisen, 
die  sich  als  polnische  qualitizireu,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  eidgenössisches  oder  kantonales  Strafrecht  zur  Anwendung  komme, 
— beziehungsweise  die  Kompetenz  der  Bundesassisen  auch  auf 
solche  strafbare  Handlungen  auszudehnen,  welche  zur  Zeit  im 
Rundesstrafgesetz  noch  nicht  behandelt,  sondern  lediglich  Gegen- 
stand der  kantonalen  Strafgesetzgebung  sind.  Man  konnte  sich  aber 
über  den  Begriff  des  politischen  Verbrechens  nicht  einigen  und  der 
Gesetzentwurf  vom  19.  Dezember  1883  suchte  daher  jenen  Be- 
strebungen in  der  Weise  entgegenzukommen,  dass  er  dem  Bundes- 
rath die  Ermächtigung  ertheilte,  „wenn  iu  Folge  politischer  Auf- 
regung das  Vertrauen  in  die  Unabhängigkeit  und  Unbefangenheit 
der  kantonalen  Gerichte  beeinträchtigt  erscheine,  die  Untersuchung 
und  Entscheidung  einer  Strafklage  den  Bundesassisen  zu  überweisen, 
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auch  wenn  das  betreffende  Verbrechen  oder  Vergehen  im  Bundes- 
strafrecht nicht  vorgesehen  sei“.  Dieser  Gesetzesentwurf  wurde 
aber  bekanntlich  in  der  Volksabstimmung,  welche  gegen  denselben 
von  50,000  Stimmberechtigten  verlangt  worden  war,  verworfen  und 
es  scheint  zur  Zeit  keine  Neigung  vorhanden  zu  sein,  auf  jene 
Frage  zurückzukommen  ; wenigstens  erwähnt  der  Auftrag  des  h. 
Justizdepartements  derselben  überall  nicht.  Wir  glauben  auch  in 
der  That,  dass  einer  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  der  Bundes- 
assisen  in  der  oben  bezeichneten  Richtung  eine  Revision  des  Bundes- 
gesetzes über  das  Bundesstrafrecht  vorausgehen  müsste,  durch  welche 
diejenigen  Handlungen,  für  deren  Beurtheilung  die  Bundesassisen 
zuständig  erklärt  werden  wollen,  genau  bezeichnet  und  dem  Bundes- 
strafgesetz unterworfen  würden;  denn  wir  halten  dafür,  dass  den 
Bundesassisen  nur  solche  Straffiille  zu  unterbreiten  seien,  auf  welche 
das  Strafrecht  des  Bundes  Anwendung  findet.  Insbesondere  er- 
scheint uns  eine  so  vage  Bestimmung,  wie  sie  die  Gesetzesvorlage 
vom  19.  Dezember  1883  aufstellte,  und  über  welche  bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  des  Bundesstrafrechtes  wohl  nicht  hinaus  zu 
kommen  wäre,  bedenklich  und  dem  Sinti  und  Geiste  der  Bundes- 
verfassung nicht  entsprechend. 

Der  Entwurf  beschränkt  sich  daher  darauf,  für  die  von  den 
kantonalen  Gerichten  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheiden- 
den Strafsachen  eiu  Rechtsmittel  einzuführen,  welches  die  H’ci/cr- 
ziehumj  der  kantonalen  Strafartheile  au  das  Bundesgericht  gestattet. 
In  dem  Aufträge  des  h.  Justizdepartements  ist.  zwar  auch  der  Ge- 
danke ausgesprochen,  dass  gewisse  Strafsachen  dem  Bundesgerichte 
jedoch  ohne  Zuziehung  von  Geschworenen,  zur  ausschliesslichen  Be- 
urtheilung zugewiesen  werden  sollten.  Selbstverständlich  und  wie 
übrigens  auch  aus  der  betreffenden  Stelle  des  Geschäftsberichts  des 
eidgenössischen  Justizdepartements  klar  hervorgeht,  bezieht  sich 
diese  Anregung  nicht  auf  alle  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  bo- 
urtheilenden  Strafsachen,  denn  es  liegen  überall  keine  Gründe  da- 
für vor,  die  Untersuchung  und  Entscheidung  dieser  HÜmnUlicheu 
Straflulle,  im  Widerspruch  mit  den  Bestimmungen  der  betreffenden 
Bundesgesetze,  und  zwar  insbesondere  auch  derjenigen  aus  der 
neuesten  Zeit  (welche  beinahe  ohne  Ausnahme  ausdrücklich  vor- 
schreiben, dass  die  Strafverfolgung  nach  Massgabe  der  kantonalen 
I’rozessgesetze  durch  die  kantonalen  Behörden  zu  geschehen  habe) 
den  kantonalen  Behörden  gänzlich  zu  entziehen  und  ausschliesslich 
in  die  Hand  des  Bundesgerichtes  zu  legen.  Eine  solche  Massregel 
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wäre  zwar  uach  Art.  114  der  Bundesverfassung  insofern  nicht  ver- 
fassungswidrig, als  nach  dieser  A'erfassungsbestiinmung  noch  andere 
als  die  in  Art.  112  ibidem  erwähnten  Strafsachen  in  die  Kompetenz 
des  Bundesgerichtes  gelegt  werden  können.  Sie  wäre  aber  höchstens 
dann  gerechtfertigt,  wenn  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  Be- 
fürchtung begründet  wäre,  dass  in  den  Kantonen  den  betreffenden 
Bundesgesetzen  nicht  gehörige  Nachachtung  verschafft  werde,  und 
dieser  Mangel  nicht  anders  als  durch  Verweisung  der  bezüglichen 
Straffälle  zur  ausschliesslichen  Bcurtheilung  au  das  Bundesgericht 
gehoben  werden  könnte.  Dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall.  Lässt 
sich  auch  das  Vorkommen  von  Missgriffen  seitens  der  kantonalen 
Behörden  bei  Handhabung  der  eidgenössischen  Gesetzesbestimmungen 
strafrechtlichen  Inhalts  nicht  leugnen,  so  kann  doch  nicht  gesagt 
werden,  dass  diese  Missgriffe  auf  dem  Mangel  an  gutem  Willen 
beruhen.  Solche  Missgriffe  kommen  auch  bei  der  Handhabung  der 
kantonalen  Gesetze  vor  und  sind  selbstverständlich  nirgends  und 
niemals  ganz  zu  vermeiden.  Wir  sind  indessen  überzeugt,  dass  auch 
nach  Einführung  eines  Rechtsmittels,  welches  die  Anrufung  des 
Bundesgerichtes  gegen  die  kantonalen  Strafurtheile  gestattet,  nur 
ein  geringer  Theil  der  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entschei- 
denden Straffalle  an  das  Bundesgericht  gelangen,  die  grosse  Mehr- 
zahl derselben  dagegen  nach  wie  vor  ihre  endgültige  Erledigung 
in  den  Kantonen  deshalb  finden  wird,  weil  die  kantonalen  Urtheile 
keine  Veranlassung  zur  Ergreifung  des  Rechtsmittels  geben.  Allein 
die  Anregung  des  h.  Justizdepartements  muss  u.  E.  — wie  weiter 
unten  noch  auszuführen  ist  — daran  scheitern,  dass  die  gegen- 
wärtige Bundesverfassung  nur  die  Bundesassisen  als  erstinstanzliches 
Strafgericht  kennt.  (4b  eventuell,  wenn  dieses  konstitutionelle  Be- 
denken als  unbegründet  erachtet  werden  sollte,  wenigstens  für  ein- 
zelne Straffälle,  und  für  welche,  die  ausschliessliche  Zuständigkeit 
des  Bundesgerichtes  festzusetzen  wäre,  werden  wir  weiter  unten 
erörtern.  Vorerst  wenden  wir  uns  der  Frage  zu,  wie  das  neu  ein- 
zuführende  Rechtsmittel  zu  gestalten  sei. 

ln  dieser  Beziehung  glauben  wir  nun,  dass  das  Rechtsmittel 
nur  die  Kassation  oder  Nich  t igkeits  begeh  werde  sein  könne  und  die- 
selbe auf  die  Verletzung  von  Sätzen  des  eidgenössischen  Recht#, 
also  des  materiellen  Strafrechts , zu  beschränken  sei.  Wie  bei 
der  Civilrechtspflege  (Art.  35  ff',  des  Entwurfes)  handelt  es  sich 
auch  hier  darum,  ein  Rechtsmittel  zu  schaffen,  welches  unter  ein- 
heitlich für  die  ganze  Schweiz  zu  bestimmenden  Voraussetzungen 


Digitized  by  Google 


Entwurf  betreffend  Organisation  der  Rundesrechtgptlege.  Motive.  241 


die  Anrufung  des  Bundesgerichtes  gestattet  und  ein  einheitliches 
Verfahren  vor  diesem  Gerichtshöfe  festsetzt.  Das  Rechtsmittel  muss 
so  gestaltet  sein,  dass  es  sieh  jedem  in  den  verschiedenen  Kantonen 
geltenden  Verfahren  anpasst  und  jedes  letztinstanzliche  kantonale 
Strafurtheil  in  einer  nach  eidgenössischem  Rechte  zn  entscheidenden 
Strafsache  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Hohe  der  vom  Gesetze  an- 
gedrohten oder  im  konkreten  Falle  vom  kantonalen  Gerichte  aus- 
gesprochenen Strafe  und  ohne  Rücksicht  auf  das  Gericht  (ständiges 
Gericht  oder  Schwurgericht),  von  welchem  das  Urtheil  gefällt  worden 
ist,  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden  kann.  Als  letztinstanz- 
liches betrachtet  der  Entwurf  dasjenige  kantonale  Urtheil,  gegen 
welches  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  die  Berufung  (Appel- 
lation) nicht  zulässig  ist.  Immerhin  soll  aber  die  Anrufung  des 
Bundesgerichtes  nur  gegen  gerichtliche  Uriheile  zulässig  sein,  nicht 
gegen  Strafverfügungen  kantonaler  Verwaltungsbehörden.  Soweit 
nach  den  kantonalen  Gesetzen  einzelne  nach  eidgenössischem  Rechte 
zu  beurtheilende  Strafsachen  endgültig  von  den  Administrativ- 
behörden  erledigt  werden,  ohne  dass  gegen  den  Entscheid  der 
Rechtsweg  beschritten  werden  kann  (wie  z.  B.  in  Obwalden,  Zug, 
St.  Gallon,  Graubüudeu,  Thurgau,  Waadt,  Tessin),  geht  die  Be- 
schwerde nach  dem  Entwurf  an  den  Bundesrath  (Art.  10!)  d.  E.). 

Was  nun  die  Strafgerichte  der  Kantone  und  das  Verfahren  vor 
denselben  betrifft,  so  ergibt  sich  aus  den  kantonalen  Gesetzen  und 
den  Berichten  der  kantonalen  Obergerichte  Folgendes  : 

1)  Alle  Kantone,  mit  einziger  Ausnahme  von  Zug,  kennen 
mehrere  Strafgerichte  erster  Instanz.  Ueberall  wird  ohne  Zweifel 
die  erstinstanzliche  Zuständigkeit  durch  Art  und  Höhe  der  auf  die 
einzelnen  strafbaren  Handlungen  angedrohten  Strafe  bestimmt  ; in 
einigen  Kantonen  wird  aber  auch  daneben  die  Höhe  der  im  ein- 
zelnen Falle  voraussichtlich  verwirkten  Strafe  berücksichtigt.  Die 
mehreren  Arten  von  Strafgerichten  erster  Instanz  hängen  theilweise 
zusammen  mit  der  Eintheilung  der  strafbaren  Handlungen,  nach 
Art  und  Höhe  der  Strafe,  in  Uebertretungen  (contraventions  de 
police),  Vergehen  (délits;  und  Verbrechen  (crimes).  Jedoch  ist  dies 
keineswegs  überall  der  Fall.  Mehrere  Kantone  führen  in  ihren 
Gesetzen  die  einzelnen  Strafsachen,  für  welche  die  verschiedenen 
Erstinstanzgerichte  kompetent  sind,  speziell  auf,  und  wenn  auch 
unzweifelhaft  für  die  Ausscheidung  die  Art  und  Höhe  der  an- 
gedrohten Strafe  massgebend  gewesen  ist,  so  ist  doch  das  Prinzip, 
auf  welchem  die  Ausscheidung  beruht,  nicht  immer  klar  erkennbar 
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und  bietet  daher  die  Bestimmung  der  Kompetenz  zur  erstinstanz- 
lichen Verhandlung  und  Entscheidung  der  nach  eidgenössischen  Ge- 
setzen zu  beurtheilenden  Strafsachen  bisweilen  einige  Schwierig- 
keiten. Denn  die  kantonalem  Kompetenzvorschrifteu  erwähnen 
meistens  dieser  Strafsachen  nicht,  sondern  nur  der  dem  kantonalen 
Hechte  unterworfenen  strafbaren  Handlungen.  Zwei  Arten  von 
Strafgerichten  erster  Instanz  kennen  die  Kantone  Zürich1),  Luzern  *), 
Nidwalden8),  Obwalden*),  Glarus6),  Baselland*),  Schaffhausen  7), 
Aargau  H)  und  Tessin  “).  Drei  Arten  solcher  Gerichte  finden  sich 
in  den  Kantonen  : Bern  10),  Uri  "),  Baselstadt l2),  Appenzell  A.-Kh.1*), 
St.  Gallen  ’*),  Graubünden  16),  Thurgau  IR),  Freibug  ”),  Waadt l!t), 
Nouenburg  **),  Genf*®).  Fünf  Arten  erstinstanzlicher  Strafgerichte 
kommen  in  Solothurn*1)  vor.  Von  den  nach  eidgenössischen  Gesetzen 
zu  entscheidenden  Strafsachen  gehören  vor  die  Schwurgerichte  : 
a.  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern  und  Aargau:  alle  strafbaren 
Handlungen,  auf  welche  Zuchthausstrafe  angedroht  ist,  also  nur  die 
in  den  Art.  öS  litt,  a und  c (wenn  der  Gewinn  mehr  als  Er.  1000 
beträgt),  61,  62  Abs.  2,  66  a.  E.  und  67  litt,  a des  Bundesgesetzes 
über  das  Bundesstrafrecht  vorgesehenen  Stratfalle; 


‘)  Bezirksgericht,  Schwurgericht. 

>)  Bezirksgericht,  Kriminalgericht. 

3)  Kantousgericht,  Krimiualgericht. 

*)  Polizeigericht,  Kriminalgericht. 

3)  Polizcigcricht,  Kriminalgericht. 

*)  Polizeirichter,  Kriminal-  nnd  korrektioneiles  Gericht. 

7)  Bezirksgericht,  Kantousgericht. 

”)  Bezirksgericht,  Schwurgericht. 

")  Friedensrichter,  Bezirksgericht. 

*°)  Gerichtspräsident  (Polizeirichter),  Amtsgericht,  Schwurgericht. 

")  Siebengericht,  Bezirksgericht,  Kriminalgericht. 

>•)  Präsident  des  Polizeigerichtes,  Polizeigericht,  Strafgericht. 

■»)  Gemeindegericht,  Bezirksgericht,  Krimiualgericht. 

“)  Gerichtskommission,  Bezirksgericht,  Kantonsgericht  als  Kriminalgeriebt. 
,b)  Kreisgerichtsausschuss,  Kreisgericht,  Kautousgcricht. 

'*)  Gericlitskommission,  Bezirksgericht,  Schwurgericht. 

,7)  Bezirksgerichtsprilsident,  korrektionclles  Gericht,  Krimiualgericht. 

•*)  Bezirksgerichtspräsident.  Polizeigericht,  Kriminalgericht  (Schwurgericht). 
>*)  Polizeigericht,  korrektionclles  Gericht  und  Kriminalgericht  (letztere  beiden 
mit  Geschworneu). 

*°)  Polizeigericht,  korrektioueiles  Gericht,  Kriminalgericht  (letztere  beiden 
ebenfalls  mit  Geschworneu). 

**)  Friedensrichter,  Amtsgerichtspräsiilent,  Amtsgericht,  Ohcrgericht,  Schwur- 
gericht. 


Digitized  by  Google 


Entwurf  betreffend  Organisation  der  llundesrechtsptlcge.  Motive.  243 


h.  im  Kanton  Solothurn:  alle  strafbaren  Handlungen,  auf  welche 
Zuchthaus  oder  mehr  als  2 Jahre  Gefiingniss  angedroht  ist'),  sonach 
ebenfalls  nur  die  Straftalle  aus  dem  Bundesgesetz  über  das  Bundes- 
strafrecht (mit  Ausnahme  der  in  Art.  53  litt,  h und  c,  Art.  54  und 
55  [geringere  Fälle],  57,  59,  60,  63,  64,  66  [geringere  Fülle]  vor- 
gesehenen Strafftille)  ; 

c.  im  Kanton  Waadt  : alle  Verbrechen  und  Vergehen,  welche 
Zuchthaus  oder  Gefängnis»  von  mehr  uls  einem  Jahre,  oder  Busse 
von  mehr  als  Fr.  1000  nach  sich  ziehen,  somit  alle  in  dem  Bundes- 
gesetze über  das  Bundesstrafrecht  behandelten  Straffalle  (mit  Aus- 
nahme der  leichten  Fülle  der  Art.  54  und  55  und  der  Fälle  dos 
Art.  64),  ferner  die  Straffülle  aus  Art.  3 des  Bundesgesetzes  über 
Eintritt  und  Werbung  in  fremden  Kriegsdienst , aus  Art.  47  und  48 
des  Banknotengesetzes  ; diejenigen  aus  Art.  19  des  Bundesgesetzes 
betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  aus  Art.  13 
des  Bundesgesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur 
und  Kunst,  aus  Art.  11  des  Bundesgesetzes  betreffend  das  Ver- 
sicheru ngstvesen,  aus  Art.  14  des  Bundesgesetzes  über  gebrannte 
Wasser,  und  aus  Art.  6 und  7 des  Bundesgesetz.es  betreffend  Kon- 
trolirung  und  Garantie  des  Feingehalts  von  Gold-  und  Silberwaaren 
(aus  Art.  7 jedoch  nur  im  Rückfall,  Art.  9 ibidem). 

Das  waadtländische  Organisationsgesetz  vom  23.  März  1886 
enthält  jedoch  in  Art.  228  die  Bestimmung,  dass,  wenn  die  im 
konkreten  Falle  voraussichtlich  verwirkte  Strafe  die  Kompetenz  des 
Schwurgerichts  nicht  erreiche,  die  Sache  an  das  Polizeigericht  oder 
selbst  an  den  Bezirksgerichtspräsidenten  gewiesen  werden  könne  ; 

d.  im  Kanton  Thurgau:  die  schwerem  Straffälle  des  Bundes- 
gesetzes über  das  Bundesstrafrecht  (Art.  53 — 64  und  66 — 72),  sowie 
die  Ucbertretungeu  des  Buudesgesetzes  über  Anwerbung  in  fremden 
Kriegsdienst  ira  Falle  des  Art.  3 Abs.  2,  und  die  Uebertrctungen 
des  Buudesgesetzes  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  der  Banknoten, 
je  nach  der  Grösse  des  Vergehens.  Im  Kanton  Thurgau  gilt  ein 
Kompetenzgesetz  für  das  Strafverfahren  vom  10.  November  1872, 
welches  die  in  die  Kompetenz  des  Geschwornengerichtes  und  der 
Bezirksgerichte  fallenden  Strafsachen  speziell  bezeichnet.  Dieses 
Gesetz  ist  — laut  dem  Berichte  des  thurgauischen  Obergerichtos  — 
„auch  für  diejenigen  Strafsachen  massgebend,  welche  einen  dem 

')  Sofern  dieselben  nicht  ausnahmsweise  zur  erstinstanzlichen  Zuständigkeit 
des  Obergerichtes  gehören. 
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thurgauischen  Strafgesetz  entsprechenden  oder  analogen  Thatbestand 
haben“.  Für  die  übrigen  Uebertretungen  von  Bundesgesetzen  — 
mit  Ausnahme  des  Fabrikgesetzes  — bestehen  keine  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  beruht  die  Kompetenzausscheidung  auf  der 
Praxis  der  Ueberweisungs-  und  Gerichtsbehörden  ; 

e,  in  den  Kantonen  Neuenburg  und  Genf  bestellen  zwei  Arten 
von  Geschiuornengerichten , nämlich  je  ein  korroktionelles  Gericht 
für  die  Vergehen  (délits)  und  ein  Kriminal-  oder  Schwurgericht  für 
die  Verbrechen  (crimes),  ln  diesen  beiden  Kantonen  gelangen  daher 
nicht  nur  die  in  dem  Bundesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht,  im 
Banknotengesetz  und  im  Bundesgesetz,  über  Werbung  in  fremden 
Kriegsdienst  vorgesehenen  Straffülle,  sondern  auch  die  Uebertret- 
ungen  der  Bundosgesctze  betreffend  die  Arbeit  in  Fabriken,  be- 
treffend den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  betreffend 
den  Geschäftsbetrieb  der  A usiva nderungsagen t uren,  betreffend  Kon- 
trolirung  und  Garantie  der  Gold-  und  Silberwaaren,  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Werken  dir  Literatur  und  Kunst,  betreffend  das 
Versicherungswesen,  betreffend  den  Handel  mit  Gold-  und  Silber- 
abfullen,  betreffend  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien, 
betreffend  gebrannte  Wasser,  und  das  Reglement  betreffend  die 
Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  und  betreffend 
Vorkehrungen  gegen  die  Reblaus,  an  die  Geschwornengerichte. 

Es  ist  dies  hervorzuhebon  deshalb  von  Bedeutung,  weil  die 
Schwurgerichte  überall  über  die  That  und  Schuldfragc  endgültig 
absprecheu  und  eine  Anfechtung  des  schwurgerichtlichen  Unheils 
nur  mittelst  der  Nichtigkeitsbeschwerde  wegen  Verletzung  prozes- 
sualer oder  materieller  Rechtsnormen  zulässig  ist  (prozessuale  und 
materielle  Nichtigkeitsgründe). 

2)  V as  das  Verfahren  vor  den  kantonalen  Gerichten  angeht, 
so  ist  dasselbe  vor  den  Geschwornengerichtan  selbstverständlich 
immer  mündlich;  es  findet  aber  regelmässig  eine  schriftliche  Vor- 
untersuchung statt,  welche  in  der  Sammlung  der  Beweise  besteht. 
Die  Ergebnisse  der  Beweiserhebung  in  der  Hauptverhandlung  werden 
theilweisc  (z.  B.  in  Neuenburg)  insoweit  protokollirt,  als  sie  von 
denjenigen  der  Voruntersuchung  abweichen  ').  Das  Verfahren  vor 
den  übrigen  kantonalen  Gerichten  ist  dagegen  regelmässig  (jedoch 

')  Nach  Art.  9ö2  des  (iosetzes  über  die  zürcherische  Rechtspflege  kann  dies 
auch  im  zürcherisch-schwurgorichtlichen  Verfahren  geschehen,  jedoch  nur  auf  Be- 
gehren einer  Partei  oder  auf  Anordnung  des  Präsidenten. 


Digitized  by  Google 


Entwurf  betreffend  Organisation  der  Bundesrechtsptlege.  Motive.  245 

nicht  ganz  ausnahmslos,  z.  15.  nicht  in  Glana*)  schriftlich  und  es 
werden  die  Urtheile  dieser  Gerichte  auch  motivirt,  so  dass  aus 
denselben  — bei  gehöriger  Abfassung  — zu  entnehmen  ist,  welche 
Thatsachen  das  Gericht  als  erwiesen  betrachtet  hat  und  aus  welchen 
Gründen  dasselbe  zur  Verneinung  oder  Bejahung  der  Schuldfrage 
gelangt  ist,  insbesondere  also,  ob  die  Verurtheilung  oder  Frei- 
sprechung auf  rein  t haisächlichen  Annahmen  oder  auf  einer  recht- 
lichen Beurtheilung  beruht. 

3)  Gegen  die  von  den  Geschwomengerichten  ausgefallten  Ur- 
theile findet  keine  Berufung  oder  Appellation  statt.  Dagegen  ist 
dieses  Rechtsmittel,  mit  vollem  Devolutiveffekt,  nach  der  Gesetz- 
gebung der  meisten  Kantone  gegen  die  von  den  ständigen  Gerichten 
(Bezirksgerichten,  Amtsgerichten)  ausgefallten  Strafurtheile  — mit 
einziger  Ausnahme  der  weniger  wichtigen  Fälle  ')  — zulässig. 

Nur  die  Kautone  Waadt  und  Freiburg  kennen  gegen  Straf- 
urtheile die  Berufung  überall  nicht. 

4)  Gegen  diejenigen  erstinstanzlichen  (schwurgerichtlichen  und 
nicht  schwurgerichtlichen)  Strafurtheile,  welche  der  Appellation  nicht 
unterliegen,  und  theilweise  auch  gegen  die  zweitinstanzlichen  Straf- 
urtheile ist  die  Kassation  oder  Nichtigkeitsbeschwerde  zulässig  nach 
den  Gesetzgebungen  der  Kantone  Zürich,  Bern,  Luzern,  Uri,  Zug, 
Solothurn,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Thurgau, 
Freiburg,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf.  Dieselbe  ist  in  einigen 
Kantonen  mit  Suspensiveffekt  ausgestattet  und  findet  statt  wegen 
Verletzung  wesentlicher  prozessualer  Rechtssätze,  theils  (nicht  über- 
all) auch  wegen  Verletzung  materieller  Rechtsnormen.  Die  That- 
frage,  somit  auch  das  Verdikt  der  Geschwornen  über  die  That-  und 
Schuldfrage,  ist  der  Nichtigkeitsbeschwerde  unbedingt  ontgegen  und 
kann  daher  die  Entscheidung  dieser  Frage  nur  wegen  Verletzung 
wesentlicher  l’rozessformen  aufgehoben  werden. 

Ueberdem  kennen  alle  Kantone  das  ausserordentliche  Rechts- 
mittel der  Wiederherstellung  (Revision,  Restitution,  Wiederauf- 
nahme). 


')  Die  Grenze  ist  in  den  Kantonen  aber  sehr  verschieden  gezogen,  ln  Luzern 
ist  die  Berufung  zulässig,  wenn  die  erkannte  Strafe  mehr  als  Kr.  80  Busse  oder 
10  Tage  Gefängniss  beträgt;  in  Nidwalden  dagegen  nur,  wenn  das  Kantonsgericht 
auf  eine  Strafe  von  mehr  als  2 Monaten  Gefängniss  oder  mehr  als  Fr.  500  Busse 
erkannt  hat.  In  Solothurn,  wenn  die  Strafandrohung  gegen  das  Vergehen  drei 
Monate  Gefängniss  oder  Fr.  300  Busse  Ubersteigt. 
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Es  ist  wohl  selbstverständlich,  dass,  soweit  die  Kantone  gewisse 
Straffalle  an  die  Schwurgerichte  verweisen,  das  Rechtsmittel  der 
Anrufung  des  Rundesgerichtes  sieh  nicht  auf  diejenige  Frage  er- 
strecken kann,  welche  durch  das  Verdikt  der  Geschwornen  erledigt 
wird,  die  Tltat-  oder  Schuldfrage  also  dem  Rechtsmittel  eutgegen 
bleiben  muss.  Denn  da  einerseits  das  Vorfahren  vor  den  kantonalen 
Schwurgerichten  mündlich  ist  und  der  Wahrspruch  der  Geschwornen 
nicht  mit  schriftlichen  Motiven  versehen  wird,  und  anderseits  der 
Bundesgose tsgebung  die  Kompetenz  abgeht,  hieran  etwas  zu  ändern, 
so  würde  dem  Bundesgericht  das  Material  mangeln,  um  die  Ent- 
scheidung  der  Thatfrage  nachzuprüfen.  Mau  wird  aber  zwischen 
den  Urthcilen  der  Schwurgerichte  und  denjenigen  der  ständigen 
Gerichte  einen  Unterschied  um  so  weniger  machen  können,  als, 
wie  oben  ausgeführt,  die  Kompetenzgrenze  zwischen  Schwurgericht 
und  ständigen  Gerichten  nicht  iu  allen  Kantonen  gleich  gezogen 
ist,  sondern  die  gleichen  Straffalle  in  den  einen  Kantonen  an  die 
Schwurgerichte,  in  den  andern  an  die  ständigen  Gerichte  verwiesen 
sind.  Wir  glauben  daher,  dass  schon  aus  diesem  Grunde  das 
Rechtsmittel  auf  die  Rechtsfrage  beschränkt  werden  müsse. 

Dazu  kommt,  dass  es  uns  nicht  gerechtfertigt  erschiene,  in 
Straffällen,  welche  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  in  vielen  Kantonen 
bloss  der  Beurtheilung  des  untersten  kantonalen  Strafgerichts  unter- 
liegen, ein  unbeschränktes  Rechtsmittel  gegen  das  kantonale  Urtheil 
zu  gewähren  und  vor  liundcsgcricht  ein  neues  Hauptverfahren  durch- 
zuführen. Soweit  aber  gegen  erstinstanzliche  Urtheilo  ständiger 
Strafgerichte  da»  Rechtsmittel  der  Berufung  an  eine  zweite  kan- 
tonale Instanz  unbeschränkt  stattfindet  — was  in  den  meisten 
Kantonen  bezüglich  aller  nicht  ganz  unbedeutenden  Straflälle  der 
Fall  ist  — kann,  wie  bei  dem  civilprozessualischen  Rechtsmittel 
der  Anrufung  dos  BundosgeriehteR,  aus  konstitutionellen  und 
praktischen  Gründen  keine  Rede  davon  sein,  das  Bundesgericht  an 
die  Stelle  der  zweiten  kantonalen  Instanz  zu  setzen.  Ebenso  wenig 
ist  es  endlich  unter  der  gegenwärtigen  Bundesverfassung  zulässig, 
die  Kantone  zur  Bezeichnung  bloss  einer  einzigen  Instanz,  und 
zwar  eitles  ständigen  Strafgerichtes  (mit  Ausschluss  des  Schwur- 
gerichtes), für  die  nach  eidgenössischem  Recht  zu  beurtheilenden 
Straffülle  zu  verpflichten  '),  denn  die  Gesetzgebung  über  die  Ge- 

l)  Aehnliche  Bestimmungen  enthalten  nun  allerdings  die  (iesetzesentwürfe 
über  den  Schutz  der  Erfindungen  und  der  Muster  und  Modelle  bezüglich  der 
Cieihtreitigkeiten.  Allein  dieselben  dürften  doch  über  die  Kompetenz  der  Bundes- 
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richtsorgnnisation  und  den  Strafprozess  steht  zur  Zeit  ausschliesslich 
den  Kantonen  zu  und  es  haben  daher  die  Kantone  allein  über  die 
Zuständigkeit  der  einzelnen  kantonalen  Strafgerichte  und  die  Zu- 
lässigkeit eines  Instanzenzuges  zu  entscheiden.  Es  kann  daher, 
wie  bereits  gesagt,  das  Hundesgericht  in  Strafsachen  wohl  nur  als 
Kassationshof  aufgestellt  werden  und  somit  nur  noch  in  Frage 
kommen,  ob  die  Nichtigkeitsbeschwerde  bloss  wegen  Verletzung 
des  Strafgesetzes,  d.  h.  des  materiellen  Strafrechtes,  oder  auch  wegen 
Verletzung  des  formeller)  Strafrechtes,  d.  h.  von  prozessualischen 
Rechtsvorschriften,  zugelassen  werden  solle. 

Wir  haben  uns  dafür  entschieden,  dass  die  Nichtigkeits- 
beschwerde nur  stattfinden  solle  wegen  Verletzung  oder  unrichtiger 
Anwendung  einer  Vorschrift  der  eidgenössischen  Gesetze,  also  des 
materiellen  Strafrechts.  Denn  die  in  Betracht  kommenden  Bundes- 
gesetze enthalten  nur  ganz  ausnahmsweise  strafprozessualischc  Vor- 
schriften; im  Ganzen  haben  die  kantonalen  Strafgerichte  auch  auf 
die  nach  eidgenössischem  Hechte  zu  beurthcilenden  Strafsachen 
lediglich  ihr  kantonales  Prozessrecht  anzuwenden. 

Hiezu  haben  uns  folgende  Erwägungen  geführt.  Das  Bundes- 
gericht einfach  an  Stelle  der  kantonalen  Kassationsgerichte  zu  setzen, 
geht,  abgesehen  von  konstitutionellen  Bedenken,  schon  desshalb  nicht 
an,  weil  nicht  alle  Kantone  die  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  Straf- 
urtheiie  kennen  und  einzelne  dieselbe  überhaupt  nur  wegen  Verstössen 
gegen  prozessuale  Vorschriften  zulassen.  Die  Hauptsache  bei  der  eid- 
genössischen Nichtigkeitsbeschwerde  sind  nun  aber  offenbar  die  ma- 
teriellen Nichtigkeitsgründe.  Es  ist  daher  klar,  dass  die  Kassations- 
gründe von  der  Bundesgesetzgebung  festgestellt  werden  müssen,  damit 
die  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  die  kantonalen  Strafurtheile  all- 
gemein und  glcichmässig  zulässig  ist.  Schon  früher  ist  aber  hervor- 
gehoben worden,  dass  die  Gestaltung  der  Rechtsmittel  mit  allen  wich- 
tigeren Partien  des  Prozesses  in  Beziehung  steht.  Es  ist  daher  bei 
der  Verschiedenheit  der  kantonalen  Strafprozessgesetze  sehr  zweifel- 
haft, ob  die  einheitliche  Aufstellung  bestimmter  prozessualer  Nichtig- 
keitsgründe möglich  wäre.  Mau  müsste  sich  wohl  mit  einer  ganz 
allgemeinen  Formulirung  behelfen  und  etwa  sagen,  die  Nichtigkeits- 
beschwerde sei  zulässig,  «wegen  Verletzung  wesentlicher  Prozess- 
gesetzgebung hinaus  gehen  und  sich  daher  nicht  rechtfertigen  lassen.  Dagegen 
bestände  gewiss  kein  verfassungsmässiges  Hiuderaiss  (Art.  114  H.  V.),  jene  t’ivil- 
atreitigkeiteu  wegen  ihrer  besundern  Natur  in  die  ausschliessliclw  Zuständigkeit 
des  Bundesgerichtes  zu  legen. 
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formen,  wenn  sich  mit  Wahrscheinlichkeit  ergebe,  dass  dieselbe 
auf  das  Urthoil  einen  nachtheiligen  Einfluss  geübt  habe“.  (Siehe 
z.  B.  Gesetz  betreffend  die  zürcherische  Rechtspflege  § 1091,  Zitf  5.) 
Daneben  könnten  noch  etwa  als  formelle  Nichtigkeitsgründe  aufge- 
stellt werden:  Inkompetenz,  oder  vorschriftswidrige  Besetzung  des 
Gerichtes,  Mitwirkung  eines  unfähigen  oder  abgelehnten  Justiz- 
beainten.  Allein  so  erwünscht  es  mitunter  sein  möchte,  ein  un- 
richtiges kantonales  Urtheil  (in  welchem  z.  B.  die  Thatfrage  offen- 
bar falsch  entschieden  ist),  dem  man  auf  anderem  Wege  nicht 
beikommeu  kann,  wegen  prozessualer  Verstössc  aufzuheben,  so 
kommt  dagegen  in  Betracht,  dass  es  doch  nicht  wohl  angeht,  die 
Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  kantonale  Strafurtheile  wegen  Ver- 
letzung prozentualer,  also  kantonaler , Vorschriften  verschieden  zu 
gestalten,  je  nachdem  die  Strafsache  materiell  nach  eidgenössischem 
oder  kantonalem  Recht  zu  entscheiden  ist.  Dieser  Fall  würde  aber 
eintreten,  wenn  mau  die  Anfechtung  der  kantonalen  Urtheilc  beim 
Bundesgericht  auch  wegen  prozessualer  Verstösse  zulassen  wollte. 
Denn  mit  Bezug  auf  die  auch  materiell  nach  kantonalem  Strafrechte 
zu  beurtheileuden  Strafsachen  miissteu  selbstverständlich  die  kanto- 
nalen Nichtigkeitsgründe  bestehen  bleiben,  beziehungsweise  würde, 
soweit  der  kantonale  Strafprozess  die  Nichtigkeitsbeschwerde  über- 
haupt nicht  kennt,  die  Anfechtung  der  letztinstanzlichen  Urtheile 
wegen  Verletzung  gesetzlicher  Prozessformen  ausgeschlossen  sein, 
da  der  Bundesgesetzgebung  die  Kompetenz  zu  einer  Aenderung 
gänzlich  abgeht.  l'ebrigens  wäre  auch  offenbar  kein  Grund  vor- 
handen, den  Kantonen  mit  Bezug  auf  diese  — ledit/lich  nach  kanto- 
nalem Rechte  zu  beurtheileuden  — Strafsachen  ein  solches  Rechts- 
mittel aufzudrängen. 

Nun  lässt  sich  allerdings  nicht  bestreiten,  dass  eine  auf  die 
materiellen  Nich tif/keitti/riinde,  d.  h.  auf  die  Verletzung  von  Vor- 
schriften des  eidt/enötsischen  Recht t beschränkte  Nichtigkeitsbe- 
schwerde gegen  Urtheile  kantonaler  Ocsch irornengerichte  in  der 
Regel  versagen  wird  ').  Denn  da  der  Wahrspruch  der  Geschwornen 
nicht  motivirt  wird,  sondern  nur  in  der  einfachen  Bejahung  oder 
Verneinung  der  an  die  Geschwornen  gestellten  Fragen  besteht,  so 
kann  derselbe  mit  der  Nichtigkeitsbeschwerde  wohl  kaum  jemals 
angefochten  werden.  Der  Entscheid  über  die  Schuldfrage  bleibt 

i)  Uebrigens  würde  auch  eine  auf  Verletzung  prozessualischer  Vorschriften 
ausgedehnte  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  schwurgerichtliche  Urtheile  schwerlich 
von  grossem  Erfolge  sein. 
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daher  dem  Rechtsmittel  unbedingt  entzogen,  mag  die  Annahme 
auch  noch  so  begründet  sein,  dass  derselbe  nicht  auf  einer  rein 
thatsächlichcn  Würdigung  des  Beweisergobnisses  (z.  B.  beim  Zu- 
geständnis der  entscheidenden  Thatsachen  durch  den  Angeklagten), 
sondern  lediglich  auf  einer  falschen  Auffassung  des  Strafgesetzes 
beruhe  oder  gar  (aus  vermeintlichen  Billigkeitsgründen)  in  be- 
wusstem Widerspruche  mit  demselben  gelallt  worden  sei.  Bei  den 
motivirten  Urtheilen  der  ständigen  Gerichte  ist  dies  anders,  indem 
aus  den  Erwägungen  zu  entnehmen  ist,  ob  die  Entscheidung  der 
Schuldfragt'  auf  rein  thatsächlichen  Annahmen  oder  auf  einer  recht- 
lichen Beurtheilung  basirt. 

Für  die  wichtigeren  nach  eidgenössischem  Recht  zu  entschei- 
denden Strafsachen  *)  sind  mm  allerdings  die  kantonalen  Gerichte 
nicht  ausschliesslich  kompetent,  sondern  steht  dem  Buudesrathe  das 
Recht  zu,  dieselben  an  die  Bundesassisen  zu  verweisen  (Art.  74 
des  Bundesstrafgesetzes  ; Art.  4 des  Bundesgesetzes  betr.  Werbung 
für  fremden  Kriegsdienst;  Art.  49  des  Banknotengesetzes).  Allein 
die  Meinung  des  Gesetzes  geht  doch  unzweifelhaft  dahin,  dass  diese 
Hrraffulle  nur  ausnahmsweise,  wenn  begründete  Befürchtung  vor- 
handen ist,  dass  die  kantonalen  Gerichte  den  eidgenössischen  Ge- 
setzen nicht  gehörige  Nachachtung  verschaffen  würden,  an  die 
Bundesassisen  zu  verweisen  seien,  und  es  wird  denn  auch  in  der 
That  die  Umgehung  der  kantonaleu  Gerichte  in  solchen  Fällen  als 
ein  Misstrauensvotum  gegen  diese  Gerichte  aufgefasst  und  empfun- 
den. Es  lässt  sich  ja  auch  nicht  leugnen,  dass  diese  Straffälle 
meistens  durchaus  nicht  von  der  Bedeutung  sind,  dass  es  sich  aus 
einem  andern,  als  dem  angeführten  Grunde  rechtfertigen  würde, 
den  Aufsehen  erregenden,  schwerfälligen  und  kostspieligen  Apparat 
eines  eidgenössischen  Schwurgerichtes  in  Bewegung  zu  setzen.  Und 
endlich  kommt  dazu,  dass  sich  ständige  Gerichte  für  die  Bour- 
theilung  einzelner  dieser  Strafsachen,  z.  B.  die  Uebortretungen  des 
eidgenössischen  Bankuotengcsetzes,  offenbar  viel  besser  eignen,  als 
Geschworene.  Es  ist  daher  sehr  begreiflich,  dass  mau  auf  den 
Gedanken  gekommen  ist,  diese  Strafsachen  ganz  oder  theilweise, 
ausschliesslich  oder  in  Konkurrenz  mit  den  kantonalen  Gerichten, 
dem  Bundesgerichte,  jedoch  ohne  Zuziehung  von  Geschwornen,  zur 
Beurtheilung  zuzuweisen.  Wenn  wir  dennoch  (wenigstens  in  erster 
Linie)  von  einem  solchen  Vorschläge  abgesehen  haben,  so  sind  wir 

')  Siche  oben  S.  211,  Ziffer  1,  und  Entwurf  Art.  C7. 
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dazu,  wie  bereits  oben  bemerkt  worden,  durch  die  Erwägung  be- 
stimmt worden,  dass  nach  der  Bundesverfassung  das  Bundesgericht 
zur  erst-  und  letztinstanzlichen  Bcurtheilung  von  Straflällen  nur 
in  Verbindung  mit  Gexchu'onien  berufen  ist. 

Allerdings  sagt  Art.  114  der  Bundesverfassung,  es  bleibe  der 
Bundesgesetzgebung  überlassen,  ausser  den  in  den  Art.  110,  112 
und  113  bczeichnoten  Gegenständen  auch  noch  andere  Fülle  in  die 
Kompetenz  des  Bundesgerichtes  zu  legen.  Allein  als  erkennendes 
Strafgericht  erster  und  letzter  Instanz  kennt  die  Bundesverfassung 
doch  nur  die  Bundesassisen,  d.  h.  das  Bundesgericht  in  Ver- 
bindung mit  Geschwornen,  welche  über  die  Thatfrage  absprechen. 
Art.  106  Ahe.  2 der  Bundesrerfassnug  bestimmt  ausdrücklich:  „Für 
„ Bcurtheilung  von  Straflallen  werden  Schwurgerichte  gebildet  ').“ 
Nach  dieser  Verfassungsbestimmung  kann  kaum  zweifelhaft  sein, 
dass  die  Bundesassisen  das  einzige  verfassungsmässige  erkennende 
Bundesstrafgericht  (erster  Instanz)  sind.  Damit  stimmt  überein  die 
Entstehungsgeschichte  des  Art.  106  der  jetzigen,  resp.  des  (abgesehen 
von  dem  (Jitat  des  Art.  112)  ganz  gleichlautenden  Art.  94  der 
frühem  Bundesverfassung,  wie  dieselbe  aus  dein  Protokoll  über  die 
„Verhandlungen  der  am  16.  August  1847  durch  die  eidgenössische 
„Tagsatzuug  mit  der  Revision  des  Bundesvertrages  vom  7.  August 
„1815  beauftragten  Kommission,  verfasst  durch  den  Sekretär  der 
Kommission,  Herrn  eidgenössischen  Kanzler  Schiess“,  S.  137  ff., 
zu  entnehmen  ist.  ln  diesem  Sinne  ist  denn  auch  jene  Verfassungs- 
bestimmung,  gewiss  mit  Recht,  bisher  immer  aufgefasst  worden. 
Nach  der  Bundesverfassung  können  daher  wohl  noch  andere  Straf- 
sachen, als  die  in  Art.  112  genannten,  den  Bundesassisen  überwiesen 
werden,  dagegen  erscheint  es  nicht  zulässig,  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  das  Bundesgericht  ahne  Geschworne  als  erkennendes 
Strafgericht  erster  Instanz  zu  konstituiren.  Dazu  wäre  eine  Revision 
der  betreffenden  Artikel  der  Bundesverfassung  nothwendig.  Eine 
solche  dürfte  auch  wohl  um  so  eher  gerechtfertigt  sein,  als  die 
Bundesassisen  auch  für  die  Beurtheilung  einiger  der  in  Art.  112 
der  Bundesverfassung  aufgeführten  Strafsachen  nicht  besonders  ge- 
eignet erscheinen  und  daher,  sobald  man  das  Bandesgericht  (ohne 
Gesch worne)  zum  Strafgericht  erster  Instanz  kreiren  will,  wohl 
auch  einige  der  in  jenem  Verfassungsartikel  aufgeführten  Straffälle, 

’)  Art.  HM>  Abs.  2 B.  V.  lautet  in  der  französischen  Ausgabe:  Il  y a,  de  plus, 
un  Jury  pour  lei  affaires  pénales  (Art.  112). 
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z.  B.  diejenigen  gegen  da»  Völkerrecht,  den  Bundesassiscn  entzogen 
und  dem  Bundesgericht  zugewiesen  werden  dürften. 

Sollten  diese  konstitutionellen  Bedenken  nicht  getheilt  werden, 
so  würde  es  sich  dann  wohl  empfehlen,  das  Bundesgericht  (ohne 
Geschworne)  einfach  für  alle  diejenigen  Strafsachen  als  einzige  In- 
stanz zuständig  zu  erklären,  bezüglich  welcher  dem  Bundesrath 
gegenwärtig  die  Wahl  zusteht,  dieselben  entweder  den  kantonalen 
Gerichten  oder  den  Bundesassiseu  zu  überweisen. 

Es  sind  dies  die  bereits  oben  angegebenen  Straflnlle  der  Art.  53 
bis  64  und  65  bis  72  des  Bundesstrafgesetzes,  des  Werbegesetzes 
und  des  Banknotengesetzes.  Die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichts 
bloss  etwa  ausnahmsweise  für  die  Uebertretungen  «les  Banknoten- 
gesetzes auszusprechen,  erschiene  uns  nicht  gerechtfertigt.  Wir 
würden  dann  aber  auch  daN  Bundesgericht  für  jene  Fälle  keines- 
wegs ausschliesslich  zuständig  erklären,  sondern  das  Wahlrecht  des 
Bundesrathes  bestehen  lassen,  in  der  Meinung,  dass  in  der  Kegel, 
wo  nicht  ausnahmsweise  besondere  Gründe  für  «lie  leberweisung 
an’s  Bundesgericht  bestehen,  die  kantonalen  Gerichte  zur  Verhand- 
lung und  Entscheidung  berufen  werden  sollten.  Ebenso  wenig 
würden  wir  die  elektive  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  auf  solche 
nach  eidgenössischem  Hecht  zu  bcurtheilende  Strafsachen  ausdehnen, 
welche  die  bisherige  Bundesgesetzgebung  ausschliesslich  den  kanto- 
nalen Strafgerichten  zuweist.  Denn  es  liegen  u.  E.  durchaus  keine 
Gründe  für  eine  Abänderung  jener,  theilweiso  in  der  allerneuesteu 
Zeit  erlassenen,  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  vor.  Es  könnten 
wegen  ihrer  Bedeutung  höchstens  etwa  in  Frage  kommen  die  Ueber- 
tretungen des  Bundesgesetzes  über  die  Answantlerungsagentaren, 
des  Bundesgesetzes  über  das  Versicherungswesen , des  Buudesgesctzes 
über  die  Kontrolirung  der  Gohl-  and  Silherwaaren , «les  Bundes- 
gesetzes über  gebrannte  Wasser  und  des  Réglementés  gegen  die 
Heblaus.  Die  übrigen  Straflalle  sind  theils  zu  wenig  bedeutend, 
thcils  kann,  wie  bezüglich  der  Bundesgesetze  über  die  Fabrik-  und 
Handelsmarken  und  «las  Urheberrecht,  aus  einleuchtenden  Gründen 
nicht  die  Rede  davon  sein,  dieselben  «len  kantonalen  Gerichti'u  zu 
entziehen. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  haben  wir  zu  «1er  Er- 
läuterung der  einzelnen  Artikel  noch  Folgendes  beizufügen: 

Art.  66  cnthiüt  die  wörtliche  Wiedergabe  des  Art.  102  der 
Bundesverfassung. 
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Die  Art.  67—68  treten  an  Stelle  des  letzten  Absatzes  von 
Art.  32  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  dessen  Redaktion  mit  Rück- 
sicht auf  Art.  1 14  der  Bundesverfassung  unvollständig  ist. 

Art  67  enthält  eine  dem  Art.  31  des  Entwurfes  analoge  Be- 
stimmung für  die  Bundesstrafrechtspflege.  Sofern  die  Bundesgesetz- 
gebung für  kompetent  erachtet  werden  und  von  dieser  Kompetenz 
Gebrauch  machen  sollte,  für  die  in  Art.  67  speziell  aufgeführten 
Straffälle  die  Bundesassisen  auszuschliessen  und  dieselben  dem 
Bundesgerichte  (ohne  Zuziehung  von  Gcschwornen)  zu  überweisen, 
so  würde  dieser  Artikel  selbstverständlich  ganz  oder  theilweise 
wegfallen. 

Art.  68  entspricht  dem  Art.  76  des  Bundesgesetzes  über  das 
Bundesstrafrecht. 

Art  69  reproduzirt  wörtlich  den  Art.  33  des  gegenwärtigen 
Organisationsgesetzes. 

Die  Art.  70  85  sind  ebenfalls  wörtlich  aus  dem  bestehenden 
Gesetze  herübergenommen  worden.  Dieselben  beziehen  sich  auf 
die  Zusammensetzung  der  Bundesassison,  die  Eintheilung  der  Eid- 
genossenschaft in  Assisenbezirke , die  Wahl  und  Amtsdauer  der 
Gcschwornen,  die  Bildung  der  Geschwornen-  und  der  Spruchliste 
u.  s.  w.  Zu  einer  Abänderung  dieser  Bestimmungen  schien  uns 
kein  Grund  vorzuliegen.  Die  Art.  34 — 38  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes betreffend  Bestellung  der  Kammern  für  die  Strafrechtspflege 
und  des  Kassationsgerichtes,  der  Untersuchungsrichter  und  des 
Bundesanwalts  sind,  wie  früher  bemerkt  worden,  in  die  erste  Ab- 
theilung  (Allgemeine  Bestimmungen)  versetzt  worden. 

Die  Art.  86  108  betreffen  «las  neu  vorgeschlagene  Rechtsmittel 
der  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  kantonale  Strafurthcile. 

ln  Art.  86  ist  der  Begriff  „Strafsache“  in  dem  Sinue  genommen, 
dass  er  alle  nach  eidgenössischen  Gesctz«>n  zu  ahndenden  Delikte 
umfasst,  in  welchen  ein  Straf  verjähren  nach  Jlassgabe  der  kanto- 
nalen Stra f Prozessordnung  vor  den  kantonalen  Gerichten  stattflndet. 
Gegen  Entscheide  der  Polizeibehörden  findet  «lagegen  immer  nur 
Beschwerde  beim  Bundi'srath  statt  (Art.  109  d.  E.). 

Der  Begriff  «les  eidgenössischen  Gesetzes  ist  im  weitesten  Sinne 
gefasst.  Es  ist  darunter  jede  strafrechtliche  Vorschrift  (Norm)  ver- 
standen, welche  in  einem  Bundesgcsctze,  einer  Verordnung,  einem 
Beschluss  oder  Reglement  oder  einem  Staatsvertrage  enthalten  ist, 
sofern  dieselbe  von  der  kompetenten  Bundesbehörde  ausgegangen 
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ist.  Es  füllen  also  z.  11.  darunter  die  Uobertretungen  des  Regle- 
ments betreffend  Fabrikation  von  Zündhölzchen,  des  Reglements 
betreffend  Massregeln  gegen  die  Reblaus  u.  s.  w.,  sofern  dieselben 
der  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Gerichte  unterliegen. 

Dagegen  scheiden  aus  die  Ürdnungsfehler  und  Disziplinarver- 
gehen, in  welchen  bloss  ein  Ordnungs-  oder  Disciplinarstrafverfahren 
vor  der  zuständigen  Behörde  stattfindet  und  eine  Ordnungs-  oder 
Disciplinarstrafe  ausgesprochen  wird.  (Yergl.  Lahand,  deutsches 
Staatsrecht,  Bd.  I,  S.  455  f.  d.  ersten  Auflage,  und  Liszt,  Reichs- 
strafrecht, 2.  Auflage,  S.  232.) 

Art.  87.  In  jedem  Kanton  besteht  ohne  Zweifel  eine  Behörde, 
welche,  sobald  sie  von  Polizeiorganen  oder  Privaten  davon  Kcnutniss 
erhalten  hat,  dass  möglicherweise  eine  strafbare  Handlung  begangen 
worden  sei,  von  Amtes  wegen  eine  Untersuchung  anzuheben  hat, 
soweit  nicht  gesetzlich  die  Strafverfolgung  von  einem  Antrag  des 
Verletzten  abhängig  ist.  Je  nachdem  der  kantonale  Strafprozess 
auf  dem  Inquisitions-  oder  Anklageprinzip  beruht,  hat  entweder 
das  Untersuchungsgericht  (der  Untersuchungsrichter),  ohne  einen 
Antrag  von  einer  andern  Beamtung  (Anklagebehörde)  abzuwarten, 
die  Untersuchung  zu  eröffnen,  oder  ist  es  Sache  des  öffentlichen 
Anklägers  (Bezirksamt,  Statthalter,  Staatsanwalt,  Amtskläger,  Be- 
zirksprokurator u.  s.  w.),  nachdem  er  selbst  die  nöthigen  Erhebungen 
gemacht  oder  durch  einen  Untersuchungsrichter  hat  machen  lassen, 
eine  förmliche  Anklage  bei  dem  zuständigen  Gericht  zu  erheben. 
Ein  solcher  öffentlicher  Ankläger  bestellt  in  den  meisten  Kantonen; 
allein  seine  Mitwirkung  bei  der  Strafrechtspflege  ist  theilweiso  auf 
die  schweren  Vergehen  und  Verbrechen  beschränkt  und  auch  sonst 
verschieden  normirt.  Es  stellt  der  Buudesgesetzgebuug  nicht  zu, 
die  Kantone,  welche  das  Institut  des  öffentlichen  Anklägers  nicht 
kennen,  zur  Bestellung  eines  solchen  Beamten  für  die  nach  eidge- 
nössischem Rechte  zu  beurtheilenden  Strafsaeheu  anzuhalten,  sondern 
es  hat  die  Untersuchung  und  Beurtheilung  dieser  Straffälle  einfach 
nach  dem  gleichen  Verfahren  zu  geschehen,  welches  für  die  im 
kantonalen  Gesetz  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen  vorge- 
schrieben ist. 

Soweit  dagegen  eine  kantonale  Auklagobehörde  besteht,  ist 
nicht  einzusehen,  warum  sie  sich  nicht  der  in  der  Bundesgesetz- 
gebung mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  in  gleicher  Weise  an- 
nehmen sollte,  wie  der  andern  Straffälle.  Um  jedoch  die  hierüber 
bisher  etwa  aufgetauchten  Zweifel  zu  beseitigen,  stellt  der  Entwurf 
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in  diesem  Artikel  eine  bezügliche  Vorschrift  auf.  Wo  es  nach  der 
kantonalen  Strafprozessgesetzgebung  — die  häutig  nur  auf  die  im 
kantonalen  Strafgesetz  vorgesehenen  Handlungen  Rücksicht  nimmt  — 
zweifelhaft  ist,  welche  Behörde  für  die  Betreibung  der  Anklage  zu- 
ständig' sei,  hat  die  kantonale  Regierung  diese  Stelle  zu  be- 
zeichnen. 

Der  Entwurf'  räumt  aber  im  Fernern  dem  Bundesrathe  das  Recht 
ein,  die  Interessen  der  Anklage  durch  einen  besondem,  von  ihm 
ernannten,  Beamten  ( Bundexanwalt ) wahrnehmen  zu  lassen.  Macht 
der  Bundesrath  von  diesem  Rechte  Gebrauch,  so  tritt  der  Bundes- 
anwalt  vor  den  kantonalen  Gerichten  au  die  Stelle  der  kantonalen 
Staatsanwaltschaft,  mit  allen  Rechten  und  Pflichten  derselben.  Der 
Bundesrath  soll  bei  «1er  Wahl  des  Bundesanwaltes  ganz  freie  Hand 
haben.  Er  kann  als  solchen  auch  den  kantonalen  Staatsanwalt  be- 
zeichnen, sofern  er  es  für  angemessen  erachtet.  In  solchem  Falle 
hat  aber  der  kantonale  Staatsanwalt  sowohl  den  allgemeinen  als 
den  auf  den  speziellen  Fall  bezüglichen  Anweisungen  des  Bundes- 
rathes  nachzukommen.  Eine  Verpflichtung  zur  Ucbernahme  der 
Bundesanwaltschaft  statuirt  der  Entwurf  nicht. 

Art  88.  ü m dem  durch  eine  strafbare  Handlung  Geschädigten 
möglichst  rasch  zum  Ersätze  seines  Schadens  zu  verhelfen,  wird 
demselben  in  den  kantonalen  Strafprozessordnungen  regelmässig  das 
Recht  eingeräumt,  seinen  Schadensersatzanspruch  im  Strafprozesse 
adhäsiousweise  geltend  zu  machen  und  so  den  strafprozessualischen 
Beweis  auch  für  diesen  Anspruch  zu  benutzen. 

Insoweit  wird  also  der  Strafrichter  auch  für  den  mit  der  Straf- 
sache eonnexen  Civilanspruch  zuständig  erklärt  und  demselben  auch 
die  Civiljurisdiktion  übertragen. 

Der  Geschädigte  ist  aber  regelmässig  nicht  gezwungen,  den 
Weg  des  Adhäsionsprozesses  zu  betreten,  sondern  er  kann  seinen 
Anspruch  auch  auf  dem  gewöhnlichen  Civilweg  geltend  machen. 
Ebenso  steht  meistens  auch  dem  Strafrichter  die  Befugniss  zu,  die 
Schadenersatzklage  auf  diesen  Weg  zu  verweisen,  sofern  ihm  bei 
Erledigung  des  Strafpunktes  die  Akten  des  Civilpunktes  noch  nicht 
spruchreif  erscheinen. 

Daran  will  der  Entwurf  nichts  ändern.  Dagegen  schreibt  der- 
selbe vor,  dass  im  Falle  der  Freisprechung  des  Angeklagten  von 
der  Strafklage  der  Civilanspruch  immer  auf  den  Civilweg  verwiesen 
werden  müsse.  Die  Ansicht,  dass  auch  das  freieprechende  straf- 
richterliche Urtheil  für  den  Civilrichter  massgebend  sei,  ist  gegen- 
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wärtig  ziemlich  allgemein  aufgegehcn  und  stellt  auch  mit  Art.  58 
des  Obligationcnrechts  im  "Widerspruch.  Die  weitere  Verfolgung 
des  Civilanspruchs  ist  daher  rechtlich  möglich,  auch  wenn  der  An- 
geklagte freigesprochon  wird.  Es  kann  dann  aber  nicht  mehr  Sache 
des  Strafrichters,  sondern  lediglich  des  Civilrichters  sein,  die  Frage 
zu  entscheiden,  ob  das  Fundament  des  civilrechtlichen  Anspruches 
vorhanden  sei,  bezw.  ob  für  den  Civilanspruch  ausschliesslich  die 
gleichen  Thatsachen  wie  für  die  Bestrafung  genügen,  resp.  erfor- 
derlich seien.  Die  Sache  liegt  dann  ganz  gleich,  wie  wenn  eine 
Straf  klage  gar  nicht  erhoben  worden  wäre,  und  es  muss  dem 
Kläger  das  Hecht  eingeräumt  werden,  sich  zur  Herstellung  seines 
Anspruchs  aller  im  Civilprozesse  zulässigen  Beweismittel  zu  be- 
dienen. Auch  kommt  dabei  einigermassen  in  Betracht  die  Ver- 
schiedenheit der  Rechtsmittel  im  Civil-  und  Strafprozesse  hinsicht- 
lich der  Anrufung  des  Bundesgerichtes.  Ist  dagegen  der  Angeklagte 
verurÜieilt  worden,  so  ist  damit  regelmässig  das  Fundament  der 
Civilklage  gegeben,  da  jede  strafbare  Handlung  auch  zum  Ersätze 
des  durch  dieselbe  verursachten  Schadens  verpflichtet. 

Art.  89  und  Art.  90  schreiben  die  schriftliche  Zujertigung  der 
Strafurtheile  an  den  Bundesrath  und  die  Parteien  — vorbehaltlich 
des  ausdrücklichen  Verzichts  der  letztem  — vor  und  erklären  sich 
aus  Art.  92  des  Entwurfes,  durch  welchen  nicht  nur  den  Parteien, 
sondern  auch  dem  Bundesrathe  das  Recht  eingeräumt  wird,  gegen 
kantonale  Strafurtheile  die  .Nichtigkeitsbeschwerde  an’s  Bundes- 
gericht zu  ergreifen,  und  zwar  dem  Bundesrathe  auch  gegen  erst- 
instanzliche kantonale  Urtheile,  sofern  die  Parteien  dieselben  haben 
in  Kraft  erwachsen  lassen;  jedoch  mit  Ausschluss  derjenigen  Straf- 
fälle, in  welchen  das  Gesetz  (Markenschutzgesetz  und  Bundesgesetz 
über  das  Urheberrecht)  die  Strafverfolgung  von  einem  Anträge  des 
Verletzten  abhängig  macht.  Was  diese  Vergehen  betrifft,  so  scheint 
uns  kein  Bedürfnis  vorhanden  zu  sein,  auch  dem  Bundesrath  ein 
Beschwerderecht  einzuräumeu.  Es  genügt,  wenn  dasselbe,  auch 
bezüglich  des  Strafpunktes,  dem  Verletzten  zusteht. 

Mit  Bezug  auf  die  Anfechtung  des  Entscheides  über  den  Civil- 
punkt  ist  auf  das  früher  Gesagte  zu  verweisen.  Hat  das  kantonale 
Gericht  den  Schadenersatzanspruch  auf  den  Civilweg  verwiesen,  so 
kann  natürlich  dieser  Entscheid  beim  Bundesgericht  nicht  ange- 
fochten  werden,  da  das  eidgenössische  Hecht  durch  denselben 
nicht  verletzt  wird.  Vorbehalten  bleibt  auch  die  Bestimmung  des 
Art.  88  des  Entwurfes. 
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Der  Entwurf  enthält  keine  besondere  Bestimmung  für  die  — 
übrigens  wohl  äusserst  seltenen  — Fälle,  wo  die  kantonalen  Ge- 
richte in  einer  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  entscheidenden 
Strafsache  kantonales  statt  eidgenössisches  Recht  angewendet  haben. 
Allein  es  versteht  sich  wohl  von  selbst,  dass  der  Bundesrath  jeder- 
zeit, sobald  er  von  einem  solchen  Urtheilo  Kenntniss  erhält,  dessen 
amtliche  Zufertigung  von  den  kantonalen  Gerichten  verlangen  und 
hierauf  innert  der  gesetzlichen  Frist  das  Rechtsmittel  der  Kassation 
an’s  Bnndesgericht  ergreifen  kann. 

Art.  93.  Der  Bundesrath  hat,  sofern  er  nicht  gemäss  Art.  87 
Abs.  3 einen  eigenen  Bundesanwalt  bestellt  (wovon  er  in  weniger 
wichtigen  Fällen  wohl  absehen  dürfte),  vor  den  kantonalen  Gerichten 
keinen  Vertreter,  welcher  in  seinem  Namen  gegen  erstinstanzliche 
Vrtheile  die  nach  kantonalem  Rechte  zulässigen  Rechtsmittel  er- 
greifen würde.  Die  kantonale  Staatsanwaltschaft  ist  in  der  Regel 
eine  selbständige  Behörde,  welche  von  keiner  andern  Amtsstelle 
bezüglich  der  Ergreifung  von  Rechtsmitteln  Weisungen  anzunehmen 
hat.  Wenn  daher  die  Nichtigkeitsbeschwerde  für  den  Bundesrath 
einen  Werth  haben  soll,  so  muss  sie  demselben  auch  gegen  erst- 
instanzliche Urtheile,  welche  die  Betheiligten  haben  in  Rechtskraft 
erwachsen  lassen,  eingeräumt  werden.  Die  Parteien  haben  dagegen 
zuerst  den  kantonalen  lnstanzenzug  zu  erschöpfen,  bevor  sie  an’s 
Bnndesgericht  gelangen  können. 

Art  95  bis  106.  Der  Nichtigkeitsbeschwerde  kommt  kein 
Suspensiveffekt  zu  ; zur  Sistirung  der  Vollziehung  bedarf  es  daher 
einer  Verfügung  des  Bundesgerichtes.  Int  Ucbrigen  ist  das  Rechts- 
mittel wesentlich  dem  Rechtsmittel  der  Berufung  an’s  Bundesgericht 
in  Oivilstrcitigkciten  nachgebildet.  Jedoch  ist  dem  Bundesgericht 
die  Thatfrage  unbedingt  entzogen  und  kann  das  Buudcsgericht 
das  kautonaie  Urtheil  mit  Bezug  auf  den  Strafpunkt  nur  auf  heben, 
kaxgiren,  nicht  abändern.  Das  Endurtheil  in  der  Strafsache  muss 
immer  vom  kantonalen  Gerichte  ausgehen,  da  nicht  nur  der  Straf- 
vollzug in  diesen  Sachen  ausschliesslich  Sache  der  Kantone  ist, 
sondern  auch  für  die  Begnadigung,  Rehabilitation  und  Revision 
einzig  ilie  kantonale  Gesetzgebung  massgebend  ist.  Es  hätte  sich 
fragen  können,  ob  nicht  für  die  Fälle  eine  Ausnahme  zu  machen 
sei,  in  welchen  das  Bundesgericht  zur  Freisprechung  des  Ange- 
klagten gelangen  würde.  Wir  halten  es  aber  für  angemessener, 
das  Bundesgericht  auf  die  reine  Kassation  zu  beschränken,  da  auch 
gegen  freisprechende  Urtheile  unter  Umständen  wegen  neu  auf- 
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gefundener  Beweismittel  u.  s.  w.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
(Revision)  nach  den  kantonalen  Gesetzen  zulässig  ist. 

Im  Uebrigen  ist  zu  den  einzelnen  Artikeln  blos  noch  hervor- 
zuheben, dass  in  den  Strafsachen,  in  welchen  die  Strafverfolgung 
nicht  vom  Anträge  des  Verletzten  abhängig  ist,  gegenüber  der  vom 
Angeklagten  erhobenen  Nichtigkeitsbeschwerde  auch  der  Bundesrath 
als  Gegenpartei  erscheint  und  demselben  daher  die  Beschwerdeschrift 
mitzutheilen  ist  (Art.  100)  ; ferner,  dass  dio  Fristen  zur  Ergreifung 
der  kantonalen  Nichtigkeitsbeschwerde  (Art.  101)  in  der  Kegel  sehr 
kurz  bemessen  sind  (3,  4,  10  Tage). 

Art.  103  räumt  dem  Bundesgerichte  die  Befugniss  ein,  das  auf- 
gehobene Urtheil  an  ein  anderes  Gericht,  als  dasjenige,  von  welchem 
es  erlassen  worden  ist,  zurückzuweisen  ; jedoch  muss  das  Gericht 
dem  gleichen  Kanton  angehören  und  von  gleicher  Ordnung  sein. 
Diese  Befugniss  ist  allerdings  von  sehr  beschränkter  Bedeutung,  da 
sie  nur  Urtheile  betreffen  kann,  welche  nicht  von  der  obersten 
kantonalen  Instanz  ausgegangen  sind  und  in  einigen  Kantonen  nicht 
einmal  mehrere  koordinirte  untere  Strafgerichte  bestehen.  Die  Rück- 
weisung der  Sache  an  ein  Gericht  eines  andern  Kantons  muss  schon 
wegen  der  Verschiedenheit  der  kantonalen  Strafprozessgesetze  un- 
bedingt ausgeschlossen  bleiben. 

Die  Entscheidung  des  Bundesgerichtes  ist  für  die  kantonalen 
Gerichte  massgebend  und  wohl  nicht  zu  befürchten,  dass  die  letztem 
dieser  Vorschrift  nicht  nackkommen  werden.  Der  Entwurf  sieht 
daher  — in  Uebereinstimmung  mit  den  bestehenden  Strafprozess- 
ordnungen — von  einer  besonderen  Bestimmung  für  den  Fall  der 
Renitenz  der  kantonalen  Gerichte  ab. 

Art.  104  bezieht  sich  natürlich  nur  auf  solche  Mängel  des 
Urtheils,  welche  nicht  auf  gesetzlicher  Bestimmung  beruhen  und 
daher  hätten  vermieden  werden  können  und  sollen.  Als  ein  solcher 
Mangel  kann  also  nicht  etwa  angesehen  werden,  dass  der  Wahr- 
spruch der  Geschwornen  nicht  begründet  ist. 

Art.  107  füllt  eine  fühlbar  gewordene  Lücke  der  Bundesgesetz- 
gebung aus  und  bedarf  keiner  weitern  Begründung.  Letzteres  gilt 
auch  für  Art.  108.  Sowohl  das  Bundesgesetz  über  das  Bundesstraf- 
recht, als  die  meisten  der  im  Eingang  angeführten  Spezialgesetze 
enthalten  Bestimmungen  betreffend  die  Umwandlung  der  Geldbussen 
in  Gefiingniss.  Art.  74  Abs.  2 des  Buiulesstrafgesetzes  behält  auch 
das  Begnadigungsrecht  der  Bundesversammlung  bezüglich  der  in 
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jenem  Gesetze  vorgesehenen  Verbrechen  und  Vergehen  vor.  Soweit 
solche  bundesgesetzliehe  Bestimmungen  mangeln,  kann  wohl  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  kantonalen  Behörden  die  allgemeinen 
Bestimmungen  ihrer  Gesetzgebung  anzuwenden  haben. 

Von  der  Einführung  eiues  Rechtsmittels  gegen  die  vom  liundes- 
gerichl  selbst  als  Kaxmiio nsi mtanz  erlassenen  Entscheide  sieht  der 
Entwurf  ab.  Da  das  Bundesgericht  in  der  Strafsache  niemals  das 
Eudurtheil  erlässt,  sondern  letzteres  immer  vom  kantonalen  Gerichte 
ausgeht,  so  könnte  höchstens  iu  Frage  kommen,  ob  nicht  gegen 
den  bundesgerichtlichen  Entscheid  wegen  ungehöriger  Besetzung 
des  Gerichts,  Mitwirkung  einer  unfähigen  oder  abgelehnten  Gerichts- 
person, Bestechung  eines  Richters  oder  Verweigerung  des  rechtlichen 
Gehörs  der  Kassationsrekurs  zugelassen  werden  sollte.  Allein  solche 
Falle  werden  kaum  jemals  verkommen,  und  da  das  Bundesgericht 
selbst  als  Kassationsinstanz  fungirt,  so  erschien  uns  die  Einführung 
eines  weitern  Rechtsmittels  eine  wahre  Suporfütation  zu  sein.  Es 
muss  Alles  einmal  sein  Endo  nehmen. 

Die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  zur  Entscheidung  über 
die  Rechtsmittel  der  Kassation  und  lierision  gegen  Urtheilc  der 
Bundcsassisen  ist  bereits  im  Art.  16  Abs.  2 d.  E ausgesprochen  und 
war  daher  iu  dieser  Abtheilung  des  Gesetzes  nicht  weiter  zu  er- 
wähnen. 

Des  Rechtsmittels  der  Kassation  gegen  die  Entscheidungen 
ausserordentlicher  Kriegsgerichte')  hat  auch  das  bisherige  Organi- 
sationsgesetz nicht  besondere  Erwähnung  gethan.  Zuständig  zur 
Entscheidung  über  dasselbe  ist  gemäss  Art.  16  Abs.  4 das  Gexammt- 
blindesgericht. 

Art.  109.  Tn  einzelnen  Kautouen  entscheiden  über  minder 
wichtige  Uebertretungen  von  Bundesgesetzen  die  Verwaltungs- 
behörden, theils  definitiv,  tlieils  unter  dem  gesetzlichen  Vorbehalte 
der  Zuständigkeit  der  Strafgerichte.  Soweit  letzteres  der  Fall  ist, 
lässt  der  Entwurf  den  Rekurs  an  die  Bundesbehörden  nur  gegen 
den  gerichtlichen  Entscheid  zu,  so  dass  diejenige  Partei  (in  der 
Regel  nur  der  Beschuldigte),  welcher  der  Rechtsweg  geöffnet  ist, 
vorerst  diesen  Weg  beschreiten  muss.  Die  Beschwerdeführung  beim 
Bundcsrathc  über  die  Verfügung  der  kantonalen  Verwaltungsbehörde 
könnte  nur  dann  zugelasson  werden,  wenn  darin  ein  Verzicht  auf 
den  Rechtsweg  erblickt  werden  dürfte.  Dies  ist  aber  zum  Mindesten 


*)  Siehe  oben  S.  236,  Ziff.  3 lit.  a. 
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zweifelhaft.  Dazu  kommt,  dass  die  polizeiliche  Bestrafung  sielt  über- 
haupt nur  in  denjenigen  Füllen  rechtfertigt,  wo  der  Beschuldigte 
der  Uebertretung  geständig  ist,  in  allen  andern  Fällen  dagegen  das 
gerichtliche  Verfahren  den  Vorzug  verdient.  Betheiligt  bei  einer 
solchen  Uebertretung  können  aber  auch  andere  Personen  sein,  ins- 
besondere diejenigen,  welche  durch  dieselbe  geschädigt  worden  sind. 

Soweit  diese  Betheiligten  nach  dem  kantonalen  Recht  den  An- 
trag auf  gerichtliche  Entscheidung  nicht  stellen  können,  steht  ihnen 
das  Recht  der  Beschwerdeführung  gegen  freisprechende  Verfügungen 
der  kantonalen  Verwaltungsbehörden,  resp.  gegen  N ich  teinschreiten 
derselben,  beim  Bundesrath  zu.  Letztere  Behörde  wird  aber,  falls 
sie  die  Beschwerde  begründet  findet,  jedenfalls  in  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  der  Angeklagte  gerichtliche  Entscheidung  verlangen 
kann,  die  Strafe  nicht  gelbst  aussprechen  können,  sondern  sich 
darauf  beschränken  müssen,  die  kantonale  Verwaltungsbehörde  zum 
Erlass  einer  Strafverfügung  auzuhalten,  gegen  welche  der  Beschul- 
digte dann  die  gerichtliche  Entscheidung  anrufen  kann. 

Zu  dem  eventuellen  Entwürfe  (Art.  H5»  bis  Art.  85“)  haben  wir 
nur  wenige  Bemerkungen  zu  machen. 

Es  erschien  uns  selbstverständlich,  dass  das  Verfahren  in  den 
vom  Bundesgerichte  als  einzige  Instanz,  jedoch  ohne  Qeschwor ne, 
zu  erledigenden  Straffällen  soviel  als  immer  möglich  sich  nach  dem 
Gesetze  über  die  Bundesstrafrechtspflege  zu  richten  habe,  insbe- 
sondere also  bezüglich  der  Voruntersuchung  und  des  vorbereitenden 
Verfahrens  überhaupt.  In  dieser  Beziehung  enthält  der  Entwurf  nur 
insoweit  eine  abweichende  Vorschrift,  als  derselbe  bestimmt,  dass  die 
Einvernahmen  der  Zeugen  und  Experten  immer  vollständig  nieder- 
zuschreiben und  überhaupt  die  Akten  so  vollständig  als  möglich  zu 
erheben  seien.  Diese  Vorschrift  findet  ihre  Begründung  darin,  dass 
nach  dem  Entwürfe  ein  mündliches  Beweisverfahren  vor  dem  Bundes- 
gerichte iu  der  Regel  nicht  stattfinden,  sondern  das  Uri  heil  auf 
Grundlage  der  schriftlichen  Voruntersuchung  gefällt  werden  soll. 
Vor  einem  ständigen  Gerichte  erscheint  ein  mündliches  Beweisver- 
fahren, wie  es  im  schwurgerichtlichen  Verfahren  nothwendig  ist, 
nicht  als  Bedürfnis.  Zudem  wäre  ein  solches  vor  Bundesgericht  mit 
Kosten  verbunden,  die  mit  der  Bedeutung  der  iu  Frage  stehenden 
Strafflille  meistens  in  gar  keinem  Verhältnis«  stehen  würden;  denn 
die  Hauptverhandlung  und  Urtheilsfällung  soll  selbstverständlich 
nicht,  wie  bei  den  Bundesussisen,  am  Orte  der  begangenen  Thal, 
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resp.  in  dessen  Nähe,  sondern  am  Amtssitze  des  Bandesgerichts 
stattfinden.  Es  ist  weder  im  Interesse  der  richtigen  Erledigung  der 
Straftälle,  noch  in  demjenigen  der  Würde  des  Bundesgerichtes  er- 
forderlich, dass  dasselbe  zur  Ausübung  dieses  Zweiges  der  Straf- 
rechtspflege sich  auf  die  Wanderschaft  begebe,  ln  diesem  Sinne 
regelt  der  Entwurf  (in  Ersetzung  resp.  Abänderung  des  fünften 
Titels  des  Bundesgosetzes  über  die  Bundesstrafrechtspflege)  das 
Hauptverfahren  vor  dem  Bundesgerichto.  Dasselbe  besteht  im 
Wesentlichen  in  einer  kontradiktorischen  Verhandlung  der  Parteien 
auf  Grundlage  des  schriftlichen  Verfahrens,  wobei  jedoch  die  Ein- 
vernahme von  Zeugen  und  Experten  nicht  ausgeschlossen  ist,  sofern 
dieselben  nicht  blos  die  in  der  Voruntersuchung  gemachten  Angaben 
wiederholen  oder  über  unerhebliche  Thatsaehen  aussagen  sollen. 

Bezüglich  der  Kassations-,  Révisions-  und  Rohabilitations- 
gesuche  war,  abgesehen  von  einer  Beschränkung  der  Kassations- 
grüude  (Art.  8öm),-  nur  die  Kompetenz  zu  regeln. 

Die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  in  Frage  stehenden 
Straflalle  wäre  eventuell  der  zweiten  Abtheilung  des  Bundesgerichtes 
zu  übertragen. 
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Bemerkungen  und  Vorschläge 

von 

Carl  StooRB. 


Der  schweizerische  Bundesrath  hat  der  Bundesversammlung 
am  10.  April  1888  einen  Entwurf  über  die  Militärstrafgeriehts- 
ordnung  vorgelegt.  Ueber  die  Vorgeschichte  des  Entwurfes  enthält 
die  Botschaft  des  Bundesrathes  folgende  Angaben  : 

„Ursprünglich  leitete  uns  der  Gedanke,  an  die  Stelle  des  bisherigen 
ein  Gesetz  zu  setzen,  das  vermöge  seiner  Kürze  in  dem  DienstbUchlein 
des  Soldaten  hätte  abgedruckt  werden  können  und  daher  lediglich  die 
nothwendigsten  Bestimmungen  in  sehr  gedrängter  Zusammenfassung  und 
unter  Weglassung  eines  ausführlichen  allgemeinen  Theiles  enthalten  durfte. 
Diesem  Gedanken  entsprach  ein  von  Herrn  Professor  Dr.  Hilty  in  Bern 
schon  im  Jahre  1878  ansgearbeiteter  Entwurf,  welcher  allerdings  nur 
80  Artikel  enthielt.  Allein  eine  Kommission  von  Fachmännern,  welcher 
wir  den  Entwurf  im  Jahre  1879  unterbreiteten,  ging  bereits  von  diesem 
Systeme  ab  und  sprach  sich  in  ihrer  Mehrheit  für  ein  Gesetzbuch  nach 
bisheriger  Art  und  Weise,  wiewohl  in  möglichst  knapper  und  praktischer 
Fassung,  aus. 

Den  geäusserten  Bedenkeu  sollte  der  Ihnen  am  30.  Mai  1884  zu- 
geleitete Entwurf  Rechnung  tragen.  Es  war  derselbe  somit  der  Versuch 
einer  Vermittlung  zwischen  zwei  Systemen,  dem  System  einer  summarischen, 
möglichst  volkstümlichen  Behandlung  des  Stoffes  und  demjenigen  einer 
streng  geordneten,  jede  Einzelheit  wohl  beachtenden  Bearbeitung  des- 
selben. Mit  uns  erblickten  damals  viele  Fachkundige,  in  dem  Entwürfe 
die  glückliche.  Lösung  dieseB  Problems. 

Der  Gang  der  Berathungen  im  Ständerathe  und  in  der  nationalräthlichen 
Kommission  und  seither  erschienene  öffentliche  Kritiken  haben  uns  jedoch 
zu  der  Ueberzeugung  gebracht,  dass  die  Absicht,  welche  dem  Entwürfe 
vom  80.  Mai  1884  zn  Grunde  lag,  in  der  Praxis  sich  nicht  verwirklichen 
lässt.  Die  zahlreichen  Abänderungen  und  Ergänzungen,  die  der  Entwurf 
im  Laufe  der  Berathungen  erfuhr,  gaben  demselben  ein  ganz  neues  Ge- 
präge, welches  wenig  mehr  von  der  ursprünglichen  Einfachheit  und  Ge- 
drängtheit erkennen  liess;  dieselben  strebten  mehr  und  mehr  nach  in'a 
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Einzelne  pellender  systematischer  Behandlung  und  nahmen  damit  dem 
Entwürfe  seinen  originellen  Charakter.  Allein  da  die  Abänderungen  und 
Ergänzungen  alle  nur  das  Resultat  von  ebenso  vielen  Einzelanträgen 
waren,  so  konnten  sie  nicht  dazu  fuhren,  an  die  Stelle  des  ursprünglichen 
Entwurfs  ein  einheitliches,  nach  testen  Grundsätzen  geordnetes  Ganzes 
zu  setzen. 

Die  nationalräthliche  Kommission,  in  welche  fllr  den  am  2.  Februar 
1880  verstorbenen  lim.  Oberauditor  J.  Btizberger  Hr.  Oberst  Ed.  Millier 
(Bern)  eingetreten  war,  ertheilte  im  Einverständnis  mit  dem  Vorsteher 
des  eidgenössischen  Justizdepartements  dem  Herrn  Millier  am  29.  Juni 
1880  den  Auftrag,  Uber  die  Militärgerichtsorganisation  und  das  Militär- 
strafverfahren einen  Entwurf  nach  einem  von  ihm  am  19.  Juni  gl.  J. 
eingereichten  schematisirteu  Anträge  auszuarbeiten. 

Der  neue  Entwurf  war  am  31.  Juli  1880  vollendet.  Wir  hielten  es 
fllr  zweckmässig,  dem  Wunsche  der  nationalräthlichen  Kommission  ent- 
sprechend, denselben  einer  fachmännischen  Begutachtung  zu  unterwerfen, 
und  ernannten  hicfUr  als  Experten  die  Herren  : Alt-Bundesrath  Eugen 
Borei,  Oberauditor  der  Armee  ; l’rof.  Dr.  C.  Ililty,  Oberst  im  Justizstab 
und  Präsident  des  Militärkassationsgerichts  ; Nationalrath  A.  Brosi,  Prä- 
sident der  nationalräthlichen  Kommission  fllr  das  Militärstrafrecht;  Staats- 
rath A.  Cornaz,  Präsident  der  ständeräthlirhen  Kommission  für  das  Militär- 
strafrccht;  Nationalrath  Ed.  MUller,  Oberst -Brigadier;  Prof.  Dr.  A.  Schneider, 
Major  im  Justizstah  und  Grossrichter,  und  Prof.  Dr.  X.  Gretener,  Lehrer 
des  Strafrechts  an  der  Universität  Bern. 

Diese  Expertenkommission  beschloss  in  ihrer  Sitzung  vom  3.  Februar 
1887  mit  Mehrheit,  dem  Bundesratlie  die  Ansicht  auszusprechen: 

1)  es  gebühre  den  Anträgen  des  Herrn  Mliller  in  Betreff  der  Gerichts- 
organisation und  des  Strafverfahrens  gegenüber  den  Bestimmungen 
des  bisherigen  Entwurfes  der  Vorzug; 

2)  die  Annahme  der  MUller’schen  Anträge  mache  eine  Umarbeitung 
auch  des  materiellen  Militärstrafrechts  notbwendig. 

Wir  haben  darauf  unser  Justiz-  und  Polizeidepartement  beauftragt, 
die  Neubearbeitung  des  Entwurfs  an  die  Hand  zu  nehmen.  Die  in  den 
bisherigen  Berathungen  gewonnenen  Resultate  sollten  möglichst  benutzt 
und  verwerthet,  im  Ganzen  alter  eine  mehr  systematische  Behandlung 
des  Stoffes  angestrebt  werden. 

Das  Departement  entledigte  sieh  seiner  Aufgabe  unter  Zurathcziehung 
der  oben  genannten  Experten.  Dabei  hat  sich  gezeigt,  dass  die  Fertig- 
stellung aller  Tlieile  eines  Gesetzes,  welches  die  gesammte  Rechtspflege, 
also  auch  das  materielle  Strafrecht,  die  Disziplinarstrafordnung  und  die 
Kricgsartikel  umfassen  wtlrdc,  noch  eine  beträchtliche  Zeit  in  Anspruch 
nehmen  wird.  Diese  Zeit  möchten  wir  nicht  verlieren.  Unser  Justiz- 
departement legt  uns  als  Resultat  der  bisherigen  Berathungen  den  voll- 
ständigen Entwurf  eines  Bundesgesetzes  Uber  die  Militärstrafgerichts- 
ordnung  vor.  Gegenüber  diesem  Entwürfe  ziehen  wir  unsere  Vorlage 
vom  30.  Mai  1884  zurUek.  Da  kein  Hindernis s besteht,  um  ' die 
Ifaupttheile  der  Militär  Strafrechtspflege  in  gesonderten  Gesetzen  nt 
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behandeln,  der  Entwurf  für  eine  neue  Militärftrafgerirhtsordnnng 
ober  dringlich  erscheint  und  genugsam  vorbereitet  ist,  so  schlagen 
wir  Ihnen  vor,  auf  die  fterathung  dieses  Entwurfes  einzutreteu  und 
denselben  als  selbstständiges  Gesetz  anzunehmen. 

Wir  wilrden  Ihnen  auf  diese  Weise  nach  einander  vorlegen: 

• 1)  ein  Gesetz  Uber  die  Militärstrafgerichtsordnung; 

2)  ein  Gesetz  Uber  die  Disziplinarstrafordnung; 

3)  ein  Gesetz  Uber  das  Militärstrafrecht; 

4)  ein  Gesetz  Uber  die  Kriegsartikel.“ 

Eine  successive  Bearbeitung  mag  vielleicht  der  Einheitlichkeit 
des  geplanten  Gesetzeswerkes  nicht  eben  förderlich  sein  ; allein 
wenn  die  vorberathenden  Kommissionen  und  die  Käthe  ihre  Kraft 
nun  jeweilen  auf  eine  der  vier  Materien  konzentriren , so  möchte 
doch  dem  divide  auch  das  impera  in  dem  Sinne  folgen,  dass  es 
möglich  sein  wird,  einen  Theil  nach  dem  andern  gesetzgeberisch 
zu  beherrschen  und  aus  den  Theilen  ein  erfreuliches  Ganzes  zu- 
sammenzusetzen. 

Die  Theilung  lasst  auch  einer  Hoffnung  Raum,  deren  Erfüllung 
die  glückliche  Lösung  der  Aufgabe  ganz  wesentlich  vereinfachen 
würde.  Wenn  nämlich  dem  Bunde  der  grosse  Wurf  eines  gemein- 
eidgenössischen  bürgerlichen  Strafrechtes  vor  dem  Erlass  eines 
Militärstrafgesetzes  *)  gelingen  sollte,  so  bedürften  wir  kein  langes 
Militärstrafgesetz  mehr.  Der  allgemeine  Theil  des  eidgenössischen 
CifiTstrafgesetzbuches  und  seine  Bestimmungen  über  die  gemeinen 
Verbrechen  würden,  freilich  mit  einigen  durch  das  militärische  In- 
teresse gebotenen  Aenderungen,  auch  von  den  i/ifitörstrafgerichten 
angewendet  werden  können.  Das  d/i/tM/strafgesetzbuch  könnte  sich 
in  der  Hauptsache  darauf  beschränken,  den  Thatbestand  und  die 
Strafandrohung  der  militärischen  Delikte  zu  bestimmen  a). 

')  Unter  Militärstrafgesetz  werden  überall  die  Normen  des  materiellen 
Militärstrafrechts  verstanden,  im  Gegensatz  zn  der  Militärstrafgcrichtsordmmg, 
welche  das  formelle  Militärstrafrecht  enthalt. 

*)  Diesen  Weg  haben  Deutschland  und  Frankreich  cingesclilagen. 

Reichsstrafgesetzbuch. 

§ 10.  Auf  deutsche  Militärpersonen  finden  die  allgemeinen  Strafgesetze  des 
Reichs  insoweit  Anwendung,  als  nicht  die  Militärgesetze  ein  Anderes  bestimmen. 

Militärstrafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich. 

3 2.  Diejenigen  Bestimmungen,  welche  nach  den  Vorschriften  des  Deutschen 
Strafgesetzbuches  in  Beziehung  auf  Verbrecheu  uud  Vergeben  allgemein  gelten, 
finden  auf  militärische  Verbrechen  und  Vergehen  entsprechende  Auwendung. 
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Damit  wäre  die  unendlich  schwierige  Frage,  welche  gemeinen 
Delikte  in  einem  schweizerischen  Militärstrafgesetzbuche  mit  Strafe 
bedroht  werden  sollen,  mit  einem  Schlage  gelöst. 

Bis  dahin  bleibt  der  (lesesetzeszustand  ein  ganz  unbefriedigender. 
Da  es  nicht  angeht,  ein  so  vollständiges  Militärstrafgesetz  aufzustellen, 
dass  die  Personen,  welche  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  unterstehen, 
ausschliesslich  ')  nach  eidgenössischen  Militärstrafgesetzen  beurtheilt 
werden  könnten,  so  müssen  die  kantonalen  bürgerlichen  Strafgesetze 
in  die  Lücke  treten.  Dies  sehen  wirklich  das  geltende  Militärstraf- 
recht Art.  3 und  der  Entwurf  Art.  7 2)  vor;  sie  begründen  gleich- 
zeitig die  Gerichtsbarkeit  der  bürgerlichen  Strafgerichte  für  diese 
Delikte. 

So  wird  aber  der  schweizerische  Wehrmauu  der  Mannigfaltig- 
keit der  kuntonalen  Strafbestimmungen  und  den  Eigenthümlichkeiten 
der  kantonalen  Praxis  man  darf  wohl  sagen  preisgegeben a).  Wo 
kein  geschriebenes  Strafgesetz  besteht,  greift  souveränes  richterliches 
Ermessen  Platz,  ln  den  Kantonen  des  geschriebenen  Strafrechts 
ist  der  Richter  zwar  an  ein  bestimmtes  Gesetz  gebunden.  Eine 

§ 3.  Strafbare  Handlungen  der  Militärpersonen,  welche  nicht  militärische  Ver- 
brechen oder  Vergehen  sind,  werden  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  beurtheilt. 

Coite  de  justice  militaire  pour  l’armée  de  terre. 

Art.  207.  Les  tribunaux  militaires  appliquent  les  peines  portées  par  les  lois 
pénales  ordinaires  à tous  les  crimes  ou  délits  non  prévus  par  le  présent  Code. 
Vgl.  auch  Art  199. 

')  In  seiner  trefflichen,  viel  zu  wenig  beachteten  Schrift  : Zum  Entwürfe 
eines  Militärstrafgesetzbuches  für  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft.  Bern 
1886,  S.  23  ff.  zeigt  I’rof.  Dr.  .Gretener,  dass  von  einer  erschöpfenden  Kodification 
des  gesummten  bürgerlichen  Strafrechtes  in  einem  Militärstrafgesetzhuch  nicht 
die  Rede  sein  kann,  und  begründet  unter  Bezugnahme  auf  Bartocher  die  Ansicht: 
„Nach  Militärstrafrecht  wären  nur  diejenigen  gemeinen  Delikte  zu  beurtheilen, 
welche  im  Dienste  begangen  werden,  ohne  ihre  Quelle  in  der  bürgerlichen  oder 
beruflichen  Steilung  de#  Delinquenten  als  solcher  zu  Italien.“  Dabei  gibt  Gretencr 
zu,  dass  sich  über  die  Ausscheidung  im  Einzelnen  streiten  lässt. 

*)  Art.  7.  Wenn  Militärpersonen  sich  Handlungen  zu  Schulden  kommen 
lassen,  welche  im  Miliärstrafgesetzhucbe  nicht  vorgesehen  sind,  aber  durch  das 
bürgerliche  Strafgesetz  des  Ortes,  wo  sie  stattgefunden  haben,  mit  Strafe  bedroht 
werden,  so  sind  zur  Untersuchung  und  Beurtheilung  solcher  Uebertretungen  die 
bürgerlichen  tierichtshehörden  zuständig. 

’)  Wenn  der  nachtheilige  Einfluss  dieses  Gesetzeszustandes  einstweilen  nicht 
besonders  fühlbar  geworden  ist,  so  verdanken  wir  dies  einer  langjährigen  Friedens- 
zeit. Auch  im  Jahr  187(1, 71  standen  die  Truppen  verhältnissmässig  nur  kurze  Zeit 
im  Dienste. 
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Durchsicht  der  kantonalen  Strafgesetzgebungen  zeigt  aber,  dass 
Handlungen,  welche  im  geltenden  Militärstrafgesetz  nicht  erwähnt 
sind,  in  dem  einen  Kanton  mit  schwerer  Freiheitsstrafe,  in  dom 
andern  polizeilich,  in  dem  dritten  gar  nicht  bestraft  werden  ').  In 
manchen  Fällen  wird  nicht  leicht  zu  entscheiden  sein,  ob  das 
Militärstrafgesetz  eine  Handlung  übergangen  hat,  -weil  es  der  Civil- 
strafgesetzgebung  Kaum  geben  oder  die  Handlung  straflos  lassen  wollte. 

Befriedigend  und  normal  kann  sich  der  Gesetzeszustand  nur 
gestalten,  wenn  das  bürgerliche  Strafgesetzbuch  vor  dem  Militär- 
strafgesetz  erlassen  wird  ; denn  nur  dann  erübrigt  für  die  Militär- 
strafgesetzgebung lediglich  die  Aufstellung  des  militärischen  Souder- 
strafrechts,  welches,  abgesehen  von  einigen  Vorschriften  des  all- 
gemeinen Theils,  ausschliesslich  die  Strafbestimmungen  über  die 
militärischen  Delikte  umfassen  dürfte. 

Wird  das  bürgerliche  Strafgesetz  nicht  vor  dein  Militärstraf- 
gesetz erlassen,  so  entstehen  für  die  Lösung  beider  Gesetzesaufgaben 
zahllose  Schwierigkeiten,  die  nicht  nur  das  militärische  Strafgesetz 
iw  Frage  stellen,  sondern  auch  die  Kodification  des  bürgerlichen 
Strafrechts  ernstlich  gefährden  müssen. 

In  diesem  Falle  würde  zunächst  ein  vollständiges  Militärstraf- 
gesetz ausgearbeitet,  das  sich  nicht  auf  die  militärischen  Delikte 
beschränken  kann,  sondern  auch  den  ordentlichen  Inhalt  eines 
bürgerlichen  Strafgesetzes,  einen  allgemeinen  Theil  und  Strafbe- 
stimmungen über  gemeine  Delikte,  umfassen  wird.  Dabei  ist  zu 
entscheiden,  in  welchem  Umfange  die  gemeinen  Delikte  in  dem 
Militärstrafgesetz  Aufnahme  finden  sollen. 

Kommt  das  bürgerliche  Strafgesetz  dann  an  die  Reihe,  so  bietet 
sich  dem  Gesetzgeber  im  Wesentlichen  die  nämliche  Aufgabe  dar, 
wie  sie  ihm  bei  Aufstellung  eines  Militärstrafgesetzbuehes  vorlag;  er 
kann  daher  aus  dem  allgemeinen  Theil  des  Militärstrafgesetzes  und 
aus  den  Bestimmungen  über  gemeine  Delikte  ein  bürgerliches  Straf- 
recht zusammensetzen,  welches  nur  eine  kleinere  Zahl  neuer  Vor- 
schriften enthält.  Allein  gerade  diese  gesetzgeberische  speeificatio 

')  Päderastie,  ein  Delikt,  auf  dessen  notorische  Frequenz  im  Soldatonleben 
Gretener,  S.  -5,  hinweist,  wird  im  Aargau  (St.  G.  B.  § 97)  in  nicht  qualitizirten 
Fällen  mit  Zuchthaus  von  2 bis  4 .Jahren  bestraft,  in  Bern  (St.  G.  li.  art.  162) 
mit  Gefangniss  bis  za  GO  Tagen  oder  mit  Korrektionshaus  bis  zu  einem  Jahr  oder 
mit  Geldbusse  bis  500  Franken:  Genf  bestraft  Päderastie  als  solche  nicht;  wird 
sie  aber  an  einem  Kinde  unter  14  Jahren  oder  mit  Gewalt  begangen,  so  liegt 
„Attentat  k la  pudeur“  (Art.  277  ff.)  vor. 
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ist  bedenklich  und  gefahrvoll.  Es  ist  unnatürlich,  man  möchte  bei- 
nahe sagen  widersinnig,  ein  allgemeine s Gesetz,  dem  jeder  Bürger 
untersteht,  nach  einem  besonderen  Gesetze  auszuarbeiten,  das  für 
Militärpersonen  erlassen  wird  und  das  in  gewöhnlichen  Zeiten 
überaus  selten  zur  Anwendung  kommt  '). 

Nur  mit  dein  grössten  Widerstreben  wird  sich  der  Redaktor 
eines  bürgerlichen  Strafgesetzbuches  dazu  entschliessen,  den  all- 
gemeinen Tlieil  und  die  Bestimmungen  des  besonderen  Theiles  dem 
Militärstrafgesetz  zu  entlehnen  ; denn  manche  Bestimmungen  des 
Militärstrafgesetzes  werden  ihn  nicht  befriedigen  ; so  ist  es  z.  B. 
ganz  zweifellos,  dass  bei  Ausarbeitung  eines  Militiirstrafgesetzes 
dem  bestehenden  kantonalen  Strafrechte  nicht  diejenige  Aufmerk- 
samkeit gewidmet  werden  kann , welche  ein  einheitliches  bürger- 
liches Strafgesetz  ihnen  widmen  muss.  Auch  in  anderen  Beziehungen 
wird  die  „ Vorarbeit u des  Militärstrafgesetzgebers  die  Abfassung 
eines  bürgerlichen  Strafrechtes  eher  erschweren  als  vereinfachen. 
Wie  kann  den  Redaktor  eines  bürgerlichen  Strafgesetzbuches  bei 
dieser  Gestaltung  der  gesetzgeberischen  Aufgabe  die  ideale  Freudig- 
keit selbständigen  Schaffens  erfüllen,  welche  überall  das  Gelingen 
grosser  und  schöner  Werke  sichert? 

Endlich  ist  zu  beachten,  dass  das  Zustandekommen  des  bürger- 
lichen Strafgesetzes  die  sofortige  Her ision  des  Militär  Strafgesetzes 
bedingt.  Denn  sobald  ein  bürgerliches  Strafgesetzbuch  für  die  ganze 
Schweiz  in  Wirksamkeit  tritt,  haben  militärstrafrechtliche  Vorschriften 
nur  insofern  und  insoweit  eine  Berechtigung,  als  das  militärische 
Interesse  eine  Abweichung  von  der  Norm  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Strafgesetzes  erheischt,  ln  der  Hauptsache  werden  nur  die 
Bestimmungen  über  militärische  Delikte  als  Normen  des  militärischen 
Sonderstraf  rechts  in  Geltung  bleiben  können. 

Unter  allen  Umstünden  nöthigt  die  Kodification  des  bürger- 
lichen Strafrechtes  zu  einer  umfassenden  und  durchgreifenden  Neu- 
bearbeitung des  Militärstrafgesetzes,  selbst  wenn  das  Militärstraf- 
gesetz eben  erst  erlassen  worden  wäre. 

Da  nach  dem  Platte  des  Bundesrathes  zunächst  eine  Militär- 
strafgerichtsordnung und  dann  eine  Disziplinarstrafordnung  erlassen 
werden  soll  und  das  Militärstrafgesetz  als  drittes  Gesetzbuch  erst 

‘)  Im  Jahre  IS87  kamen  52  Militkrstraffalle  zur  Behandlung.  Davon  fanden 
17  eine  disziplinarische  Erledigung,  28  Untersuchungen  wurden  eingestellt,  die 
Kriegsgerichte  beuriheitten  t'J  Falle . Bericht  des  Bundesrathes  filr  1687,  Ge- 
schäftskreis  des  Militardepartements,  Schweiz.  Bundesblatt  1888,  Nr.  18,  S.  603 
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in  einigen  Jahren  an  die  Reihe  kommt,  so  ist  cs  bei  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Unifikationsfrag«;  ')  nicht  unmöglich,  dass  die 
Vereinheitlichung  des  bürgerlichen  Strafrechts  zwar  nicht  durch- 
geführt, aber  beschlossen  ist,  bevor  das  Mili tärstru fgesetz  wieder 
an  die  Hand  genommen  wird. 

Daher  schien  es  geboten,  in  diesen  einleitenden  Bemerkungen 
auseinanderzusetzeu,  wie  wichtig  es  ist,  dass  das  bürgerliche  Straf- 
gesetz vor  dem  Mili tä rs traj'gese tz  erlassen  wird. 

Die  Priorität  de»  bürgerlichen  Strafrechtes  ist  für  die  gedeih- 
liche Entwicklung  der  militärischen  und  der  bürgerlichen  Straf- 
gesetzgebung der  Schweiz  von  so  entscheidender  Bedeutung,  dass  die 
gesetzgeberische  Pflicht  besteht,  die  Ausarbeitung  des  Militärstraf- 
gesetzes unter  allen  Umständen  auf  den  Zeitpunkt  zu  verschieben, 
in  dem  ein  gemeines  schweizerisches  Strafgesetzbuch  entstanden  ist. 

Diese  Gestaltung  der  Bundesgesetzgebungsthiitigkeit  wäre  eine 
politische  That. 

Gegenstand  der  nachfolgenden  Erörterungen  bildet  einzig  die 
Militärstrafgerichtsordnung.  Das  auf  Grund  eingehender  1‘rüfung 
gewonnene  Urtheil  über  diese  Vorlage  lässt  sich  in  den  Wunsch 
zusammeufassen,  es  mochte  der  Entwurf  Gesetz  werden.  Immerhin 
scheinen  mehrere  nicht  unbedeutende  Abänderungen  *)  geboten, 
was  näher  zu  begründen  ist. 

Die  Systematik  des  Entwurfes. 

Die  Eintheilung  des  Entwurfes  ist  die  folgende  : 

I.  Theil. 

Die  Militärstrafgerichtsordnung. 

I.  Gerichtsbarkeit. 

II.  Der  Justizstab. 

III.  Die  Militärgerichte. 

1.  Ordentliche  Militärgerichte  (Divisionsgerichte). 

2.  Militärkassationsgerichte. 

3.  Disziplinarliof. 

4.  Ausserordentliches  Militärgericht. 

')  Gretener  sprach  freilich  noch  von  „akademischen  Erwägungen  über  die 
Möglichkeit  und  die  Wtknschb&rkeit  einer  Vereinheitlichung  unseres  Strafrechtes“, 
a.  a.  ().,  S.  4. 

*)  Kragen  von  untergeordneter  Bedeutung  sind  absichtlich  nicht  in  den  Kreis 
der  Besprechung  gezogen  worden. 
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IV.  Der  Oberauditor  und  seine  Stellvertreter. 

V.  Die  Auditoren. 

VI.  Die  Untersuchungsrichter. 

VII.  Die  Geriehtsschreiber. 

VIII.  Rechtshtilfe. 


II-  rrheil. 

Das  Militärstrafverfahren. 

1.  Abschnitt.  Allgemeine  Bestlminongen. 

I.  Gerichtsstand. 

II.  Ausschliessung  und  Ablehnung  von  Gerichtspersonen. 

III.  Protokolle  und  Akten  der  Militärgerichte. 

IV.  Ordentlichkeit  und  Sitzungspolizei. 

V.  Der  Beschuldigte. 

VI.  Beschlagnahme  und  Durchsuchung. 

VII.  Zeugen. 

VIII.  Sachverständige  und  Augenschein. 

IX.  Dolmetscher. 

II.  Abschnitt.  Das  Verfahren. 

I.  Einleitung  des  Verfahrens. 

II.  Voruntersuchung. 

III.  Entscheid  filier  Eröffnung  des  llauptverfahrens. 

IV.  Vorbereitung  der  Hauptverhandlnng. 

V.  Hauptverhandlnng. 

VI.  Verfahren  gegen  Abwesende. 

VII.  Besondere  Vorschriften  betreffend  das  Verfahren  vor 
den  ausserordentlichen  Militärgerichten. 

VIII.  Besondere  Vorschriften  betreffend  das  Verfahren  vor 
dem  Disziplinarhof. 

IX.  Civilansprüche. 

III.  Abschnitt.  Rechtsmittel. 

I.  Beschwerde. 

II.  Kassation. 

III.  Revision. 


IV.  Abschnitt.  Strafvollzug. 

V.  Abschnitt.  Bcgnadignng. 
CebergangK.  und  Srhlnssbostiramangen. 
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An  der  Anordnung  der  „Abschnitte“  ’)  des  ersten  Theils,  Ge- 
richtsverfassung, lässt  sich  nichts  aussetzen;  dagegen  befriedigt  die 
Unterabtheilung  des  III.  Abschnitts,  also  die  Eintheilung  der  Militär- 
gerichte in  1.  Ordentliche  Militärgerichte  (Divisionsgerichte),  2.  Militär- 
kassationsgericht,  3.  Disziplinarhof,  4.  Ausserordentliches  Militär- 
gericht, nicht.  Seiner  Natur  nach  ist  das  Divmomgericlit  ordent- 
liches Gericht  erster  Instanz,  das  Ktusationsgericht  ordentliches 
Gericht  zweiter  Instanz,  das  sogenannte  ausserordentliche  Gericht  ist 
ein  besonderes  Gericht  für  hohe  Offiziere,  während  der  Dirziplinar- 
hof  im  Gegensätze  zu  den  übrigen  Kollegien  nicht  als  Strafgericht 
im  eigentlichen  Sinne  erscheint 2).  Daher  empfiehlt  sich  folgende 
Eintheilung  : 

111.  Militärgerichte. 

1.  Divisionsgerichte8). 

2.  Kassationsgericht. 

3.  Ausserordentliches  Militärgericht 4). 

4.  Disziplinarhof. 

Die  Eintheilung  (wie  der  Inhalt)  des  Militärstraf Verfahrens 
sclüiesst  sich  ziemlich  png  an  die  deutsche  Strafprozessordnung  an, 
was  durchaus  zu  billigen  ist.  Meistens  ist  der  Artikel  in  den 
Ueberechriften  weggelassen  worden;  dies  sollte  aber  der  Gleich- 
mässigkeit  wegen  überall  geschehen,  also  I.  Theil,  Militärstraf- 
gerichtsvorfa88ung,  I.  Gerichtsbarkeit,  II.  Justizstab,  III.  Militär- 
gerichte u.  s.  w. 


')  Der  Entwurf  benennt  die  Abteilungen  und  Unterabteilungen  des  erste» 
Theilcs  nicht,  die  Hauptabtheilungen  des  zweiten  Theiles  bezeichnet  er  als  Ab- 
schnitte, lasst  aber  dia-zahlreichen  durch  römische  Ziffern  ausgezeichneten  Unter- 
abteilungen ohne  Namen.  Das  Citiren  des  Gesetzes  würde  erleichtert,  wenn  die 
//(lup/abtheilungen  beider  Theile  als  Titel,  die  Unterabteilungen  als  Abschnitte 
bezeichnet  würden. 

*)  Würden  die  Vorschriften  über  den  Diszipliuarhof  nicht  besser  in  die 
Disziplinarstrafordnung  verwiesen  ? 

’l  Diese  Fassung  würde  eine  Cmredigirung  der  Art.  11  und  19  bedingen, 
derselben  entspricht  schon  Art.  33  E:  „Der  Auditor  vertritt  die  öffentliche  An- 
klage vor  dem  Divisionsgericbte.“ 

4)  Im  II.  Theil  (Militärstrafverfahren),  II.  Abschnitt,  wird  „das  Verfahren 
vor  den  ausserordentlichen  Militärgerichten“  (richtiger:  vor  dm  ausserordent- 
lichen Militärgerichte)  als  VII.  Unterabtheilung  dem  Verfahren  vor  dem  Dis- 
ziplinarhof vorangestellt,  was  der  hier  vorgeschlageuen  Anordnung  entspricht. 
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I.  Tlieil.  MilitftrstrafgerlchtsverfaKSUUg. 

I.  Gerichtsbarkeit. 

Diu  Vorschriften  über  Gerichtsbarkeit  gehören  nicht  nur  zu 
den  „wichtigsten  und  schwierigsten“  5),  sondern  auch  zu  den 
anfechtbarsten  Bestimmungen  des  Entwurfes. 

In  Folge  des  bundesräthlichen  Beschlusses,  die  Militärstraf- 
gesetzgeltung in  vier  selbstständige  Gesetze  zu  theilon,  sah  sich  der 
Redaktor  des  Entwurfes,  Oberst  Ed.  Müller,  veranlasst,  die  Militär- 
strafgerichtsbarkeit  in  der  Militärstrafgerichtsordnung  selbstständig 
zu  bestimmen.  Die  Bestimmung  ist  so  gefasst,  dass  sie  den  Art.  1 
des  Bundesgesetzes  über  die  Strafrechtspflege  für  die  eidgenössischen 
Truppen  ersetzt. 

Um  eine  Vergleichung  des  Inhaltes  der  Vorschriften  desgeltenen 
Gesetzes  und  des  Entwurfes  zu  erleichtern,  stellen  wir  die  beiden 
Texte  neben  einander.  Die  wesentlich  neuen  Bestimmungen  des 
Entwurfes  sind  durch  Cursivschrift  ausgezeichnet  ; die  Vorschriften 
des  geltenden  Gesetzes,  welche  der  Entwurf  ganz  oder  theilweise 
beibehalten  hat,  sind  bei  den  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Entwurfes  eingestellt. 

Bundesgesetz  Uber  die  Strafrechtspflege  _ . , . . ... 

..  _ Entwurf  MIHUrstrafgerichtsordnung. 

für  die  eldg.  Truppen. 

Art.  1.  Den  Vorschriften  des  gegen-  \ Art.  1.  Der  Militärstrafgerichtsbar- 
wärtigeu (iesetzliuches  sind  unterworfen:  ! keit  and  dem  Militärstrafgesetze  des 

Bundes  sind  unterworfen: 
o.  Alle  Personen,  welche  im  eidgenOssi-  |)  die  Militärpersonen  ; 
sehen  oder  kantonalen  Militärdienste 
oder  auf  dem  M&nnschaftsrapporte 
einer  im  eidgenössischen  oder  kan- 
tonalen Militärdienste  befindlichen 
Truppe  stehen; 

c.  Alle  bei  der  Armee  anerkannten 
Freiwilligen; 

2)  daB  einem  I'ntcrrichtskurge  znge- 
theiltc  lustruktionspersonal,  während 
der  Dauer  des  Kurses; 

3)  die  militärischen  lteamten  und  An- 
gestellten des  Hundes  und  der  Kan- 
tnne  in  Bezug  auf  Handlungen,  die 
mit  ihrer  amtlichen  Stellung  im  Zu- 
sammenhänge stehen; 

*)  So  die  Botschaft,  S.  G oben. 
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b.  Militärpflichtige  Personen,  welche 
ausserhalb  des  Dienstes  hei  irgend 
einer  Gelegenheit  in  ihrem  Militär- 
kleide auftreten; 

h.  Militärpflichtige  Personen,  welche  auf 
eine  nach  bestehenden  Vorschriften 
an  sie  ergangene  Aufforderung,  sich 
in  den  Dienst  zu  steilen,  nicht  ge- 
horchen, mit  Beziehung  auf  Art.  M7  ; 
ebenso  alle  diejenigen  Personen, 
welche  auf  der  Marschbereitschaft 
stehen  und  sich  durch  Entfernung 
dem  Dienste  entzogen  hüben; 

i.  Personen,  welche  durch  Simulation 
von  Gebrechen  oder  Selbstverstüm- 
melung sich  der  Wehrpflicht  zu  ent- 
ziehen suchen,  und  Aerzte,  welche 
wissentlich  mit  Beziehung  auf  den 
Gesundheitszustand  eines  Wehr- 
pflichtigen ein  falsches  Zcugniss  aus- 
stellen, um  denselben  vom  Dienste 
frei  zu  machen,  mit  Beziehung  auf 
Art.  15C  und  1Ö7; 

<i.  Alle  andern  Personen,  welche  frei- 
willig den  Truppen  nachfolgen,  und 
mit  denselben  in  fortdauernder  Ver- 
bindung stehen,  wie  Bediente  von 
Militärpersonen,  Marketender,  > 
Wascher  und  dergleichen; 

e.  Diejenigen  Personen,  welche  auf  eine 
Zeit  lang  bei  der  Armee  zu  besondern 
Verrichtungen  angestellt  sind,  wie  zu 
militärischen  Transporten,  zu  den 
Feldposten,  zu  militärischen  Bäcke- 
reien, Schlächtereien,  Magazinen,  ! 
Militärspitälern  u.  dgl. , für  Hand- 
lungen. die  sich  auf  solche  Dienst- 
vcrrichtungeu  beziehen; 


f.  Alle  diejenigen,  welche  Militärper- 
personen zur  Verletzung  ihrer  mili- 
tärischen Pflichten  verleiten  oder  zu 
verleiten  suchen  . . . 


4)  Personen,  welche  ausserhalb  des 
Dienstes  im  Militürkleide  auftreten  ; 


5)  Wehrpflichtige  ausserhalb  des  Dien- 
stes mit  ft':  itg  auf  ihre  dienstlichen 
Obliegenheiten  und  im  dienstlichen 
Verkehr  mit  militärischen  Vorge- 
setzten und  mit  militärischen  Be- 
hörden ; 


C)  Personen,  welche  bei  Militärpersonen 
oder  hei  einem  T ruppenkorps  dauernd 
angestellt  sind,  wie  Bereiter,  Oftiziers- 
bediente,  Putzer.  Wäscher; 

7)  Personen,  welche  zu  besondern  Ver- 
richtungen bei  der  Armee  angestellt 
sind,  z.  B.  tilr  den  Post-,  Eisenbabn- 
und  Telegraphendienst,  zum  Eisen- 
bahnbau, zu  Befestigungsarbeiten, 
für  Transporte  und  Lieferungen,  zum 
Spitaldicnst,  für  die  Marketenderei, 
Bäckerei  und  Schlächterei,  Kasernen- 
verwaltung, Magazinimng,  Munltions- 
fabrikation  — wegen  Handlungen,  die 
sich  auf  diese  Verhältnisse  beziehen  ; 

8)  Personen,  irelche  Militärpersonen 
in  der  Erfüllung  ihrer  Dienstpflicht 
absichtlich  beeinträchtigen,  während 
derselben  verletzen  oder  beschim pfen. 
oder  welche  Wehrpflichtige  zur  Ver- 
letzung ihrer  militärischen  Obliegen- 
heiten verleiten  oder  zu  verleiten 
snehen ; 
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. . . oder  die  sieb  des  Falsch* 
werben»,  des  Anskundschaftens  fttr 
den  Feind  innerhalb  oder  ausserhalb 
der  Schweiz  schuldig  machen; 
g.  Alle  Personen,  die  sich  eines  Ver- 
brechens oder  Vergehens  an  Personen 
oder  Sachen,  die  zur  Armee  oder  zu 
militärischen  Verrichtungen  gehören, 
schuldig  machen,  sobald  die  Armee 
in  Feindesland  steht  ( Art.  3t>)  ; 
k.  Kriegsgefangene. 


9)  Personen,  welche  sich  der  Spionage 
oder  des  Falschwerbens  schuldig 
machen  ; 

10)  in  Kriegszeiten  Personen,  welche  der 
Armee  folgen,  oder  welche  sich  straf- 
barer Handlungen  an  Personen,  die 
zur  Armee  gehören,  oder  an  Sachen, 
die  der  Armee  dienen,  schuldig 
machen  ; 

11)  Kriegsgefangene  und  Internirte. 


Der  Entwurf  unterwirft  der  Militämrafgerichtsbarkeit  somit  neu; 

1.  Einzelne  Personen  hinsichtlich  aller  im  Militärstrafgesetze 
bedrohten  Handlungen , nämlich  : 

u ) Personen,  welche  der  Armee  Jolyen  (Ziff.  10),  jedoch  nur  für 
Kriegszeiten. 

b)  Internirte  (Ziff.  11). 

2.  Einzelne  Personen  in  Bezug  auf  bestimmte  Handlungen, 
nämlich  : 

a)  die  militärischen  Beamten  und  Angestellten  des  Bundes  und 
der  Kantone  in  Bezug  auf  Handlungen,  die  mit  ihrer  amt- 
lichen Stellung  im  Zusammenhang  stehen  (Ziff.  3). 

b)  Wehrpflichtige  ausserhalb  des  Dienstes  mit  Bezug  auf  ihre 
dienstlichen  Obliegenheiten  und  im  Verkehr  mit  militärischen 
Vorgesetzten  und  mit  militärischen  Behörden  (Ziff.  5). 

c)  Cirilpersonen,  welche  Militärpersonen  in  der  Erfüllung  ihrer 
Dienstpflicht  absichtlich  beeinträchtigen,  sie  während  derselben 
verletzen  oder  beschimpfen  (Ziff.  8). 

Die  unter  1 angeführten  Neuerungen  rechtfertigen  sich  durch- 
aus. Bezüglich  der  Intornirten  sanktionirt  der  Entwurf  lediglich 
eine  im  Jahre  1871  geübte  Praxis;  dass  sodann  in  Kriegszeiten 
Personen,  welche  der  Armee  folgen,  den  Militärgerichten  unter- 
stehen stimmt  mit  der  modernen  Anschauung  überein  und  scheint 
durch  militärische  Interessen  gefordert  zu  werden. 

Nicht  so  unbedenklich  ist  die  Ausdehnung  der  Militärstraf- 
gcrichtsharkeit  auf  Beamte  und  Angestellte  der  Militärverwaltung 
und  besonders  auf  C'ivilpersonon,  die  gewisse  Handlungen  begehen. 

Die  militärgerichtliche  Bcurtheilung  der  „militärischen  Beamten 
und  Angestellten  des  Bundes  und  der  Kantone  in  Bezug  auf  Hand- 
lungen, die  mit  ihrer  amtlichen  Stellung  im  Zusammenhänge  stehen“, 
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«teilt  die  Botschaft  (S.  4)  als  angezoigt  hin,  in  Hinsicht  auf  das  diesen 
I'ersonen  oftmals  aufzuerlegende  Amtsgeheimnis»;  auch  sonst  empfehle 
es  sich,  dieso  Personen  gleich  Militärpersonen  zu  behandeln,  da  ihre 
amtliche  Thätigkeit  im  innigsten  Zusammenhänge  mit  dem  Militär- 
wesen stehe  und  sich  von  demselben  nicht  trennen  lasse.  Es  mag 
in  der  That  ein  militärisches  Interesse  bestehen,  Militärbeamte, 
welche  ein  militärisches  Geheimnis«  verrathen,  oder  für  die  Truppe 
bestimmte  Gelder  oder  Sachen  unterschlagen,  vor  Militärgericht  zu 
stellen  ; allein  wenn  ein  sicherer  Kechtszustand  geschaffen  werden 
soll,  ist  es  nothwendig,  genau  zu  bezeichnen,  welche  I’ersonen  als 
militärische  Beamte  und  Angestellte  des  Bundes  und  der  Kantone 
zu  betrachten  sind  und  für  welche  gesetzlichen  Thatbostüude  die 
militärische  Gerichtsbarkeit  begründet  wird.  Leitender  Grundsatz 
sollte  sein,  die  d/ibtürstrafgerichtsbarkeit  als  Sondergerichtsbarkeit 
nicht  weiter  auszudehnen,  als  durchaus  nothwendig  ist. 

Sehr  auffallend  ist  es,  dass  Wehrpflichtige  auch  ausserhalb  des 
Dienstes  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  unterstehen  sollen,  und  zwar 
mit  Bezug  auf  ihre  dienstlichen  Obliegenheiten  und  im  dienstlichen 
Vorkehr  mit  militärischen  Vorgesetzten  und  mit  militärischen  Be- 
hörden. Hie  Botschaft  (S.  4)  nennt  als  Beispiele  einer  Verletzung 
dienstlicher  Obliegenheiten  die  Vernachlässigung  der  Militäreffekten, 
Unterlassung  der  Anzeige  des  Wohnsitzwechsels  und  bemerkt,  für 
den  Verkehr  mit  militärischen  Vorgesetzten  und  Behörden  falle 
namentlich  das  Happortwesen  ausser  Dienst  in  Betracht;  dagegen 
beziehe  sich  die  Vorschrift  nicht  auf  kritische  Meinungsäusserungen 
von  Wehrpflichtigen  ausserhalb  des  Dienstes.  Es  handelt  sich  nach 
diesen  Beispielen  überall  nicht  um  eigentliche  «SVro /suchen,  sondern 
um  Disziplimi rauchen.  Würde  daher  das  formelle  und  materielle 
Diszipliuarstrafrecht  der  Disziplinarstrafordnung  Vorbehalten,  was 
grundsätzlich  richtig  und  zweckmässig  wäre,  so  stände  einer  Strei- 
chung des  Art.  1,  Z.  5 E.,  nichts  entgegen. 

ln  ihrer  gegenwärtigen  Fassung  ist  die  Vorschrift  entschieden 
zu  bekämpfen  ; denn  sie  ist  so  allgemein  gefasst,  dass  man  nicht 
wissen  kann,  in  welchem  Umfange  der  Milizsoldat  im  bürgerlichen 
Leben  der  Militärjustiz  anheimfallt  ‘). 

')  Liegt  es  z.  It.  iu  «lpr  Absicht  lies  Entwurfes,  einen  Monod,  weicher  dem 
Chef  des  Militärdepartementes  »eines  Kautons  wegen  irrthQmlicher  Einfurderuug 
der  Militärplliehtorsatzstcner  ausserhalb  des  Dienstes  einen  unpassenden  Brief 
schrieb,  dem  Militärgericht  zu  unterwerfen  '/  Vgl.  Zeitschrift  S.  53. 

Zeitschr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  1.  Jabrg.  18 
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Es  ist  auch  iu  Militärstaaten  nicht  Rechtens,  ilen  Wehrpflich- 
tigen, <ler  nicht  zum  Dienste  herangezogen  wird,  der  militärischen 
Gerichtsbarkeit  zu  unterwerfen  ; jedenfalls  werden  die  Voraussetzungen 
einer  etwaigen  Ausnahme  durch  Gesetz  genau  und  sorgfältig  bestimmt. 

Am  weitesten  geht  die  in  Art.  1,  Z.  8 E.,  aufgestellte  Bestim- 
mung, indem  dieselbe  auch  für  nicht  wehrpflichtige  Civilpersonen. 
welche  Militärpersonen  in  der  Erfüllung  ihrer  Dienstpflicht  ab- 
sichtlich beeinträchtigen,  während  derselben  verletzen  oder  be- 
schimpfen, die  Militärstrafgerichtsbarkeit  begründet.  So  weit  geht 
weder  eine  deutsche  noch  die  französische  ihr  ich  tsverfassu  ng.  Für 
den  Bürger,  welcher  nicht  Soldat  ist,  bildet  das  Militärgericht 
geradezu  ein  Ausnahmegericht.  Vergeblich  sucht  inan  in  der  Bot- 
schaft des  Bundesrathes  eine  Rechtfertigung  dieser  extremen  und 
staatsrechtlich  unerhörten  Massnahme.  Die  Botschaft  (8.  4)  bemerkt 
nur,  es  erscheine  angezeigt,  den  Militärpersonen  bei  Erfüllung  ihrer 
Dienstpflicht  einen  wohlgerechtfertigten  besondern  Schutz  zuzu- 
sichern. Zugegeben.  Daraus  folgt  aber  noch  lange  nicht  die 
Kompetenz  der  Militärgerichte. 

Der  Entwurf  beschränkt  sich  aber  nicht  darauf,  die  Militür- 
strafgerichtsbarkeit  in  diesen  und  in  den  übrigen  Fällen  des  Art.  1 
zu  begründen;  er  bestimmt  ferner,  dass  die  in  Art.  1 genannten 
Personen  dem  Militärstraf gesetze  unterliegen  ').  (regen  die  Aus- 
dehnung des  Geltungsgebietes  des  Militärstrafgesetzes  auf  diese 
Personen*)  ist  grundsätzlich  dasselbe  einzuwenden,  was  gegen  ihre 
Unterwerfung  unter  die  Militärstrafgerichtsbarkeit  angeführt  wurde. 

')  Die  Militärgerichte  sollen  somit  die  in  Art.  I genannten  Personen  nach 
materiellem  Militàrstrafrecbt,  d.  h.  nach  den  Vorschriften  des  Hundesgesetzes  über 
die  Strafrechtspflege  für  die  eidgen.  Truppen,  bcurtbcilen. 

Die  Unterwerfung  unter  das  Militürstrufgosctz  wäre  der  Natur  der  Sache 
nach  das  Erste,  die  Bi'grilndung  der  Militärgerichtsbarkeit  das  Zweite.  Unsere 
Gesetzgebung  betrachtet  er  geradezu  als  unabänderlich,  dass  die  Militärgerichts- 
barkeit sich  auf  die  Personen  und  Sachen  erstreckt,  auf  welche  das  Militärstraf- 
gesetz Anwendung  findet,  wahrend  die  Militärgerichte  anderer  Staaten  auch  bür- 
gerliches Strafrecht  anwenden.  Dies  erklärt  sich  aus  der  Zersplitterung  unseres 
bürgerlichen  Strafrechts. 

Hier  war  auf  die  Gerichtslmrkeit  zuerst  einzugehen,  weil  ein  Entwurf 
Militärstrafgerichtsverfussung  in  Krage  steht  und  auch  der  Entwurf  die  An- 
wendung des  materiellen  Militärstrafrechts  als  sekuudär  behandelt. 

*)  Das  deutsche  Reich  dehnt  das  persönliche  Geltungsgebiet  des  Militär- 
strafgesetzes auch  nicht  entfernt  so  »eit  aus.  Militärbeamte  fallen  nur  im  Felde 
nnd  dann  nur  wegen  Kricgsverrath  und  Gefährdung  der  Kriegsmacht  im  Felde, 
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Auf  die  Personen,  welche  dem  Militärütrafgesetz  schlechtweg 
unterstehen,  die  Internirten  und  die  Personen,  welche  der  Armee 
in  Kriegszeiten  folgen,  lässt  sich  die  Vorschrift  ohne  Schwierigkeit 
anwendeu.  Dagegen  stehen  der  Ausführung  in  den  übrigen  Fällen 
erhebliche  Hindernisse  entgegen.  Nach  welcher  Bestimmung  des 
Militärstrafgesetzes  soll  z.  B.  ein  Bürger  bestraft  werden,  welcher 
einen  Soldaten  im  Dienste  beohrfeigt  oder  besudelt?  Unter  straf- 
rechtlichem Schutze  steht  nach  Art.  1,  Z.  8,  die  militärische 
Diensterfüllung,  was  die  Botschaft  (S.  4)  ausdrücklich  bestätigt; 
eine  entsprechende  Strafbestimmung  fehlt  aber  zur  Zeit.  Wegen 
nachlässiger  Besorgung  seiner  militärischen  Ausrüstung  soll  ver- 
muthlich  auch  der  Wehrpflichtige  ausser  Dienst  auf  Grund  des 
Art.  166,  Z.  4,  M.  G.,  disziplinarisch  bestraft  werden;  findet  aber 
Art.  166,  Z.  9,  Anwendung,  wenn  ein  Offizier  ausser  Dienst  dem 
Angestellten  einer  Militärdirektion  Grobheiten  macht?  Welche 
Disziplinarstrafen  sind  anwendbar  ? Kann  gegen  einen  dienstpflich- 
tigen Bürger  gemäss  Art.  61  und  62  M.  G.  wegen  Insubordination 
(Strafe  Gefängniss)  ein  .Militärstrafverfahren  eingeleitet  werden? 
Was  die  Militärbeamten  und  Angestellten  anbelangt,  so  werden 
zwar  einzelne  strafwürdige  Handlungen  derselben,  welche  mit  ihrer 
amtlichen  Stellung  im  Zusammenhänge  stehen,  unter  Thatbostäude 
des  geltenden  Militärstrafgesetzes  gebracht  werden  können,  aber 
nach  dem  Art.  1,  Z.  3 E.,  stehen  offenbar  vorzugsweise  Amts- 
delikte in  Frage  und  solche  sind  im  Militärstrafgesetz  nicht  vorge- 
sehen. 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  die  Vorschrift  des  Art.  1 E.  in  vielen 
Fällen  gar  nicht  ausführbar  ist,  sei  es,  weil  in  dem  Militärstraf- 
gesetze bezügliche  Bestimmungen  fehlen,  sei  es,  weil  der  Entwurf 
nirgends  die  bestehenden  Htrafvorschrifton  mit  Namen  und  Zahl 


unerlaubter  Entfernung  und  Fahnenflucht,  Insubordination  und  wegen  widerrecht- 
licher Handlungen  im  Felde  gegen  Personen  oder  Eigeuthum,  unter  das  Militär- 
strafgesetz, Personen  des  Beurlauhleimlatules  nur  in  der  Zeit,  in  weicher  sie  sich 
im  Dienst  befinden,  uneingeschränkt,  ausser  dieser  Zeit  nur  im  Falle  sie  eine  als 
Missbrauch  der  Dienstgewalt,  ij§  111 — 126,  oder  als  strafbare  Handlung  gegen  die 
Pflichten  der  militärischen  Unterordnung  bedrohte  Handlung,  §§  69—113,  im 
dienstlichen  Verkehr  mit  dem  Vorgesetzten  oder  in  der  Militäruniform  begehen. 
Der  Armeetross  untersteht  dem  Militärstrufgesetze  im  Kriege,  auf  Cirilpersonen 
findet  das  Miiitärstrafgesetz  nur  wegen  gewisser  auf  dem  Kriegsschauplatz  be- 
gangener HandlungenAnwoudung.  Vgl.  v.  Liszt,  Lehrbuch  des  deutscheu  Straf- 
rechts. 3.  Auflage,  1688.  Seite  625 — 631,  wo  sich  eine  ganz  kurze,  aber  vor- 
treffliche Darstellung  des  deutschen  Militärstrafrechts  findet. 
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bezeichnet,  welche  auf  die  Militiirbeamten,  die  Wehrpflichtigen 
ausser  Dienst  und  auf  Civilpersoncn  anwendbar  sind.  Bis  zum 
Erlasse  eines  neuen  Militärstrafgesetzes  führt  daher  die  Begründung 
der  Militärstrafgerichtsbarkeit  in  diesen  Fällen  nicht  zum  Zwecke. 

Uebcrhaupt  gehören  aber  Vorschriften,  welche  bestimmen,  auf 
welche  Personen  das  materielle  Militärstrafrecht  Anwendung  findet, 
in  das  Militämtrafgesetz  und  nicht  in  die  Militäretrafgcrichtscer- 
fassung;  diese  letztere  hat  nur  die  Gerichtsbarkeit  zu  regeln,  was 
der  Entwurf  übrigens  ausdrücklich  anerkennt,  iudein  der  erste  Ab- 
schnitt die  Aufschrift  Gerichtsbarkeit  tragt. 

Bei  dieser  Sachlage  dürfte  es  sich  empfehlen,  im  Wesentlichen 
die  Redaktion  wieder  aufzuneliineu,  welche  Oberst  Ed.  Miillcr  in 
seinen  „ Anträgen “ aufstellte,  indem  dieselbe  von  einer  Kasuistik 
absieht  und  die  Militärstrafgcriclitsbnrkeit  im  Anschlüsse  an  die 
Vorschrift  bestimmt,  welche  sich  auf  das  Geltungsgebiet  des  Straf- 
gesetzes bezieht.  Art.  2 der  Anträge  besagte  nämlich: 

Der  Militürstrafgerichtsbarkeit  sind  unterworfen: 

1.  Die  in  Art.  1 des  I.  Buches  dieses  Gesetzes  bezeiehneten  Personen. 

2.  Civilpersonen,  weuu  sie  eiue  der  iu  Art.  70  dieses  Buehes  genannten  Hand- 
lungen begeben  *). 

Durch  folgende  Fassung  würde  sowohl  die  persönliche  als  die 
sachliche  Gerichtsbarkeit  einfach  und  kurz  geregelt: 

Art.  J.  Die  Militärgerichte  beurtheilen  dir  dem  Militärstnifgeeetxe  unter - 
vor  fern  n Perennen  wegen  der  in  demselben  mit  . Strafe  bedrohten  Handlungen. 

Diese  Fassung  würde  im  Gegensatz  zu  dem  Entwürfe  den 
Art.  1 des  B.  G.  über  die  Strafrechtspflege  für  die  eidgenössischen 
Truppen  in  Kraft  belassen.  Soll  die  Herrschaft  des  Militärstraf- 
gesetzes für  Kriegszeiteu  auf  Personen,  welche  der  Armee  folgen, 
und  auf  Internirte,  und  für  Krieg  und  Frieden,  aber  in  beschränktem 
Masse,  auf  Militärbeamte  ausgedehnt*)  werden,  so  könnte  der  Art.  I 

')  Diese  Ziffer  2 zeigt,  wie  die  Gerichtsbarkeit  abzugrenzen  ist 
i)  Sollen  Wehrpflichtige  ausserhalb  des  Dienstes  einzelnen  Disziplinarvor- 
schriften  unterliegen,  so  kennte  litt.  h.  des  Art  1 M.  G.  dabin  ergänzt  werden: 
„Militärpflichtige  Personen  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Art.  97,  166, 

Z.  4“ u.  s.  w.  (Art.  97  ist  in  dem  geltenden  Gesetze  schon  genannt: 

Art.  166,  Z.  4,  bedroht  Vernachlässigung  der  mil i torischen  Ausrüstung).  Weitere 
Thatbestündc  köunteu  nach  Bedürfuiss  eingefügt  werden.  Wenn  aber  eine  Be- 
strafung von  Militär-  oder  Civilpersonen  für  Handlungen  beabsichtigt  wird,  dip 
im  geltenden  Recht  uieht  mit  Strafe  bedroht  sind,  w ie  z.  B.  rechtswidrige  Hand- 
lungen von  Bürgern  gegen  MUitärpcrsoneu,  die  sich  in  der  Ausübung  des  Dienstes 
befinden,  so  ist  natürlich  eine  Bezugnahme  auf  diese  Handlungen  und  eine  inilitär- 
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des  Militarstrafgosetzos  in  dem  Einführungsgesetze  zu  der  Militär- 
strafgerichtsordnung  durch  einen  Zusatz  nachfolgenden  Inhaltes  er- 
gänzt werden  : 

Die  litt,  c.,  g.  und  k.  des  Art.  t de*  Ti.  G.  über  die  Strafrechtspflege  für 
die  eidg.  Truppen  erhalten  folgende  Fassung  : ‘) 

c.  Die  Jieamten  und  Angestellten  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Mtli- 
Uirvertcaltung,  soiceit  es  die  Titel  I und  IO1)  anbelangt  und  die  Handlung  mili- 
tärische Verhältnisse  berührt.  3) 

g.  Personen,  die  der  Armee  folgen , und  Personen,  die  sich  eines  Verbrechens 
oder  Vergehens  an  Personen  oder  Sachen , die  zur  Armee  oder  zu  militärischen 
Verrichtungen  gehören , schuldig  machen,  sobald  die  Armee  in  Feindesluntl  steht 
(Art.  Hfl)  ♦). 

k.  Kriegsgefangene  und  Internirte. 

Nach  der  oben  vorgeschlagenen  Fassung  von  Art.  1 der  Mili- 
tärstrafgerichtsverfassung würde  mit  der  Ergänzung  der  litt,  c.,  g. 
und  k.  des  Militürstrafgcsotzos  di<*  Militärstrafgerichtsbarkeit  von 
selbst  auf  die  darin  genannten  Fälle  ausgedehnt  sein. 


gerichtliche  Bciirtheilung  wegen  derselben  erst  möglich,  wenn  eiu  Thatbestand  im 
Gesetz  aufgestellt  ist,  wie  es  in  dem  früheren  Entwurf  in  Art.  70  für  Delikte 
von  Clvilpersonen  geschehen  war. 

Mit  diesen  Ausführungen  soll  jedoch  nur  gezeigt  werden,  welche  gesetz- 
geberische Form  nothwendig  wäre,  um  die  Absichteu  des  Entwurfes  zur  Aus- 
führung zu  bringen;  eine  Billigung  dieser  Absichten  ihrem  Inhalte  nach  wird 
damit  nicht  bezweckt. 

')  Dabei  sind  die  Eingangsworte  des  Art.  1 zu  subintelligiren:  „Den  Vor- 
schriften des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  sind  unterworfen.“ 

*)  Titel  I handelt  von  den  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  der  Eidgenossen- 
schaft und  des  Heeres  und  gegen  die  verfassungsmässige  Ordnung;  Titel  10  von 
der  Veruntreuung,  dem  Betrug  und  dem  falschen  Zeugnisse. 

*)  Die  in  litt,  c des  M.  G.  genannten  Freiwilligen  fallen  nun  weg,  da  diese 
nunmehr  dem  Landsturm  zugethcilt  werden.  Botschaft  S.  5. 

*)  Nur  in  Kriegszeiten  erwachsen  auch  dem  nicht  wehrpflichtigen  Bürger 
Rechtsptlichten,  die  im  weiteren  Sinne  wenigstens  militärische  sind;  im  Frieden 
kaun  ihm  eine  militärische  Uechtsptlicht  nicht  auferlegt  und  von  ihm  daher  eine 
solche  auch  nicht  verletzt  werden.  Die  Aufnahme  von  Bestimmungen  gegen  nicht 
wehrpflichtige  Civilpersonen  lässt  sich  für  den  Friedenszustand  durch  ein  mili- 
tärisches Interesse  nicht  rechtfertigen;  der  Bürger  wird  durch  Unterwerfung  unter 
das  Militärstrafrecht  einem  Ausnahmerecht  unterworfen.  Wie  das  deutsche  Keichs- 
strafgesetzbuch  die  Verleitung  von  Militärper^onen  zum  Ungehorsam  durch  Bürger 
(§  112)  und  Verletzungen  der  Wehrpflicht  (§§  14U  ff.V  als  bürgerliche  Delikte  be- 
handelt, so  könnte  das  Bundesstrafgesetz,  dessen  Ergänzung  bevorsteht,  gewisse 
von  Bürgern  gegen  das  Wehneesen  begangene  Delikte  unter  Straf  Sanktion  steilem 
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Art.  3 bezieht  sieh  auf  die  Sachen,  welche  der  Milita  rstraf- 
gerichtsbarkeit  unterliegen,  schliesst  sich  somit  in  seinem  Inhalte 
eng  an  Art.  1 au. 

Art.  3.  Di«  Handlungen,  hinsichtlich  deren  die  in  Art.  1 genannten  Personen 
der  Militürstrafg«rioht8barkeit  unterliegen,  werden,  wenn  sic  Verbrechen  sind,  von  den 
Militärgerichten  des  Hundes,  und  wenn  sie  blosse  Ordnnngsfebler  sind,  von  den 
militärischen  Behörden  oder  Vorgesetzten  bcurtheilt. 

Doch  wird  nicht  gesagt,  welch e Sachen  der  Militärstrafgerichts- 
barkeit unterliegen,  und  lediglich  eine  Eintheilung  der  Militärstraf- 
gerichtabarkeit  in  r/crichtliche  und  ditziptinäre  getroffen.  Wird  die 
Militärstrafgericht-sbarkeit  so  weit  gefasst,  so  unterliegen  derselben 
die  im  Militarstrafgesetze  und  in  der  Disziplinarstrafordnung  be- 
drohten Handlungen;  wird  aber  die  Disziplinarj urisdiktion  abge- 
trennt, so  bleiben  die  Militärstrafgeriehte  für  die  Heurtheiluug  der 
im  Mi I itärstrajgenetze  bedrohten  Handlungen  zuständig. 

Dieser  Auffassung  entspricht  die-  zu  Art.  1 in  Vorschlag  ge- 
brachte Kedaktion  : 

Die  Militärgericht«  bcurthcilen  die  dem  Militarstrafgesetze  unterworfenen 
Personen  wegen  der  in  demselben  mil  Strafe  bedrohten  Handlungen. 

Der  generische  Unterschied,  «1er  zwischen  Verbrechen  und 
Disziplinarvergehen  besteht,  verbietet  der  Gesetzgebung,  die  Diszi- 
plinargerichtsbarkeit  als  einen  Theil  der  Militärstrafgerichtsbarkeit 
zu  gestalten.  Mit  Hecht  bezeichnet  Oretener  ’)  eine  „ Vermittlung 
zwischen  der  Ausübung  von  Disziplinarbefügnissen  und  der  Militär- 
strafgerichtsbarkeit“ als  .so  wenig  wünschenswert!),  dass  der  Gegen- 
satz zwischen  beiden  nicht  scharf  genug  betont  werden  kann“  !). 
Zu  einer  gesonderten  Behandlung  des  gesummten  formellen  und 
materiellen  Disziplinarstrafrcchts  fordert  übrigens  der  Erlass  eines 
besonderen  selbstständigen  Gesetzes  über  die  Disziplinarstrafordnung 
geradezu  auf. 

Sind  diese  Ausführungen  richtig,  so  ist  Art.  3 zu  sh-eicheti, 
Art.  2 des  geltenden  Gesetzes  dagegen  beizubehalten. 

')  Zum  Entwurf«,  S.  77. 

’)  Auf  dienen  Unterschied  machte  schon  I.eo  Weber,  Major  im  eidgenös- 
sischen .lustizstalve,  in  seinen  Bemerkungen  zu  früheren  Vorarbeiten  aufmerksam 
mit  den  Worten: 

„ Disziplinarvergehen  und  Verbrechen  sind  innerlich  und  wesentlich  ver- 
schieden und  man  muss  sich  hüten,  dieselben  äusserlich  gleich  zu  behandeln  und 
damit  den  innern  Unterschied  zu  verwischen.“  Citât  bei  Gretener,  S.  78. 
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Wenn  auch  Streichung  der  folgenden  Vorschrift  beantragt  wird: 

Art,  4.  Im  Ausland  begangene,  unter  das  Militärstrafgesetz  fallende  Hand- 
lungen der  in  Art.  1 genannten  Personen  sind  ebenfalls  der  eidgenössischen 
Militärgerichtsbarkeit  unterworfen. 

so  ist  /.war  dagegen  nichts«  einzuwenden,  dass  Delikte,  welche  die 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  ira  Ausland  be- 
gehen, durch  die  Militärgerichte  zu  beurtheilen  sind.  Allein  es 
ist  das  — Strafbarkeit  der  Handlung  vorausgesetzt  — selbstver- 
ständlich. Zweifelhaft  kann  nur  sein,  inwieweit  das  materielle 
Strafrecht  auf  im  Ausland  begangene  Delikte  Anwendung  findet. 
Diese  Frage  gehört  aber  durchaus  dem  materiellen  Strafrecht  an. 
Unser  Militärstrafgesetz  unterstellt  alle  Personen,  die  sich  in  Feindes- 
land eines  Verbrechens  oder  Vergehens  an  Personen  oder  Sachen, 
die  zur  Armee  oder  zu  militärischen  Verrichtungen  gehören,  schuldig 
machen,  unter  das  Militärstrafgesetz  (Art.  1 g)  und  bedroht  Maraude 
und  Plünderung  in  Feindes-  und  /•Vcwm/csland  (Art.  14.1  ff.).  Daraus 
folgt  mit  Sicherheit,  dass  im  Auslande  begangene  Handlungen  zu 
bestrafen  sind. 

Würden  die  geltenden  Bestimmungen  nicht  als  ausreichend 
erachtet,  so  könnte  nach  Art.  2 des  Militärstrafgesetzes  folgende  dem 
§ 7 des  Militärstrafgesetzbuches  für  das  deutsche  Reich  nachgebildeto 
Bestimmung  eingeschaltet  werden  : 

Strafbare  Handlungen , t reiche  rim  den  in  Art.  I beieichneten  Persimen  im 
Auslande,  ir ährend  sie  dort  bei  den  Truppen  oder  sonst  in  dienstlicher  Stellung 
sich  befmden.  begangen  teer  den.  sind  ebenso  zu  bestrafen,  als  nenn  diese  Hand- 
lungen von  ihnen  auf  schireizerischem  Gebiete  begangen  waren. 

Art.  2 bestimmt,  welche  Personen  zu  den  Militärpersonen  gehören: 

Art.  '2.  Unter  Militärpersoneil  sind  alle  Personen  zu  verstehen,  welche  iin 
Auszug,  in  der  Landwehr  oder  im  Landsturm  eingetbcilt  sind  und  sich  im  eidge- 
nössischen oder  kantonalen  Militärdienst  betinden. 

Die  Legaldefinition  ist  aber  keine  glückliche.  Nach  derselben 
sind  Offiziere,  welche  bei  einem  nicht  dienstlichen  Anlasse  in  Uni- 
form erscheinen,  sowie  nicht  eingetheilte  Instruktoren  und  wohl 
auch  Rekruten  nicht  Militärpersonen.  Der  Entwurf  fasst  übrigens 
den  Ausdruck  iu  Art.  7 selbst  iu  einem  anderen  Sinne  und  ver- 
stoht  unter  Militärpersonen  die  der  Militärgerichtsbarkeit  unter- 
stehenden Personen,  was  freilich  zu  weit  geht,  indem  dann  auch 
Bediente  und  Putzer  ■)  zu  den  Militärpersoneu  gehören  würden. 

‘)  S.  die  Note  uuf  S.  280. 
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Der  Natur  der  Sache  möchte  folgende  Definition  entsprechen  : 

Als  Militärpersonen  gelten  die  sum  Dundesheer  gehörenden  Personen  mit 
Einschluss  der  Instruktoren  für  die  Zeit,  nährend  welcher  sie  sich  im  Militär- 
dienst befinden  oder  ausserhalb  des  Dienstes  im  Militärkleide  auftreten  '). 

Da  jedoch  mit  diesen  Personen  der  Kreis  der  Personen,  welche 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehen,  nicht  abgeschlossen  ist,  so 
fragt  es  sich,  ob  es  zweckmässig  ist,  den  Ausdruck  Militärperson 
als  einen  technischen  in  das  Gesetz  einzuftthren. 

Der  Gesetzgebung  bereitet  die  Frage  Schwierigkeiten,  wie  das 
Verfahren  zu  gestalten  sei,  wenn  MiUtiirpersonen  und  Burger  ge- 
meinschaftlich ein  Delikt  verüben.  Art.  5 entscheidet: 

Art.  ö.  Sind  hei  gemeinen  Verbrechen  mit  Personen,  welche  unter  die 
Militärstrafgerichtsbarkeit  fallen,  auch  andere  Personen  beschuldigt,  so  bleiben 
die  letztem  der  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfen. 

Durch  Beschluss  des  Bundesrathes  können  indessen  ausnahmsweise  die  der 
Militärstrafgerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  dem  bürgerlichen  Strafgericht 
unterstellt  werden. 

Falls  Bürger  und  Militärpersonen  gemeinschaftlich  ein  gemeines 
Delikt  verüben,  wird  in  der  Regel  der  Militär  vor  das  Militärgericht, 
der  Bürger  vor  das  Civilgericht  verwiesen;  ausnahmsweise  beurtheilcn 
die  Civilgeriche  alle  Delicjuenten,  Soldaten  und  Bürger. 

Prozessualisch  zweckmässig  und  staatsrechtlich  korrekt  wäro 
einzig  die  Verweisung  säinmtlicher  Angeschuldigter  vor  den  bürger- 
lichen Strafrichter,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  ein  militä- 
risches Interesse  entgegenstcht.  Dass  ein  gemeinsames  Verfahren 
besser  ist  als  ein  Doppelverfahren,  bedarf  keines  Nachweises2), 
l'eber  die  staatsrechtliche  Frage  bemerkt  ein  österreichischer  Jurist, 
Weisl,  zutreffend,  in  diesem  Falle  (der  Konkurrenz)  müsse  der  Civil- 

Note  1 zu  S.  271»: 

ln  stehenden  Heeren  versehen  Soldaten  den  Dienst  unserer  bürgerlichen 
Bedienten  lind  Putzer.  Nach  Einführung  eines  einheitlichen  bürgerlichen  Straf- 
rechtes wird  man  diese  Leute  gewiss  nicht  mehr  unter  Militärstrafgesetz  und 
Militärgerichtsbarkeit  stellen. 

')  l.’ud  tlie  Militärbeamten  des  Bundes  und  der  Kantone  V 

*)  Oberst  Müller  hat  freilich  nicht  ohne  Grand  auf  die  Schwierigkeit  hin- 
ge wiesen,  welche  die  Anwendung  des  materiellen  Milit&rstrafrechts  für  das  bür- 
gerliche Strafgericht  bote.  Es  erinnert  dies  daran,  wie  wünsebenswerth  es  wäre, 
eine  Uebereinstimmung  des  Civil-  und  «les  Militärstrafrechts  in  den  Punkten 
berbeizufttbren , die  eine  verschiedene  Regelung  nicht  erheischen.  Könnten  die 
gemeinen  Delikte  von  Militärpersonen  nach  schweizerischem  Civilstrafrecht  beur- 
theilt  werden,  so  wäre  der  Uebclstand  gehoben. 
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Jurisdiktion  der  Vorrang  gelassen  werden,  da  der  Bürger  seinem 
Richter  nicht  entzogen  werden  solle  und  der  Soldat  doch  immer 
noch  Bürger  hleibe.  Ueherwiogend  in  diesem  Sinne  ist  die  Frage 
gelöst  worden  in  Frankreich1),  Italien2),  Belgien3),  Bayern4), 
Württemberg  •'). 

Sollte  in  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  die  Militär- 
strafgerichtsbarkeit weiter  ausgedehnt  werden  als  in  diesen  Staaten  ? 

Ganz  übergangen  ist  der  Fall  einer  Theilnahme  von  Bürgern 
an  militärischen  Delikten.  Bekanntlich  ist  es  streitig  '),  ob  eine 
solche  Theilnahme  überhaupt  möglich  ist  ; wenn  aber  die  Frage  mit 
der  Expertenkommission  bejaht  wird,  so  ist  die  Gerichtsbarkeit  auch 
für  diesen  Fall  zu  regeln.  Dies  könnte  durch  folgende  Fassung  des 
Art.  5 geschehen  : 

')  Code  <lr  justice  militaire,  art,  70:  Lorsque  la  poursuite  d’uu  crime, 
d’un  délit  on  d'une  contravention  comprend  des  individus  non  justiciables  des 
tribunaux  militaires  et  des  militaires  ou  autres  individus  justiciables  de  ces  tri- 
bunaux, tous  les  prévenus  indistinctement  sont  traduits  devant  les  tribunaux 
ordinaires,  sauf  les  cas  exceptés  par  l'article  suivant  ou  par  toute  autre  dis- 
position de  la  loi. 

*)  Art.  337  citirt  von  l>r.  Ernst  Weist,  Frankreichs  Militürstrafprozcss- 
ordnung,  Wien  lflfl7,  S.  lfl,  welcher  betont,  „dass  alle  einer  gemeinsamen  straf- 
baren Handlung  Beschuldigten  vor  dasselbe  Tribunal  gehören“. 

*)  Nach  Angabe  von  C.  Keller,  Die  Aufgallen  einer  Militürstrafprozoss- 
ordnung  für  das  deutsche  Reich,  Berlin,  zweite  Auflage,  S.  fl.  Keller  schlügt 
vor,  „den  Militärbehörden  zwar  nicht  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  wohl  aber 
— zu  gestatten,  die  Strafverfolgung  uud  Aburtelung  bezüglich  der  Mitango- 
äclmldigten  des  Soldatenstandes  der  Civilbehörde  zu  überweisen,  falls  dies  im 
Interesse  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  liegt  und  keine  dienstlichen  Gründe 
entgegensteben. 

Der  Ovilstrafgerichtsbarkeit  sind  unterworfen: 

‘1  In  Bagern  „alle  Militärpersonen  wegen  gemeinschaftlich  mit  Civilpersonen 
verübter  Delikte,  sobald  die  Militärbehörde  auf  die  Entscheidung  derselben  aus- 
drücklich verzichtet“.  Bayerisches  Ausfübrungsgesetz  zur  Heichsstrafpmzess- 
ordnung.  Art.  73. 

s|  In  Württemberg  „alle  Militärpersonen  wegen  gemeinschaftlich  mit  Civil- 
personen verübter,  gemeiner  Verbrerheu,  Vergehen  mul  Uebertretungen“.  Württem- 
berg. Gesetz  vom  17.  August  1*19,  Art.  5. 

')  Gründlich  erörtert  die  frage  der  verdiente  Schriftsteller  über  Militar- 
strafrecht.  Karl  Hecker  (lustizrath  und  Divisionsauditeur),  in  der  Abhandlung: 
Her  Ci rit Strafrichter  und  das  Mil  itarxtrufgesetr  buch  fur  du*  Deutsche  Reich. 
Archiv  für  Strafrecht.  Band  30,  S.  12S  ft'. 
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Art.  ti.  Werden  strafbare  Handlungen  ron  Personen,  welche  der  Militär- 
gerichtsbarkeit unterworfen  sind,  in  Gemeinschaft  mit  andern  Personen  begangen, 
so  ist  das  bürgerliche  Strafgericht  des  Ortes  der  Begehung  zuständig. 

Wenn  militärische  Interessen  es  erfordern,  unterstellt  der  Bundesrath  die 
der  Militiirstrafgeriehtsbarkeit  unterworfenen  Personen  auch  in  diesem  Palle  der 
Militärstrafgerichtsbarkeit. 

I)a  das  geltende-  materielle  Militärstrufrecht  nicht  alle  straf- 
würdigen Handlungen  umfasst,  so  müssen  wohl  oder  übel  die 
25  kantonalen  Strafrechte  als  Subsidiarrecht  herbeige/.ogeu  werden, 
soweit  nicht  das  Bundesstrafrecht  aushilft. 

Es  sollte  daher  im  materiellen  Strafrecht  etwa  folgender  Satz 
aufgestellt  werden  : 

Im  Militärstraf  gesetzbuche  nicht  corgrsehene  Handlungen  ron  Militär- 
personen unterliegen  den  bürgerlichen  Gesetzen  des  Ortes,  wo  die  Handlung 
begangen  wurde. 

Allein  sowohl  der  Art.  3 des  Bundesgesetzes  über  die  Strafrechts- 
pflege für  die  eidgenössischen  Truppen,  als  Art.  7 des  Entwurfes, 
welcher  den  Art.  3 ersetzen  soll,  setzen  eine  solche  Vorschrift  still- 
schweigend voraus  und  normiren  lediglich  die  Gerichtsbarkeit. 

Art.  7.  Wenn  Militurpersonen  sich  Handlungen  zu  Schulden  kommen  lassen, 
welche  im  Militär  strate -setz  buch  nicht  vorgesehen  sind,  aber  durch  das  bürgerliche 
Strafgesetz  des  Ortes,  wo  sic  stattgefunden  halten,  mit  Strafe  bedroht  werden,  so 
sind  zur  Untersuchung  und  Betirtheiinng  solcher  Uebertretiuigen  die  bürgerlichen 
Gerichtsbehörden  zuständig. 

Steht  jedoch  die  Uehertretung  mit  dem  militärischen  Dienstverhältnisse  im 
Zusammenhang,  so  kann  die  strafrechtliche  Verfolgung  nur  mit  Knnächtigung  des 
Eidgenössischen  Militärdepartements  eintreten. 

Es  kann  allerdings  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  als 
zuständig  erklärten  bürgerlichen  Gerichte  das  bürgerliche  Strafrecht 
auzuwenden  haben,  wenn  auch  der  gesetzgeberische  Ausdruck  dafür 
fehlt.  Allein  ist  es  nicht  auch  möglich,  «lass  ausnahmsweise  das 
Militärgericht  zuständig  wird,  nämlich  in  dein  in  Art.  7,  Absatz  2, 
vorgesehenen  Falle  ? Oder  sol I eine  Febertretung  straflos  ausgehen, 
wenn  das  eidgenössische  Militärdepartement  die  Ermächtigung,  den 
Thäter  vor  Civilstrafgericht  zu  verfolgen,  verweigert,  weil  die  Uober- 
tretung  mit  dem  militärischen  Dienstverhältnisse  in  Zusammenhang 
steht  ? 

Wird  die  soeben  vorgeschlagenc  materielle  Vorschrift  an  Stelle 
des  bisherigen  Art.  3 in  das  Mili tiirstrajgesetz  aufgenommen,  so 
könnte  die  Gerichtsbarkeit  iu  der  MilitärgerichUrerfassung  durch 
folgende  Sätze  geregelt  werden: 
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Art.  7.  Militärpersonen,  welche  eine  nach  bürgerlichen  Gesetzen  zu  be- 
strafende Handlung  begehen  (Art.  3 des  Butulesgesetzes  über  die  Strafrechtspflege 
für  die  eidgenössischen  Truppen),  werden  dieser  Handlung  wegen  durch  die 
bürgerlichen  Gerichte  brurtheilt. 

Steht  jedoch  die  Handlung  mit  dem  militärischen  IJicnstccrheiltnissc  in  Zu- 
sammenhang, so  ist  das  eidgenössische  Militärdepartement  ermächtigt,  den  Thtiter 
dem  Militärgericht  zu  überweisen. 

Ist  einmnl  die  Unifikation  des  bürgerlichen  Strafrechts  durch- 
geführt, so  stände  nichts  entgegen,  die  Militärgerichte  für  alle 
gemeinen  Delikte  von  Militärpersonen  zuständig  zu  erklären. 

Die  als  Art.  6 bezeichnete  Vorschrift  des  Entwurfes  : 

Art.  6.  Ist  eine  der  in  Art.  I genannten  Personen  strafbarer  Handlungen 
beschuldigt,  welche  theils  der  bürgerlichen,  theils  der  militärischen  Gerichtsbarkeit 
unterliegen,  so  kann  der  Hundesrath  deren  Beurtheilung  ausschliesslich  dem  bürger- 
lichen Gerichte  übertragen. 

würde  besser  nach  dem  eben  besprochenen  Art.  7 eingereiht,  da 
Art.  7 die  bürgerliche  Gerichtsbarkeit  über  Militärpersonen  erst 
begründet. 

Bei  Art.  9 lässt  sich  der  Wunsch  nicht  unterdrücken,  es 
möchten  Kompetenzstreitigkeiten  nicht  von  «lein  Bundesrathe,  son- 
dern von  einer  Kammer  des  Bundesgerichtes  entschieden  werden. 

II.  Der  Justizstab. 

Der  Entwurf  führt  zwei  neue  Klassen  von  Justizoffizieren  ein: 
die  U n (ersuch u ttffsrich ter  und  die  Mili Ui rg erich Irsch rri her. 

Durch  die  erstere  Einrichtung  ')  wird  es  möglich,  Anklage  und 
Untersuehungsthütigkeit,  die  bisher  in  der  Person  des  Auditors  ver- 
einigt waren,  zu  trennen  und  damit  einem  Postulat  des  modernen 
Strafprozessrechts  Genüge  zu  leisten  J). 

Auch  die  Einführung  eines  militärischen  Gerichtsschreiberamtes 
ist  zu  billigen.  Bisher  sollte  der  Gerichtsschreiber  von  dem  Gross- 
richter auf  den  Vorschlag  des  Auditors  ernannt  werden  und  es  ist 
das  Gerichtsschreiberamt  in  einigen  Divisionskreisen  so  thatsächlich 
ein  ständiges  geworden,  indem  regelmässig  der  nämliche  Offizier 

')  Von  dem  Verfasser  vorgeschlageu  in  der  Schweizer  Grenzpost  1S85,  Nr.  <54. 

>1  Ernst  Weist  a.  a.  0.  8.  10  sagt  von  Frankreich:  „ ...  so  ist  in  der 
Militär-Strafprozessordnung  das  moderne  Postulat  der  Scheidung  der  Thätigkeits- 
kreise  der  Anklägcrschaft,  des  Untersuchungsrichters  und  der  ürtheiler,  und  damit 
eine  gedeihliche  und  uuparteische  Recbtsverfojgung  gewahrt.“ 
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bezeichnet  wird,  was  sich  als  sehr  zweckmässig  erweist.  Allein 
in  andern  Divisionskreiseu  gestaltet  sich  das  Verhältniss  weniger 
günstig  '). 

Durch  die  Schaffung  eines  ständigen  Militürgerichtsschreiber- 
amtes  wird  eine  geordnete  und  gleichmässige  Geschäftsführung  sehr 
erleichtert  weden.  Aeussorst  wichtig  aber  auch  schwierig  ist  es, 
die  Wahl  tüchtiger  Gerichtsschreiber  zu  sichern,  wichtig,  weil  die 
Thätigkcit  des  Gerichtsschreibers  für  die  Rechtsprechung  von  der 
grössten  Bedeutung  ist,  dann  auch  weil  «lie  Auditoren  und  die 
Untersuchungsrichter  künftig  vorwiegend  aus  der  Zahl  der  Geriehts- 
schreiber  hervorgehen  sollen,  schwierig,  weil  der  Ernennung  nicht 
wie  hei  jeder  anderen  militärischen  Beförderung  ein  Vorbereitungs- 
und Probedienst  vorausgeht. 

Der  Entwurf  regelt  das  Gerichtsschreiberamt  durch  folgende 
Bestimmung  : 

Art.  13.  Dem  Justizstabe  «erden  als  besondere  Sektion  die  Militär-Uerichts- 
schreiher  mit  dem  Grade  von  Lieutenants  und  Obcrlleutenants  zugetheilt. 

Der  Bundcsrath  ernennt  hiezu  Wehrpflichtige,  die  juristisch  gebildet  sind. 
Die  Vorschrift  von  Art.  12,  betreffend  vorgàngige  Dienstleistung  als  Offiziere  der 
Armee,  ist  auf  die  Gcrichtsschreiber  nicht  anwendli&r. 

Die  Kommission  ging  bei  Aufstellung  dieses  Artikels  von  der 
Erwägung  aus,  es  sei  dem  Gerichtsschreiber  eine  seiner  wichtigen 
Aufgabe  entsprechende  Stellung  einzuräumen,  ln  der  That  führt 
der  Gcrichtssehreibor  keineswegs  etwa  nur  an  Stelle  des  Richters 
die  Feder,  sondern  er  beurkundet  selbstständig  die  gerichtlichen  Vor- 
gänge und  führt  unter  eigener  Verantwortlichkeit  das  Protokoll.  Die 
Bedeutung  di  s Gcrichtsschreibers  als  Urkundsperson  tritt  allerdings 
in  dem  Schwurgerichtsverfahren,  welches  gegenwärtig  in  Militär- 
strafsachen zur  Anwendung  kommt,  erheblich  zurück,  da  die  Ver- 
höre in  dem  Hauptverlahreu  nicht  protokollirt  werden  (Art.  283); 

')  Beispiel:  Ein  Auditor,  der  nicht  in  dein  Divisionskreise  seiner  Brigade 
wohnt,  erhielt  die  Akten  einer  Militärstrafuutersuchung  und  wurde  von  dem 
Grossrichter,  der  ebenfalls  nicht  im  Divisionskreise  wohnt,  ermächtigt,  eine  ge- 
eignete Persönlichkeit  als  Grriclitsschreiber  zu  bestellen.  Der  Kommandant, 
welchem  die  Strafpolizeigewalt  über  den  Angeschuldigten  zustand,  verlangte,  ge- 
stützt auf  Art.  242  des  geltenden  Gesetzes  (wegen  des  Kostenpunktes)  die  Er- 
nennung einer  im  Dienst  befindlichen  Militärjtcrson.  Schliesslich  wurde  der 
Lieutenant,  welcher  den  Dienst  als  Pnstenclief  versah,  ein  Student  der  Natur- 
wissenschaften, mit  der  Eilhruim  des  Protokolls  beauftragt;  als  die  Wache  ein- 
gezogen wurde,  übernahm  der  Offizier  den  Gerichtsschreiberdienst,  welcher  die 
Voruntersuchung  geführt  hatte  (Art.  305). 
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allein  nach  dem  Verfahren  des  Entwurfes  findet  eine  genaue  Be- 
urkundung auch  der  Hauptverhandlung  statt  (Art.  173  E)  und  es 
ist  im  Gegensatz  zu  dem  Assisenverfahren  ein  sorgfältig  begründetes 
Urtheil  auszufertigen  (Art.  IC!)  E.)  Diesen  Anforderungen  kann 
nur  ein  juristisch  gebildeter  Gerichtsschreiber  gerecht  werden,  wess- 
lialb  der  Entwurf  mit  vollem  Recht  juristische  Bildung  als  Er- 
forderniss der  Wählbarkeit  des  Militärgerichtsschreibers  aufstellt. 
Das  Militärgerichtsschreiberamt  bietet  aber  auch  eine  militärische 
Beite  dar.  Bei  jedem  Straffäll  kommen  Vorgänge  des  militärischen 
Lebens  zur  Erörterung,  die  für  die  Entscheidung  der  Bache  nicht 
ohne  Bedeutung,  ja  hin  und  wieder  von  entscheidender  Bedeutung 
sind.  Nur  ein  Gerichtsschreiber,  der  bei  der  Truppe  gedient  hat, 
wird  die  Aussagen  des  Angeschuldigten  und  dt*  Zeugen,  welche 
sich  auf  derartige  Verhältnisse  •/..  B.  des  innern  Dienstes  oder  der 
militärischen  Hierarchie  beziehen,  rasch  und  sicher  autfassen,  während 
der  dem  Militärwesen  fern  stehende  Jurist  den  einen  und  andern 
Punkt  übersieht  und  nicht  selten  Aussagen  fälsch  auffasst  und  un- 
richtig aufzeichnet.  Daraus  können  die  bedenklichsten  Folgen  ent- 
stehen. 

Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Militärgerichtsschreiber 
eine  Militärperson  ist,  welche  der  militärischen  Disziplin  unterworfen 
ist.  Das  Wesen  der  militärischen  Disziplin  wird  aber  nur  im  Mili- 
tärleben erfasst  und  erlernt.  Wer  nicht  als  Soldat  mit  der  Truppe 
gelebt  hat,  weiss  nicht  was  Disziplin  ist. 

Daher  rechtfertigt  sich  die  Ausnahme  nicht,  welche  der  Ent- 
wurf in  dem  letzteu  Satz  des  Art.  13  zu  Gunsten  der  Gerichts- 
schreiber aufstellt  mit  den  Worten  : 

Die  Vorschrift  von  Art.  12,  betreffend  vorrangige  Dienstleistung  als  Offiziere 
der  Armee  ist  auf  die  Gerichtsschreiber  nicht  anwendbar. 

Wenn  es  sehr  zu  begrüssen  ist,  dass  die  Untersuchungsrichter 
und  Auditoren  künftig  alle  vorerst  bei  der  Truppe  zn  dienen  und 
sich  das  Offizierspatent  im  praktischen  Dienst  zu  erwerben  haben, 
so  ist  dagegen  nicht  einzusehen,  warum  den  Gerichtsschreibern 
diese  heilsame  und  nothwentflge  Mühsal  erlassen  wird.  Dabei  ist 
hervorzuheben,  dass  der  Entwurf,  indem  er  keine  vorgängige  Dienst- 
leistung als  Offizier  von  dem  Gerichtsschreiber  fordert,  thatsächlich 
von  dem  Requisit  einer  militärischen  Dienstleistung  überhaupt  ab- 
sieht. Es  wird  also  in  Zukunft  zwar  nicht  mehr  Vorkommen  können, 
dass  ein  Jurist  heute  als  gemeiner  Soldat  in  der  Korpskontrolle 
eingetragen  ist  und  morgen  als  llauptmanu  im  eidgen.  Justizstab 
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und  Auditor  einer  Brigade  seinem  Compagniechef  im  Hange  gloich- 
stoht;  aber  es  ist  statthaft,  dass  ein  junger  Jurist,  der  sich  dem 
Militärdienst  bis  zur  Absolvirung  der  Studien  zu  entziehen  wusste, 
ohne  weiteres  zum  Gerichtsschreiber  und  damit  zum  Lieutenant 
oder  Oberlieutenant  im  Justizstabe  ernannt  wird.  Die  Ausnahme- 
stellung der  Gerichtsschreiber  darf  nicht  beibehalten  bleiben.  Die 
Verleihung  des  Offiziersgrades  ohne  vorgängige  Dienstleistung  ver- 
letzt nicht  nur  die  militärischen,  sondern  auch  die  demokratischen 
Grundsätze  und  erregt  bei  Vielen,  die  ihrer  Dienstpflicht  mit  be- 
deutenden Opfern  au  Zeit  und  Geld  nachkommen,  Neid  und  Miss- 
gunst. 

Diese  Ausnahmebestimmung  steht  übrigens  mit  dem  Entwürfe 
selbst  nicht  im  Einklang.  Denn  offenbar  lag  es  in  der  Absicht 
des  Gesetzgebers,  das  Gerichtsschreiberamt  zu  einer  Vorschule  für 
den  Justizstab  zu  gestalten  und  die  Gerichtsschreiber,  welche  sich 
im  Justizdienste  bewährt  haben,  zu  Untersuchungsrichtern  und  zu 
Auditoren  und  damit  zu  Offizieren  des  Justizstabes  zu  befördern. 
Diese  Absicht  ist  aber  nicht  ausführbar,  wenn  die  Gerichtsschreiber, 
gestützt  auf  die  Ausnahmebestimmung  des  Art.  13,  ohne  vor- 
gängige Dienstleistung  als  Offiziere  der  Armee  zu  Gerichtsschreibern 
und  Lieutenants  ernannt  worden  sind;  denn  dann  sind  sie  nach 
Art.  12  E.  nicht  in  den  Justizstab  wählbar.  Zwar  wird  einge- 
weudet  werden,  die  Geriehtssehreiber  dienen  als  Offiziere  einer 
besondern  Sektion  des  Justizstabes,  sic  seien  also  bei  ihrer  Er- 
nennung zum  Untersuchungsrichter  oder  zum  Auditor  „Offiziere, 
welche  in  der  schweizerischen  Armee  gedient  haben“  ; allein  es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  Dienst  bei  der  Truppe  gemeint  ist, 
da  nur  ein  solcher  die  militärische  Vorbildung  für  den  Justizdienst 
verschaffen  kann  und  nicht  eine  Bethätigung  als  Gerichtsschreiber. 

Sollte  aber  der  Entwurf  in  Art.  13  wirklich  bestimmen  wollen, 
ein  Gerichtsschreiber,  der  keine  Hekrutenschule  und  keinen  Dienst 
bei  der  Truppe  bestand,  sei  im  Sinne  des  Art.  12  ein  Offizier, 
welcher  in  der  schweizerischen  Armee  gedient  hat,  so  büsst  das 
in  Art.  12  für  die  Wählbarkeit  in  den  Justizstab  aufgestellte  Er- 
forderuiss  vorgängiger  Dienstleistung  als  Offizier  seine  militärische 
Bedeutung  ziemlich  ein  : denn  es  besagt  die  Vorschrift  dann, 
dass  der  Dienst  als  Gerichtsschreiber  den  Dienst  als  Offizier  bei 
der  Truppe  ersetzt.  Auch  so  gefasst  bedeutet  der  Art.  12  gegen- 
über dom  gegenwärtigen  Zustande  einen  anerkennenswerthen  Fort- 
schritt, besonders  wenn  die  von  dem  Bundesrathe  für  die  Instruktion 
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der  Geriehtsschreiber  in  Aussicht  genommenen  Unterrichtskurse 
eingeführt  würden.  Doch  ist  jedenfalls  eine  Aenderung  der  Re- 
daktion des  Art.  12  geboten,  damit  der  8inn  der  Gesetzesstelle 
nicht  zweifelhaft  bleibt. 

Es  fragt  sich  aber  noch,  ob  die  organisatorische  Bestimmung 
des  Art.  13  : 

Dem  Justizstabe  werden  als  besondere  Sektion  die  Militärgerichtssehreiber 
mit  dem  Grade  von  Lieutenants  und  Oberüeutenants  zugetheilt. 

zu  billigen  ist.  Diese  Einrichtung  ist  von  der  Expertenkommission 
anlässlich  der  Berathung  von  Wiedererwägungsanträgen  beschlossen 
worden;  man  bezweckte,  durch  Errichtung  von  zwei  getrennten 
Abtheilungen  des  Justizstabes  die  Beförderung  von  Gerichts- 
schreibern auszu8chlie8sen,  welche  sich  nicht  bewährt  haben.  Der 
gesetzgeberische  Gedanke  ist  >ortrefflich.  Wird  aber  die  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  durch  die  in  Art.  13  getroffene  Regelung 
erreicht  ? 

Der  Gerichtsschreiber  scheidet  mit  seiner  Ernennung  aus  der 
militärischen  Stellung,  die  er  etwa  innehatte,  vollständig  aus;  er 
ist  nun,  wenn  nicht  eigentlicher  , Offizier  des  Justizstabes“,  so  doch 
Lieutenant  oder  Oberlieutenant  einer  Sektion  des  Justizstabes,  also 
Offizier  der  Militärjustiz.  Es  möchte  sich  fragen,  ob  durch  diese 
besondere  militärische  Stellung  des  Gerichtsschreibers  seine  Be- 
förderung zum  Untersuchungsrichter  oder  Auditor  gegebenen  Ealls 
verhindert  wird.  Würde  es  nicht  zweckmässiger  sein,  für  die  Be- 
förderung zum  Hauptmann  im  Justizstabe  ein  Fiihigkeitszeugniss  der 
militärischen  Vorgesetzten  zu  fordern,  wie  es  für  die  Ernennung 
zum  Hauptmann  im  Allgemeinen  vorgeschrieben  ist?  Werden  Unter- 
richtskurse eingeführt,  so  kann  die  Eignung  der  Gerichtsschreiber 
auch  nach  den  Leistungen  in  diesen  militärischen  Schulen  beur- 
theilt  werden. 

Es  wäre  nicht  nur  wünschenswert!!,  dass  ein  unfähiger  Gerichts- 
schreiber nicht  Untersuchungsrichter  oder  Auditor  würde,  sondern 
auch,  dass  er  nicht  Gerichtsschreiber  bliebe;  denn  dieses  Amt  ist 
nicht  weniger  wichtig,  als  das  des  Untersuchungsrichters  oder  des 
Auditors. 

Die  Erwägung,  dass  das  Gerichtsschreiberamt  juristische  und 
militärische  Eignung  erfordert  und  dass  sowohl  die  Beförderung 
unfähiger  Gerichtsschreiber  als  ihr  Verbleiben  im  Justizdienste  ge- 
setzlich zu  verhindern  ist,  führt  zu  folgendem  Vorschläge: 
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Art.,  Vf.  Der  Bundesrath  ernennt  juristisch  gebildete  Offiziere  als  Ge - 
richtssc  h reif  ter. 

Dieselben  können  von  ihren  ordentlichen  militärischen  Obliegenheiten  fur 
die  Dauer  ihres  Amtes  ganz  oder  the  il  weise  entbunden  werden,  behalten  aber 
ihre  militärische  Stellung  bei. 

Damit  wäre  eine  von  dem  Justizstabe  thatsäehlich  abgetrennte 
Militärgerichtsschreiberscktion  geschaffen.  Die  Militärgerichte  wür- 
den einen  ständigen  juristisch  gebildeten  und  militärisch  geschulten 
Gerichtsschreiber  erhalten,  der,  falls  er  sich  bewährt,  als  l'nter- 
suchungsrichter  oder  als  Auditor  in  den  Justizstal)  aufgenommen 
werden  kann,  andernfalls  aber  nach  einiger  Zeit  zu  der  Truppe 
zurückkehrt.  Die  Stellung  der  Gerichtsschreiber  wäre  derjenigen 
der  Regiments-,  Brigade-  und  Divisionsadjutanten  ähnlich,  die  auch 
abkomtnandirt  werden. 

XII.  Die  Militärgerichte. 

Die  Organisation  eines  Divisionsgerichtes  von  5 Richtern,  dem 
ein  Auditor,  ein  Untersuchungsrichter  und  ein  Gerichtsschreiber 
beigegeben  sind,  ist  eine  der  schönsten  Errungenschaften  des  Ent- 
wurfes. Der  Vorsitz  fällt  wie  bisher  dem  Grossrichter,  also  einem 
Offizier  dos  Justizstabes,  zu. 

Die  Besetzung  des  Gerichts  im  Einzelnen  regelt  Art.  lti, 
Absatz  2 und  3: 

Als  Richter  mul  als  Ersatzmänner  sind  je  zwei  Offiziere  und  zwei  Unter- 
offiziere der  betreffenden  Anneedivision  zu  Imzeielmen. 

Ist  die  Anklage  gegen  einen  Offizier  gerichtet,  so  treten  ihr  die  zwei  Unter- 
offiziere die  beiden  Offiziersgrad  bekleidenden  Ersatzmänner  als  Richter  ein. 

In  seinen  „Anträgen“  hatte  Oberst  J Müller  die  Bestimmung 
vorgeschlagen  : 

Als  Richter  uud  deren  Ersatzmänner  sind  Offiziere  der  betreffenden  Armee- 
division zn  bezeichnen. 

Es  wurde  aber  in  der  Expertenkommission  als  wünschenswert!! 
bezeichnet,  dass  das  Gericht  in  gewissen  Fällen,  namentlich  wenn 
es  sich  um  insubordination  von  Soldaten  handelt,  nicht  ausschliess- 
lich mit  Offizieren  besetzt  sei.  Aus  verschiedenen  Kombinationen 
ergab  sich  schliesslich  die  in  den  Entwurf  des  Bundesrathcs  über- 
gegangene Fassung. 

Es  kommt  diese  Besetzung  des  Gerichts  der  von  dem  Stände- 
rathe  ')  früher  beschlossenen  ziemlich  nahe  : 

')  Beschluss  des  Ständer;) tlies  vom  211.  Juni  1SS5,  Art.  75  b a.  E. 
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Die  Richter  und  Ersatzmänner  (werden)  je  zur  Hälfte  aus  den  aktiven 
Offizieren  und  zur  Hälfte  aus  den  Unteroffizieren  nud  Soldaten  der  Division 
gewählt. 

Für  den  ständerätlilichen  Beschluss  spricht  namentlich  die 
Erwägung,  dass  bei  Zulassung  der  Unteroffiziere  nicht  einzusehen 
ist,  warum  der  gemeine  Soldat,  welcher  im  Heer  am  stärksten  ver- 
treten ist,  von  dem  Richteramt  ausgeschlossen  sein  soll  ; Rück- 
sichten der  militärischen  Hierarchie  kommen  wenigstens  dann  nicht 
in  Frage,  wenn  der  Angeschuldigte  selbst  gemeiner  Soldat  ist. 
Dagegen  fragt  es  sich,  ob  der  (iesctzgober  die  bestmögliche  Be- 
setzung des  (Berichtes  sichert,  wenn  zwei  Unteroffiziere  als  Richter 
ernannt  werden  müssen.  Ohne  Zweifel  gibt  es  im  Offizierskorps 
eine  grössere  Zahl  von  Personen,  welche  zum  Riehteramte  befähigt 
sind,  als  int  Unteroffizierskorps;  wird  die  Wählbarkeit  auf  die 
Soldaten  ausgedehnt,  so  gleicht  sich  der  Unterschied  einigermassen 
aus,  obwohl  in  Folge  der  neueren  Bestimmungen  über  Offiziers- 
ernennung die  Fälle  immer  seltener  werden,  dass  ein  Mann  von  der 
Bildung,  die  das  Militärrichteramt  voraussetzt,  gemeiner  Soldat  bleibt. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  folgendem  Vorschlag: 

Art.  tti . Als  Richter  und  Ersatzmänner  eines  Oirisionsgerichtes  sind  die 
Offiziere,  Unteroffiziere  uiui  Soldaten  der  Division  wählbar.  Ist  der  Angeklagte 
Offizier,  so  wird  das  Itichternmt  ausschliesslich  durch  Offiziere  ausgeübt;  ist  der 
Angeklagte  Unteroffizier,  so  sind  Soldaten  als  Richter  ausgeschlossen. 

So  wird  die  Wählbarkeit  zum  Militärrichteramt  in  demokrati- 
schem Sinne  geordnet,  ohne  dass  der  Wahlbehörde  ein  Zwang  auf- 
erlegt wird,  welcher  eine  gute  Besetzung  der  Divisionsgerichte  be- 
einträchtigen könnte.  Der  Buudosrath  wird  dem  Unteroffizierskorps 
und  den  Mannschaften  eine  grössere  oder  geringere  Vertretung 
gewähren,  je  nachdem  die  richterliche  Thätigkeit  der  Unteroffiziere 
und  Soldaten  sich  bewährt  oder  nicht.  Das  militärische  Interesse 
wird  durch  den  Ausschluss  von  Unteroffizieren  und  Soldaten  in 
gewissen  Fällen  gewahrt. 

Um  allen  Eventualitäten  gerecht  zu  werden,  möchte  es  sich 
empfehlen , statt  vier  Ersatzmänner  eine  unbestimmte  Zahl  von 
llülfsrichtcrn  vorzusehen,  was  zu  folgender  Redaktion  führt  : 

Art.  Iß.  Zweiter  Satz.  Zur  Vertretung  der  Richter  in  Verhinderung »• 
fallen  wird  die  erforderliche  Zahl  von  Ersatzmännern  ernannt. 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  sowohl  die  Bestimmung  des 
Entwurfes  als  die  hier  vorgeschlagene  Fassung  mit  einigen  Wei- 
terungen verbunden  ist  und  dass  insbesondere  die  Berücksichtigung 

Zoitschr.  t Schweizer  Strafrecht,  ].  Jahrg.  19 
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des  militärischen  Grades  des  Angeklagten  einen  "Wechsel  ira  Richter- 
personal bedingt,  welcher  einer  gleichmässigen  Rechtsprechung 
nicht  förderlich  ist.  Auch  dürfte  dem  Bundesrathe  die  Wahl  von 
geeigneten  Unteroffizieren  und  Soldaten  namentlich  in  Ermangelung 
von  Vorschlägen  der  militärischen  Vorgesetzten  oft  nicht  leicht  werden. 

Alle  diese  Nachtheile  fallen  bei  Annahme  des  ursprünglichen 
Vorschlages  Müller  weg,  der  einfach  und  kurz  sagt  : Als  Richter 
und  deren  Ersatzmänner  sind  Offiziere  der  betreffenden  Armee- 
division zu  bezeichnen. 

Sollte  am  Ende  doch  diese  erste  Lösung  die  beste  sein? 

3.  Oiulpllnirhof. 

Aus  den  obeii  angeführten  Gründen  ')  wird  beantragt,  die  Vor- 
schriften über  den  Disziplinarhof  in  die  Disziplinarstrafordnung  zu 
verweisen. 

vrn.  Reohtshülfe. 

Itn  internationalen  Verkehr  bestrebt  man  sich,  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwischen  den  Gerichten  der  verschiedenen 
Länder  einzuführen.  Es  muss  daher  auffallen,  dass  Art.  41  ein 
umständlicheres  V erfahren  vorsieht. 

Art.  41.  Militärgerichte  richten  ihr  Ersuchen  an  das  Justizdepartement 
des  Kanton«,  in  welchem  die  Amtshandlung  vorgenommen  werden  soll.  Dieses 
übermittelt  das  Ersuchen  unverzüglich  und  unmittelbar  dein  zuständigen  bürger- 
lichen Strafgerichte. 

Bürgerliche  Strafgerichte  richten  ihr  Ersuchen  an  den  Oberauditor,  welcher 
dasselbe  der  zuständigen  Stelle  übermittelt 

Raschheit  des  Geschäftsverkehrs  ist  in  Militärstrafsachen  be- 
sonders wünsehenswerth,  einmal  mit  Rücksicht  auf  die  militärischen 
Interessen,  dann  aber  desshalb,  weil  die  Untersuchungsbeamten 
regelmässig  nur  mit  einem  Falle  befasst  sind  und  sie  im  Dienste 
verbleiben,  bis  die  Voruntersuchung  zu  Ende  geführt  ist.  Vielleicht 
kann  die  Untersuchung  nicht  geschlossen  werden,  bis  das  Protokoll 
über  die  Einvernahme  eines  auswärtigen  Zeugen  vorliegt.  Wohnt 
der  Zeuge  iti  Deutschland  ä),  so  wendet  sich  der  Untorsuchungs- 

>)  Vgl.  S.  278. 

*)  Deutsche*  Reich.  Erklärung  vom  1.  und  3.  Dezember  1878.  Den 
schweizerischen  und  deutschen  Gerichtsbehörden  ist  der  unmittelbare  Geschäfts- 
verkehr in  allcu  Fällen  gestattet,  in  welchen  nicht  der  diplomatische  Verkehr 
durch  Sitaatsvertrage  vorgeschrieben  ist,  oder  in  Folge  besonderer  Verhältnisse 
rüthlieh  erscheint. 
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richter  an  die  zuständige  deutsche  Geriohtsa  teile  ; wohnt  er  in  der 
Schweiz,  so  ist  das  Ersuchen  an  die  kantonale  Justizdirektion  zu 
richten,  diese  überweist  es  dem  Gericht,  das  Gericht  stellt  die 
Akten  an  die  Justizdirektion  zurück  und  diese  sendet  sie  endlich 
dem  Militäruntersuchungsrichter.  So  verstreichen  vielleicht  mehrere 
Tage.  Diesen  Ausführungen  entspricht  folgende  Redaktion: 

Art.  41.  Militärgerichte  richten  ihr  Krauchen  unmittelbar  an  du»  ttt- 
atimdige  bürgerliche  Strafgericht. 

Beiläufig  mag  noch  darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  dass 
in  den  Art.  44,  Absatz  1 und  2,  und  45  von  Personen  die  Rede 
ist,  „welche  dem  Militärstrafgesetz  nicht  unterworfen  siml“,  während 
es  sich  offenbar  um  Personen  handelt,  welche  der  MilitiirstruJ- 
gerichtsburkeit  nicht  unterworfen  sind. 

II.  Theil.  Das  Milita rstrafverfahren. 

I.  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen. 

I.  Gerichtsstand. 

Die  Bestimmungen  über  Gerichtsstand  regeln  mit  Recht  aus- 
schliesslich die  örtliche  Zuständigkeit;  es  bezieht  sich  daher  Art.  56') 
nur  auf  die  örtliche  und  nicht  auf  die  sachliche  Zuständigkeit J). 

Etwas  merkwürdig  nimmt  sich  der  Art.  53  aus,  welcher  er- 
klärt, was  unter  einem  Zusammenhang  von  Strafsachen  zu  ver- 
stehen sei.  Die  Bestimmung  ist  wörtlich  der  deutscheu  Straf- 
prozessordnung § 3 entnommen.  Dort  hat  sie  einen  guten  Sinn, 
weil  in  mehreren  Paragraphen  der  Ausdruck  „zusammenhängende 
Strafsachen“  verwendet  wird,  allein  in  dem  Entwürfe  kommt  der 
Ausdruck  nicht  vor,  wesahalk  die  Erklärung  des  Art.  53  keinen 
Zweck  hat. 


')  Art.  56  E.  Nach  Ueberweisung  der  Sache  an  das  Militärgericht  ist 
keine  Gerichtsstandseinrede  mehr  zulässig. 

•)  Iu  der  französischen  Uebersetzung  heisst  der  Streit  über  die  sachliche 
und  die  örtliche  Zuständigkeit  conflit  de  compétence,  Art.  9 und  55  E.;  vgl.  da- 
gegen Art.  119. 

Im  deutschen  und  im  französischen  Test  sollte  fttr  dieselbe  Sache  stets 
derselbe  Ausdruck  oder  ein  uwaetfethafte*  Synonym  gebraucht  werden. 

Im  Cebrigeu  ist  die  von  Ständeratli  Cornac  verfasste  Cebersetzung  des  Ent- 
wurfes eine  ausgezeichnete  Arbeit. 
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II.  Abschnitt.  Das  Verfahren. 

I.  Einleitung  des  Verfahrens. 

Die  Einleitung  des  Strafverfahrens  bietet  in  einem  Milizheere 
ganz  besondere  Schwierigkeiten,  weil  wenigstens  im  Frieden  keine 
gerichtliche  Polizei  ')  eingerichtet  werden  kann , ganz  besonders 
aber,  weil  die  Justizbeamten,  die  mit  der  Sache  befasst  sind, 
namentlich  der  Untersuchungsrichter  und  der  Gerichtsschreiber,  bei 
Entdeckung  einer  strafbaren  Handlung  jeweilen  nicht  im  Dienste 
stehen  und  daher  einem  Befehle  nicht  so  rasch  nachlcommen  können, 
wie  der  Justizbeamte  eines  stellenden  Heeres.  Unter  dem  geltenden 
Kechte  hat  sich  das  Verfahren  so  gestaltet,  dass  ein  Truppenoffizier 
die  vorläufige  Untersuchung  führt,  die  der  Auditor  nach  Bedürfnis 
ergänzt.  Der  Auditor  erhält  in  der  Kegel  von  der  Untersuchung 
erst  Kenntniss,  wenn  sie  zu  einem  vorläufigen  Abschlüsse  gelaugt 
ist;  es  ist  klar,  dass  in  diesem  Zeitpunkte  das  Schicksal  der  Unter- 
suchung meist  entschieden  ist.  Entweder  liegt  Geständniss  oder 
ausreichendes  Material  zu  einem  Scliuldbewcise  vor  oder  die  Unter- 
suchung muss  eingestellt  werden.  M enu  die  Auditoren  sich  daher 
uieht  verpflichtet  erachten,  unverzüglich  nach  Empfang  der  Akten 
ihre  Untersuchungsthätigkeit  aufzunehmen,  so  erklärt  sich  dies,  ab- 
gesehen von  den  Abhaltungen  des  bürgerlichen  Berufes  und  der 
Entfernung  von  dem  Orte,  wo  die  Untersuchung  geführt  wird,  wohl 
aus  diesen  Verhältnissen. 

Offenbar  genügt  das  bisherige  Verfahren  nicht.  Zutreffend 
betont  die  Botschaft  (8.  13),  es  sei  in  Straffällcn  absolut  noth- 
wendig,  dass  rasch  und  sicher  vorgegangen  werde.  „In  dem  be- 
wegten lieben  einer  Truppe  verwischen  sieh  die  Spuren  einer  straf- 
baren Handlung  viel  rascher  als  sonst  und  sind  die  Beweise  oft 
überhaupt  viel  schwieriger  zu  erbringen.  Sofortiges  Einschreiten 
führt  am  ehesten  zu  einem  Kesultate.  DeHshalb  soll  derjenige 
Vorgesetzte,  welchem  die  erste  dienstliche  Meldung  zugebt,  auch 
sofort  seine  Massuuhmc  treffen.“ 

So  sehr  diese  Sätze  im  Allgemeinen  Zustimmung  verdienen, 
so  darf  doch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  es  im  Interesse 
einer  guten  Justiz  liegt,  den  militärischen  Justizbeamten  so  buld  als 
möglich  beizuzieheu  und  die  Thätigkoit  der  Truppenoffiziere  auf 
das  Allcrnothwendigste  zu  beschränken.  Die  Erfahrung  lehrt 

')  Eine  solche  besteht  in  Frankreich.  Code  de  justice  militaire.  Art.  83  ff 
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nämlich,  dass  lebhafte  und  von  ihrer  strafpolizeilichen  Aufgabe  er- 
füllte Offiziere  in  einem  Verdächtigen  sehr  leicht  einfach  den 
Schuldigen  sehen  und  dass  sie  in  der  besten  Absicht  und  mit  ge- 
steigertem Rechtsbewusstsein  die  Rechte  des  Schuldverdächtigen 
verletzen.  Auch  wird  der  Truppenoffizier,  welcher  einstweilen  die 
Untersuchung  führt,  nicht  selten  von  Vorgesetzten  und  Kameraden, 
ja  auch  von  Untergebenen  um  die  neuesten  Nachrichten  in  der 
Sache  angegangen,  und  trotz  Uutcrsuchungsgchcimniss  ')  bildet  das 
Ergcbniss  der  ersten  Ermittelungen  bald  das  Tagesgespräch  der 
Offiziere  und  der  Mannschaft.  Trifft  der  Auditor  endlich  ein,  so 
steht  er  einer  öffentlichen  Meinung  gegenüber  und  es  ist  mancher 
Truppenoffizier  unangenehm  überrascht,  ihn  so  wenig  mittheilsam 
und  für  kameradschaftlichen  Rath  unzugänglich  zu  finden  s). 

Sonach  erscheint  es  richtig,  einen  Truppenoffizier  mit  den- 
jenigen strafpolizeilichon,  eventuell  untersuchungsrichterlichen  Mass- 
nahmen zu  betrauen,  welche  nöthig  werden,  bis  der  Untersuchungs- 
richter zur  Stelle  ist  ; dagegen  ist  jede  weitere  Untersuchungs- 
handlung dem  Untersuchungsrichter  zu  überlassen.  Der  Unter- 
suchungsrichter und  der  Gerichtsschreiber  siud  nach  Entdeckung 
eines  Verbrechens  alsbald  einzuberufen. 

Der  Entwurf  ordnet  die  Einleitung  des  Verfahrens  in  der  ersten 
Abtheilung  des  II.  Abschnittes.  Zunächst  wird  das  Verfahren  ge- 
ordnet, welches  der  förmlichen  Voruntersuchung  vorausgeht. 

Art.  114.  Wenn  Verdacht  entsteht,  dass  eine  unter  das  Militärstrafgesetz 
fallende  Handlung  begangen  worden  ist,  so  hat  der  Vorgesetzte,  welchem  hievon 
die  dienstliche  Meldung  zugeht,  von  sich  aus  sofort  die  nötliigen  Massnahmen  zu 
treffen,  tun  die  f lucht  des  Schuldverdächtigen  zu  verhindern  und  die  Feststellung 
des  Thatbestandes  zu  sichern.  Zu  diesem  Zwecke  stehen  ihm  die  Befugnisse  des 
Untersuchungsrichters  zu.  Er  kann  mit  der  vorläufigen  Ermittelung  des  That- 
hestandes  einen  andern  Offizier  beauftragen. 

Gleichzeitig  ist  deijenigen  Stelle,  welche  die  Voruntersuchung  zu  verfügen 
hat.  Meldung  zu  machen. 

Sodann  wird  bestimmt,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine 
Voruntersuchung  zu  eröffnen  ist. 

')  Es  wäre  äusserst  wünsehenswerth,  dass  namentlich  die  höheren  Offiziere 
und  das  Instntktionspersonal  über  die  wichtigsten  Grundsätze  des  Strafverfahrens 
aufgeklärt  würden.  Mit  einigen  Angaben  über  das  Aeussorliehe  des  Strafver- 
fahrens ist  für  die  Justiz  selbst  nichts  gewonnen! 

*)  Dieses  Bild  macht  immerhin  nicht  darauf  Anspruch,  als  ein  typisches 
zu  gelten. 
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Art.  116.  Liegen  hinreichende  Grande  vor,  eine  oder  mehrere  Personen 
als  der  That  verdächtig  zu  betrachten,  so  ist  die  Voruntersuchung  zu  verfügen 

Bei  strafbaren  Handlungen,  welche  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  zu  ver- 
folgen sind,  wird  die  Voruntersuchung  nur  verfügt,  wenn  der  Antrag  gestellt  ist. 

J)ie  Untersuchung  wird  im  lnstruktionsdienste  durch  die  Schul- 
oder Kurskommnndauten,  im  aktiven  Dienste  durch  die  Chefs  der 
Truppeneinheiteil,  bezw.  die  Kommandanten  der  Stäbe,  gegen  hohe 
Offiziere  durch  den  Bundesrath  und  in  den  übrigen  Füllen  durch 
das  eidgenössische  Militärdepartement  eröffnet.  (Art.  116  E.) 

Die  Abtheilung  sohliesst  mit  folgenden  Bestimmungen: 

Art.  117.  Der  Befehl  zur  Anhebung  der  Voruntersuchung  ist  schriftlich 
zu  erlassen  und  soll  eine  summarische  Darstellung  des  Sachverhalts  enthalten. 

Art.  118.  Die  Verfügung  wird  dem  Untersuchungsrichter  des  zuständigen 
Militärgerichts  zugcstellt  Gleichzeitig  sind  demselben  die  Beweisstücke,  Protokolle 
n.  dgl.  zu  übergeben. 

Art.  119.  Bestehen  Zweifel  über  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  oder  über 
die  Frage,  ob  der  Fall  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  unterstehe,  so  ist  der  Eut- 
scheid des  Bundesruthes  einzuholen  ')• 

Art.  120.  Der  Uutenmchungsrirbter  trifft  dringliche  Massnahmen,  welche 
Bis  zur  Erledigung  dieser  Fragen  erforderlich  werden. 

Der  Entwurf  bezeichnet  nicht  eine  bestimmte  Person  als  Straf- 
polizeibeamten,  sondern  überträgt  die  Einleitung  des  Verfahrens 
dem  Vorgesetzten,  welchem  die  Begehung  eines  (militürstmfgerich ts- 
baren)  Verbrechens  dienstlich  gemeldet  worden  ist.  Es  kann  aber 
nicht  darauf  ankommen,  auf  welchem  Wege  ein  Vorgesetzter  die 
Verübung  eines  Verbrechens  in  Erfahrung  bringt,  ob  durch  dienst- 
liche Meldung  oder  durah  private  Mittheilung  oder  durch  eigene 
Wahrnehmung.  Daher  rechtfertigt  es  sich,  als  Strafpolizeibeamten 
den  Vorgesetzten  zu  bestellen,  welcher  von  militärstrafgerichtsbaren 
Handlungen  Kenntnis s erhält. 

Die  Bezeichnung  „der  Vorgesetzte “ ist  ziemlich  unbestimmt. 
Es  knnu  im  einzelnen  Falle  Zweifel  entstehen,  wem  es  obliegt,  die 
ersten  Massnahmen  zu  treffen.  Soll  z.  B.  der  Zimmerchef,  in  dessen 
Zimmer  ein  Diebstahl  vorgekommen  sein  soll,  von  sich  aus  ein- 
schreiten  oder  ist  unter  dem  Vorgesetzten  regelmässig  ein  Offizier 
zu  verstehen  ? 

Am  zweekmüssigsten  dürfte  es  sein,  den  Vorgesetzten  mit  den 
strafpolizeilichen  Massnahmen  zu  beauftragen,  welcher  den  Befehl 
an  Ort  und  Stelle  fuhrt,  und  (mit  dem  Entwurf)  eine  Stellvertretung 
vorzusehen. 

')  Vgl.  in  Bezug  auf  Art.  1 19  die  Erörterung  S.  298  f. 
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Der  Vorgesetzte  soll  die  nötltigen  Massnahmen  treffen,  ,um 
die  Flucht  des  Schuld  verdächtigen  zu  verhindern  und  die  Fest- 
stellung des  Thatbestandes  zu  sichern*  (pour  établir  les  faits).  FjS 
fragt  sich,  ob  die  Sicherung  der  Feststellung  des  Thatbestandes 
eine  vorläufige  Untersuchung  mit  Zeugeneinvernahme  und  Sach- 
verständigenbefund bedeutet  oder  ob  der  Vorgesetzte  nur  den  sog. 
objektiven  Thatbrstund  (das  Wort  im  Sinne  der  früheren  Doktrin 
genommen)  feststellen  soll.  Für  dio  Annahme,  es  habe  der  Vor- 
gesetzte eine  Untersuchung  vorzunehmen,  spricht  es,  dass  ihm  die 
Bitfugnisse  des  Untersuchungsrichters  zugestanden  werden  und  dass 
er  den  Stellvertreter  mit  der  vorläufigen  Ermittelung  des  Thatbe- 
standes beauftragen  kann. 

Der  französische  Text  umschreibt  diese  Ermittelung  des  That- 
bestandes mit  den  Worten  „pour  rassembler  provisoirement  les 
moyens  de  preuve“,  so  dass  sich  die  Thätigkeit  des  Vorgesetzten 
auf  die  Sammlung  des  Beweismaterials  zu  beschränken  hätte.  Unter 
allen  Umständen  sind  Zweck  und  Umfang  des  Vorverfahrens  genauer 
zu  bezeichnen,  als  es  in  Art.  114  E.  geschehen  ist. 

Lässt  sich  eine  rasche  Dienstbereitschaft  ')  des  Untersuchungs- 
richters und  des  Gerichtsschreibers  erreichen,  so  verdient  die  engere 
Fassung  des  französischen  Textes  den  Vorzug.  Es  möchte  sich 
sogar  rechtfertigen,  in  wichtigen  oder  weitläufigen  Fällen  den  Unter- 
suchungsrichter als  Strafpolizeibeamten,  also  vor  Eröffnung  der 
militärgerichtlichen  Voruntersuchung,  beizuziehen.  Man  denke  z.  B. 
an  Tödtungen  mit  unbekannter  Thäterschaft  ; in  solchen  Fällen 
müssten  vor  Eröffnung  der  Voruntersuchung  eine  Sektion  und  jeden- 
falls auch  Zeugeneinvernahmen  stattfinden. 

Die  Einberufung  des  Untersuchungsrichters  und  des  Gerichts- 
schreibers ist  im  Interesse  beförderlichen  Dienstantrittes  mit  möglichst 
wenig  Formen  zu  umgeben  ; sie  hätte  in  der  Kegel  telegraphisch 
oder  telephonisch  zu  geschehen.  Daher  sollte  die  „summarische 
Darstellung  des  Sachverhalts“,  welche  nach  Art.  117  E.  in  den 
Befehl  zur  Anhebung  der  Voruntersuchung  aufzunehmen  ist,  ent- 
weder wegfallen  oder  in  der  Verfügung  auf  Eröffnung  der  Vor- 
untersuchung ihre  Stelle  finden.  Trifft  der  Untersuchungsrichter 


0 Um  diese  zu  sichern,  könnte  vorgeschrieben  werden,  dass  Untersuchungs- 
richter und  Oerichtsscbreiber  ani  Sitze  des  Uivisionsgerichts  oder  in  unmittelbarer 
Nabe  desselben  wohnen  müssen. 
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am  Orte  der  Untersuchung  ein,  so  wird  ihm  die  Eröffnung  der 
Untersuchung  von  der  Stelle  zur  Kenntnis»  gebracht,  welche  sie 
verfügt  hat. 

Der  hier  vorgetragenen  Auffassung  möchte  folgende  Regelung 
entsprechen  : 

Art . 114 . Ixt  eine  der  Mili tarstraf gerich tsbarkei t unterliegende  Handlung 
begangen  worden,  so  hat  der  Vorgesetzte,  welcher  an  dem  Thatorte  den  He  fehl 
führt,  die  Spuren  der  That  festzustellen  und  den  Beweis  zu  sichern.  Schuld - 
verdächtige  sind  festzunehmen , wenn  die  Voraussetzungen  der  Verhaftung  vor- 
liegen. (Art.  76.) 

Der  Vorfall  ist  der  Stelle,  welche  die  Voruntersuchung  verfügt,  zu  melden. 
In  wichtigen  oder  verwickelten  Fällen  beauftragt  dieselbe  den  Untersuchungs- 
richter mit  den  erforderlichen  Massnahmen. 

{Jeher  das  Ergehniss  der  Erhebungen  ist  der  nämlichen  Stelle  ein  genauer 
Bericht  zu  erstatten,  welcher  den  Akten  beigefügt  wird. 

Art.  llîi  und  UH  gleich  dem  Entwürfe. 

Art.  117 • Die  Verfügung  auf  Eröffnung  der  Voruntersuchung  enthält  die 
Bezeichnung  des  Beschuldigten  und  der  ihm  zur  Last  gelegten  That  suchen . Sie 
wird  dem  Beschuldigten  zur  Kenntniss  gebracht. 

Art • IIS.  Die  Stelle,  welche  die  Untersuchung  verfügt , beruft  den  Unter- 
suchungsrichter und  den  (ieriehtsschreiber  des  zuständigen  Gerichtes  in  den 
Dienst,  eröffnet  denselben  den  Inhalt  der  Verfügung  und  stellt  tien  Beschuldigten, 
sowie  die  Beweisstücke,  Protokolle  u.  dgl.,  dem  Untersuchungsrichter  zur  Ver- 
fügung. 

Der  Untersuchungsrichter  führt  die  Voruntersuchung  ohne  Einmischung 
der  militärischen  Vorgesetzten  des  Beschuldigten. 

II.  Voruntersuchung. 

Die  Bestimmungen  über  die  Voruntersuchung  gehen  zu  einigen 
Bemerkungen  Anlass. 

1)  Der  Vorschrift  des  Art.  122  : 

Art.  1*2*2.  Die  Voruntersuchung  wird  nicht  öffentlich  geführt.  Jedoch  kann 
der  Beschuldigte  zu  der  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  und  zur 
Einnahme  des  Augenscheines  beigezogen  werden,  sofern  dies  zur  Aufklärung  des 
Thatbestandes  dienlich  erscheint. 

sollte  der  Satz  beigefügt  werden  : 

Verletzung  des  Untersuchungsgeheimnisses  wird  nach  Art.  70  des  B.  G. 
über  die  Strafrechtspflege  für  die  eidg.  Truppen  bestraft. 

Die  Begründung  ergibt  sich  au»  der  früheren  Erörterung. 

2)  Kaum  ausführbar  ist  da»  in  Art.  125  für  die  Ergänzung  der 
V oruntermchung  vorgeschlagenc  Verfahren  : 
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Art.  125.  Erachtet  der  Untersuchungsrichter  den  Zweck  der  Vorunter- 
suchung für  erreicht,  so  schliesst  er  dieselbe  und  gibt  sowohl  dem  Auditor  als 
dem  Angeschuldigten  hievon  Kenntniss. 

Der  Auditor  und  der  Beschuldigte  können  hinnen  24  Stunden  nach  Mit- 
theilung des  Schlusses  eine  Ergänzung  der  Voruntersuchung  verlangen. 

Nach  Verfluss  dieser  Frist  sind  die  Akten  dem  Auditor  zuzustellen. 

Innerhalb  24  Stunden  müsste  der  (meistens  verhaftete)  Be- 
tr huldigte  einen  Ycrtheidiger  gewinnen,  dieser  die  Akten  einsehen, 
mit  dem  Beschuldigten  Rücksprache  nehmen,  sich  darüber  schlüssig 
machen,  ob  und  inwieweit  eine  Ergänzung  geboten  ist,  und  endlich 
den  Antrag  auf  Ergänzung  abfassen  und  einreichen. 

Noch  schlimmer  ist  der  Auditor  bestellt,  wenn  er  wenigstens 
nicht  am  Orte  wohnt,  wo  die  Akten  aufliegen.  Er  soll  die  Er- 
gänzung der  Voruntersuchung  innerhalb  einer  Frist  von  24  Stunden 
beantragen  und  erhält  die  Akteu  erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  ! 

Folgende  Fassung  versucht  eine  sachgemässe  Regelung: 

Art.  125.  E rächtet  der  Untersuchungsrichter  den  Zweck  der  Voruntersuchung 
fur  erreicht,  so  schliesst  er  dieselbe  und  gibt  sowohl  dem  Auditor  als  dem  An- 
geschuldigten  hievon  Kenntniss. 

Brr  Beschuldigte  ist  aufzufordern  einen  Vertheidiger  zu  bezeichnen  *)  und 
es  ist  ihm  gleichzeitig  eine  angemessene  Frist  zu  bestimmen,  um  eine  Ergiinzung 
der  f ’ntrrsuchung  zu  beantragen. 

ach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  Akten  dem  Auditor  zu  übermitteln, 
irelcher  innerhalb  der  nämlichen  Frist,  welche  mit  dem  Empfang  der  Akten1) 
beginnt,  einen  allfnlligen  Antrag  auf  Ergänzung  der  Akten  einzureichen  hat. 

3)  Da  der  Entwurf  dou  Beschuldigten  in  der  Wahl  des  Ycr- 
theidigers  nicht  beschränkt,  so  kann  er  auch  eine  Civilperson  als 
Vertheidiyer  bezeichnen.  Die  Botschaft  berührt  die  Frage  nicht, 
dagegen  widmet  ihr  Oretencr 8)  eine  beachtenswerthc  Betrachtung. 

V.  Hauptverhandlung. 

Bedenklich  ist  die  Vorschrift,  dass  der  Bundexrath  auf  Ersuchen 
der  Sielte,  welche  die  Untersuchung  verfugt,  und  ohne  den  Schuld- 

')  Diese  Redaktion  würde  den  Satz  des  Art.  125,  Absatz  4 : „Von  dem 
Schlosse  der  Voruntersuchung  an  ist  der  Beschuldigte  berechtigt,  sich  eiucs  Ver- 
theidigers  zu  bedietieu“,  entbehrlich  machen. 

’)  Der  Schlusssatz  des  Art.  125  lässt  den  Auditor  mit  dem  Empfang  der 
Akteu  iu  den  Dienst  treten  und  in  demselben  verbleiben,  so  lange  das  Strafver- 
fahren es  erfordert.  Verträgt  sich  das  mit  den  Interessen  der  Staatskasse  V Der 
Satz  kann  füglich  gestrichen  werden. 

3)  Zum  Entwürfe  S.  U5.  — Der  Fall  Ilürst  ist  auch  in  dieser  Beziehung  lehrreich. 
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verdächtigen  zu  hören,  die  fachliche  Zuständigkeit  bestimmt,  und 
zwar  endgültig  und  unabänderlich.  Art.  119  bestimmt  nämlich: 

Art.  111).  Bestehen  Zweifel  über  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  oder  über 
die  Krage,  ob  der  Kall  der  Miiltarstrafgerichtsbarkeit  unterstehe , so  ist  der 
Entscheid  des  Bundesrathes  einzuhoien. 
und  Art.  147  bestätigt: 

Art.  147.  Ist  die  sachliche  Zuständigkeit  des  (ierichts  nicht  von  dem 
Bundesrathe  ausgesprochen,  so  kann  sieb  das  Militärgericht  bei  dem  Beginn  oder 
im  Verlaufe  der  Verhandlung  von  Amtes  wegen  für  unzuständig  erklären.  Ein 
solcher  Beschluss  ist  mit  einem  kurzen  Bericht  über  den  Gang  des  Verfahrens  zu 
begleiten  und  einlässlich  zu  begründen. 

Art.  197  endlich  lässt  die  Kassation  des  Unheils  zu, 

„wenn  das  Gericht  seine  sachliche  Zuständigkeit  mit  Unrecht  angenommen  hat 

Dieser  Regelung  ist  entgegenzuhalten  : 

Es  ist  eine  PHicht  der  Gerichte,  ihre  sachliche  Zuständigkeit 
zu  prüfen.  Wie  es  nicht  angeht,  dass  ein  Gericht  sieh  der  richter- 
lichen Thätigkeit  enthebt,  indem  es  die  Entscheidung  einem  über- 
geordneten Gerichte  überlässt,  so  ist  es  unstatthaft,  dass  die  Stelle, 
welche  die  Militäruntersuchung  verfügen  soll,  die  Bestimmung  der 
sachlichen  Zuständigkeit  dem  Bundesrathe  anlicimstellt. 

Allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  Prozessrechts  ent- 
spricht es  nur,  dass  die  mit  der  Hache  befasste  Behörde  entscheidet 
und  dass  gegen  diese  Entscheidung  Rechtsmittel  gewährt  werden. 

Ein  vor  Beginn  der  Untersuchung  getroffener  „ Entscheid “ des 
Bundesrathes  über  die  sachliche  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  in 
dem  künftigen  Strafprozesse  beraubt  die  Person,  gegen  welche 
Untersuchung  eröffnet  werden  soll,  von  vornherein  des  rechtlichen 
Gehörs  über  eine  der  wichtigsten  Fragen  2)  und  entzieht  der  Unter- 
suchungsbehörde wie  dem  erkennenden  Gericht  ohne  Weiteres  die 
Prüfung  ihrer  Zuständigkeit.  Und  warum  wird  der  Entscheid  einer 
politischen  Behörde  übertragen  ? Die  Entscheidung  des  Bundes- 
ratlies erscheint  als  autoritäre  Richterhandlung  der  betheiligten 
Verwaltungsbehörde,  wenn  in  Betracht  gezogen  wird,  dass  die 
Untersuchung  gerade  in  den  Fällen,  in  denen  die  sachliche  Zu- 

' ')  Steht  es  dem  Kassationsgerichte  zu,  ein  Urthei)  wegen  Unzuständigkeit  des 
Gerichts  zu  kassireu,  obwohl  der  Bumlesrnth  das  Gericht  als  zuständig  bezeichnen1? 

*)  Die  Krage  ist  uaeb  schweizerischem  Gesetze  um  so  wichtiger,  als  mit 
der  sachlichen  Zuständigkeit  des  Militärgerichts  auch  die  Anwendbarkeit  des 
Militärstrafreelits  ausgesprochen  ist,  während  anderswo  für  gemeine  Verbrechen 
das  bürgerliche  Strafrecht  Kegel  macht. 
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ständigkeit  des  Militärgerichts  zu  Zweifeln  Aulass  geben  wird  (wenn 
die  inkriminirte  Handlung  nicht  im  Instruktion»-  oder  im  aktiven 
Militärdienste  stattgefunden  hat),  von  dem  eidg.  Militärdepartemmic 
verfügt  wird;  denn  Vorstand  des  eidg.  Militärdepartements  ist  das 
Mitglied  des  Bundesrathes,  auf  dessen  Bericht  und  Antrag  hin  der 
Bundesrath  jeweilen  die  sachliche  Zuständigkeit  bestimmen  würde. 
In  einem  Falle  hat  der  Bundesrath  sogar  selbst  die  Untersuchung 
zu  verfügen  '). 

Die  Befugnis»  des  Bundesrathes,  die  sachliche  Zuständigkeit 
des  Militärgerichts  auf  Anfrage  einer  Militärstelle  vor  Eröffnung 
der  Untersuchung  endgültig  zu  bestimmen,  kann  zu  einer  diskre- 
tionären werden,  falls  die  Schul-  und  Korpskommandanten  sowie 
das  eidgenössische  Militärdepartement  in  allen  irgendwie  zweifel- 
haften Fällen  einen  Entscheid  des  Bundesrathes  veranlassen.  Den 
Gerichten  wäre  damit  die  Prüfung  ihrer  Zuständigkeit  vollständig 
entzogen. 

Es  möchten  daher  folgende  Vorschläge  in  geneigte  Berück- 
sichtigung gezogen  werden  : 

1.  Streichung  des  Art.  1192). 

2.  Dem  Art.  147  sei  folgende  Fassung  zu  geben: 

Art.  147.  Das  Gericht  hat  sein«  sachliche  Zuständigkeit  von  Amtes  wegen 
eu  prüfen.  Stellt  sich  seine  Unzuständigkeit  bei  Beginn  oder  im  Laufe  der 
Verhandlung  heraus,  so  spricht  es  seine  Unzuständigkeit  aus.  Der  Beschluss 
ist  zu  begründen *). 

Auch  der  Inhalt  des  folgenden  Artikels  nöthigt  zu  einer  Be- 
merkung : 

Art.  14H.  Stellt  dem  Fortgang  der  Verhandlung  nichts  im  Wege,  so  befragt 
der  Grossrichter  den  Angeklagten,  ob  er  die  ihm  in  der  Anklage  zur  Last  ge- 
legten Thatsachen  anerkeune. 

Gibt  der  Angeklagte  eine  bejahende  Erklärung  ab,  so  kann  die  Verhandlung 
ohne  Beweisführung  vor  sieh  gehen. 

Es  scheint  hier  eine  Reminiszenz  aus  dem  englischen  Verfahren 
auf  guilty  und  not  guilty  vorzuliegen. 

•)  In  den  Füllen,  welche  der  ßeurtheilung  eines  ausserordentlichen  Militär- 
gericht* unterliegen.  (Art.  llti,  Z.  3.) 

*)  Soweit  sich  Art.  119  E.  auf  den  Gerichtsstand  bezieht,  ist  er  überflüssig, 
da  in  den  Art.  SO,  51  und  55  die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes,  über  Gerichts- 
standsfragen zu  entscheiden  genügend  festgestellt  ist. 

s)  Die  Begründung  des  Beschlusses  wird  auch  „einen  kurzen  Bericht  über 
den  Gang  des  Verfahrens“  enthalten;  vgl.  Art.  1-17  E. 
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Offenbar  genügt  os  nicht,  von  einer  Beweisführung  abzusehen, 
wenn  der  Angeklagte  auf  die  formelle  Frage  : 

„Anerkennen  Sie  die  Ihnen  zur  Laut  gelegten  Thalsathen? “ 
einfach  mit  „Jua  antwortet. 

Das  Gericht  hat  die  Schuld  des  Angeklagten  von  Amtex  wegen 
zu  prüfen  und  denselben  auch  dann  freizusprechen,  wenn  er  die 
ihm  zur  Last  gelegten  Thatsachen  anerkennt,  das  Gericht  aber  die 
Ueberzeugung  gewinnt,  das  Geständnis«  entspreche  der  Wahrheit 
nicht.  Diese  Ueberzeugung  kann  ihm  namentlich  ein  Beweisver- 
fahren  verschaffen. 

Daher  darf  von  einer  Beweisführung  nur  dann  abgesehen 
werden,  weuu  die  Aussagen  des  Angeklagten  ein  vollständiges  und 
glaubwürdiges  Geständniss  bezüglich  aller  ihm  zur  Last  gelegten 
Thatsachen  enthalten. 

Art.  148  ist  zu  xt reichen.  Allenfalls  wäre  dem  Art.  150  fol- 
gender Satz  beizufügen  : 

Gesteht  der  Angeklagte  die  ihm  zur  Lust  gelegten  l'hatsnchen  unumwunden 
etn  und  besteht  über  die  Glaubwürdigkeit  des  Geständnisses  kein  Zweifel,  so 
kann  das  Gericht  mit  Zustimmung  des  Auditors  und  des  Vertheidigers  von  einer 
Beweisaufnahme  obsehen. 


VI.  Verfahren  gogen  Abwesende. 

Nachdem  von  Hag»  Meger  ‘)  und  Anderen  der  Nachweis  ge- 
führt worden  war,  dass  ein  Strafprozess,  welcher  auf  dem  Anklage- 
prinzip und  auf  mündlichem  Verfahren  beruht,  die  Gogenwart  des 
Angeklagten  bei  der  Ilauptverhandlung  erfordert,  hat  sieh  die 
deutsche  Straf [rrozexxordnuug  dieser  Auffassung,  wenn  auch  nicht 
ohne  Einschränkung,  angeschlossen. 

ln  seinen  Anträgen  anerkannte  Oberst  Ed.  Müller  den  Grundsatz 
ohne  Ausnahme.  Der  damalige  Entwurf  stellte  nämlich  über  das 
Verfahren  gegen  Abwesende  folgende  Bestimmungen2)  auf: 


')  Das  Strafverfahren  gegen  Abwesende,  geschichtlich  dargestellt  und  vom 
Standpunkt  des  heutigen  Hechts  geprüft,  Berlin,  18t>9;  und  derselbe,  das  Ver- 
fahren gegen  Abwesende,  in  Holtzendorff’ t Handbuch  des  deutschen  Strafprozess- 
rechts,  Berlin,  1879,  Bd.  2,  Seite  221  fl'.,  wo  auch  die  Literatur  angeführt  ist. 

’)  Vgl.  Entwurf  einer  deutschen  Strafprozessordnung.  Nach  den  Beschlüssen 
der  von  dem  Bundesralh  eingesetzten  Kommission.  Berlin  1873.  §§  229—231. 
Die  Art.  133 — 135  E.  stimmen  mit  diesen  Paragraphen  nahezu  wörtlich  überein. 
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Art.  133.  Gegen  einen  Abwesenden  findet  eine  Hauptverhandlung  und 
eine  Urtheil  8 fällung  nicht  statt. 

Ein  gegen  einen  Abwesenden  eingeleitetes  Verfahren  hat  nur  die  Aufgabe , für 
den  Fall  seiner  künftigen  Gestellung  die  Betreise  zu  sichern. 

Art,  134.  Als  abwesend  gilt  ein  Beschuldigter , trenn  sein  Aufenthalt 
unbekannt  ist , oder  trenn  er  sich  im  Auslande  auf  halt  und  seine  Gestellung  ror 
das  zuständige.  Gericht  nicht  ausführbar  oder  nicht  angemessen  erscheint. 

Art.  133.  Stellt  sich  die  Abwesenheit  eines  Beschuldigten  erst  bei  der 
Haupt  Verhandlung  heraus,  so  hat  das  Gericht  sich  auf  die  Sicherung  derjenigen 
Beweise  zu  beschränken,  welche  durch  die  Voruntersuchung  nicht  hinreichend 
gesichert  situl. 

Allein  die  Expertenkommission  sprach  sich  mit  Ausnahme  des 
Professor  Gretener  gegen  diesen  Theil  der  Müller’schen  Anträge 
aus.  Zur  Begründung  eine»  Antrages  auf  Wiederherstellung  des 
Contumaeial verfahren»,  wie  cs  im  geltenden  Gesetze  geordnet  ist, 
berief  man  sich  namentlich  „auf  die  in  Frage  liegenden  Civil- 
interessen“  und  auf  die  Möglichkeit,  „dass  unter  mehreren  Schul- 
digen der  eine  zur  Stelle,  der  andere  abwesend“  sein  könnte.  Die 
Yertheidigcr  der  ^Neuerung  betonten,  dass  ein  Strafurtheil,  welches 
nur  auf  Grundlage  schriftlicher  Akten  erlassen  und  gegen  den 
Willen  des  Yerurtheüten  nicht  vollstreckbar  ist,  einen  sehr  geringen 
Werth  habe. 

Schliesslich  fand  der  Vermitthingsrorxchlay  Zustimmung,  die 
Art.  110  und  111  des  Entwurfes  der  nationalräthlichen  Kommission 
(vom  24.  September  1885)  mit  Weglassung  der  Worte  in  Art.  110: 
„auf  Grundlage  der  Akten“  an  Stelle  der  Art.  183  und  134  der 
Müller’schen  Anträge  in  den  Entwurf  aufzunehmen.  So  kam  folgende 
Regelung  des  Yerfahrens  gegen  Abwesende  zu  Stande: 

Art.  174.  Kann  der  Angeklagte  nicht  vor  Gericht  gestellt  werden,  so  wird 
derselbe  dessen  ungeachtet  durch  das  zuständige  Militärgericht  beurtheilt,  sofern 
ein  genügender  Scbuldbeweis  vorliegt.  Ist  Letzteres  nicht  der  l'all,  so  muss  das 
Verfahren  eingestellt  werden.  Ein  freisprechendes  Urthcil  gegen  eiueu  Abwesenden 
ist  nicht  zulässig. 

Art.  175.  Wenn  der  in  Abwesenheit  Verurthcilte  sich  stellt  oder  ergriffen 
wird,  so  ist  das  gegen  ihn  ergaugene  Strafurtheil  auf  sein  Verlangen  von  dein 
Gerichte,  welches  das  Urtheil  gefallt  hat.  aufzuheben.  Es  findet  hierauf  das 
ordentliche  Verfahren  statt. 

Bei  dieser  Gestaltung  des  Verfahrens  yeyen  Abweeeude  wurden 
die  Gründe,  aus  denen  eine  Aburtheilung  Abwesender  unstatthaft 
ist,  verkannt.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  rechtfertigt  sich, 
weil  das  Gericht  sein  Urtheil  öfters  auf  Grund  ungenügender  Er- 
kenntnissquellen  sprechen  muss,  wenn  in  der  Hauptverhandlung 
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nur  die  Anklage  vertreten  ist  und  der  Angeklagte  sich  ausser 
Stande  befindet,  das,  was  zu  seinen  Gunsten  spricht,  anzuführen 
und  nachzuweisen.  Der  Abwesende  läuft  Gefahr,  in  dem  un- 
gleichen Streite  auch  dann  zu  unterliegen,  wenn  er  nicht  schuldig 
ist;  dagegen  sind  unbegründete  Freisprechungen  bei  Abwesenheit 
des  Angeklagten  am  allerwenigsten  zu  befürchten  ’). 

Die  Gesetzgebungswissenschaft  fordert  daher  die  Einstellung 
des  Verfahrens  gegen  Abwesende,  um  voreilige,  in  der  Folge  nicht 
haltbare  Verurtheilungen  abzuwenden,  und  nicht  mit  Rücksicht  auf 
ungerechtfertigte  Freisprechungen.  Könnte  man  die  Einstellung  des 
Verfahrens  gegen  Abwesende  von  dem  voraussichtlichen  Ausgang 
der  Sache  abhängig  stellen,  so  wäre  zwar  Freisprechung,  aber  nicht 
Verurtlieilung  statthaft  zu  erklären.  Allein  eine  solche  Unterschei- 
dung ist  unausführbar , weil  es  Aufgabe  des  Urtheils  ist,  zu  ent- 
scheiden, ob  der  Angeklagte  schuldig  ist  oder  nicht  schuldig,  und 
es  nicht  möglich  ist,  vor  dem  Urtheil  und  gar  vor  der  Hauptver- 
handlung festzustellen,  wie  das  Urtheil  ausfallen  muss. 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfes  stehen  mit  dem  soeben  Aus- 
geführten in  vollständigem  Widerspruch,  indem  sie  die  Beurtheilung 
für  den  Fall  der  Freisprechung  verbieten,  die  Beurtheilung  dagegen 
zulassen,  „ sofern  ein  genügender  Schuldbeweis  vorliegtu.  Ausfuhren 
lässt  sich  die  Vorschrift  wohl  nur  so,  dass  sich  das  Gericht  vor 
dein  Urtheil  schlüssig  macht,  wie  es  urtheilen  würde,  und  dann  zum 
Urtheile  nur  schreitet,  wenn  auf  schuldig  zu  erkennen  ist  ! 


Die  Zahl  und  die  Bedeutung  der  in  Frage  gestellten  Be- 
stimmungen und  die  Schärfe  des  da  und  dort  ausgesprochenen 
Tadels  vermögen  das  überaus  günstige  Gesa mmt urtheil  über  den 
Entwurf  nicht  zu  beeinflussen.  Die  Kritik  stellte  sich  die  Aufgabe, 
die  anfechtbaren  Bestimmungen  des  Entwurfes  zu  besprechen. 
Demgemäss  wurden  diese  Vorschriften  in  holles  Licht  gesetzt,  die 
übrigen  Theile  des  Entwurfes  blieben  im  Schatten.  Wenn  es 
möglich  gewesen  wäre,  den  ganzen  Entwurf  in  den  Bereich  der 
Darstellung  zu  ziehen  und  alle  Bestimmungen  zu  beurtheileu,  so 
müsste  der  Tadel  gegenüber  dem  Lobe  weit  zurücktreten. 

*)  Es  gilt  auch  hier  der  Spruch:  Les  absents  out  tort. 
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Die  Kritik  bezweckt  nicht,  den  Entwurf  zu  Pall  zu  bringen, 
sondern  zu  seiner  Gesetzicerdung  etwas  beizutragen;  dahor  wurde 
versucht,  mit  der  kritischen  Auslassung  jeweilen  einen  Gesetzes- 
vorschlag zu  verbinden. 

Möchten  die  eidgenössischen  Riiihe  und  ihre  Kommissionen  den 
Entwurf  günstig  aufnehmen  und  Abänderungen  au  demselben  nur 
da  vornehmen,  wo  die  getroffene  Regelung  offenbar  unzweckmässig 
oder  unrichtig  ist.  Für  Gesetzesentwürfe  und  namentlich  für  Ent- 
würfe von  Justizgesetzen,  die  einem  organischen  Gebilde  gleichen 
sollen,  gibt  es  keine  grössere  Gefahr,  als  parlamentarische  Ein- 
gebungen des  Augenblicks.  Denn  nicht  selten  werden  einem  Ent- 
würfe durch  scheinbare  Verbesserungen  ganz  uumerklich  die  Grund- 
lagen entzogen,  auf  denen  er  ruht.  Diese  Grundlagen  sind  eben 
nur  für  Den  wahrnehmbar,  welcher  das  Ganze  in  seinem  Zusammen- 
hang mit  den  Theilen  vor  Augen  hat.  Das  Geräusch  parlamen- 
tarischer Verhandlung  ist  solcher  Betrachtung  nicht  günstig;  sie 
erfordert  die  Stille  des  Arbeitszimmers.  Daher  ist  dem  Entwürfe 
dringend  zu  wünschen,  dass  die  Begutachtung  und  redaktionelle 
Feststellung  von  Abänderungsanträgen  einem  Redaktionsausschusse 
übertragen  werde. 
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Die  Voraussetzungen  des  „Gegenrechts“ 
nach  Art.  42  des  Bundesstrafrechts.  Entscheidungs- 
befugnis der  Kriminalkammer  *)• 

Votum  des  Präsidenten  der  Kriminalkammer  des  schweizerischen  Bundesgerichts, 
Herrn  Bundesrichter  Dr.  J.  Morel,  in  Sachen  Carl  Schill  und  Mithafte. 

Es  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  oh  nicht  die  Anklage- 
kaintner  durch  einen  Ueberweisiingsbeselilnss,  gestützt  auf  Art.  42  des 
Bundesstrafrechte»  und  im  Hinblick  auf  Art.  31  der  Bundesstrafrechts- 
pflege, definitiv  entschieden  habe,  dass  „Gegenrecht“  Seitens  des  aus- 
wärtigen Staates  gehalten  werde.  Pies  wäre  jedoch  zu  verneinen,  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  vor  der  Anklagekammer  kein  kontradiktorisches 
Verfahren  stattfindet,  ohne  Anhörung  der  Yertheidigung  aber  keine  Bechts- 
frage  endgültig  entschieden  werden  könnte. 

Was  das  „Gegenrecht“  selbst  betrifft,  so  müsste  dasselbe  materiell 
ausgewiesen  sein.  Es  genügt  daher  nicht  eine  blosse  Erklärung  der  aus- 
wärtigen Regierung,  sondern  es  muss  dargethan  sein,  dass  die  Gesetz- 
gebung oder  Gerichtspraxis  des  andern  Staates  die  nöthigen  Garantien 
für  wirkliche  Ausübung  des  Gegenrechts  biete. 

Im  Straffalle  des  Carl  Schill  in  Basel  liegt  in  erster  Linie  die  Zu- 
sicherung der  deutschen  Gesandtschaft  vor,  welche  im  Auftrag  ihrer  Re- 
gierung daherige  Zusicherung  abgegeben  bat.  Dazu  stehen  aber  auch 
die  anderweitigen  nöthigen  Angaben  zu  Gebote,  um  beurtheilen  zu  können, 
ob  der  Schweiz  gegenüber  das  Gegenrecht  in  Deutschland  gewahrt  sei. 

Es  ist  diese  Frage  freilich  nicht  so  leicht  zu  lösen,  da  Ungleich- 
heiten zwischen  den  beidseitigen  Gesetzgebungen  bestehen.  Die  Schweiz 
verfolgt  nach  Art.  42  des  Bundesstrafrechts  neben  der  Beschimpfung 
eines  fremden  Volkes  oder  seines  Souveräns  auch  die  öffentliche  Be- 
schimpfung fremder  Regierungen  als  ein  Vergehen  gegen  den  Staat,  — 
während  das  deutsche  Strafgesetz  in  Art.  103  als  Vergehen  gegen  einen 
fremden  Staat  nur  die  Beleidigung  eines  Landesfürsten  oder  Regenten 
vorsieht,  ein  Verhältnis»,  das  auf  die  schweizerische  Regierung  nicht 
passt.  Die  Note  des  deutschen  Gesandten  vom  26.  März  1888  hat  darum 
selbst  anerkannt,  dass  Art.  103  des  deutschen  Strafgesetzes  der  Schweiz 
kein  Gegenrecht  zusichere.  Es  wäre  freilich  nur  ein  natürliches  Gebot 
gegenüber  befreundeten  Staaten,  wenn  Deutschland  den  Schutz  des  Art. 
103  auch  auf  die  Beleidigung  des  Volkes  bezw.  der  Regierung  demo- 
kratischer Staaten  ausdehnen  würde.  *) 


')  Vgl.  Zeitschrift  S.  ISO,  151.  sowie  S.  314  ff.,  wo  das  Urtheil  abgedruckt  ist. 
*)  Wegen  Verletzung  der  licfiihle  der  Angehörigen  des  betreffenden  Staates. 
Vrgi.  Holtzendor/f,  Handbuch  1877,  Bd.  IV,  S.  3(X). 
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Die  Note  des  deutschen  Gesandten  wollte  dagegen  das  Gegenrecht 
darin  finden,  dass  eine  Beleidigung  der  schweizerischen  Regierung  von 
den  deutschen  Gerichten  als  Beleidigung  eitler  Behörde  bestraft  würde. 
— Immerhin  bestellt  aber  hier  der  Unterschied,  dass,  während  die  Schweiz 
die  öffentliche  Beleidigung  einer  fremden  Regierung  als  Vergehen  gegen 
das  Völkerrecht  betrachtet  und  aus  diesem  Titel  straft,  — das  deutsche 
Gesetz  nur  aus  dein  Titel  der  Amtsehrbeleidigung  bestraft. 

Zudem  sind  gemüss  den  §§  185  und  19t>  des  deutschen  Strafgesetzes 
für  Beleidigung  der  Behörden  keine  besonderen  Strafen  angedroht,  sondern 
gilt  für  dieselben  das  nämliche  Strafmass  (Minimum  und  Maximum)  wie 
bei  der  Privatbeleidignng,  — während  unser  Art.  42  des  Bundesstraf- 
rechts eine  besondere  Strafe  vorsieht,  lis  sind  dies  nicht  unbedeutende 
Ungleichheiten  in  den  Gesetzgebungen  der  beiden  Länder. 

Gleichwohl  muss  diesfalls  gegenüber  dem  deutschen  Reich  das 
Oegenrecbt  als  ausgewiesen  betrachtet  werden.  Zur  Annahme  des 
Gegenrechts  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  kann  nicht  die  volle  Ueber- 
einstinunung  der  beidseitigen  Gesetzgebungen  verlangt  werden.  Schwarze. 
in  seinem  Kommentar  zum  deutschen  Strafgesetzbuch,  § 102,  Note  3, 
sagt:  „Die  Gegenseitigkeit  verlangt  nicht  genau  denselben  Thatbestand 
in  beiden  Gesetzgebungen,  insbesondere  entscheidet  nicht  die  gesetzliche 
Bezeichnung  des  Delikts.“ 

Als  oberster  Grundsatz  muss  gelten,  dass  ein  begangenes  Unrecht 
nicht  ungesühnt  bleibe,  dass  somit  ein  Rechtsstaat  dem  andern  gegen- 
über zur  Rechtshlllfe  pflichtig  sei,  in  Verbindung  mit  dem  Interesse,  das 
ja  der  Staat  selbst  hat  an  der  Wahrung  ungestörter  völkerrechtlicher 
Beziehungen.  Freilich  muss  die  Sicherheit  walten,  dass  auch  der  andere 
Staat  das  Unrecht  in  einer  dem  Gegenrecht  entsprechenden  Weise  sühne. 
Dies  muss  aber  als  vorhanden  angesehen  werden,  wenn 

1.  der  besondere  Rechtsschutz  für  die  strafrechtliche  Verfolgung, 
welcher  in  dem  einen  Staate  gewährt  ist,  auch  in  dem  andern  Staate 
gewährt  wird  und 

2.  die  beidseitigen  Gesetze  annähernd  gleiche  Strafen  vorsehen. 

Diese  Bedingungen  sind  im  Straffallc  dos  Carl  Schill  erfüllt.  Auch  vor 
deutschen  Gerichten  wird  die  Klage  wegen  Beleidigung  von  Behörden, 
wo  das  öffentliche  Interesse  betlieiligt  ist,  nicht  auf  den  Weg  der  Privat- 
klage verwiesen,  sondern  geschieht  die  Verfolgung  von  Amtswegen  und 
vor  der  Strafkammer  (§  4 Ui  der  deutschen  St.  P.  (>.).  Dass  das  öffent- 
liche Interesse  betheiligt  ist  in  solchen  Fällen,  wo  die  Beziehungen  zwi- 
schen zwei  Staaten  gestört  werden  können,  liegt  auf  der  lland.  Es 
hatte  zudem  die  deutsche  Note  vom  2f>.  März  1888  die  strafrechtliche 
Verfolgung  gegenrechtlich  ausdrücklich  zugesichert,  was  bezüglich  statt- 
zufindender Strafeinleitung  Seitens  dortiger  Behörden  von  besonderer 
Bedeutung  ist.  Auch  im  Falle  Lempens  wurde  deutscherseits  ausdrücklich 
anerkannt,  dass  die  Beleidigung  fremder  Regierungen  auf  dem  Wege  der 
öffentlichen  Klage  verfolgt  werde,  indem  die  deutsche  Staatsanwaltschaft 
damals,  laut  den  vorliegenden  Akten,  dem  schweizerischen  Bundesrathe 
Anzeige  machte  von  jener  beschimpfenden  Broschüre,  mit  der  Anfrage, 

Zeitacfcr.  f.  Schweitor  Strafrecht.  1.  Jahrg.  20 
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oh  die  Verfolgung  Lempens  verlangt  werde,  was  von  Seite  des  Bundes- 
rnthes  ahgelehnt  wurde,  weil  Lempens  ein  geistesgestörter  Mensch  sei. 

Im  llebrigen  hat  das  deutsche  Reichsgericht  selbst  anerkannt,  dass 
die  §§  185  und  196  des  deutschen  Strafgesetzes  betreffend  üeieidiguu 
von  Behörden  auch  gegenüber  Behörden  des  Auslandes  ihre  Anwendon 
finden.  Reichsgericht  31.  Milrz  1881  (Strafsachen  IV,  10). 

Die  laut  beidseitigen  Gesetzen  angedrohten  Strafen  sind  auch  an- 
nöherml  die  gleichen  ; ja,  das  deutsche  Gesetz  sieht  sogar  noch  eine 
grössere  Strafe  vor.  ')  Dabei  darf  noch  hervorgehoben  werden,  dass 
auch  die  Beleidigung  des  deutschen  Bundesrathes  und  der  Staatsministerien 
u.  s.  w.  nach  dem  gleichen  § 185  des  deutschen  Strafgesetzes  bestraft 
werden. 

OMshawten,  Kommentar  zum  deutschen  St.  G.  B.,  § 185,  Note  13 
und  dort  angeführte  Beispiele. 

Der  Ausweis  des  Gegenrechts  erscheint  daher  als  geleistet. 


Der  Grundsatz:  „Nulla  peena  sine  legeJ  im 
aargauischen  Strafrecht. 

Von  Dr.  Hermann  Ouggenheim,  Advokat  in  Zürich. 

Der  Satz:  «nulla  puma  sine  lege“  ist  eine  Frucht  der  Anfklürungs- 
periode,  gezeitigt  im  Kampfe  gegen  die  in  dem  damaligen  Zustande  des 
gemeinen  Strafrechts  begründete  richterliche  Willkür  *).  Im  modernen 
Strafrecht  gilt  nach  Binding  kaum  ein  anderes  Prinzip  „als  so  selbst - 
verstttndlich“  wie  das:  „Keine  Strafe  ohne  Gesetz“  °).  — Insofern  dieses 
Prinzip  mit  dem  Verlangen  nach  einem  „vollkommenen  Strafgesetzbuch“ 
identitizirt  und  dahin  interpretirt  wird,  dass  der  Richter  an  den  Buch- 
staben des  Gesetzes  gebunden  und  ihm  jede  Interpretation  untersagt  sein 
solle4),  erheischt  cs  nicht  weniger,  als  „das  Ende  aller  Strafrechtsgeschiehte 
und  aller  Strafrechtswissenschaft“  ■*),  und  mit  Recht  mag  mau  in  diesem 
Falle  von  einer  „Abgötterei“  sprechen,  die  mit  dem  Satze:  „nulla  pœna 

')  Unser  Bundesstrafrecht  bedroht  in  Art.  42  die  Beschimpfung  fremder 
Regierungen  mit  den  gleichen  Strafen,  wie  in  Art.  f>!f  die  Beschimpfung  der 
Bundesversammlung  und  des  Bundesrathes.  Die  fremden  Regierungen  werden 
daher  glcicübelianuelt  uusern  obersten  Landesbehörden. 

’)  Hinding:  Die  gemeinen  deutschen  Strafgesetzbücher  vom  26.  Februar  1876 
und  20.  .Tuni  1872,  Leipzig  1877,  S.  1:  v.  Liszt:  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen 
Strafrechts,  III.  And.,  S.  57,  80  ff. 

5)  Binding:  Handbuch  des  Strafrechts,  1.  Bd.,  Leipzig  1885,  S.  17. 

4)  „Des  juges  de  la  nation  ne  sont  que  la  bouche,  (pii  prononce  les  paroles 
de  la  loi.  des  êtres  inanimés,  qui  n'en  peuvent  modérer  ni  la  force  ni  la  rigueur“ 
(Montesquieu : Esprit  des  lois,  Liv.  XVI,  rhap.  6). 

v)  Biuding:  Die  gemeiuen  deutschen  Strafgesetzbücher  a.  a.  0. 
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sine  lege“  getrieben  wird  ').  Erblickt  man  aber  in  ihm  nur  das  Verlangen 
nach  einem  koditizirten  .Strafgesetzbuehe,  in  welchem  die  einzelnen  Delikte 
nach  ihren  einzelnen  Merkmalen  und  bestimmten  Straffolgen  genau  ange- 
führt sind,  „ die  Möglichkeit  der  Bildung  sogenannten  Gewohnheitsrechts 
verneint,  der  Analogie  bestimmte  Schranken  gezogen“  2),  die  wissen- 
schaftliche Auslegung  des  Strafgesetzes  aber  nicht  verboten  ist,  so 
sichert  die  Ausbildung  des  Satzes:  nulla  picna  sine  lege  und  dessen 
konsequente  Durchführung  den  Angeschuldigten  vor  richterlicher  Willkür 
und  ist  wohl  begründet.  „ Der  Gesetzgeber  soll  das  schwankende  und 
unbestimmte  Reehtsgeftihl  sichten,  und  prüfen,  was  er  unter  Strafen  ver- 
piinen,  oder,  weil  eine  unbestimmte  Strafdrohung  Nachtheile  haben  würde, 
lieber  der  allgemeinen  Verachtung  preisgeben  will,  oder  durch  l’ritvention 
zu  vermeiden  sucht.  Es  muss  ihm  klar  vorschweben,  was  er  bestrafen 
will,  er  muss  die  unendlichen  Abstufungen  der  Handlungen  sich 
möglichst  nach  ihren  Hauptrichtungen  vorstellen  und  darnach  sich 
entschliessen,  wie  weit  er  strafen  will,  und  seinen  Willen  in  sorg- 
fältig gewählte  Wörter  kleiden  8).u  So  hat  denn  auch  dieses  Prinzip 
mit  seltener  Uebereinstimmung  in  der  modernen  Gesetzgebung  Aufnahme 
gefunden  4). 

Der  Art.  IC,  1.  2,  der  aargauischen  Staatsverfassung  vom  Jahre  1852 
lautet  in  Uebereinstimmung  mit  Art.  19,  1.  2,  der  gegen witrtig  geltenden 
vom  Jahre  1885  folgendermassen  : 

„Niemand  soll  anders,  als  in  den  durch  das  Gesetz  bezeichneten 
Fällen  und  in  der  durch  dasselbe  vorgeschriebenen  Form  gerichtlich 
verfolgt  öder  verhaftet  werden.“ 

Diese  Verfassungsbestimmung  sanktionirt  den  Grundsatz:  ntilla  pana 
sine  lege.  Das  ist  allgemein  anerkannt  in  verschiedenen  Entscheidungen 
des  Bundesgerichts  und  des  aargauischen  Obergerichts.  „Wie  sich  aus 
dem  Wortlaute  des  Art.  IC,  I.  2,  ergibt,  enthält  diese  Verfassungsbestimmung 
den  Grundsatz:  nulla  puma  sine  lege,  so  dass  also  im  Kantou  Aargau 
eine  Strafe  nur  auf  Grund  eines  ltechtssatzes  des  geschriebenen  Rechts 


')  Derselbe:  Zeitschrift  für  die  gesummte  Strafrechtswissenschaft,  herausge- 
gebeu  von  liocbow  und  Liszt,  I.  Bd.:  „Strafgesetzgebung,  Strafrechtswissenschaft 
und  Strafjustiz  in  normalem  Verhältnis  zu  einander“,  S.  11. 

*)  Derselbe:  H.  B.,  S.  203. 

*)  Mittennaier  : Der  Entwurf  zu  einem  Kriminalgesetzbuch  für  das  König- 
reich Sachsen,  Archiv  des  Krimiualrechts,  N.  F.  S.  895  ft'.,  412;  vgl.  auch 

Pucta:  Gewohnheitsrecht,  Bd.  II,  S.  240:  „Das  Gesetz  empfiehlt  Hielt  der  Obrigkeit 
durch  seine  eigenthiimliche  psychologische  Kraft;  cs  empfiehlt  sich  dem  Volke 
durch  die  grössere  Sicherung  des  Augeschuidigtcn  gegen  richterliche  Willkür.“ 
Berner:  Lehrbuch,  11.  Autl.,  S.  255.  Henke:  Handbuch  des  Kriminalrechts,  I.  Ild., 
S.  575  ff.  Feuerbach:  Revision,  IL  Bd.,  S.  17  ff. 

*)  Vgl.  ■/..  B.  Constitution  française  vom  3.  September  1791:  Déclarations 
des  droits  de  l'homme:  5)  Tout  ce  qui  n’est  pas  défendu  par  la  loi  ne  peut  être 
empêché.  S)  Nul  ne  peut  être  puni  qu’en  vertu  d’une  loi  établie  et  promulguée 
antérieurement  au  délit  et  légalement  appliquée.  — Preussisehes  Str.-G.-B.  vom 
Jahre  1851,  § 2;  Str.-G.-B.  für  dus  Königreich  Bayern  vom  Jahre  1801,  Art.  3; 
Str.-G.-B.  für  den  Kanton  Zürich  vom  Jahre  1871,  g 1 ; Str.-G.-B.  für  das  deutsche 
Reich,  § 2. 
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II.  Guggcnheim. 


ausgesprochen  werden  darf  und  die  richterliche  Ausdehnung  strafrecht- 
licher Ahndung  auf  im  Gesetze  nicht  mit  Strafe  bedrohte  Fülle  wegen 
vermeintlicher  Analogie  der  Thatbestände  ausgeschlossen  ist.“  ') 

Entspricht  die  gegenwärtig  geltende  aargauische  Strafgesetzgebung 
und  die  darauf  fussende  Praxis  dem  Grundsätze:  nulla  pœna  sine  lege? 

Die  aargauische  Strafgesetzgebung  besteht  aus  wesentlich  3 Thcilen: 
I.  Aus  dem  „Zuchtpolizeigesetz  t'llr  den  Kanton  Aargau“,  in  Kraft 
getreten  mit  15.  Mai  18(i8. 

II.  Aus  dem  „peinlichen  Strafgesetz  für  den  Kanton  Aargau“,  in  Kraft 
getreten  mit  1.  Mai  1857. 

III.  Aus  der  „Strafprozessordnung  für  den  Kanton  Aargau“,  in  Kraft 
getreten  mit  1.  Oktober  1858. 

Man  unterscheidet  im  Aargau  „ Zuchtpolizeivergehen “ und  „peinliches 
(kriminelles)  Verbrechen“.  Die  Unterscheidungsmerkmale  erhellen  aus  dem 
Gesetze  nicht  in  ganz  klarer  Weise: 

§ 1 des  Zuchtpolizeigesetzes  bestimmt: 

„Ehrverletzungen, 

Körperliche  Angriffe  auf  Personen, 

Verletzungen  des  öffentlichen  und  Privateigenthums, 
Beschädigung  durch  Missbrauch  des  Vertrauens, 

Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ihilic,  Ordnung,  Sicherheit 
und  Sittlichkeit 

werden  zuchtpolizeilich  bestraft,  sofern  sie  nicht  ihrer  Natur  oder 
den  sie  begleitenden  Umständen  nach  der  kriminellen  Bestrafung 
unterliegen .“  — „Ein  Verbrechen  begeht,“  — nach  § 1 des  peinlichen 
Strafgesetzes  „wer  sich  einer  Handlung  oder  Unterlassung  schuldig 
macht,  auf  welches  dieses  Gesetz  eine  .Strafe  festsetzt,  die  nicht  aus- 
drücklich als  eine  blos  zuchtpolizeiliche  erklärt  ist,  oder  sich  nach  Straf- 
art oder  Strafdauer  als  solche  darstellt.“  Die  im  § 1 des  Zuchtpolizei- 
gesetzes genannten  Delikte  sind  prinzipiell  Zuchtpolizeivergehen.  8ie 
können  aber  unter  gewissen  Umständen  Verbrechen  werden.  Die  im 
peinlichen  Strafgesetzbuch  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  sind  prin- 
zipiell Verbrechen.  Sie  können  aber  unter  gewissen  Umständen  nur 
'/uchtpolizeivergehen  sein.  Nun  geht  aus  dem  Strafgesetzbuch  deutlich 
hervor,  welcher  l!ei|uisite  es  bedarf,  damit  die  betreffende  Handlung 
„Verbrechen“  sei.  Es  kann  also  im  Aargau  Niemand  kriminell  bestraft 
werden,  der  nicht  eine  Handlung  begangen  hat,  die  im  „peinlichen  Straf- 
gesetzbuch“ genau  benannt  ist.  Anderseits  aber  tinden  sieh  für  die  im 
tj  1 des  Zuchtpolizeigesetzes  genannten  Deliktsorfen  weder  im  Zucht- 
polizeigesetz selbst,  noch  im  Strafgesetzbuch  die  einzelnen  Thatbestände 
angeführt  und  man  kann  somit  im  Aargau  zuchtpolizeilich  für  eine 
Handlung  bestraft  werden,  deren  Thatbcstand  nirgends  aufgestellt  ist. 
ln  denjenigen  Fällen,  in  welchen  eine  strafbare  Handlung  im  Sinne  des 

')  Entscheidungen  des  Schweiz.  Bundesgericht«,  Bd.  IX,  S.  68  ff.  ; vgl.  auch 
lid.  VII,  S.  747  ff.;  l'rtheil  des  aargauischen  Obergerichts  vom  13.  Juli  1880  — 
Jahresbericht  S.  46,  47. 
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peinlichen  Strafgesetze»  zwar  vorliegt,  diejenigen  Erfordernisse  aber, 
welche  das  Delikt  ')  zum  Verbrechen  stempeln,  nicht  vorhanden  sind, 
eine  kriminelle  Bestrafung  somit  nicht  cintreten  darf,  in  diesen  Fällen 
veretÜ8st  die  zuchtpolizeiliche  Bestrafung  gegen  den  Grundsatz  : nulla  pmna 
sine  lege  gewiss  nicht. 2) 

Nun  werden  aber  zuchtpolizeilich  nicht  blos  diejenigen  Handlungen 
bestraft,  die  im  peinlichen  .Strafgesetzbuch  benannt,  denen  aber  die 
Qualihcationsmomente  zur  kriminellen  Bestrafung  ermangeln,  sondern  in 
Gemässbeit  des  § 1 des  Zuchtpolizeigesetzes  auch  eine  ganze  Reihe  von 
Handlungen,  deren  Thatbestand  in  der  aargauischen  Strafgesetzgebung 
nirgends  angegeben  ist.  In  diesen  Fällen  widerspricht  die  zuchtpoli- 
zeiliche Bestrafung  dem  Grundsätze  : nulla  pema  sine  lege,  so  wie 
er  im  Art.  19  der  Staatsverfassung  ‘des  Kantons  Aargau  Aufnahme  ge- 
funden hat.  Denn  welche  Auslegung  man  auch  immer  diesem  Satze  geben 
möge,  die  Anforderung  wird  man  an  das  betreffende  „Gesetz“  stellen 
mtlsscn,  dass  es  den  Thatbestand  der  mit  Strafe  bedrohten  Handlung 
genau  benenne.  Alle  eigentlichen  Strafgesetze  sind  zweitheilig.  „Sie 
bestehen  einerseits  aus  dem  Thatbestandc,  also  der  Voraussetzung,  an 
deren  Vorliegen  der  Eintritt  der  staatlichen  Strafgewalt  gebunden  ist, 
und  aus  der  Strafe  anderseits,  die  als  Rechtsfolge  für  den  Eintritt  jener 
Voraussetzung  angedroht  ist.“  5)  „Das  Gesetz  verlangt,  dass  ein  be- 
stimmter Thatbestand  mit  bestimmter  Strafe  bedroht  sei.  Ein  absolut 
unbestimmtes  Strafgesetz  ist  somit  nichtig  “ 4) 

Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  die  Frage  der  Verfassungs- 
mässigkeit des  § 1 des  aargauischen  Zuchtpolizeigesetzes  zu  wiederholten 
Malen  im  bejahenden  Sinne  entschieden. 5) 

’)  Ich  verstehe  darunter  mit  Binding  allgemein  die  schuldhafte  Nonnüber- 
tretnug. 

*)  Beispiel:  Nach  § 148  des  peinlichen  Strafgesetzbuchs  macht  sich  des 
Diebstahls  schuldig,  „wer  wissentlich  eine  fremde,  bewegliche,  in  der  luhalmng 
eines  Andern  befindliche  Sache,  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten,  jedoch  ohne 
Gewaltthätigkeit  an  einer  Person  in  seinen  Besitz  nimmt,  um  sich  dieselbe  rechts- 
widrig zuztieignen.“  Nach  § 149  und  150  wird  der  Diebstahl  zum  Verbrechen, 
„wenn  der  gemeine  Werth  des  Gestohlenen  den  Betrag  von  Kr.  300  Übersteigt 
— oder  wenn  er  den  Betrag  von  Kr.  150  beträgt  und  zugleich  verübt  worden  ist: 

a)  an  einem  zum  Gottesdienst  geweihten  Urte,  . . . 

b)  bei  Gelegenheit  eines  Brandes  . . . u.  s.  w.  oder  bei  einem  Betrag  des 

Gestohlenen  von  tiher  50  Kr.,  wenn  der  Dieb  mit  Waden ge- 

waltsam in  ein  Gebiiude  eingedrungen  ist.  (tj  151). 

In  diesen  Fällen  also  wird  der  Diebstahl  kriminell  bestraft.  Liegen  aber 
diese  Requisite  der  tj§  149.  150,  151  nicht  vor,  libersteigt  der  Werth  des  Ge- 
stohlenen z.  B.  nicht  den  Betrag  von  Kr.  300,  oder  ist  der  Diebstahl  nicht  am 
verschlossenen  Gut  begangeu,  ....  so  liegt  blos  zuchtpolizeilicher  Diebstahl  vor. 

s)  Liszt,  II.  Aitfl.,  S.  72. 

‘)  Binding:  H.  B.  pag.  208. 

s)  Aus  dem  sehr  interessanten  Entscheide  aus  dem  Jabte  1883,  Bd.  IX,  pag. 
68  ff.,  sei  folgender  Passus  hervorgehoben:  »In  dem  Grundsätze:  nulla  ptena  sine 
lege  liegt  eine  bindende  Vorschrift  darüber  an  sich  nicht,  in  welcher  Weise  der 
Gesetzgeber  die  Thatbestiinde  der  strafharen  Handlungen  zu  definiren  habe,  son- 
dern steht  es  ungeachtet  dieser  Verfassungsbestimmuug  dein  Gesetzgeber  frei,  ent- 
weder die  Thatbestiinde  nach  ihren  einzelnen  Merkmalen  im  Gesetze  genau  zu 
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Durch  diese  Entscheidungen  scheint  uns  aber  die  vorwürfige  Frage 
nicht  in  endgültiger  und  absolut  unbedenklicher  Weise  gelöst  zu  sein.  Wenn 
das  Bundesgericht  in  dem  Satze:  .Keine  Strafe  ohne  Gesetz“  eine  bindende 
Vorschrift  darüber  nicht  erblickt,  „in  welcher  Weise  der  Gesetzgeber  die 
Thatbestände  der  strafbaren  Handlungen  zu  detiniren  hahe“,  so  ist  hin- 
gegen zwar  gewiss  nichts  einzuwemlen.  Aber  dass  unter  der  Herrschaft 
jener  Verfassungsbestimmung  der  Gesetzgeber  den  Thatbestand  der  straf- 
baren Handlung  anzuflihren  verpflichtet  sei,  scheint  sicher.  — Ein  die 
einzelnen  Delikte  blos  dem  Namen  nach  aufzählendes  Gesetz  genügt 
vielleicht  dem  Wortlaute  des  verfassungsmässigen  Grundsatzes  — aber 
auch  nur  vielleicht.  Denn  wenn  die  „Fälle“,  in  denen  der  Einzelne 
„gerichtlich  verfolgt“  werden  darf,- „durch  das  Gesetz  bezeichnet“  sein 
müssen,  so  frägt  es  sich  doch  sehr,  ob  diese  „Bezeichnung“  nur  „Namens- 
aufführung“  der  Delikte,  oder  nicht  wehr,  nämlich  genaue  Umschreibung 
der  Thatbestände  bedeutet.  Dem  Sinne  jenes  Verfassungsgrundsatzes, 
so  wie  man  ihn  allüberall  aufgefasst  hat,  entspricht  ein  die  strafbaren 
Handlungen  blos  dein  Namen  uach  aufzäblendes  Gesetz  nicht.  Denn 
wenn  jene  Verfassungsbestimmung  den  Grundsatz:  nulla  ptena  sine  lege 
enthält,  worüber  mau  einig  ist,  so  geht  ihre  Tendenz  dahin,  dem  rich- 
terlichen Arbitrium  bei  Ausfüllung  der  Strafe  enge  Schranken  zu  ziehen. 
Nun  öffnet  man  aber  der  Freiheit  des  Richters  bei  der  „Subsumption 
der  That  unter  das  Gesetz“  Thür  und  Thor  durch  Erlass  eines  Straf- 
gesetzes, das  das  «Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ruhe,  Ordnung,  Sicher- 
heit und  Sittlichkeit“  enthält,  ohne  zu  sagen,  was  darunter  verstanden 
werden  soll.  Unter  der  Herrschaft  eines  solchen  Gesetzbuchs  ist  der 
Richter  nicht  gebunden,  sondern  frei.  Der  aargauische  Richterstand 
missbraucht  die  ausserordentliche  Macht,  die  in  Znchtpolizeisachen  in 
seine  Hände  gelegt  ist,  allerdings  nicht.  Dessenungeachtet  machen  sich 
die  Folgen,  die.  ein  solches  Gesetz  nothwendig  und  immer  mit  sich  führen 
wird,  auch  im  Aargau  geltend.  So  sind  dort  schon  Handlungen  mit 
zurhtpolizcilichcr  Strafe  belegt  worden,  die  überall  da,  wo  der  Grundsatz: 
nulla  piena  sine  lege  wirklich  durehgcfllhrt  ist,  straflos  angesehen,  oder 
doch  nur  bestraft  werden  können,  wenn  ein  besonderen  Gesetz  sie  unter 
Strafe  stellt. 

Was  alles  im  Aargau  zuchtpolizeilich  bestraft  wird,  zeigt  die  Praxis 
des  aargauischen  Obergerichts  im  Jahre  1 * 7 '2  ; das  Obergericht  behandelte 
nämlieh  als  Zuchtpolizeifälle:  Ehrverletzungen,  Falsche  Anzeige,  Körper- 
verletzung, Gewaltthätigkeii,  Diebstahl.  Unterschlagung,  Verschleppung 
von  geltstaglichem  Vermögen,  Betrug  und  Prellerei,  Wahlbestechung, 
Unrichtige  Eidesleistung,  Falsches  Handgelübde , Täuschung  der  Be- 
hörden, Vergehen  gegen  das  Brand  Versicherungsgesetz,  Vergehen  gegen 
das  SanitHtspolizeigesetz,  Vergehen  gegen  das  Wirthschaftsgesetz,  Forst- 


bestiinmen,  oder  dieselben  nur  in  allgemeinen  Umrissen  durch  blosse  Bezeichnung 
der  Delikte  mit  einem  technischen  Nameu  u.  s.  w.  zu  tixiren.  Auch  im  letztem 
l alle  sind  ja  die  unter  den  betreffenden  gesetzlichen  Begriff  gehörenden  Kalle 
durch  ein  freilich  der  Auslegung  einen  weiten  Spielraum  lassendes  Gesetz  mit 
Strafe  bedroht  und  es  ist  somit  dem  Wortlaut  des  verfassungsmässigen  Grund- 
satzes Genüge  geleistet .“  Vgl.  ausser  den  oben  angeführten  Entscheidungen  auch 
Kutsch.  Bd.  V I,  pag.  .'»21 , Erw.  3. 
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frevel,  widerrechtliche  Verhaftung,  Versetzung  in  die  Zwangsarbeitsanstalt, 
Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung,  Vcrbotsiibertretiing. ‘)  Der 
Jahresbericht  des  Obergerichts  vom  Jahre  1868  nennt  auch  einen  Fall 
von  „ Verdacht  der  Anstiftung  eines  \Valdbrandesu.  ä) 

Der  Anschauung  der  aargauischen  Gerichte  entgegen,  hat  das  Hundes- 
gericht  es  ausgesprochen,  dass  „blos  allgemeines  Schmähen  und  Schimpfen 
tlber  staatliche  Zustände  u.  dgl.  auch  bei  weitester  Fassung  des  Begriffes 
der  „öffentlichen  Ordnung“  nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen 
als  eine  ausserhalb  des  strafrechtlichen  Gebiets  liegende  und  daher  straf- 
lose Ungezogenheit  und  nicht  als  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung 
angesehen  werden  könne.“  8) 

Sehr  bemerkenswert!]  ist  eine  Entscheidung  des  aargauischen  Ober- 
gerichts vom  Jahre  1883.4)  Der  Ehebruch  wird  als  „Vergehen  gegen 
die  Sittlichkeit“  von  Amtswegen  bestraft.  Es  bedarf  keines  Antrages  des 
beleidigten  Ehegatten,  auch  nicht  der  Einleitung  der  Ehescheidung.  Wir 
heben  aus  der  Motivirung  Folgendes  hervor:  „Welches  eklatantere  Ver- 
gehen gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  könnte  es  nun  geben,  als  wenn 
ein  Ehemann  das  gerade  im  Interesse  der  öffentlichen  Sittlichkeit  aufge- 
stellte, auch  bei  uns  massgebende  Princip  der  Ehe  dadurch  mit  Ftlsseu 
trete,  dass  er  mit  einer  anderen  Frauensperson,  als  mit  seiner  Ehefrau, 
in  einem  fortgesetzten  geschlechtlichen  Verkehr  lebe  und  diese  Miss- 
achtung der  Ehe  dadurch  öffentlich  proklainire,  dass  er  das  in  uner- 
laubter Geschlechtsgemeinschaft  erzeugte  Kind  dem  zuständigen  Beamten 
als  sein  eigenes  bezeichne?  ....  Der  Ehebruch  sei  bei  uns  eiu  Ver- 
gehen, welches  von  Amtes  wegen  zu  bestrafen  sei,  sobald  es  öffentliches 
Aergerniss  errege  und  somit  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletze.  Dass  . 
diese  letztere  Voraussetzung  zutreffe,  bedürfe  nach  der  dem  Civilstands- 
beamten  gegenüber  freiwillig  abgegebenen  Erklärung  keines  weiteren 
Beweises,  abgesehen  davon,  dass  innerhalb  eines  kleineren  Ortes  der 
fortwährende  unsittliche  Verkehr  des  Rekurrenten  N.  mit  seiner 
Schwägerin  kaum  ein  Geheimniss  geblieben  sein  könne. “ 

Welche  Ansicht  man  auch  Uber  die  Strafbarkeit  des  Wuchers  haben 
möge8),  überall,  wo  der  Grundsatz:  nulla  poena  sine  lege  gilt,  bedarf 
es  eines  besonderen  Gesetzes,  um  ihn  mit  Strafe  zu  belegen.  Auch  im 
Kanton  Aargau  hat  man  im  vergangenen  Jahre  ein  „Strafgesetz  gegen 
den  Wucher“  erlassen. 8)  Derselbe  wurde  auch  schon  früher,  vor  Erlass 


')  Jahresbericht  des  aargauischen  Obergerichts  vom  Jahre  1872,  pag.  8. 

’)  Jahresbericht  vom  Jahre  1868,  pag.  12. 

*)  Bundesgcr.  Entscheid.  Bd.  IX,  pag.  73. 

*)  Jahresbericht  vom  Jahre  1883,  pag.  65,  66. 

*)  ln  letzterer  Zeit  macht  sich,  soweit  ich  sehe,  die  Ansicht  doch  allgemein 
geltend,  dass  man  Wuchergesetze  nicht  entbehren  kann  : vgl.  deutsches  Gesetz  vom 
21.  Mai  1880;  zilrch.  Gesetz  vom  Jahre  1883;  aarg.  Gesetz  vom  3.  Dez.  1H87;  thurg. 
Gesetz  vom  21.  April  1887;  waadtländisches  vom  1.  Januar  1888:  letztere  drei 
Gesetze  aligcdrnekt  in  dieser  Zeitschrift  Heft  1,  pag.  92  ft.;  Bern,  Gesetz  betr. 
tien  Gewerbebetrieb  der  Gelddarleiher,  Darlehensvermittler,  Pfandleiher  und  Trödler, 
sowie  betreffend  dm  Wucher,  vom  26.  Februar  1888:  diese  Zeitschrift,  Heft  2, 
pag.  174  fl'.,  § 34  ; vgl.  auch  die  „Motive“  zu  diesem  Gesetz  a.  a.  0.,  pag.  165  ft'. 
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dieges  Gesetzes,  auf  Grund  des  § 1 des  Zuehtpolizeigesetzes  bestraft  und 
qualitizirt  als  „Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung“,  konkurrirend 
mit  „Vertrauensmiuhrauch“.  ') 

Etwas  weit  geht  die  Praxis  der  aargauischen  Zuchtpolixeigerichte, 
wenn  sie  in  Haftpflichtfälleu  den  Arbeitgeber  zur  Entschädigung  an  den 
Verunglückten  auch  da  verurtheiit,  wo  von  der  strafrechtlichen  Ver- 
schuldung des  Schadens  durch  den  Ersteren  gewiss  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Vgl.  z.  B.  Entscheid  des  aargauischen  Ohergerichts  vom  5.  Sept. 
1877  (Jahresbericht  pag.  52):  „Eine  in  einer  mechanischen  Baumwoll- 
spinnerei und  Weberei  eingestellte  Arbeiterin  verlor  aus  Unkenntniss  bei 
der  Arbeit  an  einer  Maschine  die  Hand.  Bei  der  darüber  geführten 
zuchtpolizeilichen  Untersuchung  handelte  es  sich  auch  um  die  Entschädi- 
gung. Oer  Fabrikherr  wurde  zu  einer  Entschädigung  von  Fr.  600  ver- 
halten und  bei  seinem  Versprechen,  die  Beschädigte  angemessen  zu  ver- 
sorgen, behaftet.“  „Allerdings“  — heisst  es  in  der  Motivirung  — „er- 
scheine die  gewissenlose  Handlung  des  Mitarbeiters  K.  St.  als  die  nächste 
Veranlassung  der  in  Frage  kommenden  Beschädigung,  allein  vermöge 
seiner  Aufsiehts-  und  UcberwachungspHicht  sei  Rekurrent  für  den  aus 
jener  Handlungsweise  seines  Angestellten  entsprungenen  Schaden  ver- 
antwortlich und  möge  er  sieh  an  K.  St.  zu  erholen  suchen  ; denn  das 
ohne  eigenes  Verschulden  in  der  beklagtischen  Fabrik  verunglückte 
Mädchen  8.  könne  und  müsse  sich  an  seine  Ansteller,  an  den  Fabrik- 
inhaber, halten.“  s) 

Einiges  Aufsehen  erregte  neulich  folgender  Fall:  Jakob  Philipp 
Wettstein  von  Künten  im  Kanton  Aargau  gestand  dem  Untersuchungs- 
richter, mehrere  Brandstiftungen  begangen  zu  haben.  Es  war  ein  Leichtes, 
ihm  die  vollständige  Unwahrheit  seiner  Angaben  nachzuweisen.  Er  wurde 
aber  am  U.  März  1885  vom  Bezirksgericht  Muri  „wegen  widerrechtlicher 
Täuschung  der  Behörden“  zu  einer  Zuchthausstrafe  von  12  Monaten 
verurtheiit.  — Im  Frühjahr  1888  beging  er  das  gleiche  „Delikt“  in 
Zürich  und  wurde  desswegen  mit  einigen  Tagen  Dunkelarrest  (discipli- 
nariscli)  bestraft.  3)  Das  zürcherische  Strafgesetzbuch  ■ — hiess  es  in  einem 
öffentlichen  Blatte,  in  welchem  der  Fall  besprochen  war  — „kenne  das 
Delikt  der  widerrechtlichen  Täuschung  der  Behörden  nicht“.  — Nun 

')  Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  (1880),  pag.  46,  47. 

*)  Vergl.  auch  Entscheide  des  Obergerichts  vom  1.  Juli  1881,  pag.  70: 
liier  wird  der  Arbeitgeber  wegen  „Fahrlässigkeit“  (fahrlässige  Werkeinrichtung!) 
zu  einer  Busse  von  Kr  10  und  zu  einer  Entschädigung  von  Kr.  1000  an  den 
Damniticaten  verurtheiit.  „Es  könne  allerdings  nicht  haarscharf  auagemittelt 
werden“  — wird  in  der  Motivirung  gesagt  — „wie  gross  das  Verschulden  auf 
jeder  Seite  gewesen;  allein  wenn  auch  die  Schuld  gleiehinässig  auf  Kläger  und 
Beklagten  vertheilt  werden  wolle,  so  könnte  dies  keine  Herabsetzung  der  dem 
Klager  zugesprochenen  Summe  rechtfertigen,  weil  bei  Festsetzung  derselben  das 
Kutergericht  den  Verlust  eines  Armes  ....  so  tief  gewerthet  habe,  dass  die 
Entschädigung  von  Fr.  1000  auch  bei  gleichmäasiger  Theilung  der  Schuld  immer 
noch  als  eine  sehr  massige  erscheine.  Vgl.  ferner  3 Entscheidungen  aus  dem 
Jahre  1878,  pag.  55,  56,  57. 

*)  Ich  verdanke  die  Mittheilung  der  betreffenden  Strafakten  Herrn  Staats- 
anwalt Kronauer  in  Zürich. 


Digitized  by  Google 


„Xiillu  pcena  sine  lege“  im  aargauischen  Strafrecht.  313 

kennt  aher  werter  das  aargauische  Strafgesetzbuch,  noch  das  aargauische 
Zuchtpolizeigesetz  das  Delikt  der  widerrechtlichen  Täuschung  der  Be- 
hörden. Man  kann  dieselbe  nur  auf  Grund  des  § 1 des  Zuchtpolizei- 
gesetzes  als  „Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung“  bestrafen.  — 
Die  widerrechtliche  Tiiuechung  öffentlicher  Behörden,  begangen  durch 
Ablegung  eines  falschen  Geständnisses  ist  sowohl  nach  deutschem,  als 
nach  zürcherischem  Strafgesetz  deßhalb  nicht  unter  Strafe  gestellt,  weil 
durch  dieselbe  kein  Rechtsgut  verletzt  wird,  auf  dessen  Verletzung  der 
Staat  Strafe  zu  setzen  ein  Interesse  hat.  Ein  „Recht  auf  Wahrheit“  gibt 
es  bekanntlich  nicht.  (Vgl.  in  neuerer  Zeit  : Teichmann  : die  Urkunden- 
flilscliung.  Zeitsch.  für  Schweiz.  Recht.  N.  F.,  VII.  Bd.,  pag.  347  ff. 
besonders  352,  353.)  Jedenfalls  stehen  sowohl  Strafart,  als  Strafdauer 
jenes  bezirksgeriehtliehen  l'rtlieils  nicht  im  richtigen  Verhitltniss  zur 
Grösse  des  verübten  Rechtsbruclm  ! 

Ans  den  vorstehenden  Ausführungen  dürfte  sich  ergeben,  dass  der 
gegenwärtige  Zustand  der  aargauischen  Strafgesetzgebung  dringend  der 
Abhülfe  bedarf.  Dieses  Bedürfniss  ist  übrigens  im  Aargau  allgemein 
anerkannt;  auch  die  kantonale  Verfassung  vom  Jahre  1S85  anerkennt  es 
in  Art.  62,  leuima  4,  ausdrücklich  durch  die  Vorschrift;  r Es  soll  ein 
Zuchtpolizeistrafgesetz  erlassen  werden .“ 
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1.  Eidtjen 'ömsch e Assise».  — I.  Assises  fédérales. 

Eidgenössische  Assisen  des  II.  Geschwornenbezirkes  in  Basel. 

Thaibestand.  ') 

Carl  Schill,  Commis,  23  Jahre  alt,  von  Rasel,  hatte  sich  mit  andern 
jungen  Leuten  verbunden,  um  an  der  diesjährigen  Basler  Fastnacht  (20. 
und  22.  Februar)  einen  Umzug  zu  veranstalten,  der  die  Zustände  in 
Elsass-Lothringeu  zum  Gegenstände  der  Persiflage  machen  sollte.  (Die 
Zugstheilnehmer  wollten  damit,  wie  sie  sich  ausdrllekten,  „d’Schwobe 
fuxe“.)  Carl  Schill  Übernahm  die  Aufgabe,  die  Abfassung  und  den  Druck 
eines  auf  diesen  Gegenstand  bezüglichen  Gedichtes  zu  besorgen,  das  von 
den  Zugstheilnehmern  in  fliegenden  Zetteln  unter  das  Publikum  sollte 
vertheilt  werden.  Er  erklärt,  das  fragliche  („Vive  la  France!“  betitelte) 
Gedicht  kurz  vor  der  Fastnacht  verfasst  zu  haben;  das  Manuskript  ttbergab 
er  zwei  Tage  vor  der  Fastnacht  dem  Buchdrucker  Milller-Schmid  zum 
Druck.  Von  den  bestellten  5<  K 10  Exemplaren  bezog  er  am  gleichen  Tage 
300  Stück.  Auf  die  Intervention  des  Vaters  eines  der  Zugtheilnehmer 
hin  verzichteten  indess  die  Veranstalter  des  Zuges  auf  die  Vertheilung 
des  Zeddels  und  es  wurden  die  noch  übrigen  Exemplare  desselben  von 
dem  erwähnten  Vater  bezogen  und  vernichtet.  Am  meisten  Anstoss  hatte 
die  erste  Strophe  des  Gedichtes,  beginnend  „In  China  isch  der  gäli  Fluss“, 
gegeben  ; Schill  Hess  daher  an  Stelle  derselben  durch  einen  Dritten  eine 
andere  Eingangsstrophe,  beginnend  mit  den  Worten:  „d'Elsässer  sind 
doch  arg  z bikiage“,  verfassen  und  das  so  abgeänderte  Gedicht  von 
Neuem  in  2000  Exemplaren  durch  Buchdrucker  Müller  drucken.  Diese 
zweite  Auflage  wurde  von  Buchdrucker  Müller  den  Zugstheilnehmern  un- 
mittelbar nach  Beginn  des  Umzuges  nachgesandt.  Indess  auch  diese 
zweite  Auflage  wurde  von  den  Zugstheilnehmern  (auf  Veranlassung  des 
gleichen  Theilnehmers,  dessen  Vater  schon  früher  intervenirt  hatte)  nicht 
angenommen,  sondern  später  dem  Buchdrucker  MUller-Scbmid  zurüekge- 
geben,  nachdem  bloss  Schill  einige  Exemplare  bchändigt  hatte.  Von 
dem  Zuge  aus  gelangte  daher  der  Zettel  gar  nicht  zur  Vertheilung; 
dagegen  hat  Schill  die  von  ihm  behändigten  Exemplare  der  zweiten 
Auflage,  sowie  die  früher  bezogenen  300  Exemplare  der  ersten  Auflage 
während  der  Fastnacht  an  verschiedenen  Orten,  u.  a.  auf  einem  Masken- 
balle, auf  der  Strasse  u.  s.  w.,  partienweise  und  einzeln,  iiflentlich  vertheilt. 


•)  Der  von  Herrn  Himdesgerichtsschreiber  Dr.  Hott  auf  Gesuch  der  Redaktion 
verfasste  Tbatbestaud  bildet  nicht  einen  IJestandtheil  des  Urtheils. 
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Nachdem  infolge  der  Berichte  deutscher  Zeitungen  das  anfänglich  un- 
bemerkt vorüber  gegangene  Fastnachtspamphlet  bedeutendes  Aufsehen  zu 
machen  begann,  bezog  der  Buchhändler  Friedrich  Ffestersen-Mieg  aus 
Preussen,  in  Basel  (auf  Bestellungen  von  Kunden  hier),  von  dem  Buch- 
drucker Müller  einige  (im  Ganzen  110)  noch  vorräthige  Exemplare  des 
Fastnaehtagediehtcs  zweiter  Auflage  (zum  Preise  von  5 (’ts.  das  Stück) 
lind  verkaufte  dieselben  theilweise  (zu  10  f'ts.  das  Stück)  in  seinem 
Geschäfte.  Mit  Note  vom  JO.  März  1S8S  stellte  die  kaiserlich  deutsche 
Gesandtschaft  in  Bern  beim  schweizerischen  Bundespräsidenten  im  Aufträge 
ihrer  Regierung  das  Ansuchen,  der  Bundesrath  ntiigo  das  Erforderliche 
veranlassen,  damit  auf  Grund  des  Bundesstrafrechtes  Art.  42  diejenigen 
Personen  wegen  Beschimpfung  der  elsass-lothringi sehen  und  deutschen 
Regierung  zur  Strafe  gezogen  werden,  welche  an  der  letzten  Basler  Fast- 
nacht die  Verbreitung  eines  die  elsass-lothringische  und  deutsche  Regierung 
schwer  beleidigenden  Pamphletes,  betitelt  „Vive  la  France!“,  verschuldet 
haben. 

In  dieser  Note  ist  bezüglich  des  „Gegenrechts“  Folgendes  bemerkt: 

„In  der  erwähnten  strafgesetzlichen  Bestimmung  (Art.  42  B.  Str.  R.) 
„ist  die  Verfolgung  der  Schuldigen  an  die  einschränkende  Voraussetzung 
„geknüpft,  dass  der  Eidgenossenschaft  Gegenrecht  gehalten  werde.  Nach 
„Auflassung  der  kaiserlichen  Regierung  ist  diese  Einschränkung  dahin 
„zu  verstehen,  dass  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate  für  den 
„Fall  einer  öffentlichen  Beleidigung  der  schweizerischen  Regierung  die 
„strafrechtliche  Verfolgung  gesetzlich  zulässig  sein  muss.  Dies  ist  in 
„Deutschland  in  der  That  der  Fall.  Zwar  fehlt  dem  deutschen  Straf- 
„gesetzbuche  eine  der  erwähnten  schweizerischen  Strafvorschrift  völlig 
„entsprechende  besondere  Strafandrohung  gegen  die  Beleidigung  einer 
„fremden  Regierung.  Allein  nach  SS  185  u ff.  ibid.  ist  die  Beleidigung 
„überhaupt  strafbar  und  in  § 100  ibid.  wird  ausdrücklich  eine  Behörde 
„als  Objekt  einer  solchen  anerkannt.  Dass  die  Vorschrift  des  zuletzt 
„erwähnten  Paragraphen  keineswegs  auf  deutsche  Behörden  u.  s.  w.  zu 
„beschränken  ist,  darf  zufolge  der  von  der  Theorie  einhellig  gebilligten 
„Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  als  feststehend  bezeichnet  werden. 
„(S.  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  31  März  1881.  Entscheidungen  in 
„Strafsachen,  Band  IV,  Seite  40.  Binding,  Strafrecht  I,  Seite  02b  und 
„Note  16.  Olshausen,  Kommentar  zu  § 190,  Note  5.  Oppenhof,  Kom- 
„mentar  Nr.  1.) 

„Hiernach  nimmt  der  Unterzeichnete  keinen  Anstand,  die  Zusicherung 
„ganz  ergebenst  zu  erthcilen,  dass  eine  der  Regierung  der  Schweiz  zu- 
„gefllgte  öffentliche  Beschimpfung  auf  deren  Verlangen  deutscherseits 
„verfolgt  und  bestraft  würde.“ 

Am  10.  April  1888  beschloss  der  Bundesrath,  nach  Einsicht  der 
Note  vom  20.  März  1888  und  in  Betracht  der  erthcilten  Zusicherung 
der  Reziprozität,  gestützt  auf  den  Art.  4 der  Bundesstrafrechtspflege  und 
die  Art.  42,  09  u.  ff.,  73  litt,  c des  Bundesstrafrechts,  es  sei  gegen  die  Ver- 
fasser, Herausgeber  und  Verbreiter  des  Gedichtes,  betitelt  „Vive  la  Frauce!“, 
strafrechtliche  Untersuchung  einzuleiten  und  Anklage  vor  den  üundes- 
assisen  zu  führen. 
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Urtheil. 

Die  Kriminalkammer  des  schweizerischen  Bundesgerichtes  hat  *) 

in  der  am  18.  19.  Juni  1888  im  Stadtkasino  zu  Basel  abgehaltenen  Sitznng 
der  eidgenössischen  Assisen  des  II.  eidgenössischen  Geschwornenbezirks 

in  Sachen 

der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  vertreten  durch  den  Bundesanwalt, 
Regierungsrath  Dr.  Zutt  in  Basel, 

gegen 

1.  Carl  Schill,  von  und  in  Basel,  geboren  1805,  ledig,  Commis,  des 
Eduard  und  der  Bertha  Schill  geh.  Ernst; 

2.  August  Müller-Schmid,  von  Grindelwald,  geboren  1841,  ver- 
heirathet,  Buchdrucker,  niedergelassen  zu  Basel,  des  Johann  Heinrich  und 
der  Elise  Möller  geh.  Minder  ; 

3.  Friedrich  Festersen-Mieg,  von  Hadersieben  (Preussen),  geboren 
1841,  verheiratbet,  Buchbiiudler,  niedergelassen  in  Basel,  des  Fester  und 
der  Anna  Karolina  Julie  Festersen  geh.  Joost, 

in  Anklagczustand  versetzt  und  den  eidgenössischen  Assisen  Uberwiesen 
durch  Beschluss  der  Anklagekammcr  des  Bundcsgeriehtes  vom  14.  Mai 
1888  wegen  Beschimpfung  der  kaiserlich  deutschen  und  elsass-lothringischen 
Regierung,  der  Erstere  als  Verfasser,  eventuell  als  Herausgeber  des 
Fastnachtsgedichtes  „Vive  la  France!“  (Strophe  2 u.  ff.),  die  beiden 
Andern  als  Verbreiter  desselben  ohne  Wissen  und  Willen  Schills, 

in  Anwesenheit  des  Bnndesanwaltes  und  der  oben  bezeiehneten  An- 
geklagten, nachdem  den  Geschwornen  die  Fragen  gestellt  worden  sind  : 

1.  Frage:  Carl  Schill,  von  Basel,  ist  er  schuldig,  als  Verfasser  des 
in  Basel  zur  öffentlichen  Verbreitung  gelangten  eingoklagten  Fastnachts- 
gedichtes, betitelt  „Vive  la  France!“,  die  kaiserlich  deutsche  und  eisass- 
lothringische Regierung  vorsätzlich  beschimpft  zu  haben  ? 

Eventuell 

2.  Frage  (ist  nur  zu  beantworten,  wenn  Frage  1 verneint  wird): 
Carl  Schill,  ist  er  schuldig  dadurch,  dass  er  das  oingeklagte  Fastnachts- 
gedicht, betitelt  „Vive  la  France!“,  ohne  Wissen  und  Willen  eines  be- 
kannten Verfassers  öffentlich  in  Basel  verbreitet  hat,  vorsätzlich  die 
kaiserlich  deutsche  und  elsass-lothringische  Regierung  beschimpft  zu 
haben  ? 

3.  Frage:  August  Mtlller-Schinid,  von  Grindelwald,  niedergelassen 
in  Basel,  ist  er  schuldig  dadurch,  dass  er  das  eingeklagte  Fastnacbts- 
gedichl,  betitelt  „Vive  la  France!“,  ohne  Wissen  und  Willen  des  Ver- 
fassers (eventuell  eines  bekannten  Verfassers)  durch  Abgabe  einer  Anzahl 
Exemplare  in  Basel  in  den  Verkehr  gebracht  hat,  vorsätzlich  die  kaiserlich 
deutsche  und  elsass-lothringische  Regierung  beschimpft  zu  haben? 

')  Die  Namen  der  Richter,  der  Geschwornen  und  der  Vertheidiger  werden 
hier  nicht  aufgenommen. 
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4.  Fraye:  Friedrich  Festersen,  von  Haderslehen  (Preussen),  nieder- 
gelassen in  Basel,  ist  er  schuldig  dadurch,  dass  er  das  ein  geklagte  Fast- 
nacbtsgedieht  „Vive  la  France  !u  ohne  Wissen  und  Willen  des  Verfassers 
(eventuell  eines  bekannten  Verfassers)  durch  Verkauf  einer  Anzahl  Exem- 
plare in  Basel  in  den  Verkehr  gebracht  hat,  vorsätzlich  die  kaiserlich 
deutsche  und  elsass-lothringische  Regierung  beschimpft  zu  haben? 

nachdem  die  Geschwornen  auf  diese  Fragen  die  Antworten  ertheilt 
haben  : 

I.  Anf  die  erste  Frage  mit  10  Stimmen  Ja,  mit  2 Stimmen  Nein; 

II.  Die  zweite  Frage  Fällt  dahin; 

III.  Auf  die  dritte  Frage  einstimmig  Nein: 

VI.  Auf  die  vierte  Frage  mit  11  Stimmen  Nein,  mit  einer  Stimme  Ja: 

nachdem  hierauf  der  l'räsideut  des  Assisenhofes  in  Anwendung  des 
Art.  1 14  der  Bundesstrafrechtspflege  erkannt  hat  : es  seien  gestutzt  auf  das 
Verdikt  der  Geschwornen  die  Angeklagten  August  MUller-Schmid  und 
Friedrich  Festersen  freigesprochen; 

nach  Anhörung  der  Schlussanträge  der  Parteien,  nämlich: 

1.  Des  Bundesanwaltes:  der  Angeklagte  Schill  sei  auf  Grund  des 
Verdiktes  der  Geschwornen  und  in  Anwendung  des  Art.  42  des  Bundes- 
strafrechts wegen  öffentlicher  Beschimpfung  der  kaiserlich  deutschen  und 
elsass-lothringischen  Regierung  zu  einer  Geldbusse  von  1ÜOO  Fr.,  zu  einer 
Gefängnisstrafe  von  drei  Wochen,  sowie  zur  Bezahlung  der  Prozesskosten 
und  einer  llrtheilsgebllhr  von  200  Fr.  zu  verurtheilen.  Gegenüber  den 
freigesproehenen  Angeklagten  August  Mllller-Sehmid  und  Friedrich  Festersen 
werde  auf  einen  Antrag  rlicksichtlich  der  Prozesskosten  verzichtet,  in 
der  Meinung,  dass  die  Kriminalkainmer  in  dieser  Richtung  von  sich  ans 
das  Angemessene  anordnen  werde. 

2.  Des  Vertheidigers  des  Angeklagten  Schill,  Fürsprech  Dr.  Feigen- 
winter: cs  sei  der  Angeklagte  Schill  mangels  gesetzlicher  Strafbarkeit 
seiner  That  freizusprechen,  eventuell  sei  eine  Geldbusse  von  höchstens 
100  Fr.  zu  verhängen  und  sei  dem  Angeklagten  Schill  höchstens  1 a der 
I’rozesskosten  aufzuerlegcn. 

3.  Des  Vertheidigers  des  Angeklagten  August  MUller,  Fürsprecher 
Dr.  Elias  Burckhardt:  es  sei  sein  Klient  kostenlos  freizusprechen  ; die 
Entscheidung  Uber  eine  demselben  gemäss  Art.  122  der  Bundesstraf- 
rcchtsptiege  zu  gewährenden  Entschädigung  werde  dem  Gerichtshöfe  an- 
lieimgestcllt. 

4.  Des  Vertheidigers  des  Angeklagten  Friedrich  Festersen,  Für- 
sprecher Dr.  Blanchet:  es  sei  der  Angeklagte  ohne  Kostenautlage  freizn- 
spreehen;  auf  eine  Entschädigung  werde  verzichtet; 

gestützt  auf  den  Wahrspruch  der  Geschwornen  und  auf  folgende 
Gesetzeastellen  : 

Art.  42  des  Bundesstrafrechtes,  lautend  : 

„Oeffentliche  Beschimpfung  eiues  fremden  Volkes  oder  seines  Sou- 
verains, oder  einer  fremden  Regierung  wird  mit  einer  Geldbusse  bis  auf 
„2000  Fr.,  womit  in  schwereren  Fällen  Gefängniss  bis  auf  6 Monate 
„verbunden  werden  kann,  bestraft. 
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„lJi©  Verfolgung  findet  jedoch  nur  auf  Verlangen  der  betreffenden 
„fremden  Regierung  statt,  wofern  der  Eidgenossenschaft  Gegenrecht  ge- 
halten wird.“ 

Art.  69  des  Bundesstafrechtes,  lautend  : 

„Für  Verbrechen,  welche  durch  das  Mittel  der  Druckerpresse  vcrllbt 
„werden,  haftet  zunächst  der  Verfasser  der  Druckschrift.  Hat  aber  die 
^Herausgabe  und  Verbreitung  ohne  dessen  Wissen  und  Willen  stattge- 
„funden  oder  kann  derselbe  nicht  leicht  ausgemittelt  werden  oder  befindet 
„er  sich  ausser  dem  Bereiche  der  Bundesgewalt,  so  haftet  der  lleraus- 
„geber,  in  Ermanglung  dessen  der  Verleger,  und  wenn  auch  dieser  nicht 
„vor  die  Gerichte  gezogen  werden  kann,  der  Drucker.“ 

Art.  120  der  Bundesstrafrechtspliege,  lautend: 

„Die  Venirthcilting  zu  einer  Strafe  zieht  immer  die  Verurtheilung 
„zu  den  Kosten  des  Prozesses  und  des  L'ntersuchungsverhaftes  nach  sich.“ 
Art.  121  der  Bundesstrafrechtspflege,  lautend: 

„Der  Angeklagte,  welcher  freigesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zu 
„Kosten  verurtheilt  werden,  wenn  er  sie  nicht  durch  eigene  Handlungen 
„muthwillig  verursacht  hat.“ 

Art.  122  der  Bundesstrafrechtspflege,  lautend: 

„Die  Freisprechung  von  der  Anklage  hat  nicht  nothwendigerweise 
„die  Zuerkennung  einer  Entschädigung  zur  Folge.  Das  Gericht  kann 
„jedoch  dem  freigesprochenen  Angeklagten  eine  Vergütung  für  Auslagen 
„und  andere  Nachtheile  bewilligen,  besonders  in  dem  Falle,  wenn  der- 
selbe während  der  Untersuchung  und  der  Verhandlungen  keine  Veran- 
lassung zu  Kosten  gegeben  hat,  die  hätten  vermieden  werden  können.“ 
Art.  8 des  Bundesstrafrechtes,  lautend  : 

„Bei  Ausfüllung  von  Geldbnssen  soll  für  den  Fall,  dass  dieselben 
„nicht  innerhalb  der  Frist  von  drei  Monaten  erhältlich  sind,  oder  im  Falle 
„der  Zahlungsunfähigkeit  des  Vcrurtheilten  in  dem  Urtheil  zugleich  die 
„Umwandlung  in  Gefängnisstrafe  ausgesprochen  werden. 

„Dabei  ist  für  je  5 Fr.  Busse  1 Tag  Gefängniss  zu  rechnen.“ 

Art.  16  des  Bundesgesetzes  Uber  die  Kosten  der  Bundesrechtspflege, 
lautend  : 

„Die  im  Sinne  von  Art.  183  des  Gesetzes  Uber  die  Bundesstrafrecbts- 
„PH*  ■ge  von  den  Vcrurtheilten  zu  bezahlenden  Prozesskosten  bestehen  : 
„a)  in  sämintlichen  Auslagen,  welche  der  Prozess  verursachte,  aus- 
genommen die  Besoldungen  und  Taggelder  der  Beamten  und  Angestellten, 
„die  Entschädigung  dos  Bundesanwaltes,  die  Entschädigung  und  die  Reise- 
kosten des  amtlichen  Verthcidigers  und  der  Geschworncn  sowie  die 
„Kosten  fUr  die  Vollziehung  des  Urtheils; 

„b)  in  einer  Gerichtsgebllhr 
„bei  dem  Assisenhofe  von  100  bis  1000  Fr., 

„bei  dem  Kassationshofe  von  40  bis  100  Fr.; 

„c)  in  den  Kanzlcigebtthren  entsprechend  dem  Art.  9,  litt,  d (Art. 
„184  und  188  des  Gesetzes  Uber  die  Bundesstrafrechtspflege,  Amtl. 
„Sammlg.  Bd.  11,  8.  786);“ 
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Hoirie  auf  Grund  folgender  rechtlicher 

Erwägungen  : 

A.  Betreffend  Carl  Schill: 

1.  Die  Frage,  ob  die  Voraussetzung  des  Gegenrechts  gegeben  sei, 
ist  von  der  Krimiiialkaimner  frei  zu  prüfen.  Das  Bestehen  des  Gegen- 
rechts bildet  eine  gesetzliche  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  der  in  Art.  12 
B.  Str.  R.  vorgesehenen  That  und  es  ist  daher  darüber  gemäss  Art.  117  der 
BiindesBtrafreehtsprtege  von  dem  erkennenden  Strafgerichtsbofe  zn  ent- 
scheiden. An  den  Beschluss  des  Bundesrathes,  welcher  die  Strafverfolgung 
auf  Grund  vorläufiger  Prüfung  der  Gegenrechtsfrage  anordnete,  ist  der 
Gerichtshof  nicht  gebunden;  ebenso  wenig  ist  durch  den  Anklage-  und 
Feherweisungsbeschluss  der  Anklagekaimner  Uber  das  Vorhandensein  der 
gedachten  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  rechtskräftig  entschieden  worden. 
Dein  fraglichen  Beschlüsse  kann  die  Bedeutung  eines  rechtskräftigen 
Urtheils  liber  die  in  Rede  stehende  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  nicht 
beigemessen  werden,  wofür,  wie  auf  die  ganze  Behandlung  des  Anklage- 
und  Uebcrweisungsbeschlusses  im  Gesetze,  so  speziell  darauf  hingewiesen 
werden  mag,  dass  vor  der  Anklagekammer  ein  kontradiktorisches  Ver- 
fahren nicht  statttindet. 

2.  Das  Requisit  des  Gegenreehtes  ist  aber  als  nachgewiesen  zu  er- 
achten. Wenn  Art.  42  des  B.  Str.  R.  das  Erforderniss  des  Gegenrechts 
aufstellt,  so  ist  damit  gefordert,  dass  die  schweizerische  Bundesregierung 
im  Auslande  in  wesentlich  gleichartiger  und  gleichwirkender  Weise  ge- 
schlitzt werden  mllsse,  wie  Art.  42  eit.  die  fremden  Regierungen  iu  der 
Schweiz  schlitzt.  Eine  völlige  Uebereinatinimung  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung mit  der  inländischen  rtlcksichtlich  der  Thatbestände  und  des 
Strafmasses  ist  nicht  getordert.  Nun  ist  allerdings  richtig,  dass,  während 
das  schweizerische  B.  Str.  R.  die  öffentliche  Beschimpfung  fremder  Re- 
gierungen unter  die  Staatsverbrechen  (als  Verbrechen  gegen  fremde 
Staaten)  einreiht,  nach  deutschem  Strafrechte  eine  Beschimpfung  der 
schweizerischen  Bundesregierung  nicht  gemäss  § 103  des  deutschen  Reichs- 
strafgesetzbuches als  feindliche  Handlung  gegen  einen  befreundeten  Staat, 
sondern  nach  den  flir  die  Beleidigung  von  Behörden  geltenden  Bestim- 
mungen geahndet  wird;  dies  ist  sowohl  nach  der  Note  der  kaiserlich 
deutschen  Gesandtschaft  in  Bern  vom  26.  März  ISS*  als  nach  Doktrin 
und  Präzis  des  deutschen  Strafrechtes  nicht  zu  bezweifeln.  Allein  dieser 
Strafschutz  ist  doch  als  demjenigen  des  Art.  42  B.  Str.  R.  wesentlich 
gleichwerthig  zu  erachten.  Strafandrohung  und  Thatbestand  des  Art.  42 
des  B.  Str.  R.  sind  (von  der  Person  des  Beleidigten  natürlich  abgesehen) 
völlig  identisch  mit  der  Bestimmung  des  Art.  5»  dieses  Gesetzes,  welche 
die  Beschimpfung  der  schweizerischen  Bundesbehörden  unter  Strafe  stellt. 
Art.  42  gewährt  also  den  ausländischen  Regierungen  lediglich  den  näm- 
lichen Strafschutz  wie  den  Bundesbehörden  und  es  wird  daher  im  Sinne 
des  Art.  -42  die  Reziprozität  als  gegeben  betrachtet  werden  dürfen,  wenn 
im  Auslande  der  schweizerischen  Bundesregierung  mindestens  der  gleiche 
Rechtsschutz  wie  den  einheimischen  Behördeu  (Ministerien  u.  dgl.)  gewährt 
wird  und  anzuuehmen  ist,  es  werde  in  einem  auswärtigen  Staate  eine 
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öffentliche  Beschimpfung  der  schweizerischen  Bundesregierung  auf  Antrag 
derselben  von  der  öffentlichen  Anklagebehörde  vertheidigt.  Dies  ist  nun 
filr  das  deutsche  Reich  anzunehnien,  wobei  in  letzterer  Beziehung  darauf 
hinzuweisen  ist,  dass  nach  der  Note  der  kaiserlieh  deutschen  Gesandtschaft 
in  Bern  vorn  26.  Mürz  1888  nicht  daran  gezweifelt  werden  kann,  dass 
eine  öffentliche  Beschimpfung  der  schweizerischen  Bundesregierung  auf 
Antrag  der  letzteren  im  deutschen  Reiche  gemäss  Art.  416  der  deutschen 
Strafprozessordnung,  weil  die  Verfolgung  im  öffentlichen  Interesse  liege, 
durch  öffentliche  Klage  verfolgt  wllrde. 

3.  Was  die  Strafzumessung  anbelangt,  so  ist  in  Art.  42  leg.  cit. 
in  erster  Linie  und  regelmässig  bloss  Geldbussc  angedrobt  und  nur  flir 
„schwerere“  Falle  kumulativ  Gefüngniss.  Der  vorliegende  Fall  kann 
nun  nicht  als  ein  „schwererer“  im  Sinne  des  Gesetzes  erachtet  werden. 
Es  ist  zwar  nicht  zn  verkennen,  dass  das  eingeklagte  Pamphlet  obje.ktiv 
schwere  Beschimpfungen  der  deutschen  Regierung  enthält.  Allein  auf 
der  andern  Seite  fällt  in  Betracht,  dass  der  Thäter,  dör  in  erster  Linie 
bloss  einen  allerdings  äusserst  rohen  und  strafbaren  Fastnachtsscherz 
beabsichtigte,  sich  der  ganzen  Tragweite  seines  Thuns  wohl  nicht  recht 
bewusst  war  und  dass  die  weite  Verbreitung  und  Wirkung  des  Pamphletes 
im  Auslände  nicht  ausschliesslich  auf  das  Handeln  desselben  zurUekzu- 
ftthren  ist. 

4.  Dem  Carl  Schill  sind  die  sämmtlichen  Kosten  des  Verfahrens, 
soweit  sie  nach  dem  Gesetze  der  Verurtheilte  zu  tragen  hat.  aufziieriegen. 

B.  Betreffend  A.  Müller  und  F.  Festersen  : 

5.  Daraus  ergibt  sieh  von  selbst,  dass  den  beiden  freigesprochenen 
Angeklagten  Millier  and  Festersen  Kosten  nicht  uufzucrlcgcn  sind.  Einen 
bestimmten  Antrag  auf  Zuerkennung  einer  Entschädigung  hat  keiner  der- 
selben gestellt; 

einstimmig  erkannt  : 

1.  Pari  Schill  wird  gemäss  Art.  42  des  Bundesstrafrechtes  wegen 
öffentlicher  Beschimpfung  der  kaiserlich  deutschen  und  elsass-lothringischen 
Regierung  zu  einer  Geldbusse  von  800  Fr.  (achthundert  Franken),  eventuell 
zu  einer  Gcfängnissstrafe  von  160  (einhundert  und  scehszig)  Tagen  ver- 
urtheilt. 

2.  Derselbe  bat  sämmtliche  Kosten  des  Verfahrens,  soweit  sie  nach 
dem  Art.  16  des  Bundesgosctzes  Uber  die  Kosten  der  Bundesreclitspriege 
vorn  Verurtheilten  zu  tragen  sind,  zu  bezahlen.  Die  GerichtsgebUlir  wird 
auf  200  Fr.  (zweihundert  Franken)  festgesetzt;  die  Übrigen  vom  Verur- 
theilten zu  tragenden  Kosten  werden  demnächst  in  einem  Nachtrage  zu 
gegenwärtigem  Urtheil  festgestellt. 

3.  August  MUller-Schmid  und  Friedrich  Festersen  werden  von  Tragung 
von  Kosten  freigesprochen. 

4.  Die  eventuelle  Getängnissstrafe  ist  in  Basel  zu  vollziehen. 
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II.  Bundesgericht.  — II.  Tribunal  fédéral. 

Urtheil  vom  24.  März  1888  in  der  Rekurssache  des  Lebrecht  Edelmann  '). 

M’as  entscheidet  Uber  die  rechtliche  Natur  einer  Injurien  kluge? 

A«l»lf  Millier,  Stations  von.  Land  in  Iniini'nsi't* . Kilssnacht  (Kanton  Schwyz), 
belangte  den  in  Erstfeld  (Kuntou  Uri)  wohnhaften  Zugführer  Lebrecht  Edelmann 
wegen  einer  itn  Bezirke  Küssnncht  gethanen  beleidigenden  Acussorirag  vor  dem 
Vermittleramte  und  hernach  vor  dein  Bezirksgerichte  Kilssnacht  auf  Leistung 
„genügender  Satisfaktion  unter  Straf-  und  Kostenfolgc“.  Edelmann  leistete  weder 
der  Vorladung  vor  Vermittleramt  noch  derjenigen  vor  Bezirksgericht  Folge,  sondern 
protestirte,  unter  Berufung  auf  Art.  59,  Abs.  1,  B.  V.,  schriftlich  gegen  die  Kom- 
petenz des  Bezirksgerichtes.  A.  Müller  stellte  daher  bei  der  bezirksgerichtlichen 
Tagfahrt  vom  12.  Dezember  1H87  (zu  welcher  der  Beklagte  nicht  erschienen  war) 
das  Begehren,  es  sei  zu  erkennen,  der  Beklagte  habe  in  Folge  Begehung  der 
Injurie  auf  dem  Gebiete  des  Bezirkes  Kilssnacht  vor  dem  Forum  des  dortigen 
Bezirksgerichtes  Bede  und  Antwort  zu  geben  und  sei  in  die  heutigen  rechtlichen 
und  ausserrechtlichen  Kosten  zu  Verfällen.  Das  Bezirksgericht  liiess  dieses  Be- 
gehren gut.  indem  cs  die  Tageskosten  auf  Fr.  40.  40  feststellte,  ütierdem  den 
Beklagten  für  sein  Nichterscheinen  in  eine  (Irdnnngsbusse  von  Fr.  4 a.  W.  = 
Fr.  5.  72  n.  W.  verfall  le,  sowie  die  percmtorische  Ladung  desselben  anordnetc. 
Der  Beklagte  wurde  auch  wirklich  auf  7.  .lanuar  IrttiH  peremtorisch  zitirt. 

Daraufhin  eigriff  L.  Edelmann  gegen  das  Erkenntniss  des  Bezirksgerichtes 
vom  12.  Dezember  1887  und  die  Vorladung  auf  7.  Januar  1888  den  staatsrecht- 
lichen Iteknrs  au  das  Bundesgericbt,  indem  er  beantragte,  diese  Verfügungen  seien 
als  verfassungswidrig  aufzuheben  unter  Kostenfolge  für  den  Ilekursiten. 

Das  Bandesgericht  zieht  in  Endigung  : 

1.  Da  der  Rekurrent  unzweifelhaft  in  Erstfeld,  Kanton  Uri,  fest 
niedergelassen  und  aufrechtsteliend  ist,  so  hängt  die  Entscheidung  aus- 
schliesslich davon  ab,  oh  die  gegen  ihn  vom  Kekursbeklagten  beim  Be- 
zirksgerichte Kilssnacht  eingeleitete  Injurienklage  als  civilreehtliche  For- 
derungsklage erscheint  oder  aber  ihrem  vorherrschenden  Charakter  nach 
als  Strafklage  aufzufassen  ist. 

2.  Unzweifelhaft  ist  nun,  dass  nach  der  schwyzeri sehen  Gesetzgebung 
und  Rechtspraxis  Injurienklagen  in  der  Form  des  Civilprozesses  behandelt 
werden.  Allein  dies  entscheidet  Uber  die  rechtliche  Natur  der  Klage  nicht. 
Entscheidend  ist  nicht  die  prozessuale  Form  der  Behandlung,  sondern  das 
innere  Wesen  der  Klage.  Geht  die  Klage  auf  Ausgleichung  eines  dem 
Klägers  zugefiigten  (materiellen  oder  moralischen;  Schadens,  so  erscheint 
sie  als  Civilklage,  geht  sie  dagegen  auf  Verhängung  einer  öffentlichen 
Strafe  Uber  den  Beleidiger,  so  erscheint  sie  als  Strafklage.  Wird  gleich- 
zeitig auf  öffentliche  Strafe  und  auf  Schadenersatz  oder  auf  Qcnugthuung 
fllr  erlittenes  moralisches  Leid  geklagt,  so  ist  der  Natur  der  Sache  nach 

‘)  Vgl.  Zeitschrift  S.  133  bei  1 unten. 

ZuiUrhr.  £.  8chw«it«r  Strafrwht.  1.  Jahrg.  21 
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der  iiffentlichrechtliclie  (wenn  auch  im  Wege  der  Privatklage  geltend 
gemachte)  Strafansprueh  als  die  Hauptsache,  der  damit  (weil  aus  dem 
gleichen  Thathestand  abgeleitete)  verbundene  privatrechtliehe  Anspruch 
auf  Schadenersatz  oder  Qenugthuung  als  das  Akzessorium  zu  erachten. 

3.  Danach  ist  denn  in  concreto  die  vom  Rekursbeklagtcn  erhobene 
Injurienklage  ihrem  vorherrschenden  Charakter  nach  als  Strafklage  zu 
betrachten.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  oh  die  „ Satisfaktion“,  auf 
welche  nach  der  Form  des  Petits  in  erster  Linie  geklagt  ist,  als  Strafe 
oder  aber  als  civilrcchtliche  Ausgleichung  eines  dem  Klüger  zugefUgten 
moralischen  Leides  zu  betrachten  sei.  Sicher  ist  jedenfalls,  dass  gleich- 
zeitig auf  Verhängung  einer  öffentlichen  Strafe  Uber  den  Beleidiger  ge- 
klagt ist,  wobei  es  fUr  die  Natur  der  Klage  völlig  gleichgültig  ist,  ob 
die  zu  verhängende  Strafe  Geldbusse  oder  Freiheitsstrafe,  ist  und  ob 
allfällig  das  Gericht  berechtigt  ist,  den  Angeklagten  unter  Umständen 
(bei  vorhandener  Provokation  u.  dgl.)  straffrei  zu  erklären.  Entscheidend 
ist,  dass  jedenfalls  die  Klage  nicht  nur  auf  Schadenersatz  im  weitern 
Sinne,  sondern  auch  auf  Verhängung  einer  öffentlichen  Strafe  geht,  also 
keineswegs  nur  im  Privatrechte,  sondern  auch  in  dem  (wesentlich  auf 
Gewohnheitsrecht  beruhenden)  kantonalen  Strafrechte  wurzelt. 

•1.  Erscheint  somit  die  Klage  des  Rekursbeklagten  wesentlich  als 
Strafklage,  so  ist  die  Beschwerde  wegen  Verletzung  des  Art.  59,  Ab- 
satz 1,  B.  V.  unbegründet  und  erscheint  daher  das  Bezirksgericht  KUss- 
nacht  als  Gericht  des  Begehungsaktes  als  kompetent. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkennt: 

Die  Beschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

Urtheil  vom  20.  April  1888  in  der  Rekurssache  des  Johann  Huber. 

I Pr  Wir  Strafen  nicht  luzernischer  Gesetzgebungen  stehen  der  luzer- 
nisrhrn  Kapitalstrafe  gleich  and  schliessen  von  dein  Stimm- 
recht in  Luzern  aus ? 

Johann  Huber  von  Dagmcrscllcn  wurde  durch  l'rtlicil  des  Schwurgerichtshofes 
von  Freilmrg  im  lircisgau  vom  15.  Dezember  1884  wegen  Beihillfe  zu  gewinn- 
süchtiger Fälschung  öffentlicher  Urkunden  und  wegen  Bestechung,  beides  begangen 
unter  mildernden  Umständen,  in  Anwendung  der  tjij  2<>7,  2(>8,  Ziff.  2 und  Schluss- 
satz, 332,  333,  73,  74,  49  und  0O  des  deutschen  Rcirhsstrafgesetzlmches  in  eine 
Gcfttngnissstrafe  von  fünf  Monaten  zwei  Wochen  verurtheilt.  Nach  Verbüssmig 
seiner  Strafe  kehrte  Johann  Huber  in  seinen  Heiinntkantnn  Luzern  zurück  und 
wurde  dort  an  seinem  Wohnorte  in  l.ittau  in  das  Stimmregister  eingetragen.  In 
Folge  einer  Beschwerde  des  Fürsprech  Dr.  V.  Fischer  in  Luzern  beschloss  indess 
der  Itegieruugsrath  des  Kantons  Luzern  am  7.  September  1887,  es  sei  Joh.  Huber 
vom  Stimmregister  von  l.ittau  zu  streichen,  und  hielt  an  diesem  Entscheide  auch 
gegenüber  einem  Wiedererwägungsgcsttche  des  Joh.  Huber  durch  Beschluss  vom 
28.  Dezember  1887  fest.  Die  Begründung  des  Entscheides  vom  7.  September  gebt 
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im  Wesentlichen  dahin:  dass  das  Kreiburger  Scbwurgoricbtsurtbeil  dem  Rekur- 
renten die  politischen  Ehrenrechte  nicht  absprechc,  sei  (da  eine  solche  Aberkennung 
in  Deutschland  mit  Rücksicht  auf  die  Ausliindereigenschafl  des  Rekurrenten  keine 
Bedeutung  gehabt  hätte)  selbstverständlich,  aber  auch  unerheblich.  Denn  die 
Frage,  ob  ein  im  Auslände  begangenes  und  beurtheiltes  Verbrechen  eines  Inländers 
den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  ziehe,  müsse  der  Beurtheilung 
im  Inlaude  Vorbehalten  werden.  Es  sei  also  zu  untersuchen,  ob  das  Verbrechen, 
dessen  der  Rekurrent  schuldig  befunden  worden  sei,  nach  der  luzemischen  Gesetz- 
gehung  den  Verlust  der  politischen  Rechte  nach  sich  ziehe.  Dies  sei  mit  Rück- 
sicht auf  die  Art.  20,  134  und  242  des  luzernischeu  Strafgesetzes  zu  bejahen. 

Nunmehr  beschwerte  sieb  Joh.  Huber  beim  schweizerischen  llundesratbe. 
Dieser  holte  die  Vernehmlassung  des  Uegieningsrathes  des  Kantons  Luzern  ein, 
überwies  aber,  nach  deren  Eiulangen,  am  15.  März  1888  die  Sache  dem  Bundes- 
gerichte,  da  er  sich  überzeugt  habe,  dass  dieselbe  in  dessen  Kompetenz  falle. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Die  Beschwerde  stutzt  sich  darauf,  dass  dem  Rekurrenten  durch 
die  angefochtenen  Beschlüsse  des  Rcgierungsrathes  des  Kantons  Luzern 
in  Verletzung  der  kantonalen  Verfassung  das  Stimmrecht  abgesprochen 
worden  sei  ; sie  rügt  also  die  Verletzung  eines  dem  Rekurrenten  durch 
die  Kantonsverfassung  gewährleisteten  Rechtes,  und  es  ist  somit  das 
Bundesgerirht  gemäss  Art.  59,  litt.  «,  h,  </■  kompetent.  Eine  der  gemäss 
Art.  59,  Al.  2,  leg.  eit.  ausnahmsweise  dem  Bnndesgerichte  entzogenen 
und  dem  Bundesrathe  zur  Entscheidung  zugewiesenen  „Administrativ- 
streitigkeiten“ liegt  nicht  vor.  Denn  Zitier  9 leg.  eit.  (welche  einzig  in 
Krage  kommen  kiinnte)  trifft  nicht  zu,  da  ja  die  Beschwerde  nicht  gegen 
die  Gültigkeit  einer  kantonalen  Wahl  oder  Abstimmung  gerichtet  ist. 

2.  Ein  Grund,  den  Rekurrenten  vorerst  an  den  Grossen  Rath  des 
Kantons  Luzern  zu  verweisen,  liegt  nicht  vor,  zumal  sieh  aus  § 53, 
letzter  Absatz,  der  Kantonsverfassung  nicht  ergibt,  dass  der  Grosse  Rath 
letzte  kantonale  Instanz  in  Stiiumrechtsstreitigkeiten  sei,  sondern  dort 
nur  bestimmt  ist,  der  Grosse  Rath  könne  den  Regiernngsrath  wegen 
Verfassnngs-  oder  Gesetzesverlctzungen  u.  s.  w.  zur  Verantwortung  ziehen 
und  in  Anklagezustand  versetzen.  Es  hat  denn  auch  der  Regierungsrath 
einen  bestimmten  Antrag  auf  Verweisung  der  Sache  an  den  Grossen  Rath 
nicht  gestellt. 

3.  In  der  Sache  selbst  ist  zu  bemerken  : § 27,  lemina  5,  litt,  a, 
der  Kantousverfassnng  schliesst  von  der  Stimmfähigkeit  aus:  „die  zu 
einer  Kriminalstrafe  Verurtheilten  bis  zu  ihrer  Rehabilitation.“  Eine 
Unterscheidung,  ob  die  Vernrtheilung  im  ln-  oder  im  Auslande  erfolgt 
sei,  ist  dabei  nicht  gemacht  und  es  wird  daher  (in  Cebercinstimmung 
Übrigens  mit  dem  Regierungsrathe  des  Kantons  Luzern  und  dem  Rekur- 
renten) davon  ausgegangeu  werden  dtlrfcn,  dass  nicht  nur  die  von  luzer- 
nischen,  sondern  auch  die  von  ausserkantonalen  Gerichten  zu  „Kriminal- 
strafc“  Verurtheilten  von  der  Stimmberechtigung  verfassungsmässig  aus- 
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geschlossen  seien.  Dagegen  kann  dem  Regiernngsrathe  des  Kantons 
Luzern  nicht  beigetreten  werden,  wenn  er  in  den  KntscheidnngsgrUnden 
seiner  angefochtenen  Schlussnahme  ausfUhrt,  es  »ei,  wenn  die  Vernrtheilung 
durch  ein  ausländisches  Gericht  erfolgt  sei,  von  ihm  jeweilen  zu  prüfen, 
ol>  die  Vernrtheilung  wegen  des  durch  das  ausländische  Urtkeil  fest- 
gestellten  Verbrechens  nach  inländischem  Strafrechte  den  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  ziehe,  und  je  nach  Befund  der  Aus- 
schluss vom  Stimmrechte  auszusprechen.  Dadurch  würde  dem  Regierungs- 
rathe  ein  Stück  strafrichterlicher  Kompetenz  eingeräumt,  welches  ihm 
verfassungsmässig  nicht  zusteht.  Die  Kantonsverfassung  macht  den  Aus- 
schluss vom  Stimmrechte  von  der  Verurtheilung  zu  einer  Kriminalstrafe, 
nicht  von  der  Vernrtheilung  wegen  eines  Kriminalu  erbrechen.-;  abhängig; 
wäre  daher  die  erwähnte  Ansicht  des  Regierungsrathcs  richtig,  so  müsste 
von  ihm  jcweilcn  geprüft  werden,  ob  im  Einzelfalle  die  That  des  im 
Auslände  Verurtheilten  nach  der  luzernischen  Gesetzgebung  mit  Kriminal- 
strafe  oder  aber,  trotzdem  die  Tbat  an  sich  zu  den  „Kriminalverbrechen“ 
des  luzernischen  Rechtes  gebürt,  wegen  ausserordentlicher  Mildcrungs- 
gründe  u.  dgl.  blos  mit  korrektioneller  Strafe  zu  belegen  wäre.  Der 
Regierungsrath  hätte  also  den  strafrechtlichen  Charakter  der  That  nach 
Massgabe  der  luzernischen  Gesetzgebung  neu  zu  würdigen  und  gestützt 
hierauf  Uber  die  Ehreufolgen  derselben  zu  befinden,  d.  h.  in  That  und 
Wahrheit  eine  erneute  Ueurtheilung  (nach  inländischem  Recht)  der  im 
Anslande  an  Hand  der  dortigen  Gesetzgebung  bereits  abgcurtheiltcn 
Strafthat  vorzunehmen,  blos  mit  Beschränkung  der  Entscheidung  selbst 
auf  die  Ehrenfolgen.  Ein  solches  Verfahren  ist  aber  dem  luzernischen 
Rechte  vüllig  fremd.  Wäre  es  demselben  überhaupt  bekannt,  so  künnte 
jedenfalls  die  Entscheidung  nur  den  Gerichten  (wie  dies  anderwärts,  wo 
eiu  solches  Verfahren  wirklich  besteht,  auch  der  Fall  ist),  nicht  aber 
einer  Vcrwaltungs-  oder  Regierungsbehörde  übertragen  sein  ; nur  die 
Gerichte,  nicht  aber  Verwaltungsbehörden,  wären  berufen,  zu  entseheiden, 
ob  nach  inländischem  Strafrechte  für  eine  bestimmte  That  eine  Kriminal- 
strafe verwirkt  sei  und  daher  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ein- 
zutreten habe.  Die  Kognition  des  Regierungsrathes  muss  sich  auf  die 
Prüfung  beschränken,  ob  im  Einzelfalle  die  verfassungsmässige  Voraus- 
setzung des  Stimmrechtsausschlusses  tbntsächlicli  gegeben  d.  h.  eine  Vcr- 
urtheilung  zu  einer  Kriminalstrafe  wirklich  ausgesprochen  worden  sei. 
Bei  Urtheilen  ausländischer  Gerichte  wird  dabei  untersucht  werden  müssen, 
ob  die  von  denselben  ausgesprochene  Strafe  nach  ihrer  Schwere  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Stellung  im  Strafensystem  des  betreffenden  Staates  eine 
den  Kriminalstrafen  des  luzernischen  Rechts,  d.  h.  den  Strafen  für  die 
schwersten  Verbrechen  entsprechende  sei,  — eine  Untersuchung,  welche 
allerdings  unter  Umständen  mit  Schwierigkeiten  verbunden  sein  kann. 
Geht  man  im  vorliegenden  Falle  von  diesem  Gesichtspunkte  aus,  so  er- 
gibt sich:  Die  Gefängnissstrafe  des  deutschen  Reichsstrafgesetzes  ist  die 
mittlere  Freiheitsstrafe  dieses  Gesetzes,  welche  in  der  Regel  nicht  für 
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„Verbrechen“  in)  engem  Sinne  (d.  h.  die  schwersten  Delikte),  sondern  fiir 
„Vergehen“  (die  raittlern  Deliktei  angedroht  ist  und  auf  welche  in  Ver- 
brechensfällen nur  bei  Vorhandensein  mildernder  Umstände  erkannt  werden 
kann  : es  knllpfen  sieh  im  Fernern  an  dieselbe  ipso  jure  gar  keine  Ehren- 
folgen, sondern  es  können  solche  damit  nur  unter  gewissen  Voraussetz- 
ungen, durch  besondern  Ausspruch  des  Gerichtes,  verbunden  werden 
(vgl.  §§  32 — 36  des  deutschen  Hcichsstrafgesetzbuches).  Im  vorliegenden 
Falle  ist  letzteres,  da  das  Urtheil  davon  schweigt,  nicht  geschehen. 
Danach  kann  denn  aber  die  Uber  den  Rekurrenten  verhängte  Gefänguiss- 
strafe  nicht  als  eine  den  „Kriminalstrafen“  des  luzernischen  Rechts,  welche 
die  fUr  die  schwersten  Delikte  angedrohten  Strafen  sind  und  stetB  den 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  ziehen,  entsprechende 
Strafe  erachtet  werden;  nach  der  Terminologie  der  luzernischen  Straf- 
gesetzgebung wäre  dieselbe  vielmehr  offenbar  als  „korrektioneile  Strafe“ 
zu  bezeichnen.  Es  ist  somit  der  Ausschluss  des  Rekurrenten  vom  Stimm- 
rechte verfassungsmässig  nicht  gerechtfertigt. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkennt: 

Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklärt  und  es  wird  mithin  dem 
Rekurrenten  sein  Rekursbegehren  zugesprochen. 

Urtheil  des  Bundesgerichtes  in  Sachen  GUttinger  contra  Fehlmann  vom 

27.  April  1888. 

Welche  hundesrechtlichen  Grumlsätze  kommen  für  den  Gerichsstand 
in  Strafsachen  in  Betracht  f Der  Ort  der  Herausgabe  als  Be- 
gehungsort des  Pressdelikts. 

A.  Johann  David  GUttinger,  Buchdrucker,  von  Weinfelden.  wohnhaft  in 
Klein-HUuingeu  bei  Basel,  lies»  im  Jahre  iss 7 ein  „bumoristisch-satyrlsches“ 
Sechseläuteublatt,  betitelt  „Der  Dudelsack“,  erscheinen.  Dasselbe  war  bei  G.  Wolf 
in  Basel,  welcher  als  Drucker  genannt  ist.  gedruckt  worden;  die  Auflage  wurde 
aber  nach  der  Stadt  Zürich  verbracht  und  von  da  aus  zum  Verkaufe  angeboten. 
Wegen  eines  in  diesem  Blatte  erschienenen  Artikels  erhoben  die  Eheleute  f ehl- 
mann-Kgli  in  Ansserslhl  beim  Bezirksgerichte  Zurich  gegen  Gitttinger  Strafklage 
auf  Verleumdung  und  Beschimpfung.  GUttinger  bestritt  die  Kompetenz  der  zür- 
cherischen Gerichte.  Dieselben  erklärten  sich  iudess.  nachdem  ursprünglich  der 
Vorstand  des  Bezirksgerichtes  Zürich  die  Anhandnahmu  der  Sache  wegen  In- 
kompetenz des  Bezirksgerichtes  Zürich  abgelehnt  hatte,  zufolge  eines  Beschlusses 
der  Appellatiouskammer  des  Obergcrichtea  vom  2.  Juni  ins 7 als  kompetent  und 
es  wurde  GUttinger  hierauf  durch  Urtheil  des  Bezirksgerichtes  Zürich  vom  11. 
Dezember  1887  und  der  Appellationskammer  des  Obergerichtes  vom  11.  Januar 
1888  der  Verleumdung  und  Beschimpfung  schuldig  erklärt  und  zu  einer  Gefängnis- 
strafe von  3 Wochen  und  Fr.  öO  Busse,  sowie  zu  den  Gerichtskosteu  und  zu  einer 
(prozessualen  und  materiellen)  Entschädigung  von  Fr.  230  an  die  Gegenpartei 
verurtheilt. 
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B.  Mit  Schriftsatz  vom  8./14.  März  1888  ergriff  nunmehr  J.  D.  Oflttiuger 
den  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht.  Er  beantragt  : die  angeführten 
Urtheile  der  zürcherischen  Gerichte  seien  aufzuhel>eu,  uuter  Kosteufolge,  iudera 
er  ausführt: 

1.  Die  zürcherischen  Gerichte  Italien  sich  einer  Kompetenz  bemächtigt,  welche 
ihnen  nach  der  Bundesverfassung  nicht  zustehe.  Es  folge  dies  aus  den 
Art.  4li,  58.  50,  60  und  67  der  Bundesverfassung  ; nach  diesen  Verfassungä- 
bestimmungen  (wie  nach  der  Bundesgesetzgebung  und  Bundespraxis)  stehe 
in  erster  Linie  lier  Gerichtsstand  des  Wohnortes.  Injurienklagen  seien 
persönliche  Ansprachen,  für  welche  ausschliesslich  der  Richter  des  Wohn- 
ortes kompetent  sei.  Dazu  komme  im  vorliegenden  Kalle,  dass  das  ein- 
geklagte Blutt  in  Basel  redigirt,  gedruckt  und  verbreitet  worden  sei,  so 
dass  Basel  Druck-  und  Verlagsort  sei.  Es  sei  ganz  unrichtig,  wenn  das 
obergerichtliche  Urtheil  behaupte,  das  Blatt  sei  in  Zürich  verlegt  worden. 
Verkaufsstellen  dürfen  nicht  mit  Verlag  verwechselt  werden. 

2.  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  wie  nach  dem  Bundesgesetze  über  das 
Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1858  und  den  kantonalen  Gesetzgebungen 
hafte  für  ein  I’resserzeugniss  in  erster  Linie  der  Verfasser  und  erst  in 
zweiter  Linie  der  Herausgeber.  Nun  habe  er  den  Verfasser  des  einge- 
klagten Artikels  in  der  I'crson  eines  Buchdruckers  Siegfried  bezeichnet 
und  es  hätte  daher  das  Verfahren  gegen  ihn  sistirt  werden  sollen.  Die 
zürcherischen  Gerichte  behaupten  allerdings,  er  habe  den  Verfasser  nicht 
genau  genug  bezeichnet:  alleiu  das  sei  nicht  richtig;  auf  eine  einzige 
Anfrage  hin  hätte  er  die  genanejAdresse  desselben  (Greifeugasse  4,  Basel, 
früher  Glockengasse  8,  Zürich)  angegeben.  ') 

Erwägungen  : 

1.  Die  vom  Rekurrenten  aufgestellte  Behauptung,  die  Bundesverfassung 
schreibe  für  Strafklagen  aus  Injurien  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des 
Angeklagten  vor,  ist  vollständig  unbegründet.  Art.  59,  Absatz  1,  der 
Bundesverfassung  bezieht  sieh,  nach  seinem  klaren  Wortlaute  und  nach 
feststehender  Praxis,  nur  auf  Civil-,  nicht  auf  Strafklagen;  ebenso  betrifft 
Art.  46,  Absatz  1 (der  übrigens,  in  Ermangelung  eines  Ausführungs- 
gesetzes,  noch  gar  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist),  Idos  civilrechtliche 
Verhältnisse  und  nicht  Strafsachen.  Die  Art.  60  und  67  enthalten,  wie 
ein  Bliek  auf  ihren  Wortlaut  zeigt,  keine  Bestimmungen  über  den  Ge- 
richtsstand, und  auch  Art.  58  gewährleistet,  wie  das  ßundesgericht  schon 
häufig  ausgesprochen  hat,  Idos,  dass  Niemand  in  Civil-  oder  Strafsachen 
der  Beurtheiluug  durch  die  nach  der  Gerichtsverfassung  zu  Ausübung  der 
Civil-  oder  Strafgerichtsbarkeit  berufenen  ordentlichen  Gerichte  entzogen 
und  vor  ein  Ausnahmegericht  gestellt  werden  dürfe,  ohne  dagegen  seiner- 
seits Gerichtsstamlsvorschriften  aufzustellen.  Desgleichen  ist  es  durchaus 
unrichtig,  dass  die  bundesreehtlicho  Praxis  jemals  den  Grundsatz  aufge- 


1)  Uuter  C.  witd  io  dem  Urtheile  Uber  die  Voriiphnila-suug  de*  Beklagtet]  referirt,  welche  kein 
wesentliche*  lutere**«  bietet. 
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stellt  habe,  Strafklagen  wegen  Injurien  müssen  am  Wohnorte  des  Ange- 
klagten geltend  gemacht  werden  ; dieselbe  hat  im  Gegentheil  von  jeher 
fUr  alle  Strafklagen  den  Gerichtsstand  der  Begehung  als  hundesrechtlich 
zulässig  anerkannt.  Hie  Bundesverfassung  enthält  Überhaupt  (sofern  man 
nicht  etwa  die  Bestimmungen  Über  die  strafrechtlichen  Kompetenzen  des 
Bundesgerichtes  liieher  rechnen  will)  gar  keine  Bestimmungen  Uber  den 
Gerichtsstand  in  Strafsachen  ; es  ist  die  Aufstellung  saeh bezüglicher 
Normen  vielmehr,  so  weit  die  gesetzgeberischen  Befugnisse  des  Bundes 
in  strafrechtlichen  Materien  reichen,  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  im 
Uebrigen  dagegen  Sache  der  Kantonalverfassung  oder  -Gesetzgebung. 
Insoweit  es  sich  um  Strafsachen  kantonalen  Rechtes  handelt,  greift  das 
Rundesrecht  nur  insoweit  ein,  als  die  Bundesgesetzgehung  oder  in  deren 
Ermangelung  die  bundesrechtliche  Praxis  die  erforderlichen  Grundsätze 
zur  Lösung  interkantonaler  Jurisdiktionskontlikte  aufzustellen  hat  und 
als  das  Bundesrccht  die  Aufstellung  und  Anwendung  solcher  kantonaler 
Gcrichtsstandsnormen  ausschliesst,  welche  geeignet  sein  sollten,  bundes- 
verfassungsmässige Gewährleistungen  individueller  Rechte  (wie  etwa  der 
Pressfreiheit  oder  der  Gewerbefreiheit)  zu  beeinträchtigen.  Hievon  ab- 
gesehen entscheidet  Uber  den  Gerichtsstand  in  kantonalen  Strafsachen 
lediglich  die  kantonale  Verfassung  und  Gesetzgebung.  Insoweit  daher 
der  Rekurrent  die  Verletzung  einer  angeblichen  bundesrechtlichen  Ge- 
währleistung des  Gerichtsstandes  des  Wohnortes  des  Angeklagten  für 
Strafklagen  aus  Injurien  rligt,  entbehrt  seine  Beschwerde  jeglicher  Be- 
gründung. Eher  dagegen  hätte  gefragt  werden  können,  ob  nicht  die 
Verfolgung  des  Rekurrenten  in  Zürich  mit  der  bundesrechtlichen  Garantie 
der  Pressfroiheit  unvereinbar  sei.  Allein  auch  diese,  vom  Rekurrenten 
Übrigens  gar  nicht  aufgeworfene  Frage  wäre  zu  verneinen.  Allerdings 
haben  die  eidgenössischen  Räthe  (Ullmer,  Staatsrechtliche  Praxis  I,  Nr. 
182)  eine  kantonalgesetzliche  Bestimmung  des  Inhalts,  dass  der  Gerichts- 
stand bei  Pressvergehen  nach  der  Wahl  des  Klägers  dasjenige  Gericht 
sei,  in  dessen  Bezirk  die  Schrift  entweder  herausgekommen  oder  ver- 
breitet worden  sei,  als  mit  dem  Wesen  der  Pressfreiheit  nicht  vereinbar 
erklärt,  and  müsste  sich,  nach  diesem  Präjudikate,  fragen,  oh  es  statt- 
haft wäre,  als  Begehungsort  eines  Pressdelikts  jeden  Ort  zu  erklären, 
wo  die  eingeklagte  Schrift  überhaupt  verbreitet  wurde.  Dieser  Fall  liegt 
aber  hier  nicht  vor.  Denn  in  concreto  ist  durch  die  kantonalen  Gerichte 
festgestellt,  dass  das  inkriminirto  Pressprodukt,  wenn  auch  in  Basel  ge- 
druckt, so  doch  in  Zürich  herausgegeben,  d.  h.  von  dort  aus  in  die 
Öffentlichkeit  geworfen  wurde.  Die  Qualifikation  des  Ortes  der  Heraus- 
gabe als  Begehungsort  des  Pressdelikts  aber  steht  mit  der  Garantie  der 
Pressfreiheit  jedenfalls  nicht  in  Widerspruch,  vielmehr  entspricht  dieselbe 
des  in  der  bundesgerichtlichen  Praxis  anerkannten  Grundsätzen  Uber 
Moment  und  Ort  der  Vollendung  von  brieflichen  Ehrverletzungen. 

2.  Wenn  sich  der  Rekurrent  endlich  noch  darüber  beschwert,  dass 
die  Strafverfolgung  gegen  ihn  als  blossen  Herausgeber  fortgesetzt  worden 
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sei,  trotzdem  er  nachträglich  den  Verfasser  des  verleumderischen  Artikels 
genannt  habe,  sn  hat  er  eine  Verfassungshestimmung,  gegen  welche  hie- 
durch verstossen  wäre,  nicht  namhaft  gemacht,  und  liegt  eine  Verfassungs- 
Verletzung  nicht  vor.  Die  kantonalen  Gerichte  sind  (und  gewiss  nicht 
in  willkürlicher  Weise)  davon  ausgegangen,  die  nachträgliche  Erklärung 
des  Kekurrenten  könne  dcsshalb  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  er  den 
wirklichen  Verfasser  nicht  deutlich  genug  bezeichnet  und  keine  Erklärung 
desselben  beigebracht  habe,  dass  er  die  Verantwortlichkeit  Übernehme. 
Ob  diese  Entscheidung  dem  kantonalen  Straf-  oder  Prozessrechte  ent- 
spricht, hat  das  Bundesgericht  nicht  zu  untersuchen  ; einen  grundsätzlichen 
Verstoss  gegen  irgendwelche  Verfassungsvorschrift  enthält  dieselbe  gewiss 
nicht.  Das  vom  Kekurrenten  angeführte  Bundesgesetz  betreffend  das 
Bundesstrafrecht  kommt  selbstverständlich  in  keiner  Weise  zur  An- 
wendung. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht 
die  Beschwerde  als  unbegründet  abgewiesen. 


Urtheil  des  Bundesgerichtes  vom  12.  Mai  1888  in  der  Rekurssache  des 
Abraham  Messerli. 

Begründet  eine  wegen  Xichtbezahlnng  der  Gemeindesteuern  erkannte 
Verurtheilung  zu  Freiheitsstrafe,  einen  verfassungswidrigen 
Schuldrerhaft  ! 

A.  § TA  des  solothnrnischen  Strafgesetzbuches  vom  29.  August  1885  (in 
Kraft  getreten  auf  1.  Juli  1886)  bestimmt:  „Gefänguiss  bis  auf  einen  Monat  ist 

„auszusprechen 5.  Gegen  solche,  welche  ihrer  Wohngemcindc  dadurch 

„zur  I.ast  fallen,  dass  sie  nach  erfolgter  fruchtloser  Austreibung,  hei  nachweis- 
barer Erwerbsfàhigkeit  die  ihnen  auffallenden  Gemeindesteuern  nicht  entrichten. 
„Mit  der  Gefängnlssstrafe  kunn  auch  das  Verbot  des  Besuches  von  Wirths-  und 
„Schenkhiiusern  verbunden  werden,  lrn  liitckfalle  kann  die  GefangnisBstrafe  bis 
„auf  drei  Monate  erhöht  werden.“ 

H.  ln  Anwendung  dieser  Gesetzesbestimmung  wurde  Abraham  Messerli  voi 
Oberstocken,  in  Ollen,  nachdem  er  für  Steucrbetreftnisse  aus  den  Jahren  1881 
bis  1X87  von  der  Gemeinde  Olten  fruchtlos  betrieben  und  gegen  ihn  das  Koii- 
kursurtheil  erwirkt  worden  war,  auf  Anzeige  des  Gemeinderathes  von  Olten  durch 
Urtheil  des  Amtsgerichtes  Olten-Gösgen  vom  30.  Dezember  1887  zu  I I Tagen 
Gefängnis*  vcrurtheilt.  Das  Gericht  nahm  als  erwiesen  au,  dass  Messerli  seiae 
SteuerrUckstände  nicht  bezahlt  halte,  trotzdem  er  in  der  I.age  wäre,  seinen  Ytr- 
pflichtungen  nachziikommen. 

C.  Gegen  dieses  Urtheil  ergriff'  A.  Messerli  den  staatsrechtlichen  Bekurs  an 
das  Bundesgericht.  In  seiner  Hckursschrift  beantragt  er: 

I.  Es  solle  das  Urtheil  des  Amtsgerichtes  Olten-Gösgen  vom  30.  Dezember  1887 
gegen  den  Unterzeichneten,  nach  welchem  derselbe  wegen  Nichtbezahlung 
von  15  Fr.  Gemeindesteuern  an  die  Gemeinde  Olten  mit  14  Tagen  Gc- 
fängniss  bestraft  wurde,  aufgehoben  werden. 
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2.  Es  solle  die  Regierung  von  Solothurn  verhalten  werden,  auzuordnen,  dass 
die  in  Ziffer  5 des  § 73  des  solothurnischen  Strafgesetzes  vorn  29.  August 
1885,  in  Rechtskraft  getreten  am  1.  Juli  1886,  enthaltene  Strafbestimmung 
ausser  Rechtswirksamkeit  gesetzt  werde,  weil  dieselbe  im  Widerspruche 
zu  Art.  59,  letztes  Lemma,  der  Bundesverfassung  steht. 

Zur  Begründung  führt  er  aus:  Es  sei  unrichtig,  dass  seine  Steuerrüek stünde 
gegenüber  der  Gemeinde  Olten  45  Fr.  betragen;  seine  Verhältnisse  in  den  letzten 
Jahren  seien  vielmehr  derart  gewesen,  dass  er  nur  wenige  Franken  über  das 
steuerfreie  Existenzminimuin  hinaus  verdient  habe.  Das  angefochtene  Erkenntnis» 
ermangle  daher  der  materiellen  Begründung.  Zudem  datiren  die  meisten  der  von 
der  Gemeinde  Olten  behaupteten  Steuerrückstände  aus  der  Zeit  vor  dem  Inkraft- 
treten des  solothurnischen  Strafgesetzbuches  vorn  29.  August  1885;  da  nachdem 
frühem  solothurnischen  Strafrechte  das  Nichtbezahlen  von  Gemeindesteuern  nicht 
strafbar  gewesen,  dieses  Gesetz  also  das  mildere  sei,  so  sei  in  Betreff  der  altern 
Steuerrückstände  dasselbe  und  nicht  das  neue  Strafgesetz  anzuwenden.  § 73, 
Ziffer  6,  des  solothurnischen  Strafgesetzes  verstosse.  gegen  Art.  59,  Absatz  2,  der 
Bundesverfassung.  Denn  diese  Gesetzesbestimmung  ordne  einen  verfassungswidrigen 
Schuldverbaft  für  Nichtbezahlung  von  Gemeindesteuern  an.  Dass  es  eine  Strafe 
nur  für  den  Fall  „nachgewiesener  Erwerbsfähigkeit“  androhe,  sei  rechtlich  gleich- 
gültig, es  gebe  ja  sehr  viele  Fälle,  wo  ein  Erwerbsfähiger  schlechterdings  keine 
Arbeit  tiude. 

D . In  seiner  Vernehmlassung  auf  diese  Beschwerde  bemerkt  der  Regierungs- 
rath  des  Kantons  Solothurn:  Ob  das  angefochtene  Strafnrthetl  der  „materiellen 
Grundlage“  entbehre  und  ob  die  Grundsätze  über  die  zeitliche  Anwendung  der 
Strafgesetze  vom  Gerichte  richtig  angeweudet  worden  seien,  habe  das  Bundes- 
gericht nicht  zu  untersuchen.  Uehrigens  sei  nicht  zu  ersehen,  ob  und  inwieweit 
das  Gericht  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen  habe,  dass  ein  Tlieil  der 
Steuerrückstände  vor  dem  1.  Juli  1886  fällig  geworden  sei,  und  es  sei  die  Steuer- 
schuld des  Rekurrenten  durch  rechtskräftiges  Konkursurtheil  festgestellt  worden, 
wie  denn  auch  derselbe  gegen  seine  Steuerschatzung  niemals  Rekurs  an  die  zu- 
ständige Behörde  ergriffen  habe.  Einen  verfassungswidrigen  Schuldverhaft  enthalte 
§ 73.  Ziffer  5,  de.s  Strafgesetzes  vom  29.  August  1885  nicht.  Wie  der  Wortlaut 
dieser  Gesetzesbestimmung,  ihr  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  und  die  Gesetzesmaterialien  ergehen,  bedrohe  dieselbe  nur  die  bös- 
willige Steuerverweigerung  mit  Strafe.  Sie  treffe  also  nur  solche  Steuerpflichtige, 
welche,  trotzdem  sie  gar  kein  Vermögen,  wohl  aber  genügenden  Erwerb  besitzen, 
ihre  Steuerverpttichtungen  nicht  erfüllen.  Diese  böswillige  Steuerverweigerung  sei 
im  öffentlichen  Interesse  mit  öffentlicher  Strafe  bedroht;  es  werde  nicht  etwa  die 
nicht  bezahlte  Steuer  in  Gefängniss  umgewandelt,  sondern  der  Richter  bestimme 
innerhalb  des  gesetzlichen  Strafrahmens  die  Strafe  nach  seinem  Ermessen.  Das 
Delikt  sei  kein  Antragsdelikt;  eine  Zurückziehung  der  Anklage  seitens  der  Ge- 
meinde sei  unstatthaft  und  die  nachträgliche  Bezahlung  befreie  nicht  von  der 
Strafe,  wie  andrerseits  auch  die  Steuerschuld  durch  Erstehen  der  Gefängnisstrafe 
nicht  getilgt  werde.  Die  fragliche  Gesetzesbestimmung  sei  desshalb  als  notb- 
wendig  erachtet  worden,  weil  insbesondere  in  grösseren  Gemeinden  mit  starker 
flottanter  Bevölkerung  manche  Steuerpflichtige,  welche  kein  Vermögen,  wohl  aber 
ausreichenden  Erwerb  besitzen,  ihre  Gemeindesteuer  böswillig  nicht  bezahlen,  im 
Vertrauen  darauf,  dass  die  Gemeinde  ihnen  (da  die  solothumische  Gesetzgebung 
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eine  Pfändung  des  Erwerbes  nicht  kenne)  doch  nichts  anhahen  könne.  Diese* 
(iebahren  verletze  die  öffentlich«  Moral,  errege  hei  den  (Ihrigen  Steuerpflichtigen, 
welche  ihren  Verpflichtungen  oft  uuter  schwierigen  Verhältnissen  nnchkomineii, 
Unwillen  und  gehe  ein  böses  Beispiel.  Wenn  Jemand,  trotzdem  er  dazu  im  Stande 
sei,  seine  Pflichten  gegenüber  der  Gemeinde  höswilligerweise  nicht  erfülle,  so  sei 
dies  ein  Unrecht,  und  zwar  ein  Unrecht,  welches  der  Staat  im  Öffentlichen  In- 
teresse mit  Strafe  zn  bedrohen  berechtigt  sei.  Demnach  werde  auf  Abweisung 
der  beiden  Kekursbegehren  angetragen. 

Dux  Bundugericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Soweit  der  Hekurs  sich  direkt  gegen  § 73,  Ziffer  5,  des  solo- 
thurniachen  Strafgesetzbuches  vom  'J'.l.  August  1885  richtet,  ist  derselbe 
verspätet.  Dagegen  kann  der  Rekurrent  gemäss  konstanter  bundes- 
reehtlicher  Praxis  sich  nichtsdestoweniger  liber  die  Anwendung  des  frag- 
lichen Gesetze«  in  dem  ihn  persönlich  betreffenden  Einzelfalle  beschweren 
und  zur  Begründung  dieser  Beschwerde  die  Verfnssungswidrigkeit  des 
angeführten  Gesetzes  geltend  machen.  Es  ist  somit  auf  den  Rekurs, 
soweit  er  gegen  das  Erkenntnis*  des  Bezirksgerichtes  Olten-Gösgen  vom 
30.  Dezember  1887  sich  wendet,  einzutreten. 

2.  Dabei  hat  indes«  das  RumlcBgerirht  nicht  zu  prüfen,  ob  das  au- 
gefochtene  Erkenntnis«  mit  Recht  oder  mit  Unrecht  den  Thathestand  des 
§ 73,  Ziffer  5,  des  solothurnischen  Strafgesetzbuches  als  erwiesen  ange- 
nommen und  ob  cs  rlieksiehtlieh  der  zeitlichen  Anwendung  des  Strafge- 
setzes das  kantonale  Recht  richtig  angewendet  habe.  Denn  in  dieser 
Richtung  handelt  es  sich  einzig  und  allein  um  Auslegung  und  Anwendung 
kantonalgesetzlicher  Bestimmungen,  deren  Ueberprtifung  dem  Bundes- 
gerichte geinitss  Art.  511  0.  G.  nicht  zustelie.  Die  Kognition  des  Bundes- 
gerichtes beschränkt  sieh  darauf,  ob  durch  das  angelbchtene  Erkenntnis« 
ein  dein  Rekurrenten  verfassungsmässig  gewährleistete«  Recht  verletzt 
sei,  d.  h.  oh  die  Vernrthcilung  desselben  zu  Freiheitsstrafe  gegen  den 
Art.  59,  Abs.  2,  B.  V.  verstosse 

3.  Dies  ist  zu  verneinen.  Als  verfassungswidriger  unzulässiger 
Schuldverhaft  erscheint  lediglich  derjenige  Verhaft,  welcher  als  Exe- 
kutionsmittel  zu  Eintreibung  einer  Forderung  dient,  durch  welchen  also 
die  Erfüllung  einer  Ansprache  erzwungen  oder  eine  Forderung,  welche 
nicht  den  Charakter  einer  Strafe  hat,  getilgt  werden  soll  (vergl.  Entscheidg. 
in  Sachen  Keller,  Amt!.  Sammlung  V,  S.  27;  in  Sachen  Buscher,  Aintl. 
Sammlung  XII,  S.  526,  Erw.  3).  Die  Belegung  schuldhafter  (böswilliger 
oder  fahrlässiger)  Nichterfüllung  aller  oder  gewisser  vcrmügensreehtlicher 
Verbindlichkeiten  mit  öffentlicher  Strafe  dagegen,  wie  sie  S 73,  Ziffern, 
des  solothurnischen  Strafgesetzbuches  statuirt , ist  kein  Schuldverhaft. 
Weder  wird  hier  eine  veruiögpnsrechtüche  Schuld  in  Verhaft  nmgewaudelt 
und  durch  Verbllssung  des  Verhaft«  getilgt , noch  ist  die  Haft  dem 
Gläubiger  als  Kxckutionsmittcl  zur  Verfügung  gestellt,  so  dass  derselbe 
Uber  deren  Verhängung  in  seinem  Privatinteresse  disponiren  könnte,  oder 
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sie  durch  nachträgliche  Befriedigung  des  Gläubigers  abgewendet  würde. 
Vielmehr  wird  danach  die  schuldhafte  Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit 
als  strafbares  Unrecht  mit  Freiheitsstrafe  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
ahndet. Richtig  ist  freilich,  dass  eine  Strafandrohung,  wie  diejenige  des 
§ 73,  Ziffer  5,  eit.,  thatsächlich  als  Beweggrund  für  pünktliche  Bezahlung 
der  Gemeindesteuern  wirken  wird  und  dies  auch  bezweckt;  allein  dies 
ändert  an  der  rechtlichen  Natur  der  Bestimmung  nichts.  Die  angedrohte 
Freiheitsstrafe  wird  dadurch  so  wenig  zum  Schuldverhaft,  als  z.  B.  die 
Strafe  des  leichtsinnigen  Bankerottes,  welche  ja  auch  desslmlb  angedroht 
wird,  um  leichtfertigem  Gebühren  in  Vermögensrecht  liehen  Angelegen- 
heiten entgegenzuwirken. 

Demnach  hat  das  Bundesyericht  erkannt: 

Die  Beschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


III.  Bundesrath.  — III.  Conseil  fédéral. 

Urtheil  der  Bernischen  Polizeikammer  vom  10.  Dezember  1887. 

Ankündigung  von  Geheimmitteln. 

Entscheidung  des  Bundesrathes  betreffend  Verletzung  der  Gewerbe-  und 
Handelsfreiheit  (Art,  31  B.-V.),  vom  29.  Juni  1888. 

I.  Das  „Intelligenzblatt  für  die  Stadt  Bern“  enthält  folgende  Inserate: 

1)  in  Nr.  118  vom  30.  April  ein  solches,  das  „Sandei -Pillen“  eines 
Herrn  Midy  als  volkstümliches  Mittel  gegen  Geschlechtskrankheiten 
anpreist  ; 

2)  in  Nr.  259  vom  19.  September  ein  solches,  das  unter  dem  Namen 
„Sandelessenz“  oder  „Sandei  Midy“  das  nämliche  Mittel  in  andern 
Worten  einpliehlt,  und 

3)  in  Nr.  151  endlich  eine  Annonce,  die  „Royal -Windsor“  als  „Wiedor- 
hersteller  der  Haare“,  zu  beziehen  in  Flacons  u.  a.  bei  mit  Namen 
bezeiehneten  Coiffeurs  in  Bern,  ankllndigt. 

Ferner  enthält  Nr.  129  des  „Anzeigers  für  die  Stadt  Bern“  ein 
Inserat,  welches  „Univcrsal-Magenpulver  F. F.  W. Barella,  Berlin,  Friedrichs- 
strasse  234,  annoncirt. 

Mit  Beziehung  auf  alle  diese  Ankündigungen  liegt  die  Erklärung  der 
Direktion  des  Innern  des  Kantons  Bern  vor,  dass  eine  Bewilligung  dazu 
ihrerseits  nicht  vorliege. 

II.  Drucker  und  Verleger  des  „Intelligenzblattcs“  sowie  des  „An- 
zeigers für  die  Stadt  Bern“  ist  Paul  Haller  (vormals  Haller’schc  Buch- 
druckerei) in  Bern  und  als  geständiger  Einsender  sämmtlichcr  vorgenannten 
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Inserate  stellte  sieh  Johann  Jakob  Gabler,  Vertreter  der  Annoneenfirma 
I laasenstein  & Vogler  daselbst. 

III.  Gestützt  auf  diesen  Thatbestand  und  in  Anwendung  der  Art.  8, 
25  und  2t;  des  heroischen  Gesetzes  Uber  die  AusUbung  der  medizinischen 
Berufsarten  vom  14.  Mürz  18t!5  ')  wurden  Paul  Haller  und  Johann  Jakob 
Gublcr,  auf  eingcreiehtc  Strafanzeigen  hin,  vom  Polizeirichter  — Vice- 
Gerichtspräsidenten  — von  Bern  am  4.  November  1887  der  Wider- 
handlung gegen  das  genannte  Medizinalgesetz  des  Kantons  Bern  schuldig 
erklärt  und  zu  Busse  verurtheilt,  wogegen  sie  Beide  sofort  die  Appellation 
an  die  Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons 
Bern  erklärten. 

Dieses  Crtheil  unterliegt  heute  der  Nachprüfung. 

IV.  Die  Beklagten  machen  hauptsächlich  geltend  : 

1)  die  betreffenden  Ankündigungen  seien  Idos  „Reklamen“,  enthalten 
keine  Anpreisungen  zum  Verkauf  und  fallen  desshalb  und  Überhaupt 
nicht  mehr  unter  den  8 des  Mcdizinalgesetzes; 

2)  die  darin  angepriesenen  Mittel  seien  keine  „Geheimmittel“,  wie  sie 
der  g 8 visire,  sic  gehören,  namentlich  der  „Sandei“,  nicht  zu  den 
sogenannten  „Separamla“,  sondern  dttrfen  frei  verkauft  und  folglich 
auch  frei,  d.  h.  ohne  vorgängige  Bewilligung,  angekllndigt  werden  ; 

3)  endlich  sei,  abgesehen  hievon,  8 des  heroischen  Mcdizinalgesetzes 
im  Widerspruch  mit  dem  Art.  31  der  Bundesverfassung  vom 
2i>.  Mai  1874  liezw.  mit  dem  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit, und  könne  desshalb  als  hinfällig  nicht  zur  Anwendung 
kommen. 

V.  Diese  Einwendungen  erscheinen  dem  Gericht  nicht  als  begründet  ; denn 

ad  1 ist  es  nach  dem  Wortlaut  und  Sinn  des  § 8 des  Medizinal- 
gesetzes gleichgültig,  ob  die  Ankündigung  zum  Zweck  kaufsweiser  oder 
unentgeltlicher  Verabfolgung  der  angeblichen  Arzneimittel  erfolge.  Der 
§ 8 lässt  dies  dahingestellt,  er  bedient  sich  auch  gar  nicht  des  Wortes 
„zum  Verkauf*,  sondern  des  allgemeinen  Ausdrucks  „zum  Gebrauch“. 

Auch  der  Sinn  ist  klar: 

Der  § 8 stellt  ein  allgemeines  Verbot  gegenüber  Jedermann  (auch 
gegenüber  den  Medizinalpersonen)  auf,  angebliche  Arzneimittel  auzu- 
klindigen  ohne  (vorgängige)  Bewilligung  der  Direktion  des  Innern  (als 
Aufsichtsbehörde  über  das  Gesundheitswesen),  sofern  mit  dieser  Ankündi- 
gung ein  Gebrauch  ohne  spezielle  ärztliche  Verordnung  (sei  dies  nun 
entgeltlich  oder  gratis)  bezweckt  wird.  Dergleichen  Ankündigungen  sollen 
aus  öffentlich-rechtlichen  (sanitarischen)  Gründen  ausnahmslos  unter  staat- 

‘)  (leset;  über  die  Alte  Übung  der  medizinisrhen  liernfsarten  : 

S 8.  Ankündigungen  von  angeblichen  Arzneimitteln  zum  Gebrauch  ohne 
spezielle  ärzlicbe  Verordnung  sind  ohne  Bewilligung  der  Direktion  des  Innern 
Jedermann,  auch  den  Medizinalpersonen,  verboten. 

§ 25.  Wer  einer  der  in  §§  1.  4.  5,  (i,  7,  8.  11,  13,  17,  21  und  2.8  ent- 
haltenen Vorschriften  oder  den  auf  diesem  Gesetze  beruhenden  Vollziehungs- 
bcstimimiugcn  zuwiderhandelt,  ist  strafbar  and  soll  dem  Richter  ftbprwiesen  werden. 

Bei  Vergeben  gegen  § 8 werden  auch  der  Drucker  und  der  Verleger  zur 
Verantwortung  gezogen. 
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liehe  Aufsicht  und  Kontrole  gestellt  «ein.  Bei  dieser  Allgemeinheit  und 
in  diesem  Sinne  de«  Verhol«  ist  selbstverständlich  auch  diejenige  An- 
kündigung darin  begriffen,  die  sieh  als  blosse  Reklame  gibt.  Abgesehen 
hievon  tragen  übrigen«  die  inkriminirten  Ankündigungen  ihrem  ganr.cn 
Tenor  nach,  so  namentlich  diejenige  betr.  da«  „Royal- Windsor“,  die  Be- 
stimmung „zum  Verkauf“  deutlich  an  der  Stirne. 

ad  £?  ist  zunächst  zu  betonen,  dass  die  Beklagten  selbst  nicht  zu 
bestreiten  wagen,  da««  e«  «ich  bei  den  fraglichen  Ankündigungen  an  sieh 
um  Heilmittel  gegen  Krankheiten  bezw.  um  Arzneimittel  handle,  ln  der 
Tliat  ergibt  sich  die«  denn  auch  unzweifelhaft  aus  dem  Inhalt  jener 
Ankündigungen,  auf  welchen  in  dieser  Beziehung  einfach  verwiesen  werden 
kann.  Wenn  dann  aber  die  Vertheidigung  im  Weitern  behauptet,  die 
in  den  inkriminirten  Ankündigungen  enthaltenen  Heilmittel  seien  keine 
Geheimmittel  und  nur  solche  fallen  unter  § 3 des  Medizinalgesetzes,  so 
ist  diese  Behauptung  in  ihrem  ersten  Theil  unrichtig.  Allerdings  hat  der 
§ 8 vorzugsweise  die  sog.  „Gehcimmittel“  im  Auge,  d.  h.  die,  wie  er 
«ich  ausdrückt,  „angeblichen“  Arzneimittel,  welche  in  Umgehung  der 
„speziellen  ärztlichen  Verordnung  bezw  der  Kontrole  der  im  Kanton 
Bern  anerkannten  medizinischen  Berufsarten“  zum  Gebrauch  angekündigt 
werden.  Allein  gerade  um  solche  „angebliche“  Arzneimittel  bezw.  um 
„Gehcimmittel“  handelt  es  sich  ja  bei  den  inkriminirten  Ankündigungen. 
Ebenfalls  unrichtig  ist  der  Schluss,  den  die  Vertheidigung  zieht,  indem 
sic  sagt,  da  die  in  den  fraglichen  Ankündigungen  bezeichneten  Heilmittel 
nicht  zu  den  sog.  Separanda,  d.  h.  den  Arzneien,  welche  nur  in  den 
Apotheken  verkauft  werden  dürfen  (vgl.  § 21  der  Verordnung  über  den 
Verkauf  von  Arzneistoffen  und  Giften  vom  18.  April  18G7),  sondern  zu 
denjenigen  gehören,  welche  frei  verkauft  werden  dürfen,  so  dürfen  sie 
logischerweise  auch  frei,  d.  h.  ohne  vorherige  Bewilligung  augekündigt 
werden.  Mit  Bezug  auf  den  „Sandei“  (die  Sandelessenz)  sowie  das  „Royal* 
Windsor“  haben  allerdings  die  Beklagten  durch  Zeugen  (s.  Depositionen 
der  Apotheker  Andrea  A Ilaaf,  sowie  des  Kantonschemikers  Dr.  Schaffer 
pag.  41  der  Akten)  den  Beweis  erbracht,  dass  diese  beiden  Stoffe  that- 
sächlich  frei,  bezw.  ohne  ärztliches  Rezept  verkauft  werden.  Allein  hiemit 
ist  noch  nicht  erwiesen,  dass  dieser  freie  Verkauf  auch  ein  gesetzlich 
erlaubter,  d.  h.  ein  von  der  Behörde  (Direktion  des  Innern)  im  Sinne  des 
§ 16,  zweites  Lemma,  des  Medizinalgcsctzes  und  der  diese  Bestimmung 
ausfllhrenden  Verordnung  Uber  den  Verkauf  von  Arzncisloffcn  vom 
18.  April  1867  gestatteter  sei.  Koch  viel  weniger  ist  damit  dargethan, 
dass  auch  die  Ankündigung  dieser  Stoffe  in  öffentlichen  Blättern  ohne 
Bewilligung  der  Direktion  erfolgen  dürfe,  zumal  das  Verbot  derartiger 
Ankündigungen  ohne  vorherige  Bewilligung  nach  den  oben  ad  1 Uber  den 
Sinn  des  § 8 des  Medizinalgesetzes  enthaltenen  Ausführungen  den  spe- 
ziellen Zweck  verfolgt,  mittelst  der  geforderten  Bewilligung  eine  polizeiliche 
Kontrole  und  Aufsicht  des  Staates  Uber  die  angeblichen,  nicht  ärztlich 
verordneten  Arzneimittel  bezw.  die  sog.  „Gcheimmittel“  auszuüben  und 
zu  ermöglichen.  In  dieser  Auffassung  wird  das  Gericht  bestärkt  durch 
die  in  den  Akten  enthaltene  Erklärung  der  Direktion  des  Innern  Uber 
die  sitten-  und  gesundheitspolizeilichen  Gründe,  warum  sie  die  Bewilligung 
z.  B.  beim  „Sandei“  und  „Roval-Wiudsor“  für  nöthig  erachte  (vgl.  pag.  6 
und  25  der  Akten). 
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ad  3 betreffend  den  angeblichen  Widerspruch  des  ÿ 8 des  Medizinal- 
gesetzes mit  Art.  31  der  Bundesverfassung  von  1874  bezw.  mit  dem 
Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  kann  das  Gericht  diesen 
Widerspruch  nicht  als  vorhanden  annehmen.  Der  § 8 des  Medizinal- 
gesetzes hat,  wie  schon  mehrfach  betont,  einen  bloss  polizeilichen  Charakter, 
d.  h.  den  einer  staatlichen  Aufsicht  und  Kontrole  Uber  das  Unwesen  der 
sog.  „Geheimmittel“.  Nach  litt,  c des  Art.  31  der  B.  V.  sind  aber  Ver- 
fügungen Uber  Ausübung  von  Handel  und  Gewerben,  sofern  sie  den 
Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  selbst  nicht  beeinträchtigen, 
den  Kantonen  erlaubt.  Um  eine  solche  Verfügung  handelt  es  sich  hier. 
Die  Vorschrift  des  Jj  8 des  Medizinalgesetzes  des  Kantons  Bern  vom 
14.  Mürz  1865,  dessen  Konstitutionalität  an  sich  nicht  bestritten  ist,  muss 
im  Zusammenhang  mit  diesem  ganzen  Gesetz  aufgefasst  werden.  Das- 
selbe hat  die  AusUbnng  der  medizinischen  Berufsarten  (Aerzte,  Apotheker 
u.  s.  w.)  im  Kanton  Bern  zum  Gegenstand  und  ordnet  dieses  ganze  Gebiet 
unter  dem  dominirenden,  auch  mit  der  Bundesverfassung  vertraglichen, 
Gesichtspunkt  der  Patentirung  bezw.  Ahhüngigmnrhung  der  Ausübung 
dieser  Berufsarten  von  einer  staatlichen  Bewilligung,  die  nur  nach  Er- 
füllung gewisser  Requisite  (namentlich  einer  wissenschaftlichen  PrUfung) 
ertbeilt  wird.  Dieser  Ordnung  liegt  (im  Gegensatz  zur  Freigehung)  in 
erster  Linie  der  Gedanke  des  Schutzes  der  Bllrgcr  gegen  medizinische 
Pfuscherei  zu  Grunde.  Vom  gleichen  Gedanken  ist  auch  der  angefochtene 
i;  8 des  Gesetzes  beherrscht.  Eine  Beseitigung  dieser  Vorschrift  würde 
somit  das  System  des  Gesetzes  selbst  in  Frage  stellen.  Es  erscheint 
gewiss  einleuchtend,  dass,  wenn  in  Zukunft  Jeder  ohne  Bewilligung  Arznei- 
mittel zum  Gebrauch  ohne  spezielle  ärztliche  Verordnung  öffentlich  an- 
kiindigen  dürfte,  damit  faktisch  die  Ausübung  der  Medizin  selbst  frei- 
gegeben  wäre. 

Durch  die  Forderung  einer  staatlichen  Bewilligung  fiir  derartige 
Ankündigungen  wird  denn  auch  keineswegs  der  Grundsatz  der  Gewerbe- 
freiheit  selbst  beeinträchtigt,  sondern  deren  Ausübung  in  der  betreffenden 
Richtung  nur  au  eine  polizeiliche  Bedingung  bezw.  Beschränkung  geknüpft. 

VI.  Nach  25,  Lemma  2,  des  Gesetzes  vom  14.  Marz  1805  erscheint, 
ausser  dem  Einsender,  auch  der  Drucker  und  Verleger  als  strafbar,  und 
da  Bich  Paul  Haller  im  Rückfall  innert  zwei  Jahren  belindet,  so  muss 
gegenüber  ihm  Straferhöhung  gemäss  Alinea  2 des  § 26  des  Gesetzes 
eintreten. 

VII.  Von  einer  Erhöhung  dpr  erstinstanzlich  ausgesprochenen  Bussen 
kann  nicht  die  Rede  sein,  da  sich  die  8taatsanwaltschaft  der  Appellation 
der  Angeschuldigten  nicht  angeschlossen  hat. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die.  Polizeikammer 
erkannt  : 

Paul  Haller  und  Johann  Jakob  Guider  sind  schuldig  erklärt  der 
Widerhandlung  gegen  das  Gesetz  über  die  Ausübung  der  medizinischen 
Berufsarten  vom  14.  Mürz  1805  und  in  Anwendung  der  §§  8,  25,  Alin.  2, 
und  26  dieses  Gesetzes,  der  Art  61,  8tr.  G.,  und  368,  Str.  V.,  polizeilich 
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verurtheilt  : 

1)  I’aul  Haller  zu  Fr.  81  Busse. 

2)  Johann  Jakob  Gabler  zu  Fr.  Go  Busse. 

3)  Beide  solidarisch  zu  den  Kosten. 


Gegen  vorstehendes  Erkenutniss  der  Polizcikamtner  erhoben  die  Ver- 
urtheilten  atu  27.  Mürz  1888  den  Rekurs  an  den  Bundesrath  wegen 
Verletzung  des  Art.  31  der  Bundesverfassung,  welcher  die  Gewerbe-  und 
Handelsfreiheit  gewährleistet. 

Der  Bundesrath  hat  jedoch  den  Itekurs  als  unbegründet  abije- 
tvieten.  gestutzt  auf  folgende 

Eririigungen  : ') 

1)  Der  Bundesrath  hat  nicht  zu  untersuchen,  ob  § 8 des  heroischen 
Gesetzes  Uber  die  Austlbung  der  medizinischen  Berufsarten  von  der 
Kantonsbehörde  richtig  ausgelegt  und  angewendet  werde;  Gegenstand 
der  Prlifung  kann  fUr  ihn  nur  die  Frage  sein,  ob  die  Auslegung,  welche 
der  besagte  Paragraph  durch  die  Gemische  Direktion  des  Innern  gefunden 
hat,  und  die  dem  Strafurthcil  der  Polizeikammer  des  Gemischen  Ober- 
gerichts gegen  die  Rekurrenten  vom  10.  Dezember  1887  zu  Grunde  liegt, 
mit  dem  Bundesrechte,  insbesondere  mit  Art.  31  der  Bundesverfassung 
vereinbar  sei. 

2)  Die  Rekurrenten  sind  durch  das  Urtheil  vom  10.  Dezember  1887 
desswegen  mit  Strafe  belegt  worden,  weil  sie  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit in  öffentlichen  Blattern  die  vorerwähnten  Ankündigungen  erscheinen 
Hessen,  ohne  hiefiir  die  Bewilligung  der  Gemischen  Direktion  des  Innern 
cingeholt  zu  haben. 

3)  Eine  Bestimmung,  wie  sie  der  § 8 des  bcrnischen  Medizinal- 
gesetzes enthält,  zufolge  welcher  keinerlei  Arzneimittel  zum  Gebrauch 
bei  maugelnder  ärztlicher  Verordnung  ohne  vorherige  Bewilligung  einer 
bestimmten  amtlichen  Stelle  öffentlich  angekUndigt  werden  dürfen,  ist 
augenscheinlich  im  wohlverstandenen  sanitarischen  Interesse  des  Publikums 
erlassen  und  qualifizirt  sich  demnach  als  eine  polizeiliche  Verfügung,  die 
keineswegs  gegen  den  Grundsatz  des  Art.  31  der  Bundesverfassung 
verstösst. 

4)  Das  angefochtene  Urtheil  der  bcrnischen  Polizeikammer  beruht 
auf  der  Annahme,  dass  es  sich  bei  den  Ankündigungen,  wegen  deren 
gegen  die  Rekurrenten  Strafanzeige  erfolgte,  wirklich  um  Heilmittel  gegen 
Krankheiten,  d.  h.  um  angebliche  Arzneimittel  handle. 

ln  Bezug  auf  die  Ankündigung  der  „Sandelpillen“  des  Herrn  Midy 
und  des  „Universalmagenpulvers“  von  F.  F.  W.  Barelia  trifft  die  An- 
nahme unzweifelhaft  zu.  Hinsichtlich  der  Ankündigung  des  „Royal 
Windsor“  als  „Wiederhersteller  der  Haare“  mag  dies  zweifelhaft  sein; 
allein  es  liegt  auch  dann,  wenn  angenommen  werden  wollte,  es  gehe  dem 
zuletzt  genannten  Mittel  wirklich  der  Charakter  eines  Arzneimittels  ah, 

')  S.  Bundesblatt  Xr.  31,  8.  7G1. 
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um!  es  habe  dasselbe  auch  uicht  als  solches  angekttndigt  werden  wollen, 
bundesrechtlich  kein  Grund  vor,  das  Strafurtheil  vom  10.  Dezember  1887 
aufzuheben,  wie  sieh  aus  der  unter  Ziffer  t«  folgenden  Erörterung  ergibt. 

5)  Es  gibt  öffentliche  Ankündigungen  und  Anpreisungen  von  Stoffen 
und  Präparaten,  die  zum  Schutze  des  Publikums  vor  l'ebervortheilung 
und  Ausbeutung  oder  aus  Gründen  der  Sittlichkeit  einer  amtlichen  Kontrole 
zu  unterstellen  sich  ebenso  wohl  rechtfertigt,  als  die  Ausübung  einer 
polizeilichen  Kontrole  über  Kauf  und  Verkauf  der  Sachen  selbst. 

Zu  dieser  Gattung  von  Publikationen  gehören  offenbar  auch  die  durch 
das  Strafurtheil  vom  10.  Dezember  1887  betroffenen  Ankündigungen. 

Die  Regierung  des  Kantons  llcru  hebt  in  ihrer  Antwort  auf  den 
Rekurs  mit  Recht  hervor,  dass  erfahrungsgemüss  gerade  der  Vertrieb 
von  Präparaten  zur  Behandlung  des  llaarbodcns  (Beförderung  des  Haar- 
wuchses, Beseitigung  der  Schuppen  u.  s.  f.)  ganz  besonders  einer  Ueber- 
waehnng  bedarf,  indem  das  Publikum  sehr  hiinlig  durch  unwahre  An- 
gaben zum  Ankauf  schädlicher  oder  doch  absolut  werthloser  Produkte 
verleitet  wird. 

Auf  Grund  dieser  Erfahrung  wird  von  «1er  bernischen  Direktion  des 
Innern  auch  für  Haarwasser  wie  „Royal  Windsor“  «1er  Nachweis  eiuer 
Bewilligung  der  öffentlichen  Aukiimluug  gefordert. 

Derartige  Vorschriften  erscheinen  als  „Verfügungen  Uber  Ausübung 
von  Handel  und  Gewerbe“,  wie  sie  Art.  31  der  Bundesverfassung  aus- 
drücklich den  — eidgenössischen  und  kantonalen  — Behörden  vorbehält, 
und  es  wird  durch  dieselben  so  lange  der  Grundsatz  der  Handels-  und 
Gewerbefreiheit  nicht  beeinträchtigt,  als  nicht  die  Kontrole  in  blosse 
Plackerei  oder  in  ein  ungerechtfertigtes  Verbot  des  Gewerbebetriebs 
ausartet. 

ü;  Im  Rekursfalle  kann  von  einer  solchen  Beeinträchtigung  der 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  nicht  gesprochen  werden.  Es  handelt  sich 
Übrigens,  zur  Zeit  wenigstens,  nicht  um  Untersagung  der  fraglichen  Publi- 
kationen, sondern  nur  um  Bestrafung  der  Rekurrenten  wiegen  Nichtein- 
holung der  amtlichen  Bewilligung  für  die  Auskündung.  Ob  die  Unter- 
sagung gerechtfertigt  wäre,  hat  daher  der  Bundesrath  im  Rekursfalle 
nicht  zu  untersuchen.  Wenn  aber  die  Rekurrenten  angehalten  werden, 
für  Publikationen  der  in  Frage  stehenden  Gattung  eine  amtliche  Be- 
willigung einzuholen,  so  wird  dadurch  die  bundesrechtlich  garantirte 
Freiheit  ihres  Gewerbes  nicht  verletzt. 

Ob  das  Medizinalgesetz  von  18Ö5  und  speziell  dessen  § 8 der 
bernischen  Behörde  eine  hinreichend  feste  Grundlage  zur  Ausübung  einer 
Kontrole  im  besprochenen  Sinne  biete,  ist,  wie  schon  bemerkt,  eine  Frage 
des  kantonalen  Rechts.  Der  administrativen  Bundesrekursinstanz  liegt 
bloss  die  Frage  der  bundesrechtlichen  Zulässigki'it  des  kantonsbehörd- 
lichen Vorgehens  zur  Prüfung  ob,  und  diese  Frage  ist  aus  den  ent- 
wickelten Gründen  bejahend  zu  beantworten. 

Dass  die  Behörden  anderer  Kantone  nicht  in  gleicher  Weise  wie 
Bern  Vorgehen,  kann  an  der  Kompetenz  dieses  Kantons,  innerhalb  der 
Schranken  des  Bundesreehts  die  ihm  gutscheinenden  Verfügungen  zu 
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treffen,  nichts  ändern;  eine  Gleibheit  des  Vorgebens  auf  diesem  Gebiet 
lässt  sieh  nicht  als  Postulat  aus  Art.  31  der  Bundesverfassung  ableiten. 

7)  Gemäss  feststehender  Praxis  tritt  die  administrative  Bundesrekurs- 
instauz  auf  die  von  den  Parteien  erhobenen  Kostenfraget]  nicht  ein. 


IV.  Kantonale  Gerichte.  — TV.  Tribunaux  cantonaux. 

Urtheile  der  Bernischen  Polizeikammer  als  Appellationsgericht 
in  Strafsachen. 

Mitgetkeilt  von  Br.  11'.  Lauterburg,  Kammcrschreiber  in  Ilern. 

1.  Entschiidlgimgsbegclircu  des  freigesprochenen  Angeklagten.  Abweisung. 

Unheil  vom  4.  April  1 Asm  jn  Sachen  Johann  Bim. 

Der  Angeklagte  Johann  B.  war  von  seinem  Schuldner  A.,  gegen  den 
er  die  Schuldbetreihung  eingeleitet  hatte,  hei  der  Polizeibehörde  wegen 
Uebertretnng  des  Gesetzes  über  den  Handel  mit  geistigen  Getränken 
angezeigt  worden.  Vor  dem  Kichter  bestritt  er,  sieh  der  eingeklagten 
Uebertretung  schuldig  gemacht  zu  haben,  und  behauptete,  die  Anzeige 
des  A.  sei  falsch  und  von  Letzterem  aus  Rachsucht  eingereicht  worden. 
Der  Polizeirichter  von  Tr.  sprach  den  Joh.  B.  von  der  Anklage  frei,  weil 
der  Belastungsbeweis  nach  den  für  Polizei-  und  korrektionnelle  Fälle 
geltenden  formalen  Rcweisvorschriften  *)  des  bernischen  Strafprozesses 
ungentlgend  erbracht  war,  wies  jedoch  das  Entschädigungsbegehren  des 
Angeklagten  ab. 

Mutier  den  oherinniau zltchen  Urtlirils. 

1.  Ks  liegt  nur  eine  Appellation  des  wegen  ungenügenden  Sehuld- 
beweises  freigesprochenen  Johann  B.  gegen  die  Abweisung  seines  Antrages 
auf  Entschädigung  und  Vergütung  der  erstinstanzlichen  Verthcidigungs- 
kosten  vor.  Die  Polizeikammer  hat  sieh  also  allein  mit  dem  Civilpunkte 
zu  befassen. 

2.  Der  erstinstanzliche  Kichter  hat  sein  daheriges  abweisendes  Er- 
kenntniss  damit  motivirt,  dass  B.  bloss  in  Folge  ungenügenden  Schuld- 
beweises und  nicht  wegen  offenbarer  Unschuld  freigesproehen  worden 
wesshalb  von  Zuspruch  einer  Entschädigung  keine  Rede  sein  könne.  — 
Diese  Motiviruug  lässt  sieh  durch  keine  gesetzliche  Vorschrift  rechtfertigen; 
sie  enthält  vielmehr  einen  allgemeinen  Grundsatz,  welcher  nicht  zu  billigen 
ist,  da  ihm  eine  unzulässige  Präsumtion  der  Schuld  des  Angeklagten  zu 
Grunde  liegt.  Nach  geltendem  Rechte  hat  nicht  der  Angeklagte  seine 
Unschuld,  sondern  dem  Angeklagten  ist  seine  Schuld  zn  beweisen.  Der 
wegen  ungenügenden  Schuldbewcises  in  der  Hauptsache  Freigesprochene 

')  Vgl.  Beru.  Str.  Verl'.,  Art.  344 — 3<!3.  Art.  .9  It  : „Jedes  vcrurtheileude 
Erkenutniss  soll  auf  einem  gesetzlichen  Beweismittel  und  zugleich  auf  der  Ueber- 
zeugung  des  Richters  von  der  schuld  des  Angesehuldigten  beruhen.“ 

Zeitrthr.  f.  Schwaizvr  Strafrecht.  1.  Jahrg.  22 
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muss  rechtlich  als  unschuldig;  gelten,  auch  wenn  jener  Beweis  bloss 
formell,  d.  h.  bloss  wegen  Mangels  einer  vom  Gesetze  aufgcstelltcn 
formalen  Beweisvoraussetzung,  nicht  wegen  mangelnder  Ueberzeugung 
des  Richters  von  der  Schuld  des  Angeklagten,  ungenügend  erbracht  ist. 
Der  Richter  darf  daher  nicht  in  einem  accessorischen  Erkenntnis»  eine 
Prilsumtion  der  in  der  Hauptsache  als  rechtlich  nicht  erwiesen  erfundenen 
Schuld  aufstellen.  Die  erstinstanzliche  Motivirung  rechtfertigt  sieh  auch 
nicht  ans  Art.  343,  Alinea  3,  Str.  V.,  wo  festgesetzt  ist,  dass  einem 
Angesehuldigten,  welcher  die  das  Strafverfahren  veranlassenden  Verdachts- 
grilnde  durch  eigene  gesetzwidrige  oder  nmthwillige,  ihm  zum  Verschulden 
anzurechnende  Handlungen  oder  Aeusscrungcn  erregt  hat,  die  Unter- 
suchung»- und  Gefangenschaftskosten  ganz  oder  theilweise  auferlegt  werden 
können.  Diese  Gesetzesbestimmung  fusst  nicht  auf  einer  nebenbei  zu 
verwerthenden  Präsumtion  der  Schuld  in  der  Hauptsache,  sondern  auf 
einer  erwiesenen  anderweitigen  Verschuldung  des  Freigesprocheucn,  nämlich 
darauf,  dass  der  in  der  Hauptsache  Freigesprochene  erwiesenermassen 
die  Veranlassung  eines  ( nutzlos ) gegen  ihn  gerichteten  Strafverfahrens 
verschuldet  hat.  Im  vorliegenden  Falle  ist  übrigens  auch  keine  derartige 
Verschuldung  des  Johann  B.  koustatirt  und  hat  bereits  der  erstinstanzliche 
Richter  die  Untersuchungskosten  dem  Staate  auferlegt. 

3.  Abgesehen  von  dem  Motive,  welches  der  erstinstanzliche  Richter 
seinem  angefochtenen  Erkenntnis»  zu  Grunde  gelegt  hat,  ist  Folgendes 
zu  berücksichtigen.  Art.  343,  Alinea  3,  Str.  V.  schreibt  vor,  dass  jedes 
Urtheil,  welches  die  Nichtschuld  eines  Angeklagten  ausspricht,  zugleich 
darliber  zu  erkennen  hat,  ob  demselben  fllr  die  in  Folge  der  Untersuchung 
ihm  erwachsenen  Nachtheile  eine  Entschädigung  gebühre,  und  nach 
Art.  365  Str.  V.  soll  der  Richter  im  Falle  der  Freisprechung  Uber  die 
vom  Augeschuldigten  geforderte  Entschädigung  urtheilcn.  Unter  jene 
Nachtheile  fallen  offenbar  auch  die  Vertheidigungskosten  des  Ange- 
sehuldigten.  Der  Polizeirichter  von  Tr.  hat  nun  auch  wirklich  Uber  die 
Entschädigungsbegehren  des  B.  geurtlieilt,  aber  in  abweisendem  Sinne. 
Nach  dem  Gesetze  und  insbesondere  nach  den  eben  angeführten  Artikeln 
des  Str.  V.  ist  der  Richter  nicht  verpflichtet,  jedem  Freigesprochenen 
eine  Entschädigung  r «zw  erkenn  en,  sondern  er  hat  nach  den  Umständen 
des  einzelnen  Falles  zu  entscheiden,  ob  dem  Freigesprochenen  eine  Ent- 
schädigung gebühre  oder  nicht.  Die  Polizeikammer  hat  also  ebenfalls 
bloss  zu  prüfen,  ob  die  Umstände  des  vorliegenden  Falles  es  rechtfertigen, 
dem  freigesprochenen  Johann  B.  eine  Entschädigung  tür  in  Folge  der 
Untersuchung  erwachsene  Nachtheile  zuznspreeheu. 

Appellant  kann  nach  Art.  367  Str.  V.  bloss  gegen  den  Staat  einen 
Entschädigungsanspruch  erheben,  und  es  sind  die  civilrechtlicbeu  Grund- 
sätze Uber  Schadensersatzpflicht  liiefür  nicht  massgebend.  In  Betracht 
kommt,  dass  B.  durch  die  eingeleitete  Untersuchung,  soviel  die  Akten 
ergeben,  bloss  insofern  Nachtheile  erlitten  haben  kaun,  als  ihm  Ver- 
theidigungskosten und  einige  Stunden  Zeitversäumniss  erwachsen  sind. 
Jeder  Nachweis  eines  weitern  Nachtheiles  fehlt.  Verhaftet  war  B.  nicht. 
Die  Vertheidigungskosten  hätte  er  sich  selber  ersparen  können,  da  es 
sich  um  einen  ganz  gewöhnlichen  Polizeifall  handelte.  Art.  3U‘J,  Ai.  3, 
Str.  V.  setzt  fest:  „In  gewöhnlichen  Polizciflillen  findet  von  Seite  des 
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Angeschuldigten  die  Beiziehuiig  eine»  Vertlieidigers  nicht  statt.  Aus- 
nahmsweise ist  sie  jedoch  bei  wichtigeren  Fullen  zugelassen,  wenn  der 
Präsident  oder  auf  dessen  Weigerung  die  Anklagekammer  es  angemessen 
findet,  oder  wenn  die  Staatsanwaltschaft  erklärt  hat,  dass  sic  der  Ver- 
handlung beiwohnen  wolle,  oder  auch  ohne  vorherige  Ankündigung  wirklich 
beiwohnt  (vgl.  Art.  28!l),  oder  wenn  die  Uivilpartei  einen  Anwalt  bei- 
zieht.“ — Von  den  hier  angeführten  wichtigeren  Fällen  lag  keiner  vor. 
Eine  Civilpartei  existirte  nicht  einmal.  1).  hat  es  gleichwohl  für  gut 
gefunden,  einen  Anwalt  beizuziehen,  infolge  dessen  eine  Terminsverschie- 
bung  verursacht  wurde.  Er  hat  ausserdem  durchaus  unnüthigerweise  die 
als  Belastungszeuge  angerufene  Elisabeth  8.  zum  Eide  angehalten,  obschon 
sie  zu  seiner  Entlastung  ausgesagt  hatte  und  trotz  der  Eidesleistung,  als 
ein  verdächtiger  Zeuge  im  Sinne  des  Art.  355,  Zider  3,  Str.  V.  anzusehen 
war,  da  sie  ihm  als  Haushälterin  durch  häusliche  Gemeinschaft  zugethan 
ist.  Diese  missbräuchliche  Art  und  Weise  der  Vertheidignng  verdient 
ausdrückliche  Missbilligung. 

Enter  solchen  Umständen  erscheint  es  in  der  That  gerechtfertigt, 
dem  B.  keine  Entschädigung  zuzusprechen. 

4.  Wird  Appellant  mit  seinem  Eutschädigungsbegehren  oberinstanzlich 
ebenfalls  abgewiesen,  so  hat  er  die  durch  seine  dieserhalb  erklärte  Appel- 
lation verursachten  Kosten  zu  tragen. 

Aus  diesen  Gründen  und  in  Anwendung  des  Art.  809,  AI.  3;  343; 
365,  Al.  1 ; 367  und  368  Str.  V.  hat  die  Polizeikammer 

erkannt  : 

1.  Das  erstinstanzliche  Urthcil,  soweit  gegen  dasselbe  appellirt  worden, 
wird  bestätigt; 

2.  Johann  B.  wird  zu  den  Rekurskosten  gegenüber  dem  Staate  verfällt. 

H.  Antragsdelikt.  Erlöschen  der  Strafklage  ln  Folge  Verzichts 

anf  die  ( ivilklage. 

Urtheil  vom  2.  Mai  1888  in  Suchen  Friedrich  Berger.  ') 

Motive. 

I.  Durch  übereinstimmenden  Beschluss  des  Untersuchungsrichters 
und  des  Staatsanwalts  vom  9. 10.  März  1887  war  Friedrich  B.  dem 
korrektionellen  Gerichte  von  B.  überwiesen  worden  wegen  Misshandlung 
des  Knaben  Gottlieb  R.,  welche  Misshandlung  eine  Arbeitsunfähigkeit  von 
nicht  weniger  als  5 Tagen,  aber  nicht  mehr  als  20  Tagen  zur  Folge 
gehabt  hatte. 

2.  In  dem  zur  Hauptverhandlung  angesetzten  Termine  vom  28.  Mai 
1887  hatten  sodann  die  Parteien  vor  Beginn  der  Verhandlungen  folgenden 
Vergleich  geschlossen: 

l)  L>as  im  Folgenden  mitgetheilte  Urtheil  di  s Appollationsgerichtes  entspricht 
m.  E.  vollständig  dem  geltenden  objektiven  Rechte.  Die  unglückselige  Gesetzes- 
bestimmung (Art.  1 Str.  Vejrf.),  auf  welcher  es  fusst,  musste  nach  der  Aktenlage 
Anwendung  finden.  L. 
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„I.  Friedrich  B.  zahlt  dem  Gottlieh  R.  mit  Händen  er  handelt,  eine 
Entschädigung  von  Fr.  75,  zahlbar  innert  8 Tagen. 

II.  B.  Übernimmt  ferner  die  Untersuchungskosten  und  Arztkosten, 
sowie  die  Anwaltskosten  der  Civilpartoi. 

III.  Letztere  erklärt  sich  hiemit  befriedigt  und  zieht  die  Strafklage 
gegen  B.  zurück,  unter  der  Bedingung,  dass  B.  seinen  Verpflich- 
tungen nachkommt.“ 

Nach  dem  Antrag«  der  Staatsanwaltschaft  beschloss  daraufhin  das 
Gericht,  es  sei  der  vorliegenden  Unterauchungasache  gemäss  Art.  244 
Str.  Verf.  ')  keine  weitere  Folge  zu  geben,  sofern  die  Untersuehnngskosten 
bezahlt  werden  und  seitens  des  Angeklagten  der  Parteivergleich  inne- 
gehalten  werde. 

3.  Da  Friedrich  B.  die  ihm  nach  dem  Vergleiche  auffallenden  Be- 
träge nicht  bezahlte  und  sowohl  die  seitens  der  Amtssehatfnerei  und  der 
Civilpartei  gegen  ihn  gerichtete  Betreibung,  als  eine  Eingabe  der  letztem 
in  ileu  mittlerweile  Uber  ihn  verhängten  Geltstag  — beides  gestutzt  auf 
obigen  Vergleich  vorgekehrt  — resultatlos  geblieben,  so  wurde  neuer- 
dings zur  Hauptverhandlung  in  der  nämlichen  Strafuntersuchung  vorge- 
laden. 

4.  ln  der  (zweiten)  Hauptverhandlung  vom  31.  März  1888  stellte 
nun  der  Angeklagte  vorzugsweise  gegenüber  der  Civilpartei  und  der 
Staatsanwaltschaft  das  Begehren  : Es  sei  der  Anzeige  und  der  von  daher 
anhängigen  Strafsache  keine  weitere  Folge  zu  geben,  weil  der  den 
Klägern  allfällig  zugestandene  Strafklagsansprneh  konsumirt  sei,  d.  h. 
weil  der  Kläger  G.  B.  mit  Händen  er  bandelt  durch  Betreibung  des 
Angeklagten  bis  zum  Geltstage  stillschweigend  resp.  durch  konkludente 
Handlungen  auf  die  Klage  Verzieht  geleistet  habe,  was  Einstellung  jeder 
weiteren  Verfolgung  nach  sieh  ziehe,  weil  es  sich  nur  um  ein  Antrags- 
delikt handle  — unter  Kostenfolge  gegen  wen  Rechtens.  (Art.  4 und  5 
Str.  V.) 

5.  Nach  dem  Antrag«  der  Staatsanwaltschaft  und  der  Civilpartei 
wies  das  Gericht  den  Friedrich  B.  mit  seiner  Vorfrage  ab  unter  Kosten- 
folge, uud  zwar  in  Betrachtung: 

I.  Dass  der  Vergleich  vom  28.  Mai  1887  bedingt  dahin  lautet,  die 
Civilpartei  ziehe  die  Strafklage  gegen  B.  zurück  unter  der  Be- 
dingung, dass  dieser  seinen  Verpflichtungen  nachkomme; 

II.  dass  unter  diese  Verpflichtungen  nicht  nur  die  Civilcntschädigung 
und  die  Anwaltskosten  der  Civilpartei  fallen,  sonder  nauch  die 
Untcrsuchungs-  und  Arztkosten,  indem  auch  diese  Kosten  der 
einen  oder  andern  Partei  auffallcn  ; 

III.  dass  die  kläger  sche  Partei  ein  wesentliches  Interesse  hat,  dass  B. 
bei  der  Verpflichtung  zu  Bezahlung  dieser  Kosten  behaftet  bleibe; 


')  Art.  244  lautet:  „Hat  sich  die  Civilpartei  mit  dem  Angeschuldigten  ver- 
glichen, so  wird  die  Prozedur  vernichtet,  wenn  cs  sich  tun  strafbare  Handlungen 
handelt,  die  nur  auf  Klaue  der  verletzten  Partei  verfolgt  werden  können.  Die 
eine  oder  andere  Partei  muss  jedoch  binnen  acht  Tagen  von  der  Mittheilung  des 
Vergleiches  au  den  Untersuchungsrichter  die  Kosten  bezahlen.  In  allen  andern 
Fällen  wird  der  Sache  weitere  Folge  gegeben.“ 
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IV.  dass  B.  keiner  seiner  Verpflichtungen  naehgekommen  ist  und  dass 
sowohl  der  Fiskus  als  nun  auch  die  Civilpartei  deren  Erfüllung 
verlangen. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  Friedrich  B.  appellirt. 

6.  Das  abweisende  Erkcnntniss  des  korrektioneilen  Gerichts  von  IS» 
stützt  sich  ausdrücklich  auf  die  Fassung  des  Vergleichs  vom  28.  Mai  1887. 
Dem  gegenüber  ist  schon  die  vom  Angeklagten  (neuerdings  in  seiner 
schriftlichen  Verteidigung)  erhobene  Einwendung  nicht  ohne  Berechtigung: 
Die  Kläger  hätten,  indem  Bie  gegen  den  Angeklagten,  welche!1  den  Ver- 
gleich nicht  erfüllte,  statt  nach  dem  Vergleich  auf  dem  Strafwege  weiter 
zu  progrediren,  den  Betreibungsweg  einsehlugen,  auf  die  im  Vergleiche 
festgesetzte  Bedingung  und  damit  auf  weitere  strafrechtliche  Verfolgung 
Verzieht  geleistet.  Aber  auch  abgesehen  hievon  ist  das  erstinstanzliche 
Urtheil  unrichtig.  Art.  4 Str.  V.  bestimmt:  „Die  Verzichtleistung  auf  die 
Civilklage  zieht  die  Erlöschung  oder  die  Einstellung  der  öffentlichen 
Verfolgung  nur  in  denjenigen  Fällen  nach  sich,  wo  diese  nicht  von 
Amteswegen  stattfindet.“  ')  In  vorliegender  Strafsache  bandelt  es,  sich 
nun  eben  um  ein  Antragsdelikt  (Art.  142  Str.  (>.),  d.  h.  um  einen  Fall, 
wo  die  öffentliche  Verfolgung  nicht  von  Amteswegen  statttindet,  und  im 
Vergleiche  vom  28.  Mai  1887  hat  sieh  die  Civilpartei 

a)  einerseits  bedingungslos  als  „hiemit  befriedigt“  erklärt, 
worin  ein  unbedingter,  vorbehaltloser  Verzicht  auf  die  Civilklage , 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Bezahlung  rechtzeitig  erfolge  oder 
nicht,  erblickt  werden  muss  ; 

b)  anderseits  erklärte  sie  nun  zwar,  die  Strafklage  ziehe  sie 
nur  unter  der  Bedingung  zurück,  dass  B.  seinen  Verpflichtungen 
nachkomme,  und 

das  Gericht  hat  den  Vergleich  auch  in  diesem  Sinne  genehmigt.  Allein 
dieser  Vorbehalt  ist  total  unerheblich,  sobald  im  Vergleich  selber  ein 
vorbehaltloser  Verzicht  auf  die  Civilklage  liegt.  Die  Verziehtleistnng 
auf  die  Civilklage  bedurfte  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  der  gerichtlichen 
Genehmigung  und  nach  Art.  4 Str.  V.  muss  bei  Antragsdelikten  der  vor- 
behaltlose Verzicht  auf  die  Civilklage  von  Gesetzeswegen  und  ohne 
Weiteres  die  Erlöschung  der  öffentlichen  Klage  nach  sich  ziehen.  Hin- 

wiederum kennt  da«  heroische  Gesetz  keinen  selbständigen  Rückzug  der 
„Strafklage“  seitens  des  Antragsberechtigten  s.)  Sobald  Letzterer  sich  als 
Civilpartei  vorbehaltlos  als  befriedigt  erklärt  (wäre  es  auch  durch  den 
blossen  Abschluss  eines  Vergleich»),  verzichtet  er  damit  definitiv  auf  die 
Civilklage,  und  damit  erlöscht  bei  Antragsdelikten  der  Strafanspruch, 
welcher  dem  Staate  allein  znsteht,  ipso  jure,  ohne  dass  etwaige  gegen- 
teilige Parteiabmachungen  rechtliche  Wirksamkeit  haben  könnten.  Der 
Art.  4 Str.  V.  mag  an  und  für  sich  noch  so  anstössig  sein,  er  besteht 
nun  einmal,  und  sobald  er  zutrifft,  kann  sich  der  Staat  bloss  mehr  gemäss 
Art.  244  Str.  V.  für  die  Kosten  nach  Belieben  au  den  einen  oder  andern 

')  Unter  diesem  allgemein  eu  Prinzi|ie  steht  auch  der  in  der  vorhergehenden 
Note  citirtc  Art.  2 1 1 Str.  V.  L. 

*)  Eine  Ausnahme  bildet  die  Strafklage  wegen  Ehebruchs.  Art.  175, 
al.  2,  St.  G.  B.  L. 
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Vergleichskontrahentcn  halten.  Im  vorliegenden  Falle  war  es  um  so 
ungehöriger,  das  Strafverfahren  wieder  aufzunehmen,  als  der  Staat  wie 
die  Civilpartei  gegen  den  nicht  bezahlenden  Angeklagten  gestützt  auf 
den  Vergleich  nicht  etwa  sofortige  Fortsetzung  des  Strafverfahrens  ver- 
langt hatte,  sondern  auf  dem  Wege  des  Vollziehungsverfahrens  gegen 
den  Angeklagten  vorgegangen  war  und  erst  dann,  als  hierbei  nichts 
lieransschaute,  von  Neuem  die  Strafverfolgung  aufnahm. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 
erkannt: 

I.  Die  vom  Angeklagten  Friedrich  B.  aufgeworfene  Vorfrage  wird 
demselben  sowohl  gegen  den  Staat  als  gegen  die  Civilpartei  R. 
zugesprochen. 

II.  Die  erstinstanzlichen  Kosten  trügt  der  Staat. 

III.  Die  Civilpartei  R.  hat  dem  Angeklagten  die  Rekurskosten  zu  ver- 
güten. 

IV.  Die  Rekurskosten  des  Staates  fallen  zur  Ilülfte  dem  Staate  und 
zur  Hälfte  der  Civilpartei  R.  auf. 


Uriheil  des  Strafgerichts  Kanton  Basel-Stadt  vom  11.  Februar  1888.  ') 

Lief/t  Unterschlagung  und  Beirugsrersuch  vor,  nenn  eine  Ehefrau 
sich  für  eine  Schuld  des  Ehemannes,  welche  sie  sofort  bezahlen 
will , Quittung  ausstellen  lässt , dann  über,  von  dem  Ehemann 
angestiftet,  fälschlich  behauptet , sie  habe  bezahlt,  und  die  Rück- 
gabe der  Quittung  verweigert  t 

Der  Angeklagte  Adam  Sehwendemann  schuldete  dem  Ledcrhündler 
Siegmund  Breisacher-Guggenheim  in  Freiburg  (Baden)  Fr.  110.  25  und 
schrieb  ihm  am  3.  Januar  abliin,  wenn  er  wieder  nach  Basel  komme,  so 
möge  er  bei  ihm  ankehren,  um  die  Sache  in  Ordnung  zu  bringen.  Am 
5.  Januar,  Abends  7 1,'lir,  begab  sich  mm  Breisacher  zu  Sehwendemann, 
traf  im  Raden  nur  dessen  Frau  und  reduzirtc  ihr  gegenüber  seine  For- 
derung auf  Fr.  1(H».  Auf  ihre  Erklärung,  sie  wolle  das  Geld  oben  im 
Zimmer  beim  Manne  holen  und  er  möge  inzwischen  die  Rechnung  quittiren, 
willfahrte  Breisacher  ihrem  Wunsch,  quittirte  und  übergab  ihr  die  Rechnung. 
Sie  nahm  sie  zu  Ilanden,  verlies»  den  Laden  und  kehrte  bald  darauf 
zurück,  indem  sie  sagte,  der  Mann  werde  das  Geld  bald  bringen.  Als 
Breisacber  ungeduldig  zu  werden  anfing  und  Geld  oder  die  Rechnung 
zurllckverlangtc,  sagte  ihm  Frau  Sehwendemann,  nachdem  sie  den  Laden 
wieder  verlassen,  ihr  Mann  sei  scheint’s  hinten  hinauB  fort,  er  solle  in 
einer  Viertelstunde  wieder  kommen,  sic  könne  die  Rechnung  nicht  finden. 
Breisacher  entfernte  sich  misstrauisch,  erzählte  das  Vorgefallene  einem 
Freund,  machte  Anzeige  bei  der  Polizei  und  läutete  um  S Uhr  noch 
einmal  bei  Schwendemanns  an,  aber  ohne  Einlass  zu  erhalten.  Am  fol- 

')  Mittheilung  des  Hm.  Appcllationsgeriehtssclireibers  T.  Siegfried  in  Basel. 
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gendon  Morgen  begab  er  sieb  wieder  zu  Schwendemanns,  um  das  Geld 
zu  fordern,  bekam  aber  von  beiden  Eheleuten  die  Antwort,  die  Rechnung 
sei  von  Frau  Schwendemann  bezahlt  worden. 

Die  Angeklagten  stellen  freilieli  die  Sache  anders  dar  und  behaupten, 
Schwendemann  sei  am  5.  Januar  Abends  nicht  zu  Hause  gewesen  und 
Frau  Schwendemann  habe  dem  Brcisaclier  Fr.  KM)  bezahlt. 

Dem  entgegen  i>st  anzunehmen,  dass  Frau  Schwendemann  den  Brei- 
sacher  zwar  wahrscheinlich  in  redlicher  Absicht  und  mit  dem  Vorhaben, 
gleich  zu  bezahlen,  quittiren  hiess,  denn  sonst  hiltte  sie  nicht  zuerst  seine 
Forderung  auf  Fr.  1()0  herunter  gemarktet;  dass  sie  aber  dann  oben 
im  Zimmer  von  ihrem  Mann  die  Instruktion  erhielt,  den  Breisacher  hin- 
zuhalten und  nicht  zu  bezahlen.  Ohne  eine  solche  Instruktion  wäre  das 
Benehmen  der  Frau  nicht  wohl  zu  erklären.  Desshalb  wurde  auch  der 
Laden  ausnahmsweise  früh  geschlossen.  Dem  Schwendemann  ist  eine 
solche  That  wohl  zuzutranen,  da  schon  in  der  Verhandlung  vom  1.  November 
1887  das  Gericht  den  bestimmten  Eindruck  erhielt,  er  habe  verschiedene 
Personen  zu  falschem  Zeugniss  tiberredet  oder  zu  Überreden  gesucht. 
Dem  Breisacher  ist  hingegen  nicht  zuzutrauen,  dass  er  nach  Quittung 
und  Erhalt  des  Oeldes  die  Fr.  100  noeli  einmal  gefordert  hittte,  sein 
ganzes  Benehmen  spricht  dagegen.  Wollte  man  annehmen,  dass  Sehwende- 
mann erst  am  5.  Januar  Nachts  spät  die  Sache  erfahren  hittte,  so  wiire 
dies  höchstens  flir  die  Strafzumessung  von  Eintluss. 

Es  seien  demnach  die  Angeklagten  einer  Handlung  schuldig,  welche 
die  Merkmale  der  Unterschlagung  und  des  Betrugsversuchs  trügt.  Einer 
Unterschlagung  insofern,  als  die  quittirte  Rechnung  erst  dann  in  das 
Eigenthum  der  Angeklagten  Uberging,  wenn  Bezahlung  erfolgte.  Eines 
Betrugsversuchs  insofern,  als  das  Beweismittel  der  Quittung  dazu  dienen 
sollte,  bei  einem  allfHiligen  Civilprozess  das  Civilgerieht  zu  Gunsten  der 
Angeklagten  zu  täuschen  und  ein  ihnen  gtlnstiges  Urtheil  zu  erwirken, 
in  Anwendung  der  §§  140,  148,  138  1,  150,  151,  25,  26,  44  Str.  Ges. 


erkannt  : 

Es  werden  Adam  Schwendemann  zu  einer  viermonatlichen,  Friedrike 
Schwendemann  zu  einer  dreimonatlichen  GefSngnissstrafe,  ferner  beide 
Angeklagte,  je  fUr  die  Iliilfte,  zur  Bezahlung  der  Prozesskosten  mit  Ein- 
schluss einer  Urtheilsgcblihr  von  Fr.  30  verurtheilt. 

Die  Quittung  des  Breisacher  auf  der  Rechnung  im  Betrag  von 
Fr.  110.  25,  d.  d.  29.  Mai  1887,  wird  als  ungiltig  erkiürt  und  ist  ihm 
diese  Rechnung  wieder  zuzustellen. 
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R.  Garofalo.  La  Criminologie.  in-8°,  4X0  pages.  Paris  1888. 

Si  l'auteur  de  VUomo  delinquente  eut  le  chef  incontesté  de  la  frac- 
tion biologique  de  l'école  positiviste  italienne,  M.  Garofalo  est  sans 
contredit,  parmi  les  sociologistes  de  l’école  nouvelle,  un  des  écrivains  les 
plus  brillants,  un  des  penseurs  les  plus  originaux;  il  eBt  de  ceux  dont 
les  ouvrages  ne  peuvent  pas  passer  inaperçus;  si  donc,  pour  élargir  le 
cercle  de  ses  lecteurs,  il  a jugé  bon  de  traduire  lui-même  en  français 
sa  Criminologie , l’occasion  paraît  favorable  pour  donner  aux  lecteurs 
de  la  ltcvue  un  aperçu  de  cette  œuvre  hardie.  Nous  ne  voulons  pas, 
aujourd'hui  du  moins,  discuter  avec  ce  prophète  d’une  science  qui  croit 
avoir  l’avenir  pour  elle;  la  place  nous  manque  pour  donner  ici  des 
appréciations  personnelles;  nous  résumons,  nous  no  critiquons  pas. 

I/ouvrage  comprend  trois  parties,  chacune  d’elles  étant  consacrée  à 
l’examen  d’un  des  grands  problèmes  pénaux:' 

1°  Qu'est-ce  que  le  crime  ? — D’emblée  l’auteur  se  sépare  ici  nette- 
ment des  juristes;  il  leur  refuse  toute  compétence,  il  leur  reproche  de 
n’étudier  que  les  caractères  extérieurs  du  délit  et  d’en  négliger  les  causes, 
il  repousse  comme  vague  et  trop  étendue  la  définition  juridique  de  l’in- 
fraction. l'our  être  digne  du  nom  de  crime,  pour  mériter  l'attention  de 
l’anthropologiste,  l'acte  coupable  doit  violer  un  des  sentiments  moraux 
définitivement  acquis  par  les  nations  ayant  atteint  un  certain  degré  de 
civilisation;  à cette  condition  seulement  il  y a «délit  naturel ».  Et,  pour 
serrer  sa  définition  de  plus  près,  Garofalo  précise  les  sentiments  sociaux 
dont  la  violation  constitue  le  crime,  ce  sont  les  sentiments  altruistes 
fondamentaux,  la  pitié  d'une  part,  la  probité  de  l’autre  (et  non  point 
dans  leurs  degrés  supérieurs,  mais  dans  la  mesure  seulement  où  elles  se 
trouvent  chez  la  pluralité  des  membres  de  la  société  lésée).  Encore 
faut-il,  pour  que  le  délit  naturel  existe,  que  la  violation  dérive  d’actes 
nuisibles  à la  communauté  (exclusion  des  exécutions  capitales,  des  mas- 
sacres causés  par  la  guerre).  — Quant  aux  autres  actes  de  moindre 
importance  que  le  droit  pénal  actuel  fait  rentrer  dans  le  nombre  des 
délits,  l'anthropologie  u'y  voit  que  des  faits  d’immoralité;  sans  doute 
leurs  auteurs  doivent  être  châtiés  parce  que  toute  infraction  à la  loi 
pénale  mérite  répression,  mais  ils  ne  sauraient  être  considérés  comme  des 
criminels  proprement  dits,  leurs  méfaits  uc  sont  point  du  domaine  de  la 
„vraie  science“,  celle  qui  recherche  les  causes  et  les  remèdes. 

2°  L’étude  consacrée  au  criminel  est  plus  approfondie  et  plus 
étendue  et  cela  se  conçoit  puisque  les  nouveaux  principes  de  pénalité 
doivent  reposer  essentiellement  sur  la  connaissance  de  la  nature  et  de 
la  vie  des  délinquants.  Pour  Garofalo,  le  crime  est  en  liaison  étroite 
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avec  la  nature  de  l’agent  et  démontre  l'anomalie  morale  de  ce  dernier. 
Le  criminel,  c’est  celui  citez  qui  les  sentiments  de  pitié  ou  de  probité 
font  défaut  ou  tout  au  moins  n'existent  que  dans  une  faible  mesure. 
L'auteur  reconnaît  avec  franchise  que  les  caractères  anatomiques  du  type 
criminel  ne  sont  point  encore  démontrés;  l'anomnlie  psychique,  en  re- 
vanche (le  plus  souvent  congénitale  et  très  fréquemment  héréditaire), 
existe  d’après  lui  chez  tons  les  auteurs  de  délits  naturels.  Les  causes 
extérieures  et  notamment  les  causes  sociales,  quelle  que  soit  leur  puis- 
sance, ne  peuvent  donc  à elles  seules  engendrer  le  criminel,  elles  ne 
peuvent  que  donner  l'impulsion  en  agissant  sur  les  penchants  innés  ou 
invétérés.  — L'anomalie  a ses  degrés,  d’après  lesquels  on  peut  dis- 
tinguer les  deux  catégories  suivantes  : 

a.  Le  délinquant  instinctif  est  l'agent  entièrement  dénué  de  sens 
moral.  En  dehors  des  cas  purement  pathologiques  (hystérie,  épilepsie,  etc.), 
Garofalo  (en  opposition  ici  avec  Lombroso  dans  sa  dernière  édition) 
n’admet  pas  que  cette  anomalie  constitue  une  variété  de  la  démence  et 
qu’il  y ait  identité  entre  le  délinquant  instinctif  et  le  fou  moral  ; il  se 
rapproche  à cet  égard  des  anthropologistes  français  (Tarde,  Lacassagne) 
qui  voient  plutôt  dans  le  criminel-né  un  type  retardé,  un  cas  de  régression 
partielle  vers  les  races  inférieures,  chez  lesquelles  le  défaut  de  sensibilité 
morale  constitue  l’état  normal.  — Quoi  qu’il  en  soit,  l'anomalie  est  ici 
complète  et  irréductible;  de  là  chez  cette  catégorie  de  délinquants  la 
fréquence  des  rechutes;  la  récidive  est  pour  eux  la  règle;  de  là  aussi 
l’inanité  d’une  réforme  pénitentiaire  basée  sur  l’amendement. 

h.  Le  délinquant  fortuit  est  celui  qui  souffre  d’un  affaiblissement 
du  sens  moral.  I*ans  des  circonstances  particulièrement  favorables  il  peut 
échapper  au  crime,  mais  c’est  sur  lui  surtout  qu’agissent  avec  puissance 
les  causes  sociales  et  économiques.  Même  ici,  l’anomalie  existe  et  reste 
la  cause  première  de  l’acte  coupable  ; la  misère,  par  exemple,  ne  pousse 
pas  au  crime  tous  les  malheureux,  mais  eenx  là  seuls  chez  lesquels  la 
probité  est  affaiblie,  en  sorte  que  même  si  la  cause  économique  du  délit 
était  supprimée,  la  cause  psychique  persisterait.  Il  en  est  de  même  de 
la  passion  ; l’auteur  pose  en  principe  qu’un  meurtrier  pareolère  ne  peut 
jamais  être  doué  d’un  sens  moral  normal,  quelle  que  soit  d’ailleurs  l’in- 
tensité de  la  provocation  subie;  en  d’autres  termes,  il  n’y  a pas  de 
criminels  par  passion  seule  et  l'excès  de  la  réaction  démontre  l’anomalie 
morale;  enlin  l'ivresse,  elle  aussi,  ne  pousse  aux  actes  de  violence  que 
les,  tempéraments  criminels. 

Si  les  causes  extérieures  ne  créent  pas  le  crime,  il  est  douteux 
qu'elles  puissent,  lorsqu’elles  agissent  en  sens  inverse,  empêcher  le  criminel 
de  se  révéler.  L'inHuence  moralisatrice  de  l’éducation  est  des  plus  pro- 
blématiques; en  tous  cas  ses  effets  sont  restreints  au  jeune  âge  t ineffi- 
cacité de  l’éducation  pénitentiaire)  et,  même  alors,  elle  ne  peut  remplacer 
les  sentiments  absents.  En  revanche,  et  le  contraste  n’a  rien  de  consolant, 
l’inlluence  délétère  d’un  mauvais  milieu  éducatif  est  incontestable,  les 
instincts  pervers  primitifs  dormant  toujours  sous  la  couche  des  sentiments 
altruistes  acquis  par  l’évolution.  — Quant  à la  loi  pénale,  sans  nier 
absolument  avec  Ferri  son  pouvoir  préventif.  Garofalo  ne  l'admet  toute- 
fois que  pour  certaines  catégories  de  délinquants  et  seulement  si  les 
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menace«  légales  sont  rendues  plus  sévères  et  plus  inévitables  par  la 
transformation  complète  de  la  pénalité  actuelle. 

3°  Ceci  nous  amène  au  troisième  problème,  le  plus  difficile  à ré- 
soudre, celui  de  la  répression.  Dès  les  premières  pages,  l’auteur  s'est 
déclaré  ennemi  juré  de  tout  système  répressif  basé  snr  la  responsabilité 
personnelle  ; l’existence  de  cette  responsabilité  fût-elle  démontrée,  déclare- 
t-il,  elle  n’cn  resterait  pas  moins  un  obstacle  A l'application  de  toute 
pénalité  rationnelle:  les  découvertes  récentes  de  l'anthropologie  permettent 
en  effet  d’affirmer  <|ue  plus  d’une  part  le  crime  est  barbare,  plus  ses 
motifs  semblent  odieux  ou  futiles,  plus  d'autre  part  la  prétendue  respon- 
sabilité de  l’agent  est  atténuée;  un  châtiment  basé  sur  elle  serait  donc,  dans 
un  très  grand  nombre  de  cas,  en  rapport  inverse  avec  la  gravité  du  délit! 
Pour  Garofalo,  la  répression  n’est  du  reste  pas  nu  droit,  mais  une  simple 
nécessité  de  défense  sociale:  le  nœud  gordien  du  problème  est  ainsi 
tranché  d’un  seul  mot  et  il  ne  reste  plus  qu’à  déterminer  le  mode  de  la 
peine  ainsi  justifiée.  Dans  ce  but  la  question  à résoudre  est  celle-ci: 
Le  criminel,  cet  être  anormal,  cet  „ennemi“  est-il  ou  non  susceptible 
d'adaptation  à la  vie  sociale  ? Si  la  négative  est  démontrée,  la  société, 
comme  tout  organisme  qui  lutte  pour  sa  conservation,  a le  devoir  d’ex- 
clure l’auteur  du  trouble;  elle  procède  alors  par  voie  d'élimination 
absolue.  Outre  l'avantage  immédiat  de  supprimer  le  danger,  cette  peine 
renferme  encore  uu  élément  d'intimidation  salutaire  ; elle  contribue  enfin 
indirectement  à l’épuration  de  la  race  par  sélection,  en  empêchant  la 
naissance  de  nombreux  criminels  héréditaires.  — Si  le  cas,  en  revanche, 
ne  paraît  pas  tout  à fait  désespéré,  la  société  emploiera  des  moyens 
répressifs  moins  radicaux,  l'élimination  temporaire  ou  relative  et  surtout 
la  reparution  du  préjudice  matériel  et  moral. 

Mais  ici  se  présente  une  objection  qui  menace  dans  son  essence 
même  le  système  proposé:  Les  plus  grands  crimes  (parricide,  assassinat 
inspiré  par  une  haine  dès  lors  assouvie)  ne  sont  souvent  pas  susceptibles 
de  renouvellement;  dès  lors,  l’acte  accompli,  tout  danger  cesse  et  avec 
lui  toute  nécessité  de  défense  sociale;  l'élimination  ne  se  justifie  plus  la 
peine  est  sans  base.  Garofalo  ne  trouve  pas  l’argument  irréfutable; 
l'agent  ayant  révélé  sa  capacité  criminelle,  il  est  à présumer  qu’il  ne 
s’en  tiendra  pas  là  et  d'autres  crimes  analogues  sont  à redouter;  l’auteur 
reconnaît  du  reste  qu’en  pareil  cas  le  châtiment  intervient  aussi  bien 
quia  peccatum  que  ne  peccctnr. 

Degré  d’aptitude  du  coupable  à la  vie  sociale,  tel  est  donc  le  critère 
qui,  dans  les  législations  positives,  devrait  remplacer  pour  la  fixation  de 
l’échelle  des  peines  le  critère  juridique  trop  vague  de  la  gravité  du  délit; 
la  mesure  de  la  perversité  individuelle  devient  ainsi  la  chose  essentielle 
et  l’élément  objectif  de  l’infraction  perd  toute  importance;  ce  contraste 
éclate  surtout  dans  la  théorie  de  Garofalo  sur  la  tentative:  Dès  que  les 
actes  accomplis  (fussent-ils  d'ailleurs  dans  l'opinion  commune  de  simples 
acte»  préparatoires)  décèlent  une  volonté  manifestement  dangereuse,  dès 
qu'ils  révèlent  le  criminel,  le  danger  social  de  la  tentative  est  égal  à 
celui  du  crime  consommé;  il  faut  donc  punir  et  punir  de  la  peine  entière, 
sans  tenir  compte  du  degré  de  réalisation,  »aus  s'inquiéter  de  l'impos- 
sibilité du  but  on  de  l'inefficacité  des  moyens  choisis  ; est-il  au  contraire 
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douteux  que  l'auteur  laissé  il  lui-même  eût  persévéré,  pus  de  danger, 
donc  pas  de  répression  ; le  système  bâtard  des  législations  qui  adoucissent 
la  peine  de  la  tentative  ne  se  justifie  ni  dans  l'une  ni  dans  l’autre  de 
ces  hypothèses. 

Mais  ce  n’est  pas  seulement  en  prenant  In  responsabilité  personnelle 
pour  base  de  la  pénalité,  en  prenant  la  gravité  du  délit  pour  mesure 
de  cette  pénalité  que  les  lois  actuelles  font  fausse  route;  beaucoup  de 
leurs  dispositions  semblent  choisies  exprès  pour  compromettre  la  sécurité 
sociale  et  constituent  de  vraies  „lois  protectrices  du  crime“.  L'auteur 
dirige  iqj  des  critiques  acérées  contre  l'initiative  donnée  au  lésé  seul 
pour  la  poursuite  de  certains  délits,  contre  Jes  modes  actuels  d’exécution 
des  condamnations  civiles,  presque  toujours  illusoires,  même  eu  cas  de 
solvabilité  du  coupable,  contre  le  jury,  cette  „institution  baroque“,  contre 
la  libération  sous  caution,  la  prescription,  la  grâce,  cette  violation  du 
droit  de  tous  d’être  délivrés  d’un  insociable,  enfin  contre  le  système 
universellement  admis  de  la  réclusion  à durée  fixée  d’avance,  système 
d'après  lequel  le  coupable,  A l’expiration  de  sa  peine,  est  libéré  saus 
avoir  été  ni  régénéré,  ni  mis  hors  d’état  de  nuire. 

Tout  cela  doit  donc  tomber  et  bien  d’autres  choses  encore  ! La 
vieille  science,  le  droit  pénal,  a fait  son  temps;  son  nom  même  doit 
disparaître  (on  dira  désormais  criminologie,  comme  on  dit  sociologie),  et 
l’aube  se  lève  pour  la  science  nouvelle  des  mystères  de  laquelle  les 
juristes  seront  impitoyablement  écartés.  Mais,  et  c’est  ici  sans  doute  que 
les  adversaires  du  hardi  novateur  l’attendent  A l’a’uvrc,  comment  rem- 
placer les  vieilles  institutions  jetées  A terre?  Garofalo  n’hésitc  pas;  le 
démolisseur  s’improvise  mac;on  et  construit  un  „système  rationnel  de 
pénalité“,  dont  voici  les  grandes  lignes: 

Avant  tout  il  importe  d’organiser  des  colonies  agricoles  pour  les 
jeunes  délinquants  et  des  asiles  pour  les  criminels  aliénés;  en  dehors  de 
ces  cas  plus  ou  moins  exceptionnels,  les  peines  se  gradueront  comme  suit  : 

a.  Peine  de  mort  pour  les  criminels  instinctifs  dépourvus  de  pitié; 
l’impossibilité  de  l’adaption  rend  l'élimination  absolue  indispensable  et  la 
réclusion  perpétuelle  est  insuffisante  puisqu’elle  n’exclut  ni  l’évasion  ni 
la  grâce,  ni  le  meurtre  toujours  possible  d’un  gardien  ou  d’un  codétenu. 
Ce  n’est  pas  la  notion  juridique  de  la  préméditation  qui  servira  A carac- 
tériser cette  catégorie  de  délinquants  „assassins“;  un  crime  improvisé 
peut  suffire  en  effet  A prouver  l’absence  de  sens  moral  et  d’autre  part 
un  meurtre  froidement  calculé  (après  une  injure  atroce  par  exemple)  ne 
dénote  pas  toujours  un  grand  criminel.  Il  faut  donc  que  l'anomalie 
morale  ressorte  clairement  soit  des  mobiles  de  l’acte  (absence  dune 
offense  sensible  A un  homme  ordinaire),  soit  du  mode  même  d’exécution 
(raffinements  de  cruauté). 

b.  Delegation  dans  une  île  ou  une  colonie.  Cette  peine  sera  tem- 
poraire pour  les  meurtriers  par  provocation,  les  auteurs  de  blessures, 
mutilations  et  viols;  son  essence  est  d'être  indéterminée  quant  à la  durée; 
après  une  période  d’observation  variant  avec  l’âge,  le  sexe  et  la  conduite 
du  détenu,  il  sera  statué  sur  la  prolongation  ou  la  cessation  du  châtiment. 
— La  rélégation  perpétuelle  s’impose  en  revanche  pour  ceux  qui  se 
montrent  incapables  de  vie  sociale  sans  toutefois  mériter  la  mort,  c'est- 
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à-dire  pour  le»  voleurs,  escrocs,  incendiaires  instinctifs,  nécessairement 
récidivistes  parce  que  la  probité  leur  fait  défaut. 

c.  Transportation  et  abandon  dans  une  contrée  déserte  ou  habitée 
par  des  peuplades  sauvages.  Ce  châtiment  (et  nous  ne  pouvons  nous 
empêcher  d’exprimer  notre  surprise  de  voir  figurer  daus  un  système 
sérieux  cette  pénalité  bizarre  qui  consiste  à créer  des  Robinsons  de  par 
la  loi!)  frappera  les  auteurs  récidivistes  de  certains  délitB  contre  les 
personnes  (mutilation,  viol)  et  les  voleurs  ou  escrocs  incorrigibles  qui 
auraient,  dans  le  lieu  même  de  leur  rélégation,  continué  l’exercice  de 
leur  honteux  métier. 

d.  Au-dessous  de  ces  trois  modes  d’élimination  vient  se  placer  la 
réparation.  Cette  peine  moins  rigoureuse  sera  réservée  aux  voleurs 
débutants  et  aux  coupables  des  délits  contre  les  personnes  les  plus  légers 
(rixes,  homicide  imprudent,  menaces,  séduction,  etc.).  Elle  comporte  con- 
trainte au  paiement  de  deux  amendes,  l'une  au  lésé,  l’antre  à l’état  qui 
a souffert  un  préjudice  moral  et  qui  doit  être  indemnisé  des  frais  faits 
par  lui  pour  la  répression.  Les  moyens  les  pins  rigoureux  seront  em- 
ployés pour  que  cette  condamnation  ne  reste  pas  illusoire:  si  le  coupable 
a des  ressources,  le  lésé  obtiendra  hypothèque  et  privilège  sur  tous  ses 
biens  sans  exception;  s’agit-il  d’un  insolvable,  son  gain  sera  saisi  pour 
autant  qu’il  excède  la  somme  absolument  indispensable  pour  vivre;  et  si 
le  coupable  essayait  d’éluder  le  châtiment  en  refusant  de  travailler,  il 
serait  enrôlé  de  force  dans  une  des  compagnies  d’ouvriers  organisées  par 
l’état;  son  salaire  serait  intégralement  affecté  au  paiement  des  amendes 
encourues  et  l’adage:  qui  non  laborat,  non  manducet,  lui  serait  ap- 
pliqué dans  toute  sa  rigueur. 

Tel  est,  en  toute  impartialité,  ce  livre  remarquable  par  la  nouveauté 
des  idées  qu’il  contient,  attrayant  par  la  conviction  chaleureuse  qui  l’ins- 
pire, œuvre  de  polémique  et  de  propagande  plus  encore  peut-être  que 
de  science,  mais  œuvre  forte,  qui  fait  penser  et  qui  fera  date,  car  elle 
est  le  premier  essai  tenté  pour  adapter  aux  exigences  de  la  pratique 
criminelle  les  doctrines  nouvelles  de  l’anthropologie.  A.  Gautier. 

Verhandlungen  des  Schweizerischen  Vereins  fUr  Straf-  und  Gefängniss* 
wesen  in  Freiburg  am  20.  Sept.  1887.  AT.  Vernum  ml  uni/.  l)\e 

Arbeit  in  den  Gefängnissen.  Aarau,  Sanerlätider,  1888.  234  3. 

An  seiner  letzten  Versammlung  in  Freiburg  beschäftigte  sich  der 
Verein  für  Straf-  und  Gefängnisswesen  hauptsächlich  mit  der  Arbeit  in 
den  Gefängnissen.  Die  Strafhausdirektoren  Chicherio  (Lugano)  nnd 
Zimmermann  (Luzern)  erstatteten  Uber  diesen  Gegenstand  Gutachten, 
welche  in  dem  Anhang  der  soeben  erschienenen  „Verhandlungen“  (S.  173 
bis  213)  mitgetheilt  sind.  Der  Referent  Chicherio  gelangte  zu  folgenden 
Schlüssen  : 

Die  Arbeit  ist  in  Regie  oder  auf  Rechnung  der  Besteller  auszufllkren; 
an  Unternehmer  soll  sie  in  der  Regel  nicht  vergeben  werden.  Der  freien 
Arbeit  ist  möglichst  wenig  Konkurrenz  zu  machen.  Bei  Auswahl  der 
Arbeitszweige  ist  namentlich  die  moralische  Hebung  der  Sträflinge  und 
ihre  Erziehung  zur  ökonomischen  Selbstständigkeit  in  das  Auge  zu  fassen. 
Landwirtschaftliche  und  Bauarbeiten  sind  nützlich  und  ausführbar  für 
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kräftige  Sträflinge.  Solche  Beschäftigung  ist  als  Belohnung  llir  gute 
Aufführung  zu  gewähren  und  soll  als  Vorbereitung  für  die  Entlassung 
gelten.  Diese  Arbeiten  sind  soweit  möglich  in  unbewohnter  Gegend 
unter  Aufsicht  eines  sachverständigen  Aufsehers  (contre-maître)  auszu- 
fllliren,  unter  Wahrung  ihres  Charakters  als  Strafarbeiten. 

Der  Korreferent  Zimmermann  stellte  folgende  Thesen  auf: 

1.  Die  Strafgefangenen  sind  zu  ernster,  angestrengter  und  nutz- 
bringender Arbeit  anzuhalten. 

ü.  Die  Arbeit  soll,  soweit  möglich,  muskelanstrengend  und  ermüdend, 
aber  nicht  direkt  gesundheitsschädlich  sein. 

3.  Sic  soll  dem  Strafzweck  nicht  widerstreiten,  sondern  denselben 
unterstützen. 

4.  Sie  soll  einen  erzieherischen  Einfluss  ausllben  und  die  Erwerhs- 
fähigkeit  steigern,  so  dass  der  Entlassene  bei  gutem  Willen  sein  redliches 
Brod  finden  kann 

5.  Sie  soll,  bei  billiger  Berücksichtigung  der  Interessen  der  freien 
Arbeiter,  möglichst  einträglich  sein. 

ti.  Diese  Forderungen  erfüllt  in  der  Regel  am  vollkommensten  ein 
wohleingerichteter  Gewerbebetrieb  innerhalb  den  eigenen  Mauern,  auf 
eigene  Rechnung  und  mit  Ausschluss  fremder  Unternehmer  geführt. 

Die  Diskussion  ergab  im  Wesentlichen  Zustimmung  zu  den  Aus- 
führungen der  Berichterstatter.  Strafhausdirektor  Corbaud  (Freiburg) 
empfahl  industrielle  Arbeiten  vorwiegend  für  Anstalten,  die  sich  in  der 
Nähe  industrieller  llauptorte  befinden,  während  landwirtschaftliche  Ar- 
beiten mehr  für  Anstalten  in  ländlicher  Umgebung  passen.  Oberrichter 
Correvon  (Lausanne)  benutzte  den  Anlass,  um  gegen  die  Anfechtung 
der  Willensfreiheit,  wie  sie  an  dem  Kongress  für  Kriminalanthropologie 
in  Rom  (1885)  vertreten  wurde,  zu  protestiren. 

Aus  dem  weitern  Inhalt  der  Verhandlungen  verdient  namentlich  eine 
geschichtliche  Darstellung  des  freiburgischen  Strafrechts  von  Staatsrath 
Schalter  (Freiburg)  hervorgehoben  zu  werden  (Eröffnungsrede  S.  15  — 44). 

Der  Anhang  enthält  ausser  den  erwähnten  Gutachten  einen  Bericht 
des  Centralpräsidenten  J.  V.  Hürbitt  über  die  Errichtung  von  Kurrektions- 
anstalten für  jugendliche  Verbrecher  ■),  eine  sehr  interessante  Chronique 
pimale  et  pénitentiaire  (1885-  1881'.)  und  eine  Hibliographie,  beides  von 
Dr.  Guillaume,  endlich  Thesen  betr.  Organisation  einer  Vereinigung  der 
Schweiz.  Scltvtsvereine  und  eine  der  Vereinheitlichung  des  Strafwesens 
in  der  Schweiz  gewidmete  Bankettrede  des  Centralpräsidenten  Harbin. 

Möchte  es  sich  für  die  Zukunft  nicht  empfehlen,  die  Referate  den 
Mitgliedern  vor  der  Versammlung  gedruckt  mitzutheilen  ? Die  Vorzüge 
dieses  überall  durchgeführten  Verfahrens  sind  einleuchtend.  Die  Mit- 
glieder können  sich  mit  Hülfe  der  gedruckten  Gutachten  vor  den  Ver- 
handlungen über  den  Stand  der  Frage  leicht  oricutiren  und  kennen  die 
Auflassung  der  Berichterstatter.  Bei  den  Verhandlungen  dürfen  sich  die 
Referenten  unter  Hinweis  auf  ihre  schriftlichen  Arbeiten  auf  eine  kurze 
mündliche  Zusammenfassung  beschränken  und  cs  bleibt  für  die  Berathung 
des  Gegenstandes  die  erforderliche  Zeit. 

*)  Vgl.  Zeitschrift  S.  ö'J  ff. 
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Strafrechtszeitung.  — Nouvelles  pénales. 


Strafrecht, 

Fehlspriiehe  von  Oosehwornen.  Fridolin  KellerhaU  von  Hilgendorf  wurde 
vom  Schwurgerichte  des  Kantons  Solothurn  im  .fahre  1808  wegen  einer  ln  Fulen- 
baeh  begangenen  .{ualifizirten  Brandstiftung  und  wegen  eines  wahrend  dieses  Brandes 
ausgeführten  und  von  ihm  selbst  eingestandenen  Diebstahls  zur  Todesstrafe  ver- 
nrtheilt,  vom  Kautonsrathe  jedoch  mit  einer  Stimme  Mehrheit  zu  20  Jahren 
Zuchthausstrafe  begnadigt.  Kellerhals  behauptete  in  der  Strafanstalt  bezüglich 
der  Brandstiftung  fortwährend  seine  Unschuld.  Auch  traf  cs  sich,  dass  ein 
Sterbender  in  Amerika  auf  dem  Todtbette  jenes  Verbrechen  der  Brandstiftung 
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in  Fulenbach  bekannt  batte.  I»ie  Untersuchung  des  Falles  wurde  wieder  aufge- 
nuinnten  und  Kellerhals  von  den  Gcscbwornen  am  26.  Juni  188«  vom  Verbrechen 
der  Brandstiftung , nicht  aber  von  demjenigen  des  Diebstahls  freigesprochen. 
Kellerhals  hatte  bis  jetat  im  Ganzen  14  Jahre  Zuchthaus  verbüsst.  Davon  wurden 
ihm  für  den  begangenen  Diebstahl  2 Jahre  angerechnet  und  für  die  unschuldig 
verbilssten  12  Jahre  5000  Fr.  Entschädigung  bestimmt. 

Am  27.  Juni  wurde  sodann  noch  ein  zweites  Urtbeil  wegen  Brandstiftung 
vom  solothuruischen  Schwurgerichte  revidirt,  ein  Urtbeil  gegen  Frau  Anna  Murin 
Hirsch;/  von  Schongau,  welche  wegen  Brandstiftung  am  7.  Oktober  1880  zu  8 Jahren 
Zuchthaus  verurtlieilt  worden  war  und  seither  gebüsst  hat.  ln  diesem  Revisions- 
falle sprachen  die  Gcscbwornen  schon  nach  einer  Berathung  von  10  Minuten  das 
Nichtschuldig  aus.  Frau  llirschy  erhält  eine  Entschädigung  von  800  Fr. 

Harbin. 

Bognadiirtinirsvvesen.  Der  Grosse  Rath  des  Kantons  Luzern  hat  dem  Maler 
und  Photographen  G.  J.  von  K.,  welcher  im  Jahre  1876  den  Fürsprech  Sch.  in  H. 
laut  eigenem  Geständnisse  vergiftet  hat,  um  nachher,  wie  damals  vermuthet  wurde, 
seine  Frau  heirathen  zu  können,  am  30.  Mai  I.  .1.  den  Strafrest  in  Gnaden  erlassen, 
obgleich  ihn  das  obergerichtliche  Urtheil  vom  30.  September  1877  wegen  Mordes 
zu  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  verurtlieilt  hatte.  Die  Begnadigung  erfolgte  laut 
„Vaterland“  fast  einstimmig,  weil  er  nach  und  nach  erblinde  und  weil  seine  Schuld 
überhaupt  von  vielen  Seiten  in  Zweifel  gezogen,  ja  direkt  bestritten  werde.  G.  will 
sein  Geständnis»  seiner  Zeit  nur  abgelegt  haben,  um  eine  dritte  Person,  die  vor 
ein  paar  Jahren  gestorben  ist,  zu  retten.  Merkwürdig  bleibt  dieser  Behauptung 
gegenüber  immerhin  die  Thatsache,  dass  jene  Person  (Frau  Sch.)  vom  Obergerichte 
z.  Z.  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen  worden  ist.  Warum,  müssen  wir 
fragen,  hat  diese  Person,  wenn  sie  den  Strätling  G.  als  unschuldig  und  sich  selbst 
als  schuldig  gewusst  hat,  auf  dem  Todbette  kein  Bekenntnis»  abgelegt,  was  doch 
sonst  so  oft  vorkommt?  Jetzt,  nachdem  sie  längst  todt  ist,  Verdacht  und  Schuld 
auf  sie  zu  wälzen,  ist  ein  Manöver,  das  im  Gefängnissieben  gar  nicht  selten  vor- 
kommt.  Kanu  sich  G.  auf  den  Fall  hin,  dass  er  die  Tliat  wirklich  nicht  selbst 
begangen  batte,  auch  von  der  Mitwisseuschaft  rein  waschen?  Wir  wollen  diesen 
Humanitätsakt  aus  dem  Kanton  Luzern,  wo  es  der  ganzen  Beredtsamkeit  und  des 
Protestes  eines  Ph.  Segesser’s  bedurfte,  um  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  zu 
verhindern,  indessen  nicht  weiter  untersuchen,  sondern  ihn  blos  registrireu;  denn 
es  wird  die  Zeit  kommen,  wo  ein  anderer  Verbrecher,  der  noch  keinem  Menschen 
ein  Haar  gekrümmt  hat  und  dessen  Vergehungen  nur  in  Einbrüchen  in  Privat- 
häuser und  in  Ausbrüchen  aus  dem  Zuchlhause  bestehen,  auch  an  die  Pforte  der 
gleichen  Beguadigungsbehörde  auklopfen  wird.  Der  Strätling  Thali  Johann  sitzt 
jetzt  zirka  20  Jahre  lang  fast  ununterbrochen  im  Kerker.  Von  diesen  fallen  fast 
17  Jahre  allein  auf  den  Kanton  Lnzem.  Thali  hat  aber  jetzt  noch  gegen  27  Jahre 
Strafhaft.  Seine  Ausbrüche  aus  der  Strafanstalt  Luzern  sind  allerdings  sehr  zahl- 
reich; allein  wer  wollte  sich  liei  solchen  Aussichten  mit  stummer  Resignation  in 
sein  Schicksal  fügen?  Die  Entweichungen  mussten  bei  Th.  natürlich  immer  wieder 
zu  neuen  Diebstählen  und  neuen  Strafen  führen.  Soll  er  aber  seine  47  Jahre 
Gefängnis»,  die  er  bis  jetzt  auf  dem  Kücken  hat,  ganz  verbüssen,  während  der 
wegen  Mord  zu  lebenslänglicher  Haftzeit  verurtheilte  G.  schon  uach  10’/s  Jahren 
sich  der  Freiheit  wieder  erfreuen  durfte?  — Harbin. 
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(refit  ngnusirexen. 

Nnchrlchteii  uns  dem  (iefâiigrniMwexcn  der  Schweiz. 

Kdsliÿirt  wii  Direktor  J.  V.  Iliirbin  iu  l.enzburg. 

KoIIcktlrcn  in  Strafanstalten.  Wie  Zeitungen  berichteten,  hat  am  3.  Juni 
in  der  Nähe  von  Lausanne  ein  Brandimglück  sich  ereignet.  Oie  Sträflinge  der 
Strafanstalt  Lausanne  hätten  nun  für  die  Geschädigten  sofort  Fr.  100  zusammen 
gelegt.  Oas  nennt  die  „Revue“  einen  hübschen  Zug  von  Sträflingen  und  wir 
stimmen  nach  der  ethischen  Richtung  diesem  Urthcile  bei.  Fine  andere  Frage 
aber  ist  es,  ob  das  PecnUnm , welches  der  Staat  den  Sträflingen  als  ein  Almosen 
zum  bessern  Fortkommen  mit  auf  den  Weg  gibt,  von  denselben  wieder  verschenkt 
werden  solle  und  dürfe,  und  ob  dasselbe  hiedurch  nicht  seinem  eigentlichen  Zwecke 
entfremdet  werde.  Hei  Sträflingen  braucht  es  nur  der  leisen  Anregung  zu  solchen 
Wohlthätigkeitsakten  und  es  sind  sogleich  die  meisten  hiezu  bereit,  besonders 
wenn  sie  hoffen,  dass  die  Zeitungen  davon  Notiz  uehnien.  Gibt  es  aber  ärmere 
Leute,  als  jene  es  seihst  sind?  Gewiss  verlangt  von  diesen  Unglücklichen  Niemand 
ein  Opfer  der  Wohlthütigkeit  und  daher  lasse  mau  sie  nacli  dieser  Richtung  un- 
behelligt und  ungeschoren  ! II. 

Zug.  Im  Gefängnisswesen  dieses  Kantons  sind  iu  den  letzten  Jahren  Ver- 
änderungen eingetreten.  Vor  dem  Jahre  1883  wurden  nämlich  alle  Strafgefangenen, 
welche  zu  einer  niehrmonatliehen  Freiheitsstrafe  verurthellt  waren,  in  der  Straf- 
anstalt des  Kantons  Zürich  untorgebracht  ’).  die  Gefängnisse  im  Rathhause  der 
Stadt  Zug  und  im  sogeiiaunten  Klnterkause  dagegen  beherbergten  unr  Futer- 
suchungs  gefangene  und  ganz  kurzzeitige  Büsser.  Diese  Lokalitäten  waren  vom 
Staate  gnnietliet.  Das  Bedürfnis»  für  ein  eigenes  Sta nt sgefangn i ss,  worin  die  In- 
sassen auch  beschäftigt  werden  konnten,  machte  sich  daher  immer  mehr  geltend. 
Allerdings  sah  mau  wohl  ein,  dass  der  Bau  und  der  Betrieb  einer  Strafanstalt, 
welche  alle,  also  auch  die  langjährigen  Zuclithuussträflinge  aufuehmen  konnte,  für 
den  kleinen  Kanton  eine  zu  grosse  Last  wäre.  Mau  entschloss  sich  daher  zu 
einem  Gefangnissbau  für  rntersucliungsgefangene  und  korrcktiunelle  Sträflinge. 
Im  Jahre  1H83  wurde  der  Neubau  bezogen.  Im  Jahre  1884  wurden  darin  im 
Ganzen  46  Personen  detinirt,  10  davon  waren  aus  dem  Vorjahre  herüber,  36  im 
Laufe  des  Jahres  neu  dazu  gekommen.  Gleichzeitig  hatte  Zug  11  Personen  in 
der  Strafanstalt  Zürich  untergehmcht  und  dafür  ein  Pensionsgeld  von  Fr.  2030.  30 
verausgabt.  Jene  16  Gefangenen  im  neuen  Gefängnisse  in  Zug  verdienten  im 
•labre  1H8I  dem  Staate  schon  per  Tag  und  Kopf  08  Rp.t  hauptsächlich  mit 
Ilolzspalten  in  der  Anstalt  zum  nachherigen  Verkaufe.  Die  Anstalt  bevölkert  sich 
immer  mehr,  der  Jahresdurchschnitt  au  Vcrpflegiingstugeu  steigt  nun  schon  auf 
2802,  während  derselbe  unter  den  frühem  Verhältnissen  bis  zum  Jahre  1882  nur 
1 10  betrug.  Bei  dieser  Fre*|UOnzvemiehrung  musste  für  die  neue  Anstalt  natürlich 
auch  ein  Reglement  (Hausordnung)  geschaffen  werden,  welches  vom  Kautonsrathe 
unterm  0.  Mai  1.  J.  berat  heu  und  festgestellt  wurde  (siehe  Anhang  S.  356). 

Der  regierungsräth liehe  Entwurf  zu  dieser  Hausordnung,  der  sich  durch 
seine  Kürze  schon  auszeichnete,  wurde  durch  die  kautousräthliche  Vorlierathungs- 
kommission  (Dr.  Ilürlimann,  Staatsanwalt  Hildebrand  und  Ständerath  G.  Keiser) 

*i  I.iinjrzeiligf  Sträfling«  !*»ll  mau,  wie  an*  einmal  hinterbnuht  wurde,  vormals  aurb  bei  Hauern 
in  Pension  gelben  und  in  einem  abgelegenen  .Gaden“  de«  Haukes  ungekettet  haben. 
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zu  seinem  Vortheile  noch  mehr  beschnitten  und  in  einzelnen,  höchst  wichtigen 
Bestimmungen  so  allgemein  gehalten,  dass  nun  bezügliche  Regierungsverordnungen, 
denen  gerufen  wird,  ganz  freie  Hand  haben.  Wie  ausserordentlich  wichtig  ist 
z.  IÎ.  diese  Bestimmung  für  die  Festsetzung  der  Speisevorschrift,  der  Bekleidung 
und  der  (iesundheits|dlegc.  § 15  sagt:  „Oie  Gefangenschaftskost  soll  genügen, 
um  Gesundheit  mul  Arbeitskraft  -*u  erhalten .“  Das  ist  eine  Forderung,  welche 
der  humanem  Anschauung  der  Neuzeit  angehört  und  die  wir  daher  frenndlichst 
hegrüsspn;  Arbeitskraft  und  Gesundheit  dürfen  durch  die  Strafanstalt  int  All- 
gemeinen nicht  beeinträchtigt  werden,  sonst  wird  die  Strafe  grösser,  als  wie  die- 
selbe vom  Hicbter  verhängt  wurde,  ja  sie  kauu  ganz  leicht  zur  Todesstrafe  werden. 
Wenn  wir  wollen,  dass  der  Verbrecher  in  Zukunft  sein  Brod  anf  ehrliche  Weise 
verdiene,  so  müssen  wir  ihn  in  den  Stand  setzen,  solches  auch  thun  zu  können. 
Das  geschieht  einmal  durch  Instruktion  in  irgend  einer  Handarbeit,  anderseits 
aber  auch  durch  Erhaltung  seiner  Gesundheit  und  Kraft.  Audi  wenn  hierauf  jede 
zulässige  Rücksicht  genommen  wird,  so  verlässt  der  Stralliug  in  der  Regel  doch 
in  ziemlich  reduzirtem  Zustande  die  Strafanstalt.  Wir  kennen  aus  der  Presse 
vom  Jahre  ls84  ein  unwiderlegtcs  Beispiel,  wo  ein  Individuum,  das  im  neuen 
Gefängniss  in  Zug  anderthalb  Monate  „gebrummt“  hatte,  auf  die  Frage  nach 
seiner  Körperschwäche  und  seinem  blassen  Aussehen  erwiderte:  „Ja,  ich  glaube 
es  schon,  dass  mau  nicht  stark  wird,  wenn  man  nur  etwas  Kaffee  und  2 Wasser- 
suppen im  Tag  und  am  Morgen  und  Mittag  noch  ein  Stttcklein  Brod  erhält.“  Fht 
wurde  behauptet,  dass  jener  Gefangene  während  der  angegebenen  Zeit  41/»  Kilos 
nn  Körpergewicht  ahgenommen  habe.  Allerdings  haben  wir  seither  auch  davon 
gehört  und  freuen  uns,  es  hier  aussprechen  zu  können,  dass  die  Verhältnisse 
besser  geworden  seien.  Und  wenn  nun  die  vorgenannte  Reglementsbestimmung 
erst  voll  und  ganz  zur  Ausführung  kommt,  wofür  alle  persönliche  Garantie  vor- 
bnnden  ist,  so  werden  sicher  alle  diesfälligen  Beschwerden  aufhören.  Vor  Allem 
aus  wird  es  aber  zweckmässig  sein,  den  aufgestellten  Speisezettel  auf  seinen  Nähr- 
gehalt und  seine  Nährstoffe  fachmännisch  prüfen  zu  lassen. 

Nach  den  neuen  Bestimmungen  können  in  Zukunft  auch  ZuchthaussträHinge 
aufgenommen  werden,  doch  wird  die  neue  Ausfall  sich  kaum  dazu  herbei  lassen, 
im  Monat  Oktober  dieses  Jahres  den  Sträfling  Thali,  der  in  Zug  noch  5 Jahre 
zu  erstehen  hat,  die  alsdann  an  die  Reihe  kommen,  in  ihre  Mauern  aufzunchmen. 

11. 

St.  Galion.  Zum  Nachfolger  des  J.  Ch.  Kühne  wählte  der  Regiernngsrath 
Ende  Mai  den  Sekretär  des  Militärdepartements  Karl  Hartmann  als  Direktor 
der  Strafanstalt  St.  Jakoh.  Hartmann  war  früher  Landwirthschaftslchrcr  am 
Lehrerseminar,  Präsident  des  landwirtschaftlichen  Vereins,  Redaktor  des  „ Frei- 
mütigen“ und  bis  heute  Präsident  des  Stickereiverbandes.  — 

Bern,  ln  diesem  Kanton  hat  das  Gcfängnissweson  in  den  letzten  Jahren, 
Dank  der  kräftigen  Initiative  hervorragender  Männer  innerhalb  und  ausserhalb 
des  Rogiernngsrathes,  bedeutende  Fortschritte  gemacht.  Die  SträÜinge  der  Straf- 
anstalt Bern  werden  nicht  mehr  verdingungsweise  ausserhalb  der  Mauern  be- 
schäftigt. Die  Kost  ist  durch  Verabreichung  von  Magermilch  daselbst  verbessert 
und  der  Gesundheitszustand  der  Sträflinge,  der  früher  so  viel  zu  wünschen  übrig 
Hess,  gehoben  worden.  Durch  Eröffnung  der  Kurrektionsanstalt  St.  Johannsen 
wurde  cs  möglich,  die  Anstalt  Thorlierg  theilweise  zu  entvölkern;  allein  noch 
blieb  ein  üehelstaud,  nämlich  die  Vereinigung  der  zuchtpolizeilich  Bestraften,  der 

Zeitsehr.  f.  Schwaixer  1.  1.  Jxli rg.  23 
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Arbcitshaussträflinge  und  der  jugendlichen  Verbrecher.  Diese  Vereinigung  erwies 
sieh  aller  um  so  verderblicher,  als  die  bezüglichen  Lokalitäten  nicht  fUr  Einzelhaft 
eingerichtet  sind.  Diesem  Cebelstande  wenigstens  theilweise  abzuhelfen,  erliesa  der 
Grosse  llath  unterm  24.  November  1888  ein  Gesetz  fitr  Errichtung  kantonaler 
Arbeitaanstalten,  welches  am  11.  Mai  1884  vom  Berncrvolko  sodann  angenommen 
wurde.  In  diese  Arbeitsanstalten,  welche  nach  dem  Alter  (Volljährige  und  Minder- 
jährige) und  ebenso  auch  nach  den  Geschlechtern  getrennt  sein  sollen,  können 
auf  dem  Administrativwege,  nach  Prüfung  der  Akten  und  Einvernahme  der  An- 
geklagten, sowie  der  Klagepartei  durch  dun  Kegierungsstatthalter,  auf  Antrag  der 
Polizeidirektion  durch  den  Kegirrungsrath  versetzt  werden: 

1)  Bevormundete  oder  der  elterlichen  Gewalt  unterworfene  Personen,  welche 
den  Weisungen  ihrer  Eltern,  Vormünder  und  Aufsichtsbehörden  trotz  angewandten 
Disziplinarmittein  beharrlich  sich  widersetzen  (Hatz  153,  254  C.  G.); 

2)  Personen,  welche  sich  in  fortgesetzter  Weise  dem  Müssiggange,  der 
Trunkenheit  oder  in  anderer  Weise  einem  liederlichen  Lebenswandel  ergeben  und 
in  böige  dessen  arbeitslos  und  unterstützungsbedürftig  werden  oder  öffentliches 
Aergerniss  erregen; 

3)  Eltern  oder  Ptiegecltcrn,  welche  ihre  Pflichten  gegen  ihre  Kinder  oder 
andere  unter  ihrer  Aufsicht  stehende  Personen  in  fortgesetzter  Weise  und  nach 
fruchtloser  Malmutig  nicht  erfüllen,  dieselben  vernachlässigen,  zu  Diebstahl,  Wald- 
iind  Feldfrevel,  sowie  zum  Bettel  anbalten  oder  abzuhalteu  unterlassen  und  in 
Folge  dessen  auch  am  Schulbesuche  bindern; 

4)  Personen,  welche  gemäss  Art.  47  SL  G.  B. ')  dem  Kegiemngsrathe  zu 
weiterer  Behandlung  zugewiesen  werden. 

Das  Kostgeld,  welches  die  Gemeinde  jährlich  für  oineu  Angehörigen  an  die 
betreffende  Anstalt  zu  liezahlen  hat,  wurde  auf  50  bis  150  Franken  tixirt  Nur 
ausnahmsweise  kann  die  Aufnahme  unentgeltlich  geschehen.  Die  Strafzeit  beträgt 
das  erste  Mal  höchstens  ein  Jahr,  gegenüber  Rückfälligen  aber  bis  auf  2 Jahre. 
Bei  schlechter  Aufführung  kann  der  Regierungsrath  die  Strafdauer  verlängern,  hei 
eingetretener  Arbeitsunfälligkeit  aber  auch  die  Entlassung  verfügen.  Die  bedingte 
Freilassung  auf  Wohlverbalten  ist  ebenfalls  vorgesehen. 

Endlich  erhielt  der  Grosse  Rath  durch  das  Gesetz  noch  den  Auftrag,  die  zur 
Ausführung  desselben  notbwendigen  Dekrete  zu  erlassen.  Ein  solches  Dekret  hat 
derselbe  nun  unterm  18.  Mai  1888  „über  die  Organisation  der  Arbrileanetulten* 
beratheu  und  beschlossen,  es  sei  für  Männer  eine  solche  Anstalt  in  Ine  zu  er- 
richten, für  die  Weiber  eine  solche  in  Hern  oder  dessen  Nähe,  für  böegeartete 
junge  Leute  von  16—20  Jahren  hingegen  in  einer  besomlern  Abthcilung  der 
Rettungsanstalt  Erlach  Raum  zu  schaffen.  Die  zu  Arbeitshaus  verurtheiltcn 
Weiher  sollen  provisorisch  in  der  Weiberabtheilung  der  Strafanstalt  in  Bern 
nntergebracht  werden.  Uni  die  nach  Abzug  der  Kostgelder  noch  verbleibenden 
Kosten  der  Arbeitsanstalten  zu  decken  und  zum  Zwecke  der  Gründung  eines 
lltilfg.  und  Unterstützungsfonds  sollen  alljährlich  mindestens  25,000  Franken  dem 
sog.  Alkoholzehntcl  entnommen  werden. 

Art.  47  St.  O.  B.  gibt  dem  Regierniigerathe  die  BtefognUw,  gegen  Personen,  die  wogen  mangelnder 
Zurerhnuugwf&hjgkeit  von  Strafe  befreit  worden  sind,  oder  die  ihrer  Jugend  wogen  keiner  Strafverfolgung 
ii  n ter  liegen,  8ieberh«‘itinH.w<8regrln  xu  treffen. 
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Gesetz  it nd  Dekret  haben  in  der  Presse  Anfechtungen  erlitten,  jenes  desshaib, 
weil  die  Verbringung  eines  Individuums  in  die  Arbeitsanstalt  auf  dein  Adraini- 
strativwege  und  nicht  durch  ein  richterliches  Urtheil  verfügt  wird  uud  weil  bei 
schlechter  Aufführung  die  Detentiouszeit  durch  den  Hegierimgsrath  verlängert 
werden  kauu;  dieses  wurde  hingegen  angegriffen,  weil  man  eine  Vereinigung  der 
zukünftigen  Arbeitsanstalt  In»  mit  der  Strafanstalt  St.  Jobauuseu  befürchtet, 
während  die  Enthaltung  der  Arhcitshäusler  mit  derjenigen  von  Strafk&uslcrn  nichts 
gemein  haben  sollte.  Als  Hauptgrund  für  die  llekänipfung  des  Dekretes  wird 
aller  die  Bestimmung  genannt,  wonach  für  Erhaltung  dieser  Anstalten  mindestens 
tiü.ooo  Kr.  dem  Ertrage  des  Alkoholzehutels  entnommen  werden  sollen.  Auf  diese 
Weise  werde  das  (leid  seinem  ursprttngliekeu  Zwecke  entfremdet. 

Was  nun  die  Einweisung  der  Individuen  in  solche  Anstalten  auf  dem  Ad- 
ministrativwege betrifft,  so  steht  Bein  damit  nicht  allein,  sondern  heliudet  sich 
unseres  Wissens  hierin  in  (irsellschaft  mit  mehreren  Kantonen,  so  z.  B.  mit 
Zürich,  Solothurn,  Appenzell  A.-Kli.,  St.  (.lallen  (Bitzi),  Omubündcu  und  Thurgau. 
Nur  Aargau,  Waadt  uud  Neuenburg  lassen  ihre  Arbeitshaussträliiugu  richterlich 
verurtheilen.  Grosse  (lefahr  bringt  die  bezügliche  heimische  Gesetzesbestimmung 
jedenfalls  nicht,  das  Verfahren  ist  aber  offenbar  ein  weniger  weitl&iiffgcs  und 
daher  iin  gegebenen  Falle  schnelleres  und  wirksameres.  Dass  sodann  hei  sciilerhtem 
Verhalten  die  Detentionszeit  verlängert  werden  kann,  hat  für  die  Aufrechthaltung 
der  Disziplin  uud  für  die  Angewöhnung  eines  thütigern  und  bessern  Lebens  jeden- 
falls seine  grosse  Bedeutung. 

Ein  weitaus  in  den  meisten  Fällen  unberechtigte*  Mitleid  macht  sich  in  der 
häutig  zu  Tage  tretenden  Unterscheidung  zwischen  dem  sittlichen  Werthe  eines 
Korrektionssträtlings  und  eines  Arbeitshausgefangeneu  geltend.  Dieser  darf  mit 
jenem  nicht  unter  dem  gleichen  Dache  leben.  Das  Warum  kann  Niemand  an- 
gelten. Es  ist  ein  blosses  Gefühl.  Jeder,  der  beide  Kategorien  aber  längere 
Zeit  ueben  einander  zu  beobachten  Gelegenheit  gehabt  hat,  wird  von  dieser  un- 
zeitigen Sentimentalität  nicht  bloss  geheilt  sein,  sondern  er  wird  auch  gefunden 
haben,  dass  ein  grosser  Theil  der  Zwangsarhcitcr,  insbesondere  die  Vaganten  und 
Gewohnheitstrinker  uud  nicht  minder  die  liederlichen  Dirnen,  in  ihrem  Charakter 
viel  tiefer  stehen  als  Strafgefangene,  zumal  solche  unter  diesen,  diu  nicht  rück- 
flllig  geworden  sind.  Diese  bieten  für  Besserungsbestrebungcn  weit  mehr  An- 
knüpfungspunkte als  jene.  Warum  bedauert  es  Niemand,  dass  die  Anstalt  Krlach 
auch  noch  mit  himgearteten  jungen  Leuten  hohem  Alters  bedacht  werdeu  soll  V 
Diese  Kombination  ist  offenbar  vom  Besen  und  sollte  absolut  unterbleiben. 

Was  endlich  die  Verwendung  des  Alkoholzehntels  betrifft,  so  mag  in  der 
oben  notirten  Rüge  wohl  etwas  Wahrheit  enthalten  sein;  denn  wenn  man  dem 
Laster  der  Trunkenheit  Vorbeugen  will,  so  muss  man  mit  dieser  Kur  nicht  erst 
bei  den  ergrauten  Sündern  beginnen,  sondern  bei  der  Jugend.  Suche  mau  die 
Jugend  vor  dem  Laster  zu  bewahren  uud  schon  angesteckte  jugendliche  Individuen 
zu  retten.  Veneende  »in«  daher  einen  beträchtlichen  Theil  de*  Alkoholzehniel*  für 
Errichtung  von  Rettungmnntalten  mul  Korreklionmnstalten  für  jugendliche. 
Verbrecher  ! II. 


Digitized  by  Google 


Anhang.  — Supplément. 


Kanton  Zufj. 

Reglement  betreffend  das  Gefängnisswesen. 

(Vom  9.  Mai  188«.) 

§ 1*  Tn  der  kantonalen  Gcfüngtiissnnstalt  werden  untergebracht : 

a.  diu  U utefsuchungs-  und  sogenannten  Schubgcfangcncn  ; 

h.  die  Arbeitshaus-  und  GeföngnissstrüHinge  laut  Urtheil  der  kantonalen  Gerichte. 
Ausnahmsweise  können  auch  Zuchthausstrüllinge,  ferner  Straf-  und  Korrek- 
tiousgefangeue,  letztere  auf  Erkanntuiss  der  Genieiuderatlie  gemäss  den  Gesetzen 
betreffend  das  Gemeinde-  um!  das  Anuenwesen,  aufgenommen  werden. 

Werden  Zuchthausstratliugo  untergebracht!  so  sind  dieselben  in  der  Hegel 
von  den  Arbeitshaus-  und  Gefüugnissstnülingcu  getrennt  zu  halten. 

§ 2.  Die  Anstalt  steht  unter  Aufsicht  der  Justizdirektion  und  Oberaufsicht 
des  Rcgieruugsrathes. 

Der  .Justizdirektion  kommt  zu: 

«.  «lie  Begutaehtung  zu  Händen  des  Regierungsrathes  über  die  Zahl,  Wahl, 
Besoldung  und  das  Pflichtenheft  der  Angestellten,  über  wichtigere  bauliche 
Veränderungen  und  Anschaffungen,  über  die  Gesuche  der  SträHinge  betreffend 
bedingte  Freilassung  und  Begnadigung  u.  dergl.; 

b.  die  Visitation  der  Anstalt  und  die  Oberaufsicht  über  die  Angestellten; 

c.  disziplinarische  Bestrafung  der  Sträflinge  bis  auf  das  Doppelte  der  dem 
Polizeidirektor  eingeräuinteu  Strafkompeteuz  (§  8); 

d.  Kntsoheid  betreffend  Strafvollzug  (§  11),  die  zu  wählenden  Ueschäftigungs- 
artcu  und  überhaupt  Behandlung  aller  wichtigen  Vorkommnisse  der  Anstalt. 
Hiebei  ist  regelmässig  der  Polizeidirektor,  gutfiudenden  Falls  auch  der 
Kautonsgerichtspräsident,  Staatsanwalt,  Vorhörrichter,  Austaltsgcistliche  oder 
Hausarzt  zu  ltathe  zu  ziehen. 

Diese  sammtlichen  Beamten  haben  jährlich  wenigstens  einmal  die  An- 
stalt genau  zu  visitiren  und  sich  unter  dein  Präsidium  der  Jnstizdircktion 
zu  einer  Sitzung  zu  besammoln,  wobei  Jeder  über  seinen  Befund  Bericht 
erstattet  und  auf  allfällig  vorbildliche  Mängel  aufmerksam  macht.  Der 
Justizsekretär  hat  hiebei  als  Aktuar  zu  ftinktiouiren. 

Bei  diesem  Untersuch  ist  vorzüglich  zu  berücksichtigen: 

a.  Sicherheit  der  Anstalt,  Aufsicht,  Hausordnung,  Erfüllung  des  Bessern  ngs- 
z wecke»,  Behandlung  der  Gefangenen,  baulicher  Zustand  der  Anstalt, 
Feuerpolizei; 

b.  Verpflegung  der  Gefangenen,  das  Sanltarischc  im  Allgemeinen  (Nahrung, 
Kleidung,  Lüftung,  Beheizung  u.  s.  w.); 

c.  die  Arbeitsanstalt,  Einkäufe  und  Verkäufe  und  das  Rechnungswesen. 

$ .*{.  Die  unmittelbare  Leitung  und  Ueberwachung  der  Anstalt  liegt  dein 
Polizeidirektor  ob.  Er  führt  von  sich  aus  oder  durch  den  Unteroffizier  oder  einen 
sonstigen  Angestellten  die  nöthigen  Personal-,  Straf-  und  Arbeitskontrolen,  leitet 
die  Arbeitsuustalt,  besorgt  die  Kasse  uud  das  Rechnungswesen,  sowie  die  uuthigen 
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Fiestel  Jungen  und  Einkäufe  und  überwacht  die  sichere  Verwahrung,  die  gründe 
Verpflegung,  sowie  das  Verhalten  und  den  Arbeitstleiss  der  Gefangenen.  Ihn» 
sind  als  Diszipliuaretrafmittel  eingerüumt:  Abzug  an  der  Kost,  mit  oder  ohne  Bett, 
in  heller  oder  dunkler  Zelle,  bis  auf  (î  Tage,  und  Anlegen  der  Zwangsjacke  bis  auf 
ti  Stunden,  lieber  die  angewandten  Disziplinarstrafen  wird  ein  Verzeichniss  geführt. 

Der  Kegierungsrath  ist  bevollmächtigt,  die  ökonomische  Verwaltung  der  An- 
stalt auf  Antrag  der  l'olizeidirektiou  einem  andern  Beamten  oder  Angestellten  zu 
tibertragen. 

§ 4.  I>er  Landjägerunteroftizier  bezw.  der  Gefangenwart  hat  beim  Eintritt  die 
mäunliehen  Gefangenen  zu  untersuchen  und  die  weiblichen  durch  eine  zuverlässige 
Frauensperson  uutersuchen  zu  lassen  und  denselben  alle  entbehrlichen  Gegenstände, 
wie  Geld,  Uhren,  Schlüssel,  Messer,  Feuerzeug,  überflüssige  Kleidungsstücke  u.  s.  w. 
ahzuuehmen  und  aufzubewuhren,  sowie  darüber  ein  genaues  Verzeichniss  in  Doppel 
anzufertigen  und  ein  vom  Untersuchenden  zu  unterzeichnendes  Exemplar  dem 
Polizeidirektor  bezw.  dem  zuständigen  Untersiichungshcamtcn  zu  behäudigeu. 
Wachtmeister  und  Gefangenwart  haben  diesfalls  einander  zu  vertreten. 

Der  Wachtmeister  hat  ausserdem  wöchentlich  wenigstens  zwei  Mal  zu  unbe- 
stimmter Zeit  sammtliche  bewohnte  Zellen,  diejenigen  der  Fluchtverdächtigen 
dagegen  täglich,  zu  besuchen,  um  sich  von  deren  Sicherheit  und  Ordnung,  dem 
Verhalten  und  Zustand  der  Gcfangeucu  und  der  Pflichterfüllung  der  Wärter  zu 
überzeugen,  worüber  ein  Kontrolliert  für  Einzeichnung  von  Tag  und  Stunde  des 
Besuches  und  allfällige  Bemerkungen  und  Reklamationen  zu  führen  ist  Auch  auf 
die  Arbeitssääle  und  den  Gcfäuguisshof  hat  er  sein  Augenmerk  zu  richten. 

§ i».  Der  Gefangenwart,  sowie  die  übrigen  Angestellten  stehen  zunächst 
unter  der  Koutrolc  des  Polizeidirektors,  sowie  der  betreffenden  Uutersuchungs- 
bcamten. 

§ (>,  Dem  Gefangenwart,  unterstützt  vom  Gcfüngnisslandjagcr  und  allfällig 
weiterem  vom  Kegierungsrathc  mit  Genehmigung  des  Kantonsrathes  je  nach  Be- 
dürfnis* unziistclleudem  Personal,  liegt  oh: 
fi)  nach  Anleitung  des  Polizei  direktere  das  Gcfänguisswcscu  persönlich  zu  über- 
wachen und  zu  besorgen,  die.  Gcfangeucu  gehörig  zu  verwahren,  ihnen  die 
Kost  und  Kleider  nach  regier  ungs  rät  hl  icher  Vorschrift  zu  verabreichen  und 
für  gehörige  Instandhaltung  des  Vrnvaltungs-  und  Gefangnissgebäudes  und 
des  Hofes  zu  sorgen; 

ft)  Ül>er  die  sämmtlichcn  Gefangenen,  dereu  Einsetzung  und  Entlassung  und  all- 
fällige Kostauderiingeu  ein  genaues  Verzeichnis»  zu  führen; 
c)  die  Gefangenen  streng»*  zu  beaufsichtigen  und  ein  genaues  Augenmerk  darauf 
zu  richten,  dass  dieselben  sich  weder  mit  Fluchtversuchen  beschäftigen,  noch 
mit  anderen  Gefangenen  oder  mit  Leuten  ausser  dem  Gefängniss  verkehren 
köuuen ; 

ff)  die  Gefangenen  zur  Ordnung  und  Reinlichkeit  in  und  ausser  der  Zelle  auzti- 
lialten,  für  Lüftung  der  Zellen  und  übrigen  Raume,  sowie  für  gehörige.  Be- 
handlung der  Goräth  sc  haften  besorgt  zu  sein  und  Fehlbare  behufs  Auferlegung 
einer  Disziplinarstrafe  und  Ersatz  des  Schadens  zu  verzcigen; 
r)  die  Sträflinge  zur  bestimmten  Arbeit  strenge  unzuhalteu  und  sie  dabei,  wenigstens 
soweit  die  Arbeit  gemeinsam  ist,  unausgesetzt  zu  beaufsichtigen  oder  beauf- 
sichtigen zu  lassen,  den  Eingang  und  Ausgang  des  Materials  zu  leiten  und 
zu  überwachen,  darttlwr  sowie  über  die  Arbeitsleistungen  der  Einzelnen  zu 
Händen  des  Bureau  ein  Verzeichniss  zu  führen,  die  Vorräthe  sorgsam  aufzu- 
hewahren  mul  das  allseitige  Interesse  der  Anstalt  im  Auge  zu  behalten; 
f)  die  Reinigung  des  Bettzeuges  und  der  Liugcu,  sowie  sämmtlicher  Gerätli- 
schuftcn  zu  besorgeu  oder  besorgen  zu  lassen,  kleinere  Uteusilieu  auzuschaffen 
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uuil  diesfalls  vierteljährlich  item  Polizeidirektor  Rechnung  zu  stellen,  ein 
Inventur  über  suimntliche  Geräthschaften  aufzunehmen,  Zuwachs  und  Abgang 
zu  verzeichnen  und  dieses  Verzeichnis»  mindesten»  alljährlich  der  Polizei- 
direktinn  abschriftlich  mitzutheilen  ; 

g)  überhaupt  deu  Weisungen  und  Befehlen  der  Polizcidlrektion  und  der  Unter- 
suchungsbeamten pünktlich  nachzukommen. 

Der  Gefangenwart,  sowie  die  übrigen  Angestellten  können  bei  wiederholten 
Dienstfehlem  oder  pflichtwidrigem  Henelmion  jederzeit  vou  der  Regierung  ent- 
lassen werden. 

§ 7.  Ein  von  der  Polizeidirektion  zu  diesem  Zwecke  beorderter  Landjäger 
hat  mit  dem  Gefangenwart  die  Gefangenen  zu  beaufsichtigen,  sie  zur  Arbeit  anzu- 
leiten und  ihn  im  Itehinderungsfalle  in  seinen  übrigen  Funktionen  als  Gefangenwart 
zu  vertreten.  Kr  hat  in  der  Gefängnissanstalt  Wohnung  zu  nehmen  und  je  nach 
Gefährlichkeit  der  Insassen  Nachts  einen  hi»  vier  Rundgänge  durch  das  Gefängnis.» 
zu  machen.  Im  Uebrigcn  ist  der  G efäugn isalunijj äger  den)  luiw^jägerrcglement 
unterstellt. 

§ N.  Die  Untersuchungsgefungenen  sind  in  Einzelhaft  zu  verwahren;  es  sei 
denn,  dass  eine  spezielle  Ueberwachung  derselben  aus  irgend  einem  Grunde  un- 
geordnet würde. 

§ 9.  Hinsichtlich  dir  Disziplin,  Korrespondenz  und  der  Besuche  stehen  die 
Untersuch)) ngs gefangenen  unter  der  Kontrolc  des  betreffenden  Untersuclnings- 
heamten.  Dem  Anstaltspersoual  ist  strenge  untersagt,  ohne  Einwillig))ng  des 
Letztem  mit  den  Untcrsuchuugsgefangciieu  über  deu  Grund  der  Verhaftung  zu 
verkehren  oder  ohne  Bewilligung  Korrespondenzen  irgend  welcher  Art  zu  ver- 
mitteln. 

§ 10.  Die  Schubgefangenen  werden  in  der  Regel  in  den  Scbnbzellen  unter- 
gebracht. 

§ 11.  Für  die  übrigem  Gefangenen  sind  — strenge  Geschlimbtertrennung 
Vorbehalten  — Einzelhaft  und  gemeinsame  Haft,  unter  thunlicbster  Berück- 
sichtigung des  Stufensystems,  der  Art  miteinander  zu  verbinden,  wie  es  sowohl 
dem  Besserungszweck,  als  der  Erzielung  eines  befriedigenden  Arbeitsertrages 
förderlich  ist 

§ 12.  Während  der  Nachtzeit  sind  sämmtliche  Gefangene  stets  in  Einzelhaft 
zu  verwahren.  Ausnahmen  sind  nur  auf  besondere  Anordnung  der  Polizeidirektion 
zulässig.  Besuche  sind  in  der  Regel  nur  mit  deren  Bewilligung  gestattet.  Von 
aussen  kommende  Gegenstände  dürfen  den  Gefangenen  nur  mit  Genehmigung  der- 
selben Behörde  und  nach  genauem  Untersuche  übergeben  werden.  Aus-  and  ein- 
gehende Korrespondenz  derselben  geht  durch  die  Polizeidirektion. 

§ Bl.  Dem  Publikum  ist  das  Betreten  des  Gcfängnisshofes  untersagL  Ebenso 
ist  es  verboten,  ohne  Bewilligung  der  zuständigen  Behörden  mit  Uutersucbungs- 
.xler  Strafgefangenen  zu  verkehren  uuil  Korrespondenzen  oder  Lebensmittel  und 
Getränke  in  die  Gefängnissanstalt  einzuscbtnuggeln.  Fcbcrtrctungen  dieses  Ver- 
botes siud  von  der  Polizeidirektion  mit  Gefangenschaft  bis  auf  1 Tage  oder 
Geldbusso  l>i»  auf  HO  Fr.  zu  almdcn.  unter  Vorlu'halt  vou  § 12  des  Strafgesetzes. 

§ 14.  Allfällig  in  Zug  untergcbrachte  Zuchthausstrüflingc,  sowie  die  Arbeits- 
hausstraflinge  erhalteu  nach  der  Strafkategorie  verschiedene  Kleidung,  nach  Be- 
stimmung ilcr  Aufsichtskointnission.  Die  GoiängnissstrüÜinge  tragen  ihre  Privat- 
kleider; ausnahmsweise  erhalten  sic  wegen  Dürftigkeit  Kleider  von  der  Anstalt, 
ebenso  längen'  Zeit  verbleibende  Korrektionsgefäugene. 

§ 15.  Die  Gcfangensc.haftskost  soll  gunügen,  um  Gesundheit  und  Arbeitskraft 
zu  erhalten.  Die  Beschaffung  derselben  — in  Regie  oder  auf  besonderem  Vcr- 
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tragswego  — wird  durch  den  Regierungsrath  geregelt,  welcher  auch  die  Art  und 
Weise  lier  Verabfolgung  derselben  und  die  dafür  zu  leistende  Entschädigung 
festsetzt. 

Hem  Regicrungsrnthe  bleibt  unheimgestellt,  aue.li  betreffend  Bekleidung  der 
Uotersuchiings-  und  Strafgefangenen,  sowie  über  GcäundhestspHrge  in  der  AnBtalt 
nähere  Bestimmungen  zu  erlassen. 

§ 14.  Dem  Untenuchungsgofangencn,  der  eine  liesserc  Kost,  sowie  die 
Untersuchuugskosteu  aus  eigenen  Mitteln  zu  bcstreitcu  vermag,  kann  nach  Ermessen 
des  Untersuchungsrichters  eine  auch  dreimal  des  Tages  zu  verabreichende  Eztra- 
kost  verabfolgt  werden,  jedoch  auch  dann  nur  in  einem  mit  der  Ordnung  ver- 
träglichen Masse. 

§ IT.  Sämmtlichc  Gefangene  sind  hinsichtlich  des  Gehorsams,  der  Buhe  und 
Ordnung,  der  Reinlichkeit  und  des  Arheitstleisses  der  strengsten  Disziplin  unter- 
worfen. Ihre  Kehler  werden  von  den  Angestellten  an  den  l’olizeidircktor  gemeldet 
und  je  nach  deren  Wichtigkeit  geahndet.  Für  Schädigungen  jeder  Art  sind  die 
Gefangenen  ausserdem  ersatzpflichtig.  Eine  besondere,  von  der  l'olizeidirektion 
zu  erlassende  Instruktion  ist  in  allen  Zellen  anzubringen. 

g IS.  Zuchthaus-,  Arbeitshaus-  und  GefängnissstriUiinge,  sowie  Korrektions- 
gefangene sind  zur  Arbeit  verpflichtet  und  tlazu  anzuhalten.  Auch  Untersuchungs- 
gefangene können  im  Einverständniss  des  betreffenden  Untersuchungsrichters  ent- 
sprechend beschäftigt  werden. 

§ Ul.  Bei  Auswahl  der  Beschäftigungsarten,  die  der  Justizdirektinn  zusteht, 
ist,  Boviel  möglich,  auf  leichte,  Jedem  zugängliche  Erlernung  und  Handhabung 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Befinden  sich  unter  den  Sträflingen  Handwerker,  so  können  sie  aueh  zur  Aus- 
übung ihres  Berufes  verwendet  werden. 

§ 20.  Die  Arbeitszeit  beträgt  ln  der  Regel  im  Sommer  12,  im  Winter  11 
Stunden  nach  einer  von  der  Aufsichtskouiiuission  fcstzusetzendcn  Tagesordnung. 

$ 21.  Der  Arbeitsertrag  der  Strütiinge  gehört  dem  Staate.  Uebcr  denselben, 
sowie  über  deren  Kleiss  ist  eine  möglichst  genaue  Kontmlc  zu  führen. 

§ 22.  Dem  fleissigen  Sträfling  von  gutem  liotragen  wird  zur  Aufmunterung 
und  zur  Erleichterung  seines  Fortkommens  nach  seiner  Entlassung  geschenkweisc 
ein  Verdienstantheil  zugeschieden. 

Derselbe  wird  auf  10°/o  des  ohne  Abzug  der  Gefangenschaftskosten  berechneten 
täglichen  Verdienstes  bestimmt,  sofern  dieser  wenigstens  50  Rp.  betrügt. 

Dieser  Verdienstantheil  ist  jedem  Sträfling  alle  Vierteljahr  gutzuschrcibcn 
und  ihm  davon  Kenntniss  zu  geben. 

§ 23.  Der  Polizeidirektor  kann  dem  Sträfling  aus  dem  Verdienstantheil,  der 
von  Dritten  nicht  angesprochen  werden  kann,  verhältnissmüssige  Verwendungen 
ftlr  seine  Familie,  für  Kleider  und  kleinen“  Auslagen,  wie  Porti  u.  dgl.,  gestatten. 
Beim  Austritt  wird  ihm  der  Betrag  nach  bestem  Ermessen  des  Polizeidirektors 
entweder  ganz  oder  theilweise  hehündigt,  oder  der  Behörde  seiner  Heimat-  oder 
Wohngemcindc  oder  dem  Schutzaufsichtsverciu  zugcstellt. 

§ 24.  Es  ist  Sorge  zu  tragen,  dass  zur  Pflege  religiöser  Pflichten  und  Ge- 
sinnung ein  Geistlicher  womöglich  jeden  Sonn-  und  Feiertag  in  der  Anstalt 
Gottesdienst  hält  und  durch  das  Mittel  der  Belehntng  und  Erbauung  sowohl,  als 
durch  Privatunterhaltnng  bessernd  auf  die  Sträflinge  cinwirkt,  denen  auch  von 
Zeit  zu  Zeit  der  Empfang  der  hl.  Sakramente  zu  ermöglichen  ist. 

8 25.  Für  die  jüngern  Sträflinge  ist,  soweit  thunlieh,  mindestens  eine  Sonn- 
tagsschule  einzuführen;  dabei  ist  bi^unders  auf  die  im  praktischen  Leben  eines 
Arbeiters  verwerthbaren  Kenntnisse  Rücksicht  zu  nebmen. 
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fangnisses  für  jugendliche  und  geltihrliche  lebenslängliche  Verbrecher 
nachsuchte,  wurde  ihm  von  den  eidgenössischen  Behörden  ein  ab- 
schlägiger Bescheid  crtheilt.  Bin  Strafrechtspflege  und  der  Straf- 
vollzug, so  lautete  im  Wesentlichen  die  Begründung,  seien  Sache 
der  Kantone  geblieben  und  gehören  zu  ihren  ordentlichen  Verwal- 
tungszweigen. 

Im  Einzelnen  aber  ist  die  Grenze  vielfach  unsicher  oder  ver- 
wischt, und  zur  Grenzboreinigung  fehlt  es  leider  an  klaren  ver- 
fassungsrechtlichen Ausgangs-  und  Anhaltspunkten. 

Es  gehört  zu  den  Eigentümlichkeiten  unseres  Bundesstaates 
und  erklärt  sich  aus  dessen  historischer  Entwicklung,  dass  die 
beiden  Träger  der  staatlichen  Souveränetät  zur  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben vielfach  auf  einander  angewiesen  sind.  Wenn  Rüttimann  in 
seinem  Werke  über  das  Nordamerikanische  Buudesstaatsrecht  bei 
Feststellung  des  Begriffes  des  Bundesstaates  sagt:  „Jeder  Theil  be- 
wegt sich  in  der  ihm  zugewiesenen  Sphäre  mit  der  gleichen  Freiheit, 
wie  wenn  der  andere  Theil  gar  nicht  vorhanden  wäre“,  so  ist  dieser 
Satz  von  Blumer,  Dubs  und  Orelli  in  ihren  Darstellungen  des  schwei- 
zerischen Bundesstaatsrechts  mit  vollem  Recht  als  auf  unsere  Ver- 
hältnisse nicht  zutreffend  erklärt  worden.  „Auf  eine  vollständige 
Trennung  der  Gewalten  zwischen  dem  Bunde  und  den  Kantonen  ist 
unsere  Bundesverfassung  nicht  angelegt  : die  Kantone  behalten  zwar 
noch  einen  ausgedehnten  Wirkungskreis,  innerhalb  dessen  sie  sich 
frei  des  Bundes  und  deron  Vollstreckung  durch  die  Bundesbehörden 
bewegen  können,  aber  wo  sie  auf  verfassungsmässige  Vorschriften 
stossen,  haben  sie  der  Suprematie  des  Gesammtstaates  sich  zu  lügen“ 
(Blumer-Mornl,  I,  S.  176).  Derjenige  Schriftsteller  über  das  öffent- 
liche Recht  der  Eidgenossenschaft,  welcher  die  absolute  Gleieh- 
werthigkeit  der  kantonalen  und  der  eidgenössischen  Souveränetät 
am  nachdrücklichsten  betont,  Dubs,  kommt  der  Sache  nach  zum 
gleichen  Schlüsse  (Oeff.  Recht,  II,  S.  24,  28,  29).  Indem  er  her- 
vorhebt, dass  wir  in  der  Schweiz  nicht  wie  in  Nordamerika  mit 
vollständiger  Sonderung  der  Organe  des  Gesammtstaates  von  den- 
jenigen der  Einzelstaaten  die  Buudesinteressen  verwalten,  stellt  er 
auf  fast  allen  öffentlichen  Gebieten  ein  Zusammenwirken  von  Bund 
und  Kantonen  fest,  das  sich  in  der  Weise  vollzieht,  dass  die 
Kantone,  soweit  die  Bundessouveränetät  reicht,  als  Vollziehungs- 
organe des  Bundes  handeln. 

In  Rechtssachen  sind  Klarheit  und  Genauigkeit  mehr  als  alles 
Andere  schätzenswert!!.  Wie  in  einer  Familie  verwandtschaftliche 
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Zuneigung  und  guter  Wille  die  Einigkeit  auf  die  Dauer  nickt  zu 
erhalten  vermögen,  wenn  nicht  die  Stellung  der  Einzelnen  zu  ein- 
ander in  rechtlicher,  insbesondere  vcrmögensrechtlieher  Beziehung 
genau  bestimmt  ist,  so  lässt  sich  auch  ein  gedeihliches  Zusammen- 
wirken staatlicher  Organe  ohne  genaue  Festsetzung  ihrer  Kom- 
petenzen nicht  denken. 

Das  Verhältniss  zwischen  Bund  und  Kantonen  im  Gebiete 
der  Strafgerichtsbarkeit  leidet  in  dieser  Beziehung  an  bedeutenden 
Mängeln.  Es  sind  denn  auch  die  üblen  Folgen  nicht  ausgeblieben. 
Die  zu  freundlichem  Zusammenwirken  berufenen  Organe  betrachteten 
und  betrachten  sich  oft  mit  Misstrauen,  ja  Abneigung,  und  wenn 
etwa  der  Stärkere,  der  Bund,  durch  Sicherheit  des  Auftretens  zu 
ersetzen  sich  bestrebt,  was  ihm  an  Sicherheit  der  Kompetenz  ab- 
geht, so  fügt  sich  der  Schwächere,  der  Kanton,  wohl  dem  Zwange, 
aber  er  achtet  das  Gebot  des  Stärkeren  nicht  als  dessen  Recht.  Ja, 
es  kommt  auch  wohl  vor,  dass  der  Kleine  den  Grossen  unversehens 
anpackt  und  zu  Fall  bringt. 

* * 

• 

Die  Helvetische  Republik  hatte  aus  der  Höhe  ihres  Einheits- 
Hugos  „die  einförmige  Verwaltung  der  bürgerlichen  und  peinlichen 
Gerichtsbarkeit“  als  Gegenstand  der  zentralen  Organisation  be- 
trachtet. Durch  die  Vermittlungsurkunde  von  1303  wurden  die 
Kantone  in  ihre  Souveränetätsrechte  wieder  eingesetzt.  Der  Bundes- 
vertrag von  1815  vollendete  das  Werk  der  Restauration.  Von  einer 
bürgerlichen  Strafgerichtsbarkeit  des  Bundes  konnte  nicht  mehr  die 
Rede  sein.  Als  dann  aber  mit  dem  Jahre  1830  das  Bedürfniss  nach 
Stärkung  der  Bundesgewalt  sich  wieder  zu  äusseru  begann,  da 
wurde  mit  allem  Nachdrucke  betont,  dass  neben  der  gesetzgebenden 
und  vollziehenden  auch  die  richterliche  Thätigkeit  ein  Organ  im 
Bunde  erhalten  müsse.  Zur  Ausübung  der  Rechtspflege  „in  Bundes- 
sachen“ wurde  von  der  durch  die  Tagsatzung  am  17.  Juli  1832 
ernannten  Revisionskommission  ein  Bundesgericht  vorgesehen.  Die 
im  Reformprojekt  der  Tagsatzungskommission  von  1832  und  in  dem- 
jenigen der  Tagsatzung  von  1833  enthaltene  Bestimmung  der  Kom- 
petenz des  Bundesgerichtes  in  Kriininalfiillen  ist  der  Hauptsache 
nach  in  die  Bundesverfassung  von  1848  aufgenommen  und  in  der- 
jenigen von  1874  beibehalten  worden,  so  wenig  grundsätzlich  auch 
ln  einzelnen  Punkten  die  im  Jahre  1833  versuchte  Lösung  des  Pro- 
blems, die  beiden  Souveriinetätsgebiete  zu  scheiden,  ausgefallen  war. 
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Der  Schweizer  ist  ein  geborner  Opportunist  und  es  fehlt  ihm 
zumul  in  Fragen  des  öffentlichen  Hechts  der  Sinn  für  die  Reinheit 
dos  Prinzips.  Zuweilen  allerdings  empören  wir  uns  gegen  unsere 
eigene  „praktische“  Natur.  Der  am  11.  Mai  1884  begrabene, 
vielgeschmähte  „Stabio- Artikel“  hatte  seine  Wiege  in  den  Ver- 
fassungsprojekten von  1832  33;  er  ist  acht  schweizerischer  Ab- 
stammung. Art.  103,  littera  e,  des  Kommissionalcntwurfos  von 
1832  lautete:  „Das  Buudesgericht  urtheilt  als  Kriminalgericht  über 
die  während  der  Unruhen,  welche  eidgenössische  Dazwischenkunft 
veranlasst  haben,  verübten  Verbrechen,  wenn  nämlich  die  Tag- 
satzung  auf  den  Antrag  des  Bundesrathos  erachtet:  1)  Dass  es 
nicht  der  Fall  sei,  Amnestie  eintreten  zu  lussen  ; 2)  dass  im  In- 
teresse des  Hechts  und  der  öffentlichen  Ordnung  Untersuchung 
und  Beurtheilung  den  Kantonalgerichten  entzogen  werden  soll.“ 
Die  Tagsatzung  gab  1833  der  Bestimmung  in  Art.  98  folgende 
Fassung  : „ Das  Bundesgericht  urtheilt  als  Kriminalgericht  über 
politische  Verbrechen,  die  Ursache  oder  Folge  derjenigen  Unruhen 
sind,  durch  welche  das  eidgenössische  Einschreiten  veranlasst  worden 
ist,  insofern  nämlich  die  jener  Verbrechen  beklagten  Individuen  die 
Ueberweisung  an  das  Bundesgericht  verlangen  ; in  diesem  Falle  wird 
das  Gericht  die  Strafgesetze  des  Kantons  anwenden,  wo  die  Ver- 
brechen verübt  worden  sind.  Der  Tagsatzung  steht  das  Hecht  zu, 
hinsichtlich  aller  jener  Verbrechen  eine  Amnestie  Namens  der  Eid- 
genossenschaft auszusprechen.  Ist  indessen  die  Amnestie  eidgenös- 
sischer Soits  nicht  erfolgt,  so  haben  die  Behörden  des  Kantons,  wo 
die  Verbrechen  verübt  worden  sind,  dennoch  und  unter  allen  Um- 
ständen das  Recht,  zu  Gunsten  der  Urheber  der  erwähnten  Ver- 
brechen eine  Amnestie  zu  erlassen  und  diejenigen  unter  ihnen  zu 
begnadigen,  welche  vom  Bundosgericht  verurtheilt  worden  sind.“ 
Wahrlich,  der  1884  verworfene  Gesetzesentwurf  betreffend  die 
Ergänzung  dos  Bundesstrafrechts  wies  gegenüber  der  Summe  dos 
Opportunismus  und  der  staatsrechtlichen  Ketzerei,  die  sich  in  den 
angeführten  Artikeln  der  Entwürfe  von  1832  33  findet,  ein  be- 
scheidenes Maats  auf1).  Wir  haben  uns  mit  dom  Stabio-Artikcl  nie 
befreunden  können  ; allein  es  freut  uns  doch,  dass  Morel  (Bundes- 
staatsrecht, 111,  S.  200)  die  gute  Absicht  des  Entwurfes  offen  an- 
erkennt. 


')  Pelltgrim  Kosxi,  der  geistvolle  Verfasser  des  Berichtes  der  Tagsatzungs. 
kommission  von  1832  an  die  eidgenössischen  Stände,  rechtfertigt  den  angeführten 
Art.  103,  litt.«,  mit  folgenden  Worum:  „Diese  Bestimmungen  werden  sowohl  für 
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Die  Rumlesreviäion  von  1832  33  misslang,  die  Revision  von 
1848  kam  Dank  der  politischen  Klugheit  der  damaligen  Staats- 
männer glücklich  zu  Stande.  Die  Verhandlungen  der  Revisions- 
kommission der  Tagsatzung  von  1848  offenbaren  die  Stimmung  der 
Schöpfer  unseres  Rundes.  Als  von  einem  Mitgliede  angeregt  wurde, 
verschiedene  in  den  Entwürfen  von  1832  33  nicht  erwähnte  Punkte  in 
die  Strafkompetenz  des  Rundesgerichts  aufzunehmen,  so  namentlich 
Verbrechen  gegen  das  Münzwesen  und  die  Regalien,  Schleichhandel, 
Pressvergehen  gegen  die  Eidgenossenschaft,  wurde  entgegnet,  dass 
dieser  Vorschlag  theils  zu  komplizirt  und  desshalb  nicht  ausführbar 
sei,  theils  geeignet  wäre,  die  Zentralisation  in  dem  M nasse  un- 
populär zu  machen,  dass  bei  einer  spätem  Revision  die  Errungen- 
schaften von  1848  überhaupt  wieder  beseitigt  werden  könnten. 

Um  die  Empfindlichkeit  der  Kantone  zu  schonen  uud  doch  die 
Interessen  der  Eidgenossenschaft  nicht  preiszugeben,  schlug  man 
einen  Mittelweg  ein.  Auf  diesem  Wege  wurden  Art.  106  der  Ver- 
fassung von  1848  uud  Art.  114  der  Verfassung  von  1874  gefunden, 
welche  es  der  Bundesgetzgelning  anheimstellen,  noeJt  andere  als  die 
in  der  Verfassung  bczächnelen.  Fülle  in  die  Kompetenz  des  Bundes - 
gerichts  zu  legen. 

Eine  Kompetenzbestimmung,  die  wie  diese  an  materieller  Unbe- 
stimmtheit nichts  zu  wünschen  übrig  lässt,  ist  vom  Standpunkt  einer 
prinzipiellen  Grenzbereinigung  zwischen  zwei  Souveränetätsgebieten 

die  bürgerliche  Gesellschaft  als  für  die  Angeschuldigten  vnn  wohlthfitigen  Folgen 
sein.  Unmittelbar  nach  grossen  politischen  Bewegungen  ist  der  Tempel  der  Gerechtig- 
keit meistens  van  drohenden  Gefahren  umringt.  Schwäche  und  Hass,  Feigheit  und 
liachsueht  pflegen  Alles  aufzubieten,  um  die  Wahrheitsliebe  und  Unparteilichkeit 
des  Richters  zum  Wanken  zu  bringen.  Diese  Gefahren  von  beiden  Theilen  ab- 
zuwenden, ist  der  Zweck  unseres  Antrags.  Ist  sie  nicht  vorhanden,  so  nimmt  die 
Sache  ihren  ordentlichen  Gang  vor  den  Gerichten  des  Kantons.“  F.s  ist  unzweifel- 
haft die  Liebe  zur  Gerechtigkeit,  welche  diese  Worte  diktirt  hat.  Von  konstitu- 
tioneller Bedenklichkeit  sind  sie  nicht  angekränkelt-  Rosst  war  italienischer  Ab- 
kunft; aber  er  hatte  den  schweizerischen  Ton  gut  getroffen.  Am  !).  Juni  1H 18 
beantragte  an  der  Tagsatzung  die  liesanitlschaft  des  Kantons  Uri,  Uber  Kriminal- 
nrtheile  der  Kantone  in  politischen  Fällen  dem  Venirtheilten  die  Appellation  an 
das  Bundesgericht  offen  zu  halten.  Das  war  die  Stimme  eines  alten  Eidgenossen. 
Es  klingt  aber  doch  eigenthhmlicli,  wenn  Rossi  sagt;  .Eine  aufmerksame  Prüfung 
der  Attribute  des  Bundesgerichts  dürfte  uns  wohl  einzig  den  Vorwurf  zuziehen,  sie 
auf  eine  allzu  geringe  Zahl  beschränkt  zu  haben.  Allein  wir  konnten  uns  nicht 
verbergen,  dass  wir  uns  auf  einem  Gebiete  befänden,  wo  uns  die  gedngstigte  Kan- 
tunal-Saucerdnetiit  jeden  Fass  breit  Landes  streitig  macht,  wo  sich  mit  jedem 
neuen  Schritte  Bedenken  auf  Bedenken  thürmen (Bericht,  S.  128  ff.) 


Digitized  by  Google 


36(3  Leo  Weber. 

nicht  zu  rechtfertigen.  Allein  man  bediente  sich  absichtlich  einer 
möglichst  allgemeinen  Ausdrucksweise.  Nach  dem  Tagsatzungs- 
protokoll vom  9.  Juni  1848  trugen  die  Gesandtschaften  der  Stünde 
Graubünden  und  Appenzell  A.-lth.,  unterstützt  von  denjenigen  der 
Kantone  Schwyz,  Unterwalden  und  Tessin,  darauf  au,  dass  dieser 
Artikel  (101  des  damaligen  Entwurfs,  106  der  1848er  Verfassung) 
gestrichen  werde,  indem  in  frühem  Artikeln  bereits  genauer  aus- 
geschieden  sei,  was  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  gehöre, 
und  man  nicht  Gefahr  laufen  solle,  dass  auf  dem  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung noch  beliebig  andere  Gegenstände  den  Kautonal- 
gerichten entzogen  werden.  Die  Gesandtschaft  des  Kantons  Genf 
beantragte  dagegen  folgende  Fassung  des  Artikels:  „Outre  les  cas 
mentionnés  aux  articles  97  et  101  '),  la  législation  fédérale  peut 
placer  d’autres  affaires  du  ressort  de  la  Confédération  dans  la 
compétence  du  tribunal  fédéral.“  Dieser  Antrag  Genfs,  dessen 
Spitze  in  deu  Worten  „du  ressort  de  la  Confédération“  lag,  ver- 
einigte nur  5 Stimmen  auf  sich  ; für  Streichung  des  Artikels  100 
stimmten  7,  für  Annahme  desselben  aber  13  Stände.  Man  wollte 
keine  Ausscheidung  der  Materien  in  der  Bundesurkunde,  um  sich 
für  die  Zukunft  volle  Freiheit  der  Entscheidung  vorzubehalten,  was 
Bundessache  und  der  Bundesgerichtsbarkeit  zu  unterstellen  sei. 

Zweiundzwanzig  Jahre  später  wurde  eine  solch’  unbeschränkte 
Kompetenz  in  einem  offiziellen  Aktenstücke  für  den  ßundesgesetz- 
geber  ausdrücklich  in  Anspruch  genommen,  ln  seiner  Botschaft  vom 
17.  Juni  1870,  betreffend  Revision  der  Bundesverfassung,  äusserte 
sich  der  Bundesrath  unter  Ziff.  X,  „Organisation  und  Kompetenzen 
des  Bundesgerichts“  (es  sind  die  Worte  des  damaligen  Bundes- 
präsidenten  Dr.  Dubs)  über  die  vorwürfige  Verfassungsstelle  wie 
folgt  : „Die  Bundesverfassung  von  1848  hat  zwar  dem  Bundesge- 
richt sehr  spärliche  Funktionen  zugetheilt,  jedoch  den  Fall  voraus- 
gesehen, dass  eine  Zeit  kommen  könnte,  wo  dessen  Arbeitsgebiet 
erweitert  würde.  Art.  106  der  B.  V.  enthält  eine  Art  Generalvoll- 
macht zur  Erweiterung  der  bundesgerichtlichen  Kompetenz  auf  alle 
beliebigen  Gebiete,  und  ermöglicht  auch,  auf  bundesgesetzlichem 
Wege  dem  Bundesgerichte  beliebige  Funktionen  anzuweisen,  sei  es 
zu  erst-  und  letztinstanzlicher  Aburtheilung  von  Streitigkeiten,  sei  es 
zu  Funktionen  einer  Appellations-  oder  zu  denjenigen  einer  Kas- 
sationsinstanz.  Es  bedarf  somit  durchaus  keiner  Korapetenzerweite- 

')  Des  Entwurfs  — Art.  101  und  104  der  Verfassung  von  1848. 
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rungon  in  diesen  Richtungen.  . . .“  (Uundesblatt  1870,  II,  S.  697  ff.) 
Dass  das  Kompeteuzverhältniss  zwischen  Bund  und  Kantonen  nicht  so 
beschaffen  sein  kann,  leuchtet  heute  wohl  Jedermann  ein.  Wo  aber 
geht  die  Grenzlinie  durch,  welche  die  beiden  Gebiete  scheidet?') 

Blumer-Morel  (Bundesstaatsrecht,  Bd.  III,  8.  187)  bemerkt  zu 
Art.  114  (früher  106)  der  Bundesverfassung,  es  sei  dies  „eine  Be- 
stimmung, die  sich  auf  das  Strafrecht  bezieht,  soweit  solches  in  den 

')  Dubs  bat  in  seinem  1877  erschienenen  vortrefflichen  Buche  „Das  öffentliche 
Recht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft“  das  Verhältnis«  der  Kantonal souveränetät 
zur  Iinmlcssnuvcränetüt  in  überaus  feinsinniger  Weise  dargestellt,  AIht  wenn  es 
wahr  ist,  dass  Alles,  was  sich  auf  dieses  Verhältnis«  bezieht,  die  Vertragsnatur 
aufweist,  so  darf  man  sich  billig  verwundern,  dass  Dubs  eine  Bestimmung,  wie 
Art.  106  der  1848er  und  Art.  114  der  1874er  B.  V.,  ohne  Kritik  durchgehen  lässt. 
Doch  nein!  Er  hat  ja  Kritik  daran  geübt,  schon  einige  Jahre  vor  dem  Erscheinen 
seiner  staatsrechtlichen  Erörterungen.  Anlässlich  der  Berathung  der  Bundes- 
revision sprach  sich  Dubs  in  der  Sitzung  des  Nationalrathes  vom  8.  Dezember 
1873  dahin  aus:  Man  habe  den  Grundsatz  aufgestcllt,  dass  die  Administration 
der  Justiz  Sache  der  Kantone  bleiben  solle.  Nun  hebe  man  aber  dieses  Prinzip 
wieder  auf,  wenn  es  der  Bundesgesetzgebung  überlassen  werde,  ausser  den  in  der 
Verfassung  speziell  aufgezählten  Gegenständen  auch  noch  andere  Eälle  in  die 
Kompetenz  des  Bundesgeriehts  zu  legen.  Nach  dem  Inhalt  einer  solchen  Bestim- 
mung könnte  man  der  Autorität  des  Bundesgerichtes  auf  dem  Wege  der  Bundes- 
gcsetzgebuug  alles  Mögliche  übertragen,  so  dass  hier  von  einer  Ausscheidung 
durchaus  nicht  mehr  die  Rede  wäre.  (Gedruckte  Revisionsprotokolle  der  eid- 
genössischen Räthe  1873/74,  S.  205  ff.) 

Wer  wollte  die  grundsätzliche  Richtigkeit  dieser  Kritik  bestreiten  I Allein 
Alfred  Escher  war  doch  vollkommen  im  Rechte,  als  er  dem  föderalistischen 
Politiker  Dubs  erwiderte  : Es  würde  einen  eigcnthümlichen  Eindruck  machen, 
wenn  man  sich  1874  za  einem  Rückschritte  entschlicssen  wollte,  da  die  Voraus- 
setzungen, welche  1848  (iu  Hinsicht  auf  Art.  IOC  der  Verfassung)  vorhanden  ge- 
wesen seien,  noch  immer  fortbestehen. 

im  Jahre  1877  hatte  Dubs  das  Gleichgewicht  der  Stimmung,  jene  Ruhe  des 
Drtheils  wiedergefundeu , die  dem  praktischen  Schweizer  Staatsmann«  eigen  ist. 
Eine  Verfassungsbestimmung,  wie  Art.  114  der  gegenwärtigen  Bundesverfassung, 
vermochte  ihn  nicht  mehr  zu  beunruhigen.  Wusste  er  doch,  dass  auch  auf  dem 
politischen  Boden  „die  Bäume  nicht  in  den  Himmel  wachsen“.  Gewiss,  Dubs  war 
ein  Opportunist  vom  Scheitel  bis  zur  Sohle.  — 

Der  nüchterne  Blumer  sagt  in  seinem  „Handbuch  des  Schweiz.  Bundcs- 
staatsrechts“  (Zweite  Ausgabe,  1.  Band,  S.  176  ff.),  indem  er  das  Verb&ltuiss  der 
Eidgenossenschaft  zu  den  Kantonen  schildert,  ohne  Umschweife,  dass  bei  uns 
nicht  hlos  keine  Präsumtion  zu  Gunsten  der  Kantonalsouvcränetät,  sondern  An- 
gesichts der  Befugniss  der  Bundesversammlung,  die  wichtigsten  Kompetenzfragen 
auf  unanfechtbare  Weise  zu  entscheiden,  auch  keinerlei  rechtliche  Garantie  für 
die  strikte  Innehaltung  der  Bundesverfassung  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
bestehe. 


Digitized  by  Google 


368 


Leo  Weber. 


Bereich  des  Hundes  fällt.“  Allein  damit  sind  wir  so  klug  als  wie 
zuvor.  Ist  das  materielle  und  das  formelle  (prozessualische)  Straf- 
recht gemeint?  Oder  nur  das  eine  von  beiden?  Uud  wie  weit 
erstreckt  sich  — im  einen  wie  im  andern  Palle  — der  „ Bereich 
des  Hundes“  ? 

Darüber  freilich  war  man  niemals  ernstlich  im  Zweifel , dass 
der  Art.  114  (früher  106)  der  Bundesverfassung  dem  Hunde  nicht 
die  Gewalt  verleihe,  die  gesammte  Civil-  und  Strafrechtspflege  den 
Kantonen  abzunehmen  und  dem  Hundesgerichte  zu  übertragen.  Im 
Einzelnen  aber  herrschte  von  jeher  Unsicherheit  und  Unklarheit, 
ermangelte  das  leitende  Prinzip. 

Daraus  ist  für  Gesetzgebung  und  Praxis  viel  Unheil  entstanden. 

* * 

* 

Gleich  der  erste  gesetzgeberische  Akt  der  Hundesgewalt  auf  straf- 
rechtlichem Gebiete  tragt  alle  Kennzeichen  des  gerügten  Mangels.  Am 
30.  April  1849  war  das  Pulverregal,  am  2.  Juni  1849  das  Postregal 
gesetzlich  geregelt  worden.  „In  der  Absicht,  ein  gleichförmiges 
Verfahren  bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Hundes- 
gesetze anzuordnen,  und  in  der  Erwägung,  dass  die  Bestimmungen 
des  ordentlichen  Strafprozesses  auf  diese  Uebertretungen  nicht 
anwendbar  sind“,  wurde  das  Hundesgesetz  vom  30.  Juni  1849 
betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizei- 
licher Bundesgesetze  erlassen.  Nach  demselben  haben  kantonale 
Gerichte  bei  Untersuchung  und  Beurtheilung  der  Uebertretungen 
von  Fiskal-  und  Polizeigesetzen  des  Hundes  zwar  ihre  eigenen 
Prozessordnungen  anzuwenden,  dabei  aber  ganz  allgemein  lautende 
iand»'. -gesetzliche  Vorschriften  über  das  Verfahren  zu  beobachten. 
(/.  Vogt  nennt  dies  in  seiner  interessanten,  1857  erschienenen  Ab- 
handlung über  „ die  Gerichtsbarkeit  des  eidgenössischen  Hundes 
nach  heutigem  schweizerischem  Staatsrecht“  ')  eine  mit  der  Bundes- 
verfassung schwer  in  Einklang  zu  bringende  Ausnahme.  Denn  es 
werde  dadurch  von  der  sonst  in  der  Einrichtung  der  Bundesstraf- 
gewalt  befolgten  Hegel  abgewichen,  nach  welcher  das  urtheilende 
Forum  maassgebend  ist  hinsichtlich  der  zu  beobachtenden  Straf- 
prozessgesetzgebung. 

')  ln  der  „Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatawisscnscbaft“,  Ttlbiugen, 
XIII.  Hand,  Jahrg.  1857,  S.  309. 
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Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  der  Hundesgesetzgeber 
in  seinem  Rechte  war,  wenn  er  das  Verfahren  zur  Verfolgung  der 
Widerhandlungen  gegen  die  eidgenössischen  Fiskalgesetze  selber 
bestimmen  wollte.  Nicht  blos  war  ein  gewisses  Misstrauen  in  die 
Handhabung  der  Strafjustiz  durch  die  Kantone,  insbesondere  bei 
Zollversehlaguissen,  gerechtfertigt,  sondern  es  musste  auch  das 
ordentliche  Strafverfahren  für  derartige  Uebcrtretungen,  weil  zu 
langwierig  und  kostspielig,  als  ungeeignet  erscheinen.  Auch  ist  der 
Hauptzweck  des  Hundesgesetzes,  behufs  Vermeidung  gerichtlicher 
Verhandlungen  in  erster  Linie  ein  Verfahren  eintroten  zu  lassen, 
das  zu  rascher  adminintraÜrer  Erledigung  der  Sache  fuhren  kann, 
gewiss  nur  zu  billigen.  In  Hinsicht  auf  das  Gerichtsverfahren 
aber  führt  das  Gesetz  weit  eher  zu  absoluter  Regellosigkeit,  als 
zu  einem  für  die  ganze  Schweiz  „gleichförmigen  Verfahren“.  Ha 
liegt  der  Fehler. 

Dieser  Vorgang  ist  für  die  eidgenössische  Gesetzgebung  und 
Praxis  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  geradezu  verhängnissvoll 
geworden.  Bis  iu  die  allerneueste  Zeit  hinein  bildet  das  Prozess- 
gesetz betreffend  Fiskal-  und  Polizeiübertretungen  für  die  Behörden 
eine  Quelle  von  Missverständnissen  und  Irrthflmcrn. 

Es  war  dies  erste  Jahr  des  neuen  Bundes  von  184S,  in  welchem 
dieses  Gesetz  zur  Welt  kam.  Man  freute  sich  des  ncueidgonös- 
sischen  Lebens.  Was  Wunders,  wenn  da  alle  Theorie  so  grau 
erschien  ! ')  ln  einem  Athemzuge  wurde  erklärt,  dass  die  Beur- 

■)  Um  sich  von  dieser  Sorglosigkeit  eine  Vorstellung  zu  iiutehcn,  lese  man 
Art.  13  des  bundcsriUhlielien  Entwurfs  vom  7.  Mai  lä-ll).  Derselbe  lautet: 

„Wenn  der  liebe rtreter  sieh  nicht  nach  den  Iiestimmungen  des  Art.  11 
unterzogen  hat,  oder  wenn  es  sich  um  einen  Kall  handelt,  welcher  die  Strafe 
der  Einsperrung  nach  sieh  zieht,  so  wird  das  Geschäft,  insofern  die  angedrohte 
Geldhusse  300  Schweizerfranken  nicht  ilbersteigt.  vor  die  kompetenten  Gerichte 
des  Kantons  gebracht,  wo  die  l’cbcrtretmig  entdeckt  worden  ist. 

„l'ebersteigt  die  angedrohte  Geldhusse  300  Schweizerfranken,  oder  kann  der 
Fall  die  Strafe  der  Einsperrung  nach  sich  ziehen,  so  wird  das  Geschäft  unmittel- 
bar an  eine  ans  drei  Mitgliedern  bestehende  l’nlizeikammer  des  Bundesgerichts 
gebracht.“ 

Die  angeführte  Bestimmung  wird  in  der  Botschaft  des  Bundesrathes,  die  von 
Vraey’ s lland  geschrieben  vor  uns  liegt,  begründet  wie  folgt:  „A  quels  tribunaux 
porter  l’action  judiciaire,  lorsqu’il  y a lien  Les  contraventions  aux  lois  fédérales 
relèvent  naturellement  des  autorités  judiciaires  fédérales,  c’est-à-dire  du  tribunal 
fédéral  ou  de  l’une  de  scs  sections,  et  l’article  100  de  la  constitution  fédérale  a 
réservé  à la  législation  lu  faculté  de  placer  duos  la  compétence  de  ce  tribunal 
d’autres  affaires  qui:  celles  qui  sont  énumérées  aux  articles  101,  101  et  105.  Mais 

Zeilschr.  f.  Schweiler  Slmfrecbt.  1.  Jwhrg.  'J  I 
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theilung  von  U Übertretungen  eines  Bundesgesetze*  „natürlich“  in 
die  Zuständigkeit  der  eidgenössischen  Uerichtsbchörde  gehöre  und 
— des  Kostenpunktes  wegen  — beantragt,  die  kleinern  Fälle, 
welche  eine  Ibisse  von  weniger  als  200  bis  300  Franken  nacli  sich 
ziehen,  den  „zuständigen“  Gerichten  des  Kantons,  in  welchem  die 
L'ebertretung  entdeckt  wurde,  zu  überweisen. 

Für  die  wichtigem  Fälle  sollte  nach  dem  Vorschläge  des 
Bundcsrathcs  ein  Uundespolizcigcricht,  bestehend  aus  drei  Mit- 
gliedern des  Bundesgerichts,  aufgestellt  werden.  Weder  Art.  94 
der  Bundesverfassung  von  1848,  gemäss  welchem  „für  Bourtheilung 
von  Ntraffalleu“  Schwurgerichte  (Jury)  gebildet  werden  sollten, 
noch  Art.  104  u.  106  1.  c.,  auf  deren  Wechselbeziehung  Hufner  ’) 
seine,  wie  uns  scheint,  richtige  Meinung  gründet,  dass  in  Straf- 
flillen  das  Bundesgericht  nur  mit  Zuziehung  von  Goschwornen,  als 
Assisengerieht,  urthoilendes  Gericht  (erster  Instanz)  sein  könne, 
erweckten  irgend  welches  Bedenken  hinsichtlich  der  Verfassungs- 
mässigkeit des  Vorschlages. 

Zwar  ist  der  bundesräthliche  Entwurf  in  diesem  Funkte  nicht- 
Gesetz  geworden.  Allein  was  das  Gesetz  in  Betreff  der  gericht- 
lichen Klage  enthält,  bietet  des  Willkürlichen,  Unbestimmten  und 
Unklaren  noch  so  viel,  dass  inan  sich  nur  verwundern  muss,  wie 
solche  Bestimmungen  seit  bald  vier  Jahrzehnten  unverändert  in 
Kraft  verbleiben  konnten.  Aber  freilich:  „Es  erben  sieb  Gesetz’ 
uud  Hechte  wie  eine  ew’ge  Krankheit  fort.“ 

on  ne  peut  se  dissimuler  iju'il  y aurait  île  grauds  frais  si  l’on  voulait  faire  juger 
par  le  tribunal  fédéral  ou  par  l'une  de  ses  sections  toutes  les  contraventions  aux 
lois  fiscales  et  de  police  de  la  Confédération.  Un  ne  peut  songer  il  lui  soumettre 
les  affaires  minimes  ni  mente  les  contraventions  qui  entralneut  à des  amendes  au- 
dessous  de  200  à 300  fraucs.  On  propose  donc  à l’article  13  de  déférer  ces  af- 
faires aux  tribunaux  compétente  du  canton  oit  la  contravention  a été  découverte. 

„Les  contraventions  eutrainant  à une  amende  excédant  300  francs  ou  à l'em- 
prisonnement vont  à l’antorité  judiciaire  fédérale;  mais,  par  leur  nature  et  leurs 
effets,  elles  ne  peuvent  aller  à la  chambre  d’accusation,  ni  à la  chambre  crimi- 
nelle; le  tribunal  fédéral  et  même  la  chambre  civile  seraient  trop  nombreux  et 
trop  dispendieux.  Nous  sommes  ainsi  conduits  à vous  proposer  de  créer  pour  ces 
affaires  une  chambre  de  police  composée  de  trois  membres  du  tribunal  fédéral.“ 

')  Vergl.  darüber  mit  Bezug  auf  die  gegenwärtige  Bundesverfassung:  Dr.  Haf- 
ner** Motive  zum  Kntwurf  eines  Bundesgesetzes  über  die  Bnndesrcchtspffege,  Ab- 
theilung III:  Strafrechtspflege,  im  3.  und  t.  lieft  dieser  Zeitschrift,  S.  210,  2lt», 
250.  Hafner  kommt  zum  Schlüsse,  dass  die  Bitndesassisen  das  einzige  verfassungs- 
mässige erkennende  Bundesstrafgerichl  (erster  Instanz)  sind. 
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Der  Bundcsrath  erwiederto  am  26.  August  1853  ein  Schreiben 
der  Solothurner  Regierung  ‘),  welche  auf  Revision  des  Gesetzes  drang, 
mit  der  Erklärung,  dass  er  beschlossen  habe,  die  Revision  anzu- 
bahnen, um  so  mehr,  als  das  Eedürfniss  sieh  längst  fühlbar  gemacht 
habe  und  das  Bundesgericht  einstimmig  diese  Ansicht  theile. 

Die  Revision  ist  aber  niemals  zu  Stande  gekommen,  so  wenig 
als  das  in  Art.  31  des  Gesetzes  vorgesehene  Reglement  mit  bc- 
sondern  Bestimmungen  für  einen  jeden  der  eidgenössischen  Ver- 
waltungszweige, auf  welche  es  sich  bezieht. 

Dagegen  ist  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die  Uober- 
tretungon  der  eidgenössischen  /ïxArolgesetze  (Pulverregal,  Postregal, 
Zölle,  Telegraphen,  gebrannte  Wasser)  beschränkt  geblieben.  Die 
Botschaft  des  Buudesrathes  vom  7.  Mai  184!)  hatte  dessen  Anwen- 
dung auch  mit  Bezug  auf  die  Uebertretungen  der  Bundespoltzci- 
gesetze  in  Aussicht  genommen.  Allein  man  fand  sehr  bald  richtig 
heraus,  dass  die  Maschinerie  des  Gesetzes  gegen  eigentliche  Poli- 
zeivergehen nicht  zweckmässig  in  Bewegung  gesetzt  werden  könne. 

In  Hinsicht  auf  den  nichtgerichtlichen  Thcil  des  Verfahrens 
bat  sich  das  Gesetz,  so  wenig  durchsichtig  die  bezüglichen  Be- 
stimmungen abgefasst  sind,  praktisch  bewährt,  und  es  würde  bei 
einer  Revision  dieser  Theil  grundsätzlich  beizuhehalten  sein.  Im 
Uebrigen  aber  müssten  die  lückenhaften  und  ungehörigen  prozes- 
sualischen Bestimmungen  durch  zweckmässige  einheitliche  Vor- 

')  Die  Regierung  des  Kantons  Solothurn  hatte  sicli  1853  infolge  einer  vom 
solothumischen  Obcrgeriehte  voranlnsstcn  Schlussnahme  des  dortigen  Kantons- 
rathes  an  den  Bundesrath  gewandt,  mit  dem  Anträge,  es  sei  das  Gesetz  vom 
30.  Juni  1849  „in  dem  Sinne  zu  revidiren,  dass,  wenn  Uebertretungen  der  fiska- 
lischen und  polizeilichen  Bundesgesetze  den  Kantonalgerichten  zur  Benrthcilung 
muersteilt  werden,  das  Prozessverfahren  muh  den  KaiUonalproieteordnungen  sieh 
zu  richten  habe“. 

Das  solothurnische  Gericht  kritisirte  namentlich  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes in  Uinsicht  auf  das  Rechtsmittel  der  Kassation  und  die  Mitwirkuug  der 
Rundosauwaltäcbaft  im  Prozesse  (Art.  18  und  19).  Nach  denselben  hat  das  eid- 
genössische Kassationsgericht  u.  A.  zu  beurtheilen,  ob  ein  kantonales  Gericht  die 
Formen  des  kantonalen  Prozessgauges  beachtet  habe  oder  nicht,  und  im  Falle  der 
Kassation  „ein  beliebiges  Gericht  von  gleichem  Range  behufs  neuer  abscbliess- 
licher  Benrthcilung“  zu  bezeichnen.  — Feber  die  der  Bundesanwaltschaft  an- 
gewiesene Stellung  üusserte  sich  das  Gericht  in  folgender  Weise:  „Zu  unauf- 
hörlichen Konflikten  otlcr  zu  unbeschrankter  Alleinherrschaft  des  Bundesanwalts 
müsste  der  Art.  19  führen,  welcher  diesem  das  Recht  gewährt,  im  Prozesse 
aufzutretrn,  wer  immer  der  Richter  sei,  ohne  näher  zu  bezeichnen,  in  welchen 
Formen  und  inner  welchen  Grenzen  dieses  Recht  ausgeübt  werden  kann.“ 
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Schriften  ersetzt  werden,  wenn  man  nicht  vorzieht,  das  Verfahren, 
wie  hei  den  Uchertrotungen  der  Bundca^ohzeigcsctzc,  ganz  den 
Kantonen  zu  überlassen.  Das  letztere  System,  welchem  zufolge 
kantonale  Organe  nach  kantonalem  Verfahren  Buudesreeht  anzu- 
wenden haben,  ist  bekanntlich  sehr  beliebt,  ja  herrschend  geworden. 

Es  fällt  heute  kaum  mehr  Jemand  ein,  an  der  Berechtigung 
des  Bundes  zur  Inanspruchnahme  der  kantonalen  Gerichtsorgani- 
sution  und  der  kantonalen  Behörden  behufs  Ausübung  der  Justiz- 
hoheit des  Bundes  zu  zweifeln.  Blumor-Morel  (III,  211)  findet  an 
dein  sogenannten  Fiskalgesetzo  von  184U  überhaupt  blos  die  Be- 
stimmung „auffallend“,  welche  dein  Bundesgerichte  die  Befugniss 
einräumt,  im  Falle  der  Kassation  eines  kantonalen  Urtheils  „den 
letzten  Entscheid  Gerichten  anderer  Kantone  oder  Bezirke  zu  über- 
tragen, denen  hiefür  nach  der  kantonalen  Verfassung  keinerlei  Kom- 
petenz zugestanden  wäre“.  Dubs  (II,  2!l)  betrachtet  nur  das  poli- 
tische Verhültniss  und  hält  es  für  ganz  ordnungsgemäss,  dass  die 
Kantone  in  allen  von  der  Bundessouveränetät  beherrschten  Materien 
blosse  Vollziehungsorgane  des  Bundes  geworden  und  seiner  Leitung 
unterstellt  sind.  „Aber“  — fügt  er  beschwichtigend  bei  — „immer- 
hin nur  in  diesen  Stücken  und  Schranken  und  nicht  allgemein. 
Auch  ist  wohl  zu  bemerken,  dass  die  Kantone  dadurch,  dass  sie 
ihre  Gewalten  dem  Bunde  zur  Verfügung  stellen,  ihm  einen  Dienst 
erweisen,  und  dass  darum  von  vornoherein  ein  brüskes  Befehlsvor- 
fahren  von  Seiten  des  erstem  ausgeschlossen  ist.“  Vollziehungs- 
orgaue  und  Dienstleistung  — wie  reimt  sich  das  zusammen-“ 

Ganz  anders  urtheilt  Gmtar  Vogt  (a.  a.  O.  S.  383);  er  erklärt: 
die  Stellung  der  Kantone,  „durch  welche  sie  zu  blossen  Verwal- 
tungskreisen herabgesetzt  werden“,  widerspreche  den  Prinzipien  des 
Bundesstaates,  dessen  Natur  dadurch  gefährdet  werde. 

Wir  wissen,  dass  der  praktische  Schweizer  nicht  gewohnt  ist, 
sich  durch  solch’  „doktrinäre  Schrullen“  beirren  zu  lassen.  Sei  es! 
Aber  soviel  dürfte  man  denn  doch  vom  Herrscher  und  Befehlshaber 
Bund  verlangen,  nicht  dass  er  artig  und  liebenswürdig  befehle,  wie 
Dubs  es  wünscht,  aber  dass  er  seine  Befehle  in  klarer,  verständ- 
licher Sprache  und  Form  ertheile. 

Der  Bund  hat  es  »eit  1848  gar  oft  nicht  gotlian. 

Durch  Art.  107  der  Bundesverfassung  vom  12.  September  1848 
war  die  Bundesgosetzgebung  angewiesen  worden,  das  Nähere  zu 
bestimmen  über  die  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  in  die  Kom- 
petenz des  Bundesgerichts  fallen,  über  die  Strafgesetze,  welche  an- 
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zuwonden  sind,  sowie  über  das  Verfahren,  das  jedoch  mündlich  und 
öffentlich  sein  solle,  und  über  die  Gerichtskosten. 

Nachdem  bereits  im  .Jnlire  1349  das  allgemeine  Gesotz  über 
die  Organisation  der  Bundcsrechtepflegc  und  ein  „ provisorisches 
Gesetz  über  das  Verfahren,  welches  in  civil-  und  strafrechtlichen 
Fällen  zu  beobachten  ist,  und  über  die  Gesetze,  welche  anzuwenden 
sind4,  vou  der  Bundesversammlung  erlassen  waren,  folgten  als  Ge- 
setze mit  ganz  oder  theilweise  strafrechtlichem  Inhalt  am  9.  De- 
zember 1H50  das  Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  eid- 
genössischen Behörden  und  Beamten,  am  27.  August  1851  das 
Bundesgesetz  über  die  B undesstrafrech tspjt ege  (die  Bundesstraf- 
prozessordnung), am  23.  Dezember  1851  das  Bundesgesetz  über  dio 
politischen  and  polizeilichen  Garantien  za  Gunsten  der  Eigenossen- 
schafl,  am  4.  Februar  1853  das  Bundesgesetz  über  das  Bundesstraf- 
recht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  am  24.  September 
185ti  das  Bundesgesetz  über  die  Kosten  der  B andesrech tspjlege, 
welch’  letzteres  im  Jahre  1880  einer  Revision  unterworfen  wurde. 

Von  der  Befugnis*,  noch  andere  „Fülle“  als  die  in  der  Ver- 
fassung’) bezeichneten  Gegenstände  in  die  Kompetenz  des  Bundes- 
strafgerichts zu  legen,  hat  die  Bundesgesetzgebung  mehrfach  Ge- 
brauch gemacht,  insbesondere  durch  die  Bundesgesetze  über  die 
politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der  Eidgenos- 
senschaft und  über  das  Bundesstrafrecht.  *) 

Dii-  Erweiterung  der  Bundesgerichtsbai  keit  darf  an  sich  wohl 
gebilligt  werden.  Wenn  man  aber  die  Gesetze,  auf  denen  sie  beruht, 
in  ihrem  Zusammenhang  betrachtet  und  deren  gegenseitiges  Inein- 
andergreifen prüft,  wenn  insbesondere  die  konstitutionelle  Grund- 
lage einzelner  Bestimmungen  einer  nähern  Prüfung  unter  werfen 

')  Art.  112  der  Bundesverfassung  von  1874  lautet  Inhaltlich  Übereinstimmend 
mit  Art.  104  der  Verfassung  von  1818: 

„Das  itundesgericht  urtheilt  mit  Zuziehung  vou  Geschwomen,  welche  über 
die  Thatfrage  absprechen,  iu  St  rat  lallen  : 

1)  über  Hochvcrrath  gegen  die  Eidgeuosseusehaft,  Aufruhr  und  Gewallthat  gegen 
die  Bundcsbehördrn  : 

2)  Ober  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht; 

8)  über  politische  Verbrechen  und  Vergehen,  die  I rsaehe  oder  Folge  derjenigen 
Vnnihen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  ver- 
anlasst wird,  und 

4)  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  ernannten  Beamten  ihm 
zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  überwiesen  werden.“ 

*)  Mun  sehe  die  erschöpfende  Darstellung  bei  Blumcr-Morel,  III,  205  ff. 
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wird,  so  Igiun  das  Unheil  nicht  günstig  lauten.  Was  O.  Vogt  1857 
über  die  Behandlung  von  Amtsverbrechen  der  Mitglieder  eidgenös- 
sischer Behörden  und  der  eidgenössischen  Beamten  schrieb,  ist  heute 
noch  wahr,  und  es  darf  sein  Urtheil  füglich  verallgemeinert  werden  '). 

Glücklicherweise  sind  die  Fälle  iiusserst  selten,  in  welchen 
die  Bundesgesetze  über  die  Verantwortlichkeit  der  eidgenössischen 
Behörden  und  Beamten  und  über  die  politischen  und  polizeilichen 
Garantien  zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft  nebst  den  einschlagendcn 
Bestimmungen  des  Bundesstrafgesetzes  die  Behörden  beschäftigen. 
Geschieht  es  aber  ausnahmsweise  einmal,  wie  z.  B.  im  Straffalle 
des  Postfaktors  Fridolin  Peter  in  Luzern  vom  Jahre  1883  *)  be- 
treffend betrügerischen  Taxenbezug  mittelst  Fälschung  der  authen- 
tischen Eintragungen  in  den  Bestellbogen,  dann  wird  die  ganze 
Unsicherheit  des  Bodens,  auf  dem  man  sich  bewegt,  fühlbar,  und 
es  geschieht  regelmässig  „ein  allgemeines  Schütteln  des  Kopfes“. 

Ja,  wenn  nur,  wie  es  die  Verfassung  vorsieht,  in  That  und 
Wahrheit  die  Kompetenz  des  Bundrxgerichts  erweitert  worden  wäre! 
Aber  der  Gesetzgeber  hat  sich  die  Sache  ganz  anders  zurechtgelegt. 
Er  ging  von  der  Annahme  aus,  dass  die  Bundesstrafgerichtsbarkeit, 
wenn  sie  durch  eidgenössische  Organe  ausgeübt  werde,  verfassungs- 
gemftss  von  den  Dundesassisen  gchandhabt  werden  müsse.  Da  inan 
sich  aber  sehr  bald  nach  1848  überzeugt  hatte,  dass  ein  eidgenös- 
sisches Schwurgericht  ein  weitläufiger  und  kostspieliger  Apparat 
und  daher  ein  unpassendes  und  „unpraktisches“  Ding  sei,  suchte 
und  fand  man  einen  Weg,  auf  welchem  die  Bundeskompetenz  zwar 
erweitert  worden  konnte,  die  Bundesgerichtsbarkeit  aber  thatsächlich 
nicht  in  der  verfassungsmässigen  Form  ausgeübt  zu  werden  brauchte. 

Das  hat  das  Bundesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht  vom 
4.  Februar  1853  zu  Stande  gebracht. 

Dieses  Gesetz  ist  nicht  minder  als  die  ihm  vorhergegangenen 
legislativen  Erlasse  der  Bundesautorität  ein  achtes  Kind  seiner  Zeit. 

')  (i.  Vogt  a.  a.  O.  S.  370:  „ln  dieser  Beziehung  haben  zwei  in  einem 
Zwischenraum  von  wenig  mehr  als  zwei  Jahren  erlassene  besetze  (das  B.-fi.  Ober 
die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und  Beamten  vom  !).  Dezember  1850 
und  das  B.-(i.  über  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853),  die  beide  von 
verschiedenen  Urundbrstimmnngen  ausgingen,  eine  Menge  Kontroversen  und  Zweifel 
veranlasst  und  einen  so  heillosen  Wirrwar  angerichtet,  dass  wir,  wenn  wir  nicht 
eine  eigene  ausführliche  Abhandlung  hier  einschalten  wollen,  uns  begütigen  müssen, 
die  Resultate  unserer  Ansicht  mitzutheilen,  wobei  wir  freilich,  solange  die  Moti- 
virung  anssteht,  auf  allseitige  Zustimmung  nicht  rechnen  dürfen.“ 

’)  Mau  vergl.  Bundesbl.  1885.  II,  8.  717. 
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Ein  Hauptcharakterzug  desselben  ist  wieder  die  jugendfrische  Unbe- 
fangenheit, mit  welcher  es  sich  in  Kompetenzfragen  zu  bewegen  weiss. 

Von  fachmännischer  Seite  (C.  Stooix)  ist  das  Gesetz  in  Holtzeu- 
dorfTs  „ Gerichtssaal  “ (XL.  Band)  einer  sehr  zutreffenden  Kritik 
unterzogen  worden.  „Hat  der  Bund1“,  sagt  Stouss  „auf  dem  Ge- 
biete des  materiellen  Strafrechts  seine  Gesetzgebungsgewalt  bisher 
mit  grosser  Zurückhaltung  ausgeübt,  so  zieht  er  seiner  Gerichts- 
barkeit in  Strafsachen  noch  engere  Grenzen.  Zwar  stellt  die  Bundes- 
verfassung in  Art.  1UG  (114  revidirt)  die  Erweiterung  der  Bundes- 
gerichtsbarkeit und  nicht  die  Ausdehnung  der  Bundesstrafgesetz- 
gebung in  den  Vordergrund  und  behandelt  den  Erlass  von  Bundes- 
strafbestimmungen  eher  als  eine  nothwendige  Folge  der  erweiterten 
Bundesstrafgerichtsbarkeit.  Die  Bundesgesetzgebung  hielt  sich  aber 
nicht  an  diese  Gedankenfolge,  indem  sie  in  dem  hesondorn  Tlioile 
des  Bundesstrafgesetzes  eine  Keihe  von  Thatbeständen  aiifnahm, 
welche  in  der  Bundesverfassung  nicht  vorgesehen  waren,  insbe- 
sondere die  Verbrechen  gegen  Bundesbeamte  und  die  unter  den 
vermischten  Bestimmungen  behandelten  Delikte,  ohne  die  Zuständig- 
keit des  BundesgcrichtH  für  diese  Fälle  fest  zu  begründen.  Vielmehr 
werden  dieselben  gemäss  Art.  74  des  Bundesstrafgesetzes  „in  der 
Kogel  sowohl  zur  Untersuchung  als  zur  Beurtheilung  an  die  Kan- 
tonalbehörden gewiesen“,  und  es  gilt  dies  auch  für  die  in  der 
Bundesverfassung  genannten  Bundesamtsdelikte.  Zwar  steht  es  dem 
Buudesrathe  frei,  solche  Fälle  mich  dem  eidgenössischen  Straf- 
verfahren untersuchen  und  durch  die  Buudesassisen  beurtheilen  zu 
lassen  ; die  Bundesregierung  macht  aber  von  dieser  Befugniss  nach 
konstanter  Praxis  keinen  Gebrauch  uud  veranlasst  die  strafrecht- 
liche Untersuchung  bei  dem  kantonalen  Gerichte  des  Bezirkes,  in 
welchem  die  Handlung  begangen  wurde.  Daher  tritt  die  Bundes- 
strafgerichtsbarkeit äusserst  selten  in  Thätigkeit,  und  es  gilt  die 
Einberufung  des  eidgenössischen  Schwurgerichts  als  ein  Ereigniss.“ 

Es  ist  wohl  wahr,  dass  der  Bundesgesetzgeber  eine  gewisse 
Zurückhaltung  zur  Schau  trägt,  und  noch  mehr,  dass  die  Buudes- 
behörde  es  nicht  liebt,  die  eidgenössische  Strafgerichtsbarkeit 
praktisch  zu  bethiitigen.  Allein  da  das  leitende  Motiv  in  dem  Be- 
streben liegt,  eine  möglichst  wohlfeile  Strafrechtspflege  zu  haben, 
so  kann  die  Zurückhaltung  nicht  eben  lobenswerth  erscheinen. 
(Man  vergleiche  die  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  1.  Juli  1852 
im  Bundcsbl.  1852,  II,  S.  591  ff  ; dazu  den  Bericht  der  nationalräth- 
lichen  Kommission  vom  18.  Dez.  1852  im  Buudesbl.  1853,  1,  S.  20.) 
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Nicht  blos  nicht  lobenswerth,  sondern  ernstlich  zu  tadeln  aber 
ist,  d;iss  man  die  kantonale  Gerichtsorganisation  und  Strafjustiz  in 
einer  mit  der  Bundesverfassung  nicht  im  Einklang  stehenden  Weise 
in  Anspruch  genommen  hat. 

Der  vielberufene  Art.  74')  des  Bundesstrafgesetzes  lässt  sieh 
nun  einmal  mit  der  im  Jahre  1848  (siehe  Verhandlungsprotokoll 
der  Revisionskommission  der  Tagsatzung,  S.  137  ; Protokoll  der 
Tagsatzung,  8.  143  ff.;  Bericht  der  Revisionskommission,  8.  63  ff.) 
so  hoch  und  laut  gepriesenen  und  in  die  Verfassung  durch  ein- 
stimmigen Beschluss  der  Abgeordneten  aller  22  Kantone  aufge- 
nommenen  Grundbestimmung®),  dass  zur  Ausübung  der  Bundesstraf- 
gerichtsbarkeit Schwurgerichte  (selbstverständlich  eidgenössische) 
gebildet  werden  sollen,  ebenso  wenig  als  mit  der  Bestimmung, 
dass  auf  legislativem  Wege  die  Kompetenz  des  Bundes(9tnS)gericht^ 
ausgedehnt  werden  könne,  vereinbaren.  Der  Bundesrath,  eine  poli- 
tische und  administrative  Verwaltungs-  und  Vollziehungsbehörde, 
ist  berufen,  in  der  Eigenschaft  einer  Anklagekammer  der  Bundes- 
gerichtsbarkeit  unterliegende  strafbare  Handlungen  „in  der  Regel“ 
sowohl  zur  Untersuchung  als  zur  Beurtheilung  an  die  Kantoual- 
hehörden  zu  weisen.  Entscheidet  der  Bundesrath  ausnahmsweise  für 
das  eidgenössische  Prozessverfahren,  so  sind  — nach  Art.  74  1.  c.  — 
die  Bundesassisen  zuständig;  denn  es  gibt  nach  der  Auffassung  des 
Gesetzgebers  von  1853  kein  Bundesstrafgericht  ohne  Zuziehung  von 
Gesell  warnen.  Findet  aber  die  regelmässige  Zuweisung  an  die 
Kantonalgerichte  statt,  dann  ist  es  dem  Bunde  völlig  gleichgültig, 
welches  Verfahren  cingeschlagen  wird.  Ob  dasselbe  das  schwur- 


')  Art.  74  des  Bundesstrafgesetzes  : „Die  andern  durch  gegenwärtiges  t icsetz 
vorgesehenen  Verbrechen  werden  in  der  Hegel  sowohl  zur  Untersuchung  als  zur 
Beurtheilung  au  die  Kautoualhehhrden  gewiesen.  Doch  steht  es  «lern  Hundesrathe 
frei,  dieselben  nach  dem  eidgenössischen  l’rozessverfahreu  untersuchen  und  durch 
die  Bundesassisen  beurtheilcn  zu  lassen.  Auf  jeden  Fall  sind  von  den  urtheilenden 
Gerichten  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  nnzuwenden. 

Immerhin  aber  bleibt  der  Bundesversammlung  das  Begnadigungsrecht  Vor- 
behalten.“ 

*)  Art.  !»4  der  Bundesverfassung  von  1848:  „Zur  Ausübung  der  Rechtspflege» 
soweit  dieselbe  iu  den  Bereich  des  Bundes  fällt,  wird  ein  Bundesgericht  aufgestellt. 

Für  Beurtheilung  von  Strafliilicn  werden  Schwurgericlie  (Jury)  aufgestellt.“ 

Art.  loti  der  Bundesverfassung  von  1874:  „Zur  Ausübung  der  Rechtspflege, 
soweit  dieselbe  in  den  Bereich  des  Bundes  fallt,  wird  ein  Bundesgoricht  aufgestellt. 

Für  Beurtheilung  von  Straflullen  (Art.  112)  werden  Schwurgerichte  (Jury) 
gebildet.“ 
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gerichtliche,  ob  cs  öffentlich  und  mündlich  oder  geheim  und  schrift- 
lich sei,  darnach  wird  nicht  einmal  gefragt.  Es  genügt,  dass  der 
Fall  auf  die  .einschlagende  Bestimmung  des  materiellen  Bundes- 
strafrechts geprüft  werde.  Für  die  gerichtliche  Beurtheilung  der 
strafrechtlich  viel  weniger  wichtigen  Uebertretungen  der  Fiskal- 
gesetze des  Bundes  verlangt«!  man  int  Gesetze  vom  30.  Juni  1840 
von  den  Kantonen  ein  summarisches  und  öffentliches  Prozessver- 
fahren; 1853  fand  man  diese  Forderung  für  die  der  kantonalen 
Strafjustiz  überwiesenen  Fälle  des  Bundess/ra/rec/tfo  nicht  mehr 
angezeigt,  l'nd  doch  schrieb  Art.  107  der  Bundesverfassung  von 
1848  vor:  „Die  Bundesgesetzgebung  wird  das  Nähere  bestimmen: 
„6.  über  die  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  in  die  Kompe- 
tenz des  Bundesgerichtes  fallen,  und  über  die  Strafgesetze, 
welche  anzuwonden  sind; 

„c.  über  das  Verfahren,  welches  mündlich  und  öffentlich  sein 
soll.“ 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  der  Inhalt  des  Btvsondern  Theils 
des  Bundesstrafgesetzes  von  1853  mit  Stnoss  (a.  a.  ü.)  dahin  zu- 
sammenfassen , dass  der  Bund  nur  den  wichtigsten  Bundesinstitu- 
tionen, nämlich  dem  Bundesstaate  selbst  als  staatlichem  Einzelwesen 
und  als  völkerrechtlichem  Gebilde,  dann  der  Bundesgewalt  und  ihren 
Organen,  endlich  der  Bundesverwaltung  im  Allgemeinen  utyl  in  ein- 
zelnen Verwaltungszweigen  strafrechtlichen  Schutz  verleiht.  Stooss 
bemerkt:  „Die  Unzulänglichkeit  dieses  Bundesstrafgesetzes  trat 
namentlich  in  der  Untersuchung  betreffend  die  anarchistischen  Um- 
triebe in  der  Schweiz  zu  Tage.“  Anarchistische  und  pseudo-anar- 
chistische Umtriebe,  können  wir  heute  sagen,  nachdem  wir  wissen, 
was  Agents-provocateurs  auf  unserm  Boden  geleistet  haben. 

Das  Gesetz  hat  sich  indessen  seit  Jahren  auch  noch  in  andern 
Richtungen  als  lückenhaft  und  unzulänglich  erwiesen.  Im  Jahr  1882 
wurden  acht  Individuen,  die  im  Kanton  Genf  türkische  und  egyp- 
tische  Silbermünzen  nachgemacht  und  sie,  direkt  und  indirekt,  in 
den  Verkehr  gebracht,  namentlich  in  Frankreich  eingeführt  hatten, 
von  der  Anklagekammer  des  Kantons  Genf  auf  Grund  des  Art.  116 
des  Genfer  Strafgesetzes  von  der  Anklage  befreit.  Diese  ordonnance 
do  non-lieu  erregte  im  Ausland,  besonders  in  Frankreich,  grosses 
Erstaunen  und  hatte  im  Schoosse  des  schweizerischen  Buudesrathes 
«lie  Anregung  zur  Folge,  es  möge,  gestützt  auf  Art.  38  der  Bundes- 
verfassung (Münzregal  des  Bundes),  die  Kriininaljustiz  in  Münzsachen 
dem  Bunde  übertragen  werden. 
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Es  kann  nicht  dem  leisesten  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
Münzvcrbrechen  schon  1853  vom  Bunde  hätten  mit  Strafe  bedroht 
werden  können.  Man  hat  unter  den  „Vermischten  Bestimmungen“ 
des  Bu  mies  Strafgesetzes  gemeine  Verbrechen,  wie  die  Verfälschung 
von  Bundesakten,  die  Ablegung  eines  falschen  Zeugnisses  vor  einer 
Bundesbehörde  und  andere  mehr,  nicht  aber  die  Münzverbrechon 
behandelt,  obschon  das  Münzregal  im  Jahre  1853  wie  heute  dom 
Bunde  zustand.  Dabei  waren  zufolge  der  bundosräthlichen  Botschaft 
vom  1.  Juli  1852  (Bundesbl.  1852,  II,  S.  589)  verschiedene  den 
opportunistischen  Standpunkt  des  Bundesgesetzgebors  in’s  hellste 
Lieht  stellende  Motive  entscheidend.  „Einmal“,  so  heisst  es  in  der 
erwähnten  Botschaft,  „ist  das  Strafrecht  der  Kantone  mit  Beziehung 
auf  die  Münzfälschung  und  den  Müuzbetrug  sehr  strenge  und  wird 
auch  überall  mit  dem  gehörigen  Ernste  gelmudhabt,  so  dass  die 
Depression  dieser  Verbrechen  durch  ein  Eingreifen  der  Bundes- 
justiz, die  im  Ganzen  weit  milder  ist,  als  die  Rechtspflege  der 
Kantone,  kaum  gefördert  werden  könnte.  Sodann  befürchten  wir 
zweitens,  dass  die  Bundeskasse  allzu  sehr  mit  Kosten  belastet 
werden  würde,  wenn  die  Eidgenossenschaft  die  Vollziehung  der 
langwierigen  Freiheitsstrafen,  welche  in  dergleichen,  gar  nicht  sel- 
tenen Fällen  ein  treten,  zu  übernehmen  hätte.  Auch  besteht  zwi- 
schen t^em  Münzverbrechen  und  dem  Münzregale  in  der  Regel 
keinerlei  Beziehung,  üb  die  in  Umlauf  gesetzten  falschen  Münzen 
unter  dem  eidgenössischen  oder  unter  einem  fremden  Gepräge  ver- 
fertigt worden  seien,  hat  auf  den  Charakter  des  Verbrechens  keinen 
Einfluss.  In  beiden  Fällen  erscheint  nicht  der  Staat,  dessen  Münzen 
nachgeahmt  worden  sind,  sondern  das  Publikum,  welches  dieselben 
an  Zahlungsstatt  angenommen  hat,  als  geschädigt.  Einzig,  wenn 
schweizerische  Billon-  oder  Bronzemünzeu  so  geschickt  naehgeahmt 
würden , dass  sie  sieh  von  den  entsprechenden  ächten  Sorten  gar 
nicht  unterscheiden  liessen,  würde  der  Schaden  auf  den  Bund  zu- 
rüekl'ullen,  der  dann  auch  gestützt  auf  Art.  77,  litt,  c,  zum  Ein- 
schreiten berechtigt  wäre.“ 

Aus  konstitutionellen  Rücksichten  wurde  jedoch  nach  dem  An- 
träge der  Xationalrathskommission  (Blösch,  Dubs  und  Camperio)  der 
vom  Bundesrathe  vorgeschlagene  Art.  77  des  Entwurfs  betreffend 
das  Bundesstrafrecht  ')  von  den  gesetzgebenden  Rät  hon  gestrichen  ; 

')  Art.  77  des  bundesriUlilicheu  Entwurfs  vom.  1.  Juli  1852: 

„Verbrechen,  welche  durch  die  lhindesgrsctzgcbung  nicht  mit  Strafe  bedroht 
sind,  gehören  vor  die  Kantonalgerichtc.  Ausnahmsweise  steht  es  dem  liundes- 
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die  Kommission  erklärte:  „sie  habe  sich  für  eine  derartige  Aus- 
dehnung der  Bundesgcrichtskompetcnz  vergeblich  nach  einer  ver- 
fussungsgemässen  Vorschrift  umgesehen.“  Infolge  der  Streichung 
des  Art.  77  des  Entwurfs  und  der  Nichtaufnahme  der  Münzver- 
brechen ist  nun  nicht  blos  danu,  wenn  das  „ Publikum  “ durch 
Münzverbrechen  geschädigt  wird,  sondern  auch  dann,  wenn  die 
Kassen  des  Bundes  mit  falschen  eidgenössischen  oder  fremden 
Münzen  sich  füllen,  die  strafrechtliche  Repression  gänzlich  der 
Gesetzgebung  und  Justiz  der  Kantone  anheinigestellt. 

* * 

♦ 

Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  Bundes  auf  dem  Gebiete 
der  Strafrechtspflege  hat  mehr  Schatten-  als  Lichtseiten  aufzu- 
weisen. Die  Praxis  aber,  die  sich  auf  dem  Boden  dieser  Gesetz- 
gebung in  den  Beziehungen  zwischen  Bund  und  Kantonen  ent- 
wickelte, kann  vor  der  juristischen  Kritik  noch  weniger  bestehen. 

Vorgegenwärtigen  wir  uns  einmal  den  Inhalt  von  vier  Bundes- 
gesetzen strafrechtlichen  Charakters. 

Das  sogenannte  Eiskalgesetz  vom  90.  Juni  1849  ist,  wie  wir 
gesehen  haben,  ein  Prozessgesetz  ; dasselbe  stellt  u.  A.  allgemeine 
Vorschriften  über  das  Verfahren  der  Kantonalgerichte  bei  Beur- 
theiluug  der  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  ')  Bundes- 
gesetze auf,  mit  Festsetzung  einer  Kassa lio nahe fugn i ss  des  Buudes- 
kassationsgerichts  (ohne  das  Recht,  im  Falle  der  Kassation  das 
materielle  l.’rtheil  selbst  zu  fällen)  und  mit  besonderen  Bestim- 
mungen über  Bussenzahlung,  Strafumwandlung,  Kostentragung  und 
Vollziehung. 

Das  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  August 
1851  will  nach  seinen  Eingangsworten  das  Verfahren  in  Strafrechts- 
sachen d.  h.  bei  den  von  den  eidgenössischen  Assisen  behandelten 
Strafsachen  feststcllen;  es  ordnet  auch  den  Autfall  der  Prozess-  und 
Vollziehungskosten. 

rathe  frei,  dergleichen  Verbrechen  au  die  Bundesussisen  überweisen  zu  lassen, 
wenn  der  Bund  durch  dieselben  geschädigt  worden  ist,  und  überdies 

a.  ein  Beamter  oder  Angestellter  des  Bundes  der  Verübung  des  Verbrechens 
beschuldigt  wird,  oder 

4.  das  Verbrechen  in  einem  im  Besitze  des  Bundes  befindlichen  Gebäude  ver- 
übt worden  ist,  oder 

c.  der  Schaden  mehr  als  Kr.  1000  beträgt.“ 

')  Wie  oben  erwähnt,  wurde  das  Gesetz  in  praxi  in  Bezug  auf  Ueber- 
tretungen polizeilicher  Bundesgesetze  niemals  angewendet. 
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Das  Gesotz  vom  4.  Februar  1853  enthält  das  materielle  Bundes- 
strafrecht, mit  einem  Kompetenzbestimmungcn,  worunter  auch  den 
Art.  74,  enthaltenden  Anhangstitel. 

Das  Gesetz  vom  24.  September  1856  und  25.  Juni  1880  end- 
lich regelt  die  Kosten  der  Bundesrechtspflege  im  Civil-  and  Straf- 
prozesse, die  Gerichts-  und  Anwaltsgebühren  und  die  Parteient- 
schädigungcn. 

Und  nun  mögen  einige  Bilder  aus  der  Praxis  folgen. 

Bei  der  keineswegs  einer  innern  Neigung  entsprungenen  Ver- 
bindung, welche  die  Kantone  mit  dom  Bunde  auf  dem  Gebiete  der 
Strafjustiz  einzugehen  hatten,  ist  es  ganz  natürlich,  dass  die  Kosten- 
frage zuerst  zu  unliebsamen  Erörterungen  geführt  hat.  Es  scheint, 
dass  bis  zum  Jahre  1866  hinsichtlich  der  Tragung  von  Straf- 
prozess- und  Vollziehungskosten  in  denjenigen  Fällen,  die  zufolge 
Art.  74  des  Bundesstrafgesetzes  an  die  Kantonalgerichte  delegirt 
worden  waren,  von  den  eidgenössischen  Departementen  ganz  ver- 
schieden verfahren  wurde.  Der  Bundesrath  beschloss  daher  am 
10.  Januar  1866,  dass  die  Kosten  in  solchen  Fällen  von  der  Bundes- 
kasse zu  übernehmen  seien.  Dies  war  ohne  Zweifel  ganz  richtig. 
Mit  Befremden  lesen  wir  aber  im  Geschäftsbericht  des  eidgenössi- 
schen Justiz-  und  Polizeidepartements  für  1866,  wo  über  die 
Kostenfrage  ein  „System“  aufgestellt  werden  will,  die  folgenden 
Sätze:  „Tst  ein  Bundesgesetz  verletzt,  so  ist  der  Angeklagte  gemäss 
Art.  2 des  Bundesgesetzes  über  die  Bundesstrafrechtspflege  ')  der 
Strafgerichtsbarkeit  des  Bundes  unterworfen.“ 

„Durch  Art.  16  des  Bundos-Fiskalgesetzes  sind  Uebertretungen 
der  fiskalischen  und  polizeilichen  Bundesgesetze  den  Gerichten  der- 
jenigen Kantone  übertragen,  in  denen  die  Uebertrctung  verübt  wurde. 
Dahin  gehören  die  Uebertretungen  der  Bundesgesetze  über  Zölle, 
Posten,  Pulver,  Münzen,  Mass  und  Gewicht,  sowie  anderer  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Bundesgesetze,  namentlich  auch  die  Ueber- 
tretungen des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Werbung  und  den  Ein- 
tritt in  fremde  Kriegsdienste,  vom  30.  Juli  1859.“ 

„Mit  Bezug  auf  alle  diese  Fälle  bestimmt  Art.  2!)  des  Fiskal- 
gesetzes“ (die  Tragung  der  Kosten  durch  den  Bund). 

')  Art.  2 I.  c.  lautet:  „Alle  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  verübten 
Uebertretungen  der  Strafgesetze  des  Hundes  werden  von  Hundes  wegen  straf- 
rechtlich verfolgt. 

„Ausserhalb  der  Eidgenossenschaft  verübte  Uebertretungen  werden  nur  dann 
verfolgt,  wenn  das  Gesetz  cs  besonders  verfügt.“ 
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»Mit  Bezug  auf  die  Kosten  in  den  Straffällen  wegen  Ueber- 
tretung  des  Werbegesetzes  wird  ganz  gleich  verfahren.  Einzig 

besteht  hier  die  Abweichung,  dass die  Umwandlung  der 

Geldbusse  in  Gefangenschaft  nicht  nach  der  Skala  des  Fiskal- 
gesetzes (1  Tag  = Fr.  4),  sondern  nach  Art.  8 des  Bundesstraf- 
gesetzes fl  Tag  = Fr.  5)  zu  erfolgen  hat.*“  (Bundesblatt  ISlîT,  1, 
S.  «47  ff.) 

Dagegen  ist  zu  bemerken: 

1)  Art.  10  des  Bundesgesetzes  über  Maass  und  Gewicht,  welcher 
das  Fiskalprozessgesetz  von  1849  für  Uebcriretungsfälle  an- 
wendbar erklärt  hatte , wurde  durch  Bundesbesehluss  vom 
18.  Juli  185«  ausdrücklich  aufgehoben;  das  Verfahren  ist 
ganz  den  Kantonen  überlassen  worden. 

2)  Gegen  Uebertrctungen  des  Münzregals  bestehen  keine  eid- 
genössischen Strafbestimmungen  wie  gegen  Uebertretungen 
des  Zoll-,  Post-  und  Pulverregals.  (Wir  erwarten  von  der 
nächsten  Zukunft  eine  Aenderung  dieses  Zustandes.) 

3)  Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Werbung  u.  s.  w.  vom  80.  Juli 
1859  ist  ein  strafrechtliches  Gesetz  und  hat  als  solches  den 
Art.  «5  des  Bundesstrafgesetzes  von  1853  ersetzt,  wcsshalb 
selbstverständlich  die  Umwandlung  von  Geldbussen,  die  auf 
Grund  desselben  ausgesprochen  wurden,  nicht  nach  der  Skala 
des  Fiskalgesetzes,  sondern  nach  derjenigen  des  Bundessltuf- 
gesclzex  erfolgen  musste. 

In  seinem  Berichte  über  das  Jahr  18«7  theilt  das  eidgenös- 
sische Justiz-  und  Polizeidepartcmeut  mit,  dass  das  Finanzdeparte- 
ment gegen  ein  Urtheil  des  Polizeigerichts  von  Aigle  vom  7.  Februar 
18«7,  betreffend  eine  Klage  wegen  Uebertretung  des  Pulverregals, 
die  Kassation  anbegehrte,  worauf  der  eidgenössische  Kassationshof 
den  polizeigerichtlichen  Spruch  aufgehoben  und  »nach  Vorschrift 
von  Art.  154  des  Gesetzes  über  die  Bundesstrafrechtspflege*“  in  der 
Sache  selbst  geurtheilt  hat. 

Dazu  wird  im  angeführten  Berichte  hinsichtlich  des  Kosten- 
punkts bemerkt:  »Entweder  — oder!  Entweder  liess  es  der  Ge- 
richtshof bei  der  Kassation  bewenden  und  übertrug  die  Beurthoilung 
nach  Art.  18  des  Bundestiskalgesetzes  einem  andern  Gerichte,  dann 
hatte  nach  Art.  15«  der  Bundesstrafrechtspflege  der  Bund  die  Kosten 

zu  bezahlen oder  der  Gerichtshof  schritt  nach  ausgesprochener 

Kassation,  wie  es  geschah,  selbst  zur  Beurtheilung  des  Falles,  und 
dann  hätten  die  Art.  183  und  184  der  Bundesstrafrechtspflege  und 
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Art.  8,  If,  litt,  b,  und  Art.  9 des  Bundesgesetzes  über  die  Kosten 
der  Bundesrechtspflege  zur  Anwendung  kommen  sollen.“  (Bundes- 
blatt 1808,  U,  S.  492  ff.) 

Nun  war  aber  das  eidgenössische  Kassationsgericht  in  einem 
Falle,  wo  das  Bundesfiskalgesetz  zur  Anwendung  kam,  nicht  befugt, 
das  Unheil  selbst  zu  sprechen,  und  die  Buudesstrafprozessordnung 
hatte  damit  vollends  gar  nichts  zu  thun. 

Den  lfauptzankapfcl  zwischen  Bund  und  Kanton  bildete  von 
jeher  bis  in  unsere  Tage  hinein  die  Frage,  ob  und  eventuell  welche 
Rechtsmittel  dem  Bunde  gegenüber  kantonalen  Gerichtsurtheilen, 
die  infolge  der  Uebertragung  der  Gerichtsbarkeit  nach  Art.  74  des 
Bundesstrafgesetzes  ausgefallt  sind,  zustehen. 

Es  wird  von  Seite  des  Bundes  ein  selbständiges  Appellations- 
recht, neben  und  unabhängig  von  der  kantonalen  Staatsanwaltschaft, 
in  Anspruch  genommen,  das  die  Bundesbehörde  innerhalb  kantonal- 
gesetzlicher  Frist,  von  der  Mittheilung  des  Unheils  an  zu  rechnen, 
ausüben  könne. 

Zur  Begründung  dieses  in  der  Gesetzgebung  nicht  begründeten 
Rcchtsmittelanspruchs  der  administrativen  Bundesorgane  in  Fällen 
delegirter  Strafgerichtsbarkeit  wird  vom  eidgenössischen  Justiz-  und 
Polizeidepartement  im  Geschäftsberichte  für  1872  in  Bezug  auf 
einen  in  diesem  Jahre  vorgekommenen  Fall  angeführt: 

„Die  materielle  Berechtigung  zur  Appellation  wurde  damit  be- 
gründet, dass  die  Souveriinetüt  und  die  Interessen  des  Bundes, 
sowie  die  Vollziehung  eines  Bundesgesetzes  in  Frage  liegen.  Nun 
haben  nach  Vorschrift  von  Art.  90,  Ziffer  2 und  5,  der  Bundes- 
verfassung und  von  Art.  25,  Ziffer  1,  des  Bundesgesetzes  über  die 
Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrathes  vom  16.  Mai 
1849  der  Bundesrath  und  das  Justiz-  und  Polizeidepartement  nicht 
blos  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  über  die  Vollziehung  der 
Bundesgesetzc  zu  wachen.  Dieser  Pflicht  können  sie  sich  nicht 
entschlagen,  und  namentlich  sei  ')  dieses  auch  im  Spezialfalle  nicht 
geschehen,  denn  die  Delegation  der  Beurtheilung  desselben  an  die 
Gerichte  des  Kantons  Bern  habe  unter  der  Voraussetzung  statt- 
gefunden, dass  letztere  die  betreffenden  Bundesgesetze  richtig  an- 
wenden. Soweit  dieses  aber  nicht  geschehen  sei,  soweit  seien  die 
Bundesbehörden  an  diese  Delegation  nicht  gebunden,  und  kein 
kantonales  Prozessgesetz  vermöge  sic  an  der  Verfolgung  der  bundes- 

')  I>cr  Bericht  spricht  in  indirekter  ltedeweise.  .4hwi.  d.  Setzer». 
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gemessen  Redite  zu  hindern,  namentlich  also  auch  nicht  daran, 
von  sich  aus  diejenigen  Rechtsmittel  au  ergreifen,  welche  nöthig 
seien,  um  einem  bestimmten  ßundesgesetze  die  richtige  Vollziehung 
zu  verschaffen. 

„ Wenn  daher  die  heroischen  Gerichte  die  Zulässigkeit  der  Appel- 
lation ablehnen  sollten,  so  würde  das  Rechtsmittel  der  Kassation  bei 
dem  Bundesgerichte  Vorbehalten.“  (B.-Bl.  1873,  II,  S.  61,  Abs.  3 u.  4.) 

In  seinem  (ausnahmsweise  im  Bundcsblntte  nicht  erschienenen) 
Geschäftsberichte  fur  das  Jahr  1873  (S.  41)  sagt  das  genannte  De- 
partement, dass  es  in  einem  Eiseubahugeführduugsfalle,  wo  vom 
kantonalen  Gerichte  unrichtigerweise  das  Polizeigesetz  des  Ivantous, 
statt  des  Art.  07  des  Buudesstrafgesetzes,  angewendet  worden  war, 
in  Anwendung  des  kantonalen  Prozessgesetzes  die  Kassation  dos  Ur- 
theils  verlangt,  „eventuell  unter  Berufung  auf  Art.  18  des  Bundes- 
gesetzes  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertrotungen  fiskalischer 
und  polizeilicher  Bundesgesetze  sich  Vorbehalten  habe,  beim  eid- 
genössischen Kassationsgericht  das  Rechtsmittel  der  Kassation  gel- 
tend zu  machen“. 

Sowohl  au  dem  Rechte  der  Appellation  als  an  dem  Anspruch, 
„nach  Art.  18  dcB  Buudesprozessgesetzes  betreffend  Fiskal-  und 
Polizeiübertretungen“  die  Kassation  beim  eidgenössischen  Kassa- 
tionsgerichte zu  begehren,  hat  das  eidgenössische  Justiz-  und  Poli- 
zeidepartement, beziehungsweise  der  Bundesrath,  gestützt  auf  die 
angeführten  Gründe,  auch  in  der  Folgezeit  festgehalten  — wie  der 
Departementalbericht  pro  1878  sagt  — • zum  Zwecke  der  „Kontrole 
über  die  richtige  Anwendung  der  Bundesstrafgesetze  in  den  Fällen, 
welche  geinäss  Art.  74  des  Bundesstrafrechts  den  kantonalen  Ge- 
richten zugewiesen  worden  sind“.  (S.  Bundesbl.  1879,  il,  S.  630.) 

Auf  solche  Weise  kann  sicherlich  weder  ein  Appellationsrecht 
des  Bundes,  noch  ein  Anspruch  desselben  auf  das  Rechtsmittel  der 
Kassationsbeschwerde  beim  Bundesgericht  gegenüber  den  Urtheils- 
sprüchen  kantonaler  Strafgerichte  begründet  werden. 

* * 

* 

Die  Differenzen  zwischen  Bund  und  Kantonen  in  Betreff  der 
Kosten  von  Untersuchunge,  die  nach  Art.  74  des  Bundesstraf- 
gesetzew  den  kantonalen  Gerichten  überwiesen  worden,  kamen 
zu  keinem  Ende.  Da  gab  man  sich  der  Hoffnung  hin  (siehe 
Geschäftsbericht  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  für  1879 


Digitized  by  Google 


Leo  Weber. 


.‘{84 

im  Bitutlosbl.  1880,  II,  S.  649),  durch  eine  Revision  des  Bundes- 
gesetzes über  die  Kosten  der  BuiidesrcchtspHege,  insbesondere  durch 
eine  bessere  Redaktion  des  Art.  1 5 desselben1),  alle  Unklarheiten 
und  Zweifel  und  die  daraus  sieh  ergebende  Ungleichheit  iu  der 
Behandlung  der  Kantone  gründlich  beseitigen  zu  können.  Allein 
diese  Hoffnung  erwies  sich  als  trügerisch.  Man  kann  wohl  sagen: 
Was  im  Vergleich  mit  dem  Art.  15  des  frühem  an  dem  Art.  20  2) 
des  neuen  Gesetzes  gut  ist,  ist  nicht  neu,  und  was  au  ihm  neu  ist, 
ist  nicht  gut,  ja  noch  schlimmer:  es  ist  nicht  wahr  und  wird  nie- 
mals wahr  worden. 

Die  in  stattlicher  Reihe  seit  1872  vom  Bunde  erlassenen  Poli  - 
zeigesetze  haben  nämlich,  ohne  irgendwelche  Anlehnung  an  dar 
fiskalische  Prozessgesetz  von  184'J  oder  an  das  Strafgesetz  von  1853 
(Art.  7-1)  oder  an  das  Kostengesetz  von  1856,  durchweg  die  Be- 
urthcilnng  der  Uebcrtretungeu  den  Kantonalgerichten  zugewiesen 
und  sich  damit  begnügt,  mehr  oder  weniger  ausführliche  Strafbe- 
stimmungen aufzustellen  und  den  Anfall  der  Bussen  au  Bund, 
Kanton,  Verleidet-  jewcileu  selbstständig  für  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Vorschriften  gleichartiger  früherer  Gesetze,  zu  regeln,  sofern 
der  Gesetzgeber  nicht  vorzog,  sich  darüber  gänzlich  auszuschweigen. 

Die  Kantone  gewöhnten  sieh,  diese  Untersuchungen  als  Be- 
thüt igung  ihrer  eigenen  Gerichtsbarkeit  anzusehen,  indem  der  Bund 
ihnen  jeden  Kostenersatz  verweigerte  und  nur,  durch  Inauspruch- 

')  Art.  15  dos  Kostengesetzcs  von  1850:  „Das  vorstehende  ticsetz  bezieht 
sieh  auf  die  Rechtspflege,  welche  von  dem  Bundesgerichte  und  seinen  Abtheilnngeu 
ausgeübt  wird. 

„Bei  denjenigen  Strafprozessen,  welche  wegen  Verletzung  des  Bundosstraf- 
gesetzes  vom  4.  Hornung  1858  (cidg.  Gesetzsuuiuil.,  BtL  HI,  S.  401)  nach  Art.  74 
desselben  eingeleitet  werden,  hat,  im  Falle  der  Verurthcilnng,  der  Angeklagte, 
und  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  oder  Freisprechung  des  Angeklagten,  die 
Hundeskasse,  nach  Massgahe  der  Gesetze  des  betreffenden  Kantons,  die  Prozess- 
kosten  zu  tragen.“ 

*)  Art.  20  des  neuen  Kostengesetzes  vom  25.  Juni  1880:  „Das  vorstehende 
Gesetz  bezieht  sich  auf  die  Rechtspflege,  welche  von  dem  Bundesgerichtc  und 
seinen  Abtheiluugcn  geübt  wird. 

„In  denjenigen  Strafprozessen,  welche  wegen  Verletzung  des  Bundesstraf- 
gesetzes  vom  4.  Hornung  1858,  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Werbung  vom 
50.  lleumouat  1850,  und  wegen  Uehertretung  der  Polizei-  und  Fiskalgesetze  des 
Bundes  an  die  kantonalen  Gerichte  gelangen,  hat  im  Falle  der  Vemrtheilung  der 
Angeklagte  die  Prozess-  und  Vollziehungskosten  zu  bezahlen.  Im  Falle  seiner 
Zahlungsunfähigkeit  oder  Freisprechung  sind  die  1'rozesskosten  von  der  Bundes- 
kusse zu  vergüten. 

„Die  Bussen  fallen  iu  die  Buudcskasse.“ 


Digitized  by  Google 


Die  Entwicklung  der  Bundesstrafgerichtsbarkeit.  385 

nähme  des  Begnadigungsrechts,  sie  von  Zeit  zu  Zeit  daran  er- 
innerte, dass  die  Gesetzgebungshoheit  ihm  gehöre. 

Mitten  in  diese  Praxis  hinein  platzte  wie  eine  Bombe  der 
Art.  -0  des  eidgenössischen  Rechtskostengesetzes  vom  25.  Juni 
1880.  Nicht  blos  bei  Verbrechen  (Bundesgesetz  vom  4.  Februar 
1853),  nicht  blos  bei  fiskalischen  Uebertretungcn  (Bundesgesetz 
vom  30.  Juni  1849),  sondern  auch  in  den  wegen  L’ebertretung  der 
Polizrigesetze  des  Bundes  an  die  Kantonalgerichte  gelangenden 
Fällen  sollten  fortan  die  Bussen  voll  und  ganz  in  die  Bundeskasse 
fallen.  Dagegen  sollte  der  Bund,  welcher  bisher  uur  in  den  Fällen 
der  Anwendung  des  Strafgesetzes  und  in  den  Fiskaliüllcu  bei 
Zahlungsunfähigkeit  oder  Freisprechung  des  Angeklagten  die  Pro- 
zess- und  die  der  kantonalen  Staatskasse  zur  Last  fallenden  Yoll- 
ziehungskosten  getragen  hatte,  nun  auch  in  den  wegen  L'ebertretung 
der  Polizeigesetze  des  Bundes  „von  den  kantonalen  Gerichten  beur- 
theilten  Fällen“  die  „Prozesskosten“  vergüten. 

Doch  nein  ! So  steht  zwar  in  dem  Art.  20  des  neuen  Kosten- 
gesetzes geschrieben.  Allein  in  Wirklichkeit  dachte  Niemand  daran, 
diese  Bestimmung  auszuführen.  Naeh  wie  vor  dem  Erlass  des  Ge- 
setzes vom  25.  Juni  1880  tragen  die  Kantone  allein  die  Kosten,  die 
ihnen  aus  der  gerichtlichen  Beurtheilung  von  Uebertretungcn  der 
BundeBpo/iretgesetzo  erwachsen,  und  fallen  hinwieder  die  Bussen- 
gelder  nach  Massgabo  der  einzelnen  Polizeigesetze  ganz  oder  zum 
Theil  den  kantonalen  Staatskassen  zu. 

Seit  1880  sind  wieder  eine  Reihe  von  eidgenössischen  Polizei- 
gesetzen  erlassen  worden,  welche  den  Bezug  der  Bussengelder  aus- 
drücklich den  Kantonen  zusprechen  oder  über  den  Bussenanfall 
nichts  vorschreiben,  d.  h.  die  Bussen  deu  Kantonen  stillschweigend 
überlassen. 

Auch  redaktionell  ist  nichts  besser  geworden.  Im  Gegeutheil! 
Prozess-  und  Vollziehungskosten  wurden  in  einen  nach  der  Praxis 
thatsächlich  nicht  bestehenden  Gegensatz  gebracht.  Und  der  alte 
Stein  des  Anstosses,  die  ungleiche  Behandlung  der  Kantone,  je 
nachdem  sie  ihre  Uutersuchungs-  und  Gerichtsbeamten  fix  besolden 
oder  durch  Taggelder  honorireu,  ist,  da  wohl  Taggelder,  nicht 
aber  Besoldungsquoten  aus  der  Bundcskassc  vergütet  werden,  nicht 
weggeschafft.  Zwar  heisst  es  nun  nicht  mehr,  wie  früher:  dio 
Bundeskasse  trage  die  Prozesskosten  „nach  Mussgabe  der  Gesetze 
des  betreffenden  Kantons“,  sondern  einfach:  Im  Falle  der  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  Freisprechung  des  Angeklagten  sind  „die  Prozess- 

Zeil»chr.  f.  Schweizer  Strafrecht,  I.  Jahrg.  25 
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kosten“  von  der  Bundeskasse  zu  vergüten.  Allein  wsts  ist  unter 
„Prozesskosten“  zu  verstehen?  Jeder  Kanton  berechnet  dieselben 
natürlich  nach  seinem  Gesetze,  und  die  alte  Ungleichheit,  die 
für  die  einen  Kantone  eine  empfindliche  Ungerechtigkeit  in  sieh 
schliesst,  blüht  fort.  Der  Bundesrath  hatte  iu  seinem  Entwürfe  vom 

7.  März  4.  November  1879  (Bundesbl.  1879,  I,  S.  889  ff.,  und  111, 

8.  655  ff.)  beantragt,  die  Prozesskosten  aus  der  Bundeskasse  zu 
vergüten,  „jedoch  mit  Ausnahme  von  Gerichtsgeldern,  Besoldungen 
und  Diäten  an  funktionirende  Beamte  und  Gesch worin*“ . Auf  die 
Initintive  des  Ständeraths  wurde  jedoch  die  beantragte  Beschrän- 
kung gestrichen.  Seither  wissen  die  Kautone,  welche  ihre  Beamten 
von  Fall  zu  Fall  honoriren,  dass  ihnen  der  Bund  für  Alles  gut- 
steht. 

* * 

* 

Durch  den  Nebel  dringt  ein  Stern!  Am  25.  Januar  1879  er- 
kannte das  eidgenössische  Kassationsgericht  anlässlich  einer  Be- 
schwerde gegen  ein  freisprecheudes  Unheil  des  Polizeirichters  von 
Burgdorf  vom  31.  Mai  1878  über  einen  angeblichen  Jagdfrevel,  es 
könne  gegen  kantonalgerichtliche  Urtheile,  die  nach  Massgabe  des 
Bundespolizeigesetzes  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  Sep- 
tember 1875  und  in  Anwendung  der  kantonalen  Yollziehungsver- 
ordnungen  zu  demselben  orlassen  werden,  beim  Bundeskassations- 
gerichte  nicht  Beschwerde  eingelegt  werden.  „Es  bildet  der  Art.  18 
einen  Bestandteil  des  durch  das  Bundesgesetz  vom  30.  Juni  1849 
einheitlich  geregelten  Prozessverfahrens  und  setzt  desseu  Anwend- 
barkeit die  Anwendung  dienet  Verfahrens  unbedingt  voraus,  so  dass 
Beschwerden  au  das  eidgenössische  Kassationsgericht  nur  gegen 
die  gemäss  den  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  ausgefällten  Urtheile 
zulässig  sind.  Nun  ist  aber  das  Bundesgesetz  vom  30.  Juni  1849 

für  die  Verfolgung  von  Jagdfreveln  keineswegs  anwendbar.“ 

(Bumlcsgerichtliche  Entscheidungen  V,  S.  41  ff.) 

Da  war  nun  einmal  klar  und  bestimmt  gesagt,  dass  das 
Prozessgesetz  von  1849  mit  den  Uebertretungen  von  Bundeapolizei- 
gesetzen,  welche  den  Kantonen  die  Straflalle  zur  Untersuchung 
und  Beurteilung  überweisen,  nichts  zu  schaffen  habe. 

Aber  es  dauerte  noch  einige  Jahre,  bis  diese  Erkenntnisa  sich 
in  weiteren  Kreisen  verbreitete.  Einen  sprechenden  Beleg  für  die 
Unsicherheit,  die  sich  auch  klarer  juristischer  Köpfe  und  mit 
dem  Entwicklungsgänge  der  Bundesgesetzgebung  sonst  wolilver- 
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trauter  Männer  bemächtigt  batte,  liefert  folgende,  der  Feder  des  ge- 
wesenen Nationalraths  und  nunmehrigen  schweizerischen  Ministers 
in  Wien  .4.  O.  Aepli  entflossene  Stelle  des  Berichtes  der  national- 
räthlichen  Kommission  vom  5.  November  1 SS  1 über  den  Gesetz- 
entwurf betreffend  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien  : 
„ Neben  (diesen)  allgemeinen  Strafbestimmungen  hielten  wir  es 
für  angemessen,  auch  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  der 
Kautonalbehörden  in  Bezug  auf  Untersuchung  und  Beurthcilung 
der  Straffalle  und  über  die  Tragung  der  Kosten  und  die  Kasse,  in 
welche  die  ausgesprochenen  üeldbussen  zu  fallen  haben,  in  das 
Gesetz  aufzunehmen.  Diese  beiden  Punkte  sind  zwar,  der  erstere 
durch  das  Bundesgesetz  betreffend  das  Verfahren  bei  Uobcrtretung 
fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze,  vom  30.  Juni  1849,  der 
letztere  durch  das  Bundesgesetz  über  die  Kosten  der  Bundesrechts- 
pflege vom  25.  Juni  1830  geordnet  worden.  Bei  der  verwirrenden 
Mannigfaltigkeit  von  Strafbestimmungen  aber,  welche  sich  in  den 
verschiedenen  hicher  gehörenden  Bundesgesetzen  finden  und  welche 
es  häufig  ungewiss  lassen,  ob  da«  Gesetz  von  1849  nur  überhaupt 
noch  als  fortbestehend  angesehen  und  ob  das  Gesetz  von  1880  in 
seinen  Dispositionen  über  Kosten  und  Bussen  für  die  spätem  Ge- 
setze als  massgebend  angesehon  werde,  schien  es  zweckmässig,  die 
beantragte  Wegleitung  in  unsorn  Entwurf  aufzunehmen.  Aller- 
dings soll  damit  nicht  gemeint  sein,  dass  auch  das  im  Gesetz  von 
1849  vorgeschriebene  eigenthftmlichc  Verfahren,  das  wohl  grossen- 
theils  ausser  Gebrauch  gefallen  ist,  genau  eingehalten  werden  müsse; 
vielmehr  gehen  wir  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Kantone,  denen 
einmal  die  Untersuchung  und  Beurthcilung  solcher  Straffälle  über- 
tragen wird,  nach  den  Kegeln  ilirer  Strafprozessordnungen  zu  ver- 
fahren haben.  Dagegen  nehmen  wir  an,  dass  namentlich  die  Be- 
stimmung des  Art.  18  des  Gesetzes  von  1849  in  Rechtskraft  ver- 
bleibe, nach  welcher  gegen  ein  letztinstanzliches  Urtheil  binnen 
30  Tagen  beim  eidgenössischen  Kassationsgorichte  das  Rechtsmittel 
der  Kassation  geltend  gemacht  werden  kann.  Diese  Bestimmung 
ist  auch  in  Art,  55  des  Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874  reproduzirt  worden1),  wess- 

')  Art.  55  des  angeführten  Organisationsgesetzes  spricht  mit  richtiger  Be- 
schränkung von  der  Befugniss  dt»  eidgenössischen  Kassationsgerichts,  „über  Be- 
schwerden gegen  ürtbeile  kantonaler  Gerichte,  welche  sich  auf  Uebertretungen 
(iskalinrhrr  Bundesgesetze  beziehen  (Art.  18  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1841») 
zu  entscheiden“.  T)er  Verf. 


Digitized  by  Google 


388 


Lun  Weber. 


hall)  um  so  weniger  an  der  fortdauernden  Rechtskraft  derselben 
gezweifelt  werden  darf.“  (Bundesbl.  1881,  IV,  S.  300,  Abs.  2.) 

Wiederum  gab  ein  Rekursfall,  der  die  Uebertretung  des  eid- 
genössischen, beziehungsweise  eines  kautonalen  Jagdgesetzes  zum 
Gegenstand  hatte,  den  Anstoss,  zu  klarerer  Erkenntniss  weiter  vor- 
zudringen.  Atu  30.  Oktober  1882  richtete  das  eidgenössische  Justiz- 
und  Polizeidepartement  an  den  Bundosrath  einen  bezüglichen  Be- 
richt und  verband  damit,  „um  der  bisherigen  Unsicherheit  und 
Zerfahrenheit  ein  Ende  zu  machen“,  den  Antrag,  sich  mit  dem 
Bundesgerichto  über  die  Anwendbarkeit  und  den  Anwendungs- 
bereich des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1840  im  Ganzen  und  seines 
Art.  18  im  Besondern,  sowie  über  die  Geltung  und  Wirksamkeit 
des  Art.  20  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1880  über  die  Kosten  der 
Bundesrechtspflege  iu’s  Reine  zu  setzen. 

Die  Antwort  des  Bundesgerichts  stellte  neuerdings  fest: 

1)  dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  von  1840,  einschliesslich  des 
in  Art.  18  desselben  vorgesehenen  Rechtsmittels  der  Kassa- 
tionsbeschwerde,  auf  die  Fälle  der  Uebertretung  fiskalischer 
Bundesgesetze,  bei  denen  das  im  vorwürfigen  Gesetze  vorge- 
sehene Verfahren  beobachtet  worden  ist,  beschränkt  sei  ; 

2)  dass  trotz  dem  Art.  20  des  Kostengesetzes  von  1880  der 
Busscnaufall  durch  die  eidgenössischen  Spezialgesetze  fiska- 
lischer und  polizeilicher  .Natur  geregelt  bleibe; 

3)  dass  hinwieder  die  Kantone  nach  wie  vor  Erlass  des  Art.  20 
leg.  cit.  die  Kosten  des  Verfahrens  und  der  Vollziehung  bei 
Uebertretungcn  der  eidgenössischen  Polizeigesetze  zu  tragen 
haben. 

Auch  darüber  waren  das  Bundesgericht  und  das  Departement 
einig,  dass  auf  gesetzgeberischem  Woge  im  ganzen  Gebiete  der  Straf- 
rechtspflege, soweit  Bund  und  Kantone  auf  demselben  Zusammen- 
treffen, Einheit  und  Klarheit  der  Bestimmungen  hergestellt  und  eine 
gesetzmässigo  Sicherheit  des  Vorgehens  geschaffen  werden  sollten. 

Ein  Ausfluss  dieser  Erkenntniss  ist  der  dem  Herrn  Bundes- 
richter Dr.  Hufner  vom  Eidg.  Justizdepartement  ertheilte  Auftrag 
zur  Neubearbeitung  des  Organisationsgesetzes  über  die  Bundes- 
rechtspflege, mit  der  speziellen  Weisung,  die  Rechtsmittel  der  An- 
rufung des  Bimdcsgericlits  in  denjenigen  Civil-  und  Strafsachen, 
welche  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  beurtheilen  sind,  in  die 
Revision  cinzubcziehen. 
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I)ic  bevorstehende  Revision  des  materiellen  Bundesstrafrechts 
wird  zur  Vervollständigung  des  Gesetzes  vom  4.  Februar  1853 
führen. 

Gründliche  Abhülfe  aber,  ein  Verhältnis«,  das  nicht  blos  dem 
Praktiker  genügt,  sondern  auch  dem  Juristen,  der  es  liebt,  Ver- 
fassung und  Gesetz  mit  der  Praxis  im  Einklänge  zu  wissen,  Be- 
friedigung gewährt,  kann  nur  eine  Revision  der  Artikel  106,  112 
und  114  der  Bundesverfassung  bringen. 

Klares  Verfassungsrecht  ist  im  Bundesstaate  die  erste  Vor- 
aussetzung einer  prinzipiell  richtigen  Gesetzgebung.  Ohne  klare 
Grundbegriffe  kann  ja  überhaupt  kein  Work  gelingen.  Klärung 
der  juristischen  Begriffe  aber  thut  uns  ganz  besonders  noth.  Hat 
ja  doch  am  18.  Juni  d.  J.  noch  der  Nationalrath  bei  der  Berathuug 
eines  neuen  Fischereigesetzes,  nachdem  er  ohne  Einrede  die  Straf- 
androhung gegen  die  Uebortretungen  des  Gesetzes  festgestellt,  einem 
Anträge  auf  Streichung  des  von  seiner  Kommission  vorgeschlagenen 
Artikels  über  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  mit  Mehrheit  zu- 
gestinimt  und  ist  dafür  von  konservativ-föderalistischer  Seite  ge- 
priesen worden,  weil  eine  Bestimmung  über  Verjährung  in  das 
kaiitonale  Kompctcnzgcbict  hinübergreifen  würde.  Als  ob  die  Auf- 
hebung der  Strafbarkeit  nicht  auch  zum  materiellen  Polizoistraf- 
recht  gehörte!  Wie  lautet  doch  der  alte  patriotische  Denkspruch ? 
Dei  providentia  et  hominum  confusione  Helvetia  regitur. 

Es  ist  nicht  nur  wünschenswerth,  es  ist  nothwendig,  dass  für 
das  Verhältniss  zwischen  Bund  und  Kantonen  auf  dem  Gebiete 
der  bürgerlichen  Strafrechtspflege  eine  festere  Rechtsgrundlage  ge- 
funden werde. 
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l'ar  le  Dr.  L.  Colombi  à Lausanne. 

I. 

Notice  historique  '). 

Lorsque,  pur  l’Acte  de  médiation  de  Napoléon  I",  le  canton  du 
Tessin  fut  reconnu  comme  Ktat  souverain,  faisant  partie  de  la  Con- 
fédération suisse,  son  Pouvoir  législatif,  par  arrêté  du  lfi  juin  1803, 
remit  en  vigueur  les  anciennes  lois  et  coutumes  pénales  des  districts 
et  „sections“  du  canton,  abrogeant  ainsi  du  coup  toute  la  légis- 
lation émanée  par  la  République  unitaire  helvétique,  dans  laquelle 
le  Tessin  avait  été  incorporé.  Il  était  cependant  fait  exception  pour 
„/«  tourment  de  la  corde,  la  confiscation  et  la  participation  des 
juges  aux  peines  pécuniaires11,  qui  demeuraient  abrogés.  Jusqu’à 
promulgation  d’un  code  criminel  uniforme  et  pour  les  cas  auxquels 
il  n’était  pourvu  ni  par  les  lois  ni  par  les  coutumes  des  différents 
districts,  les  tribunaux  devaient  s’en  tenir  au  droit  commun. 

Une  loi  du  28  mai  1804  chargea  les  juges  de  paix  de  la  police 
judiciaire,  soit  des  informations  préliminaires  en  matière  pénale,  leur 
enjoignant  d’en  communiquer  de  suite  le  résultat  aux  tribunaux  de 
district  respectifs,  et  une  autre  loi,  dite  „supplémentaire“,  du 
1"  juin  1804,  statua,  qu’en  cas  de  négligence  de  la  part  des  juges 
de  paix  dans  l’accomplissement  de  ces  fonctions,  les  tribunaux  de 
première  instance  pourraient  entreprendre  eux-mêmes  et  immédiate- 
ment la  procédure,  sans  l’intervention  du  juge  de  paix. 

’)  Le  fond  de  ce  travail,  pour  autant  qu’il  a trait  au  droit  tessinois,  est  tiré 
d’une  série  de  fort  remarquables  études  que  notre  confrère,  M.  Etienne  Gabuszi, 
avocat  à Itellinzonu,  a publiées,  il  y a quelque  temps  déjà,  dans  le  „ Répertoria 
ili  giurisprudenza  patrie “.  Klles  nous  out  paru  dignes,  à tous  égards,  d’étre 
portées  à la  connaissance  d’un  public  plus  nombreux  et  peut-être  aussi  plus 
lecteur,  parce  qu’elles  ne  se  bornent  point  à traiter  le  sujet  au  point  de  vue 
spécialement  tessinois,  mais  contiennent  en  même  temps  de  très  judicieuses  obser- 
vations sur  les  principes  qui  dirigent  ou  devraient  diriger  l’organisation  et  la 
procédure  pénale  de  tous  les  pays  civilisés. 
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D’après  l’art.  27  de  la  loi  du  10  juiu  1803  sur  l'organisation 
dos  tribunaux  de  première  instance,  appelés  il  connaître  de  tous  les 
procès  correctionnels  et  partant  à contrôler,  compléter,  rectifier  les 
procédures  commencées  par  les  juges  do  paix,  chacun  de  ces  tri- 
bunaux devait  choisir  dans  son  sein  un  „fiscale“  (juge  informateur 
et  rapporteur),  qui,  tout  en  continuant  à faire  partie  du  tribunal, 
était  chargé  de  l’instruction  des  procès,  ainsi  que  des  rapports  et 
conclusions  à présenter  à ce  dernier. 

Une  loi  complémentaire  du  27  mai  1805,  considérant  combien 
il  importait  de  rendre  toujours  plus  régulière  l’administration  de  la 
justice  en  matière  correctionnelle  et  criminelle,  ordonna  ce  qui 
suit:  „Le  tribunal  de  première  instance,  aussitôt  qu’il  aura  clôturé 
Bla  procédure,  dans  les  causes  correctionnelles  et  criminelles,  devra 
„ porter  à la  connaissance  de  l’accusé,  s’il  est  détenu,  le  délit  dont 
„on  l’accuse,  afin  qu’il  puisse  se  défendre  ; il  procédera  ensuite  au 
„jugement  qui,  s’il  ne  porte  pas  condamnation  A la  peine  de  mort, 
„devra  être  signifié  en  toute  forme  au  condamné  avec  mention 
„qu’il  a le  droit  d’en  appeler  dans  les  24  heures.  Sont  toutefois 
„exceptés  de  cette  disposition  les  „coupeurs  de  bourses“  (borsajuoli) 
„convaincus  d’avoir  commis  des  vols  sur  les  foires  et  les  marchés. 
„Si  le  prévenu  interjette  appellation,  le  jugement  (avec  enquêtes, 
„mémoires,  plaidoiries  et  pièces  y relatives)  sera  transmis  au  tri- 
„hunal  d’appel.  Les  jugements  portant  peine  de  mort  sont  censés 
„appelés  d’office.“ 

La  procédure  et  les  débats  en  Appel  étaient  réglés  par  une 
loi  du  16  mai  1805.  Le  président  du  tribunal  d’appel  avait  le  droit 
d’ordonner  au  tribunal  de  première  instance,  le  cas  échéant,  de 
compléter  la  procédure.  Les  séances  du  tribunal  d’appel  étaient 
publiques.  La  procédure  consistait  dnns  la  lecture  des  pièces  du 
dossier  et  les  plaidoiries  des  avocats.  L’accusation  était  soutenue 
par  le  „fiscale“  du  tribunal  de  première  instance.  Dans  les  causes 
où  le  tribunal  devait  agir  d’office,  les  agents  du  gouvernement  (les 
préfets)  étaient  autorisés  à interjeter  appellation  contre  tout  juge- 
ment correctionnel  ou  criminel,  alors  même  que  le  prévenu  l’eût 
accepté  ; ils  n’étaient  tenus  pour  cela  à l’observation  d’aucun  délai 
péremptoire. 

Un  rapide  coup  d’œil  dans  les  dossiers  qui  dorment  aux 
archives  de  nos  tribunaux,  suffit  pour  donner  une  idée  de  l’im- 
perfection de  l’organisme  et  des  dispositions  de  l’ordre  pénal  en 
vigueur  dans  le  Tessin  jusqu’il  l’introduction  du  Code  de  1816. 
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Le*  procédés  arbitraire*  allaient  de  pair  avec  la  cruauté  des  peines, 
applit|uées  sans  règle  ni  loi  aucune,  d’après  des  statuts  surannés 
qui  portaient  l’empreinte  de  l’époque  à laquelle  ils  avaient  été 
élaborés  et  des  conditions  d’assujettissement  et  d’ignorance  des 
peuples  auxquels  ils  étaieut  appliqués.  Pour  se  rendre  compte  de 
l’usage  vraiment  prodigue  qu’on  taisait  alot'B  de  la  peine  du  mort, 
il  n’y  a qu’à  lire  la  loi  du  22  mai  1804,  promulguée  „pour  satis- 
faire à la  nécessité  urgente  de  protéger  le  commerce  et  d’assurer 
l’expédition  et  la  circulation  des  marchandises“.  11  y est  dit  en 
propros  termes  que  „quiconque  sera  accusé  ou  soupçonné  d’avoir 
„volé  de  la  marchandise  de  n’importe  quelle  espèce,  renfermée  dans 
„une  caisse,  un  paquet,  une  valise,  une  malle  ou  tout  autre  colis 
„confié  à sa  garde  ou  à sa  bonne  foi,  soit  pour  l’expédition  soit 
„pour  le  transport,  sera  immédiatement  arrêté,  conduit  en  prison 
„et  poursuivi  sommairement,  avec  la  plus  grande  rapidité  possible, 
„par  les  tribunaux  compétents“.  La  peine  prévue  pour  un  tel 
crime  était  celle  de  mort  et  le  jugement  devait  être  exécuté  dans 
les  48  heures  dès  sa  publication.  Il  en  était  de  même  pour  tous 
ceux  qui  étaient  accusés  d’avoir  commis  par  escalade,  effraction,  etc. 
un  vol  de  marchandises  renfermées  dans  un  magasin  ou  dans  une 
chambre.  Aux  juges  de  paix,  aux  municipalités,  à tout  citoyen  il 
était  recommandé  de  veiller  à la  découverte  de  semblables  mal- 
faiteurs, de  les  arrêter  ou  de  les  dénoncer,  et  le  dénonciateur  était 
assuré  du  secret  ! 

L’absence  d’une  loi  pénale  et  d’une  procédure  uniforme  dura 
aussi  longtemps  que  l’Acte  de  médiation.  La  chute  de  celui  qui 
l’avait  octroyé  plongea  la  Suisse,  et  le  Tessin  surtout,  dans  de 
graves  perturbations.  Chez  nous,  comme  partout  ailleurs  en  Europe, 
il  se  trouvait  des  hommes  qui  voulaient  effacer  jusqu’au  dernier  les 
changements  opérés  par  le  grand  mouvement  révolutionnaire  français, 
et  il  était  d’autre  part  bien  évident  que  les  cantons  qui  avaient 
obtenu  leur  autonomie  par  la  Revolution  et  sa  reconnaissance  par 
l’Acte  de  médiation  ne  voulaient  plus  se  résigner  à retourner  sou» 
l’ancienne  sujétion. 

Ce  fut  enfin  le  parti  de  ces  derniers  qui  l’emporta  et  le  canton 
du  Tessin,  après  avoir  abrogé  — au  milieu  de  grandes  agitations  — 
l’Acte  de  médiation,  put  se  donner  un  „Statut“  qui  porte  la  date 
du  17  décembre  1814  et  dans  lequel  il  était  dit  (art.  8)  qu’il  y 
aurait  un  code  criminel,  correctionnel,  civil  et  de  procédure  uni- 
forme pour  tout  le  canton,  et  (jue  la  loi  y pourvoirait  promptement. 
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En  effet,  le  15  juillet  181(5  le  Landammann  et  le  Grand 
Conseil  sanctionnaient  à la  fois  un  Code  pénal  et  un  Code  de  pro- 
cédure pénale,  élaborés  par  les  avocats  Quadri,  Albrizzi,  Bustelli 
et  revus  par  le  célèbre  criminaliste  Marocco,  de  Milan.  Les  deux 
codes  entrèrent  en  vigueur  le  l*'  janvier  1817  et  depuis  ce  jour-là 
tout  ce  qui  avait  été  appliqué  jusqu’alors  eu  matière  pénale  (droit 
romain,  ordonnances,  statuts,  règlements,  coutumes  générales  ou 
locales)  cessa  complètement  d’avoir  force  de  loi. 

Le  code  de  procédure  pénale  de  1816  marque  un  vrai  progrès 
dans  notre  législation.  Bien  que  basée  sur  le  système  inquisitoire, 
cette  loi  révèle  une  étude  assez  approfondie  de  la  procédure  et  con- 
tient des  normes  et  des  garanties  importantes,  surtout  si  l’on  tient 
compte  de  l’arbitraire  qui  avait  régné  jusqu'alors  eu  maître  dans  le 
domaine  pénal  tessinois.  Cependant  la  fausseté  du  principe,  qui  est 
à la  base  du  code,  devait  nécessairement  entraîner  avec  elle  cet 
amas  de  défauts  inévitables  que  la  pratique  et  la  science  criminelle 
avaient  déjà  signalés  à cette  époque  et  qu’elles  ont  continué  à 
mettre  en  lumière  jusqu’à  ce  que  tous  les  Etats  de  l’Europe  eussent 
édifié  leur  procédure  pénale  sur  le  principe  accusatoire,  accompagné 
de  la  forme  orale  et  publique  des  débats  ’). 

Voici,  en  deux  mots,  en  quoi  consistait  la  procédure  inaugurée 
par  le  code  de  181(1:  Les  dénonciations,  les  plaintes  et  les  procès- 
verbaux  dressés  par  les  justices  de  paix,  dans  l’accomplissement  de 
leurs  fonctions  de  police  judiciaire,  étaient  transmis  au  greffe  du 
tribunal  compétent  de  première  instance.  Dans  chaque  district  il 
y avait  une  „ Commission  d’instruction*  (cotnminsione  procédant*) 
composée  d’un  juge  informateur,  d’un  assesseur  et  du  greffier.  Les 
membres  de  cette  commission  continuaient  néanmoins  à faire  partie 
du  tribunul  et  à siéger  daus  son  sein.  L’instruction  du  procès  était 
fait«'  par  la  commission  et  la  loi  indiquait  avec  force  détails  le 
mode  à suivre  pour  l’administration  des  divers  moyens  de  preuve. 
Gomme  corollaire  du  système  inquisitoire,  le  code  permettait  naturelle- 
ment l’emploi  de  moyens  de  coercition  envers  les  inculpés  qui  s’ob- 
stinaient à nier  ou  à se  taire.  Outre  la  „prison  de  rigueur*  (rarcere 
duro),  avec  l'accompagnement  de  .lourdes  chaînes  et  de  la  diète  au 
pain  et  à l’eau  pendant  un  mois  etc.,  si  le  prévenu  d’un  grave  délit 

’)  Lire  à ce  sujet  la  savante  „Introduction*  de  M.  Fernand  Daguin  à sa  tra- 
duction du  „Code  de  procédure  pénale  allemand“,  publié«  aux  frais  de  l'Etat  sous  la 
direction  de  la  Société  de  législation  comparée  (Paris,  Imprimerie  nationale,  1884) 
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permutait  encore  dans  ses  dénégations  ou  daus  sou  silence,  le  juge 
d'instruction  pouvait,  du  consentement  du  tribunal  d’appel,  l'as- 
sujettir à 25  coups  de  „nerf  à dos  nu1*  (uervate  a tchiena  mtda),  à 
renouveler,  en  cas  de  persistance  ultérieure,  dans  un  espace  de 
8 jours  au  moins.  Pendant  que  le  bourreau  appliquait  les  coups 
de  nerf,  le  juge  devait  interroger  le  patient  sur  le  fait  incriminé 
et  les  circonstances  essentielles  y relatives,  fat  loi  avait  pourtant 
soin  d’ajouter  que  les  dépositions  faites  par  l’inculpé  sous  l’influence 
des  coups  de  nerf  ne  seraient  prises  en  considération  qu’après  avoir 
été  ratifiées  postérieurement.  Le  même  traitement  était  permis 
aux  fins  d’obtenir  la  révélation  des  complices  d’uu  prévenu  con- 
vaincu d’avoir  commis  des  crimes  contre  la  sûreté  intérieure  ou 
extérieure  du  canton,  la  forme  constitutionnelle  du  gouvernement 
ou  des  délits  de  faux-monnayage.  Hâtons-nous  toutefois  d’ajouter 
qu’une  loi  du  5 juin  1833,  tout  en  maintenant  la  prison  de 
rigueur,  abolit  ies  coups  de  nerf.  — Aussitôt  que  le  juge  d’in- 
struction envisageait  la  procédure  comme  close,  il  l’annonçait  au 
tribunal,  qui  statuait  d’abord  s’il  y avait  lieu  ou  pas  de  compléter 
le  dossier.  Cela  fait,  le  juge  d’instruction  rédigeait  son  préavis  ou 
rapport  motivé  en  fait  et  en  droit,  préavis  que  la  loi  appelait  du 
nom  de  „conclusioni  ,fiscaliu,  et  l'on  passait  aux  débats  publics. 

L’art.  24S  du  code  prévoyait  l'institution  du  ministère  public, 
consistant  dans  deux  „procureurs“  (procitratori  del  Jisco),  à nommer 
par  le  Conseil  d’Etat;  dans  les  procédures  relatives  à des  crimes 
d’action  publique  ou  à des  délits  de  finance,  où  l’Etat  a un  intérêt 
immédiat,  ils  devaient,  sur  la  requête  du  gouvernement,  plaider  lu 
cause  devant  la  première  comme  devant  la  dernière  instance.  Les 
procureurs  étaient  seuls  appelés  à développer  lors  des  débats  publics 
les  conclusions  formulées  par  le  juge  d’instruction. 

l ue  autre  loi,  dite  „réglementaire*,  du  14  juin  1840,  organisa 
l’institution  des  procureurs  sur  des  bases  beaucoup  plus  larges. 
Elle  les  autorisa  en  effet  : „à  requérir  du  tribunal  de  première  in- 
stance et  de  ses  commissions  la  rectification  des  actes  de  procédure 
qu’ils  jugeaient  défectueux,  à indiquer  de  nouveaux  moyens  de 
preuve  et  à exiger  qu’ils  fussent  admis  et  recueillis“.  Les  greffes 
des  tribunaux  étaient  tenus  de  leur  communiquer,  dans  les  trois 
jours,  une  copie  de  toutes  les  dénonciations  de  crimes  d’action 
publique,  et  les  procureurs,  à leur  tour,  devaient  faire  activer  de 
leur  mieux  l’instruction  des  procès,  provoquer  il  cet  égard  les 
mesures  opportunes  de  la  part  du  Conseil  d’Etat.  Ils  étaient,  en 
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revanche,  autorisés  à examiner  lesdits  procès  auprès  des  greffes 
criminels.  Tout  jugement  et  tout  décret  en  matière  do  liberté  pro- 
visoire devait  leur  être  communiqué.  Les  procureurs  avaient  aussi, 
de  par  la  loi,  l’obligation  de  recueillir  tous  les  moyens  aptes  à prouver 
les  délits  portés  à leur  connaissance  et  de  les  transmettre  à la  com- 
mission d’instruction,  do  recevoir  directement  toutes  les  dénon- 
ciations de  délits  d’action  publique  qui  leur  étaient  présentées  et 
de  les  trausmettre  sans  autre  au  tribunal  de  première  instance 
compétent. 

La  plus  importante  des  innovations  apportées  au  code  fut 
celle  qui  ordouna  la  communication  des  dossiers  concernant  des 
délits  d’action  publique  après  leur  clôture,  aux  procureurs,  „à  charge 
pour  ceux-ci  de  formuler  et  de  remettre  au  greffe,  dans  les  six 
jours,  leurs  conclusions  motivées  en  fait  et  en  droit“.  Par  cela 
même  les  dispositions  du  code  qui  chargeaient  le  jugo  d’instruction 
de  la  rédaction  des  conclusions  demeuraient  abrogées  et  les  procu- 
reurs étaient  ainsi  investis  de  l’exercice  de  l’action  pénale  sur  la 
base  des  résultats  de  l’enquête,  par  rapport  à laquelle  ils  avaient 
également  reçu  de  larges  pouvoirs  d’intervention  et  de  surveillance. 

Par  uue  loi  du  1"  juin  1844,  les  procureurs  furent  ensuite 
chargés  de  présenter  leurs  conclusions  et  de  les  développer  devant 
les  tribunaux  de  première  instance  et  d’appel  dans  les  procès  con- 
cernant des  délits  d'actiou  privée,  procès  dans  lesquels  il  ne  leur 
était  pas  permis,  jusqu’alors,  d’intervenir. 

La  présentation  des  conclusions  du  ministère  public  était  suivie 
d’un  débat  public;  dans  les  procès  pour  délits  correctionnels,  toute- 
fois seulement  lorsque  les  procureurs  concluaient  à l’existence  du 
délit  et  à la  culpabilité  du  prévenu.  Dans  les  procès  pour  crimes, 
le  tribunal,  avant  de  statuer  sur  des  conclusions  portant  qu’il  n’y 
avait  pas  lieu  à condamnation,  devait  entendre  les  observations  de 
la  partie  civile,  examiner  à huis  clos  le  dossier  et  délibérer  sur 
l’admissibilité  ou  la  non-admissibilité  des  conclusions  elles-mêmes.  Si 
le  préavis  concordait  avec  celles-ci,  le  tribunal  déclarait  le  prévenu 
non-coupable;  sinon,  il  ordonnait  le  débat  public,  qui  se  bornait  du 
reste  à la  lecture  des  pièces  et  aux  plaidoiries  du  procureur,  du 
dénonciateur,  soit  plaignant,  ou  de  la  partie  civile  et  du  défenseur. 
En  appel,  la  lecture  des  pièces  était  répétée  et  on  procédait  aux 
mêmes  plaidoiries. 

11  va  sans  dire  que  la  condamnation  ne  pouvait  être  prononcée 
que  lorsqu’il  y avait  preuve  légale,  administrée  d’après  les  règles 
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et  les  prescriptions  fort  minutieuses  de  la  loi.  Les  jugements  por- 
taient déclaration  de  culpabilité,  acquittement  ou  „ libération  faute 
de  preuves  suffisantes“.  Le  jugement  d’acquittement,  dans  les  cas 
de  crimes,  n’excluait  point  la  possibilité  d’une  nouvelle  procédure 
contre  le  même  inculpé,  si  dans  le  délai  de  5 ans  il  était  découvert 
de  nouvelles  circonstances  sur  le  fait  pour  lequel  il  avait  déjà  été 
acquitté.  Dans  son  arrêt  de  „libération  faute  de  preuves  suffisantes“, 
le  tribunal  ordonnait  que  l’inculpé  demeurerait  soumis  à la  sur- 
veillance spéciale  du  gouvernement,  et  lorsqu’il  s’agissait  de  crimes 
graves,  au  sujet  desquels  il  restait  encore  de  sérieux  soupçons  à la 
charge  de  l’inculpé,  il  pouvait  même  ordonner  que  celui-ci  serait 
gardé  aux  arrêts  pendant  un  temps  déterminé,  de  six  mois  au  plus. 
Dans  tous  ces  cas,  le  juge  d’instruction  devait  recueillir  de  plus 
amples  informations. 

Nous  ne  nous  arrêterons  pas  à toutes  les  institutions  inaugurées 
par  le  code  de  1816  et  ne  'parlerons  par  conséquent  ni  de  la  liberté 
provisoire,  limitée  aux  délits  correctionnels  et  ayant  pour  condition 
indispensable  la  prestation  d’un  cautionnement  ou  d’un  dépôt  d’au 
moins  fr.  1001),  outre  une  garantie  correspondant  au  préjudice  déri- 
vant du  fait  délictueux  pour  la  partie  lésée,  — ni  du  sauf-conduit 
et  même  de  l 'impunité,  que  dans  certains  cas  très  graves  le  Grand 
Conseil  pouvait  accorder  au  coupable  ou  à un  complice,  pour  qu’il 
fournit  les  preuves  à l’aide  desquelles  on  pouvait  découvrir  ses  co- 
délinqunnts,  — ni  de  certaines  formes  spéciales  de  jugement  et 
surtout  du  „jugement  sommaire“  fyiiulizio  stuiario),  dont  le  Tessin 
eut  à faire  une  bien  triste  application  lors  des  mouvements  insur- 
rectionnels de  1841  *).  Ce  sont  là  des  règles  et  des  institutions  qui 
ont  disparu  ou  qui  se  sont  entièrement  transformées  par  la  suite 
des  temps  et  dont  le  législateur  d’aujourd’hui  ne  doit  se  rappeler 
que  pour  les  éviter. 

Il  y avait  cependant  du  bon  dans  le  code  de  1816,  et  quelques- 
unes  de  ses  réformes  méritent  encore  de  nos  jours  d’être  étudiées, 
peut-être  même  imitées,  à condition,  bien  entendu,  que  l’on  tienne 
compte  des  modifications  réclamées  par  les  changements  introduits 
dès  lors  dans  les  mœurs  judiciaires  en  général  et  dans  l’organi- 

')  Il  est  fait  ici  allusion  au  cas  de  l’ infortuné  avocat  Xessi  de  Locarno: 
arrêté  à la  tête  d’une  colonne  de  conservateurs  insurgés  contre  le  gouvernement 
libéral,  issu  de  ia  Révision  de  1830  et  de  la  Révolution  de  1830,  il  fut  condamné 
sommairement  par  une  espèce  de  tribunal  improvisé  et  fusillé  dans  les  24  heures. 
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nation  des  tribunaux  en  particulier.  Ceux-ci  étaient  permanents,  et 
si  en  1816  on  ne  pouvait  encore  parler,  au  Tessin,  d’un  jury,  le 
législateur  s’était  pourtant  montré  convaincu  de  la  nécessité  politique 
de  donner  à l’inculpé  un  juge  impartial,  accepté  par  lui  et  tel  qu’il 
lui  inspirât  de  la  confiance  par  l’absence  de  toute  prévention  dé- 
favorable à son  égard.  C’est  pourquoi,  à part  les  motifs  habituels 
de  récusation,  il  conféra  au  prévenu  d’un  crime  grave  la  faculté  de 
récuser  dans  les  24  heures  dès  son  premier  interrogatoire,  sans  qu’il 
dût  alléguer  pour  cela  aucune  raison  quelconque,  un  juge  dans  les 
tribunaux  composés  de  3 membres,  deux  dans  ceux  de  5 et  trois 
dans  ceux  de  7.  Les  juges  récusés  étaient  remplacés  sur  le  champ 
par  d’autres  citoyens  figurant  sur  la  liste  des  éligibles.  Le  greffier 
devait  avertir  l’inculpé  de  cette  faculté  et  enregistrer  au  protocole, 
avec  l'avertissement  donné,  la  réponse  faite  par  l’inculpé.  — Une 
loi  du  3 juillet  1817  a aboli  ce  droit  de  récusation,  mais  il  n’en 
reste  pas  moins  inscrit  dans  le  code  de  1816  comme  la  reconnais- 
sance d’un  principe  qui  constitue  une  grande  garantie  et  qui  reçut 
une  large  application  dans  le  jury. 

Les  attributions  que  le  code  de  1816  accordait  à la  partie  ciirile 
nous  paraissent  également  digues  de  remarque.  Nous  avons  vu  que 
le  procureur  n’intervenait  aucunement  dans  les  procès  pour  délits 
d’action  privée.  Les  procès  se  débattaient  entre  plaignant  et  accusé 
et  si  le  premier  faisait  défaut  aux  débats,  le  tribunal  prononçait 
l’acquittement  du  second  „par  défaut“  et  condamnait  le  plaignant 
aux  frais  ainsi  qu’aux  dommages-intérêts.  — Dans  les  procès  pour 
"délits  d’action  publique  la  partie  lésée  pouvait  toujours  intervenir, 
en  se  constituant  „partie  civile“.  Elle  avait  le  droit  d’adresser  des 
requêtes  à la  commission  d’instruction  pour  obtenir  qu’il  fût  procédé 
a de  certains  actes,  etc.,  mais  elle  devait  faire  pour  ces  derniers, 
s’ils  n’appartenaient  pas  à la  catégorie  de  ceux  que  le  tribunal 
devait  entreprendre  pour  l’instruction  régulière  de  la  cause,  un  dépôt 
de  100  fr.  au  plus.  Cette  obligation  fut  ensuite  abrogée  par  une  loi 
du  12  juin  1833.  — De  même  que  l’accusé  et  le  ministère  public, 
la  partie  civile  pouvait  soulever  des  objections  contre  la  clôture  du 
procès  et  en  requérir  le  complément,  — elle  était  entendue  sur  le 
cautionnement  à fournir  par  l’accusé  pour  la  liberté  provisoire,  — elle 
pouvait,  dans  les  procès  correctionnels,  exiger  que  la  procédure  fût 
continuée  dans  son  propre  intérêt,  bien  que  le  ministère  public  se  fût 
prononcé  pour  l’abandon  du  procès,  c'est-à-dire  pour  le  non-lieu.  Dans 
les  procès  criminels,  la  partie  civile  était  invitée  à produire  au  tribunal 
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sos  observations  sur  les  conclusions  du  ministère  public  tendant  à 
faire  prononcer  qu’il  n’y  avait  pas  lieu  de  poursuivre  l’enquête. 
Pendant  les  débats,  elle  prenait  la  parole  pour  développer  et  sou- 
tenir sa  demande  en  dommages-intérêts.  l)ans  son  jugement  de 
condamnation,  le  tribunal  devait  statuer  aussi  sur  cette  dernière 
demande,  fixer  le  montant  de  l’indemnité  et  le  délai  de  payement. 
En  cas  d’acquittement,  le  tribunal  pouvait  condamner  la  partie 
plaignante  ou  civile  an  payement  des  dommages-intérêts  (à  l’accusé), 
qu’il  devait  déterminer  dans  le  jugement  lui-même.  La  partie  civile 
pouvait,  enfin,  interjeter  appel  contre  les  jugements  des  tribunaux 
de  première  instance. 

Avec  les  variations  introduites  par  les  lois  susénoncées,  la  pro- 
cédure pénale  de  181(5  demeura  en  vigueur  jusqu’en  1855.  L’art.  (5 
de  l’arrêté  de  révision  constitutionnelle  de  cette  année  instituait  le 
jury  pour  les  jugements  de  fait  dans  les  procès  criminels  ‘). 

Une  loi  du  6 juin  1855,  dite  „des  réformes  judiciaires“,  faisait 
disparaître  les  commissions  d’instruction  des  tribunaux  de  district, 
introduisait,  pour  l’instruction  des  procès  de  l'ordre  pénal,  un  „juge 
d’instruction“  (ïstrutture  giudiziario)  avec  deux  substituts  pour  tout 
le  canton  et  remplaçait  les  procureurs  auprès  de  chaque  tribunal  de 
première  instance  par  un  „procureur  général“  (procuratore  pubblico) 
avec  deux  substituts,  également  pour  le  canton  tout  entier.  Le  jury 
appelait  nécessairement  la  création  d’une  Chambre  criminelle,  à choisir 
dans  1«?  sein  du  tribunal  suprême  ou  d’appel  et  d’une  Cour  de  cassa- 
tion penale,  à composer  également  de  membres  de  ce  même  tribunal. 

La  nouvelle  organisation  avait  aussi  pour  conséquence  de  par- 
tager la  procédure  en  deux  parties  ou  phases  distinctes  : la  première, 
de  préparation,  incombaut  au  juge  d’instruction;  la  seconde,  prin- 
cipale, consistant  dans  les  débats  devant  le  jury  ou  le  tribunal 
correctionnel. 

')  La  législation  dn  canton  de  Vaiui  l’avait  introduit  déjà  quelques  années 
plus  tôt  et  non  seulement  pour  les  causes  criminelles,  mais  pour  les  correctionnelles 
aussi.  Une  loi  vaudoise  du  8 avril  1863  sur  l’organisation  judiciaire  le  conserva 
derechef  pour  les  tribunaux  criminels  chargés  de  prononcer  sur  tous  les  délits 
excédant  la  compétence  des  tribunaux  correctionnels,  aussi  bien  que  pour  ces 
derniers  appelé»  à statuer  sur  tou»  les  délits  et  les  contraventions  excédant  la 
compétence  des  tribunaux  de  police,  qui  allait  jusqu’à  cent  jours  de  réclusion  ou 
d’emprisonnement,  à lr.  loti  d’amende  et  à la  réprimande  (art.  20  et  suiv.  du  code 
de  procédure  pénale  de  1850).  Nous  verrons  plus  loin  les  modifications  essentielles 
apportées  à cette  loi  et  à ec  code  par  ia  loi  du  23  mars  1886. 
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Il  fut  (Mi  outre  créé  une  Chambre  d’accueation  pour  délibérer 
sur  les  résultats  de  l’instruction  préliminaire  et  pour  déclarer  soit 
l'abandon  du  procès  (arrêt  de  non-lieu)  soit  la  mise  en  accusation  et 
le  renvoi  devant  le  jury  ou  le  tribunal  correctionnel.  Pour  la  justice 
correctionnelle  on  estima  nécessaire  de  s’en  tenir  à la  juridiction 
à deux  degrés  et  on  forma,  au  sein  même  du  tribunal  d’appel,  au- 
quel on  empruntait  aussi  les  membres  de  la  Chambre  d’accusation, 
une  Chambre  correctionnelle  chargée  de  juger  en  seconde  instance 
les  procès  correctionnels. 

Cette  organisation  nouvelle  bouleversa  naturellement  de  fond 
en  comble  la  procédure  sanctionnée  par  le  code  de  1810.  Le 
système  inquisitoire  fut  remplacé  par  le  système  accusatoire  avec 
le  débat  oral  et  public,  non  seulement  on  ce  qui  concernait  les 
plaidoiries  des  avocats,  mais  pour  tout  l’ensemble  du  procès.  En 
lieu  et  place  de  la  preuve  légale,  on  inaugura,  pour  le  jury  du 
moins,  le  principe  de  la  conviction  morale.  Le  code  type  d’instruc- 
tion criminelle  de  1810,  qui,  de  la  législation  française,  passa  dans 
celle  de  maints  autres  pays  en  Europe,  fut  copié  par  notre  légis- 
lateur aussi.  Et  de  même  que  dans  ce  code,  nous  eûmes  dans  le 
code  tessinois  un  système  pour  les  procès  et  jugements  criminels 
et  un  autre  pour  les  procès  et  jugements  correctionnels.  Four  les 
premiers,  le  jury  ; pour  ces  derniers,  les  tribunaux  ordinaires  avec 
juridiction  à deux  degrés. 

Devant  pourvoir  à la  hâte  par  de  nouvelles  règles  et  institu- 
tions au  changement  du  système  et  de  l’organisme  judiciaire  tout 
entier  et  surchargé  de  besogne,  le  législateur  tessinois  se  borna, 
en  1853,  à traduire  la  loi  de  procédure  pénale  fédérale  du  1T  août 
1851,  en  y introduisant  de  son  chef,  mais  au  pied  levé,  quelques 
articles  pour  l’administration  de  la  justice  correctionnelle. 

Les  imperfections  de  cette  loi  n’échappèrent  cependant  pas  à 
l’attention  des  hommes  compétents.  Bien  que  le  Conseil  d’Etat  eût 
déclaré,  dans  son  message,  que  le  projet  de  loi  en  question  était 
„le  fruit  de  larges  doctrines  et  de  méditations  profondes  et  qu’il 
pourrait  satisfaire,  dans  son  ensemble,  à.  presque  toutes  les  exigences 
du  pays*,  la  commission  du  Grand  Conseil,  qui  avait  pour  rapporteur 
un  juriste  distingué  (Mr.  Oatti,  avocat,  de  Locarno)  manifesta  à son 
égard  une  opinion  peu  favorable.  Dans  son  rapport  elle  disait  en 
effet  que  si,  dans  son  ensemble,  le  projet  présentait  de  bonnes  dis- 
positions, en  tant  qu’il  introduisait  le  jury  pour  le  jugement  de  fait, 
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il  manquait  toutefois  <le  sanctions  pour  bien  des  actes  qui  devaient 
faire  partie  de  la  procedure  antérieure  au  jugement.  Elle  constatait, 
on  outre,  que  maintes  dispositions  du  projet  ne  pouvaient  être 
acceptées  et  que  la  loi  fédérale  ne  paraissait  pas  pouvoir  être  ap- 
pliquée en  tous  points,  attendu  que  l’organisation  judiciaire  fédérale 
ne  s’adaptait  guère  au  Tessin  ni  à ses  juges,  à cause  des  circon- 
stances do  fait,  do  lieu  et  de  personnes  bien  différentes.  Yn  la 
divergence  des  opinions,  et  la  difficulté  de  réunir,  au  sein  do  la 
commission,  une  majorité  pour  présenter  des  adjonctions  et  des 
changements,  ou  tomba  d’accord  à la  fin  pour  accepter  provisoire- 
ment le  projet , avec  quelques  légères  modifications.  En  consé- 
quence, le  8 décembre  1855,  le  Grand  Conseil  adoptait  la  nouvelle 
loi  de  procédure  pénale,  l’accompagnant  cependant  de  deux  dis- 
positions transitoires,  dont  l’une  disait  que  la  loi  resterait  en 
vigueur  jusqu’il  fin  juin  1857  (le  Conseil  d’Etat  étant  en  même 
temps  invité  à présenter,  pour  cette  date,  un  projet  de  révision) 
et  l’autre  s’adressait  au  tribunal  suprême,  aux  tribunaux  de  district, 
au  ministère  public  et  au  juge  d’instruction,  pour  leur  recommander 
de  porter  à la  connaissance  du  Conseil  d’Etat  les  modifications 
suggérées  par  l’expérience. 

Le  code  de  procédure  pénale  adopté  provisoirement  (I)  en  1855 
est  néanmoins  encore  en  vigueur.  lJar  une  loi  du  8 juin  1858, 
intitulée  „ Riforme  yiudiziarie“ , on  se  contenta  d’y  faire  quelques 
adjonctions  dans  le  sens  d’une  plus  grande  étendue  des  attributions 
de  la  Chambre  d’accusation,  et  ce  fut  tout. 

Sur  ces  entrefaites,  on  entreprenait  l’étude  du  code  pénal  de 
1810  et  d’un  nouveau  système  de  détention  et  réclusion.  En  1873, 
en  effet,  le  canton  du  Tessin  entrait  en  possession  d’un  nouveau 
Code  pénal,  puisé  aux  derniers  résultats  de  la  science  criminelle  l), 
ainsi  que  d'une  Maixon  pénitentiaire,  basée  sur  le  système  Virginion 
et  enrichie  des  améliorations  conseillées  par  les  expériences  des 
établissements  pénitentiaires  do  l’Europe  *). 

')  Oc  nouveau  code  pénal  tessinois  du  25  janvier  1878,  dû  principalement 
à M.  Jtaltaglini,  récemment  décédé,  qui  en  rédigea  l 'avant-projet,  fut  élaboré 
avec  beaucoup  de  soins  par  linttaglini  lui-même  et  scs  collègues,  MM.  Scatziga 
et  Olgiiiti,  revu  et  commenté  par  l’illustre  criminaliste  italien  Carrara,  qui 
n’hésita  point  à le  proclamer  „le  premier  de  l’époque“.  Il  a subi  tout  dernière- 
ment quelques  coupures  à l’endroit  qui  était  réservé  à !a  répression  des  abus 
d’autorité  de  la  [»art  des  ministres  tin  cuite. 

’)  Le  règlement  de  la  Maison  pénitentiaire  est  dû  principalement  à l’oeuvre 
intelligente  et  infatigable  du  directeur  actuel,  M.  Chicherio. 
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On  réforma  de  la  sorte  la  loi  des  délits  et  des  peines,  mais 
en  laissant  subsister  uno  procédure  pénale  qui  a tout  au  moins  le 
grave  défaut  d’être  très  incomplète  et  de  faire  naître  à tout  bout 
do  champ  de  sérieux  conflits  de  procédure,  pour  lesquels  on  cher- 
cherait en  vain  une  solution  dans  la  loi  elle-même. 

Dix  ans  plus  tard,  soit  le  10  février  1883,  le  peuple  tessiuois 
adoptait  un  arrêté  de  révision  constitutionnelle,  renfermant,  à son 
art.  12,  l'abolition  du  jury.  Le  nombre  des  juges  des  tribunaux 
de  district  était  réduit  à trois,  celui  des  membres  du  tribunal  d’appel 
à cinq.  La  Chambre  d’accusation  fut  organisée  ou  dehors  de  ce 
dernier  et  composée  d’un  président  et  de  deux  membres,  suppléants 
du  tribunal  d’appel. 

D’après  une  disposition  transitoire  de  la  loi  d’organisation 
judiciaire  du  1®'  mai  188.'$,  les  procès  criminels  sont  instruits  et 
jugés  en  conformité  des  dispositions  en  vigueur  pour  les  procès 
correctionnels. 

Mais  en  édictant  cette  loi  de  réorganisation  judiciaire,  le  légis- 
lateur se  montra  convaincu  lui-même  de  l’imperfection  de  la  pro- 
cédure pénale  restée  en  vigueur  (imperfection  qui  devait  naturelle- 
ment ressortir  encore  plus  par  le  fait  de  l’abolition  du  jury),  et  le 
Grand  Conseil  décida  par  conséquent  le  même  jour,  1"  mai  1 88.'!  : 
1°  d’inviter  le  Conseil  d’Etat  à élaborer,  avec  le  concours  d’ex- 
perts et  de  commissions  spéciales,  et  à lui  présenter  des  projets 
de  révision  des  codes  de  procédure  civile  et  pénale  et  de  la 
loi  d'organisation  judiciaire; 

2®  d’adopter,  en  attendant,  pur  voie  d’urgence  (lisez  „provisoire- 
ment“), le  projet  de  loi  d’organisation  judiciaire  (susrappolc), 
avec  diverses  dispositions  de  procédure  pénale  ; 
v$°  de  prendre  eu  considération  les  propositions  et  les  idées  for- 
mulées durant  la  discussion  du  projet-  de  loi  sur  l’organisation 
judiciaire,  lorsqu’il  s’agirait  de  discuter  la  loi  définitive,  et  enfin 
4°  de  nommer  eucore  pendant  la  session  courante  la  Commission 
législative  chargée  d’étudier  et  de  donner  son  préavis  sur  les 
projets  ci-dessus  à élaborer. 

Le  Grand  Conseil  nomma,  en  effet,  sa  commission  et  le  Conseil 
d’Etat  composa,  dans  la  suite,  une  commission  spéciale  de  juris- 
consultes pour  l’élaboration  de  ces  projets  *).  En  outre,  par  cir- 

')  Nous  en  uvons  déjà  donné  la  composition  dans  la  lr*  livraison  (page  09) 
de  cette  Herue. 

Zeits-.hr.  f.  SviiW,<ûer  Strafrecht.  1.  J&hrg.  2t> 
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culaire  du  1"  juin  1880,  le  Département  de  justice  invita  toutes  les 
magistratures  du  canton  à lui  faire  connaître  leur  avis  sur  les  codes 
à élaborer,  en  ajoutant  même  que  ces  derniers  devraient  être  dis- 
cutés et  adoptés  pendant  la  prochaine  session  d’automne  du  Grand 
Conseil  et  entrer  en  vigueur  le  1er  janvier  1884!  C’était  trop  pré- 
tendre et  on  n’a  rien  obtenu. 

Jusqu’à  présent,  en  effet,  aucun  projet  de  ce  genre  n'a  encore 
vu  le  jour  et  nous  ignorons  à quel  point  se  trouvent  les  travaux 
de  la  commission  instituée.  A défaut  d’un  projet  sur  lequel  porter 
notre  examen,  nous  nous  permettrons  donc  d’exprimer  notre  manière 
de  voir  sur  la  procédure  pénale,  qui  nous  paraît  être  la  plus  urgente 
à reviser  et  pour  laquelle  nous  croyons  qu’on  devrait  utiliser  les 
travaux  législatifs  les  plus  récents  des  autres  Etats,  ainsi  que  les 
études  qui  leur  ont  servi  de  préparation  et  de  commentaire  en 
même  temps. 

A ceux  qui,  dans  notre  Grand  Conseil,  se  plaignant  des  imper- 
fections de  la  loi  actuelle,  exigeaient  de  plus  grandes  garanties  pour 
les  procès  de  l’ordre  pénal,  on  répondit  «qu’il  n’y  avait  pas  lieu 
«d’être  tellement  soucieux  pour  le  droit  des  coquins*.  Nous  répon- 
drons cependant,  avec  Carrara,  «qu’il  est  au  contraire  de  la  plus 
«haute  importance  de  faire  une  bonne  loi  de  procédure  pénale, 
«attendu  qu’il  s’agit  de  résoudre  par  elle,  selon  la  justice,  le  plus 
«intéressant  des  problèmes  juridiques,  celui  de  concilier  dans  le 
«procès  et  dans  le  jugement  pénal  la  sauvegarde  légale  de  la  société 
«envers  les  méchants  avec  celle  des  innocents  contre  les  tracasseries 
«et  les  dangers  d’une  accusation  téméraire“. 

C’est  là,  du  reste,  l’idée  fondamentale  de  la  procédure  pénale, 
que  Faustin  Hclie  énonçait  à la  première  pago  de  son  grand  traité 
sur  l’instruction  criminelle:  «Deux  intérêts  également  puissants, 
«également  sacrés,  veulent  être  à la  fois  protégés  ; l’intérêt  général 
«de  la  société  qui  veut  la  juste  et  prompte  répression  des  délits  ; 
«l’intérêt  des  accusés,  qui  est  bien  aussi  un  intérêt  social  et  qui 
«exige  une  complète  garantie  dos  droits  de  la  cité  et  des  droits 
«de  la  défense.  De  là,  un  des  problèmes  les  plus  difficiles  que  la 
«législation  ait  à résoudre.  Il  s’agit  de  concilier  les  garanties  néces- 
«saires  à la  conservation  de  l’ordre  dans  la  société,  et  les  garanties 
«que  réclame  eu  même  temps  la  liberté  civile  ; il  faut  que  l’aceu- 
«sation  ait  les  moyens  de  rechercher  et  de  convaincre  ; que  la  défense 
«ait  les  moyens  de  se  justifier;  il  faut  que  cette  lutte  solemnelle 
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„entre  l'accusé  et  la  puissance  publique,  ne  subisse  aucune  autre 
„ influence  que  celle  de  la  justice;  il  faut  enfin  que  l’un  et  l’autre 
„trouvent  dans  les  institutions  judiciaires  une  protection  également 
„efficace,  des  garanties  également  fortes.*  — Et  nous  ajouterons 
avec  Casorati  („Del  processo  penale  e delle  sue  riforme*,  p.  33) 
qu’une  „procédure  criminelle  plus  ou  moins  bonne  a été  de  tout 
„temps  le  thermomètre  de  la  plus  ou  moins  grande  liberté  civile, 
„du  degré  plus  ou  moins  élevé  de  culture  et  de  prospérité  des 
„peuples  et  des  gouvernements.“  — Ne  nous  faisons  point  d’illu- 
sions, à cet  égard,  en  pensant  aux  formes  démocratiques  qui  sont  à 
la  base  de  notre  régime  politique,  car  une  république  peut,  elle  aussi, 
avoir  de  fort  mauvaises  lois.  La  présente  notice  historique  nous 
prouve,  elle-même,  que  la  République  tessinoise  a pu  vivre,  à son 
origine  et  pendant  une  quinzaine  d’années,  sans  aucune  loi  pénale, 
en  abandonnant  les  droits  les  plus  sacrés  du  citoyen  à de  vagues 
coutumes  et  aux  prescriptions  de  plusieurs  statuts  surannés;  qu’elle 
a pu  maintenir  pendant  quarante  ans  en  pleine  vigueur  le  procédé 
inquisitoire  accompagné  do  moyens  coercitifs  pour  obtenir  la  con- 
fession de  l’accusé,  des  jugements  sommaires,  etc.;  qu’elle  a pu 
enfin  introduire  et  abolir  tour  à tour  le  jury,  suivant  les  vicis- 
situdes politiques,  sans  même  avoir  songé,  au  préalable,  à coordonner 
la  procédure  à l’organisation  judiciaire  nouvelle. 


Zum  Falle  Hürst. 

Aerztliches  Gutachten  über  Christian  Hürst, 

an  ilen  Grossrichtcr  iler  UI.  Armcedivisiou  am  15.  November  1887  erstattet 


Professor  K.  Sehiiror,  Direktor  der  Irrenanstalt  Waldau  bei  Bern, 

und 

Dr.  W.  r.  Spojr,  Sckundararzt  derselben  '). 

Sie  haben  uns  beauftragt,  den  Soldaten  Christian  Hlirst  vom  Bat.  32, 
Komp.  II,  Sohn  des  Ulrich  und  der  Barbara  Beyeler  von  Guggisberg, 
geboren  am  10.  April  1885,  welcher  des  Mordes  und  des  Mordversuches 
angeklagt  ist,  zu  untersuchen,  und  wir  beehren  uns,  Ihnen  hiemit  unser 
Gutachten  vorzulegen,  nachdem  wir  die  Akten  gelesen  und  den  Ange- 
klagten seit  dem  8.  November  1887  in  der  Waldau  beobachtet  haben. 

Hlirst  machte  uns  von  vorneherein  den  Eindruck  eines  beschritnkten 
Menschen  ; unsere  Untersuchung  bestätigte  diesen  Eindruck.  Doch  finden 
wir  in  körperlicher  Beziehung  nichts  Besonderes  an  ihm,  während  Schwach- 
sinnige häutig  schon  durch  körperliche  Eigentümlichkeiten  und  Gebrechen 
gekennzeichnet  sind.  Er  ist  gut  gewachsen,  kräftig,  freilich  schwerfällig, 
er  spricht  gut  und  hat  scharfe  Sinne. 

So  oft  wir  den  Angeklagten  prüften,  durften  wir  die  einzelne  Unter- 
suchung nie  zn  lange  ausdehnen.  Denn  wrährend  er  immer  guten  Willen 
zeigte  und  gewöhnlich  lächelte,  wenn  wir  ihn  begrllssten,  so  ermattete 
er  doch  gar  bald.  Wir  sahen,  dass  ihn  unsere  Fragen  anstrengten.  In 
Allem  langsam,  fasst  er  auch  langsam  auf  und  verarbeitet  er  nur  mühsam, 
was  ihm  geboten  wird.  Wciss  er  die  Antwort  auf  eine  Frage,  so  gibt  er 
sie  gleich  und  mit  ersichtlichem  Vergnügen;  er  lächelt  häutig.  Weiss  er 
dagegen  nichts  oder  nicht  viel,  so  sieht  man  ihn  förmlich  mit  Lippen  und 
Fingern  arbeiten.  Er  ermüdet  dabei,  wird  verdricsslieh  und  kann  sogar 
zu  weinen  beginnen. 

Nun  weiss  der  Angeklagte  wirklich  wenig.  Er  sagt  selbst,  dass  er 
nichts  gut  gelernt  habe;  er  könne  nur  ungefähr  schreiben,  auch  nicht 
gut  rechnen,  noch  eher  lesen. 

Iliessen  wir  ihn  lesen,  so  stolperte  er  unter  allen  Umständen  auch 
bei  den  leichten  Fremdwörtern;  aber  er  vermochte  auch  die  einfachsten 
deutschen  Sätze  nicht  ohne  Austoss  und  Fehler  vorzuiesen  und  hatte 
dabei  keinen  Begriff  von  dem  Sinne  derselben.  Fragte  man  ihn  nach  dem 
Inhalte  eines  eben  gelesenen  Satzes,  so  blieb  er  stumm;  liess  man  ihn  die 
kleine  Aufgabe  ausdrücklich  nochmals  lesen,  damit  er  sie  erzählen  könnte, 
so  sagte  er,  wenn  es  gut  ging,  den  ersten  Satz  wörtlich  wieder  her  und 
wusste  er  auch  noch  Bruchstücke  aus  den  nächsten  Sätzen. 

')  Die  Miltlieilung  dieses  Gutachtens  verdankt  die  Redaktion  dem  Verfasser 
desselbeu,  Herrn  Dr.  von  Sptyr. 
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ln  seiner  Schrift  fallen  vielfach  Auslassungen  und  Umstellungen  von 
Buchstaben  auf.  lllirst  schreibt  seinen  Namen  z.  B.  niemals  Christian, 
sondern  stets  uur  „Christan“,  öfters  aber  auch  „Chirstan  Urliste“,  ferner 
„hpe“  statt  habe,  „Gusper“  Btatt  Guggisberg,  und  bedeutet  man  ihm, 
dass  es  falsch  sei,  so  findet  er  den  Fehler  nicht.  Als  der  Angeklagte 
die  Ueberschrift  eines  kleinen  gelesenen  Stückes  niederschreiben  sollte, 
„Der  wohlthätige  Knabe“,  so  malte  er  „der  vod  däige  knapen“.  Wir 
legen  unserm  Gutachten  übrigens  einen  von  Hürst  verfassten  Brief  bei. 
Wir  gaben  ihm  nämlich  auf,  er  möchte  seinen  Bruder  im  Waadtlande 
zu  einem  Besuche  einiaden.  Kr  setzte,  sich,  wie  immer,  willig  dahinter 
und  schrieb  den  folgenden  verständigen,  wenn  schon  schwer  zu  ent- 
ziffernden Brief: 

gotliebe  Iltlrst.  in  vie  lar  beie  ihe  mnse  der  ein  par  vorde  sreipen  iho 
var  in  der  valdole  ven  es  dir  mögist  so  Korne  mige  Kope  suge  so  wipe 
das  es  dir  müglih  iste  den  ihe  Upen  ser  lengzie  natz  dir  den  ihe  Upen 
in  dem  dint  eine  resose  und  der  An  der  inse  peien  und  das  var  rar  leite 

christan  Ilürste 

Beiin  Rechnen  weiss  er,  dass  4X5  = 20,  nicht  aber,  wie  viel 
2 X 12  ist.  Dass  4 ~j-  5 9 gibt,  zählt  er  sich  nach  vielem  Besinnen 
an  den  Fingern  ab;  hierauf  addirt  er  4< H»  und  fern  richtig.  Dagegen 
kennt  er  nicht,  wie  viel  2 Kühe  zusammen  kosten,  wenn  die  eine  4t K) 
und  die  andere  500  Franken  gilt,  und  wie  viel  450  -f-  550  ist. 

In  der  Schweizer  Geographie  und  Geschichte  ist  der  Angesehuldigte 
auch  nur  wenig  erfahren.  Er  weiss,  dass  Guggisberg  im  Amte  Sehwarzen- 
burg,  im  Kanton  Bern,  in  der  Schweiz  ist;  dass  es  noch  andere 
Aemter,  wie  Freibergen,  noch  andere  Kantone,  wie  Freiburg,  Waadt, 
Neuenburg,  sogar  St.  Gallen  gibt,  er  kennt  ihre  Zahl,  22,  er  nennt  einige 
Flüsse,  das  Schwarzwasser,  die  Sense,  die  Aare';  einige  Seen;  alles  das, 
wenn  er  gehörig  darauf  geleitet  wird  ; aber  er  kennt  keinen  grossen 
Berg,  überhaupt  gar  Manches  nicht,  auch  wenn  es  ihm  noch  so  nahe 
gelegt  wird.  Er  hat  keinen  Begriff  von  der  Grösse  der  Sehweiz.  Kr 
glaubt,  dass  der  Kanton  Bern  nicht  mehr  als  10,000  Einwohner  habe; 
er  hält  neben  Basel  und  Genf  auch  Biel  für  eine  grössere  Stadt  als  Bern, 
er  erräth,  dass  Tessin  im  Norden  sein  möge,  nennt  übrigens  gelegentlich 
Sonnenuntergang  Norden  ; er  weiss  auch  nichts  von  den  4 l'rkan tonen 
und  dem  Rütli,  dagegen  kennt  er  den  Teil. 

ln  der  biblischen  Geschichte  erscheint  lllirst  nicht  viel  besser  be- 
wandert. Er  kennt  die  Erzählungen  von  Goliath,  von  der  Kreuzigung 
des  Heilandes,  die  Zahl  seiner  Jünger,  doch  nicht  mehr  den  Namen  eines 
einzelnen  derselben:  auch  von  Moses,  Benjamin  und  Joseph  weiss  er 
nichts,  während  er  bei  Gelegenheit  sein  Glaubensbekenntniss  fast  fliessend 
liersagt. 

Nun  behauptet  der  Angeklagte,  dass  er  wie  gewöhnlich  mit  16  Jahren 
unterwiesen  worden  und  bis  dahin  in  die  Schule  gegangen  sei.  Man  sieht, 
was  er  weiss,  das  steht  in  keinem  Verhäitniss  zu  seiner  langen  Schulzeit. 

Sein  Wissen  und  Können  begreift  im  Grunde  überhaupt  nur  die  land- 
läufigen Dinge,  die  ihm  in  seinem  gewöhnlichen  Leben  vorgekommen  sind. 
Er  kennt  das  Geld,  die  Uhr,  die  Zahl  der  Stunden  eines  Tages,  dagegen 
sagt  er  einmal,  dass  1 Stunde  10  Minuten  habe.  Er  spielt  ordentlich 
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Karten,  aber  die  Wärter,  welche  mit  ihm  gespielt  haben,  glauben,  dass 
er  dabei  nicht  zu  zählen  vermöge  und  nur  den  Werth  des  Zehners  kenne. 
Er  nennt  auch  etwa  den  Preis  einer  Ziege,  eines  Sesters  Kartoffeln  u.  dgl. 
Doch  weiss  er  das  eigentlich  nur,  weil  er  es  persönlich  erlebt  und  er- 
fahren hat.  Er  erzählt  z.  B.,  dass  die  Kuh  seiner  Mutter  40  Ftlnf- 
frankenstllcke  oder  200  Franken  gekostet  habe;  es  ist  ihm  unbekannt, 
wie  viel  eine  Kuh  sonst  gilt.  Oder  er  erinnert  eich,  dass  die  Maas  Milch 
25  Kappen,  4 also  1 Franken  gekostet  haben,  und  der  Liter  15  Kappen, 
2,  4,  6 also  30,  60,  90  Rappen.  Sobald  man  ihm  aber  den  Preis  eines 
Liters  auf  12  Kappeu  bestimmt,  so  kann  er  nicht  einmal  den  von 
2 Litern,  geschweige  5 oder  6 berechnen. 

Was  llllrst  Derartiges  weiss,  beruht  grossentheils  nur  auf  einer  ein- 
fachen Leistung  seines  Gedächtnisses.  Er  eignet  sich  etwas  nur  schwer 
an;  er  verwerthet  sehr  mangelhaft,  was  er  erfährt;  er  ist  in  Kombinationen, 
Schlussfolgerungen,  Urtheilskraft  ungemein  schwach.  Es  fehlt  ihm  auch 
jegliche  Phantasie.  Er  gibt,  wie  oben  bemerkt,  eher  den  Wortlaut  als 
den  Inhalt  eines  Satzes  wieder.  Soll  er  etwas  zweimal  lesen,  so  wieder- 
holt er  es  mit  der  gleichen  Betonung  und  mit  den  gleichen  Fehlern. 
Wird  er  in  verschiedenen  Untersuchungen  nach  dem  Nämlichen  gefragt, 
so  gibt  er  oft  wörtlich  dieselben  Antworten.  Er  schildert  und  erklärt 
uns  sein  Verbrechen,  so  wie  er  es  in  der  Voruntersuchung  gethan  hat. 
Er  kann  auch  nicht  lügen,  wenigstens  nicht  erfinderisch,  während  er 
allerdings  hie  und  da,  jedoch  ungeschickt,  etwas  wegzuleugncu  versucht. 
Obsehon  der  Angeklagte  weiss,  wo  er  ist,  und  auch  erfahren  hat,  warum 
er  in  der  Waldau  ist,  so  hat  er  doch  nicht  bemerkt,  dass  seine  Um- 
gebung geisteskrank  sei.  Er  kann  nicht  sagen,  warum  man  sic  dafür 
hält.  Er  glaubt  ferner  ohne  Schwierigkeit,  was  ihm  angegeben  wird. 
Er  antwortete  z.  B einmal  auf  die  Frage,  ob  er  würde  erschossen  werden, 
„Nein,  er  glaubo  nicht“.  Erkundigte  man  sich,  wie  er  zu  diesem  Glauben 
gelangt  wäre,  so  erklärte  er,  „sein  Vertheidiger  hätte  es  gesagt“.  Man 
erhielt  nur  mühsam  endlich  eine  gewisse  Begründung  dieses  angeblichen 
Ausspruches:  „weil  er  in  friedlichem  Gefecht  geschossen  hätte!“  Was 
sich  I Birst  eigentlich  darunter  vorstellte,  war  nicht  herauszubringen.  Er 
fragt  überhaupt  wenig  nach  Gründen.  Es  hält  schwer,  etwas  Anderes 
als  die  nackte  ^tatsächliche  Antwort,  namentlich  Gründe,  auf  eine  Frage 
von  ihm  zu  erhalten.  Es  kommt  etwa  vor,  dass  er  auf  die  Frage  warum? 
einfach  darum  ! antwortet.  Ein  einziges  Mal  bewies  er  mehr  geistiges 
Leben.  Wir  fragten  ihn  nämlich,  warum  er  in  der  Waldau  so  genau 
geprüft  würde?  „Weil  man  sehen  wollte,  oh  er  ein  Geschickter  wäre; 
sic  hätten  aber,“  so  meinte  er  nach  längerm  Besinnen  und  Lächeln, 
„wohl  gefunden,  dass  er  es  nicht  wäre,  — weil  er  nicht  Alles  wusste.“ 

Wir  bemerken  hiebei,  dass  sich  HUrst  seihst  nicht  für  geistig  ge- 
stört ansieht. 

Der  Angeschuldigte  ist  stumpf  und  gleichgültig.  So  viele  Fragen 
wir  an  ihn  gestellt  haben,  er  selbst  hat  keine  an  uns  gerichtet!  Er 
nimmt  wenig  Authcil  an  dem,  was  um  ihn  vorgeht.  Er  kennt  bis  jetzt 
von  keinem  Kameraden  oder  Wärter  den  Namen;  er  lebt  für  sich  und 
langweilt  sich  kaum,  ln  den  letzten  Tagen  war  er  immerhin  froh,  dass 
er  auf  dem  Felde  etwas  arbeiten  durfte  — er  half  ordentlich  mit  — 
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und  besonders  bebaute  ihm  die  Erlaubnis»,  zu  rauchen,  um  die  er  gleich 
gebeten  hatte.  Er  denkt  nicht  an  einen  Fluchtversuch.  Seit  er  sich  in 
der  Waldau  etwas  eingewöhnt  hat,  lebt  er  übrigens  etwas  auf.  Er  fängt 
z.  B.  an,  traurig  zu  werden,  wenn  man  ihm  vom  Gericht  spricht  ; doch 
nur,  weil  er  es  hier  gut  hatte  und  nun  eine  schlechtere  Behandlung 
fürchtet.  Er  hat  keine  höheren  Gedanken  dabei.  Bis  dahin  schien  ihm 
gleichgültig  zu  sein,  wo  er  war  und  was  mit  ihm  vorging  oder  geschehen 
sollte.  Wir  sprachen  z.  B.  einmal  mit  ihm  darüber,  dass  die  Todesstrafe 
durch  Erschiessen  auf  seinem  Verbrechen  stünde,  was  ihm  schon  vor 
dem  Eintritt  in  die  Anstalt  bekannt  war.  Da  sagte  er,  ohne  einen  Ein- 
druck zu  verrathen,  „Ja  !*  Unmittelbar  darauf  bat  er,  ob  er  nun  doch 
rauchen  dürfte  ! Aus  einem  ähnlichen  Grunde  kann  er  nun  auch  in 
Thränen  ausbrechen,  wenn  er  an  die  Folgen  seines  Verbrechens  erinnert 
wird.  Sagte  er  bis  jetzt,  dass  ihm  dasselbe  leid  thäte,  so  verrieth  er 
Husserlich  wenig  davon.  Wir  haben  keine  Gewissensregungen  bei  ihm 
bemerkt.  Die  sittlichen  Anschauungen  Hürst's  sind  sehr  wenig  entwickelt. 
Sein  Begriff  von  Gut  und  Böse  beschränkt  sich  fast  gar  darauf,  dass  die 
guten  Menschen  in  den  Himmel  und  die  bösen  in  die  Hölle  kommen. 
Er  weiss,  dass  das  Stehlen  verboten  ist  — von  Gott?  — und  dass  der 
Landjäger  den  Dieb  holt.  Dass  ihm  noch  andere  sittliche  Gebote  und 
Verbote  bekannt  seien,  kann  nur  mühsam  und  eines  um  das  andere  aus 
ihm  herausgeprüft  werden. 

Er  weiss  aber  wohl,  dass  eine  Handlung  wie  die  seinige  ein  schweres, 
strafbares  Verbrechen  ist.  Er  kennt  das  Gebot,  „Du  sollst  nicht  tödten“, 
und  weiss,  dass  man  mit  einer  Kugel  einen  Menschen  umbringen  kann. 
Er  gibt  zu,  dass  ihm  schon  nach  seinem  ersten  Schüsse  bekannt  ge- 
worden, dass  ein  Kamerad  verletzt  worden  sei,  und  bestreitet  nicht,  dass 
er  zwei  scharfe  Patronen  verschossen  und  beide  Male  mit  Wissen  scharf 
geladen  habe.  Kr  bleibt  allerdings,  wie  in  der  Voruntersuchung,  bei 
seiner  Behauptung,  dass  er  Niemanden  habe  treffen  wollen  und  ohne  zu 
zielen  „gerade  drein-1  geschossen  habe. 

Die  Stimmung  des  Angeklagten  war  während  seines  Aufenthaltes  in 
der  Waldau  eine  gleichmässige.  Wir  beobachteten  keinen  Affekt  und 
keine  weiteren  Schwankungen,  als  dass  er  öfters  lächelte,  selten  das 
Gesicht  zum  Weinen  verzog. 

Wir  fanden  kein  Zeichen  einer  Geistesstörung  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes. 

Wir  müssen  nun  wohl  noch,  der  Gewohnheit  gemäss,  die  Frage 
berühren,  ob  sich  Ilürst  nicht  etwa  möge  verstellt  und  den  von  uns  be- 
obachteten Geisteszustand  nur  vorgetäuscht  haben.  Wir  thun  dies  kurz 
und  nur,  um  jeden  derartigen  Verdacht  entschieden  znrückzuweisen. 
Woher  sollte  »1er  Angeklagte  die  Fähigkeit  besitzen,  ein  Bild  so  voll- 
endet und  abgerundet  vorzutäuschen,  wie  cs,  wenn  nicht  ganz  unmöglich, 
so  doch  nur  äusserst  schwierig  jemals  nachgeahmt  werden  kann  ; und 
das  nicht  nur  für  kurze  Augenblicke,  oder  blos  für  unsere  immerhin 
nicht  übermässig  ausgedehnte  Beobachtungszeit,  sondern  schon  viel  länger, 
überhaupt  von  jeher! 

Denn  was  wir  an  ihm  beobachtet  haben,  findet  sich  grossentheils 
schon  in  den  Akten  erwähnt.  Wir  wollen  die  daselbst  verzcichneten 
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Angaben  niclit  ausfllhrlieh  wiederholen.  Wir  verweisen  vielmehr  auf  die 
Aussagen  der  Herren  Haaptleute  Moser,  Gaudard,  des  Wachtmeisters 
Zumbach,  auf  das  Krgebniss  der  Rekrntenprüfungen,  sodann  namentlich 
auf  die  Zeugnisse  des  Herrn  Hauptmann  llowald  und  des  Feldweibels 
NiederhSuser,  welche  den  Angeklagten  schon  lange  kennen  („HUrst  wurde 
in  der  Schule  als  beschränkt  angesehen  — er  war  ein  liederlicher  und 
nachlässiger  Mensch  und  von  grosser  Gleichgültigkeit  — ich  halte  ihn  lUr 
beschränkt  und  als  solcher  wird  er  auch  in  der  Gemeinde  angesehen“). 
Gans  besonders  aber  erinnern  wir  an  das  von  den  Herren  Vizepräsidenten 
und  Sekretär  des  Kinwolmergemeinderathes  von  Ouggisbcrg  ausgestellte 
Leumundszeugnis».  Dasselbe  fängt  damit  an:  „ Der  obgenannte  Christian 
HUrst  sei  eine  beschränkte  Persönlichkeit,  gegen  alle  Ermahnungen  gleieh- 
gtiltig,  nicht  trotzend,  ziemlich  stumpfsinnig  und  in  Folge  dessen  auch 
vergesslich“,  und  schliesst  folgendermassen  : r Allen,  die  den  Hlirst  kennen, 
fällt  es  auf,  wie  man  dazu  gekommen,  ihn  als  militärtauglich  zu  erklären.“ 

Dagegen  halten  wir  uns  flir  verpflichtet,  hier  noch  das  Krgebniss 
unserer  eigenen  Nachfragen  in  Guggisbcrg  vorznlegen. 

Herr  C.  Hostettler,  Gemeinderath  in  der  Aegerten,  welcher  den 
Lebenslauf  des  HUrst  als  Nachbar  kennt,  schrieb  uns  nämlich  gefälliger 
Weise  am  12.  November: 

„ Hlirst  war  von  jeher  ein  stumpfsinniger,  vergesslicher 

Bursche.  Als  er  7 Jahre  alt  in  die  .Schule  eintreten  sollte,  wurde  nach 
einigen  Wochen  von  der  betreffenden  Lehrerin  angefragt,  was  sie  eigentlich 
mit  diesem  liilrsebleiit  anfangen  solle,  sie  halte  dafllr,  er  sei  nicht  bildungs- 
fähig; was  znm  einen  Ohr  eingehe,  komme  zum  andeni  heraus.  Aber  auf 
Verlangen  seiner  Eltern  und  der  Sehulkommission  machte  er  gleichwohl 
seine  9 Schuljahre  durch.  Aber  wie!  Eine  vemtlnftigo  Antwort  kam  nie 
aus  seinem  Munde,  er  weiss  noch  jetzt  kaum,  wie  viel  3X7  ist.  Als  er 
von  der  Schule  entlassen,  also  seit  seinem  ll>.  Jahre,  war  sein  Licblings- 
facli  Tabakrauchen,  um  Mundharfen  und  Pfeifen  grempeln,  dummes  Zeug 
schwatzen  u.  s.  w.  Wann  er  auf  dem  Weg  Einem  begegnete,  ling  er  an 
zu  lachen,  meistens  laut.  Wenn  man  ihn  fragte,  warum  er  lache,  war 
die  Antwort , o darum  ! ln  seinem  achten  Lebensjahre  wurde  er  von 
einem  Manne,  weichem  er  einen  Haudstock  verzllgelt  oder  versteckt  haben 
sollte,  an  Haar  und  Ohren  hin-  und  hergezerrt,  sowie  zum  Kopf  ge- 
schlagen, dass  ihm  nachher  fast  den  ganzen  Winter  Materie  zu  den 
Ohren  herausgeronneu  ist.  Fraglicher  Mann  musste  mit  seinen  Eltern 
ahmaclien  desswegen 

Was  seine  Erziehung  anbclangt,  ist  sic  nicht  gerade  die  beste  zu 
nennen.  Seine  Eltern  leben  in  ziemlich  ärmlichen  Verhältnissen  ; der  Vater 
musste  im  Sommer  anderswo  sein  lirod  und  Geld,  um  den  kommenden 
Winter  dnrchznbringen,  verdienen.  Seit  drei  Jahren  ist  er  im  Winter 
auch  nicht  in  sein  Hans  gekommen,  sondern  zu  einem  altern  Sohn.  Er 
ist  nämlich  seit  einigen  Jahren  mit  ihr  in  Zerwürfnis«  gekommen;  er 
nimmt  hie  mul  da  gern  ein  Glitschen  und  ist  nicht  im  Schlitz  geboren. 
Mit  ihr  ist  cs  umgekehrt,  sic  ist  sehr  arbeitsam,  mürrisch,  gehässig  u.  dgl. 

Was  speziell  Ihre  Kragen  betrifft,  so  ist  auf  die  f.  zu  bemerken, 
dass  mütterlicherseits  drei  Personen  irrsinnig  gewesen  sind,  nämlich  die 
Schwester  von  seiner  Mutter,  seine  Grossmutter,  so  auch  der  Grossniutter 
Schwester.  Von  Fallsucht  ist  nichts  in  der  Familie,  auch  Blutsverwandt- 
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Schaft  ist  keine,  Selbstmord  oder  Verbrechen  ebenfalls  nicht,  mit  der 
Trunksucht  ist  es  mit  dem  Vater  wie  oben  erwähnt. 

Die  übrigen  Kinder  sind  alle  klug  und  gehörig  entwickelt.  Dieser 
aber  klagte  während  den  Schuljahren  viel  über  Kopfschmerzen,  hatte 
viel  geröthete  Augen.  Letztes  Jahr  hatte  er  eine  schwere  Krankheit,  von 

Lungenentzündung Geistige  Beschäftigung  liebte  er  keine,  weil 

er  keinen  Kopf  noch  Sinn  dazu  hatte,  so  auch  auf  religiösem  Gebiet. 
Er  zeigte  Lust  und  Liebe  an  dummem  Geschwätz;  hat  keine  Neigung 
zum  Zorn,  wenn  er  schon  bestraft  wurde,  was  nicht  selten  geschah,  er 
nahm  es  nie  bös  auf,  war  immer  friedlich.  Seine  Beschäftigung  war 
meistens  Anshtllfe  bei  Feldarbeit.  Die  Mädchen  liebte  er  und  hat,  wie 
man  hört,  schon  Umgang  mit  einem  gehabt.  Im  Uebrigen  verweise  auf 
das  Original  selbst.“ 

Die  Lehrerin,  Frl.  Elise  Burri  ( Herr  Pfarrer  Rpöri  und  Herr  Lehrer 
Webrli  sind  nach  den  Akten  nicht  aufzutinden  und  Herr  Lehrer  Walther 
erinnert  sich  des  Angeklagten  nicht,  sofern  er  nicht  genauer  bezeichnet 
wird),  hat  uns  endlich  folgendes  Zeugniss  geschickt  ; 

Hirschmatt,  12.  November  1887. 

„Christian  IlUrst,  Ulrichs,  an  der  Aegerten  bei  Guggisberg,  während 
fünf  Jahren  mein  Schüler,  hat  sich  während  dieser  Zeit,  so  viel  mir  noch 
in  Erinnerung  geblieben,  als  ein  ganz  schwach  begabter  Knabe  erwiesen, 
darum  er  auch  beinahe  seine  ganze  Schulzeit  in  der  Unterschule  zubringen 
musste.  Sein  Betragen  aber  muss  recht  ordentlich  gewesen  sein;  ich 
weiss  wenigstens  nichts  Böses  mehr  von  ihm.  Ich  glaube,  er  war,  wie 
man ’s  so  nennt,  ein  gutmüthiger  Tropf.  Dass  er  nun  auch  ein  unglück- 
licher Tropf  geworden,  tliut  mir  im  Herzen  Weh  und  empfehle  ich  ihn 
hiemit  der  Gnade  seiner  Richter.“ 

Was  wir  aus  den  Akten  sowie  durch  eigene  Nachfrage  erfahren 
halten,  bestätigt  und  ergänzt  unsere  Beobachtungen. 

Berücksichtigen  wir  nunmehr,  dass  wir  bei  Hörst  einerseits  kein 
Zeichen  von  Geistesstörung  im  gewöhnlichen  Sinne  gefunden,  andrerseits 
aber  erkannt  haben,  dass  derselbe  trotz  langem  Unterrichte  fast  nichts 
weiss,  indem  er  mühsam  lernt,  schwer  autfasst,  wenig  verarbeitet,  über- 
haupt eigentlich  nur  niedrige,  sinnliche  Wahrnehmungen  aufnimmt,  dass 
er  urtheilsschwach  und  leichtgläubig  ist,  gemiithsarm,  theilnamlos  und 
stumpf,  auch  in  sittlicher  Erkenntniss  sehr  tief  steht,  dass  er  in  jeder 
Hinsicht  einen  ganz  engen  Gesichtskreis  besitzt  und  diesen  nicht  zu  er- 
weitern vermag,  so  viel  Gelegenheit  ihm  auch  gegeben  wird,  und  dass 
unsere  Gewährsleute  das  von  jeher  bei  ihm  wahrgenommen  haben,  so 
können  wir  unser  Gutachten  folgendermassen  abschlicssen  : 

1.  Christian  Hörst  ist  nicht  im  eigentlichen  Sinne  geisteskrank. 

2.  Derselbe  ist  bei  beidseitiger  erblicher  Anlage  von  Geburt  an  in 
mittlerem  Grade  schwachsinnig. 

3.  Wenn  HUrst  auch  geistig  und  sittlich  sehr  niedrig  steht,  so  ist  er 
doch  im  vorliegenden  Falle,  der  Strafbarkeit  und  der  (möglichen) 
Folgen  seiner  eingeklagten  Handlung  bewusst  gewesen. 
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Von  Strafhausdirektor  J.  Zimmermann  in  Luzern. 

Die  Frage,  ob  und  inwiefern  die  Insassen  einer  Strafanstalt  den 
Besserungsbcstrebungen  zugänglich  sind,  und  welche  praktische  Wirk- 
ungen von  den  hierauf  abzielenden  Bemühungen  zu  erwarten  sind,  wird 
in  verschiedener  Weise  beantwortet.  Richter  und  Kriminalisten  verhalten 
sich  im  Allgemeinen  mehr  skeptisch  ; Strafhausbeamte  sind  natürlich 
gerne  bereit,  an  einen  gewissen  F.rfolg  ihrer  Thätigkeit  zu  glauben  ; am 
meisten  optimistisch  pflegt  die  Stimmung  da  zu  sein,  wo  die  Noth  unter 
jeder  Gestalt  offene  Hand  lindet,  bei  menschenfreundlich  gesinnten  Laien, 
welche  mit  erheblichen  Opfern  den  „verirrten  Bruder“  dem  Sumpfe  des 
Verbrechens  zu  entreissen  bemüht  sind. 

Der  Gedanke,  den  Feind  der  Gesellschaft  dadurch  unschädlich  zu 
machen,  dass  man  ihn  entwaffnet  nnd  zum  Freund  macht,  gehört  der 
Neuzeit  an.  Das  Mittelalter,  welches  die  Freiheitsstrafe  im  heutigen  Sinne 
kaum  kannte,  nahm  sich  nicht  Zeit,  den  Verbrecher  für  das  irdische  Leben 
zu  bessern  und  ihn  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  retten  und  zu  er- 
halten; zwar  suchte  cs  den  Gefallenen  zur  Reue  und  Umkehr  zu  bestimmen, 
machte  dann  aber  seinem  irdischen  Dasein  ein  mehr  oder  weniger  rasches 
Ende  — ein  Verfahren,  dem  von  der  damals  herrschenden  Weltanschau- 
ung aus  ein  gewisser  praktischer  Werth  nicht  abgesprochen  werden  kann. 
Mit  den  milden  Satzungen  des  Christenthums,  welches  „den  glimmenden 
Docht  nicht  auslöscht  und  das  geknickte  Rohr  nicht  bricht“,  erscheint 
dieser  Rechtsgang  in  einigem  Widerspruch,  so  sehr  und  wie  ausschliess- 
lich auch  damals  das  Christenthum  als  Religion  und  als  Weltanschauung 
herrschen  mochte. 

Die  ersten  Kntwicklungsformen  der  Freiheitsstrafe,  welche  sich  neben 
den  Lebens-  und  Leibesstrafen  atlruülig  Geltung  verschaffte,  mussten  bei 
den  bestehenden  höchst  mangelhaften  Einrichtungen  nothwendig  pin  Bild 
höchsten  menschlichen  Elends  bieten.  Welche  Wandlung  die  werkthlttige 
Menschenliebe  in  unserem  Jahrhundert  auf  diesem  Gebiete  geschaffen  hat, 
und  wie  «lie  errungenen  Fortschritte  auch  rückwirkend  auf  das  allgemeine 
Wohl  von  Segen  gewesen  sind,  indem  sie  dem  milder  gewordenen  Straf- 
vollzug zugleich  eine  grössere  Festigkeit,  Unparteilichkeit  und  damit 
höheres  Ansehen  und  intensivere  Wirkung  verliehen,  ist  allgemein  bekannt. 

Aus  den  Bemühungen  der  Gesellschaft,  das  elende  Loos  des  auf  Ab- 
wege Gerathenen  menschlicher  zu  gestalten,  entwickelte  sich  der  Glaube, 
man  könne  dem  Verbrecherthum  durch  Besserung  des  Verbrechers  in  wirk- 
samer Weise  zu  Leibe  gehen.  Die  meisten  Gefitngnissbcamten  treten  ihre 
Stelle  in  der  Meinung  an,  dem  Eingekerkerten  nicht  blos  Büttel  und 
Sehlicsser,  sondern  Erzieher  und  Retter  zu  sein.  Die  Jugendgeschichte 
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der  meisten  Gefangenen  ist  eine  Geschichte  der  Entbehrung:  materielle 
Noth  und  zugleich  Mangel  an  Liebe  und  allen  idealen  Gütern.  Welch 
eine  schöne  Aufgabe,  dieser  Noth  abzuhelfen  und  den  schwachen  Funken 
des  Guten  im  Genilith  des  Verirrten  zur  bellen  Flamme  anzufachen  ! 

Aber  leider  entspricht  der  Erfolg  bei  Weitem  nicht  der  aufgewendeten 
MUlie;  das  verkrüppelte  Seelenleben  will  sich  dem  Guten  nur  widerwillig 
erschliesscn,  oder  wenn  ein  halber  Erfolg  eingetreten  ist,  so  erweist  sich 
die  Treibhauspflanze  der  Znchthausbesserung  der  kräftigen  Freiheitsluft 
nicht  gewachsen  ; der  vermeintlich  Gebesserte  kehrt  als  Rückfälliger 
wieder;  zu  der  schmerzlichen  Enttäuschung  des  humanen  Ueumten  ge- 
sellen sieh  häufig  geuug  bittere  Selbst vorwUrfe,  wenn  er  in  verzeihlichem 
Irrthum  dem  Schützling  eine  StrafabkUrzung  — Begnadigung  oder  be- 
dingte Freilassung  — erwirkt  hatte.  Es  folgt  ein  Stadium  der  Ent- 
muthigung;  der  „Nihilismus“  triumphirt,  der  pflichtgetreue  Mann  gibt 
sein  Amt  auf  und  wendet  sich  einer  weniger  undankbaren  Aufgabe  zu, 
oder  er  versieht  seine  Stelle  mit  halbem  Eifer  und  begnUgt  sich  damit, 
der  öffentlichen  Sicherheit  zu  dienen. 

Es  ist  aber  auch  ein  Drittes  denkbar:  der  oft  Getäuschte  setzt  sich 
hin,  studirt  die  Fachliteratur  und  sieht  sich  seine  Aufgabe  genauer  an  ; 
das  durch  die  Erfahrung  geschärfte  Auge  zeigt  ihm  unter  der  uniformen 
Hülle  des  Sträflingsgewandes  grundverschiedene  Elemente,  deren  genauere 
Ausscheidung  und  Klassilizirung  er  in  grossen  Zügen  durchzuflihren  sucht, 
das  augenblicklich  Unerreichbare  einer  bessern  Zukunft  überlassend.  Er 
sieht,  dass  weder  das  Alter  noch  das  Strafurtheil  allein  zu  einer  richtigen 
Eintheilung  genügen,  dass  es  aber  am  allerwenigsten  zum  Ziele  führt, 
frischweg  in  chronologischer  Reihenfolge  an  jedem  Eingetretenen  seine 
Besserungsbestrebungen  zu  versuchen.  Er  sieht  sieh  zu  einer  gewissen 
Uinschritukung  veranlasst,  sowohl  bezüglich  des  quantitativen  als  des 
qualitativen  Erfolges;  d.  h.  er  wird  bei  gewissen  Individuen  vorweg  auf 
jeden  Erfolg  verzichten,  bei  andern  sich  mit  einem  halben  Erfolge  be- 
gnügen, und  gegen  sich  seihst  ein  weises  Misstrauen  walten  lassen  ; denn 
oft  genug  ist  es  nur  die  Eigenliebe  und  die  Eitelkeit,  die  ihm  einen  Er- 
folg vorspiegeltcn.  Zugleich  lernt  er  als  Faktoren  der  Besserung  nicht 
so  sehr  seine  eigene  direkte,  persönliche  Einwirkung  allein,  als  vielmehr 
die  veränderten  Lebensverhältnisse  des  Gefangenen  insgesammt  zu  be- 
trachten, zu  würdigen  und  in  Anwendung  zu  bringen  Er  wird  auch  mit 
der  Zeit  zu  der  Einsicht  gelangen,  dass  die  erreichten  Erfolge  nur  aus- 
nahmsweise ziffernmässig  festzustellen  sind  ; dass  selbst  beim  Verharren 
im  Verbrechen  ein  theilweiser  Erfolg  noch  denkbar  ist,  wenn  es  auch 
nicht  gelang,  den  Verbrecher  zu  einem  braven  Manne  zu  machen  ; dass 
es  Thorheit  wäre,  sich  mit  der  Kur  eines  notorisch  Unheilbaren  abzu- 
quälen, und  dass  das  Publikum  im  Unrecht  ist,  wenn  es  das  Unmögliche 
verlangt  und  den  Direktor  für  eine  neue  Schandthat  eines  Entlassenen 
verantwortlich  machen  will.  Er  wird  sieh  schliesslich  sagen,  dass  nicht 
blos  der  Besserungs-  und  Vergeltungszweek,  sondern,  und  zwar  in  erster 
Linie,  der  Zweck  der  Sclbsterhaltung  und  der  Sicherung  der  Gesellschaff 
den  Staat  bestimmt  hat,  Gefängnisse  zu  bauen.  Vielleicht  wird  er  auch, 
und  gewiss  nicht  zu  seinem  Schaden,  einen  Blick  werfen  in  die  neue 
positivistische  Literatur,  die  mauches  Wahre  enthält,  wenn  sic  auch  in 
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der  Gesammtheit  ihrer  Schlüsse  Uber  das  Ziel  hinausschiesst,  vergessend, 
dass  die  mechanischen  Gesetze  allein  zur  Erklärung  der  psychischen  Vor- 
gänge nicht  genllgen  können.  Kr  wird,  während  er  anfänglich  frischweg 
Alle  zu  bessern  vermeinte,  und  während  der  Positivismus  kurzweg  die 
Besserung  jedes  Verbrechers  leugnet,  zu  einem  Mittelweg  gelangen  ; die 
Schaar  der  Häftlinge  wird  unter  seinen  prüfenden  Blicken  sich  in  zwei 
grosse  Gruppen  theileu:  ln  Berufs-  und  in  Gelegenheitsverbrecher. 

Nicht  als  ob  diese  Ausscheidung  eine  genaue  wäre;  die  beiden 
Formen  gehen  in  einander  liber,  und  die  Kintheilnng,  eine  lediglich 
praktische,  kann  auf  Wissenschaftlichkeit  keinen  Anspruch  erheben,  nnd 
wird  auch  sicherlich  vor  den  Augen  der  positivistisch-anthropologischen 
Schule,  welche  das  Verbrechen  als  Atavismus  und  den  Verbrecher  als 
verkrüppelten  Organismus  hohem  oder  niedern  Grades  autlasst,  keine 
Gnade  linden. 

Als  Berufsverbrecher  möchten  wir  nicht  blos  diejenigen  bezeichnen, 
welche  eine  verbrecherische  Vergangenheit  bereits  hinter  sieh  haben, 
sondern  alle  diejenigen  typischen  Verbreohetnaturon.  bei  denen  das  Ver- 
brechen gewissermassen  organisch  begründet  erscheint.  Es  sind  dies 
Subjekte  mit  angchornen  verbrecherischen  Instinkten,  und  dazti  gehören 
leider  in  erster  Linie  die  allermeisten  jugendlichen  Verbrecher,  welche 
der  Laie  gewöhnlich  mit  Unrecht  als  die  dankbarsten  Objekte  der 
Pöniteuziarpädagogik  betrachtet.  Ferner  sind  hierher  zu  rechnen  die 
Individuen  mit  mehr  oder  weniger  schwach  entwickelten  Geisteskräften 
und  verkümmertem  Gefühlsleben,  aber  auch  intelligente  Verbrecher  mit 
Neigung  zu  Geistesstörung  oder  mit  deutlich  zu  Tage  tretenden  Ab- 
normitäten der  Verstandesfunktion;  endlich  auch  anscheinend  normal  ver- 
anlagte Naturen,  die  nur  in  einem  einzigen  Punkt,  aber  in  diesem  mit 
solcher  Sicherheit  und  Hartnäckigkeit  sich  vergehen,  dass  man  unwill- 
kürlich an  einen  Defekt  moralischer  oder  physiologischer  Art  denkeu 
muss;  es  gilt  dies  namentlich  von  Verbrechern  wider  die  Sittlichkeit, 
besonders  wenn  sic  rückfällig  sind  oder  in  einem  Alter  stehen,  wo  sonst 
die  Leidenschaften  zurllcktroton  und  die  kühle  Uehcrlegung  mehr  die 
Oberhand  gewinnt.  Auch  hei  Dieben  bat  es  manrlimal  den  Anschein, 
als  fehle  das  Organ  der  Ehrlichkeit  gänzlich.  Diese  ganze  grosse  Gruppe 
von  Verbrechern  ist  es,  hei  welcher  die  Verbrecherphysiognomie,  das 
Galgengesicht,  noch  am  deutlichsten  hervortritt,  und  zwar  gewöhnlich 
am  aulTälligsten,  wenn  sie,  zur  Entlassung  bereit,  wieder  in  ihre  Civil- 
kleiduiifr  geschlüpft  sind.  Wir  möchten  weder  die  Physiognomik  noch 
Gall's  Schädellehre  in  den  Bereich  der  GefängnisswissenBchaft  ziehen, 
aber  wir  müssen  hier  bestätigen,  dass  die  von  Lombroso  erwähnte  eigen - 
thllinliche  Bildung  der  Ohren  hei  vielen  Gewohnheitsdieben,  sowie  der  hei 
rohen  Sittlichkeitsverbrcchern  gewöhnliche  Prognathisnms  (auffälliges  Ver- 
treten der  untern  Gesichtshälfte)  uns  schon  früher  wiederholt  aufgefallen  ist. 

Bei  allen  diesen  Verbrechern  aus  Geburt,  Beruf  oder  Neigung  ist, 
abgesehen  von  sonstigen  Abnormitäten,  der  Wille  entweder  in  verkehrter 
Richtung  oder  dann  schwach  entwickelt.  Letzteres  namentlich  häufig  bei 
Dieben,  welche  itn  Zuchthaus  von  guten  Vorsätzen  UberHiessen,  die  aber 
in  der  Freiheit  nicht  Stand  halten.  Von  ihnen  namentlich  gilt  das  Wort 
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Reade’s  in  seinen)  berühmten  Zuchtliausroman  „Späte  Besserung: “ *)  : 
„Niemand  ist  einem  Eindruck  leichter  zugänglich  als  sie;  die  Schwierig- 
keit liegt  darin,  den  Eindruck  haften  zu  machen  u (They  are  the  easiest 
dass  in  the  world  to  imprcsB:  the  difliculty  is  to  make  the  impression 
permanent.) 

Bei  dieser  Gruppe  von  Verbrechern,  deren  moralische  Krankheit 
chronisch  geworden  ist  oder  auf  tiefer  Deformität  beruht,  wird  man  im 
Allgemeinen  wenig  ausrichten  ; der  ganze  Erfolg  beschränkt  sich  auf  eine 
gewisse  Dressur  oder  Schulung,  welche  sie  zu  gefügigen  und  lenksamen 
Sträflingen  macht,  ohne  jedoch  in  die  Tiefe  zu  wirken  und  ihr  Inneres 
umzustimmen. 

Günstiger  liegt  die  Sache  hei  der  andern  grossen  Gruppe,  welche 
wir  als  „Gelegenheitsverbrecher“  bezeichnet  haben,  und  zu  denen  häufig 
genug  sehr  schwere  Fälle  gehören.  Im  Allgemeinen  ist  es  wohl  richtig, 
dass  der  Mensch  im  Guten  wie  im  Bösen  keine  weiten  Sprünge  macht, 
sondern  sich  mehr  allmalig  in  der  einen  oder  andern  Richtung  fortbewegt. 
Aber  die  Fälle  sind  keineswegs  selten,  dass  die  gleitende  Fortbewegung 
auf  der  schiefen  Bahn  plötzlich  in  ein  verderblich  rasches  Tempo  über- 
geht und  mit  einem  jähen  Sturz  endet  Der  Gefallene  kommt  zur  Be- 
sinnung, erkennt  mit  Schrecken,  wie  weit  es  mit  ihm  gekommen  ; mit 
der  Reue  kommt  auch  der  Vorsatz  zur  Umkehr,  und  da  der  Wille  weder 
so  gründlich  verderbt  noch  so  schwach  entwickelt  ist,  wie  heim  Ge- 
wohnheitsverbrecher, so  haben  hier  der  Direktor  und  der  Seelsorger  ein 
verhältnissmässig  leichtes  Spiel.  Denn  die  Besserung  ist  beim  Eintritt 
des  Sträflings  schon  eingeleitet,  der  Boden  bestens  vorbereitet,  und  es 
ist  lediglich  ein  Uebermass  des  Verzagcns  oder  des  Selbstvertrauens  zu 
bekämpfen,  das  Schuldbewusstsein  und  die  Pflicht  der  Gutmaehuug  wach- 
zuhalten, und  es  sind  allfällige  schädliche  Einflüsse  fernzuhalten.  Ist  die 
Haft  von  längerer  Dauer,  wie  es  ja  meistens  der  Fall  ist,  so  entlässt 
der  Gefangene  als  gebesserter  Mensch  die  Anstalt  und  wird  wieder  ein 
brauchbarer  Bürger.  Freilich  wird  in  solchen  Fällen  der  Anstaltsleiter 
das  günstige  Ergebniss  nicht,  oder  wenigstens  nicht  grösstentheils,  als 
sein  persönliches  Verdienst  betrachten  können,  ohne  sich  der  Selbst- 
überhebung schuldig  zu  machen  ; und  der  Bchutzaufsichtsverein,  der  seine 
Statistik  mit  derartigen  Erfolgen  bereichert,  verfällt  in  die  Gefahr,  sich 
selbst  Uber  seine  Wirksamkeit  zu  täuschen. 

Soll  sieh  nun  die  Bemühung  des  Strafhausbeamteu  gänzlich  auf  diese 
Kategorie  von  Gefangenen,  die  wir,  um  hei  einem  frühem  Bilde  zu 
bleiben,  als  die  akut  Erkrankten  bezeichnen  wollen,  beschränken  ? Das 
nicht,  aber  er  soll  sich  darüber  klar  werden,  dass  diese  Fälle  die 
günstigste  Prognose  bieten  und  er  da  am  ehesten  einen  erfreulichen  Er- 
folg seiner  Anstrengungen  erwarten  kann.  Diese  Aussicht  ist  nm  so  höher 
anzuschlagen,  als  es  sich  in  der  Regel  um  schwerere  Fälle  handelt, 
wälirend  die  Verüber  kleinerer  Delikte  es  oft  genug  blos  aus  Willens- 
schwäche nicht  zu  grössern  Verbrechen  bringen,  und  dabei  den  Besserungs- 
bestrebungen am  wenigsten  eine  solide  Basis  bieten. 


')  „It  is  never  too  late  to  inend.“  By  Cli.  Reade,  Tauchnitz  Edition 
vol.  374/375. 
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Auf  die  Mittel  und  Wege  der  Besserung  können  wir  hier  nicht 
nitber  eintreten.  Abgesehen  von  den  erforderlichen  HUlfsmitteln,  welche 
im  Bau  und  in  der  Organisation  der  Anstalt  liegen,  ist  die  Persönlichkeit 
des  Leiters  und  des  Seelsorger  von  grosser  Wichtigkeit  ; Gefangene  haben 
ein  scharfes  Auge  fUr  die  menschlichen  Schwilehen  ihrer  Vorgesetzten, 
und  je  weniger  Blässen  sie  zu  sehen  bekommen,  desto  besser.  Ein  tüch- 
tiger Charakter,  strenge  Redlichkeit,  verbunden  mit  peinlicher  Gerechtig- 
keit und  sicherem  Takt  sind  im  Auftreten  gegenüber  dem  Gefangenen 
ebenso  unerlässlich  wie  Geistesgegenwart  und  persönlicher  Muth.  Der 
Gefangene  muss  seinen  Vorgesetzten  achten  und  ihm  vertrauen  können, 
sonst  ist  der  Einfluss  trotz  allen  Predigens  nicht  weit  her. 

Den  Unverbesserlichen  und  fortwährend  Rückfälligen  gegenüber  wird 
man  mit  der  Zeit  zu  einer  andern  Praxis  kommen  müssen  ; es  widerspricht 
der  Zweckmässigkeit  und  der  Selbsterhaltungspflicht  des  Staates,  Ver- 
brecher, die  der  Gesellschaft  unversöhnlichen  Krieg  geschworeu  haben, 
zeitweilig  wieder  auf  freien  Fuss  zu  stellen  und  ihnen  Gelegenheit  zu 
neuen  Missethaten  zu  gebeu.  Das  einzig  Richtige  ist  wohl  eine  erträg- 
liche, aber  dauernde  Einsehliessung.  Diese  Détention  für  blosse  ver- 
brecherische Gesinnung  mit  dem  Strafrecht  in  Einklang  zu  bringen,  ist 
Sache  der  Wissenschaft. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen.  — Jurisprudence  pénale. 


Uriheile  der  Bernischen  Polizeikammer  als  Appellaiionsgericht 
in  Strafsachen. 

Mitgetheilt  von  Dr.  W.  Ijtulerhurg,  Karonierschreiber  in  Bern. 

1U.  Ist  Derjenige,  welcher  gegenüber  einer  Verleumdunirsklagc  eine  Straf- 
anzeige zwecks  Erbringung  des  Wahrheitsbeweises  elngereieht  hat, 
in  der  dnrch  seine  Anzeige  reranlassten  Strafnntersnchung  mit  Rück- 
sicht auf  obigen  Zweck  als  Prozesspartei  anznerkennen  Î 

Urtheil  vom  9.  Mai  1888  in  Sachen  Joh.  Lüxcher  contra  Joh.  Schullhenn. 

Motive. 

1.  Der  heutige  Hanptangeklagte  Johann  Sch.  hatte  vor  einiger  Zeit 
gegen  Johannes  L.  eine  Strafanzeige  eiugereicht  wegen  Verleumdung, 
indem  er  behauptete,  L.  habe  »ich  dahin  geäussert,  Sch.  sei  ein  Ilolz- 
frevler  und  nehme  seinen  Ilolzhedarf  au»  den  Staatswaldungen.  L.  gestand 
vor  dem  Richter  zu,  diese  Aeussernng  gethan  zu  haben,  erklärte  sieh  aber 
bereit,  den  Beweis  für  die  Wahrheit  seiner  Behauptung  zu  leisten.  I)a 
er  den  Sch.  einer  strafbaren  Handlung  beschuldigt  hatte,  so  durfte,  er 
nach  Art.  184,  Str.  G.,  die  Wahrheit  der  von  ihm  behaupteten  Thatsachen 
nur  durch  gerichtliche  L'rtheile  oder  durch  andere  authentische  oder 
öffentliche  Urkunden  beweisen.  Desshalb  reichte  nun  Johann  L.  seiner- 
seits eine  Strafanzeige  gegen  Johann  Sch.  ein,  in  welcher  er  denselben 
sowie  dessen  Mutter  und  drei  Geschwister  des  Holzdiehstahlea  zum  Nach- 
theile des  Staates  Bern  beschuldigte.  In  der  dieserhalb  angesetzten 
Hauptverhandlung  vom  14.  April  1888  stellte  der  Anzeiger  L.  sodann 
wegen  Nichterscheinens  eines  Belastungszeugen  den  Antrag  auf  Ver- 
schiebung der  Haiiptverbandlung  (vgl.  Art.  336,  Str.  V.),  wogegen  die 
Angeklagten  Sch.  das  Begehren  stellten:  Der  Anzeiger  Johann  L.  sei 
nicht  berechtigt,  an  der  heutigen  Verhandlung  als  Partei  Theil  zu  nehmen, 
sich  durch  einen  Anwalt  vertreten  zu  lassen  und  Anträge  zu  stellen  — 
unter  Kostenfolge.  Das  korrektionellc  Gericht  von  A.  sprach  den  An- 
geklagten ilire  Vorfrage  zu,  unter  Suspension  der  Kosten  zur  Hauptsache. 
Gegen  dieseu  Entscheid  hat  der  Anzeiger  Johann  L.  appellirt. 

2.  Das  heimische  Strafprozessrecht  kennt  bloss  vier  Prozessparteien: 
die  Staatsanwaltschaft,  die  Civilpartei,  den  Angeklagten  und  die  für  die 
Civilfolgen  der  rechtswidrigen  Handlung  verantwortliche  Partei.  Der 
Anzeiger  und  jede  Privatperson,  die  ein  Interesse  an  der  Verurtheilung 
des  Angeklagten  zu  haben  behauptet,  sind  bloss  insofern  Prozesspartei, 
als  ihnen  der  Charakter  der  Civilpartei  zukommt.  Vgl.  z.  B.  368,  452, 
Str.  V.,  und  anderseits  Art.  232,  Str.  V.  Die  dem  Gerichte  heute  vor- 
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gelegte  Frage  spitzt  sich  demnach  dahin  zu  : Ist  der  Anzeiger  Johann  L. 
als  Civilpartei  zu  betrachten?  Wenn  Nein,  so  muss  in  Bestätigung  des 
erstinstanzlichen  Entscheides  den  Angeklagten  ihre  Vorfrage  zugesproclten 
werden. 

3.  Civilpartei  ist  nach  Art.  288,  Str.  V.,  bloss  der  „Beschädigte* , 
und  zwar  nur  in  dem  Falle,  „wenn  er  entweder  schon  in  der  Anzeige 
bezüglich  seiner  Civilinteressen  (Schadenersatz,  Gcnugthnung  u.  s.  w.) 
Anträge  gestellt  hat  oder  beim  Hauptverfahren  solche  stellt“.  Diese 
liestimmung  gründet  sich  auf  das  allgemeine  Frinzip  des  Art.  3,  Str.  V.  : 
„Die  Civilklage  aus  einer  strafbaren  Handlung  kann  von  jedem 
Beschädigten  zu  gleicher  Zeit  und  bei  demselben  Richter  wie  die  öffent- 
liehe  Klage  angebracht  werden.“  Civilpartei  ist  demnach  der  Beschädigte 
dann,  wenn  er  bezüglich  seiner  Interessen  Anträge  an  das  Strafgericht 
stellt,  die  sich  als  Civilklage  aus  einer  strafbaren  Handlung  charak- 
terisiren.  Dabei  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nur  derjenige 
Beschädigte  in  einem  Strafprozesse  adhäsionsweise  als  Civilpartei  aultreten 
darf,  welcher  gerade  durch  die  in  diesem  nämlichen  Strafprozesse  zur 
Beurtlicilung  gelangende  Handlung  beschädigt  ist  resp.  sein  will  und 
eine  Civilklage  gerade  aus  dieser  Handlung  geltend  macht.  Nun  mag 
man  den  juristischen  Begriff'  des  Civilinteresses  ndt  Rücksicht  auf  Art  288, 
Str.  V.,  cit.  Art.  51,  Al.  1,  und  55,  O.  R.,  noch  so  weit  fassen,  — 
sicher  ist,  dass  das  Interesse,  welches  Johann  L.  an  der  Erbringung  des 
Wahrheitsbeweises  für  den  gegen  ihn  angestrengten  Strafprozess  hat,  kein 
Civilinteresse  ist,  und  dass  er  speziell  aus  dem  durch  Sch.  angeblich 
begangenen  Holzdiebstahle  keinen  Anspruch  geltend  macht,  den  er  mit 
einer  Civilklage  verfolgen  könnte.  Durch  das  in  vorliegender  Untersuchung 
eingeklagte  Vergehen  des  Diebstahls  an  Holz  aus  Staatswaldungen  wäre 
Johann  L.  auch  in  Wirklichkeit  nicht  beschädigt  worden  und  stünde  ihm 
keine  Civilklage  aus  demselben  zu.  Beschädigter  wäre  vielmehr  der 
Staat  Bern.  L.  ist  aber  auch  nicht  dessen  Vertreter,  ln  der  von  ihm 
cingerciehten  Strafanzeige  erklärt  er  übrigens  ausdrücklich,  er  habe  durch 
erwähnten  Diebstahl  keinen  „direkten“  Schaden  erlitten  und  müsse  bloss 
den  Beweis  der  Wahrheit  zu  seiner  eigenen  Rechtfertigung  führen,  wess- 
halb  er  sich  bloss  gegenüber  Johann  Sch.  :drr  gegen  ihn  auf  Verleumdung 
geklagt  hat)  als  „zur  Anzeige  legitimirt“  betrachte  und  es  den  Angestellten 
der  öffentlichen  l'olizei  überlasse,  die  Interessen  des  Staates  und  der 
Gerechtigkeit  gegenüber  den  andern  Tbeilnehmern  zu  wahren.  Mochte 
L.  nun  auch  „zur  Anzeige  legitimirt“  sein,  so  ist  er  jedenfalls  nicht 
legitimirt,  gegen  Sch.  zwecks  Verfechtung  der  Interessen  des  Staates  und 
der  Gerechtigkeit  als  Civilpartei  aufzutreten  oder  für  sich. selber  eine 
Civilklage  aus  dem  den  Angeklagten  zur  Last  gelegten  Holzdiebstahle 
geltend  zu  machen.  Er  stellt  denn  auch  keine  diesbezüglichen  Civit- 
antrüge.  in  Aussicht,  nicht  einmal  mit  Bezug  auf  den  von  ihm  angedeuteten 
indirekten  Schaden,  der  ihm  aus  dem  behaupteten  Holzdiebstahle  erwachsen 
sei.  Dieser  „indirekte“  Schaden  könnte  höchstens  darin  bestehen,  dass 
L.  sich  einer  Strafverfolgung  wegen  Verleumdung  ausgesetzt  sieht.  Der- 
selbe ist  aber  jedenfalls  nicht  durch  den  angeblichen  Ilolzdiebstahl  in 
rcchtserheblieher  Weise  verursacht  worden,  sondern  durch  seine  Aeus.se- 
rungen  Uber  Sch.  und  durch  die  Einreichung  einer  Verleumdungsklage 
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seitens  des  Sch.,  bertihrt  also  die  heute  vorliegende  Untersuchungssaehe 
nicht.  — Schliesslich  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  das  Interesse  des 
Johann  L.,  einen  Wahrheitsbeweis  zu  erbringen,  soweit  rechtlich  begründet, 
in  keiner  Weise  beeinträchtigt  wird,  selbst  wenn  er,  weil  blosser  Anzeiger, 
in  vorliegender  Dicbstahlssache  keine  Parteistellung  einnelunen  kann  ; denn 
die  Untersuchung  gegen  Johann  Sch.  und  Mith.  wegen  Diebstahls  hat 
auch  so  ihren  gesetzlichen  Verlauf  zu  nehmen  und  der  Anzeige  des  L. 
ist  ja  bereits  Folge  gegeben  worden.  In  seiner  Ausweisung  als  Prozess- 
partei liegt  noch  nicht,  dass  die  Strafuntersuchung  gegen  Sch.  nieder- 
geschlagen werde  oder  dahinfalle. 

4.  Abgesehen  von  diesen  Erwägungen,  so  beruft  sich  die  I’oiizei- 
kammer  auf  die  Motive  früherer  Entscheide  in  Uhulichen  Fällen,  z.  B. 
Urtheil  in  Sachen  Marolf  contra  Maurer  vom  31.  März  1877,  welrhe 
Motive  auch  von  erstinstanzlichen  Gerichten  adoptirt  worden  sind.  Vgl. 
Jahn.  Monatblatt  fllr  bernisehe  Rechtsprechung,  I,  S.  272. 

5.  Nach  Allem  ist  der  Anzeiger  Johann  L.  nicht  als  Civilpartei  zu 
betrachten  und  daher  nicht  befugt,  in  vorliegendem  Strafprozesse  als 
Partei  aufzutreten,  sich  durch  einen  Anwalt  vertreten  zu  lassen  nnd 
Anträge  zu  stellen. 

6.  Mit  Bezug  auf  die  im  erstinstanzlichen  Urtheilc  ausgesprochene 
Suspension  der  Kosten  zur  Hauptsache  (worunter  natllrlirh  nur  die  vor- 
liegende Diebstahlssache  gemeint  sein  kann)  ist  festzustellen,  dass  Johann 
L.,  wenn  er  als  Prozesspartei  ausgewiesen  wird,  mit  der  „Hauptsache“ 
als  Partei  nichts  mehr  zu  thiin  hat  und  dass  ihm  daher  im  Iluupturtheile 
jedenfalls  keine  Kosten  mehr  auferlegt  werden  dürfen.  Anderseits  kann 
das  Appellalionsgericht  dem  abgewiesenen  Johann  L.  bloss  die  Kekurs- 
kosten  auferlegen,  da  weder  die  Staatsanwaltschaft  noch  die  Angeklagten 
gegen  den  erstinstanzlichen  Entscheid  appellirt  haben,  vielmehr  diese 
beiden  Parteien  auf  Bestätigung  desselben  antragen. 

Aus  diesen  Grtlnden  hat  die  Polizeikammer 
erkannt: 

1.  Den  Angeklagten  Sch.  ist  in  Bestätigung  des  erstinstanzlichen  Ent- 
scheides ihre  Vorfrage  zugesprochen,  unter  Suspension  der  erst- 
instanzlichen Kosten  zur  Hauptsache. 

II.  Der  Anzeiger  Johann  L.  wird  zu  den  Rekurskosten  der  Angeklagten 
Sch.  und  zu  den  Rekurskosten  des  Staates  vcrurthcilt. 

IV.  Ehrverietznng  durch  Einreichnng  einer  Strafanzeige  und  Vorhalt  des 
Diebstahls  seitens  des  Bestohlenen  gegenüber  einem  ITnschnldigen. 
Freisprechung. 

Urtheil  vorn  21!.  Mai  1888  in  Sachen  Theodor  Wider  contra  Marg.  Multet. 

Motive. 

1.  Die  Angeklagte  Frau  M.  ist  erstinstanzlich  mangels  einer  straf- 
baren Handlung  von  der  Anklage  auf  Verleumdung  freigesprochen  worden. 
Gegen  dieses  Urtheil  hat  einzig  die  Civilpartei  Theodor  W.  appellirt. 

Zcitochr.  f.  Seil  weiter  Strafrecht.  1.  Jahrg.  2 t 
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Nach  Art.  449-  452,  Str.  V.,  darf  die  Civilpartei  nur  bezüglich  ihrer 
C'ivilinterosscn  appellircn.  Es  kann  sich  daher  heute  nicht  mehr  darum 
handeln,  oh  die  Angeklagte  mit  Strafe  zu  belegen  sei.  Die  Polizei kammer 
nimmt  allerdings  nach  konstanter  Praxis  an,  dass  bei  Ehrverletzungen 
nicht  bloss  eine  Genugthuung  in  Geld,  sondern  auch  die  Schuldiq- 
erklärung  des  Angeklagten  unbestimmtes,  resp.  appellablcs  Civilintcresse 
der  Civilpartei  sei1);  dabei  fällt  aber  der  Straf /tunkt  ausser  Betracht. 

2.  Frau  M.  hat  sich  nach  der  Auffassung  der  Civilpartei  dadurch 
der  Verleumdung  schuldig  gemacht,  dass  sie  gegen  W.  eine  Diebstahls- 
anzeige  eingereicht  habe,  worin  sie  Diesen  beschuldigte,  ihr  eine  Banknote 
von  Fr.  50  gestohlen  zu  haben.  Fenier  soll  sie  dem  W.  persönlich 
diesen  Diebstahl  vorgehalten  haben. 

3.  Es  ist  richtig,  dass  Frau  M.  unter' m 13.  März  1888  eine  Anzeige 
eingereicht  hat,  in  welcher  sie  erklärte,  es  sei  ihr  innerhalb  der  letzten 
14  Tage  eine  Banknote  von  Fr.  50  aus  ihrem  Zimmer  gestohlen  worden 
und  sie  habe  alle  Ursache,  auf  den  bei  ihr  zur  Miethc  wohnenden 
Theodor  W.  Verdacht  zu  haben.  Sie  begründete  ihren  Verdacht  schon 
in  der  Anzeige  und  sodann  vor  dem  Untersuchungsrichter  ausdrücklich 
damit,  dass  der  Genannte  vor  vierzehn  Tagen  während  ihrer  Abwesenheit 
cingestandenermassen  durch  das  geschlossene  Kllchenfenster  in  die  Küche, 
von  wo  aus  er  in  ihr  Zimmer  gelangen  konnte,  eingedrungen  sei,  angeblich 
um  in  sein  eigenes  Zimmer  zu  gelangen,  da  er  den  Hausschlüssel  ver- 
gessen habe.  Sie  fügte  bei,  dass  niemals  eine  andere  Person  in  ihre 
Wohnrüume  komme,  dass  W.  zur  Zeit  des  Diebstahls  gestreikt  habe  und 
dass  sie  ihn  sofort  von  der  Entdeckung  des  Diebstahls  in  Kenntnis» 
gesetzt  und  „als  den  Dieb  bezeichnet“  habe,  worauf  er  erwiderte,  dies 
müsse  sie  ihm  zuerst  beweisen.  Es  wurde  daraufhin  eine  Untersuchung' 
gegen  W.,  welcher,  nebenbei  gesagt,  einen  guten  Leumund  geniesst,  ein- 
geleitet, jedoch  unterm  2.  April  1*88  durch  übereinstimmenden  Beschluss 
des  Untersuchungsrichters  und  des  Staatsanwalts  mangels  genügender 
.Schuldbeweise  aufgehoben,  und  zwar  mit  Fr.  10  Entschädigung  an  W. 
Darüber,  wein  Entschädigung  und  Kosten  auferlegt  seien,  wurde  im  Auf- 
hebungsbeschlut.se  nichts  ausdrücklich  verfügt  ; dieselben  hat  demnach 
der  Staat  zu  tragen.  Im  Verlaufe  der  Diebstahlsmitersuehung  gab  \V. 
ohne  Umschweife  zn,  sogar  unter  zweien  Malen  durch  das  Kliehenfenster 
in’s  Haus  gelangt  zu  sein,  aber  beide  Male,  weil  er  den  Hausschlüssel 
vergessen  hätte,  und  er  erklärte  des  Weitern,  er  habe  der  Frau  M.,  als 
sie  ihn  des  Diebstahls  beschuldigte,  sofort  erwidert,  er  wolle  nicht  mit 

‘)  Mit  Rücksicht  auf  diese  Praxis  und  die  derselben  nngepassten  Anträge 
der  Civilpartei  musste  in  den  hier  niitgetheillen  Motiven  «lie  strafrechtliche  Schuld- 
fragc  mitcrörtert  werden.  M.  E.  ist  die  Selnüdigrrkläniug  des  Angeklagten  auch 
bei  Ehrverletzungen  kein  Civilintcresse  der  Civilpartei,  und  soll  die  Verurtheihmg 
des  Angeklagten  zu  Entschädigung  oder  Quasischiucrzcnsgcld  im  Aribksionsprozesse 
nicht  auf  der  strafrechtlichen  Qualifikation  der  eingeklagten  Handlung,  also  auch 
nicht  auf  diesem  oder  jenem  Artikel  und  Thatbestnndc  des  Strafgesetzbuches, 
sondern  ausschliesslich  auf  Art.  50  fg.,  âü,  0.  K..  beruhen.  Letzteres  nimmt  die 
Praxis  in  neuerer  Zeit  ebenfalls  an.  nicht  aber  Erstcres,  indem  sie  neben  Geld- 
entschädigung  und  Schmerzensgeld  die  Schuldigerklärung  des  Angeklagten  bei 
Khrverleizuugen  als  btsotuUres  Civilintcresse  gelten  lässt. 
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ihr  streiten,  sie  solle  es  zur  Anzeige  bringen  und  ihm  beweisen.  In  der 
nunmehr  hängigen  Untersuchung  hat  Frau  M.  als  Angeklagte  bestritten, 
dem  W.  jemals  gesagt  zu  haben,  er  habe  sie  bestohlen;  sie  behauptet, 
ihm  bloss  erklärt  zu  haben,  es  fehle  ihr  eine  lianknote  von  Fr.  50,  und 
sie  rnllsse  eine  Anzeige  machen.  Dies  ist  indessen  nicht  wahrscheinlich, 
da  die  Angeklagte  selber  in  der  früheren  Untersuchung  ausgesagt  hat, 
sie  habe  den  YV.  sofort  als  den  Dieb  bezeichnet,  und  er  habe  darauf 
entgegnet,  sie  müsse  es  ihm  beweisen,  welche  Antwort  des  W.  kaum 
einen  Sinn  gehabt  hätte,  wenn  ihm  nicht  schon  damals  der  Vorwurf  des 
Diebstahls  gemacht  worden  wäre.  Immerhin  ist  es  dem  ganzen  Zu- 
sammenhänge der  in  den  Akten  enthaltenen  Aussagen  nach  sehr  wohl 
möglich.  dass  Frau  M.  dem  Kläger  nicht  direkt  gesagt  hat,  er  habe  dio 
Banknote  gestohlen,  oder:  er  sei  der  Dieb,  sondern  dass  sie  ihm  bloss  — 
wie  in  der  Anzeige  — bemerkt  hat,  sie  habe  Ursache,  gegen  ihn  Ver- 
dacht zu  hegen.  Jedenfalls  ist  der  Wortlaut  der  inkriminirten  Privat- 
äussernng  nicht  festgestellt.  Anderseits  ist  die  Behauptung  der  An- 
geklagten, sie  habe,  abgesehen  von  der  Strafanzeige,  gegenüber  dritten 
Personen  den  YV.  niemals  des  Diebstahls  beschuldigt,  unbestritten  geblieben 
und  steht  nicht  im  Widerspruche  mit  andern  Aussagen. 

4.  Jedenfalls  durch  Einreichung  der  Diebstahlsanzeige  hat  sich  Frau 
M.  nicht  einer  Verleumdung  zum  Nachtheile  des  Theodor  YV.  schuldig 
gemacht.  Dafür,  dass  sie  wissentlich  eine  falsche  Anzeige  gegen  YV. 
eingereicht  hätte,  besteht  nicht  der  geringste  Anhaltspunkt.  Andernfalls 
könnte  übrigens  nicht  das  Y’ergehen  der  Verleumdung  angenommen 
werden,  sondern  es  würde  das  Y’ergehen  falscher  Anzeige  vorliegen. 
Die  Civilpartoi  selber  gibt  zu,  es  handle  sich  bloss  um  eiue  fahrlässige 
Anzeige,  ist  aber  der  Ansicht,  die  Angeklagte  sei  dicscrhalb  der  Y’er- 
leumdung  schuldig  zu  erklären.  Der  klägerische  Anwalt  hat  in  dieser 
Beziehung  geltend  gemacht  : YY\,  obschun  thatsächlich  fälschlich  an- 
geschuldigt gewesen,  könne  gegen  Frau  M.  nicht  wegen  Einreichung  einer 
falschen  Anzeige  klagen,  weil  cs  kein  (strafbares)  Delikt  der  fahrlässigen 
Anzeige  gebe  ; dagegen  könne  er  wegen  Y'erleumdung  klagen,  indem  zum 
aniiuus  injuriandi  nicht  das  Bewusstsein  der  Unwahrheit  der  behaupteten 
Thatsachcn  und  erhobenen  Anschuldigungen  gehöre;  und  zwar  müsse  auch 
die  fahrlässige  Strafanzeige  gegen  eine  bestimmte  Person  als  Y'erleumdung 
verfolgt  werden  können,  weil  sonst  der  fälschlich  Angeschnldigte  kein 
Mittel  hätte,  um  Genugthuung  von  dem  leichtsinnigen  Anzeiger  zu  erhalten. 
Gerade  der  Mangel  einer  besouderu  Strafdrohung  gegen  fahrlässige  Anzeige 
deute  an,  dass  das  Gesetz  annehme,  der  fahrlässigerweise  Angesehuldigte 
könne  wegen  Y’erleumdung  klagen.  Die  Anzeige,  welche  sich  als  fahr- 
lässig borausgcstcllt  habe,  sei  gewissermassen  ein  misslungener  anticipirter 
Wahrheitsbeweis  für  die  dem  YYT.  im  Privatgespräche  an  den  Kopf  ge- 
worfenen Anschuldigungen  gewesen.  — ln  letzterer  Hinsicht  zunächst  ist 
gegenüber  den  Ausführungen  der  Civilpartei  einzuwenden,  dass  jedenfalls 
nicht  die  zwecks  Führung  eines  YY’ahrheitsbeweises  eingcreichte  Anzeige 
als  Y’erleumdung  strafbar,  resp.  verfolgbar  ist,  sondern  höchstens  die 
Anschuldigungen,  für  die  der  Wahrheitsbeweis  geführt  werden  soll.  Die 
Anzeige  der  Frau  M.  hatte  übrigens  offenbar  nicht  bloss  den  Zweck, 
einen  YYrahrbeitsbeweis  zu  erbringen.  YY’as  sodann  die  Civilinteressen  des 
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gewesenen  Angeschuldigten  und  heutigen  Klägers  anhelangt,  bezüglich 
deren  allein  er  appellireu  konnte,  so  ist  vorerst  zu  beachten,  dass  die 
Untersuchung  gegen  W.  seiner  Zeit  mit  Entschädigung  aufgehoben 
worden  ist.  \V.  hat  also  bereits  durch  den  Staat  eine  Entschädigung 
erhalten.  Wenn  ihm  diese  Entschädigung  zu  gering  erschien,  so  hätte 
er  gemäss  Art.  235,  Str.  V , an  die  Anklagekamnter  rekurriren  können. 
Er  hat  dies  aber  nicht  gethan.  Art.  307,  Str.  V.,  bestimmt  nun  aus- 
drücklich: _I)cr  Angeschuldigte  kann  nur  gegen  den  Staat  Entschädigungs- 
ansprüche erheben.“  Ebenso  Art.  235:  „Die  Kosten  und  Entschädigungen 
trägt  der  Staat.“  Dass  die  Anklagekammer  im  Falle  leichtsinniger  oder 
gcfährdevoller  Anzeige  gestutzt  auf  Art.  243,  Str.  V.,  den  Kläger  hie 
und  da  direkt  zu  Kosten  und  Entschädigungen  verurtheilt,  ist  mehr  eine 
summarische  Geltendmachung  des  dem  Staate  gegen  den  fehlbaren  Kläger 
zustchenden  Kückgri Unrechtes  und  gibt  dem  Angeschuldigten  keinen 
Anspruch,  direkt  gegen  den  Kläger  auf  Entschädigung  anzutragen.  Dem- 
nach erscheint  wenigstens  das  unzulässig,  dass  der  Augeschuldigte  nach- 
träglich gegen  den  Anzeiger  wegen  einer  in  dessen  Anzeige  erblickten 
Verleumdung  Entschädigung  eiuklagt  für  solche  Xachtheile,  die  ihm 
„ infolge  der  Untersuchung“  erwachsen  sind.  Ueber  diese  Entschädigung 
hat  ja  die  Behörde,  welche  die  erste  Untersuchung  aufhob,  bereit»  erkannt. 
Vgl.  Art.  343,  Al.  2,  in  Verbindung  mit  235  und  243,  Str.  V.  — Ab- 
gesehen hievon  ist  die  Frage,  oh  die  Einreichung  einer  thatsächlich  falschen 
Anzeige  als  Verleumdung  nachträglich  verfolgt  werden  könne,  nach  gel- 
tendem bernischen  liechte  an  und  für  sich  zu  bejahen  ').  Allein,  es  wird 
dies  eben  qua'stio  facti  bleiben  und  im  einzelnen  Falle  davon  abhangen, 
ob  sowohl  der  subjektive  als  der  objektive  Thatbcstand  der  Verleumdung 
wirklich  gegeben  ist.  Dabei  kommt  es  in  der  That  nicht  bloss  auf  das 
wissentliche  Behaupten  einer  Unwahrheit  an;  aber  die  Polizeikammer 
gelangt  nicht  einmal  zur  l'eberzeugung,  Frau  M.  habe  wenigstens  leicht- 
sinnig gehandelt.  Das»  die  aufhebende  Behörde  im  Falle  M.  contra  W. 
die  dem  Letztem  zugesprochene  Entschädigung  und  die  Kosten  nicht  der 
Anzeigerin  Frau  M.  auferlegt,  resp.  dieselbe  dafür  nicht  haltbar  erklärt 
hat,  zeigt,  wie  wenig  schon  der  Untersuchungsrichter  und  der  Staatsanwalt 
die  Anzeige  der  Frau  M.  als  eine  leichtsinnige  oder  gefährdevolle  be- 
trachtet haben.  — Es  ist  unangezweifelt,  dass  die  Angeklagte  sich  wirklich 
als  bestohlen  betrachtet  hat.  Sicher  ist  ferner,  dass  jeder  Bürger,  der 
sich  für  bestohlen  hält,  das  liecht  hat,  eiue  Anzeige  bei  der  Behörde 
einzureiehen.  Ob  er  auch  das  liecht  hat,  eine  bestimmte  Person  der 
Thätersehaft  zu  beschuldigen,  hängt  von  den  Umständen  ab,  unter  denen 
er  seine  Anzeige  einreicht.  Er  muss  dazu  befugt  sein,  sobald  er  gegen 
eine  bestimmte  Person  thatsächliche  Verdachtsgründe  hat,  die  nieht  von 
vomchcrein  durch  andere  Umstände  gänzlich  entkräftet  werden,  und  dabei 
darf  ihm  nicht  zugerauthet  werden,  vorher  sich  die  volle  Ueberzeugung 
von  der  Person  des  Tliäters  zu  verschaffen  oder  gar  mit  seiner  Anzeige 
gegen  eine  bestimmte  Person  so  lange  zurückzuhalten,  bis  er  die  Beweise 
ihrer  Schuld  auf  der  Hand  hat  oder  bis  die  Polizei  von  sich  aus  solche 


')  Vgl.  (liier  diese  Frage  auch  ein  Urthcil  des  bernischen  Appellations-  und 
Kassationshofes  vmn  21.  Juli  1859.  Zeitschrift  für  vaterländisches  Recht,  N.  F., 
1.  (18(11),  Seite  135.  L. 
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hinreichend  gesammelt  hat.  Und  wie  sollten  in  vielen  Füllen  die  Behörden 
gemäss  ihrem  Amte  das  Reweismaterial  sammeln  können,  wenn  ihnen 
nicht  seitens  des  Klägers  durch  offene  Darlegung  nller  Verdachtsgrtlnde 
Richtung  und  Anhaltspunkte  fUr  die  Entdeckung  der  Thäterschaft  an  die 
Hand  gegeben  werden  dürften?  Oft  würden  alle  Spuren  des  Thüters 
sich  verlieren,  alle  Früchte  der  strafbaren  Handlung  sieh  von  dem 
Schuldigen  in  Ruhe  gemessen  lassen  und  jegliche  Restitution  verunmöglicht 
werden,  wenn  nicht  der  Klüger  sofort  und  ohne  erschöpfendes  Abwägen 
aller  Momente  mit  seinem  Verdachte  gegen  eine  bestimmte  Person  heraus- 
zurücken  wagte.  Hiezu  hat  der  von  Verdacht  Beherrschte  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  geradezu  die  moralische  Pflicht  da,  wo  es  sich  um  Oflieial- 
delikte  handelt,  an  deren  Bestrafung  der  Staat  ja  ein  wesentliches  Interesse 
hat.  Im  Weitern  kann  es  sieb  dann  freilich  fragen,  ob  der  Anzeiger 
nicht  leichtsinnigerweise  Schlussfolgerungen  aus  den  ihn  beherrschenden 
Vcrdachtsgründen  zu  kategorischen  Beschuldigungen  formulirt  hat.  ln 
dieser  Beziehung  ist  für  die  Benrthuilung  seiner  Handlungsweise  wesentlich, 
ob  und  in  welcher  Weise  er  seine  Anzeige  motivirt  hat.  Gibt  er  durch 
Beifügung  der  ihn  wirklich  beeinflussenden  Verdachtsgründe  der  Behörde 
ein  Mittel,  seine  Beschuldigung  wenigstens  vorläufig  zu  prüfen  und  die 
Anzeige  zu  verwerthen,  so  liegt  darin  ein  bedeutsames  Anzeichen  dafür, 
dass  es  ihm  nicht  um  blosse  Anklagen  zu  tliun  ist,  und  es  darf  alsdann 
gewiss  auch  ein  mehr  oder  weniger  gewagter  Schlusssatz  nicht  allzu  strenge 
Beurtheilung  finden.  Zudem  muss  die  durch  den  Verdacht  erregte  Ge- 
müthastimmung  des  Anzeigers  jeweilen  als  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
entschuldigend  in  Betracht  gezogen  werden,  uniBomehr,  wenn  die  Anzeige 
z.  B.,  wie  im  vorliegenden  Falle,  von  einem  Frauenzimmer,  einer  allein- 
wohnenden oder  alleinstehenden  Person,  herrührt.  Aus  den  Akten  ergibt 
sich  nun,  dass  die  Angeklagte  Frau  M.  in  der  That  infolge  gewisser 
Umstünde  Verdacht  gegen  ihren  Miether  Theodor  W.  schöpfen  musste. 
Diesen  Verdacht  hat  sie  in  ihrer  Anzeige  motivirt,  und  letztere  ist  über- 
haupt vollständig  sachlich  gehalten.  Sie  enthält  auch  bloss  die  Eine 
Schlussfolgerung:  Frau  M.  habe  alle  Ursache,  auf  W.  Verdacht  zu  haben. 
Nach  Allem  kann  von  Verleumdung  in  diesem  Punkte  ebenso  wenig  die 
Rede  sein,  als  von  einer  andern  unerlaubten  Handlung. 

5.  Erwiesen  ist  aber  auch  nicht,  dass  sich  die  Angeklagte  in  ihren 
privaten  Aeussernngen  gegenüber  W.  einer  unerlaubten  Handlung  schuldig 
gemacht  habe.  Eine  Verleumdung  liegt  hier  schon  deshalb  nicht  vor, 
weil  es  sich  bloss  um  mündliche  Vorwürfe  unter  vier  Augen  handelt. 
Vgl.  Art.  177,  8tr.  G.  B.  Im  Fernern  steht,  wie  bereits  erwähnt,  der 
Wortlaut  dieser  Vorwürfe  nicht  fest.  Dagegen  ist  unzweifelhaft  sicher, 
dass  Frau  M.  dieselben  gegenüber  W.  ebenfalls  mit  den  ihren  Verdacht 
erregenden  Umständen  motivirt  hat,  und  dass  sie  in  engstem  Zusammen- 
hänge sowohl  mit  diesen  Umständen  als  mit  der  Strafanzeige  standen, 
welche  gewissermassen  ihren  Abschluss  bildete.  Auch  glaubte  Frau  M. 
offenbar  in  Wahrung  ihrer  verletzten  und  thatsächlich  berechtigten 
Interessen  zu  handeln,  wenn  sie  den  W.,  gegen  welchen  ihrer  Ueber- 
zeugung  nach  schwerwiegende  Verdachtsmomente  Vorlagen,  sofort  über 
das  Verschwinden  der  Banknote  interpellirte.  Und  in  dieser  Meinung 
wurde  sie  durch  die  obwaltenden  verdächtigen  Umstände  bestärkt,  welche 
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eie  in  boitent  Grade  beunruhigten.  Der  Beweis,  dass  sie  sich  dabei 
stärkerer  oder  allgemeinerer  Ausdrücke  bedient  hat  als  in  ihrer  Straf- 
anzeige, ist  nicht  erbracht. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikamtner 

erkannt  : 

I.  Krau  M.  M.  geh.  T.  ist  von  der  Anklage  auf  Verleumdung  und 
Ehrverletzung  zum  Nachtheile  des  Theodor  W.  mangels  einer  straf- 
baren Handlung  freigesprochen. 

11.  Theodor  W.  ist  mit  seinen  Anträgen  allgewiesen  und  gegenüber  der 
Frau  M.  und  dem  Staate  zu  den  Kosten  verurtheilt. 
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R.  Garraud.  Traité  théorique  et  pratique  du  droit  pénal  français. 

Deux  volumes  parus.  Paris  1888. 

Le  savant  criminaliste  de  Lyon,  connu  déjà  par  divers  ouvrages, 
notamment  par  un  très  recommandable  Précis  du  droit  criminel,  mis  en 
évidence  surtout,  ces  dernières  années,  par  sa  collaboration  active  aux 
Archives  d’anthropologie  criminelle,  dont  il  est  l’un  des  directeurs,  le 
professeur  Garraud  vient  de  faire  paraître  la  première  partie  d'un  grand 
ouvrage  en  cinq  volumes.  Le  moment  était-il  bien  choisi  pour  une  pareille 
publication,  une  lacune  se  faisait-elle  sentir  dans  cette  partie  de  la  science 
du  droit  français?  L'affirmative  ne  me  paraît  pas  douteuse.  Certes,  les 
commentateurs  du  code  pénal  sont  légion,  mais  en  revanche  l’énumération 
des  ouvrages  de  science,  parus  dans  les  cinquante  dernières  années,  est 
bien  vite  faite.  Il  semblerait  qu'il  ait  été  admis  en  France  que  Chauveau 
et  Faustin  Ilélie  avaient  tout  dit,  qu'après  eux  il  ne  restait  plus  rien  à 
glaner  dans  ce  domaine.  M.  Garraud  a pensé  le  contraire  et  il  l’a  prouvé. 
Sans  doute  nous  ne  méconnaissons  pas  les  mérites  de  la  Théorie  du 
Code  pénal;  c’est,  à beaucoup  d’égards,  une  œuvre  magistrale;  mais, 
d’une  part,  en  dépit  de  son  titre,  les  questions  pratiques  y tiennent  la 
place  principale;  d’autre  part,  depuis  la  mort  de  F.  Hélie,  la  législation 
répressive  de  la  France  a subi  des  modifications  profondes.  L’occasion 
était  donc  favorable  et  le  livre  venait  à son  heure;  mais,  et  c’est  là 
d’après  moi  le  reproche  foudamental  que  fait  naître  l’asuvre  nouvelle, 
Garraud  a trop  fidèlement  suivi  les  errements  de  ses  prédécesseurs  et 
dans  son  Traité  théorique  et  pratique,  c’est  la  pratique  qui  l'emporte. 
Rarement,  il  est  vrai,  les  difficultés  d'interprétation,  les  hésitations  de  la 
jurisprudence  ont  été  examinées  avec  plus  de  sens  critique,  résolues  avec 
plus  de  lucidité  et  de  logique;  mais,  il  faut  bien  le  dire,  le  côté  doctrinal 
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eut  un  peu  trop  resté  dans  l’ombre  et  la  discussion  de  certains  problèmes 
théoriques  manque  d'ampleur.  — Ce  qu’on  doit  louer,  en  revanche,  et 
louer  sans  restriction,  c’est  la  langue  dans  laquelle  l’ouvrage  est  écrit; 
la  phrase  va  droit  au  but,  limpide,  précise,  sans  un  mot  de  trop,  sans 
jamais  laisser  ni  obscurité,  ni  équivoque;  dans  ces  deux  volumes  il  serait 
impossible  de  relever  une  seule  fois  la  trace  de  cette  déplorable  tendance 
à l'emphase  déclamatoire  qui  dépare  les  écrits  de  trop  de  criminalistes 
français,  souvent  de  ceux  là  même  qui  avaient  signalé  ce  danger.  Garraud 
se  distingue  encore  de  la  plupart  de  ses  compatriotes  par  une  connais- 
sance approfondie  des  littératures  étrangères,  tout  spécialement  des  auteurs 
allemands  contemporains;  les  notes  de  son  ouvrage  contiennent  de  très 
précieux  renseignements  bibliographiques. 

A quelle  école  se  rattache  l’auteur,  et  quelles  sont  ses  tendances 
philosophiques  ? Peut-être  quelques-uns  s’attendaient-ils  à trouver  dans 
le  directeur  des  Archives  d'anthropologie  un  disciple  fongueux  des  doc- 
trines nouvelles,  un  révolutionnaire  en  matière  pénale;  ceux-là  ont  dû 
éprouver  une  déception  complète.  Garraud,  bien  qu’il  s’en  défende,  est 
un  classique  dans  le  meilleur  sens  du  mot;  il  croit  au  sens  moral  inné, 
au  libre  arbitre,  à la  responsabilité  personnelle;  il  répudie  les  théories 
de  l’école  italienne  moderne,  comme  destructives  des  idées  de  droit  et 
de  justice.  La  seule  concession  par  lui  faite  au  déterm.nisme  à la  mode, 
concession  que  nul  esprit  raisonnable  ne  blâmera,  c’est  la  limitation  de 
la  liberté  absolue  par  l'influence  non  pas  déterminante,  mais  pourtant 
prépondérante,  attribuée  au  milieu.  — Au  point  de  vue  plus  strictement 
pénal,  Garraud  se  déclare  partisan  de  ce  qu'il  appelle  lui-même  les 
systèmes  éclectiques  ; s'il  fonde  le  droit  de  punir  sur  la  justice  absolue, 
il  le  limite  étroitement  par  la  notion  d’utilité  générale;  la  peine  est 
donc  pour  lui  un  acte  de  justice  vis-à-vis  du  coupable,  un  moyen  de 
conservation  au  point  de  vue  social.  Cette  doctrine,  on  le  voit,  est  une 
réédition  pure  et  simple  des  théories  mixtes  du  duc.  de  Broglie,  de  Rossi 
et  d'Ortolan.  L'auteur  se  fait,  en  revanche,  l’interprète  des  préoccupations 
de  l’heure  actuelle,  il  abandonne  résolument  les  sentiers  battus  de  l’école 
classique,  lorsqu’il  insiste  sur  la  nécessité  de  faire  profiter  le  droit  pénal 
proprement  dit  des  expériences  récentes  de  la  sociologie,  et  lorsqu’il 
distingue  les  buts  à assigner  à la  peine  d’après  les  catégories  de  criminels 
qu’elle  doit  frapper.  L'avenir  de  la  pénalité  (et  je  crois  l’idée  aussi  juste 
que  féconde)  est  donc,  d'après  Garraud,  dans  la  distinction  toujours  plus 
marquée  entre  la  criminalité  accidentelle  et  la  criminalité  permanente, 
entre  la  maladie  individuelle  et  la  maladie  sociale.  Intimider  le  délin- 
quant d'occasion , améliorer  celui  qui  peut  encore  revenir  au  bien , éli- 
miner sans  pitié  l’incorrigible,  tendre,  en  un  mot,  constamment  à 
l’individualisation  de  la  peine,  et,  dans  ce  but,  augmenter  le  pouvoir 
appréciateur  du  juge,  telle  est  donc  la  grande  réforme  qui  s’impose 
aujourd'hui. 

Ces  quelques  remarques  générales  faites,  un  mot  sur  le  plan  de 
l’œuvre.  L'auteur  ne  s’est  point  asservi,  et  il  a eu  raison,  à suivre  do- 
cilement le  code  article  par  article;  il  s'est  efforcé,  au  contraire,  de 
trouver  un  ordre  systématique  et  a fait  rentrer  dans  son  champ  d'étude 
bien  des  matières  (prescription,  concours  d'infractions,  rapports  de  la  loi 
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avec  l'espace  et  la  personne,  réhabilitation)  que  le  législateur  français  a 
très  arbitrairement  rejetées  dans  le  code  de  procédure.  Selon  l’usage, 
l'ouvrage  comprend  une  introduction , une  partie  générale  et  une  partie 
spéciale,  dont  le  second  volume  nous  donne  le  début. 

L’introduction,  un  peu  brève,  est  mi-partie  philosophique,  mi-partie 
historique.  Le  paragraphe  relatif  aux  théories  pénales  est  insuffisant  ; les 
systèmes  les  plus  récemment  soutenus  par  la  science  allemande,  et  tout 
particulièrement  la  théorie  des  nonnes,  y sont  complètement  passés  sous 
Rilence.  Un  passage  réellement  défectueux,  le  seul  peut-être  de  l’ouvrage, 
est  celui  dans  lequel  l’auteur  cherche  à tracer  la  limite  entre  les  do- 
maines du  droit  civil  et  du  droit  pénal  (p.  35 — 36);  à l’entendre,  le 
critère  serait  le  suivant:  Le  dommage  est-il  de  telle  nature  qu’il  aurait 
pu  être  évité  par  plus  de  diligence  et  d'attention  de  la  part  de  la  vic- 
time, la  voie  civile  seule  est  ouverte  ; dans  le  cas,  au  contraire,  où  toute 
la  vigilance  possible  serait  insuffisante  à prévenir  le  préjudice,  l’état 
intervieut  et  applique  la  peine;  avec  une  telle  doctrine  il  faudrait  re- 
noncer à punir  la  banqueroute,  l’eBcroqueric , l’abus  de  confiance,  tou» 
les  délits,  en  un  mot,  où  la  victime  a mi»  du  sien.  Pins  bas,  Garraud 
ajoute  même  que,  si  le  dommage  est  restreint  à l'individu,  oit  réparable 
par  un  moyen  direct,  le  législateur  excéderait  ses  pouvoirs  en  faisant 
de  l’acte  un  délit,  ce  qui  ne  tend  à rien  moins  qu'à  exclure  le  vol,  par 
exemple,  de  la  liste  des  infractions,  lorsqu'il  sera  possible  de  retrouver 
les  choses  soustraites!  — Le  chapitre  historique  est,  on  revanche,  ex- 
cellent dans  ses  proportion»  réduites;  c'est  une  esquisse  très  nette  du 
développement  du  droit  criminel  en  France;  l’évolution  de  ce  droit  depuis 
sa  codification,  évolution  plus  instinctive  que  réfléchie,  et  les  trois  phase» 
traversées  dans  notre  siècle  (intimidation,  amendement,  élimination)  donnent 
lieu  à des  observations  intéressantes.  Une  revue  très  complète  des  légis- 
lations étrangères  termine  cet  exposé. 

La  Partie  generale,  la  seule  dont  nous  ayons  à parler  aujourd’hui, 
est  divisée  en  quatre  livre»  intitulés:  1“  L’infraction;  2"  La  peine; 
3°  Les  circonstances  qui  influent  sur  l’infraction  et  la  peine;  4°  Pluralité 
d’infracteurs  et  d’infractions.  .le  n’oserais  affirmer  que  cette  répartition 
soit  bien  systématique  et  que  l'équilibre  de  ces  quatre  parties  soit  par- 
fait; je  crois  qu’il  y a plus  d’inconvénients  que  d'avantages  à séparer 
les  matières  du  troisième  livre  de  celles  des  deux  premiers,  et  j'avoue 
préférer  de  beaucoup  la  division  si  connue  en:  loi  pénale,  délit,  délin- 
quant et  peine.  Analysons  en  quelque»  mot»  le  contenu  de  ces  quatre 
livres  : 

1°  Après  avoir  défini  l'infraction  et  cherché  à classer  ses  différentes 
variétés,  l'auteur  l’étudie  successivement  dans  son  .élément  légal“  (et  la 
méthode  qui  consiste  à faire  de  la  loi  comme  une  partie  intégrante  du 
délit  ne  me  parait  pas  acceptable i,  dan»  son  élément  matériel  et  dans 
son  élément  moral.  D'après  lui,  l’infraction  est  „un  fait  ordonné  ou  pro- 
hibé par  la  loi  à l’avance,  sous  la  sanction  d’une  peine  proprement  dite, 
et  qui  ne  se  justifie  pas  par  l’exercice  d'un  droit“.  Je  dois  dire  que 
cette  définition  me  paraît  trè»  malheureuse;  d’une  part,  elle  est  inexacte, 
et  en  sacrifiant  trop  à la  recherche  de  la  concision,  l’auteur  ne  dit  pas 
ce  qu’il  voudrait  dire;  dans  les  délits  d'inaction,  en  effet,  ce  n’est  pas 
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le  fait  ordonné  par  la  loi,  mais  bien  l’omission  d’obéir  à l’ordre  légal, 
qui  constitue  l’infraction.  D’autre  part,  la  dernière  partie  est  ou  inutile, 
on  incomplète;  il  n'y  a pas  infraction  quand  l’agent  est  dan»  son  droit, 
il  est  vrai;  mais  il  n’y  a pas  infraction  non  plus  dans  le  cas  où  cet 
agent  n’est  pas  responsable , où  les  conditions  de  l'imputabilité  ne  sont 
pas  remplies,  et,  si  la  définition  prétend  épniser  le  sujet,  la  seconde 
restriction,  anssi  bien  que  la  première,  méritait  d’être  indiquée.  Quant  au 
classement  des  infractions,  Garraud  est  partisan  peu  enthousiaste  il  est 
vrai,  de  la  division  tripartite  du  code,  dont  il  vante  seulement  la  valeur 
pratique  et  la  concordance  avec  les  trois  degrés  de  juridiction;  encore 
l'éloge  n’est-il  pas  entièrement  mérité,  puisqu'il  existe  des  contraventions 
correctionnelles  et  des  délits  déférés  au  tribunal  de  police.  A propos  de 
la  loi  pénale,  l'auteur  critique  la  pratique  abusive  de  la  correctionnali- 
sation ; l’extradition,  les  rapports  de  la  loi  avec  le  temps  et  l’espace  sont 
traités  dans  d'excellentes  pages;  mentionnons  une  très  juste  critique  de 
cette  anomalie  du  code  français  (très  malheureusement  imité  par  le  code 
genevois  d’instruction  pénale,  art.  8),  d’après  laquelle  un  Français  con- 
damné ù l’étranger,  qui  s’évade  et  parvient  à regagner  sa  patrie,  s’y 
trouve  à l’abri  de  toute  poursuite,  puisqu’on  ne  peut  pas  l’extrader,  et 
que  le  code  n'exige  pas  que  la  condamnation  étrangère  ait  été  subie  ou 
prescrite.  Au  chapitre  traitant  de  l’élément  matériel,  soit  des  degrés  de 
réalisation,  la  notion  du  résultat  qui  permet  de  distinguer  le  délit  man- 
qué de  l’infraction  consommée,  la  différence  entre  cette  notion  et  celle 
du  but  poursuivi  auraient  pu  être  serrées  de  plus  près.  Arrivons  à l’élé- 
ment moral , à l’étude  du  délinquant.  L’auteur  commence  par  éliminer 
les  personnes  juridiques;  la  capacité  de  délinquer  leur  fait,  dit-il,  dé- 
faut, et  d’ailleurs  on  ne  saurait  comment  les  frapper,  double  assertion 
qui  paraît  un  peu  absolue,  surtout  après  les  travaux  récents  sur  ce  sujet. 
Sous  le  titre  de  couses  <i?  nO“-mlpabilité  (expression  eritieablc,  car  les 
facteurs  ci  dessous  agissent  sur  l’imputabilité  et  n’atteignent  que  par 
ricochet  la  culpabilité  proprement  dite),  Garraud  étudie  ensuite  l’intluenee 
de  l’âge,  de  la  démence  (excellent  chapitre  où  l’auteur  traite  la  question 
de  l’hypnotisme  et  fait  preuve  de  connaissances  médico-légales  étendues) 
et  de  la  contrainte.  Faut-il  admettre  avec  lui  que  la  contrainte  morale 
résultant  de  l’état  de  nécessité  (Nothstand)  peut  être  ramenée  dans  les 
termes  étroits  de  l'art.  64  du  code  pénal V Je  ne  le  crois  pas,  et  j’es- 
time qu’il  y a là  une  lacune  dans  la  loi.  Le  rode  français  (cfr.  e.  pèn. 
genevois,  art.  52)  parle  d’une  force  à laquelle  l’agent  n'a  pu  résister, 
et  l’expression  paraît  difficilement  applicable  à une  pression  morale,  qui 
n’est  jamais  irrésistible  au  sens  absolu  du  mot.  Aux  causes  de  non-cul- 
pabilité sont  opposées  les  couses  île  justification,  c'est-à-dire  les  cas  où 
l'agent  est  dans  son  droit,  la  légitime  défense  et  l’ordre  légal.  La  pre- 
mière est  conçue  d'une  façon  trop  étroite;  l'auteur  exige,  en  effet,  que  le 
mal  imminent  soit  irréparable,  critère  des  plus  vagues,  et  dès  lors  ex- 
clut la  défense  violente  de  la  propriété,  même  attaquée  par  la  force.  Puis, 
pourquoi  discuter  ici  lu  question  de  la  résistance  à un  acte  illégal  de 
l’autorité,  question  qui  a trait  au  délit  de  rébellion,  et  qui,  le  plus  sou- 
vent (c'est-à-dire  lorsque  le  fonctionnaire  agit  illégalement,  mais  sans 
violence) , se  posera  tout  à fait  en  dehors  des  conditions  de  la  défense 
légitime? 
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2°  J'avais  pensé  que  Garraud,  traitant  de  la  jwûie.  donnerait  une 
formule  précise  A sa  théorie  sur  l'union  nécessaire  du  droit  pénal  avec 
la  sociologie,  qu'il  nous  indiquerait  d'après  quel  critère  les  diverses  ca- 
tégories de  criminels  peuvent  être  séparées,  et  comment  les  divers  moyens 
répressifs  pourraient  leur  être  appliqués;  bref,  .je  croyais  trouver  ici  un 
projet  théorique  et  pratique  de  réforme  des  pénalités  actuelles.  Peut-être 
l’auteur  a-t-il  réservé  cette  matière  pour  un  ouvrage  plus  spécial , mais 
il  me  paraît  se  contenter  à trop  bon  marché,  lorsqu'il  considère  les  der- 
nières lois  répressives  votées  en  France  comme  marquant  un  pas  décisif 
dans  la  voie  de  la  transformation  pénale.  Nul  doute  que  ces  lois,  lors- 
qu'on les  appliquera  sérieusement,  ne  constituent  un  progrès  marqué,  mais 
il  serait  hasardé  de  les  considérer  connue  une  réalisation  des  doctrines 
anthropologiques.  La  loi  sur  la  rélégation,  notamment,  aura  pour  etfet 
de  débarrasser  la  métropole  des  éléments  les  pins  dangereux,  mais  elle 
ne  frappera  pas  tous  les  incorrigibles,  et,  d'autre  part,  elle  n'atteindra 
pas  seulement  des  incorrigibles;  le  triage  administratif,  en  vertu  duquel 
certains  condamnés  pourront  être  dispensés  de  la  rélégation,  ne  m'inspire 
qu’une  confiance  limitée.  Cette  réserve  formulée,  je  conviens  de  grand 
cieur  que  le  contenu  de  ce  livre  est  plein  d'intérêt;  Garraud  est  un  guide 
sur  et  attrayant  à travers  ce  dédale  de  lois  A tendances  opposées  qui 
règlent  actuellement  les  pénalités  en  France,  lois  dont  plusieurs  restent 
d'ailleurs  lettre  morte.  Je  ne  puis  souscrire  au  vœu  qu'il  exprime  de  voir 
la  peine  de  mort  disparaître  graduellemeut,  soit  par  restriction  du  nombre 
des  incriminations  capitales,  soit  par  multiplication  des  grâces;  f ineffi- 
cacité du  châtiment  suprême  fût-elle  démontrée,  ce  ne  sont  IA  que  des 
demi  mesures,  et  le  dernier  moyen  préconisé,  moyen  aléatoire  s'il  en  fût, 
paraît  condamné  par  les  expériences  faites.  En  revanche,  je  ne  puis  qu'être 
d’accord  avec  l’auteur  lorsqu’il  critique,  comme  contraire  A la  personna- 
lité de  la  peine,  la  disposition  permettant  de  poursuivre  contre  les  héri- 
tiers du  coupable  le  paiement  d’nne  amende  prononcée,  lorsqu'il  demande 
le  rétablissement  de  la  réprimande,  et  lorsqu'il  dénonce  la  faiblesse  des 
moyens  actuels  de  réparation  civile;  il  se  rencontre  avec  Garofalo  en 
réclamant  ici  une  réforme  radicale  : privilège  accordé  au  lésé,  préférence 
à lui  donnée  sur  l'état,  travail  imposé  aux  insolvables,  création,  avec  le 
produit  des  amendes  perçues,  d’une  caisse  de  secours  pour  indemniser 
les  victimes,  etc.  Traitant  de  l’extinction  des  peines,  Garraud  fonde,  à 
tort,  ce  me  semble,  la  prescription  sur  l'oubli  présumé;  il  indique  enfin 
les  modifications  notables  apportées  par  la  loi  française  de  1885  aux 
formes  et  aux  effets  de  la  réhabilitation. 

3"  Le  troisième  livre,  beaucoup  moins  développé,  parle  surtout  des 
excuses,  des  circonstances  atténuantes  et  aggravantes.  La  distinction  faite 
par  l’auteur  (et  sanctionnée  d'ailleurs  par  la  jurisprudence)  entre  la  cul- 
pabilité légale  et  la  culpabilité  individuelle,  entre  l'atténuation  légale  par 
l'excuse  et  l'atténuation  judiciaire  par  les  circonstances  atténuantes,  cette 
distinction  est  elle  théoriquement  juste?  Le  temps  et  l’espace  me  manquent 
ici  pour  discuter  cette  question,  mais  je  penche  pour  la  négative,  et,  en 
tous  cas,  je  ne  puis  admettre  les  applications  que  l'auteur  fait  de  cette 
doctrine  aux  matières  de  la  récidive  et  de  la  prescription.  Je  persiste  à 
croire  aussi  qu’il  eût  été  plus  systématique  de  rapprocher  la  théorie  des 
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excuses  de  celle  des  faits  justificatifs.  Au  chapitre  de  la  provocation, 
j'aurais  voulu  trouver  une  critique  plus  vigoureuse  de  la  disposition  si 
étroite  du  code  français  (art.  321),  qui  n'admet  l’excuse  qu’au  cas  de 
violences  matérielles  graves;  l'auteur  reconnaît  bien  qu’il  existe  d'autres 
faits  de  provocation  tout  aussi  caractérisés,  au  premier  rang  desquels  se 
place  l’injure , mais  il  a confiance  dans  l'application  des  circonstances 
atténuantes  pour  élargir  le  texte  légal,  confiance  qu’il  m’est  impossible 
de  partager;  l’emploi  des  circonstances  atténuantes  comme  correctif 
d’une  loi  mauvaise  me  paraît  d'ailleurs  fausser  la  nature  de  cette  insti- 
tution. 

4°  Enfin,  le  concours  de  délits  (A  propos  duquel  l’auteur  critique 
justement  le  principe  légal  du  non-cumul),  la  récidive  et  la  participation 
forment  les  éléments,  un  peu  disparates,  du  quatrième  livre.  Le  chapitre 
consacré  à la  question  vitale  de  la  récidive  est  un  des  meilleurs  de 
l’ouvrage.  Garraud  estime  A raison  qu'il  s’agit  ici  d'un  problème  de  pé- 
nalité plus  que  de  criminalité;  il  insiste  donc  surtout  sur  le  fait  que  la 
prolongation  de  la  peine  ancienne  est  insuffisante  et  irrationnelle  vis-à-vis 
d’un  malfaiteur  qui  s’est  révélé  comme  dangereux.  Ce  qu’il  faut,  c’est 
de  sévir  par  des  peines  spèciales,  soit  pour  détruire  l’habitude  crimi- 
nelle naissante , si  tout  espoir  n'est  pas  perdu , soit , en  cas  contraire, 
pour  mettre  le  récidiviste  dans  l'impossibilité  de  nuire.  C’est  IA  ce  que 
n’ont  pas  compris  les  auteurs  du  code  pénal , et  cette  méprise  est  la 
cause  de  l’augmentation  progressive  de  la  récidive  en  France.  La  né- 
cessité absolue  de  combattre  ce  fléau  a donné  naissance  à la  loi  de  1885 
sur  les  récidivistes,  loi  dont  le  principe  est  juste,  mais  dont  la  rédaction 
est  si  négligée  et  l'application  si  difficile,  que  l’auteur  déclare  franche- 
ment n’en  pas  connaître  de  plus  mal  faite  ! Un  tableau  synoptique  est 
de  rigueur  pour  s’orienter  dans  le  labyrinthe  des  différents  cas  de  rélé- 
gation ! Une  des  dispositions  les  plus  contestables  de  cette  loi,  c’est  celle 
qui  oblige  le  juge  à prononcer  la  rélégation;  évidemment  il  y a IA  une 
sélection  à faire,  et  nul  n’eût  été  mieux  placé  pour  l'opérer,  nul  n’eût 
pu  mieux  connaître  l'individualité  du  coupable,  que  le  magistrat  qui  le 
condamne.  Mentionnons  enfin,  A propos  de  la  preuve  de  la  récidive,  des 
détails  instructifs  sur  le  service  des  signalements  anthropométriques  et 
sur  l’organisation  des  casiers  judiciaires. 

Telles  sont  les  principales  réflexions  que  me  suggère  la  lecture  de 
ces  deux  volumes.  Un  scrupule  me  vient  cependant , celui  d’avoir,  dans 
ces  lignes,  donné  trop  de  place  à la  critique,  trop  peu  à l’éloge.  Mais 
c'est  le  propre  des  œuvres  de  valeur  de  provoquer  la  discussion , et. 
malgré  des  divergences  d'opinion  aussi  nombreuses  qu’inévitables,  je  me 
plais  A proclamer  la  haute  portée  du  livre  nouveau.  Si  donc , et  je  n'ai 
garde  d’en  douter,  les  volumes  encore  à paraître  sont  A la  hauteur  de 
leurs  devanciers,  le  traité  de  Garraud  est  appelé  à prendre  rang  parmi 
les  ouvrages  classiques  de  la  littérature  criminelle  française. 

A.  Gnutiiv. 
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Strafrecht. 

Die  bedingte  Freilassung  der  Strafgefangenen  wurde  im  Kanton  Aargau 

als  letzt«  Stuft*  des  gemischten  oder  progressiven  Pönitentiarsystems  im  Jahre 
1868  gesetzlich,  praktisch  aber  erst  im  Jahre  1872  eingeführt.  Sie  findet  An- 
wendung auf  Sträflinge,  welche  wenigstens  zwei  Drittel  ihrer  Strafzeit  erstanden 
und  sich  während  derselben  so  gut  betragen  haben,  dass  daraus  der  Schluss  auf 
eingetretene  Besserung  gezogen  werden  darf;  zudem  müssen  jene  den  Willen  und 
die  Fähigkeit  besitzen,  auf  redliche  Weise  ihr  Auskommen  zu  finden.  Das  Hecht 
der  bedingten  Freilassung,  die  mit  der  definitiven  Begnadigung  absolut  nicht  ver- 
wechselt werden  darf,  weil  dadurch  die  Strafe  ja  nicht  aufgehoben,  sondern  iu  ihrem 
Vollzüge  nur  an  einen  andern  Ort  und  unter  andere  Verhältnisse  verlegt  wird,  stellt 
auch  im  Aargau  dem  Grossen  Halbe  zu.  Seit  dem  Jahre  1872  sind  iin  Ganzen 
181  Individuen  bedingt  freigclasscn  worden,  darunter  12  Weiher.  Ein  Sträfling, 
der  nach  seiner  bedingten  Entlassung  aus  der  Strafanstalt  die  bezüglichen  Vor- 
schriften nicht  befolgt,  oder  ein  Vergehen  verübt,  oder  arbeitslos  herumstreicht 
und  uiclit  auf  ehrliche  Weise  sein  Auskommen  sucht,  oder  endlich  mit  übel- 
berüchtigten  Personen  umgeht  und  ein  leichtsinniges  Leben  führt,  kann  durch  den 
Kegierungsrath  zur  Nachholung  des  Strafrestes  wieder  in  die  Strafanstalt  zurück- 
versetzt werden.  Verhalt  sich  der  so  Freigelassene  aber  gut,  so  läuft  ihm  seine? 
Strafzeit  in  «1er  Freiheit  ab.  In  diesem  günstigen  Falle  befinden  sich  von  den  bis 
jetzt,  im  .Vargau  so  freigelasseneu  181  Strafgefangenen  166  oder  91,71  °/o;  15  oder 
8.2‘J  > mussten  aber  wieder  eingehracht  werden.  Die  Schutzaufsicht  über  die- 
selben übt  die  Kirchenptlege  des  Wohnortes,  welche  für  jeden  bedingt  Frei- 
gelassenen auch  einen  Schutzaufseher  bestellt.  — H. 

Begnadigung*  Mit  Beziehung  auf  die  Begnadigung  des  Malers  und  Photo- 
graphen G.  J.  von  K.  durch  den  Grosseu  Rath  des  Kantons  Luzern  wird  uns 
geschrieben:  Ihre  Notiz  betreffend  die  Begnadigung  G.  beruht  auf  einer  falschen 
Voraussetzung.  G.  bat  die  Frau  Sch.,  von  der  Sie  wahrscheinlich  unrichtiger 
Weise  vermuthet  haben,  dass  G.  sie  habe  heiratheu  wollen,  nie  als  schuldig 
bezeichnet,  sondern  deren  Mutter,  die  allerdings  auch  freigesprocheu  war. 
G.  behauptete  dein  Schreiber  dieser  Zeilen  gegenüber  noch  vor  der  Gerichts- 
verhandlung, Frau  Sch.  sei  unschuldig  und  auch  er  selbst  habe  ein  unrichtiges 
Geständniss  abgelegt:  die  Alte  habe  die  Sache  angerichtet.  Es  sei  deshalb  dafür 
zu  sorgen,  dass  wenigstens  Frau  Sch.  gerettet  werde.  Ein  Gutachten  des  Herrn 
Professor  Entwert  hat  sich  ebenfalls  dahin  ausgesprochen,  das  Geständniss  des 
G.  könne  nicht  richtig  sein.  G.  habe  nachher  eine  Revision  des  Prozesses  an- 
gestrengt und  sich  auf  Frau  Sch.  bei  ihrer  Lehzeit  als  Zeugin  berufen  ; Frau  Sch. 
sei  aber  leider  gestorben,  bevor  die  Sache  an  die  Hand  genommen  worden  sei. 
Die  Art  und  Weise,  wie  das  Geständniss  der  That  von  Seite  des  G.  zu  Stande 
gekommen  ist,  ist  höchst  interessant.  G.  habe,  sagt  mau,  von  Frau  Sch,  Nachts 
besucht  werden  können,  und  bei  diesem  Anlässe  habe  sie  Jenem  gesagt,  er  sei 
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durch  Indizien  genüglieh  nberwiesen,  so  dass  er  wohl  ein  glaubwürdiges  Ge- 
ständnis* machen  könne,  und  ihn  gebeten,  es  doch  zu  thun  und  sie  dadurch  zu 
retten,  was  dann  in  der  Tliat  auch  geschehen  sei.  — H. 

Qefängnistivesen. 

Nachrichten  ans  dem  Uefängnlsswesen  der  Schweiz. 

Hedigirt  von  Uiroktor  J.  V.  Harbin  in  I.e»ibarg. 

I.uzern.  Die  ZiramjrarbriigtmrifUt  Sn  Irl  bei  Luzern,  ausschliesslich  fllr 
männliche  Insassen  bestimmt,  wurde  mit  Anfang  dieses  Jahres  eröffnet. 

Die  Anstalt,  gänzlich  auf  landwirtschaftlicher  Grundlage  beruhend,  hat  einen 
Umfang  von  54  Hektaren;  zwei  Bauernhäuser  und  Scheunen  waren  schon  vor- 
handen; ein  leichter  Holzbau  mit  zwei  Schiafsälen,  unter  welchen  zwei  Reihen 
Schweineställe ')  untergebracht  sind,  wurde  hinzugefügt,  und  die  Zwangsarheits- 
anstalt  war  fertig.  Das  Ganze  macht  den  Kindruck  des  Ungauzeu,  Provisorischen, 
und  zeigt  deutlich,  dass  eigentlich  die  I.andwirthschaft  die  Hauptsache  und  die 
Anstalt  lediglich  auf  diesel  lie  anfgepfropft  ist.  Indessen  ist  auch  diese  mangelhafte 
Einrichtung  besser  als  gar  nichts  und  gibt  den  schwer  belasteten  Gemeinden  eine 
Waffe  gegen  ihre  arbeitsscheuen  Angehörigen  in  die  Hand.  Die  Anstalt  ist  auf 
zirka  30  Insassen  berechnet,  deren  Einweisung  auf  administrativem  Weg  geschieht. 
Sie  steht  unter  der  Leitung  eines  eigenen  Verwalters  und  zugleich  unter  der  Ober- 
aufsicht des  .Justizdepartements.  Eine  iin  Gesetz  vorgesehene  Aufsichtskommission 
ist  zur  Stunde  noch  nicht  bestellt.  In  der  Organisation  ist  auch  die  bedingte 
Entlassung  und  die  Aussetzung  eines  bescheidenen  Verdienstantheils  vorgesehen. 
Die  Zwangsarbeiter  tragen  blaue  Uniform.  Dem  Verwalter  sind  zwei  (unbewaffnete) 
Aufseher  beigegeben. 

Der  gegenwärtige  Bestand  beträgt  29.  Seit  Neujahr  sind  34  Männer  einge- 
treten, meistens  mit  einem  Jahr  Détention.  Darunter  sind  folgende  Berufsklassen 
vertreten:  Schneider  (2),  Zimmermann  (1),  Landarbeiter  (9),  Gypser  (1),  Lehrer  (2), 
Schuster  (1),  Buchbinder  (1),  Bäcker  (1).  Metzger  (1).  Holzbacker  (1).  Kutscher  (2), 
Friseur  (11,  Kanzlist  (1).  Schmied  (2).  Sattler  (1),  nebst  4 Beruflosen.  Einzelne 
Eingetretene  erwiesen  sich  nachträglich  als  nicht  arbeitsfähig  und  wurden  ent- 
lassen; einer  entwich,  wurde  jedoch  bald  wieder  eingebracht;  einer  wurde  in  Folge 
abgelegten  Geständnisses  betreft'ond  Brandstiftung  an  die  aargauischen  Gerichte 
ausgeliefert;  er  glaubte  sein  Loos  zu  verbessern,  wird  aber  kaum  richtig  spekulirt 
haben 

Unregelmässigkeib-n  sind  bis  jetzt  nicht  vorgekointnen.  Gegen  Widersetz- 
lichkeit erweist  sich  die  Dunkelzelle  ausreichend.  Viele  der  Eingewiesenen  sind 
Trinker;  ftlr  diese  ist  die  Détention  von  sehr  günstigem  Einfluss;  bei  den  Übrigen 
wird  sich  die  Wirkung  meistens  auf  Abschreckung  beschränken. 

Es  scheint  uns  wichtig,  die  Straf-  und  die  Zwangsarbeitsanstalt  möglichst 
auseinander  zu  halten.  Wenn  man  eineu  Burger  ohne  Richterspruch  einsperren 
darf,  so  kann  er  doch  mit  Fug  verlangen,  vor  jeder  Vermischung  und  Verwechslung 
mit  verurtheilten  Verbrechern  sicher  gestellt  zu  werden  : hat  er  dieses  BedUrfniss 

*)  f>i«s«  Verbindung,  watirachoinlich  au»  ökooorauchfln  Orttnden  '«ranJet*st,  int  aus  *anit»rifcht-ra 
und  ästhetischem  Gesichtspunkt»  verwerflich.  />-  R. 

*)  Nein.  Hiebe  die  nachfolgend»  Notiz  betitelt:  „ AVn  Wankelmüthigrr- , l>.  R. 
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nicht,  so  ist  es  um  so  schlimmer  für  ihn.  Zugleich  muss  aber  auch  «lern  Zucht- 
haus sein  strenger  und  abschreckender  Charakter  gewahrt  bleiben,  und  desshitlb 
solleu  sich  seine  dunkeln  Pforten  nur  dem  Gerichteten  öffnen.  J.  Z. 

Ein  Waukelmiithiger.  Paul  Hodel  von  Zell,  Kantons  Luzern,  geboren  1833, 
ein  Mann  von  sehr  geringen  und  schwachen  Geistesgaben,  mit  höchst  phlegmatischem 
Temperamente,  wurde  nach  abgelegtem  Geständniss  am  2.  Juli  1888  vom  aar- 
gauischen Kriniinalgericbte  wegen  Brandlegung  zu  6 Jahren  Zuchthausstrafe  vcr- 
urtheilt.  Als  er  hei  seinem  Eintritte  in  «lie  Strafanstalt  am  3.  Juli  sein  Schicksal 
erzählte,  wurde  er  leicheublass  und  zitterte  am  ganzen  Leibe,  indem  er  beifügte: 
„Es  ist  mir  „grüseli“  schlecht  worden,  als  ich  gesagt  habe,  ich  habe  es  gtuhan,  und 
seither  ist  es  mir  nicht  mehr  gut  (wohl)  ; denn  „lueget“,  ich  bin  ganz  unschuldig. “ 

Paul  Hodel,  dem  der  Gemeinderath  von  Zell  am  4.  September  1885  da» 
Leuiuundszeugniäs  ausstellte,  er  sei  noch  nie  bestraft  worden  und  es  sei  in  seiner 
lleimatgeineinde  auch  bezüglich  seines  Leumundes  nichts  Na«  htheiliges  bekannt, 
ist  am  3.  Juni  1885  aus  der  Armenaustalt  Zell,  wo  er  untergebracht  war,  ent- 
wichen, ang«‘blich  weil  er  Hunger  leiden  müsste.  Die  Anstaltsvorsteberin  bezeugt 
indessen,  dass  Hodel  währeud  seines  letzten  fünftägigen  Aufenthaltes  iui  Armen- 
hause fast  immer  im  Arrest  gewesen  sei  und  weder  gearbeitet  noch  gegessen  (1) 
bah«?;  seiu  übriges  Verhalten  sei  als  eiu  ruhiges  zu  bezeichnen.  Wenn  man  ihn 
aber  zum  Esseu  habe  zwingen  wollen,  so  sei  er  störrisch  und  tobsüchtig  ge- 
worden und  habe  öfter  erklärt,  er  wolle  lieber  itrs  Zuchthaus,  als  in  der  Annen- 
anstalt  bleiben. 

Von  seiner  Entweichung  aus  dem  Armcuhause  an  vagirtc  Hodel  im  Lande 
herum.  Ain  20.  Juli  (Sonntag)  tauchte  er  in  Ueitnnu,  Bezirks  Zofingen,  auf  und 
übernachtete  daseihst  in  einer  Tenne.  Am  folgenden  Tage  begab  er  sich  in  das 
benachbarte  Dörfchen  Attelwyl , wo  er  sich  hauptsächlich  in  der  Mittagsstund«? 
herumtrieb  und  von  Haus  zu  Haus  um  Arbeit,  aber  gleichzeitig  auch  uin  ein 
Mittagessen  anliielt.  An  einem  Orte,  wo  man  ihm  einen  Teller  Suppe  an  trug, 
sagt«*  er,  er  esse  nur  Kartoffelsuppe  ohne  „Tünkli“  (Einsebneidbrod),  am  liebsten 
sei  ihm  aber  schwarzer  Kaffee  mit  Schnaps,  nicht  mit  Milch,  weil  diese  „abzehre*. 
Bald  nach  2 Ubr  .Nachmittags  brach  in  Attelwyl  Feuer  aus;  es  verbrannten  zwei 
Wohnhäuser.  Beim  Ausbruch  des  Brandes  sass  Hodel  am  Waldessaume  oberhalb 
des  Dörfchens  und  ruhte  aus,  weil  er  angeblich  sehr  müd»?  gewesen  sei.  Da  er  un- 
mittelbar vorher  um  di»*  nun  verbrannten  Häuser  herum  geschlichen  war  und  Alles 
ausspionirt  hatte,  so  wurde  er  allgemein  als  Brandstifter  bezeichnet  und  hierauf 
im  Wahle  auf  seiner  Weiterreise  arretirt  und  in  Untersuchungshaft  gebracht. 
Während  der  Untersuchung  stellte  Hodel  die  Braudstiftung  beharrlich  in  Abrede. 

Am  5.  Oktober  1885  stellte  die  Staatsanwaltschaft  die  bezügliche  Unter- 
suchung gegen  llodel  mit  folgender  Motivirung  ein:  „Der  Umstand,  dass  Hodel 
als  arbeitsloser  Vagant  zur  Zeit  des  Brandausbruchs  in  der  Nähe  der  Hrand- 
stätte  sich  herum  getrieben  hat,  legte  «1er  Bevölkerung  von  Attelwyl  allerdings 
die  Vernmthung  nabe,  in  ihm  chm  Urheber  des  Brandes  zu  suchen  und  den  Thäter 
zu  riudeu.  Allein  ein  vernünftige*  Motiv  für  eine  derartige  Handlungsweise  lässt 
sich  hei  «1er  gegenwärtigen  Aktenlage  nicht  tindeu,  abgesehen  davon,  «lass  es  auch 
an  nähern  Indizien  für  <li«?se  Annahme  fehlt.  Der  nächstliegeude  Gedankt»,  dass 
Hodel  durch  Verübung  eiues  Verbrechens  eine  Versorgung  im  Zuchthaus«?  zu 
finden  hofft«!,  kann  aus  dem  Grunde  nicht  Platz  greifen,  weil  die  nothwendige 
Konsequenz  dieser  Uodankenoperation,  nämlich  du»  Geständnis*,  welches  zur 
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unmittelbaren  Verwirklichung  des  angestrebten  Zieles  hatte  fuhren  können,  aus- 
geblieben ist.  Eine  Veranlassung  zu  Hae hegedanken  liegt  aueli  nicht  vor,  da  der 
Inquisit  ja  in  den  brund beschädigten  Häusern  überall  die  nachgesuchte  Unter- 
stützung gefunden  hat.“ 

Nach  seiner  Entlassung  aus  der  Untersuchungshaft  setzte  Hodel  sein  Vaganten- 
leben wieder  fort  und  kam  deshalb  mit  der  Polizei  vielfach  in  Berührung.  Im 
Monat  März  des  laufenden  Jahres  (1888)  wurde  er  sodann  in  die  auf  dem  Sedol- 
hof  bei  Luzern  neu  errichtete  Zwangsarbeitsanstalt  versetzt,  wo  es  ihm  keines- 
wegs gefiel.  Bald  sei  er  dort  krank  geworden,  der  Arzt  habe  aber  erklärt,  es 
fehle  ihm  nicht  viel,  nur  habe  er  einen  gar  „g’schiiiurrigcu“  (leeren,  nüchternen) 
Magen.  Nach  14  Tagen  sei  er  wieder  krank  geworden,  es  sei  ihm  im  „Hirni  gar 
grüseli  gsi“,  wesshalb  er  wieder  im  Bett  geblieben  sei.  Allein  bald  sei  der  Ver- 
walter gekommen,  habe  ihn  aus  dem  Bett  gejagt  und  ihm  einen  Binseuhut  auf 
den  Kopf  gedrückt  mit  der  Weisung,  an  die  Arbeit  zu  geheu.  Kr  aber  habe  nicht 
arbeiten  können  und  sei  wieder  aufs  Bett  gelegen,  wess wegen  der  Verwalter  ihn 
in’s  „Küfi“  (Arrestzelle)  gesperrt  habe.  Allein  der  Boden  sei  aus  Cernent  und 
feucht  und  nass  gewesen,  so  dass  er  darauf  nicht  hätte  liegen  könuen.  Unter 
solchen  Umstanden  habe  er  es  vorgezogen,  in  die  Strafanstalt  zu  gehen,  und  habe 
zum  Verwalter  gesagt,  er  müsse  eigentlich  nicht  da  sein;  denn  er  habe  noch  eine 
andere  Strafe  zu  gut,  weil  er  im  Jahre  1885  in  Attelwyl  angezündet,  nachher  die 
That  aber  geleugnet  habe  und  wieder  freigelassen  worden  sei.  Er  habe  es  aber 
doch  „gemacht“. 

Hodel  hatte  seinen  Zweck,  aus  der  Zwangsarhcitsanstalt,  wo  er  doch  nie 
gesund  gewesen  sei  und  wo  es  ihn  immer  im  Kopfe  und  Bauche  geplagt  habe, 
fort  zu  kommen,  erreicht.  Dem  Herrn  Uutersuchuugsrichter  ln  Zofingen  sagte  er 
beiin  ersten  nachfolgenden  Verhör:  „Ich  dachte,  ich  habe  es  gemacht,  und  wenn 
ich  in  den  Kanton  Aargau  komme,  so  werde  es  mir  schon  bessern,  weil  ich  es 
dort  besser  habe.  Ich  warf  Zündhölzchen  zu  einer  Thürc  hinein,  durch  die  man 
Garben  abladet.  Es  waren  Garben  darin  (diese  Angabe  stimmt  nicht).  Woher 
ich  die  Zündhölzchen  hatte,  weiss  ich  nicht;  ich  zündete  sie  am  Boden  an.“  Bei 
einem  Verhöre  auf  dem  Platze,  wo  die  Häuser  gestanden  waren,  wiederholte  Hodel 
^iese  Angaben  wieder  und  fügte  auf  Befragen  noch  bei,  er  habe  hinein  geschaut, 
als  er  die  Zündhölzchen  hiueingeworfeu,  aber  Niemanden  gesehen.  Etwa  zehn 
Minuten  nachher  sei  der  Brand  ausgebrochen.  Es  habe  ihn  Niemand  geheissen; 
warum  er  es  aber  getlian,  wisse  er  selbst  nicht.  Die  Bruudbeschädigten  erklärten 
hierauf,  die  Tbüröffnung  sei  so  gewesen,  wie  Hodel  sie  beschrieben  habe,  nur 
seien  in  dem  Behültniss  keine  Garben,  soudern  Haufbündel  gelegen.  Sie  be- 
zeichueten  Hodel  als  einen  geistig  beschränkten  Menschen  etc.  etc. 

Die  Staatsanwaltschaft  forniulirte  hierauf  die  Anklage  auf  Brandlegung  und 
Hodel  erhielt  das  Eingangs  erwähnte  Urtheil. 

Beim  Eintritt  iu  die  Strafanstalt  reute  es  ihn  schon  wieder,  dass  er  ein 
unrichtiges  Geständniss  abgelegt  habe.  Er  verhielt  sich  aber  zirka  einen  Monat 
lang  ruhig,  arbeitete  und  ass  jedoch  nicht  viel.  Später  stellte  er  Arbeit  und 
Essen  ein,  und  wenn  man  ihn  dazu  anhalten  wollte  und  anbalten  will,  so  fängt 
er  laut  zu  heulen  an  und  jammert:  „Es  goht  uier  grüseli  bös,  es  isch  mer  nid 
guet  iin  Hirni  inné.  1 mag  uid  esse  und  bin  doch  immer  voll.  1 bin  so  unschuldig 
wie  Gott  iin  Himmel.  1 ha  so  g’redt,  will  i glaubt  ha,  es  guug  nier  in  Lenzburg 
besser  als  ufeui  Scdel.  Jetz  goht’s  raer  aber  no  viel  böser.  1 mag  nid  esse  und 
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cha  nid  schlofc.  I weiss  nid,  was  mer  fehlt,  aber  i gieng  lieber  wieder  uf  de 
Sedel.  Es  macht  nier  Angst  wegem  Rasiren.  Wenn  i nur  uüuiiuc  müsst  g’rasirt 
werde.  I chitine  gwüss  noh  ni*  8t.  Urbe  (in  die  Irrenanstalt).  1 hätt  halt  nid  sölle 
säge,  was  uid  wohr  gsi  isch.  Es  iscb  mer  sither  eister  schlecht.  Es  isch  ne  Strof 
Gottes,  will  i g’loge  ha;  denn  i bin  ganz  unschuldig.“ 

Bringt  man  ihn  zur  Arbeit  in  den  Hof,  so  macht  cr’s  nicht  anders  als  in  der 
Zelle.  Er  heult  und  verlangt  wieder  in  seine  Zelle.  Der  Mann  ist  offenbar 
yrtxtrxkrank  und  gehört  weder  in  eine  Zwuugsarheitsanstalt,  noch  in  ein  Zucht- 
haus, sondern  nach  — St.  Urban.  — //. 

Schutzaufsicht.  Auf  ergangene  Einladung  des  gcschäftsleitenden  Vereins 
in  Neuenburg  versammelten  sich  am  80.  Juli  die  Delegirten  der  kantoualen 
Schiitzaufsiclitsvereine  für  entlassene  Sträflinge  im  Hahnhof  zu  Olten  zur  Organi- 
siruug  eines  interkantoualen  Verbandes.  Durch  18  Abgeordnete  waren  folgende 
Kantone  vertreten:  Zürich,  Freiburg,  Baselstadt.  Schaffhauaen,  St  Gallen,  Appeo- 
zell  A.  Rh.,  Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf.  Der  vorgelcgtc 
Statutenentwurf  wurde  in  seinen  Haupt  best  im  Ölungen  angenommen,  nachdem  darin 
zur  Kürzung  einzelne  unwesentliche  Punkte  gestrichen  worden  waren.  Nach  dem- 
selben hat  die  Verbindung  nun  den  Zweck,  die  kantonalen  Vereine  unter  sich  zu 
vereinigen,  ihnen  Gelegenheit  zur  Mittheilung  der  Ergebnisse  ihrer  Thätigkeit  and 
ihrer  Erfahrungen  zu  bieten  und  die  Unterbringung  und  lleimbeförderung  der  ent- 
lassenen Sträflnge,  deren  Verhältnisse  es  wünsch  bar  erscheinen  lassen,  zu  er- 
leichtern. Diejenigen  Vereine  und  Kommissionen,  welche  die  erlassenen  Statuten 
annehmen,  werden  dadurch  Mitglieder  des  Gesamintverlwndes.  dessen  Delegirte 
sich  alle  2 Jahre  im  Anschlüsse  an  den  schweizerischen  Verein  für  Straf-  und 
Getangnisswesen  versammeln.  Das  Verhandlungsprotokoll  soll  dem  Berichte  dieses 
Vereins  beigedruckt  werden.  Jeder  KoukordaUverein  verpflichtet  sich  zur  Mit- 
hülfe hei  der  Unterbringung  und  Ueberwachuug  kantonsfreinder  Sträflinge,  seien 
dieselben  bedingt  oder  definitiv  entlassen.  Dabei  bleibt  jeder  kantonale  Verein 
in  allen  Dingen  durchaus  selbstständig.  Er  hat  dem  Zentral knmite  nur  sein 
Reglement  und  das  Namens  verzeichniss  seiner  Vorstandsmitglieder  init/.utheilen. 
sowie  je  auf  1.  Mar/  einen  Jahresbericht  über  seine  Thätigkeit  und  seine  Er- 
fahrungen, welche  für  die  andern  Vereine  von  Interesse  sind,  nebst  statistischer, 
fonuulargemässer  Beigabe  einzureichen.  Zugleich  wurde  auch  ein  Anschluss  aller 
interkantonal  verbundenen  schweizerischen  Vereine  an  das  Zentralkomite  der 
Schutzaufsichtsvereine  im  Grossherzogthum  Baden  in  Aussicht  genommen,  haupt- 
sächlich zmn  Zwecke  der  Heimbeforderung  entlassener  badischer  Landesange- 
höriger. Die  Oberleitung  wird  aus  einem  kantonalen  Verbände  auf  je  2 Jahre 
bestellt.  Dieses  Zentralkomite,  dem  hauptsächlich  eine  vermittelnde  und  vor- 
bereitende Geschäftslcitung  obliegt,  hat  atn  Schlüsse  seiner  zweijährigen  Arats- 
dauer  jeweilen  einen  (iesammtberiebt  über  seine  Amtsführung  und  über  die 
Thätigkeit  der  einzelnen  Vereine  zu  erstatten.  Allfüllige  Kosten  werden  gemein- 
sam getragen.  — //. 

Freibnrg.  Dem  Rechenschaftsberichte  der  Polizeidirektion  entnehmen  wir 
über  die  Strafanstalten  dieses  Kantons  für  das  Jahr  1887  folgende  Angaben.  Das 
Zuchthaus  (maison  de  force)  zahlt*“  am  Anfang  des  Jahres  78  Männer  und 
8 Weiher,  zusammen  81  ; das  Korrektionshaus  (maison  de  correction)  5fi  Männer 
und  28  Weiher,  zusammen  79.  Eingetreten  sind  in’s  Zuchthaus  80  M.  und  2 \V., 
zusammen  82;  iu’s  Konfektionshaus  188  M.  und  45  W. , zusammen  178.  Aus- 
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getreten  sinii  ans  dem  Zuchthause  23  M.  und  3 W. , zusammen  20;  aus  dem 
Korrektionshause  123  M.  und  31  W.,  zusammen  154.  Das  Jalirestotal  tictrug  im 
Znchtbaus  103  M.  und  10  W.,  zusammen  113;  iin  Korrektioushaus  ISO  M.  und 
68  W.,  zusammen  257:  das  Total  aller  Sträflinge  des  Kantons  also  370,  oder 
3,22  pro  mille  der  Wohnbevölkerung.  Von  diesen  370  waren  Freiburger  235  M. 
und  62  W. , Schweizer  aus  andern  Kantonen  46  M.  und  13  W.  und  Ausländer 
11M.  und  3 W.,  oder  Freiburger  (Kantousangeliörige)  80 °/°,  Nicht-Freiburger  20%, 
also  ein  ganz  gleiches  Verbiiltuiss  wie  im  Kanton  Aargau.  Von  den  113  iin  Zuclit- 
hause  waren  ledig  60  M.  und  1 W.,  verheirathet  22  M.  und  2 W.,  vervrittwet 
8 M.  und  1 W.  und  geschieden  4 M.  Aus  dem  Korrektiousbause  fehlen  die  An- 
gaben über  den  Civilstand.  Nur  einmal  bestraft  waren  im  Zuchthaus  75  M.  und 

0 W.,  zusammen  84  oder  74  °ja,  rücktallig  26  °/»i  *"•  Korrektionshaus  waren  von 
den  176  Kingetretenen  einmal  bestraft  53  M.  und  28  W.,  zusammen  81  oder  46  •/», 
rückfällig  54  °/o.  Die  Strafzeit  betrug  im  Zucbtliause  für  4 M.  6 — 12  Monate, 
für  20  M.  und  2 W.  1 -2  Jahre,  fttr  33  M.  uud  1 W.  3 — ö Jahre,  fur  5 M.  und 

1 W.  5 — 6 Jahre,  für  6 M.  7 — 10  Jahre,  fttr  12  M.  und  2 W.  10 — 15  Jahre,  fttr 

4 M.  und  3 W.  15—20  Jahre,  fttr  4 M.  20 — 30  Jahre  und  fttr  6 M.  und  1 W. 
lebenslänglich  ; im  Korrektionshaus  hingegen  fttr  20  neu  eingetretene  Männer 
1 — 2 Monate,  fttr  58  M.  und  23  W.  3 — 6 Monate,  für  24  M.  uud  3 W.  5 — 0 
Monate,  fttr  5 M.  und  2 W.  0 — 12  Monate,  fttr  7 M.  und  6 W.  1 — 2 Jahre,  fttr 
6 M.  uud  10  W.  2—3  Jahre,  für  1 M.  und  1 W.  3 — 4 Jahre  und  fttr  1 M. 

5 Jahre.  Von  den  ZuchthaussträÜingeu  hatten  sich  vergangen  gegen  die  öffentliche 
Sicherheit  6 M.  und  3 \Y.,  gegeu  Lehen  und  Sicherheit  15  M.  uud  4 W.,  gegen 
das  öffentliche  Vertrauen  0 M.,  gegen  das  EigeutUiun  52  M.  und  3 W.  uud  gegen 
die  Sittlichkeit  21  M.  Leider  enthalten  die  Berichte  Uber  beide  Anstalten  keine 
Angaben  Aber  Alter,  Bildung'Stand,  Erziehung,  vorherigen  Leumund,  Vermögens- 
Verhältnisse  und  Berufsart  der  Sträflinge.  Die  Disziplin  wird  im  Allgemeinen 
gelobt;  in  beiden  Anstalten  kamen  jedoch  Fluchtversuche,  wichtigere  Insub- 
ordinationsfälle  und  Revolteversuche  vor.  Durch  Entscheid  des  Staatsrathes  er- 
hielt ein  Zuchthaussträfling  wegen  wiederholter  Fluchtversuche  drei  Mouatc  (!) 
Dunkelarrest. 

Im  Zuchthause  belief  sich  die  Zahl  der  VerpHegungstagc  fttr  die  Männer  auf 
27,624,  fttr  die  Weiher  auf  2665,  zusammen  auf  30,280;  im  Korrektionshanse  fttr 
die  Männer  auf  22,764,  fttr  die  Weiher  auf  10,139,  zusammen  auf  32,903.  Die 
Hauptbeschäftigung  biliiet  da  nnd  dort  die  Strassenarbeit , im  Lanzen  25,505 
Arbeitstage,  unter  Anwendung  von  Baraken  (chantiers).  Die  Zuchthanssträflinge 
zählen  zusammen  17,455  Arbeitstage  uud  12,834  arbeitslose  Tage,  oder  58  °/o 
Arbeitstage  (normal  80«/«)  und  12  °/o  arbeitslose  Tage  (normal  20°/o);  die  Kor- 
rektionsstr&Hingc  20,120  oder  61  °/o  Arbeitstage  und  12,783  oder  39#/o  arbeitslose 
Tage.  Was  ein  Arbeiter  täglich  durchschnittlich  verdient  und  wie  hoch  ein  Ver- 
pflegungstag  kommt,  kann  man  dem  Berichte  nicht  entnehmen.  Die  Ausgatten  fttr 
das  Zuchthaus  beliefen  stell  pro  1887  im  Ganzen  auf  Fr.  55,446.  76  und  für  das 
Korrektionshaus  auf  F’r.  52,701.  54,  zusammen  auf  Fr.  108,148-  HO.  Der  Erwerb 
der  Zuchthaussträflingc  beläuft  sich  auf  Fr.  18,063.  55  und  derjenige  der  Kor- 
rcktioussträflinge  auf  Fr.  21,554.  60.  An  die  Kosten  des  Zuchthauses  musste  also 
der  Staat  pro  1887  noch  Fr.  37,383.  21  und  au  diejenigen  des  Korrektionshauses 
Fr.  31,146.  94,  zusammen  Fr.  68,530.  15  beitragen,  welcher  Staatszuschuss  den- 
jenigen fttr  moderne  Strafanstalten  weit  ftberragt.  — H. 
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Vermischtes. 

Schweizerischer  JuristenUg.  Am  Montag  den  1.  Oktober  1888  ist  der 
schweizerische  Juristenverein  zu  seiner  Jahresversammlung  in  Keuenburg  zu- 
sammengetreten.  Anwesend  waren  nahezu  100  Mitglieder;  unter  ihnen  der  Chef 
des  eidgenössischen  Justizdepartementes,  Hundesrath  Dr.  Ruchonnet.  Der  Vor- 
sitzende, Professor  Zeerleder  (Hern),  wies  in  der  Eröffnungsrede  insbesondere  auf 
die  Noth wendigkeit  einer  vollständigen  Vereinheitlichung  des  Rechtes  hin. 

An  diesem  Tage  stand  die  Frage  zur  Diskussion: 

„Wie  sollen  hi  einem  künftigen  schweizerischen  Zivilgesetzbuch  die  Rechts- 
folgen der  ausserehelichen  Schwängerung  geordnet  werden?“ 
über  welche  sich  Professor  Dr.  Mentha  (N’eueuburg)  und  Civilgerichtspräsident 
Dr.  Iselin  (Basel)  gutachtlich  geàussert  batten.  Obwohl  ein  Beschluss  nicht  ge- 
fasst wurde,  so  ergab  sich  doch  aus  den  Verhandlungen  die  Ueberzeugung  der 
Gesellschaft  dahin,  es  sei  der  Mutter  des  unehelichen  Kindes  oder  dem  Kiude 
selbst  eine  Alimentenklage  zu  gebeu,  aber  der  französischen  Auffassung  im  Febrigen 
soweit  als  möglich  entgegenzukommen;  so  sei  z.  B.  dem  Vater  des  unehelichen 
Kindes  das  Recht  zu  gewähreu,  sein  Kiod  aozuerkenneu  und  ihm  dadurch  die 
Rechte  eines  ehelichen  Kindes  und  zwar  nach  Privatrecht  und  nach  öffentlichem 
zu  verschaffen. 

Die  Preisaufgabe: 

„Kritische  Beleuchtung  des  schweizerischen  A ttxlieferungsrer fahren*  gegen- 
über dem  Auslande,  sowie  der  daherigen  Stellung  der  Kantone  gegenüber  dein 
Bunde;  ferner  Prüfung  der  Frage,  ob  und  auf  welchen  Grundlagen  eine  gesetz- 
liche Regelung  dieses  Verfahrens  wüuschbar  sei,“ 

hatte  nur  einen  Bearbeiter  gefunden.  Im  Namen  des  Preisgerichts  erstattete  Ober- 
richter Dr.  /Airdur  (Zürich)  folgendes  Gutachten: 

„Der  Verfasser  beginnt  mit  der  Feststellung  des  Begriffs  der  Auslieferung. 
Er  neont  dieselbe  einen  Akt  der  Gerichtspolizei  (police  judiciaire),  im  Gegensätze 
zu  der  Auffassung  der  Auslieferung  als  Verwaltungsakt,  Akt  der  Rechtsprechung 
und  Aeusserung  der  Souveränität  (acte  de  haute  souveraineté).  Daraus  wird  die 
Konsequenz  gezogen,  dass  die  Leitung  des  Auslieferungsverfahrens  und  die  Ent- 
scheidung in  streitigen  Fällen  nur  den  Gerichten  zustehen  soll,  und  dass  die 
Einleitung  des  Verfahrens  auf  direktem  Wege  von  deu  zuständigem  Polizeibehörden 
verlangt  werdeu  dürfe.  Daher  daun  auch  die  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes  für 
die  Gerichte  und  Polizeibehörden,  eine  Nothwendigkeit,  bezw.  Wünschbark  eit,  die 
der  Verfasser  auch  noch  aus  andern  Gründen  betont.  Sodann  folgt  eine  kurze 
Geschichte  und  Statistik  des  Schweiz.  Auslieferungswesens,  eine  umfassende  Dar- 
stellung des  geltenden  Rechtes  (Gesetzgebung,  Verträge,  Praxis)  auch  mit  Bezug 
auf  das  Verhältuiss  von  Bund  und  Kautonen.  Der  Verfasser  schlicsst  mit  der 
Begründung  und  Ausarbeitung  eines  Gesetzesvorschlages.  *) 

Das  Preisgericht  zollt  seine  volle  Anerkennung  der  geschichtlichen  Einleitung 
und  ganz  besonders  dem  übersichtlich  angelegten,  alle  wesentlich  in  Betracht 
kommenden  Fragen  umfassenden  und  trefflich  ausgeführten  kritischen  Theil  (die 
Darstellung  und  Kritik  des  geltendeu  Rechtes).  Was  das  Preisgericht  auch  mit 


')  wird  im  Anhang  S.  4*10  mitgothoilt. 
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Bezug  auf  die  letztgenannte  Partie  noch  gewünscht  bitte,  w&re  ein  einlässlicheres 
Zitiren  der  benutzten  Literatur,  wobei  wir  anderseits  gerne  noch  konstatiren,  dass 
der  Verfasser  die  bestehende  Literatur  nicht  nur  benutzt  hat,  sondern  auch  wirklich 
zu  beherrschen  scheint.  Auch  die  Vertrüge  bitten  jeweilen  vollständig  zitirt 
werden  sollen. 

Anderseits  halten  wir  aber  dafür,  dass  der  Arbeit  nach  zwei  Richtungen  ein 
«welcher  Mangel  anhaftet. 

Der  erste  Mangel  scheint  uns  darin  zu  liegen,  dass  der  Verfasser  mit  seiner 
Untersuchung  über  den  Begriff  der  Auslieferung  einen  wirklich  wissenschaftlichen 
Boden  noch  nicht  gefundeu  hat.  Es  ist  zu  scheiden  die  Auslieferung* Verpachtung 
in  abstracto  und  der  einzelne  Auslieferungsfall,  und  in  ersterer  Richtung  ist  vor 
Allem  die  Krage  zu  beantworten,  ob  der  Staat,  welcher  ansliefert,  dadurch  lediglich 
dem  requirirenden  Staate  RechtshUlfe  leistet  oder  ein  eigenes  Recht  auf  Straf- 
verfolgung verwirklicht.  Der  Verfasser  stellt  sich  stillschweigend  auf  den  ersten 
Standpunkt,  aber  auch  dann  ist  die  Begriffsbestimmung  als  acte  de  police  judiciaire 
weder  in  abstracto  noch  in  concreto  ausreichend,  was  Übrigens  der  Verfasser  selber 
schon  durch  die  Betonung  der  Noth Wendigkeit  gerichtlicher  Entscheidung  wohl 
zugegeben  hat. 

Sodann  rügt  das  Preisgericht  die  Nichtübereinstimmung  des  kritischen  Theils 
mit  dem  Gesetzesprojekt.  Während  iiu  ersteren  die  Krage  in  umfassendstem 
Sinne  gestellt  wurde,  die  Auslieferung  von  und  nach  der  Schweiz,  die  Auslieferung 
der  Gegenstände  und  Wahrzeichen  des  Verbrechens,  die  Rechtshülfe  durch  Zeugen- 
stellung u.  s.  w.  beleuchtet  wurden,  beschrankt  sich  das  Projekt  auf  die  Aus- 
lieferung von  der  Schweiz.  Und  doch  wäre  es  gerade  für  ein  Gesetz  eine  dankbare 
Aufgabe  gewesen,  auch  die  andere  Seite  zu  behandeln,  die  Garantien,  die  wir  dem 
Ausgelicferten  bieten,  festzustellen  und  die  besonderen  Schwierigkeiten,  «eiche 
unser  zersplitterte  Rechtszustand  erfordert,  wenigstens  nach  einigen  Richtungen 
zu  heben  zu  versuchen. 

Wir  übergehen  einige  Ungleichheiten  des  Styles  und  eine  Anzahl  unter- 
geordneter Punkte,  um  unserer  Ansicht  Ausdruck  zu  gelten,  dass  als  einzig  aus- 
reichendes Mittel,  das  Ausliefemngswesen  befriedigend  zu  ordnen,  aitf  inter- 
nationalem und  nicht  auf  nationalem  Wege  anzustreben  ist,  wenn  auch  die  be- 
sondere Verhältnisse  des  Bundesstaates  in  gewissen  Richtungen  einem  Gesetze 
rufen  mögen.  Selbstverständlich  liegt  in  dieser  abweichenden  Meinungsäusserung 
keine  Kritik  der  Arbeit. 

Wir  resümiren  dahin: 

Durch  die  Arbeit  ist  die  gestellte  Aufgabe  wenigstens  mit  Bezug  auf  den 
kritischen  Theil  befriedigend  gelöst,  und  ist  sie  eines  Preises  und  der  Veröffentlichung 
durch  ilen  Druck  durchaus  würdig;  allein  die  gerügten  Mängel,  welche  sich  zwar 
wenigstens  theilweisc  gewiss  noch  heben  lassen,  sind  doch  von  solcher  Bedeutung, 
dass  die  Ertheilung  eines  ersten  Preises  den  Uebungen  des  Vereins  kaum  ent- 
sprechen dürfte,  indem  der  erste  Preis  nur  für  ganz  hervorragende  Leistungen 
ertheilt  wird. 

Daher  stellt  das  Preisgericht  den  Antrag:  Dem  Verfasser  sei  ein  zweiter  Preis 
zuzuerkenncu.“ 

Die  Versammlung  erhob  diesen  Antrag  zum  Beschluss. 
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Verfasser  der  preisgekrönten  Arbeit  ist  Dr.  jur.  J.  Berney  aus  Lausanne,  ein 
junger  Jurist,  dessen  Leistung  zu  hohen  Erwartungen  berechtigt. 

Der  Vorstand  hatte  als  Diskussionstbema  für  den  zweiten  Tag  bestimmt  : 
Uebcr  die  (direkte  oder  subsidiäre)  Haftung  des  Staates  und  der  Gemeinden  für 
Versehen  und  Vergehen  ihrer  Beamten  und  Angestellten.  Der  Herathung  diente 
ein  vortreflliches  Gutachten  des  Gerichtspräsidenten  E.  Ziegler  (SrhafHiausen) 
zur  Grundlage,  mit  dessen  Ergebnissen  sich  der  erste  Votant,  Dr.  Eugen  Borei, 
Advokat  (Genf),  in  der  Hauptsache  einverstanden  erklärte.  Die  Berathung  führte 
zu  der  Annahme  folgender  von  den  Berichterstattern  aufgestelltcn  und  von  Pro- 
fessor Meili  (Zurich)  ergänzten  Thesen: 

1.  Das  Bundesgesetz  über  das  t Ibligationenreoht  ist  dahin  abzuänderu,  dass 
hinsichtlich  der  Haftbarkeit  für  Dritte  die  Grundsätze  des  Kapitels  2 des 
zweiten  Titels  unzweideutig  nicht  blos  auf  physische  Personen,  sondern  auch 
auf  juristische  irgendwelcher  Art  in  ihren  privatrechtlichen  Beziehungen 
gleiche  Anwendung  linden. 

2.  Staat  und  Gemeinden  haften  für  den  Schaden,  welchen  ihre  Beamten  und 
Angestellten  in  ihrer  öffentlich  rechtlichen  Stellung  einem  Dritten  wider- 
rechtlich zngefllgt  haben,  möge  die.  Pflichtverletzung  in  einem  positiven 
Handeln  oder  in  der  Unterlassung  einer  ihnen  obliegenden  Pflicht  bestehen. 
Die  weitere  Ausführung  dieses  Grundsatzes  ist  Sache  des  Gesetzgebers. 

3.  Der  Bund  soll  haftbar  erklärt  werden  für  ilie  beim  Betrieb  seiner  Verkekrs- 
uud  anderer  gewerblichen  Anstalten  (Post,  Telegraph,  Telephon  u.  s.  w.) 
begangenen  Versehen  und  den  daraus  entstandenen  Schaden.  Diese  Haft- 
barkeit soll  durch  Spezialgesetze  normlrt  werden. 

Wahrend  der  Verhandlungen  gelangten  mehrere  Drucksachen  zur  VertheiUing. 
Den  Kriminalisten  interessirt  ganz  besonders  das  „ Avant-projet  du  Code  pénal 
pour  le  canton  de  Neuchâtel,  Septembre  1888,  Chaux-de-Fonds,  imprimerie  du 
National  Suisse“.  Die  wichtige  Gesetzesarbeit  darf  keineswegs  als  eine  Demon- 
stration gegen  die  Bestrebungen  für  ein  einheitliches  Strafrecht  aufgefasst  werden; 
denn  der  Verfasser  des  Entwurfes  ist  der  Neuenburger  Justizdirektor,  Staatsrath 
A.  Cornu:,  welcher  die  Motion  vou  Bellinzona  unterzeichnet  hat  und  bei  dem 
Festmahl  in  Neuenburg  in  feuriger  Hede  der  Unifikation  lies  Strafrechts  gedachte. 

Wenn  auch  hier  eine  Festbeschreibung  nicht  am  Orte  ist,  so  darf  doch  die 
glänzende  Gastfreundschaft,  welche  die  Neuenburger  Juristen,  an  ihrer  Spitze 
Staatsrath  t'ornaz.  den  schweizerischen  Fachgenossen  erwiesen  haben,  nicht  un- 
erwähnt bleiben. 

Die  nächste  Versammlung  findet  in  Luzern  statt. 
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IV*  Congrès  Pénitentiaire  International.  St-Pétorsbourg  1890. 

Questions  du  programme  (Propositions  de  la  Commission). 

Première  Section. 

1"  Par  quels  procédés  et  dans  quelle  mesure  pourrait-on  parvenir  à donner, 
pour  les  divers  pays,  une  même  dénomination  et  une  déiinition  précise  des  in- 
fractions à la  loi  pénale  destinée  à figurer  dans  les  actes  ou  traités  d’extradition? 

Rapporteurs:  M.  le  l)r  Starke,  conseiller  intime  supérieur  au  Ministère  de 
la  Justice  à Berlin.  M.  de  Lilicnthal,  professeur  de  droit  criminel,  à Zurich. 

2“  De  quelle  façon  l’ivresse  peut  être  envisagée  dans  la  législation  pénale: 

a.  Soit  comme  infraction  considérée  en  elle-même? 

b.  Soit  comme  circonstance  s’ajoutant  à une  infraction  et  pouvant  en  détruire, 
attéuuer  ou  aggraver  le  caractère  de  criminalité? 

Rapporteur  : Comité  de  la  Société  liadoise  contre  l’abus  des  boissons  alcooliques. 

S*  Conviendrait-il  d’organiser  l’enseignement  de  la  science  pénitentiaire? 

Et  par  quels  moyens  pourrait-on  y joindre  l’étude  positive  des  faits  et  des 
questions  d'application,  sans  troubler  le  fonctionnement  des  services  et  préjudicier 
au  rôle  de  l'administration? 

Rapporteur  : M.  de  Jagemann,  conseiller  ministériel,  à Karlsruhe. 

4°  Pour  quel  genre  d’infractions  II  la  loi  pénale,  sous  quelles  conditions  et 
dans  quelle  mesure  conviendrait-il  d’admettre  dans  la  législation: 

a.  Le  système  des  udmnuitions  ou  remontrances  adressées  par  le  juge  à 
l’auteur  des  faits  reprochés,  et  tenant  lieu  de  toute  condamnation? 

b.  Le  mode  de  suspension  d’une  peine,  soit  d’amende,  soit  d’emprisonnement 
ou  tout  autre  que  le  juge  prononce,  mais  qu'il  déclare  ne  devoir  pas  être 
appliqué,:  au  coupable,  taut  qu’il  n’aura  pas  encouru  de  condamnation  nouvelle? 

Rapporteur  : M.  le  l’rof.  Wulfert,  à Moscou. 

5”  Par  quelle  autorité  doit-il  être  statué  sur  le  sort  des  enfants  coupables 
de  fautes  ou  infractions? 

Et  sur  quels  éléments  et  d’après  quels  principes  doit-il  être  décidé  si  ces 
fautes  ou  infractions  doivent  entraîner: 

a.  Soit  une  condamnation  pénale  et  l’incarcération  dans  un  établissement  péni- 
tentiaire proprement  dit? 

b.  Soit  le  placemeut  daus  un  établissement  de  correction  spécial  pour  l’enfant 
vicieux  on  indiscipliné? 

c.  Soit  l’envoi  dans  mi  établissement  d’éducation  destiné  aux  pupilles  placés 
sous  la  tutelle  de  l’autorité  publique? 

L’àge  des  enfants  doit-il  être  le  seul  élément  à considérer  pour  opérer  ce 
partage  et  déterminer  les  décisions,  et  dans  quelles  conditions  le  serait-il? 

B»  Quels  moyens  sembleraient  pouvoir  être  adoptés  pour  atteindre  de  manière 
effective  le  recel  et  les  recéleurs  habituels? 

(Question  restée  à l’ordre  du  jour  depuis  le  dernier  Congrès.) 

Rapporteur  : M.  (i.  Correvon,  Juge  au  Tribunal,  à Lausanne. 
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7"  Comment  pourrait-on  écarter  l’influence  pernicieuse  des  parents  ou  tuteurs 
sur  leurs  enfants  ou  pupilles,  lors  de  la  libération  conditionnelle  de  ces  derniers 
et  en  général  depuis  l’expiration  du  ternie  de  leur  condamnation,  jusqu’à  l’époque 
de  leur  majorité? 

Rapporteur  : M.  de  Moldenhawer,  vice-président  du  Tribunal,  à Varsovie. 

8"  D’après  quels  principes  devrait  être  faite  la  délimination  de  la  juridiction 
des  tribunaux,  du  pouvoir  disciplinaire  pour  les  délits  de  droit  commun,  commis 
par  les  détenus  durant  leur  incarcération?  Quels  délits  de  ce  genre  devraient  être 
jugés  par  les  tribunaux  et  lesquels  pourraient  être  punis  par  voie  disciplinaire? 

Rapporteur:  M.  le  Prof,  i’onstorossleff,  à Moscou. 

Deuxieme  Section. 

1*  Le  système  du  travail  en  régie  est-il  préférable,  dans  les  établissements 
pénitentiaires,  au  système  de  travail  par  entreprise? 

Rapporteure:  M.  Illing,  conseiller  intime  supérieur  au  Ministère  de  l’In- 
térieur, a Berlin.  M.  Chieherio,  directeur  du  Pénitencier  de  Lugano  (Suisse). 
M.  Eckert,  conseiller  intime,  directeur  du  Pénitencier  de  Fribourg  en  Brisgau. 

2°  Dans  quelle  mesure  le  travail  dans  les  prisons  est-il  préjudiciable  à 
l’industrie  libre? 

Comment  pourrait-on  organiser  le  travail  des  détenus  de  manière  à éviter, 
autant  que  possible,  les  inconvénients  de  la  concurrence? 

(Ces  trois  questions  sont  restées  à l’ordre  du  jour  depuis  le  dernier  Congrès.) 

3*  Quels  encouragements  peuvent  être  accordés  aux  détenus  dans  l’intérêt 
d’une  bonne  discipline  pénitentiaire?  En  particulier,  dans  quelle  mesure  le  détenu 
peut-il  disposer  librement  de  son  pécule? 

1°  En  dehors  de  ln  transportation  coloniale,  quel  pourrait  être  le  mode  d'appli- 
cation des  peines  entraînant  privation  de  la  liberté,  soit  à perpétuité,  soit  pour 
une  longue  durée,  c’est-à-dire  pour  une  durée  excédant  le  chiffre  de  cinq  années, 
ou,  selon  les  législations,  excédant  le  chiffre  de  dix  ans? 

Quels  sembleraient  pouvoir  être  la  nature,  l’organisation  et  le  régime  des 
établissements  où  seraient  placés  des  condamnés  de  chacune  de  ces  catégories  ? 

Rapporteurs:  M.  Illing,  conseiller  intime  supérieur,  à Berlin.  M.  Chieherio, 
directeur  du  Pénitencier  de  Lugano.  M.  Eckert,  conseiller  intime. 

5°  D’après  quels  principes  et  par  quels  moyens  semblerait  pouvoir  être  assuré 
le  plus  avantageusement  le  recrutement  des  fonctionnaires  des  services  péniten- 
tiaires (directeurs,  inspecteurs,  économes,  etc.)? 

(>•  l'eut-on  admettre  que  certains  criminels  ou  délinquants  soient  considéras 
comme  incorrigibles,  et,  dans  le  cas  de  l 'affirmative,  quels  moyens  pourraient  être 
employés  pour  protéger  la  société  contre  cette  catégorie  de  condamnés? 

Rapporteur:  M.  de  .lagemann,  conseiller  ministériel,  à Karlsruhe. 

7°  En  quoi  le  régime  auquel  le  détenu  est  soumis  avant  la  sentence  judi- 
ciaire définitive  doit-il  se  distinguer  du  régime  auquel  il  est  soumis  après  con- 
damnation? 

8°  Si  l’on  veut  procurer  un  moyen  d’existence  aux  prisonniers  libérés  à l’ex- 
piration de  leur  peine,  il  importe  d’établir  dans  les  prisons  une  grande  diversité 
de  travaux,  de  façon  à pouvoir  enseigner  à chaque  prisonnier  le  travail  qui  con- 
vienne le  mieux  à ses  aptitudes.  Mais  s’il  en  était  ainsi,  les  prisons  deviendraient 
en  quelque  sorte  des  établissements  industriels  d’un  genre  particulier  et,  par  suite, 
entraîneraient,  outre  l’encombrement,  des  dépenses  onéreuses.  De  plus,  on  peut 
très  bien  supposer  que  dans  cette  diversité  de  travaux  il  y en  ait  qui,  par  leur 
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nature  trop  facile  et  trop  »impie,  puissent  entraver  le  succès  <le  la  répression. 
Néanmoins  devrait-on,  sans  restreindre  le  nombre  d’espèces  de  travaux,  fournir 
à chaque  prisonnier  un  travail  qui  puisse  répondre  à ses  aptitudes? 

(Question  proposée  par  le  Gouvernement  japonais.) 

9*  Kn  divisant  la  durée  d’un  emprisonnement  en  un  certain  nonihre  de 
périodes  ou  classes,  serait-il  préférable  de  traiter  les  prisonniers  avec  uu  régime 
de  moins  en  moins  sévère  suivant  les  degrés  de  l’échelle  des  classes  qu’ils  ont 
à parcourir?  Dans  le  cas  affirmatif,  le  régime  devra  être,  dans  la  première  classe, 
appliqué  dans  toute  sa  rigueur,  et  alors  on  adoptera  évidemment  le  système  cellu- 
laire; mais  quels  genres  de  travaux  choisirait-on  de  préférence?  De  plus,  pour 
recourir  à cette  disposition  de  périodes  ou  classes,  prendrait-on  un  moment  où  la 
durée  de  l’emprisonnement  aurait  été  déjà  quelque  peu  entamée? 

(Question  proposée  par  le  Gouvernement  japonais.) 

Uri  Si  dans  un  but  de  défrichement  ou  de  colonisation,  on  établissait  une 
prison  sur  un  terrain  en  friche,  y adopterait-on  un  régime  spécial  différent  de 
ceux  des  prisons  eu  général,  eu  y traitant  les  prisonniers  avec  moins  de  sévérité 
qu’ailleurs?  S’il  en  était  ainsi,  jugerait-on  convenable,  étant  donné  que  les  pri- 
sonniers qui  y seront  envoyés  sont  ceux  de  longues  durées  d’emprisonnement,  de 
leur  faire  subir  un  régime  pénitentiaire  d’ordre  particulier  et  de  les  traiter  sévère- 
ment pendant  un  temps  donné  dans  les  prisons  de  l’intérieur,  avant  leur  transfert 
définitif  dans  la  prison  en  question? 

(Question  proposée  par  le  Gouvernement  japonais.) 

Rapporteur  : M.  Stevens,  directeur  du  Pénitencier  de  St-Gilles,  à Bruxelles. 

Troieihne  Section. 

1°  Les  institutions  et  sociétés  de  patronage  pourraient-elles  utilement,  pour 
l'accomplissement  de  leur  rôle,  être  mises  en  relations  d’un  pays  & l’autre,  notam- 
ment pour  bénéficier  de  l’expérience  commune  et  des  moyens  d’action  reconnus 
les  plus  efficaces  de  part  et  d’autre,  pour  suivre  jusqu’à  leur  rentrée  dans  leurs 
foyers  et  jusqu’à  leur  retour  à la  vie  honnête  et  laborieuse,  les  détenus  libérés 
appartenant  à diverses  nationalités,  pour  faciliter  les  rapatriements  et  échanger 
des  renseignements  particuliers  sur  les  intéressés,  etc.? 

De  quelle  façon  ces  relations  entre  institutions  et  Sociétés  de  patronage  de 
différents  pays  pourraient-elles  s’établir  et  produire  les  meilleurs  résultats? 

2*  N’existe-t-il  pas  une  connexité  d’intéréts  et  de  questions,  et,  par  suite, 
un  échange  de  renseignements,  un  accord  de  vues  et  une  concordance  générale 
d’action,  nécessaire  à marquer,  dans  la  mesure  du  possible,  entre  les  adminis- 
trations chargées  des  services  |>énitentiaires  et  de  leurs  dépendances,  des  services 
d’assistance  et  de  bienfaisance  publique,  des  services  d’hygiène  et  d’hospitalisation, 
des  services  de  police  et  de  sûreté  publique,  des  répressions  de  la  mendicité  et 
du  vagabondage,  d’organisation,  du  contrôle  ou  de  surveillance  des  maisons  de 
travail,  dépôts,  asiles,  refuges,  etc. 

Comment  pourraient  s’établir  cet  échange  de  renseignements,  cet  accord  de 
vues  et  cette  concordance  générale  d’action,  sans  préjudice  à l’indépendance,  au 
bon  ordre  et  au  bon  fonctiouenment  des  différents  services? 

Rapporteure:  M.  le  conseiller  Fuchs,  à Karlsruhe.  M.  le  pasteur  Riggen- 
bach, chapelain  dn  Pénitencier  de  Üàle. 

3°  Le  système  de  placement  dans  les  familles  présente-t-il  des  avantages 
pour  assurer  l’éducation,  le  travail  et  l’avenir  îles  enfants  ou  jeunes  gens  mis, 
à titres  divers,  sous  la  tutelle  ou  1a  surveillance  de  l’autorité  publique? 

Dans  quelle  mesure  et  de  quelle  façon  ce  système  pourrait-il  être  substitué, 
pour  certains  enfants  ou  jeunes  gens,  à l’envoi  et  au  maintien  dans  un  établisse- 
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mont  où  ils  seraient  placés  collectivement,  ou  bien  se  concilier  et  se  combiner 
avec  ce  dernier  mode  d’opérer? 

Rapporteurs : M.  le  professeur  Poukhowskoy,  à Moscou.  M.  le  conseiller 
Fuchs,  à Karlsruhe. 

4“  Four  accomplir  dans  toute  sou  étendue  leur  mission,  les  institutions  et 
sociétés  de  patronage  n’auraient-elles  pas  à se  préoccuper  de  la  situation  même 
et  des  besoins  des  familles  des  détenus  avant  qu’ils  aient  recouvré  la  liberté  soit 
pour  assurer  le  maintien  des  affections  familiales,  soit  pour  assister  les  familles 
mêmes,  et  les  garantir  contre  les  conséquences  de  la  condamnation  de  tels  de 
leurs  membres? 

Comment  ce  rôle  spécial  de  patronage  à l’égard  des  familles  pourrait-il 
s’exercer  de  manière  à u’éveiller  aucune  susceptibilité,  et  à tirer  avantage  de 
cette  action  sur  elles  pour  l’amendement  même  du  détenu,  et  son  retour  à la 
vie  honnête  et  laborieuse? 

Rapporteur:  M.  le  pasteur  Kraus,  chapelin  de  la  maison  pénitentiaire  cellu- 
laire de  Fribourg  en  Brisgau. 

5.  Comment  l’action  des  institutions  et  sociétés  de  patronage  peut-elle  sc 
concilier  le  mieux  avec  celle  des  services  de  police  et  de  sûreté  publique,  pour 
garantir  les  condamnés  libérés  contre  toute  rechute  et  la  société  elle-même  contre 
de  nouveaux  dommages  et  troubles  pouvant  résulter  de  leur  fait,  sans  cependant 
révéler  et  signaler  la  situation  des  imJmiliis  qui  ont  recouvré  la  liberté  et  saus 
les  inquiéter  ou  les  troubler  dans  la  vie  libre? 

Examiner  spécialement  cette  question,  en  ce  qui  concerne  les  détenus  placés 
en  état  de  libération  conditionnelle,  et  tenus  encore  sous  la  dépendance  de  l’au- 
torité jusqu’à  l’époque  de  leur  libération  définitive,  en  tenant  compte  des  sérieux 
intérêts  et  nécessités  de  la  sécurité  publique,  et  des  précautions  ou  égards  à 
observer  à raison  de  la  situation  du  libéré. 

6°  Far  quels  moyens  et  de  quelle  façon  l’ensemble  du  public  pourrait-il 
être  éclairé  le  plus  exactement  et  le  plus  efficacement  possible  sur  le  caractère 
véritable  et  sur  l’importance,  même  en  ce  qui  le  concerne,  des  questions  pénales 
et  pénitentiaires,  ainsi  que  des  réformes  et  progrès  étudiés  ou  poursuivis,  sur 
leur  valeur  pour  la  sécurité  des  sociétés  et  la  protection  des  intérêts  privés, 
l’amendement  des  coupables  et  la  préservation  générale  contre  le  mal? 

Rapporteur : M.  le  pasteur  Rimensberger,  Frésident  de  la  Société  cantonale 
de  patronage,  à Sitterdorf  (Thurgovie). 


Projet  de  loi  sur  l’extradition  de  Suisse  aux  pays  étrangers. 

(Dispositions  essentielles.) 

Elaboré  par  Mr.  J.  Dtrnty,  d-icleor  en  droit  à Lan»anno. 

1.  Dispositions  générales. 

1.  L’extradition  et,  s’il  y a lieu,  l’arrestation  provisoire  s’opèrent,  conformé- 
ment aux  dispositions  de  la  présente  loi,  par  les  officiers  de  police  judiciaire 
compétents  du  cautuu  oii  se  trouve  la  personne  à extrader  sous  l’autorité  et  la 
surveillance  de  la  Chambre  d’accusation  du  Tribunal  fédéral  auprès  de  laquelle 
il  y a recours  dans  les  cas  prévus  par  la  loi. 

iî.  La  Chambre  fédérale  d’accusation  est  l’autorité  suprême  eu  matière  d’ex- 
tradition; elle  surveille  les  autorités  et  fonctionnaires  judiciaires  chargés  de  l’ex- 
tradition et  leur  donne,  s’il  y a lien,  les  directions  nécessaires. 

U.  Les  dispositions  des  traités  demeurent  réservées. 
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II.  Demande  d'extradition. 

4.  L’extradition  est  opérée  sur  la  demande  de  l’autorité  compétente  du  pays 
requérant. 

La  demande  peut  être  directe  ou  adressée  par  voie  diplomatique. 

La  demande  d’arrestation  et  la  communication  d’un  registre  des  signalements 
sont  assimilées  à une  demande  d’extradition. 

5.  Les  demandes  d’extraditions  ou  d’arrestation  provisoire  qui  parviennent 
au  conseil  fédéral  sont  transmises  directement  ou  par  l’intermédiaire  des  gou- 
vernements cantonaux  aux  fonctionnaires  judiciaires  compétents. 

Il  en  est  de  même  des  demandes  qui  seraient  adressées  aux  gouvernements 
ou  autorités  d’autres  cantons  ou  à une  autorité  non  compétente  du  canton  de 
refuge. 

6.  La  demande  doit  indiquer  d’une  manière  aussi  détaillée  que  possible: 

a.  le  signalement  de  la  personne  poursuivie; 

b.  les  faits  incriminés  (nature,  gravité,  lieu,  époque,  autres  circonstances); 

c.  les  indices  les  plus  graves  à la  charge  de  la  personne  poursuivie; 

d.  la  disposition  pénale  applicable. 

Les  demandes  incomplètes  ou  irrégulières  devront  être  complétées  ou  régu- 
larisées par  l’autorité  qui  les  a formulées. 

7.  Si  un  individu  non  réclamé  est  gravement  suspect  d’avoir  commis  un 
délit  en  pays  étranger,  l'autorité  cantonale  compétente  peut  ordonner  son  arres- 
tation provisoire  et  doit  aviser  les  autorités  du  lieu  du  délit,  en  leur  tixant  un 
court  délai  pour  demander  l’extradition. 

III.  Arrestation  provisoire. 

S.  Si  les  faits  incriminés  dans  la  demande  paraissent  assez  vraisemblables  et 
assez  graves  pour  justifier  des  poursuites  dans  le  cas  où  ils  auraient  été  commis 
dans  le  canton  requis,  l’autorité  compétente  pour  les  poursuites  lance  un  mandat 
d’amener  contre  la  personne  réclamés:. 

En  cas  de  doute  elle  peut  demander  un  supplément  d’informations  à l’au- 
torité requérante,  on  des  directions  à la  Chambre  d’accusation. 

9.  Sur  le  vu  du  mandat  d’amener,  de  la  demande  d’arrestation  ou  d’extra- 
dition du  pays  requérant,  du  registre  des  signalements  ou  s’il  y a des  indices  graves, 
les  officiers  de  police  judiciaire  appréhendent  la  personne  poursuivie  et  la  con- 
duisent sur  le  champ  au  magistrat  compétent  pour  opérer  l’arrestation. 

10.  Le  magistrat  compétent  interroge  aussitôt  le  prévenu  sur  les  faits  qui 
lui  sont  reprochés. 

11.  Si  le  magistrat  estime  que  la  demande  d'extradition  n’est  pas  fondée, 
il  rend  une  ordonnance  de  non-lieu  et  communique  immédiatement  sa  décision  à 
la  Chambre  d’accusation  et  à l’autorité  requérante  en  avisant  celle-ci  qu’elle  peut 
recourir  è la  Chambre  d’accusation. 

li.  S’il  y a lieu  à suivre,  le  magistrat  décente  un  mandat  d'arrêt.  indique 
au  prévenu  les  conditions  de  l’extrailition  et  offre  do  lui  nommer  d’office  un 
défenseur. 

I)  envoie  immédiatement  le  dossier  à la  Chambre  d’accusation. 

Il  invite,  s’il  y a lien,  l’autorité  requérante  à compléter  ù bref  délai  les  ren- 
seignements fournis. 

18.  Le  magistrat  peut  mettre  le  prévenu  en  liberté  provisoire  dans  les  cas 
peu  graves.  Il  peut  aussi,  sur  la  demande  écrite  du  prévenu,  effectuer  sa  remise 
immédiate  aux  autorités  requérantes. 
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14.  Le  prévenu  et  l'autorité  requérante  peuvent  recourir  à la  Chambre  d’accu- 
sation contre  tout  acte  ou  décision  des  magistrats  ou  officiers  de  police  judiciaire. 

15.  Si  l’extradition  n’est  pas  effectuée,  il  sera  accordé  au  prévenu  une  in- 
demnité équitable,  en  cas  de  détention  préventive. 

IV.  Extradition. 

16.  Pour  que  l’extradition  soit  accordée,  il  faut  que  : 

a.  les  poursuites  soient  exercées  par  l’autorité  compétente  du  pays  dans  lequel 
le  délit  a été  commis. 

Si  des  actes  délictueux  ont  été  commis  ou  ont  produit  leurs  effets  dans 
plusieurs  pays,  l’autorité  compétente  est  celle  du  lieu  du  délit  le  plus  grave  ; 

b.  les  faits  incriminés  soient  punissables  aux  termes  de  la  législation  du  can- 
ton dans  le  cas  oit  ils  auraient  été  commis  dans  ce  canton; 

c.  ces  faits  ne  présentent  pas  un  caractère  politique  ou  purement  militaire; 

d.  ces  faits  soient  assez  vraisemblables  ou  assez  graves  pour  justifier  des  pour- 
suites s’ils  avaient  été  commis  daus  le  pays  requis. 

L’extradition  pourra  n’étre  pas  accordée  si  la  législature  ou  l’organisation 
judiciaire  du  pays  requérant  n’offrent  pas  au  prévenu  des  garanties  suffisantes. 

17.  L’arrêt  d'extradition  renfermera  les  réserve*  suivantes: 

a.  l’individu  extradé  ne  sera  pas  poursuivi  ou  livré  à un  autre  état  pour  des 
faits  autre s que  ceux  qui  ont  motivé  l’extradition,  à moins: 

et.  d'autorisation  de  la  Chambre  d’accusation  donnée  sur  le  vu  des  pièces 
et  des  moyens  d'opposition  du  prévenu, 

,1.  de'  consentement  écrit  donné  par  le  prévenu  et  son  défenseur  et  com- 
muniqué à la  Chambre  d’accusation, 

y.  que  l'extradé  n’ait  été  mis  en  liberté  et  qu’un  délai  suffisant  lui  ait  été 
donné  pour  quitter  le  pays; 

b.  la  peine  appliquée  sera  réduite  au  maximum  de  la  peine  applicable  dans  le 
canton  requis,  la  peine  de  mort  et  les  peines  corporelles  commuée*  en 
détention  ; 

c.  l’extradé  sera  jugé  contradictoirement  par  un  tribunal  régulier. 

L’extradé  est  avisé  des  réserves  faites  en  sa  faveur  et  qu’il  peut  adresser 

une  requête  au  Conseil  fédéral,  si  ces  réserves  n’étaient  pas  observées. 

1H.  L’extradé  est  remis  avec  une  copie  de  l’arrêt  d’extradition  et  les  objets 
provenant  du  délit,  par  les  officiers  de  police  judiciaire,  aux  autorités  que  désigne 
l’état  requérant. 

Il  est  mis  en  liberté  si  l’état  requérant  n'a  pas  ponrvu  à son  extradition  dans 
le  délai  de  quinze  jours.  Une  prolongation  de  délai  peut  être  accordée  dans  les 
cas  exceptionnels  par  la  Chambre  d’accusation. 

11).  Les  frais  d’arrestation,  de  détention  et  de  transport  sur  son  territoire 
sont  supportés  par  le  canton  requis. 

20.  La  Chambre  d’accusation  accorde  le  transit  sur  le  territoire  suisse  aux 
mêmes  conditions  que  l'extradition.  Le  travail  est  effectué  aux  frais  de  l’état 
requérant. 
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Etudes  sur  les  législations  pénales  de  la  Suisse  romande.  ') 
De  la  Prescription. 

Par  Alfred  < lautier , professeur  à l’université  de  Genève. 

§ 1.  Nature. 

L’état  désarmé  par  le  temps,  l’état  se  dépouillant  lui-même  du 
droit  de  punir  sous  ce  seul  prétexte  qu’il  s’est  écoulé  quelques  mois 
ou  quelques  années  sans  que  ce  droit  ait  pu  se  manifester  d’une 
manière  efficace,  tel  est  le  spectacle  que  nous  offre  la  loi  pénale 
actuelle.  Pourquoi  ce  désistement,  l’arbitraire  seul  du  législateur 
I explique-t-il,  n’est-il  pas  au  contraire  basé  sur  d’impérieuses  raisons 
juridiques  ou  utilitaires,  et  dans  ce  cas  quelles  sont  ces  raisons? 
Ce  problème  fondamental  a re«,u  les  solutions  les  plus  diverses  et 
les  questions  accessoires  qu’il  soulève  sont  très  vivement  débattues  • 
on  comprendra  que  nous  n’ayons  pas  la  prétention,  surtout  dans 
uu  travail  où  le  droit  comparé  revendique  uue  large  place,  de 
hasarder  une  théorie  nouvelle  de  la  prescription  ; toutefois,  avant 
d’aborder  le  côté  pratique  de  notre  sujet,  pour  éclairer  notre  marche 
et  donner  à nos  recherches  une  base  scientifique,  il  nous  parait  in- 
dispensable d’exposer  l’état  actuel  de  la  controverse  en  résumant 
brièvement  quelques-unes  des  hypothèses  les  plus  récemment  émises. 

Si  l’institution  même  de  la  prescription  ne  rencontre  plus  guère 
de  nos  jours  d’adversaires  absolus  2),  il  est  juste  de  constater  que 
la  plupart  des  arguments  par  lesquels  on  cherchait  autrefois  i\  la 
justifier  sont  aujourd’hui  jugés  et  condamnés;  au  premier  rang 
parmi  ces  théories  surannée»  figure  celle  qui  prétendait  baser  la 
prescription  sur  l’amendement  présumé  du  coupable,  théorie  qui  né 
mériterait  même  pas  une  mention,  si  Tune  de  nos  législations 
romandes  ne  s’eu  était  visiblement  inspirée;  ceci  nous  force  à 

‘)  Voir  Revue,  page  15  et  s. 

*)  Ccs  adversaires  étaient  au  contraire  nombreux  à la  fin  du  dernier  siècle 
et  an  commencement  dn  notre;  voir  surtout:  Beccaria:  Des  délits  et  des  peines 
§ 13;  Bentham-Dumont:  Traité  de  législation,  II,  p.  149;  Kleinscbrod:  Nettes 
Archiv,  1817,  p.  203  et  s.:  (ïründler:  ibidem  1836,  p.  336  et  s. 

Zeitaehr.  f.  Scbweii«r  Strafrecht.  I.  Jalirg.  t>o 
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répéter,  après  tant  d’autres,  qu’admettre  le  repentir  de  la  majorité 
des  criminels,  c’eBt  méconnaître  les  données  de  l’expérience,  qu’af- 
firmer ce  relèvement  en  se  basant  sur  le  critère  tout  négatif  de 
l’absence  d’autre  délit  connu  du  même  agent  pendant  un  certain 
temps,  c’est  le  rendre  encore  plus  chimérique;  qu’enfin,  consacrer 
l’impunité  de  tous  grâce  à cette  amélioration  hypothétique  de  quelques- 
uns,  c’est  donner  un  effet  démesuré  à la  plus  incertaine  des  causes. 
Ajoutons  que,  dans  le  système  combattit,  la  prescription  des  in- 
fractions sans  perversité  (délits  imprudents,  contraventions)  reste 
inexpliquée  ').  — Plus  bizarre  encore,  et  plus  contraire  à la  réalité 
est  la  méthode  qui  veut  voir  dans  le  temps  nécessaire  au  rachat 
de  l’impunité  une  espèce  d’équivalent  de  la  peine,  à cause  des 
tortures  morales  subies  par  le  coupable,  qui  tremble  à chaque  instant 
pour  sa  vie  ou  pour  sa  liberté  -’).  — 11  faut  enfin  écarter  comme 
insoutenable  la  théorie  d’après  laquelle  la  négligence  de  l’état,  et 
la  renonciation  tacite  qui  en  serait  la  couséquence,  justifieraient 
l’extinction  de  la  pénalité  par  le  temps;  on  ne  se  débarrasse  pas 
d’un  devoir  en  alléguant  que,  par  sa  propre  faute,  on  en  a rendu 
l’exercice  plus  difficile 3).  — Après  avoir  ainsi  déblayé  le  terrain, 
abordons  l’examen  do  doctrines  plus  sérieuses  : 

D’après  Ortolan  *),  la  prescription  a pour  seule  raison  d’être 
la  disparition  de  l’intérêt  social  à la  répression;  cet  intérêt  est 

')  Plusieurs  criminalistes  de  l’époque  actuelle,  ou  particulier  Borner  Lehr- 
buch, 8”  «lit.,  p.  310.  adoptent  encore  la  présomption  d’amendement  comme 
argument  accessoire.  Garofalo,  Criminologie,  p.  375,  tout  en  repoussant  absolument 
la  prescription  pour  les  délits  des  criminels-nés,  forcément  incorrigibles,  l’admet 
pour  les  délinquants  moins  foncièrement  pervertis,  mais  sous  la  condition  expresse 
qu'ils  auront  donné,  pendant  le  délai,  des  preuves  positives  de  régénération. 

‘)  C’est  la  légendaire  „insomnie  de  vingt  ans“  ( ! ) alléguée  par  le  rapporteur 
du  code  français  : Ortolan  demande  quels  remords  peut  bien  éprouver  celui  qui, 
au  mépris  des  règlements  de  police,  arrose  des  vases  de  fleurs  placés  sur  sa 
fenêtre  et,  sous  sa  forme  ironique,  cette  observation  montre  que,  même  si  l’on 
admet  la  constance  des  remords  chez  les  criminels  volontaires,  la  théorie  laisse 
sans  base  lu  prescription  des  délits  non-intentionnels.  Et  pourtant  Dalloz,  Réper- 
toire Verbo  Prescription,  vol.  3(1,  p.  319,  admet  eucore  la  souffrance  morale  du 
délinquant  comme  argument  unique!  Voir  aussi  K.  Hélie:  Traité  d’instr.  crim.. 
IX,  p.  589  et  s. 

*)  Pour  la  réfutation  plus  complète  de  ces  théories,  et  d'autres  plus  étranges 
encore,  voir  Gründier  1.  c.  et  Heinze  dans  HoltzendoriPs  Handbuch,  II,  p.  (X>2  et  s. 

•)  Eléments  de  droit  pénal,  3*  édit.,  Il,  p.  817  et  s.;  cpar.  1,  p.  81  et  s. 
Voir  aussi  Garraud,  Traité  de  droit  pénal,  1888,  II,  p.  85 — 88,  et  Haus,  Principes 
du  droit  pénal  belge,  3*  éd..  II.  p.  269. 
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effacé  par  le  temps  ; dès  lors,  le  droit  de  prononcer  on  d’exécuter 
la  peine  est  éteint;  le  châtiment  tardif  est  mérité  peut-être,  mais 
il  n’est  pas  indispensable  à la  conservation  de  l’état,  donc  ce  dernier 
n’est  pas  en  droit  de  l'appliquer.  Sans  doute  cette  manière  de  voir 
est  une  conséquence  logique,  nécessaire  même,  de  la  conception  du 
droit  de  punir  comme  la  réalisation  du  juste  pour  autant  seulement 
qu’il  est  utile;  mais  ici,  plus  que  partout  ailleurs  peut-être,  éclatent 
les  imperfections  de  cette  théorie  bâtarde  qui  met  la  justice  à la 
merci  de  je  ne  sais  quelle  notion  d’utilité  sociale  infiniment  variable 
et  arbitraire,  et  qui,  proclamant  un  principe  absolu  pour  en  restreindre 
l'application  suivant  le  bon  plaisir  de  l’état,  pourrait,  s'il  est  permis 
de  recourir  au  langage  parlementaire  pour  désigner  une  doctrine 
où  le  droit  est  sacrifié  à la  politique,  être  qualifiée  â juste  titre 
d'opportunisme  pénal.  L’état  se  désintéresse,  dit-on,  il  oublie,  il 
refuse  de  punir  parce  qu'il  ne  croit  plus  en  avoir  besoin  ; on  com- 
prend que,  soutenue  par  de  pareils  arguments,  la  prescription  ait 
pu  être  taxée  d’institution  arbitraire  ').  Les  considérations  utili- 
taires doivent,  sans  contredit,  jouer  un  rôle  prépondérant  dans  le 
droit  positif  et  dans  la  pratique  ; c’est  la  recherche  de  l’utile  qui, 
toujours  plus,  doit  servir  â déterminer  le  but,  la  nature  et  la 
mesure  de  la  peine.  Mais  prendre  cette  utilité,  variant  avec  chaque 
délinquant,  comme  critère  abstrait  et  absolu  de  la  limitation  du  droit 
de  punir,  c’est  ce  qui  nous  paraît  pas  possible.  Il  n’est  d’ailleurs 
pas  démontré  que  la  simple  expiration  d’un  délai  de  quelques  mois 
ou  de  quelques  années  suffise,  par  elle  seule,  à détruire  l’intérêt 
social.  Notons  aussi  qu’il  y a incompatibilité  absolue  entre  cette 
théorie  et  l’admission  par  le  droit  positif  de  la  peine  capitale, 
des  peines  perpétuelles,  ou  même  des  peines  prolongées  au  delà 
du  délai  de  prescription,  car  le  temps  couvre  du  même  voile  les 
actes  de  celui  qui  subit  le  châtiment  et  le  crime  de  celui  qui  a 
pu  se  soustraire  à la  justice.  Nous  concédons,  à la  vérité,  que  le 
système  d’Ortolan  a un  avantage  pratique;  il  explique  pourquoi 
les  délais  de  prescription  sont  proportionnels  à la  gravité  des  in- 

')  Schwarze,  Archiv,  X.  F.,  1843,  p.  154  et  s.,  croit  aussi  «pie  la  peine  tardive 
peut  révolter  le  sentiment  naturel  du  droit  et  surtout  qu’elle  est  inopportune  parce 
que  l’acte  lui-méme  est  oublié;  il  faut  donc  l’éviter,  comme  on  évite  dans  la  vie 
habituelle  de  ressusciter  de  vieilles  querelles.  Mais  il  reconnaît  franchement 
qu’une  pareille  argumentation  s’appuie  sur  la  politique  et  non  sur  le  droit  strict 
Voir  aussi  Geyer  (dans  l’Encyclopédie  d’Holtzendorff,  3*  édit,  p.  741)  qui  invoque 
l’oubli  et  le  fait  que  la  peiue  n’est  plus  réclamée  comme  satisfaction  morale. 
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fractions  commises;  plus  en  effet  la  lésion  produite  est  intense, 
plus  l’alarme  est  vive,  l’intérêt  social  mis  en  éveil  et  le  souvenir 
durable  ; mais  il  s’en  faut  qu’une  pareille  considération  puisse  faire 
passer  par  dessus  la  fausseté  du  principe  lui-même  ’). 

La  solution  n’est  donc  pas  satisfaisante,  et  la  question  reste 
entière,  comment  concilier  la  loi  positive  admettant  la  prescription 
avec  les  principes  mêmes  du  droit  qui  semblent  la  proscrire?  Un 
essai  plus  récent  et  plus  juridique,  au  moins  en  apparence,  a été 
tenté  par  Heimte !) , qui  argumente  comme  suit:  Le  droit  doit 
dominer  le  fait;  s’il  y n conflit  entre  eux,  c’est  au  premier  que 
doit  appartenir  la  victoire;  or  cette  collision  est  flagrante  lorsque 
certains  actes,  punissables  en  droit,  demeurent  impunis  eu  fait  par 
cela  seulement  qu’un  certain  laps  de  temps  s’est  écoulé  depuis  leur 
commission;  il  s’agit  donc  de  trancher  cette  difficulté  de  manière, 
à assurer  la  prépondérance  du  droit,  et  le  seul  moyen  apte  à pro- 
duire cet  effet,  c’est  la  reconnaissance  juridique  du  fait  accompli  ; 
le  fait  récalcitrant  s’obstine  à ne  pas  céder,  eh  bien  le  droit  se 
rannexo  en  quelque  sorte,  la  marque  do  sou  sceau,  lui  impose  son 
nom,  et  l’impunité  factice  se  trouve  ainsi  métamorphosée  en  impunité 
juridique,  , c’est  Mahomet  qui  va  vers  la  montague  1“  Et  ce  procédé 
de  transformation  est  rendu  plus  facile,  plus  graduel,  par  une  cir- 
constance favorable  : plus  un  état  de  fait  a duré,  plus  il  se  rapproche 
d’un  droit  et  en  acquiert  l’apparence;  par  l’impunité  prolongée,  en 
particulier,  la  vie  sociale  et  économique  du  coupable  finit  par  devenir 
presque  identique  à celle  du  non-criminel,  si  bien  que  l’application 
tardive  du  châtiment  paraîtrait  inopportune  et  presque  inique.  Doue, 
d’une  pan,  nécessité  de  la  prédominance  du  droit  sur  le  fait; 
d’autre  part,  aspiration  toujours  plus  légitime  d’un  état  de  choses 
durable  à la  consécration  juridique,  telle  est  la  double  base  de  la 
prescription  pénale.  — Il  nous  parait  difficile  d’imaginer  rien  de 
plus  fragile  que  ce  système  en  vertu  duquel  ce  qui  jusqu’à 
présent  s’appelait  fait,  et  fait  illicite,  doit  désormais  s’appeler  droit. 
Rien  de  plus  contestable,  tout  d’abord,  que  le  résultat  ainsi  obtenu  ; 
on  prétend  assurer  le  triomphe  du  droit,  et  cette  soi-disant  victoire 
consiste  à laisser  pénétrer  sans  condition  l’ennemi  dans  la  place. 

')  Voir  d’autres  critiques  dans  Binding.  Handbuch,  I,  p.  828  et  aussi  dans 
lfeinze  1.  c.  p.  605,  qui  toutefois  confond  ouvertement  l’intérêt  social  avec  les 
préjugés  populaires  qui  justifient  certains  crimes. 

*)  L.  c.  p.  609  et  s.  — Dans  le  même  sens  v.  Liszt,  Lehrb.  d.  deutschen 
Strafrechts,  3*  édit.  18S8,  p.  284. 
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Mais  il  y a plus,  et  c’est  là  l’objection  fondamentale  : on  ne  crée 
pas  le  droit  à plaisir;  donc,  pour  que  le  procédé  soit  acceptable 
et  la  transformation  possible,  pour  pouvoir,  on  débaptisant  un  fait, 
forger  de  toutes  pièces  un  droit  à l’impunité,  encore  faudrait-il 
donner  à ce  dernier  une  base,  une  raison  d’être;  or  il  nous  est 
impossible  d’en  trouver  une  seule  ; le  principe  générateur,  la  source 
de  ce  droit  prétendu  nous  échappe,  on  ne  peut  même  pas  l’étayer 
sur  Viiltima  ratio  do  la  nécessité,  car  le  conflit  existant  n’est  pas 
de  ceux  qu’il  y ait  urgence  absolue  à résoudre;  il  n’y  a donc  pas 
ici  péril  dans  le  retard  et  le  rétablissement  de  l’ordre  juridique 
pourrait  attendre  son  heure  ’).  Quant  à l’argument  tiré  de  l’évo- 
lution prétendue  du  fait  durable  vers  le  droit,  c’est  là  ou  une  pure 
pétition  de  principe,  ou  une  fausse  application  des  règles  civiles 
sur  la  prescription  acquisitive  ; qu’il  puisse  y avoir  apparence  trom- 
peuse, méprise  plus  ou  moins  prolongée,  que  le  coupable  puisse  se 
couvrir  d’un  masque  d’honnête  homme,  comme  le  geai  de  la  fable 
se  pare  des  plumes  du  paon,  c’est  ce  que  personne  ne  conteste; 
mais  de  là  à une  transformation  essentielle,  à un  changement  de 
nature  à produire  des  effets  juridiques,  il  y a loin.  Enfin,  la 
théorie  combattue  nous  paraît,  au  point  de  vue  des  délais  de  pres- 
cription, conduire  aux  résultats  les  plus  inattendus;  plus  l’acte 
commis  est  grave,  en  effet,  plus  le  conflit  est  irritant,  plus  le  droit 
en  souffre  et  plus  il  importe  d’y  mettre  fin  sans  tarder;  il  y aurait 
donc  proportion  inverse  entre  l’importance  du  délit  et  la  durée  de 
la  prescription. 

Malgré  des  différences  frappantes,  les  théories  dont  nous  venons 
de  faire  l'analyse,  et  spécialement  les  deux  dernières,  ont  cependant 
un  point  de  contact,  un  résultat  commun:  qu’elle  soit  un  désin- 
téressement de  l’état  ou  une  conquête  du  droit  sur  le  fait,  c’est 
au  droit  de  punir  que  la  prescription  s’attaque  directement,  c’est 
lui  qu’elle  anénntit;  donc,  aussi  longtemps  que  ce  droit  n’a  pas 

')  Voir  Binding  1.  c.  p.  825,  note  5,  II.  En  effet,  tant  que  le  crime  et  son 
auteur  sont  restés  inconnus,  le  conflit  demeure  latent:  il  n’éciate  et  ne  devient 
aigu  que  dans  le  cas  où  le  coupable  connu  prétend  se  mettre  hors  de  toute 
atteinte  en  invoquant  le  temps  écoulé;  or,  en  pareil  cas,  la  reconnaissance  juri- 
dique de  l’impunité  n’est  point  la  seule  issue  possible  du  conflit;  il  en  existe  une 
seconde,  tout  autrement  propre  à consacrer  la  victoire  du  droit,  c’est  la  destruction 
du  fait  incompatible  avec  l’ordre  par  l’application  de  la  peine  légale;  la  nécessité 
de  faire  triompher  le  droit  sur  le  fait  aboutirait  donc  ici  à la  négation  pure  et 
simple  de  la  prescription. 
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reçu  par  l’exécution  de  la  peine  sa  réalisation  complète,  la  pres- 
cription demeure  possible  et  il  faut  considérer  comme  légitime  aussi 
bien  la  prescription  de  la  peine  déjà  prononcée  que  la  prescription 
(le  l’action  pul>lùpie\  ')  toutes  doux  ne  sont  à proprement  parler 
que  les  variétés  d’une  seule  et  mémo  espèce,  la  prescription  du 
droit  de  punir. 2)  Toute  cette  matière  touche  par  conséquent  au 
fond  et  non  à la  forme,  elle  doit  dès  lors  logiquement  trouver  sa 
place  parmi  les  dispositions  du  code  pénal. 

C’est  à un  résultat  diamétralement  opposé,  mais  tout  autrement 
satisfaisant  qu’arrive  Binding, 3)  à la  théorie  duquel  nous  n'hésitons 
pas  à donner  la  préférence.  Ce  n’est  plus  sur  une  vague  notion 
d'utilité,  sur  une  transformation  plus  vague  encore  du  fait  en  droit 
que  le  désistement  de  l’état  est  fondé,  mais  sur  ce  motif  que,  le 
temps  ayant  sapé  la  base  du  devoir  de  punir,  l’exercice  même  de 
ce  devoir  n’est  plus  possible.  Mais  d’où  dérive  cette  impossibilité, 
quand  se  produit-elle,  c’est  ce  qu’il  faut  rechercher  pour  trouver 
la  raison  d’être  et  tracer  les  limites  de  la  prescription.  Or,  ce  qui 
donne  à l’action  pénale  un  caractère  immuable,  indestructible,  c’est 
le  jugement , qui  transforme  l’accusation  en  certitude  juridique,  et 
le  jugement  no  peut  ressortir  cet  effet  qu’autaut  qu’il  intervient  à 
raison  de  faits  pleinement  prouvés;  d’autre  part,  les  moyens  de 
preuve  imparfaits  dont  nous  disposons,  traces  fugitives  ou  souvenirs 
qui  s’effacent,  sont  essentiellement  soumis  à l’action  du  temps,  qui 
peut  les  faire  disparaître  ou,  éventualité  tout  aussi  dangereuse,  les 
dénaturer  et  donner  à l’innocence  l’apparence  du  crime.  Cette 
destruction  possible  de  la  preuve  par  le  temps4)  est,  pour  un 

■)  t)n  a sauvent  signalé  l’incorrection  de  ces  deux  termes  (voir  en  particulier 
Ortolan  1.  c.  p.  311  et  Heinze  1.  c.  p.  601);  le  premier  prend  l’effet  pour  la 
cause,  le  second  est  une  fâcheuse  importation  du  droit  civil  ; nous  les  emploierons 
toutefois,  sans  nous  dissimuler  leurs  imperfections,  parce  qu’ils  ont  passé  dans 
le  langage  de  la  ductriue  connue  dans  celui  de  nos  législations  positives. 

’)  Heinxe  I.  c.  p.  (loi,  distingue  Verjährung  der  angedrobten  und  der  er- 
kannten Strafe.  Il  est  assez  difficile,  avec  ce  système  d’identitication,  d’expliquer 
pourquoi  les  délais  sont  plus  longs  pour  la  prescription  de  la  peine  que  pour 
celle  de  l’action,  et  pourquoi  les  effets  du  jugement  sont  plus  étendus  que  ceux 
de  tout  autre  acte  d’interruption.  La  théorie  d’Ortolan  justifie  toutefois  jusqu’à 
un  eertain  point  cette  différence  dans  les  délais,  puisque  le  procès  et  la  con- 
damnation gravent  les  traces  du  crime  et  rendeut  l’intérêt  social  plus  lent  à 
s’effacer. 

3)  L.  c.  p.  831  et  s. 

')  La  théorie  u’est  donc  uouvelle  que  par  la  forme  logique  dont  l’a  revêtue 
son  auteur;  l’argument  qui  lui  sert  de  base  a été  souvent  produit;  voir  en  par- 
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législateur  consciencieux,  une  raison  péremptoire  d’admettre  la  pres- 
cription de  l’action  pénale,  et  le  moment  où  son  expérience  lui 
démontre  que  la  certitude  est  impossible  à obtenir  détermine  l’ex- 
piration du  délai  de  prescription  ; ')  et,  comme  le  souvenir  des  crimes 
importants  reste  plus  longtemps  gravé  dans  la  mémoire,  la  durée 
de  ce  délai  sera  tout  naturellement  proportionnée  au  degré  de  gravité 
de  l’infractiou  commise.  Eu  consacrant  cette  forme  de  prescription, 
le  législateur  déclare  que  le  pouvoir  du  tribunal  pour  reconstituer 
le  crime  et  déterminer  la  peine  est  éteint  par  le  temps;  c’est  doue 
le  droit  de  poursuivre  et  surtout  le  droit  de  prononcer  un  jugement 
de  condamnation  que  la  prescription  frappe  eu  première  ligne,  et 
le  droit  de  punir  proprement  dit  n’est  atteint  que  par  contre-coup. 
Ainsi  comprise,  la  proscription  est  une  question  de  droit  formel,  de 
pure  procédure.  — Mais,  une  fois  la  preuve  mise  à l’abri,  uue  fois 
la  certitude  acquise  par  le  prononcé  du  jugement,  le  temps  perd 
toute  influence  appréciable  et  l’état  ne  saurait  invoquer  l’impunité, 
si  prolongée  soit-elle,  pour  se  décharger  du  devoir  d’exécuter  la 
sentence  rendue.  Heule  la  grâce  peut  lever  une  peine  prononcée 
et  sou  application  pourra  servir  à atténuer  ce  qu’un  châtiment  tardif 
aurait,  parfois  de  trop  rigoureux.  Eu  d’autres  termes,  l’institution, 
partout  consacrée  cependant,  de  la  prescription  de  la  peine  ne  peut 
être  défendue  par  aucun  argument  probant,  par  aucune  raison  sérieuse; 
elle  n’est  pas  autre  chose  qu’une  faveur  faite  par  l’état  au  coupable 
dont  l’habileté  a su  rendre  illusoire  la  condamuation  encourue. 

L’harmonie,  on  le  voit,  est  loin  de  régner  dans  la  doctrine  ; 
on  y est  en  désaccord  sur  les  principes  autant  que  sur  les  résultats; 
nos  codes  2),  à l’examen  desquels  nous  avons  hâte  d’arriver,  offrent 

ticiilier  Berner  1.  c.  p.  311,  et  K.  Hélie,  Traité  d’instr.  criminelle,  111,  p.  675;  voir 
aussi  (leyer  I.  c.  p.  711,  et  Holtzendorff  dans  l’Allg.  1).  titrafr. -Zeitung.  1367,  p.  16, 
qui  toutefois  mettent  l’accent  sur  une  prétendue  métamorphose  interveuaut  de 
façon  constante  daus  la  persoune  du  coupable,  et  rendant  impossible  la  recons- 
titution de  l'élément  subjectif  du  délit. 

‘)  Ici  se  présente  une  objection  : Pourquoi  admettre  a priori  comme  absolue 
une  impossibilité  qui  peut  ne  pas  exister  dans  l’espèce  concrète,  et  pourquoi  ne 
pas  autoriser  le  juge  à examiner  daus  chaque  cas  si,  même  après  le  délai  révolu, 
la  preuve  ne  peut  pas  être  administrée?  Binding  répond  par  la  fragilité  d’un 
pareil  essai  et  l’impossibilité  pratique  pour  le  juge  d'apprécier  le  degré  de  trans- 
formation des  preuves  à demi  effacées. 

*)  Voir  Fribourg , c.  pén.  81 — 85,  313,  160,  c.  proc.  pén.  12,  13;  Tessin, 
c.  pén.  76—78,  82—87;  Vaud,  c.  pén.  75 — 82,  Projet  1882,  77 — 81;  Valais, 
c.  proc.  pén.  445—153;  Neuchâtel,  c.  proc.  pén.  11—16;  Genève,  c.  pén.  66 — 6!), 
c.  instr.  pén.  203—205. 
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à première  vue  des  dispositions  assez  uniformes,  sans  qu’il  soit 
cependant  possible,  à une  exception  près,  de  discerner  à quel 
système  le  législateur  a entendu  se  rattacher 2).  Fribourg  adopte 
ouvertement  la  vieille  théorie  de  l’amendement  présumé,  puisqu’il 
attribue  à tout  crime  ou  délit  nouveau,  commis  pendant  le  délai  de 
prescription,  l’effet  d’uu  acte  interruptif *).  — Toutes  nos  légis- 
lations, sans  exception  et  contrairement  au  principe  que  nous  croyons 
juste,  ont,  à côté  de  l’ancienne  prescription  de  l’action  pénale,  qui 
remonte  au  droit  romain,  donné  place  à la  prescription  de  la  peine 
dont  l’origine  est  toute  moderne4).  — Presque  partout,  les  motifs 
qui  ont  engagé  le  législateur  à admettre  la  prescription  sont  con- 
sidérés comme  absolus  et  s’appliquent  uniformément  à toutes  les 
catégories  d’infractions.  Le  code  du  Tessin  cependant  fait  minorité 
sur  ce  point  et  traite  la  prescription  de  la  peine  prononcée  avec 
une  défiance  significative  ; non  content  d’édicter  des  délais  si  pro- 
longés qu’ils  rendent  l’institution  prosque  illusoire,  il  va  jusqu’à 
déclarer  imprescriptibles  toutes  les  peines  dépassant  un  certain  degré 
de  sévérité  (réclusion  perpétuelle  et  réclusion  temporaire  au-dessus 
du  second  degré);  ne  peut-on  voir,  dans  ce  refus  d’appliquer  la 
règle  générale  aux  cas  les  plus  graves,  un  aveu  implicite  de  la 
faiblesse  des  arguments  invoqués  à l’appui  de  la  prescription  de  la 
peine  ‘i  — Enfin,  lorsqu’il  s’agit  de  donner  une  place  systématique 
aux  dispositions  concernant  notre  sujet  et  de  les  classer  dans  les 
lois  de  fond  ou  dans  les  lois  de  forme,  le  désaccord  le  plus  complet 
éclate:  Deux  cantons  (Vaud  et  Tettin)  rangent  dans  le  même  titre 
du  code  pénal  les  deux  variétés  de  prescription  ; deux  autres 
( Volai s et  Xeuchâlel)  les  placent  toutes  deux  dans  le  code  de  pro- 

s)  En  ce  qui  concerne  plus  spécialement  les  codes  genevois,  nous  nous 
sommes  efforcé  de  retrouver,  soit  dans  les  rapports  à l’appui  des  projets,  soit 
dans  les  discussions  au  (irand-Conseil,  le  principe  fondamental  de  la  prescription 
dans  notre  droit  cantonal  ; ces  sources  ne  nous  ont  fourni  aucun  renseignement 
positif. 

5)  Mais  cela  seulement  pour  la  prescription  de  l’action;  celui  qni  prescrit 
une  peine  prononcée  peut  donc,  saus  risquer  d’interrompre  cette  prescription, 
commettre  une  infraction  nouvelle;  le  motif  de  cette  différence  nous  échappe. 

*)  Voir  cependant  Neuchâtel,  code  proc.  pén.  IC,  qni  ne  parle  de  la  pres- 
cription de  la  peine  qu'autant  que  le  jugement  a été  rendu  par  contumace.  U y 
a là  ou  bien  lacune,  ou  bien  défaut  de  logique,  car  on  ne  comprend  pas  pourquoi 
le  condamné  qui  s’évade  alors  que  la  peine  est  en  cours  d’exécution,  mérite  moins 
de  faveur  que  le  délinquant  qui  s’est  soustrait  aux  poursuites  avant  le  jugement. 
1,’art.  lti  est  d’ailleurs  mal  rédigé  et  imparfaitement  séparé  des  dispositions  sur 
la  prescription  de  l’action. 
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cédure,  ce  qui  (à  moins  de  se  placer  au  point  de  vue  de  l’exécution 
des  jugements,  point  de  vue  tout  à fait  inférieur  puisqu’il  s’agit 
d’une  extinction  complète  du  droit  de  punir)  ne  se  justifie  à aucun 
égard  pour  la  prescription  de  la  peine  ; Genève  scinde  la  matière 
entre  le  droit  matériel  et  le  droit  formel  et  ce  système,  la  pros- 
cription de  la  peine  une  fois  admise,  paraît  le  plus  conforme  aux 
principes1);  Fribourg  enfin,  après  avoir  traité  des  deux  prescrip- 
tions dans  le  code  pénal,  reproduit  dans  le  code  de  procédure  ce  qui 
touche  à l’action  publique  ; le  mal  ne  serait  pas  grand  s’il  existait 
une  concordance  parfaite  entre  les  dispositions  de  ces  deux  lois,  il 
y aurait  alors  simple  superfétation  ; mais  tel  n’est  pas  le  cas,  la 
reproduction  est  loin  d’être  textuelle,  il  y a même  antinomie1 
flagrante,  et  le  lecteur  qui,  après  avoir  consulté  le  code  pénal  et 
y avoir  trouvé  quelques  articles  sur  la  prescription  de  l’action 
publique,  croirait  être  au  courant  de  la  législation  fribourgeoise  sur 
la  matière,  serait  induit  dans  une  erreur  complète.  On  comprend 
l’incorrection,  le  danger  même  d’un  pareil  procédé  de  rédaction,  et 
cette  discordance  est  d’autant  plus  inexplicable  qu’il  s'agit  de  deux 
codes  élaborés  et  discutés  en  même  temps  pour  être  promulgués 
le  même  jour  2). 

§ 2.  Point  de  départ. 

Cette  question  n’offre  guère  de  difficulté  et  n’est  débattue  que 
sur  certains  points  de  détail  ; de  quelque  manière  en  effet  qu’on 
envisage  la  prescription,  elle  apparaît  toujours  comme  l’extinction 
par  le  temps  du  droit  de  juger  ou  du  droit  de  punir;  elle  naîtra 
donc,  à l’instant  précis  où,  l’un  ou  l’autre  de  ces  droits  s’ouvrant 
sans  pouvoir  s’exercer,  le  temps  commenta'  son  œuvre.  Nous  éta- 
blirons pour  plus  de  clarté  les  distinctions  suivantes  : 

')  Eu  revanche,  la  place  donnée  aux  art.  203  et  suiv.  du  code  d'instr.  pén. 
est  tout  à fait  incompréhensible;  In  prescription  de  l’action,  théorie  générale,  doit 
être  rangée  parmi  les  dispositions  préliminaires;  la  reléguer  à la  tin  du  titre 
traitant  de  l’information  préalable  est  d’autant  plus  bizarre  qu’elle  peut  être 
soulevée  en  tout  état  de  cause,  jusqu’au  jugement  définitif. 

s)  La  matière  est  d'ailleurs  éparpillée  de  la  façon  la  plus  malheureuse  : voir 
dans  le  code  pénal  (ou  chaque  classe  d’infractions  est  traitée  il  part)  les  art.  83, 
313,  460,  et  dans  le  code  de  procédure  les  art.  12,  538  et  suiv.  L’art.  12  du 
code  de  procédure,  lequel  est  censé  résumer  les  articles  du  code  pénal  sur  1a 
prescription  de  l'action  publique,  y ajoute  une  disposition  essentielle,  l’interruption 
de  cette  prescription  par  la  commission  d’un  nouveau  délit;  le  code  pénal  (85,  313) 
ne  parle  que  d’un  nouveau  crime. 
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1°  Prescription  de  l’action  publique.  D’une  manière  générale 
elle  commence  A courir  dès  que  la  poursuite  est  possible  à raison 
d'une  infraction  déterminée,  et  cette  règle  conduit,  pour  diverses 
catégories  de  délits,  aux  résultats  ci-après  : Dans  les  délits  purement 
instantanés,  la  prescription  court  dès  la  cessation  de  l’activité  cri- 
minelle ’)  ; peu  importe  d’ailleurs  que  l’infraction  soit  ou  non  connue 
et  son  auteur  découvert  ; la  négligence  sociale  n’est  pas  eu  cause, 
et  le  fait  que  l’acte  reste  ignoré  n’empêche  pas  les  preuves  de 
dépérir.  Dans  les  délits  où  la  consommation  juridique  dépend  au 
contraire  d'un  événement  ultérieur  et  parfois  lointain,  le  point  de 
départ  doit  être  fixé  au  moment  où  ce  résultat  vient  à se  réaliser, 
puisqu’il  est  un  des  éléments  du  délit;  faire  courir  en  pareil  cas 
le  délai  dès  le  jour  de  l’acte,  ce  serait  permettre  au  coupable  de 
commencer,  en  théorie  même  d’accomplir,  la  prescription  d’un  crime 
consommé  avant  la  consommation  proprement  dite 2).  Quant  aux 
délits  prolongés  3),  h'  délai  ne  peut  partir  que  de  l’instant  où  cesse 
la  violation  de  la  loi  pénale  ; admettre  le  contraire  serait  autoriser 
la  prescription  d'un  délit  qui  dure  encore.  Pour  les  délits  complexes 
ou  composés,  la  logique  voudrait  que  chacun  des  actes  isolés  dont 
l’ensemble  constitue  l’infraction  complexe  se  prescrivît  à partir  du 
moment  même  où  il  est  commis  ; toutefois  la  connexité  étroite  qui 
les  relie  et  l’inconvénient  qui  résulterait  en  pratique  de  cette  série 
de  prescriptions  échelonnées  ont  conduit  à fixer  le  point  de  départ, 
pour  tout  cet  ensemble  d’actes,  au  moment  où  le  dernier  d’entre 
eux  s’accomplit.  Knfin  pour  les  délits  d’omission,  qui  donnent  lieu 
à des  difficultés  assez  sérieuses,  on  fait  en  général  courir  la  pres- 
cription non  pas  dès  le  commencement  de  l’abstention  coupable, 
mais  depuis  l’expiration  du  temps  peudaut  lequel  l’activité  aurait 
dû  se  développer  4). 

La  plupart  de  nos  codes  n’entrent  point  dans  ces  détails  et  se 
contentent  d’édicter  une  règle  générale.  Presque  tous  marquent 

')  Pour  le  eus  où  des  poursuites  ont  été  commencées,  voir  le  paragraphe 
relatif  à l’interruption. 

!)  Hans  ce  sens  Heinz«  I.  c.  p.  617,  Dinding  I.  c.  p.  837  et  suiv.;  contra  le 
code  pénal  allemand  § 67  in  duc  formellement,  et  les  codes  romands  implicitement 
puisqu’ils  ne  prévoient  pas  ce  cas  spécial. 

s)  Dauernde  Verbrechen:  la  terminologie  française  les  nomme  en  général 
délits  continus  ou  succesifs,  voir  Garraud  I.  c.  I.,  p.  141. 

) Telle  est  la  solution  proposée  par  Heinze  1.  c.  p.  617.  Cependant  des 
embarras  peuvent  encore  surgir,  surtout  s’il  s'agit  de  la  violation  persistante  d’un 
devoir  durable;  voir  les  distinctions  établies  par  Dinding  1.  c.  p.  840 — 841. 
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comme  point  de  départ  le  moment  où  prend  tin  l’activité  person- 
nelle de  l’agent  '),  sans  tenir  compte  du  résultat,  pcut-êtro  différé. 
Beul  Texsin  exige  la  consommation,  ce  qui  implique  la  réalisation 
de  ce  résultat  au  cas  où  un  intervalle  plus  ou  moins  long  le  sépare 
de  l’acte  lui-même.  — Texsin  2)  et  Vaud  disent  expressément  que 
la  prescription  des  délits  complexes  ne  commence  à courir  qu’à  partir 
du  dernier  acte.  — Vaud 3)  se  fait  en  outre  remarquer  par  une  très 
criticable  exception  apportée  à la  règle  générale  : Les  délits  de 
faux  en  écriture  et  d’abus  do  confiance 4)  se  prescrivent  non  pas 
dès  leur  commission,  mais  du  jour  seulement  où  ils  ont  été  connus 
(sans  cependant  qu’en  aucun  cas  les  poursuites  puissent  avoir  lieu 
plus  de  dix  ans  après  le  jour  du  délit).  Le  motif  de  cette  sévérité 
particulière  réside  probablement  dans  la  facilité  de  dissimuler  ces 
infractions  et  de  prescrire  l’action  pénale  qui  en  dérive;  mais  une 
pareille  raison  n’a  rien  de  juridique  et  le  désir  louable  de  ne  pas 
laisser  certains  coupables  impunis  ne  suffit  pas  pour  créer  au  dé- 
triment de  certains  délits,  d’ailleurs  très  arbitrairement  choisis,  une 
exception  rigoureuse.  — Une  innovation  non  moins  contestable  est 
introduite  par  le  Projet  vaudoix ; elle  a trait  au  délit  de  bigamie, 
à l’égard  duquel  le  point  de  départ  de  la  prescription  est  reculé 
jusqu’à  la  dissolution  du  premier  ou  du  second  mariage 5)  ; eu 
d’autres  termes,  le  législateur  vaudois  se  propose  de  ressusciter  la 
doctrine  d’après  laquelle  la  bigamie  est  un  délit  prolongé  ; or  cette 
méthode  de  classement,  aujourd’hui  partout  condamuée,  repose  sur 
une  évidente  confusion  : la  bigamie  est  consommée  par  un  acte 

')  C’est  ce  qui  ressort  (les  termes  employés  par  eux:  Neuchâtel  (c.  proc.  13) 
„dès  le  jour  où  l’acte  a été  commis“  — (ieuèvc  (c.  iustr.  pén.  203)  „à  partir  de 
l’époque  où  l’infraction  a été  commise“,  etc. 

*)  Voir  c.  pén.  Tessin  77  c. 

*)  Voir  c.  pén.  Vaud  75  i.  f. 

*)  Le  Projet  de  1H82  (77)  consacre  la  même  exception  en  ce  qui  concerne 
les  délits  contre  la  foi  publique  les  plus  graves  (contrefaçon  d'effets  publics, 
contrefaçon  de  sceaux,  timbres,  poids,  etc.,  faux  eu  écriture  et  faux  témoignage)  ; 
en  revanche  il  fait  rentrer  l'abus  de  contiance  daus  la  règle  générale.  — Le  code 
pénal  militaire  suisse  (38)  et  le  code  pénal  fédéral  (31)  ont  des  dispositions  ana- 
logues. 

*)  Voir  art.  77  in  fine.  Le  rapport  à l'appui  du  projet  invoque  la  nécessité 
de  ne  pas  tolérer  la  bigamie  dans  le  canton  en  faveur  de  Vaudois  qui  auraient 
la  précaution,  une  fois  le  mariage  délictueux  contracté,  de  se  soustraire  aux  pour- 
suites en  |iassant  quelques  années  à l’étranger.  Mais,  en  raisonnant  ainsi,  on 
arriverait  à condamner  l’institution  elle-même,  puisque  toute  prescription  acquise 
entraîne  des  abus,  parfois  des  scandales. 
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instantané  (célébration  du  second  mariage  avant  la  dissolution  du 
premier),  acte  auquel  succède  un  état  illicite  durable  qui  en  est 
la  conséquence  sans  doute,  mais  non  pas  la  prolongation.  Dans  le 
système  du  projet,  il  faudrait  aussi,  pour  être  logique,  soutenir  que 
le  vol  est  un  délit  prolongé  et  qu’en  conséquence  la  prescription 
ne  doit  courir  qu’à  partir  du  moment  où  l’auteur  a cessé  de  jouir 
du  produit  de  son  larcin. 

On  a beaucoup  discuté  pour  savoir  si  le  jour  où  s’accomplit 
l’événement  donnant  naissance  à la  prescription  devait  constituer  le 
premier  jour  du  délai,  ou  si  ce  dernier  ne  partait  que  du  lende- 
main ; l’importance  pratique  de  la  question  est  minime,  mais,  puisque 
b'  mode  civil  de  computation  de  die  ad  diem  est  en  vigueur  par- 
tout, et  qu’il  ne  peut  pas  être  tenu  compte  des  fractions  de  jour, 
il  parait  plus  équitable  d’adopter  l’alternative  la  moins  rigoureuse 
et  d’imputer  sur  le  délai  le  jour  de  l’activité  criminelle  ‘).  Il  y a 
d’ailleurs  une  raison  plus  positive  de  décider  ainsi,  c’est  que  l’in- 
fraction ouvre  immédiatement  le  droit  d’exercer  l’action  publique  ; 
or,  s’il  est  possible  do  poursuivre  dès  le  jour  du  crime,  il  doit  être 
également  possible  de  prescrire.  C’est  du  reste  à ce  parti  que 
semblent  s’être  arrêtés  les  codes  dont  nous  faisons  l’examen  *). 

2°  Prescription  de  la  peine.  Deux  cas  peuvent  se  présenter  ici  : 

a)  Si  la  peine  n’a  reçu  aucun  commencement  d’exécution  (et 
le  cas  par  excellence  est  celui  d’une  condamnation  prononcée  contre 
un  absent  3),  l’opinion  la  plus  répandue  fait  courir  cette  prescription 
du  jour  où  la  condamnation  est  devenue  irrévocable  (spécialement 
par  l’expiration  des  délais  d’opposition),  où  par  conséquent  le  droit 

’)  Dans  le  sens  opposé  voir  Ortolan,  1.  c.  p.  322  et  suiv.,  qui  construit  à 
l’appui  de  sa  thèse  une  sorte  de  démonstration  mathématique  sans  grande  portée. 

*)  On  y rencontre  en  eilet  les  expressions  suivantes:  „à  compter  du  jour“ 
(c.  instr.  pén.  genevois  205),  „ dès  le  jour“  (c.  proc.  neucMtclois  13),  etc.  Le 
code  du  Tessin  seul  adopte  formellement  la  règle  contraire:  la  prescription  ne 
court  que  du  lendemain  de  la  consommation  et  le  dernier  jour  doit  être  entière- 
ment achevé  pour  qu’elle  soit  acquise;  en  d’autres  termes,  le  délai  de  prescription 
est  considéré  par  le  législateur  tessinois  comme  un  délai  franc  du  droit  civil. 

’)  Au  fond,  la  prescription  des  condamnations  par  contumace  est  plutôt  la 
continuation  de  la  prescription  de  l’action;  en  effet,  si  le  contumax  se  représente 
ou  vient  à être  arrêté  pendant  le  délai,  il  est  remis  en  jugement  et  la  condam- 
nation ancienne  est  anéautie.  (Binding  1.  c.  p.  81!),  note  11).  — En  tous  cas  il 
ne  saurait  être  question  de  reculer  le  point  de  départ  la  prescription  jusqu’au 
jour  où  la  condamnation  par  coutumace  est  devenue  irrévocable,  puisque  ce  résultat 
n'est  obtenu  que  par  l’expiration  même  du  délai  de  prescription. 
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d’exécution  est  assuré  et  commence  à subir  l’influence  du  tornps  ; 
telle  est  la  solution  adoptée  par  les  codes  de  Fribourg,  du  Tessin 
et  de  Vaud  ').  Plus  pratique  peut-être,  et  plus  uniforme  est  le 
système  suivi  par  les  lois  de  Neuchâtel  et  de  Genève2),  d’après  les- 
quelles la  prescription  part  du  jour  où  le  jugement  est  prononcé, 
abstraction  faite  des  délais  de  recours.  Enfin  Valais  s’attache  à la 
notion  du  ressort,  imitant  ici  le  droit  français  ; la  prescription  court 
pour  les  jugements  en  premier  ressort  depuis  l’expiration  du  délai 
d’appel,  pour  les  jugements  en  dernier  ressort  dès  le  jour  où  ils 
ont  été  prononcés  8). 

l>)  Si  la  condamnation  a été  partiellement  exécutée,  la  pres- 
cription partira  du  jour  où  l’application  de  la  peine  a cessé,  soit 
du  jour  de  l’évasion,  ou  du  paiement  d’une  fraction  de  l’amende 
encourue.  Vaud  et  Genève4),  les  seuls  codes  où  ce  point  spécial 
soit  traité,  se  rangent  à cette  manière  de  voir  5). 

3°  Ibrescription  du  droit  d'accusation  privée.  Le  code  français 
et  les  lois  suisses  qui  l’ont  imité  n’en  parlent  pas  ; dès  lors  ce 
cas  rentre  dans  la  règle  générale  et  par  conséquent,  tant  que 

')  Voir  c.  pén.  fribourgeois  84;  c.  pén.  tossinoia  84.  Le  code  vaudois  (79) 
distingue  d’une  part  les  condamnations  contradictoires  qui  doivent  être  devenues 
définitives  ponr  que  la  prescription  puisse  courir  contre  elles,  et  d’autre  part  les 
jugements  par  défaut,  soumis  à la  prescription  dès  l’expiration  de  certains  délais 
(fixés  par  les  art.  466  et  475  du  code  de  procédure  pénale);  mais,  comme  ces 
délais  n’ont  d'autre  effet  que  de  rendre  définitives  les  condamnations  prononcées 
contre  les  absents,  la  distinction  est  plus  apparente  que  réelle  et  le  Projet  de  1882 
l’a  supprimée. 

’)  Voir  c.  proc.  neucbàtelois  16  et  c.  pén.  genevois  67.  Toutefois,  le  code 
genevois,  d’accord  ici  avec  le  code  d'instr.  crim.  français  (642),  fait  exception  à 
cette  règle  en  ce  qui  concerne  les  condamnations  civiles  prononcées  par  les  tri- 
bunaux de  répression;  elles  ne  se  prescrivent  qu’à  dater  du  jour  où  le  jugement 
est  irrévocable. 

’)  Voir  c.  proc.  volaisan  445,  448;  voir  aussi,  au  sujet  de  l’appel,  les  dis- 
positions assez  singulières  des  art.  318  et  suiv.  du  même  code;  l’appel  est  possible 
de  tous  jugements  criminels  on  correctionnels;  il  est  même  obligatoire  lorsqu’il 
s’agit  d'uu  crime  grave;  c’est  le  Tribunal  criminel  du  canton  qui  statue  en  dentier 
ressort 

*)  Voir  c.  pén.  vaudois  79  in  fine  et  c.  pén.  genevois  69. 

s)  A propos  de  la  prescription  de  la  peine  comme  au  sujet  de  celle  de 
l’action  se  pose  la  question  de  savoir  quel  est  le  premier  jour  du  délai.  ‘Ortolan, 
1.  c.  p.  345  et  suiv.,  enseigne  que  le  jour  de  l’évasion  doit  profiter  uu  coupable, 
tandis  qu’au  contraire  le  jour  du  jugement  prononcé  contre  un  absent  ne  doit  pas 
être  compté  comme  jour  de  prescription.  Il  nous  parait  préférable,  pour  les  motifs 
déjà  indiqués,  d’adopter  dans  les  deux  cas  la  solution  la  plus  douce. 
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l’action  publique  n’est  pas  prescrite,  le  lésé  peut  valablement  porter 
plainte  et  donner  il  l’autorité  poursuivante  l’impulsion  nécessaire.  Le 
code  allemand  restreint  au  contraire  étroitement  le  temps  pendant 
lequel  la  plainte  est  possible,  et,  comme  correspectif  de  cette  mesure 
rigoureuse,  fixe  le  point  de  départ  de  cette  courte  prescription  au 
moment  seulement  où  la  victime  acquiert  connaissance  du  délit  et 
de  son  auteur.  Le  code  de  Fribourg  et  le  Projet  vaudois  ’)  con- 
tiennent une  disposition  analogue  à celle  du  code  allemand. 

§ 3.  Délais. 

Si  le  seul  système  admissible  en  pratique  est  celui  qui  admet 
des  délais  absolus,  déterminés  d’avance  par  le  législateur  sans 
exception  aucune,  il  faut  cependant  reconnaître  ce  qu’un  pareil 
mode  de  faire  a d’irrationnel  ; c’est  là  d’ailleurs  l’inconvénient  in- 
hérent à tous  les  délais  immuables  ; do  même  qu’il  serait  puéril  de 
croire  que  l’adolescent,  au  moment  où  il  accomplit  sa  seizième 
année,  devient,  par  une  sorte  d'illumination  subite,  capable  de  dis- 
cerner les  conséquences  fâcheuses  de  ses  actes,  ou  que  le  jeune 
homme  acquiert  avec  ses  vingt  ans  la  capacité  absolue  de  gérer 
scs  affaires,  de  même  il  serait  téméraire  de  soutenir  que  l’expiration 
d’un  nombre  déterminé  de  mois  ou  d’années  a pour  conséquence 
logique  la  brusque  extinction  du  droit  de  poursuivre  ou  du  droit 
de  punir.  Les  délais  de  prescription  pénale  ne  sont  donc  pas  autre 
chose  que  des  moyennes,  fixées  par  le  législateur  à l’aide  des 
données  do  l’expérience,  mais  non  sans  une  forte  dose  d’arbitraire  ; 
rien  ne  le  prouve  mieux  que  la  discordance  des  délais  admis  par 
nos  différentes  lois. 

1°  Prescription  de  l'action  publique.  La  majorité  des  légis- 
lations romandes,  d’accord  avec  le  code  d’instruction  criminelle 
français,  fixent  un  délai  spécial  pour  chacune  des  trois  grandes 
catégories  d’infractions.  Valais  et  Genève  adoptent  exactement  les 
délais  de  la  loi  française  (10  — 3 — 1);  Fribourtj  s’en  rapproche; 
Neuchâtel *)  les  double,  ce  qui  est  excessif  au  point  de  vue  de  la 


')  Voir  c.  pén.  allemand  § (il  et  suiv.,  c.  proc.  fribourgeois  13,  Projet 
vaudois  78. 

’)  Voir  c.  proc.  val.  146,  417,  449,  c.  instr.  pén.  gen.  203 — 205,  c.  proc. 
frib.  12,  c.  proc.  neuch.  13 — 14.  la*  code  fribourgeois  fixe  20  aus  pour  les  crimes 
punis  de  mort  ou  perpétuité,  10  ans  pour  les  autres  crimes,  5 ans  pour  les  délits 
et  3 mois  pour  les  contraventions.  Le  code  genevois  203  contient  une  lacune; 
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disparition  possible  des  preuves.  — Mais  ici  se  présente  une 
difficulté  devant  laquelle  la  jurisprudence  et  la  doctrine  françaises 
ont  longtemps  hésité  ; tant  que  la  peine  n’est  pas  prononcée,  en 
effet,  on  peut  hésiter  sur  le  caractère  à donner  à l’infraction;  or, 
il  se  peut  que  le  résultat  du  débat  ne  soit  point  conforme  aux 
prévisions  du  juge  informateur,  il  se  peut,  par  exemple,  qu’un 
prévenu  mis  eu  accusation  pour  crime  ne  se  trouve  en  définitive 
frappé  que  d’une  peine  correctionnelle  (soit  par  la  négation  d’une 
circonstance  aggravante,  soit  par  l’admission  d’une  excuse  légale 
ou  do  circonstances  atténuantes).  Comment  calculer  en  pareil  cas 
le  délai  de  prescription,  et  que  faire  surtout  si,  au  moment  où  la 
condamnation  purement  correctionnelle  intervient  à raison  d’un  fait 
d’abord  qualifié  crime,  le  délai  fixé  pour  la  prescription  de  l’action 
naissant  d’un  délit  est  déjà  révolu  “ L’importance  de  la  question 
se  conçoit  puisque,  selon  la  réponse  qui  lui  sera  donnée,  il  faudra 
ou  bien  procéder  à l’exécution  de  la  condamnation  prononcée,  ou 
au  contraire  libérer  sans  délai  le  coupable  t\  l’égard  duquel  le  droit 
de  poursuivre  n’existe  plus.  Or,  tout  comme  en  France,  le  problème 
peut  se  poser  dans  les  cantons  où  la  division  tripartite  des  infractions 
est  la  base  des  délais  de  prescription  *)  ; il  importe  donc  que  la 
solution  en  soit  indiquée  : Le  système  français,  dont  la  critique 
n’est  plus  à faire  et  qui  est  battu  en  brèche  de  toutes  parts  2),  fait 
de  la  peine  seule  le  critère  distinctif  des  crimes  et  des  délits;  dès 
lors  la  qualification  donnée  au  fait  criminel  pendant  la  phase  d’in- 
struction est  essentiellement  provisoire  et  soumise  à une  sorte  de 
condition  résolutoire  ; l’acte  appelé  crime  par  le  juge  informateur 
et  la  chambre  d’accusation  diminue-t-il  d’importance  au  débat,  et 
le  verdict  rendu  n’autorise-t-il  l’application  que  d’une  peine  correc- 
tionnelle, cet  acte  devient  un  simple  délit,  il  est  censé  n’avoir  jamais 
été  autre  chose,  c’est  donc  à titre  de  délit  qu’il  a dû  se  prescrire, 


il  parle  des  t rimes  „ entraînant  la  réclusion“  et  oublie  le  bannissement  ; il  est  vrai 
que  cette  dernière  peine  n'est  appliquée  qu’une  seule  fois  par  notre  code  pénal 
(art.  87). 

')  Les  codes  cantonaux  emploient  en  effet  les  mémos  termes  que  la  loi 

française;  .l’action  publique  pour  un  crime pour  un  délit“  (c.  instr.  pén. 

gon.  203—204)  — „s’il  s'agit  d’un  crime  ....  d’un  délit“  (c.  proc.  pén.  fril».  12). 

’)  La  plupart  des  législations  élaborées  ces  dernières  années  ont  enfin  rejeté 
la  division  en  crimes,  délits  et  contraventions.  Voir  à ce  sujet  les  renseignements 
donnés  par  von  Liszt,  Der  italienische  Strafgesetzentwurf,  Freiburg  i.  IL.  1888, 
page  3—4. 
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et,  ai  le  délai  pour  la  prescription  du  l'action  naissant  d’un  délit  est 
expiré,  la  poursuite  doit  être  déclarée  irrégulière,  la  libération  doit 
être  immédiatement  prononcée  '). 

Vaud  (où  la  division  tripartite  est  inconnue)  et  Tessinn*) 
spécialisent  davantage  et  établissent  des  délais  variant  avec  l’in- 
tensité de  la  peine  prévue  pour  chaque  infraction  ; lorsque  cette 
peine  est  relativement  déterminée  quant  à la  durée,  c’est  le  maximum 
qui  décide  ; lorsque  l’option  est  laissée  au  juge  entre  deux  peines, 
c’est  la  plus  grave  qui  sert  à déterminer  la  duree  de  la  prescription. 
Le  code  tessinois,  résolvant  une  ancienne  controverse,  déclare  on 
outre  expressément  que  toutes  les  circonstances  aggravantes  ou 
atténuantes  prévues  par  la  loi  (récidive,  âge,  ivresse,  etc.)  doivent 
entrer  en  ligne  de  compte  et  influer  sur  la  longueur  du  délai  ; les 
caractères  généraux  de  l’infraction,  la  peine  qui  la  frappe  dans  les 
cas  ordinaires,  ne  suffisent  donc  pas  pour  déterminer  a priori  par 
quel  laps  de  temps  l’action  se  prescrira  ; il  faut  encore  examiner 
les  circonstances  particulières  de  chaque  cas,  et,  suivant  la  nature 
de  ces  circonstances  spéciales,  le  même  crime  ou  délit  peut 
être  soumis  à des  délais  de  prescription  très  divers;  en  d’autres 
termes,  ce  n'est  pas  comme  notion  légale,  c’est  comme  espèce  con- 
crète que  se  prescrit  l’action  dérivant  de  chaque  infraction. 

')  Ortolan  1.  c.  p.  319  et  s.  veut  distinguer  ici  entre  les  circonstances  éta- 
blissant la  culpabilité  absolue  (p.  ex  négation  de  faits  qualifiant  un  vol,  admission 
d'une  excuse  légale)  et  celles  qui  n’out  trait  qu’à  la  culpabilité  individuelle  (cir- 
constances atténuantes).  Les  premières  seules  auraient  le  pouvoir  de  changer  le 
crime  en  délit.  Dans  le  même  seus  Garraud  I.  c.,  13,  p.  90 — 91,  234  et  s.  I.e 
système  parait  peu  d'accord  avec  l’art.  1 du  code  pénal  français.  Quand  la  loi 
punit  d’une  peine  correctionnelle  un  crime  commis  dans  des  circonstances  atté- 
nuantes, elle  en  fait  elle-même  un  délit.  Il  est  vrai  qu’il  faut  combiner  plusieurs 
articles  du  rode  pour  arriver  à ce  résultat,  mais  il  en  est  de  même  en  cas  d’ex- 
cuse. Garraud  enseigne  qu'en  cas  d'excuse  lu  peine  correctionnelle  est  édictée 
par  la  loi,  taudis  qu’au  cas  de  circonstances  atténuantes  eile  est  seulement  ap- 
pliquée par  le  juge.  La  valeur  de  cette  distintion  nous  échappe.  Que  la  mitigation 
dérive  de  l'admission  d'une  excuse  ou  de  celle  de  circonstances  atténuantes,  elle 
n'en  est  pus  moins  imposée  au  juge,  et,  dans  un  cas  comme  dans  l’autre,  la  loi 
reste  la  seule  source  de  la  peine.  La  cour  de  cassation  va  plus  loin  encore  et 
dénie  toute  iniliience  aux  excuses  comme  aux  circonstances  atténuantes  (sauf  eu 
ce  qui  concerne  l’excuse  d'àge).  Voir  les  arrêts  cités  par  Garraud  1.  c.,  Il,  p.  229, 
note  4,  et  237,  note  10. 

*)  Voir  c.  |>én.  vaud.  75  et  c.  péu.  tess.  74»  ; les  délais  admis  par  cette 
dernière  législation  et  qui  oscillent  entre  20  et  3 ans  sont  criticables  comme  trop 
prolongés.  Trop  longs  aussi  sont  les  délais  prévus  par  le  Projet  vaudois  art.  77. 
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2°  Prescription  de  l’action  civile,  il  s’agit  ici,  cela  va  sans  dire, 
de  l’action  en  dommages-intérêts  portée  par  devant  les  tribunaux  civils  ; 
l’action  civile  devant  les  tribunaux  de  répression,  accessoire  à la  pour- 
suite publique  et  ne  pouvant  exister  sans  cette  dernière,  doit  évidem- 
ment se  prescrire  d'après  les  règles  indiquées  au  numéro  précédent, 
sans  qu’il  soit  besoin  à cet  égard  de  dispositions  spéciales.  Ceci  posé, 
nous  constatons  que  nos  codes  se  partageaient  inégalement  entre  deux 
systèmes  opposés  : Tandis  que  Genève  ')  soumettait  l’action  civilo 
au  délai  de  prescription  de  l’action  publique,  Neuchâtel  et  Valais  2) 
expressément,  les  autres  législations  implicitement  (car  le  silence 
gardé  sur  ce  point  dans  le  code  pénal  entraîne  l’assimilation  de 
l'action  eu  dommages-intérêts  dérivant  d’une  infraction  à une  action 
civile  ordinaire),  appliquaient  les  délais  du  droit  civil.  Ce  dernier 
système  a souvent  été  combattu  par  les  arguments  suivants  : Lorsque 
l’action  publique  est  prescrite,  l’action  civile  ne  peut  être  exercée 
sans  préjudice  grave;  le  lésé  réclamant  des  dommages-intérêts  et 
faisant  la  preuve  du  fait  délictueux  alors  que  le  ministère  public 
est  dans  l’impuissance  do  poursuivre,  c’est  là  un  spectacle  propre 
à détruire  le  prestige  de  la  justice.  L’argument,  il  est  vrai,  n’a 
de  portée  qu’autant  que  les  délais  civils  sont  plus  longs  que  ceux 
de  la  prescription  pénale;  c’est  en  particulier  le  cas  en  France. 
Mais  la  loi  civile  a-t-elle,  au  contraire,  abrégé  les  délais  de  pres- 
cription, on  pourrait  se  trouver  en  face  de  l’inconvénient  inverse, 
la  victime  étant  dans  l’impossibilité  d’obtenir  satisfaction  lorsque  la 
poursuite  publique  peut  encore  être  exercée.  Dans  un  cas  comme 
dans  l’autre  la  survivance  de  l’une  des  deux  actions  à l’autre  est 
fâcheuse,  et  il  paraît  préférable  de  les  soumettre  toutes  deux  au 
même  délai.  — Dès  lors  la  législation  fédérale  est  venue  apporter 
une  disposition  uniforme  au  sujet  de  la  prescription  des  actions 
civiles  nées  d’actes  illicites.  Malheureusement  le  texte  de  l’art.  69 
C.  O.  ne  peut  être  approuvé  sans  réserve8);  le  second  alinéa  de 
cet  article  établit,  il  est  vrai,  que  l’action  civile  dure  aussi  longtemps 


')  Voir  c.  instr.  pén.  gen.  203 — 205. 

9 Voir  c.  proe.  pén.  neuch.  12,  c.  proc.  pén.  val.  152  ; ce  dernier  code  (119)  fait 
pourtant  exception  pour  l’action  civile  dérivant  des  contraventions  qui  se  prescrit 
par  une  année,  comme  l’action  publique. 

”)  Le  choix  du  point  de  départ  (69,  alinéa  1)  nous  parait  déjà  contestable; 
la  question  de  savoir  à quel  moment  précis  la  victime  a acquis  connaissance  du 
dommage,  et  surtout  de  son  auteur,  peut  donner  lieu  en  pratique  à des  difficultés 
réelles. 

Zcitechr.  f.  Schtteiser  Strafrecht.  1.  Jehrg.  30 
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que  l'action  publique;  mais  l’autre  danger,  le  plus  grave,  n’est  p 
écarté,  car  l’action  civile  peut  survivre  à la  poursuite  publique  da 
les  cas  exceptionnels  oit  le  dommage  et  son  auteur  ne  sont  q 
tardivement  connus  ').  Mieux  aurait  valu  identifier  pour  tous  I 
cas  le  délai  de  prescription  de  l’action  civile  à celui  de  l'acti 
publique.  11  est  vrai  que  c’eût  été  l’uniformité  perdue  et  l’alu 
cation  complète  (l’art.  (19,  alinéa  2,  est  déjà  une  abdication  partiell 
du  législateur  fédéral. 

3°  Prescription  de  la  peine.  Ici  les  délais  peuvent  être  pr 
longés  sans  inconvénient,  puisqu’il  ne  s’agit  plus  de  la  conservatb 
des  preuves;  ils  doivent  même  l’être,  puisque,  à entendre  les  par 
sans  de  cette  espèce  de  prescription,  la  publicité  qui  ressort  de 
procédure  et  du  jugement  rend  l’intérêt  social  plus  durable.  Au: 
ne  comprend-on  guère  la  méthode  adoptée  par  le  code  de  .Ve 
châtel,  lequel,  seul  parmi  les  lois  romandes,  fixe  pour  les  dei 
prescriptions  des  délais  de  même  durée  ■).  lofât*  et  Genève  double 
à peu  de  chose  près  les  délais  de  prescription  de  l’action , < 
distinguant  encore  ici  d’après  les  trois  grandes  catégories  d’infra 
tions  3).  Fribonri / et  Vaud  (sauf  eu  ce  qui  concerne  la  réclusii 
perpétuelle  qui  se  prescrit  par  25  ans  dans  le  premier  canton 
par  30  ans  dans  le  second)  spécialisent  et  fixent  le  temps  nécessai 
pour  prescrire  la  peine  dans  chaque  cas  au  double  du  chûtime 
prononcé  ou  restant  à subir  *).  Nous  avons  noté  déjà  la  défave 
avec  laquelle  la  proscription  de  la  peine  est  traitée  par  le  code  i 

')  Kxeniple  : Le  lésé  ne  découvre  que  durant  la  huitième  année  l’auteur  d’ 
délit  correctionnel  commis  A Genève;  l’art.  69,  alinéa  1,  O.  l'autorise  à inten 
l’action  civile;  l’art.  204  c.  instr.  pén.  gen.  a déjà  dès  longtemps  réduit  le  mi 
stère  public  à i’impuissance. 

’)  Voir  c.  proc.  pén.  neitcb.  13,  14,  16.  I.a  régie  revoit  toutefois  excepti 
en  ce  qui  concerne  les  contraventions  de  la  compétence  des  juges  de  paix  (v 
art.  16  modifié  par  le  décret  du  28  Octobre  1884). 

*)  Voir  c.  proc.  pén.  val.  445,  448  qui  fixe  20,  10  et  2 ans;  c.  pén.  g 
66 — 67  qui  fixe  20,  5 et  2 ans. 

•)  Fribonrg  (c.  pén.  frib.  84,  313,  460)  ne  suit  d’ailleurs  cette  méthode  c 
pour  les  crimes  et  fixe  pour  les  délits  et  contraventions  des  délais  unifoni 
(5  ans  et  3 mois;  ce  dernier  délai,  identique  à celui  de  la  prescription  de  l’act 
née  des  contraventions,  est  trop  court).  — Vatitl  (c.  pén.  vand.  77  ; projet  t 
établit  un  minimum  de  2 ans  et  nn  maximum  de  30  ans.  — lut  règle  ci-des: 
est  d’ailleurs  inapplicable  aux  peines  pécuniaires,  pour  lesquelles  un  délai  t 
est  de  rigueur;  Vaud  admet  1 nn  (Projet  vaud.  2 ans),  Fribonrg  5 aus.  La  pe 
spéciale  de  la  réprimande  se  prescrit  en  droit  vuudois  par  six  mois. 
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Tessin  *),  et  constaté  que  la  réclusion  au-dessus  du  second  degré 
est  imprescriptible  ; en  ce  qui  concerne  les  autres  peines,  le  légis- 
lateur établit  une  échelle  de  délais  dont  le  degré  inférieur  correspond 
encore  à une  durée  de  dix  ans. 

Ici  peut  encore  se  poser  une  question  analogue  à celle  résolue 
tout  à l’heure:  Après  poursuite  pour  crime,  une  peine  purement 
correctionnelle  est  prononcée;  par  quel  délai  va-t-elle  se  prescrire? 
A fortiori  adopterons-nous  pour  le  présent  cas  la  même  règle  que 
ei-dessus  ; ce  qui  se  prescrit  en  effet,  c’est  la  peine,  ou  plus  exac- 
tement le  droit  de  punir  tel  qu’il  dérive  de  l’arrêt  de  condamnation. 
C’est  donc  d’après  le  châtiment  prononcé  et  uon  d’après  la  qualifi- 
cation légale  de  l’infraction  que  le  délai  doit  se  calculer a). 

Enfin  trois  de  nos  législations  contiennent  ou  contenaient  des 
dispositions  particulières  concernant  la  peine  capitale.  D’après  le 
code  du  Valais*),  le  délai  de  prescription  est  de  trente  années  et 
court  dès  la  date  du  jugement  rendu  en  dernier  ressort.  Les  textes 
des  codes  de  Vand  et  Fribourg, 4)  bien  qu’abrogés  aujourd’hui  et 
ne  présentant  plus  qu’un  intérêt  historique,  méritent  d’être  men- 
tionnés, ne  fût-ce  que  pour  leur  bizarrerie.  Trois  ans,  en  effet, 
suffisaient  pour  prescrire  la  peine  de  mort  et  la  commuer  do  plein 
droit  en  une  réclusion  perpétuelle  (Fribourg),  ou  de  trente  années 
(Vaud)  ; et,  pour  rendre  plus  dérisoire  encore  ce  délai,  déjà  si  court, 
on  lui  donnait  pour  point  de  départ  non  pas  le  jour  de  l’arrêt,  mais 
le  jour  du  crime.  Rien  de  plus  étrange  que  cette  admission  timide, 
presque  honteuse,  de  la  peine  de  mort  par  le  législateur  ; rien  de 
plus  inique  que  les  résultats  d’un  pareil  procédé:  deux  individus 
sont  condamnés  à mort  ; l’un  d’eux  a pu  être  saisi,  on  l’exécute 
sans  scrupule,  l’autre  a pu  fuir,  et  quelques  mois  lui  suffiront  pour 

')  Voir  c.  pén.  tess.  82—83. 

J)  Dans  le  même  sens  Ortolan  1.  c.  p.  343,  (larraud  I.  c.,  II,  p.  129.  Cette 
solation  semble  d’ailleurs  imposée  par  les  expressions  mêmes  dont  se  servent  les 
codes:  „les  peines  criminelles correctionnelles de  police  se  pres- 

crivent“ etc.  (c.  pén.  gen.  66 — 67)  ; voir  surtout  le  code  de  proc.  pén.  val.  art.  445  : 
„les  peines  portées  par  les  jugements  en  matière  criminelle  ...  les  peines  pro- 
noncées par  les  tribunaux  de  première  instance“  etc.  — La  question  a d’ailleurs 
été  récemment  tranchée  dans  le  sens  indiqué  par  un  arrêt  du  Tribunal  fédéral 
du  6 Mars  1886  (affaire  Vaugon). 

’)  Voir  code  proc.  pén.  val.  445  et  loi  sur  le  rétablissement  de  la  peine  de 
mort  du  24  Novembre  1883. 

*)  C.  pén.  vaud.  77  a (comp.  décret  du  20  Janvier  1875);  c.  pén.  Mb.  84  a 
(comp.  décret  du  19  aoftt  1874).  — Comparer  c.  pén.  militaire  féd.  S9a. 
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racheter  sa  vie;  jamais  prime  plus  éuormo  et  plus  facile  à gagner 
ne  fut  offerte  à l’habileté  du  coupahle.  On  comprend  de  reste  que 
l’application  du  châtiment  suprême  devienne  impossible,  lorsque  le 
législateur  lui-même  s’applique  à le  déconsidérer.  Quoi  qu’il  en 
soit,  à l’expiration  de  ce  délai  spécial  de  trois  ans,  le  droit  de 
punir  se  trouvait  brusquement  amoindri,  et,  comme  si  à ce  moment 
même  un  second  arrêt  portant  réclusion  eût  été  prononcé,  un  nou- 
veau délai  de  prescription  commençait  à courir  '). 

4°  Prescription  des  condamnations  civiles.  Va  ad,  Fribourg  et 
Genève *)  appliquent  expressément  les  délais  du  droit  civil  aux  con- 
damnations civiles  prononcées  par  les  tribunaux  de  répression. 
L’action  civile,  d’abord  liée  à la  poursuite  publique  et  devenue  un 
simple  accessoire  de  cette  dernière,  s’en  détache  donc  une  fois  le 
but  atteint  par  le  jugement  et  devient  indépendante  pour  procéder 
à la  réalisation  des  réparations  obtenues.  Remarquons  qu’en  droit 
français  cette  règle  est  tout  à l’avantage  de  la  partie  lésée,  à cause 
de  la  longueur  des  délais  civils  de  prescription  (et  il  en  était  de 
même  en  droit  genevois  au  moment  où  notre  code  pénal  de  1874 
consacrait  ce  principe);  la  réparation  peut  être  poursuivie  longtemps 
après  que  le  droit  d’exécuter  la  peine  est  anéanti.  — Mais  que 
faut-il  entendre  actuellement  en  Suisse  par  les  règles  civiles  de 
prescription;  le  code  des  obligations  est-il  applicable  en  cette  matière, 
bien  qu'il  ne  traite  que  de  la  prescription  des  actionsf  Faut-il 
au  contraire  faire  application  du  droit  cantonal,  sous  prétexte  qu’il 
ne  s’agit  que  d’une  mesure  d’exécution  ? La  question  parait  déli- 
cate3) et  mériterait  d’être  examinée  plus  à fond;  la  première  solu- 
tion nous  semble  toutefois  devoir  être  préférée;  en  s’occupant  de 
la  prescription  des  actions,  le  législateur  fédéral  a entendu  régir  la 
prescription  extinctive  dans  son  ensemble  ; le  code  des  obligation» 
considère  l’action  comme  le  mode  général  de  réalisation  du  droit, 
sans  distinguer  entre  les  prétentions  ordinaires  et  celles  qui,  par 
l’obtention  d’un  titre  exécutoire,  ont  reçu  uue  sorte  de  réalisation 

')  Le  délai  total  pour  prescrire  la  peine  de  mort  était  donc  de  trente-trois 
ans  dans  le  canton  de  Vuud  (c.  pén.  vaud.  77  a,  79  c)  et  do  vingt-huit  ans  dans 
le  canton  de  Fribourg  (c.  pén.  frib.  84  a et  84  in  fine). 

-)  Voir  c.  pén.  vaud.  82,  c.  proc.  pén.  frib.  539,  c.  pén.  gen.  68. 

*)  On  eu  comprendra  Pimportauee  en  songeant  que  pour  le  canton  de  Genève, 
par  exemple,  la  première  alternative  entraîne  la  prescription  décennale,  la  seconde 
la  prescription  treutenaire  du  code  civil. 
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imparfaite  ')  ; on  peut  ajouter  que  le  droit  résultant  d’un  jugement 
n’est  pas  autre  chose  qu’une  actio  jtidicati.  — Mais,  bien  que  le 
droit  fédéral  paraisse  seul  applicable,  une  difficulté  reste  encore  à 
vaincre:  Comment  calculer  le  délai  de  prescription  des  condamnations 
civiles  ? Admottra-t-on  le  délai  décennal  uniforme  de  l’art.  146  ; 
fera-t-on  au  contraire  usage  de  la  règle  contenue  dans  l’art.  69, 
alinéa  2,  d’après  laquelle  l’action  civile  a la  même  durée  que  la 
poursuite  pénale  ? A l’appui  de  la  première  opinion  on  peut 
soutenir  que  le  jugement  emporte  novation,  qu’il  devient  la  seule 
base  de  la  prétention,  qu’il  ne  s’agit  donc  plus  de  distinguer  si 
l’action  dérive  ou  non  d’un  fait  illicite,  qu’il  faut  au  contraire  la 
soumettre  à la  règle  générale.  Nous  préférons  toutefois  le  système 
contraire,  soit  parce  qu’il  est  plus  équitable  pour  la  partie  lésée  *), 
soit  surtout  parce  que,  d’après  le  point  de  vue  expliqué  ci-dessus, 
nous  ne  croyons  pus  que  le  législateur  fédéral  ait  entendu  séparer 
des  autres  actions  résultant  de  faits  illicites  celles  qui  ont  été  re- 
connues par  un  jugement;  nous  admettons  donc,  par  application  de 
l’art.  69,  que,  dans  les  cas  où  la  prescription  de  la  peine  est  su- 
périeure en  durée  à dix  années,  la  prescription  des  condamnations 
civiles  doit  être  prolongée  dans  les  mêmes  limites. 

5°  Prescription  du  droit  d’accusation  privée.  Nous  avons  dit 
déjà  que  Fribourg  et  le  Projet  vaudou 3)  lui  attribuaient,  à l’imi- 
tation du  droit  allemand,  une  durée  très  réduite.  Ce  délai,  dont 
le  point  de  départ  spécial  a été  indiqué,  est  fixé  à six  mois;  le 
rapport  à l’appui  du  Projet  de  Vaud  indique  que  cette  restriction 
a pour  but  de  couper  court  à certaines  tentatives  de  chantage,  la 
victime  prétendue  pouvant  à l’heure  actuelle  attendre  à son  gré 
la  disparition  des  preuves  à décharge,  ce  qui  est  une  source  d’abus. 
Fribourg  indique  expressément  qu’il  s’agit  ici  d’un  délai  tout  per- 
sonnel, c’est-à-dire  que  s’il  y a plusieurs  lésés,  la  connaissance 
acquise  par  un  seul  de  l’offense  et  de  son  auteur  ne  fait  pas  courir 
la  prescription  à l’égard  des  autres.  En  outre,  à teneur  du  Projet 

')  Comparer  en  particulier  les  art.  15ti  et  157  C.  O. 

*)  Si  l’on  soumet  an  délai  décennal  uniforme  les  condamnations  civiles,  les 
peines  criminelles  à Genève  leur  survivront  de  dix  ans  (c.  pén.  (ten.  fit!)  ; la  peine 
de  la  perpétuité  pourra  s’exécuter  eu  droit  fribourgeois  15  ans,  en  droit  vaudois 
20  ans  apres  le  moment  où  les  réparations  civiles  sont  éteintes  (c.  p.  vaud.  77  b, 
c.  p.  frib.  84  a,  b). 

’)  Voir  c.  proc.  pén.  frib.  13  et  Projet  vaud.  78.  Comparer  code  pénal 
allemand,  § ßl  et  s.,  où  le  délai  est  fixé  à 3 mois. 
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vaudoi»,  la  prescription  est  acquise  par  trois  ans  à compter  du  jour 
du  délit,  abstraction  faite  de  l’ignorance  où  peut  être  demeurée  la 
victime  '). 

§ 4.  Interruption. 

Faut-il  reconnaître  à certains  actes,  à certaines  manifestations 
incomplètes  du  droit  de  punir,  le  pouvoir  d’anéantir  l’effet  du  temps 
écoulé,  et  quels  seront  ces  actes  Ÿ La  réponse  dérive  du  principe 
fondamental  pris  comme  base  de  la  prescription  ; repose-t-elle  sur 
l’intérêt  social  disparu,  tout  acte  quelconque  pouvant  réveiller  le 
souvenir  du  crime  doit  interrompre  le  cours  du  temps  ; dans  le 
système  de  Hein/.e,  au  contraire,  ces  actes  seuls  auront  un  effet 
interruptif  qui  sont  en  contradiction  flagrante  avec  l’impunité  factice 
dont  la  prolongation  crée  l’impunité  de  droit  ; ost-ce  entin  la  perte 
probable  des  preuves  qui  seule  justifie  la  prescription,  le  pouvoir 
d’interrompre  ne  peut  être  donné  qu’aux  actes  servant  efficacement 
à la  reconstitution  du  crime.  — Nous  distinguerons  encore  ici  : 

1°  Prescription  de  l’action  publique.  Nos  codes  offrent  à cet 
égard  des  textes  assez  disparates: 

a)  Trois  d’entre  eux  ( Valais.  Neuchâtel,  Genève)  admettent  l’in- 
terruption d’une  façon  aussi  large  que  possible  2),  et,  comme  le  code 
français,  donnent  l’effet  interruptif  non  seulement  à tous  les  actes 
de  poursuite  (actes  ayant  pour  but  de  s’emparer  de  la  personne 
d’un  auteur  connu,  ou  tout  au  moins  de  l’amener  devant  la  justice), 
mais  encore  à tous  les  actes  d’instruction  (actes  ayant  pour  but 
d’assurer  la  preuve  ou  de  découvrir  le  coupable);  chacun  de  ces 
actes  devieut  donc  le  point  de  départ  d’un  nouveau  délai  de  pres- 
cription interrompu  par  l’acte  suivant.  11  est  un  point  toutefois  qui 
reste  obscur  et  sur  lequel  nos  législateurs  auraient  dtl  fournir  dos 
explications  plus  catégoriques  : L’interruption  résultant  d’un  acte 
do  poursuite  a-t-elle  un  caractère  personnel  et  ne  concerne-t-elle 
que  celui  contre  lequel  cette  procédure  est  dirigée  ; est-elle  au  con- 
traire absolue  et  l’acte  fait  contre  un  seul  interrompt-il  le  cours 

'■)  Il  y u Jonc  là  Jeux  délais  distincts,  l’un  de  trois  ans,  courant  dès  le 
jour  de  l'acte,  l’autre  de  six  mois,  s’ouvrant  au  cas  seulement  oit  le  lésé  acquiert 
connaissants»  du  fait  ; ce  dernier  peut  même  être  considérablement  réduit,  si  la 
découverte  n’intervient  qu'il  la  tin  de  la  troisième  année. 

’)  Ce  qui  semble  indiquer  que  ces  trois  législations  se  rattachent  à la  théorie 
de  l’utilité  sociale.  Voir  c.  proc.  val.  1 10,  449,  c.  proc.  neticlt.  13—14,  0.  instr. 
«en.  geu.  203 — 201.  Comparer  c.  instr.  crim.  français  037 — 638. 
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<lu  temps  à l’égard  de  tous  les  participants  ? La  première  solution 
est  admise  en  droit  allemand,  la  seconde  est  colle  de  la  loi  fran- 
çaise ').  Dans  le  silence  de  nos  codes  sur  ce  point  spécial,  la 
généralité  des  expressions  employées  par  eux,  ot  surtout  le  fait  que 
les  actes  de  pure  instruction,  à caractère  tout  impersonnel,  suffisent 
à créer  l’interruption,  tout  cela  milite  en  faveur  do  la  seconde 
alternative  "J.  — Aucune  loi  n’exige  d’ailleurs  que  ces  actes  de 
procédure  soient  entourés  d’une  certaine  publicité,  qui  puisse  les 
porter  tôt  ou  tard  à la  connaissance  du  prévenu. 

La  règle  ci-dessus  n’est  en  vigueur  à Genève  que  pour  les 
crimes  et  les  délits  ; en  ce  qui  concerne  les  contraventions,  notre 
législateur  a pensé  qu’il  importait  surtout  d’en  finir  vite  et  de  ne 
pas  faire  de  procédure  sans  résultat  ; aussi  le  délai  d’uu  an  fixé 
par  l’art.  205  du  code  d’instruction  pénale  n’est-il  susceptible  d'au- 
cune interruption  quelconque;  il  court  malgré  les  actes  d’instruction, 
malgré  les  actes  de  poursuite,  et  si  dans  l’année  de  la  commission 
le  jugement  définitif  de  condamnation  n’est  pas  intervenu,  la  pres- 
cription est  acquise;  cette  disposition  est  d’origine  française®). 

Valais  et.  Neuchâtel  4)  admettent  au  contraire  les  mêmes  règles 
d’interruption  pour  les  trois  catégories  d’infractions. 

h)  Fribourg  ne  reconnaît  qu’une  seule  cause  d’interruption, 
cause  toute  spéciale,  qui  ne  provient  pns  d’un  acte  de  procédure 
fait  contre  le  prévenu,  mais  qui  touche  à l’activité  personnelle  du 
coupable,  c’est  la  commission  par  lui  d’un  nouveau  crime  ou  délit 5). 

c)  Un  troisième  groupe  est  formé  par  les  codes  de  Vaud  et 
du  Tessin  ; ici  l’interruption  proprement  dite  est  inconnue  et  les 
poursuites,  tant  qu’elles  durent,  ont  un  cft'et  purement  suspensif®); 

')  Voir  c.  pén.  allemand.  § 68,  c.  iustr.  eriin.  français,  art.  637  in  line. 

*)  En  conséquence,  un  acte  d’instruction  qui  ne  vise  aucun  coupable  déter- 
miné suffit  pour  interrompre  (p.  ex.  descente  sur  les  lieux);  d’autre  part,  un  acte 
de  poursuite  fait  contre  l’auteur  connu  ou  présumé  (meme  si  dans  ce  dernier  cas 
on  procède  contre  un  innocent)  interrompt  à l'égard  de  tous  les  participants,  coau- 
teurs ou  complices. 

”)  Voir  c.  instr.  crim.  français  640. 

*)  Neuchâtel  excepte  toutefois  les  contraventions  les  moins  importantes, 
celles  qui  rentrent  dans  la  compétence  du  juge  de  paix:  elles  se  prescrivent  par 
un  on  six  mois  sans  interruption;  voir  c.  proc.  pén.  neuch.  15. 

*)  Voir  c.  proc.  peu.  frib.  12  in  line. 

*)  Voir  c.  pén.  vaud.  76;  c.  p.  tess.  78.  Signalons  une  disposition  assez 
singulière  du  code  tessinois  (78,  § 2).  à teneur  de  laquelle  un  délai  de 
5 ans.  à partir  de  l’ouverture  du  procès  ou  du  „décret  d'abandon  ",  rend 
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lors  donc  que  lu  procédure  est  arrêtée  sans  avoir  abouti  à uu 
jugement  définitif,  la  prescription  reprend  son  cours,  et  le  temps 
écoulé  avant  le  premier  acte  de  poursuite  profite  au  prévenu. 

Outre  les  actes  de  procédure,  auxquels  nos  lois  donnent  tantôt 
le  pouvoir  d’interrompre,  tantôt  seulement  celui  de  suspendre  la 
prescription  en  cours,  on  peut  se  demander  s’il  n’existe  pas  d’autres 
causes  indépendantes  produisant  suspension  de  la  prescription  de 
l’action  publique;  ces  causes  seraient,  on  le  comprend,  celles  qui 
paralysent  l’action  elle-même  pendant  un  certain  temps.  Ortolan  ') 
leur  refuse  tout«'  influence  sur  la  prescription  ; il  enseigne  que 
l’adage  : Agere  non  valenti  non  currit  prmeriptio  doit  être  stricte- 
ment restreint  aux  matières  civiles,  mais  les  arguments  proposés 
par  lui  ne  paraissent  guère  convaincants  ; il  nous  semble  au  con- 
traire inique  d’admettre  qu’un  prévenu  contre  lequel  la  justice,  au 
moment  où  le  délai  va  «txpirer,  a rassemblé  à grand  peine  les 
preuves  nécessaires,  pourrait  échapper  au  châtiment  parce  qu’il  ne 
peut  êtr«î  poursuivi  sans  autorisation  préalable,  ou  parce  qu’un«' 
question  préjudicielle  vient  à se  poser  en  l’espèce;  on  en  arriverait, 
avec  ce  système,  à raccourcir  arbitrairement  le  délai  de  prescription 
à l’égard  de  certains  coupables,  qui  n’ont  rien  fait  pour  mériter 
pareille  faveur.  Nous  estimons  donc  heureuse  la  disposition  du 
code  «le  Yaud  a)  qui  déclare  expressément  la  prescription  suspendue 
par  tout«;  question  préjudicielle  rendant  au  ministère  public  la  pour- 
suite impossible. 

2°  Prescription  de  la  peine.  La  procédure  est  complète,  le 
jugement  est  intervenu,  il  n’y  a donc  plus  à procéder  «\  des  actes 
d’instruction  ou  de  poursuite,  mais  il  des  actes  d’exécution  seul«;ment; 

la  prescription  acquise.  Si  nous  comprenons  bien  cet  article,  les  actes 
de  procédure  restés  infructueux  substituent  à la  prescription  ordinaire,  dont 
la  durée  était  déterminée  par  la  sévérité  de  la  peine,  un  nouveau  délai  de 
5 ans  uniforme  pour  toutes  les  infractions;  la  poursuite  demeurée  sans  effet 
abrège  donc  considérabbunent  la  plupart  des  délais  de  prescription  fixés  par 
l’art.  70  ; c’est  un  essai  maladroit  qui  profite  au  prévenu.  Supposons  un  «-.rime 
puni  dit  la  réclusion  temporaire;  un  acte  isolé  de  poursuite  accompli  pendant  la 
première  année  remplacera  la  prescription  de  15  ans  par  celle  do  5 ans.  — Men- 
tionnons aussi  1«>  fait  que  le  l’rojet  vaudois  (77)  introduit  l’iotemiption  par  les 
actes  «le  poursuite. 

')  L.  e.  p.  331  et  s. 

*)  Voir  c.  péu.  vaud.  70,  2 et  3.  — La  four  de  Cassation  française  admet  la 
suspension  par  tout  obstacle  de  droit  -ou  mémo  de  fait  Voir  Garraud  I.  c..  Il, 
p.  110. 
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c’est  dire  que  les  cas  d’interruption  seront  ici  beaucoup  plus  rares 
et  ne  pourront  dériver  que  de  mesures  ayant  pour  résultat  direct 
la  mise  en  application  de  la  peine  prononcée.  — En  ce  qui  con- 
cerne d’abord  la  peine  capitale  (la  question  pourrait  se  poser  au- 
jourd’hui dans  le  Valais),  Ortolan  nous  paraît  aller  beaucoup  trop 
loin  en  admettant  que  la  prescription  ne  peut  pas  être  interrompue  ; 
d’après  lui,  l’arrestation,  les  préparatifs  mêmes  du  dernier  supplice 
sont  insuffisants,  et,  si  l’exécution  elle-même  n’intervient  pas  avant 
l’expiration  du  délai,  la  prescription  est  acquise.  Nous  pensons  au 
contraire  que  l’arrestation,  préliminaire  indispensable,  constitue  une 
manifestation  positive  et  non  équivoque  du  droit  de  punir;  nous  ne 
pouvons  concevoir  un  condamné  continuant  à prescrire  entre  les 
agents  qui  l’ont  saisi,  ou  dans  la  cellule  oit  il  attend  la  mort.  Si 
donc  l’arrestation  est  opérée,  fût-ce  le  dernier  jour  du  délai,  rien 
n’empêche  en  théorie  l’exécution  d’avoir  lieu,  et  en  tous  cas,  si  le 
condamné  à mort  arrêté  pendant  la  prescription  en  cours  réussit  à 
se  mettre  do  nouveau  hors  d’atteinte,  c’est  un  délai  nouveau  qui 
commence.  — Pour  les  peines  privatives  de  liberté,  il  va  de  soi 
que  la  prescription  est  interrompue  dès  le  moment  de  l’arrestation  '). 
— Les  peines  pécuniaires  et  condamnations  civiles  sont  soumises 
aux  règles  du  droit  civil  sur  l’interruption  s).  — Mentionnons  enfin 
que,  d’après  le  Projet  mudois,  le  cours  de  la  prescription  est  sus- 
pendu si  le  condamné  subit  à l’étranger  une  peine  privative  de 
liberté,  et  jusqu’à  l’expiration  de  cette  dernière;  cette  circonstance 
rond  eu  effet  l’exécution  impossible  et  constitue  une  sorte  de  force 
majeur«!,  en  sorte  que  la  règle  at/ere  non  ralenti  ....  peut  être 
assez  justement  invoquée. 

Deux  questions  générales  se  posent  encore: 

Tout  d’abord,  ces  actes  d’interruption  dont  nous  venons,  dans 
les  deux  numéros  ci-dessus,  do  déterminer  la  nature,  sont -ils 
renouvelables  indéfiniment  et  en  tout  temps,  ou  faut-il  au  contraire 
admettre,  avec  Borner3),  qu’ils  ne  peuvent  être  valablement  accomplis 

')  Dans  ce  sens  c.  pén.  gen.  09,  la  seule  île  nos  législations  qui  traite  cette 
question.  — Remarquez  cependant  qu’il  n’y  a dans  cette  arrestation  et  le  trausfert 
consécutif  du  coudamné  qu’un  simple  préliminaire  de  la  peine  et  non  une  exécution 
proprement  dite;  Ortolan,  qui  soutient  (1.  c.  p.  347)  que  la  prescription  d’une 
peine  n’est  interrompue  que  par  son  application  même,  est  donc  en  désaccord  avec 
son  propre  système  en  faisant,  pour  les  peines  privatives  de  liberté,  dater  l’inter- 
ruption du  jour  de  l’arrestation  opérée. 

*)  Voir  c.  pén.  vaud.  82,  0.  O.  154  et  s. 

’)  L.  c.  p.  319. 


Digitized  by  Google 


4U8  Alfred  Usurier. 

que  pendant  le  délai  originaire  de  prescription  ? La  première 
alternative  présente  de  notables  inconvénients,  surtout  en  ce  qui 
concerne  l’action  publique,  et  tout  particulièrement  dans  le«  légis- 
lations où  cette  prescription  est  interrompue  par  des  actes  de  pure 
instruction  ; il  suffira  en  effet  d'une  démarche  faite  à propos  par  le 
ministère  public  ou  le  juge  informateur,  au  dernier  moment  du 
délai,  démarche  qu’on  sait  d’avance  n’avoir  pas  d’effet  possible  quant 
à la  reconstitution  de  la  preuve,  démarche  faite  à l’iusu  de  celui 
qu’elle  vise  et  dans  le  seul  but  d’empêcher  la  prescription  de  s'ac- 
complir, il  suffira  d’un  pareil  acte  pour  doubler,  tripler  ou  même 
prolonger  à l’infini  le  temps  nécessaire  à l’extinction  du  droit  de 
poursuivre;  la  prescription  devient  ainsi  à peu  près  illusoire.  San- 
méconnaître  la  portée  de  l’argument,  nous  ne  croyons  pas  que,  dans 
le  silence  des  codes,  la  limitatiou  proposée  par  Berner  puisse  être 
adoptée.  Dans  l’état  actuel  de  la  législation  il  faut  donc  admettre 
qu’une  prescription,  tant  qu’elle  n’est  pas  irrévocablement  acquise, 
peut  être  indéfiniment  interrompue,  »i  anciens  que  puissent  être  les 
faits  d’où  elle  dérive. 

La  seconde  question  intéresse  plus  spécialement  les  états  fédé- 
ratifs. On  comprend  que  dans  l’état  unitaire  un  acte  d’interruption 
entrepris  par  nu  magistrat  compétent  ressorte  forcément  ses  effets 
dans  toute  l’étendue  du  territoire;  mais  faut-il  admettre  de  même 
qu’un  acte  valable,  fait  par  l’autorité  d’un  des  états  ou  cantons 
confédérés,  interrompra  la  prescription  dans  les  autres  territoires? 
La  réponse  doit  être  cherchée  dans  le  pacte  constitutionnel;  elle 
est  affirmative  en  Allemagne  '),  où  la  législation  pénale  est  cen- 
tralisée soit  pour  l’organisation  judiciaire,  soit  pour  la  procédure, 
soit  pour  le  droit  matériel,  où  par  conséquent  le  pouvoir  judiciaire 
peut  être  considéré  comme  un  et  indivisible  daus  tout  l’empire.  En 
droit  suisse,  eu  revanche,  et  tant  que  durera  l’autonomie  pénale  des 
cantons,  la  négative  doit  être  admise  sans  discussion  possible.  Un 
état  confédéré,  qui  n’a  pas  abdiqué  cette  partie  de  sa  souveraineté, 
ne  saurait,  à moins  de  conventions  spéciales,  reconnaître  l’autorité 
d’un  acte  interruptif  auquel  ses  magistrats  n’ont  point  procédé*); 
à cela  vient  s’ajouter  la  raison  pratique  tirée  de  l’iutinie  variété 

')  Voir  Binding  1.  r.  ]>.  858,  Heinze  1.  c.  ]>.  028. 

*)  Il  faut  évidemment  mettre  à part  les  arte-  de  procédure  (commissions  roga- 
toire-) on  île  poursuite  (arre-tations)  qui  s'exécutent  par  délégation  formelle  d’nn 
ranton  à l’autre  et  qui  sont  dès  lors  identiques  quant  il  leurs  effets  anx  actes 
accomplis  par  les  autorités  mêmes  du  canton  d'où  la  délégation  est  partie. 
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soit  des  législations  pénales,  soit  des  lois  d’organisation  judiciaire; 
nous  avons  nous-même  constaté  le  désaccord  des  codes  romands 
sur  ce  point  ; les  actes  considérés  à Genève  comme  créant  l’inter- 
ruption ne  sont  point  envisagés  de  même  à Fribourg,  certains  can- 
tons n’accordent  même  ce  pouvoir  à aucune  espèce  d’actes.  On 
ne  saurait  donc  parler  aujourd’hui  d’interruption  intercautonalo. 

§ 5.  Effets. 

Ils  peuvent  se  résumer  ainsi:  le  devoir  de  répression  cesse, 
et  cela  par  la  seule  expiration  du  délai  légal,  immédiatement  et 
irrévocablement.  Mais  (et  rien  ne  prouve  mieux  qu’il  ne  s’agit  pas, 
comme  on  le  prétend  si  souvent,  de  deux  variétés  du  même  fait 
juridique) , les  effets  des  deux  genres  de  proscription  sont  loin 
d’être  identiques,  ce  qui  nous  oblige  à distinguer  encore  : 

1"  Prescription  (le  l’action  publique.  Lorsqu’elle  s’accomplit, 
rien  de  définitif  n’a  encore  été  fait;  le  prévenu  a pu  être  soupçonné, 
des  charges  plus  ou  moins  accablantes  ont  pu  être  relevées  contre 
lui,  mais  sa  culpabilité  n’a  jamais  été  établie  par  une  décision  posi- 
tive, le  droit  de  punir  n’a  reçu  aucune  réalisation.  Si  donc  le  droit 
de  poursuivre  et  le  droit  de  condamner  sont  éteints  par  le  temps, 
le  droit  de  punir,  encore  i\  l’état  de  menace,  sera  par  contre-coup 
détruit  de  fond  en  comble  ; aucune  conséquence  fâcheuse,  de  quelque 
nature  qu’elle  puisse  être,  peine,  déchéance,  privation  de  droits,  ne 
peut  s’attacher  au  délinquant  une  fois  le  délai  expiré,  en  un  mot 
l’effet  de  la  prescription  do  l’action  publique  est  absolu  quant  à 
l’avenir  ').  D’autre  part,  il  va  de  soi  qu’aucun  effet  rétroactif  ne 
peut  lui  être  reconnu;  on  ne  saurait  soutenir  sérieusement  que  le 
temps  puisse  effacer  le  crime,  ni  la  culpabilité  de  l’auteur,  ni  le 
préjudice  qu’a  pu  souffrir  ce  dernier  par  l’incarcération,  l’obligation 
de  fuir,  ou  de  toute  autre  manière. 

Mais,  s’il  est  facile  en  théorie  de  déterminer  ces  effets,  par 
quelle  décision  se  traduiront-ils  dans  le  langage  de  la  procédure  Y 
Deux  cas  peuvent  se  présenter: 

a)  La  prescription  est  invoquée  au  cours  de  l’information  pré- 
paratoire; dans  ce  cas  (et  ce  sera  de  beaucoup  le  plus  fréquent) 
aucune  difficulté  ne  peut  naître;  la  chambre  d’instruction,  une  fois 
nantie  de  l’affaire,  examinera  si  cette  sorte  d’exception  péremptoire 

9 Le  même  effet  appartient  à la  prescription  du  droit  d’accusation  privée 
qui,  par  voie  de  conséquence,  éteint  le  droit  public  à la  poursuite. 
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eat  fondée,  et  dans  l’affirmative  rendra  une  ordonnance  de  non-lieu; 
le  caractère  vague,  presque  équivoque,  de  co  genre  de  décision 
judiciaire  s’accommode  à merveille  aux  circonstances;  on  constate 
tout  simplement  que  le  délai  est  révolu  et  on  libère  le  prévenu 
sans  autre  examen. 

b)  Mais,  si  le  moyen  tiré  de  la  prescription  n’est  soulevé  qu’à 
la  dernière  heure,  au  débat  définitif,  et  si  ce  moyeu  est  alors  reconnu 
comme  fondé,  que  doit  faire  le  tribunal,  quel  arrêt  doit-il  rendrp  ? 
Il  va  sans  dire,  tout  d’abord,  qu’il  s’agit  là  d’une  question  du  ressort 
des  magistrats  permanents;  de  même  que  le  jury  n’est  pas  consulté 
sur  la  récidive,  de  môme  il  ne  sera  pas  interrogé  sur  le  fait  de. 
savoir  si  la  prescription  est  acquise,  puisqu’il  ne  s’agit  point  d’une 
question  de  culpabilité,  mais  d’une  simple  vérification  à opérer. 
Ceci  posé,  constatons  que  les  lois  et  la  pratique  romandes  se  par- 
tagent entre  deux  systèmes  : D'après  le  code  de  Genève,  la  pres- 
cription acquise  doit  entraîner  uu  arrêt  d’absolution  *);  d’après  le 
code  du  Vulain,  au  contraire,  elle  doit  correspondre  à un  arrêt 
d’acquittement  -).  Sans  vouloir  exagérer  l’importance  pratique  de 
la  question,  nous  avouons  que  les  deux  solutions  nous  paraissent 
également  peu  satisfaisantes.  L’absolution  est  la  déclaration  portant 
que  le  prévenu  a commis  un  acte  non  prévu  par  la  loi  pénal*'  ; 
or,  d’une  part,  le  tribunal  n’a  pas  à examiner  ici  si  le  prévenu  est 
réellement  l’auteur  du  fait  couvert  par  la  prescription,  d’autre  part 
et  surtout,  la  prescription  n’a  pas  d’autre  but  que  d’anéantir  les 
conséquences  de  faits  illicites  prévus  par  le  code  pénal.  Ce  u’est 
donc  qu’en  torturant  la  notion  d’absolution,  et  en  l’étendant  très 
au  delà  de  ses  limites  naturelles,  «pie  notre  loi  peut  l’appliquer  en 
pareille  matière.  Le  second  système  est  bien  plus  contestable  encore  ; 
l’acquittement  est  une  déclaration  formelle  de  non-culpabilité;  or, 
si  l’on  peut  soutenir  que  le  temps  a détruit  peu  à peu  la  criminalité 
de  l’acte  aux  yeux  de  la  loi,  il  est  impossible  d’admettre  que  la 
prescription  puisse  rétroagir  et  anéantir  après  coup  la  faute  de 
l'agent  ; il  y a donc  en  pareil  cas  contradiction  choquante  entre  la 

')  Voir  c.  in-tr  peu.  gen.  354  ; d’après  les  renseignements  qu’a  bien  voulu 
nous  communiquer  M.  le  professeur  Mentha,  la  pratique  neurb&teloisc  admet  aussi 
l’absolution  en  pareil  cas. 

’)  Voir  c.  proc.  pén.  val.  300;  la  pratique  vaudoise  (d’après  les  renseigne- 
ments que  nous  devons  à l’obligeance  de  M.  le  substitut  Kaupert)  est  fixée  dans 
le  même  sens  ; il  est  vrai  que  l’absolution  du  droit  français  u’a  pas  été  consacrée 
pur  le  législateur  vaudois. 
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vérité  matérielle  et  la  décision  rendue.  La  solution  la  plus  rationnelle 
(l’état  actuel  de  la  législation  ne  permet  toutefois  pas  de  l’adopter) 
serait  peut-être  de  ne  pas  prononcer  d’arrêt  formel,  mais  de  donner 
simplement  acte  de  la  prescription  acquise  et  de  clore  la  procédure 
sans  trancher  la  question  de  culpabilité,  par  une  décision  analogue 
à l’ordonnance  de  non-lieu,  ou  au  retrait  civil. 

2°  Prescription  de  la  peine.  Il  faut  séparer  ici  deux  catégories 
de  condamnations  : 

a)  Les  unes  (peine  capitale,  peines  privatives  de  liberté,  peines 
pécuniaires,  indemnités  civiles)  supposent  nécessairement  des  actes 
d’exécution  postérieurs  au  prononcé  de  l’arrêt. 

b)  Les  autres  (déchéances,  privations  de  droits,  interdictions  et 
incapacités  diverses)  sont  au  contraire  indépendantes  de  pareils 
actes;  leur  existence  est  assurée  définitivement  par  le  jugement 
rendu  et,  dès  ce  moment,  elles  s’attachent  au  condamné  sans  que 
le  temps  puisse  rien  sur  elles. 

La  prescription,  on  le  voit,  ne  peut  avoir  d’effet  que  sur  les 
condamnations  de  la  première  catégorie,  elle  rend  leur  exécution 
impraticable  ; pour  les  peines  de  la  seconde  espèce,  on  revanche,  le 
droit  de  punir  s’étant  réalisé  jusqu’au  bout,  le  temps  n'a  plus  rien 
à détruire.  Cette  différence  est  clairement  indiquée  par  le  code  de 
Vuud,  qui  retire  expressément  aux  condamnations  acquises  dès  le 
jugement  le  bénéfice  de  la  prescription;  la  doctrine  et  la  jurispru- 
dence françaises  ')  consacrent  le  même  système  dans  le  silence  du 
code.  Si  donc,  et  c’est  le  cas  le  plus  fréquent,  ces  peines  spéciales 
ont  été  prononcées  pour  un  temps  déterminé  et  accessoirement  à 
des  peines  pécuniaires  ou  privatives  de  liberté,  c’est  à partir  du 
moment  où  ces  dernières  seront  subies  ou  prescrites  que  les  pre- 
mières commenceront  à ressortir  leurs  effets  *). 

')  Voir  Ortolan  1.  c.  p.  342,  (jarraud  1.  c.,  II,  p.  12f>. 

’)  Voir  c.  pén.  vaud.  78  et  aussi  c.  pén.  gen.  10,  alinéa  3.  On  peut  en 
revanche  critiquer,  tout  au  moins  comme  prêtant  à l’équivoque,  les  dispositions 
des  codes  du  Tessin  et  du  Valais.  D’après  le  code  pénal  tessinois  (85)  la  pres- 
cription de  la  peine  fait  cesser  „l’interdizione  legale“  du  condamné  ; ou  bien  cette 
expression  se  rapporte  à la  peine  de  „l’intordizione“  prévue  par  l’art  27  (ana- 
logue à la  dégradation  civique  française),  et  dans  ce  cas  le  législateur  tessinois 
déclarerait  toutes  les  privations  de  droits  prescriptibles;  ou  bien  (et  c’est  ce  que 
nous  croyons)  l’expression  ci-dessus  est  prise  dans  le  sens  français  d’interdiction 
légale  et  vise  les  incapacités  prévues  par  li-s  art.  34  et  35  à titre  de  condamnations 
accessoires  durant  la  peine  principale.  En  tous  cas  la  rédaction  de  l’art.  85  est 
eriticablc  et  pennet  le  doute.  — Dieu  plus  malheureuse  encore  est  la  disposition 
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En  tous  ca«,  qu’il  s’agisse  de  l’une  ou  de  l’autre  espèce  de 
prescription,  les  effets  eu  dérivant  sont  au-dessus  de  la  volonté 
individuelle;  c’est  là  au  premier  chef  une  matière  d’ordre  publie  ■), 
puisqu’il  s’agit  de  savoir  si  l’état  est  ou  non  maitro  d’exercer  le 
droit  de  poursuivre  ou  de  punir  ; donc,  il  ne  saurait  être  permis  de 
renoncer  à une  prescription  acquise  ; donc,  il  faut  blâmer  la  dis- 
position du  code  du  Valais  qui  autorise  le  condamné  par  contumace 
à demander  une  nouvelle  mise  en  jugement,  moyennant  abandon 
par  lui  de  la  prescription  de  la  peine  *). 

Après  avoir  constaté  qu’aucune  de  nos  lois  n’a  reproduit  les 
restrictions  apportées  aux  effets  de  la  prescription  par  l’art.  635  du 
code  d’instruction  criminelle  français  (résidence  forcée  ou  interdiction 
de  séjourner  dans  certains  lieux),  il  nous  reste,  pour  terminer,  à 
citer  deux  disposition  spéciales,  qui  forment  en  quelque  sorte  la 
contre-partie  l’une  de  l’autre:  l.a  première,  empruntée  au  code  de 
Vaud,  est  la  réalisation  d’un  vœu  souvent  formulé  par  la  doctrine3); 
on  a proposé,  en  effet,  à côté  des  effets  absolus  de.  la  prescription 
accomplie,  d’accorder  au  délai  presr/ue  révolu  la  valeur  d’une  cir- 
constance atténuante;  ce  système  adoucit  les  inconvénients  du  délai 
invariable  et  empêche  le  passage  instantané  de  la  peine  entière  à 
l’impunité  complète,  en  ménageant  une  transition  entre  ces  deux 
extrêmes 4).  Cet  article  est  supprimé,  sans  motif  valable,  par  le 

île  l’art.  451  c.  proc.  peu.  val.,  d’après  laquelle  le  condamné  recouvre  par  la 
prescription  „la  jouissance  des  droits  civils  qu’il  aurait  perdus  par  suite  de  la 
condamnation“  (il  faudrait  en  tous  cas  dire  l’exercice).  On  peut  se  demander 
encore  ici  s’il  s’agit  de  l’interdiction  légale  accessoire  régie  par  l’art.  28  c.  pén. 
val.,  nu  si  au  contraire  le  législateur  valaisau  n’a  pas  voulu  rendre  prescriptibles, 
parmi  les  déchéances  et  privations  de  droits  établies  par  l’art.  38  c.  pén.  val., 
celles  qui  ont  trait  nu  droit  civil  pur.  Dans  la  première  alternative  l’art.  451  est 
inutile;  dans  la  seconde,  il  est  eu  contradiction  avec  le  principe  admis  ci-dessus. 

')  Voir  c.  pén.  tess.  art.  87  qui  consacre  la  rétroactivité  de  la  loi  plus  fa- 
vorable au  délinquant. 

*)  Voir  c.  proc.  pén.  val.  450;  ce  texte  est  d’autant  plus  criticable  qu’il 
pennet  au  contumax  d’atteudre  l’heure  où  les  preuves  sont  perdues  pour  demander 
lu  réforme  du  procès,  et  de  se  faire  ainsi  acquitter  presque  à coup  sûr.  Disposi- 
tions formellement  contraires  dans  c.  proc.  pén.  neuch.  372  et  s.,  c.  proc.  pén. 
vund.  471,  c.  instr.  peu.  gen.  4H1  et  dans  c.  instr.  crim.  français  (141. 

")  Voir  en  particulier  ( loyer  1.  c.  p.  742. 

*)  Voir  l’art.  81  du  c.  pén.  vaud.  oit  l’effet  de  cette  circonstance  atténuante 
spéciale  est  réglé  comme  suit:  Lorsqu’il  s’est  écoulé  plus  de  cinq  ans  entre  le 
moment  oit  la  peine  est  devenue  exécutoire  et  celui  de  son  application  effective, 
la  moitié  de  cet  intervalle  est  imputée  sur  la  peine,  sans  toutefois  que  celle-ci 
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l’rojct  vaudois.  — Le  second  texte  figure  dans  le  code  pénal  de 
Genève;  ce  n’est  plus  ici  la  prescription  incomplète  qui  influe  sur 
la  peint1,  c'est  inversement  la  peine  partiellement  subie  qui  raccourcit 
le  délai  de  prescription  des  peines  privatives  de  liberté  ').  Cette 
règle  a été  imitée  du  code  belge  et  admise  par  des  motifs  de  pure 
équité  2),  car  en  bonne  logique  il  est  tout  à fait  inadmissible  qu'un 
détenu  puisse  en  même  temps  subir  sa  peine  et  la  prescrire.  Ci' 
système  pourrait  aussi,  dans  certains  cas  exceptionnels,  rendre 
minime  ou  même  instantanée  la  durée  de  la  prescription,  ce  qui 
est  en  contradiction  absolue  avec  sa  nature  même3).  Il  nous  paraît 
donc  que  cette  règle  d’imputation  se  justifie  mal  et  qu’elle  n’aurait 
pas  dû  trouver  place  parmi  les  dispositions  de  notre  code. 


En  résumé,  si  à première  vue  les  lois  romandes  paraissent 
presque  unanimes,  si  l’accord  semble  fait  sur  les  points  principaux, 
tout  spécialement  pour  admettre  l’extinction  par  le  temps  de  la 
peine  aussi  bien  que  de  l’action  publique,  un  examen  plus  appro- 
fondi révèle  au  contraire  d’innombrables  différences,  soit  quant  au 
point  de  départ,  soit  quant  aux  délais,  soit  même  quant  à l’étendue 
de  la  prescription.  Et,  si  l’on  était  tenté  de  croire  que  ce  sont  là 
de  simples  variations  do  détail,  sans  importance  réelle,  un  seul 
exemple  démontrerait  le  contraire:  Un  Tessinois  commet  dans  son 
canton  d’origine  un  crime  puni  de  la  réclusion  prolongée,  il  restera 
toute  sa  vie  sous  le  coup  de  la  menace  légale;  si,  sans  quitter  le 

puisse  être  réduit«  au-dessous  d’une  année.  Cette  atténuation  ne  s’applique  pas 
aux  déchéances  et  privations  de  droits,  lesquelles  sont  complètement  à l’abri  des 
effets  de  la  prescription. 

’)  Voir  c.  pén.  gen.  89:  „on  imputera  sur  la  durée  de  la  prescription  les 
deux  tiers  du  temps  pendant  lequel  le  condamne  a subi  sa  peine“,  l.a  restriction 
aux  peines  privatives  de  liberté  ressort  du  texte  même  de  cet  article. 

’)  Voir  les  arguments  produits  dans  la  discussion  au  (iraml  Conseil,  Mé- 
morial 187.8 — 74,  p.  1783— M4.  — t’omp.  Haus  1.  c.,  II,  p.  291. 

5)  II  suffirait  par  exemple  il  un  coudamué  à perpétuité  de  sortir  de  prison, 
après  30  ans  de  détention,  fût-ce  pendant  une  minute,  pour  racheter  sa  liberté 
(c.  pén.  gcu.  89,  88).  I.e  cas  est  invraisemblable,  c’est  évident,  mais  il  n’eu 
révèle  pas  moins  les  vices  du  système  admis  et  fait  naître  des  scrupules  sérieux 
contre  les  peines  durant  plus  de  trente  uns.  Il  aurait  au  moins  fallu  fixer  un 
minimum  il  la  durée  de  la  prescription.  Ajoutons  que  ces  inconvénients  sont 
moins  sensibles  dans  le  code  belge,  parce  que  la  règle  d’imputation  ne  s’applique 
pas  aux  peines  perpétuelles.  Voir  c.  pén.  belge  95. 
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territoire  suisse,  il  s’était  rendu  coupable  d’un  acte  identique  dans 
un  des  cantons  romands,  vingt  ans  lui  auraient  suffi  pour  racheter 
sa  liberté  et  se  mettre  hors  de  toute  atteinte.  Le  contraste  n’est-il 
pas  choquant,  et  cette  inégalité  do  traitement  se  comprend-elle  à 
raison  du  même  fait  et  dans  l’intérieur  du  même  pays  ? Nous 
croyons  qu’il  y a dans  ce  domaine  bien  des  améliorations  à réaliser; 
nous  voudrions  aussi  (mais  il  n’est  pas  à croire  que  nos  vœux  soient 
exaucés  de  longtemps)  voir  disparaître  de  notre  législation  criminelle 
la  prescription  de  la  peine  déji\  prononcée  '). 

')  Los  épreuves  do  cet  article  étaient  tirées,  lorsque  uous  avons  eu  connais- 
sance do  l’Avaut-projet  du  Code  pénal  pour  le  canton  do  Neuchâtel  (sept.  1888); 
il  était  donc  trop  tard  pour  insérer  dans  notre  texte  ce  nouvel  élément  de  com- 
paraison et  uous  ne  pouvons  qu’indiquer  sommairement  ici  le  système  du  Projet. 
Notons  tout  d’aliord,  qu’à  l’imitation  du  code  italien,  le  législateur  ueucbàtelois 
»établit  que  deux  catégories  d’infractions,  délits  et  contraventions;  notons  aussi 
un  changement  de  point  de  vue  complet  on  ce  qui  touche  à notre  sujet:  les  dis- 
positions régissant  les  deux  espèces  de  prescription,  contenues  jusqu’ici  dans  le 
code  de  procédure,  sont  transplantées  dans  le  code  pénal.  La  prescription  de 
l’action  publique  naissant  d’un  délit  se  prescrira,  d’après  In  gravité  de  la  peine 
éventuelle,  en  20.  10  ou  5 ans  (97).  Ou  remarquera  la  longueur  de  ces  délais 
interrompus  d’ailleurs,  d’après  le  principe  français,  par  tout  acte  d’instruction  ou 
de  poursuite  (98).  En  matière  de  contraventions  l’action  publique  se  prescrit 
uniformément  par  trois  mois  sans  interruption  (99).  Quant  à la  prescription  de 
la  peine,  les  art.  100 — 101  fixent  des  délais  variant  outre  80  et  2 ans  suivant  la 
nature  et  la  gravité  du  châtiment  prononcé.  Le  point  de  départ  n’est  pas  indiqué 
>'t  il  serait  à souhaiter  que  cette  lacune  fût  comblée. 
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Dr.  G.  Brodbeck,  Untersuchungsrichter  in  Basel. 

Bei  der  Verfolgung  der  vom  Gesetze  mit  Strafe  bedrohten 
Handlungen  oder  Unterlassungen  kennen  sämmtliche  Kantone  mit 
ganz  oder  thoilweisc  kodifizirtem  Strafrecht  *)  den  Unterschied 
zwischen  der  Verfolgung  von  Amtswegen,  d.  h.  der  Verfolgung, 
welche  der  Staat  von  sich  aus,  auch  ohne  Klage  oder  Aufforderung 
«ines  Verletzten,  anhobt,  sobald  seine  Organe  Kenntniss  von  dem 
Delikte  erhalten,  und  der  Verfolgung  auf  Antrag,  d.  h.  der  Ver- 
folgung, welche  nur  auf  Klage  der  durch  das  Delikt  verletzten 
Person  cintritt.  Die  Verfolgung  von  Amtswegen  bildet  überall  die 
Kegel,  diejenige  auf  Antrag  die  Ausnahme  in  der  Weise,  dass  die 
Verfolgung  da,  wo  das  Gesetz  sie  nicht  ausdrücklich  von  der  Klage 
des  Verletzten  abhängig  macht,  immer  von  Amtswegen  cintritt. s) 

')  Als  Quellen  für  vorliegende  Studie  kommen  ausser  den  in  der  Arbeit  von 
E.  Picot  (S.  112  dieser  Zeitschrift)  namhaft  gemachten  kantonalen  Strafgesetzen 
hauptsächlich  in  Betracht  folgende  kantonale  Strafprozessordnungen,  welche  Be- 
stimmungen alter  die  Antragsdelikte  enthalten: 

Bern  (1854),  Luzern  (18415),  Schwyz  (1848),  Obwalden  (1869),  Nid- 
walden (1885),  (Haras  (18G7/87),  Freibnrg  (1873),  Solothurn  (1885),  Waadt 
(1850),  Wallis  (1848),  Neuenburg  (1875)  und  (lenf  (1884), 
ferner  die  Polizeistrafgesetze  von  Luzern  (1861),  Graubünden  (1873)  und  Aargau 
(Zuchtpolizeigesetz  1868  und  Ergänzungsgesetz  1886),  sowie  einzelne  nn  ihrem 
Orte  zu  erwähnende  Spezialgesetze. 

Die  Kantone  Uri  und  Appenzell  I.  Ith.,  die  weder  ein  Strafgesetz  noch  eine 
Strafprozessordnung  besitzen,  sind  in  der  vorliegenden  Studie  nieht  berücksichtigt. 

Bei  der  Zitirtuig  von  Gesetzesstellen  werden  für  Stellen  aus  Strafgesetzen 
Ziffern  ohne  weitere  Bezeichnung,  sonst  alter  die  Abkürzungen  P für  Polizeistraf- 
gesetz und  PO  für  Strafprozessordnung  gebraucht. 

’)  Wallis  PO  38  zählt  die  Fälle  auf,  in  denen  die  Verfolgung  von  Amts- 
■wegen  einzutreten  hat  und  bestimmt  PO  39,  dass  da,  wo  das  Gesetz  die  Verfol- 
gung von  Amtswegen  speziell  verschreibe,  dieselbe  nur  auf  Klage  der  „unmittelbar 
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Tu  der  Abgrenzung  der  Ausnahme  von  der  Kegel,  in  der  Yer- 
thcilung  der  einzelnen  Delikte  auf  die  beiden  Yerfolgungsarten  hat 
die  Souveränität  der  Kantoue  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  die 
mannigfaltigsten  Früchte  gezeitigt.  Zum  Verwundern  ist  dies  nicht, 
da  es  keine  festen  Kegeln  gibt,  welche  bestimmen,  in  welchen 
Fällen  der  Staat  seine  Strafgewalt  unbedingt  ausüben  und  in  welchen 
Fällen  er  die  Ausübung  von  dem  Kedürfniss  des  Verletzten  nach 
Genugthuung  abhängig  machen  soll.  Die  deutsche  Strafrechtswissen- 
schaft, welche  sich  seit  Jahren  abmüht,  das  Wesen  des  Strafantrag» 
und  dessen  Existenzberechtigung  zu  ergründen,  ohne  bis  jetzt  zu 
einer  allgemein  befriedigenden  Lösung  gelaugt  zu  sein,  macht  haupt- 
sächlich folgende  bei  der  Auswahl  der  Autragsdelikte  in  Betracht 
fallende  Momente  namhaft  : 

1)  Die  Geringfügigkeit  dor  Rechtsverletzung. 

2)  Die  nahe  Verwandtschaft  derselben  mit  zivilem  Unrecht. 

3)  Die  Ungewissheit,  ob  eine  Handlung  als  eine  Verletzung  em- 
pfunden wird. 

4)  Die  Rücksicht  auf  die  Person  des  Verletzten,  die  durch  die 
Untersuchung  und  die  Gerichtsverhandlung  blossgestellt  oder 
gar  sittlichem  Schaden  ausgesetzt  werden  könnte. 

5)  Die  Rücksicht  auf  nahe  verwandtschaftliche  oder  sonst  per- 
sönliche Beziehungen  des  Thäters  zu  dem  Verletzten. 

6)  Das  Bedenken,  dass  der  Verletzte,  der  eine  Bestrafung  des 
Thäters  nicht  wünscht,  gar  nicht  oder  nur  ungern  Zeugnis» 
ablegen  und  dadurch  den  Beweis  in  Frage  stellen  würde. 

Je  nach  der  Bedeutung  nun,  welche  der  schweizerische  knn- 
tonalc  Gesetzgeber  diesen  und  andern  Gründen  beilegte,  wurde  der 
Kreis  der  Antragsdelikte  weiter  oder  enger  gezogen.  Das  indivi- 
duelle Ermessen  der  verschiedenen  Gesetzgeber  machte  sich  dabei 
in  solchem  Masse  geltend,  dass  diejenigen,  welche  nach  einem 
bestimmten  schweizerischen  oder  ausländischen  Muster  arbeiteten, 
dieses  Muster  in  Bezug  auf  den  Strafantrag  nicht  nachgeahmt  haben. 
Dies  gilt  nicht  nur  für  die  Kantone  französischer  Zunge,  welche 
sich  sonst  so  vielfach  an  die  französische  Gesetzgebung  anlehnen, 

Interessirtcn“  zu  erfolgen  habe.  Das  Strafgesetz  aber  hält  sich  an  das  in  den 
übrigen  Kantonen  übliche  Verfahren  und  hebt  in  seinem  speziellen  Theile  bei  den 
einzelnen  Delikten  jeweilen  nicht  die  Verfolgung  von  Amtswegen,  sondern  nur 
diejenige  auf  Antrag  hervor. 
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sondern  auch  für  diejenigen  Kantone  der  deutschen  Schweiz,  welche 
direkt  oder  indirekt  durch  das  deutsche  Reichsstrafgesetzbuch  be- 
einflusst worden  sind. 

Der  Einfluss  des  deutschen  Strafgesetzbuches  hat  sich  in  den- 
jenigen deutsch-schweizerischen  Kantonen,  deren  neuestes  Straf- 
gesetz erst  seit  1870  entstanden  ist,  namentlich  durch  eine  Er- 
weiterung des  Kreises  der  Antragsdelikte  geltend  gemacht.  Die 
rückläufige  Bewegung,  welche  in  Deutschland  auf  Grund  der  wissen- 
schaftlichen Kritik  des  Strafgesetzbuches  und  der  in  der  gerichtlichen 
Praxis  mit  den  Antragsdelikton  gemachten  Erfahrungen  erfolgt  ist 
und  zu  der  einschränkenden  Novelle  vom  26.  Februar  1876  geführt 
hat,  scheint  sieh  nicht  auf  die  Schweiz  ausgedehnt  zu  haben,  wofür 
die  mit  Antragsdelikten  reichlich  ausgestatteten  Strafgesetze  von 
Solothurn  (1885),  St.  Gallen  (1885)  und  Glarus  (1887)  Zeugniss 
ablegen.  ') 

A.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  den 
Strafantrag. 

Ueber  die  Antragsberechtigung,  die  Form  der  Antragsstellung, 
die  Befristung  des  Antragsrechtes,  den  Rückzug  des  Strafantrages, 
das  Yorhältniss  zwischen  mehreren  Antragsberechtigten  und  zwischen 
mehreren  Thiitern  in  Bezug  auf  den  Strafantrag  enthalten  die  kan- 
tonalen Strafgesetze  und  Strafprozessordnungen  meist  nur  spärliche 
Bestimmungen. 

I.  Antragsberechtigung.  Die  meisten  Kantone  haben  hierüber 
gar  keine  allgemeine  Vorschrift,  sondern  begnügen  sich,  bei  den 
einzelnen  Antragsdelikten  entweder  summarisch  auf  den  Antrags- 
berechtigten hinzuweisen,  indem  sie  den  Verletzten  oder  Geschä- 
digten als  solchen  bezeichnen,  oder  die  zum  Antrag  berechtigten  Per- 
sonen speziell  anzuführen  (wie  beim  Ehebruch,  der  Entführung  etc.). 
Die  romanischen  Kantone,  Tessin  inbegriffen,  lassen  es  in  vielen 
Fällen  mit  der  Bemerkung  bewenden,  dass  das  betreffende  Delikt 
nur  auf  Klage  verfolgt  wird,  ganz  wie  in  deutschen  Kantonen  ge- 
sagt wird:  die  Verfolgung  findet  nur  auf  Antrag  statt. 

Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Antragsberechtigung  finden 

')  Ueber  den  Strafantrag  im  deutschen  Strafrecht  und  die  bezügliche  Literatur 
vgl.  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts,  Bd.  I,  S.  607  ff. 
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sich  blos  in  don  Strafgesetzen  von  Solothurn  46,  Hasel  38*), 
St.  Gallen  54  und  in  der  Strafprozessordnung  von  Wallis  36.  So 
bestimmt  Solothurn,  dass  der  Verletzte,  welcher  das  18.  Lebensjahr 
vollendet  hat,  selbständig  zu  dem  Anträge  auf  Bestrafung  berechtigt 
sei,  dass  aber  dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Verletzten,  so  lange 
derselbe  noch  minderjährig  ist,  unabhängig  von  dessen  eigener  Be- 
fugniss,  ebenfalls  das  Antragsrecht  zustehe.  — Ausführlicher  spricht 
sich  St.  Gallon  aus,  indem  es  für  die  Antragsberochtigung  des  Minder- 
jährigen nicht  blos  die  Vollendung  des  18.  Altersjahres,  sondern 
auch  den  Besitz  der  ungestörten  Geisteskräfte  verlangt  und  das 
Ncbenklagreeht  ausser  dem  gesetzlichen  Vertreter  von  zurechnungs- 
fähigen Personen  zwischen  18  und  20  Jahren  auch  dem  Ehcmanne 
neben  der  Ehefrau  cinrüumt.  — Harri  hat  ebenfalls  die  Altersgrenze 
des  vollendeten  18.  Jahres,  jedoch  ohne  das  cumulative  Antragsrecht 
des  gesetzlichen  Vertreters,  und  bestimmt,  ferner,  dass  die  Verfolgung 
von  Amtswegen  eintritt,  wenn  der  gesetzliche  Vertreter  das  Ver- 
brechen selbst  begangen  hat.  — Wallis  endlich  schreibt  vor,  dass 
Weibspersonen,  Minderjährige,  Interdizirte  und  unter  gerichtlichem 
Beistände  Stehende  nur  mit  Ermächtigung  ihres  gesetzlichen  Ver- 
treters die  Bestrafung  eines  Antragsdelikts  begehren  dürfen. 

II.  lieber  die  Form  der  Antragsstellung  findet  sich  blos  in  Nid- 
walden PO  3 die  Vorschrift  der  Schriftlichkeit.  In  einigen  Kan- 
tonen werden  schriftliche  und  mündliche  Klage  ausdrücklich  gleich- 
gestellt, in  andern  Kantonen  blos  die  Beamten  bezeichnet,  bei  denen 
die  Klage  anzubringen  ist,  ohne  dass  bezüglich  der  Form  derselben 
etwas  vorgeschrieben  wird. 

III.  Die  Befristung  des  Antragsrechtes.  In  den  meisten  Kantonen 
ist  der  Antragsberechtigte  gehalten,  innerhalb  einer  bestimmten, 
von  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist  verschiedenen,  kurzem  Frist 
sein  Hecht  geltend  zu  machen,  widrigenfalls  dasselbe  erlischt  oder, 
wie  Schaffhangen  80  sich  ausdrückt,  der  Verzicht  auf  die  Klage 
präsumirt  wird.  Die  Frist  ist  tempus  continuum  und  wird  berechnet 
von  dem  Tage  an,  seit  welchem  der  Verletzte  durch  Kenntniss  von 
der  ilechtsvcrletzung  und  der  Person  des  Thäters  in  der  Lage  war, 
gegen  eine  bestimmte  Person  Strafantrag  zu  stellen  (Zug  32,  Solo- 
thurn 44,  Basel  38  mit  dreimonatlicher,  Freiburg  68,  St.  Gallen  44 

')  Mit  Basel  werden  beide  Italbkantone  Baselstadt  und  Bascllandschaft  be- 
zeichnet, deren  Strafgesetze  ln  den  meisten  Bestimmungen  und  auch  in  den  Ziffern 
der  Paragraphen  überciustimmen. 
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mit  seehsmonatlicher  und  Thurgau  53  mit  einjähriger  Frist),  oder 
seit  dem  Verletzten  überhaupt  Anlass  zur  Klage  gegeben  war 
(Zürich  53  und  Schaff hatuen  HO  mit  sechmsonatlicher  Frist),  oder 
seitdem  nur  das  Verbrechen  zur  Kenntniss  des  Klagberechtigten 
gelangt  ist  (Glarus  PO  180,  aber  nur  bei  Ehrbeleidigungen,  mit 
dreimonatlicher  Frist,  die  bei  den  zur  Zeit  der  Begehung  bindes- 
abwesenden Klägern  erst  vom  Zeitpunkt  der  Rückkehr  gerechnet 
wird,  und  Granbünden  mit  einer  dreimonatlichen  Frist  für  Ehr- 
beleidigungen und  einer  einjährigen  Frist  für  die  übrigen  Antrags- 
delikte), oder  endlich  einfach  vom  Tage  der  Begehung  an,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Kenntniss  des  Verletzten  vom  Vergehen  und  der 
Person  des  Thätera  (Bern  PO  9,  Ehebruch,  Ehrbeleidigung  und 
geringfügige  Misshandlungen,  und  Aargau  P von  1887,  § 5,  mit 
sechsmonatlicher  Frist).  Neben  der  oben  angegebenen  Frist  seit 
Kenntniss  von  Vergehen  und  Thäter  haben  Zürich,  Zug,  St.  Gallen 
und  Thurgau  noch  die  absolute  Frist  von  zwei  Jahren  seit  Be- 
gehung der  Rechtsverletzung.  Glarus  33*  erwähnt  in  seinen  Be- 
stimmungen über  die  Verjährung  eine  besondere  Frist  für  die  An- 
trugsdelikte, nämlich  eine  solche  von  zwei  Jahren,  Graubünden  54 
eine  solche  von  fünf  Jahren.  Befristung  der  Antragsberechtigung 
und  Verjährung  der  Antragsdelikte  werden  überhaupt  vielfach  nicht 
unterschieden. 

Tessin  357  kennt  eine  Befristung  der  Antragsberechtigung  nur 
bei  der  Ehrbeleidigung,  und  zwar  beträgt  die  Frist  für  die  Ver- 
leumdung und  Beleidigung  durch  Schmähschriften  ein  Jahr,  für  die 
gewöhnliche  Beleidigung  drei  Monate.  Bei  der  nach  tessinischem 
Rechte  zulässigen  Succession  in  die  Antragsberechtigung  Verstorbener 
oder  zur  Prozessführung  unfähig  Gewordener  durch  deren  Verwandte 
wird  die  beim  Eintritte  des  Todes  oder  der  Unfähigkeit  noch  übrige 
Frist  verdoppelt.  Bei  gegenseitigen  Injurien  lebt  das  durch  Frist- 
versiiumniss  schon  erloschene  Klagrecht  der  einen  Partei  wieder 
auf,  wenn  die  andere  Partei,  deren  Klagrecht  noch  besteht,  von 
demselben  Gebrauch  macht. 

Keine  Befristung  ist  bekannt  und  daher  die  Stellung  des  An- 
trags innerhalb  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist  zulässig  in  Luzern, 
Schwyz,  beiden  Unterwalden,  Appenzell  A.  Rh.,  Waadt,  Wallis, 
Neuenburg  und  Genf. 

IV.  Der  RUckzug  des  Strafantrages.  Gegenüber  dem  deutschen 
Strafgesetzbuche,  das  seit  187G  zur  Vermeidung  des  oft  verkom- 
menden unwürdigen  Handels  zwischen  dem  Thäter  und  dem  Ver- 
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letzten  die  Zurückziehung  des  einmal  gestellten  Antrages  nicht 
mehr  bei  allen  Antragsdelikten  gestattet,  zeichnen  sieh  die  meisten 
schweizerischen  Gesetze  durch  eine  grosse  Laxheit  in  der  Zulassung 
dieses  Rückzuges  aus.  Einzig  Appenzell  .4.  Rh.  55  beschränkt  den- 
selben auf  die  Khrbeleidigurg  gegen  Privatpersonen  und  die  An- 
tragsdelikte unter  Verwandten  und  von  Minderjährigen  an  ihren 
Vormündern,  PHegeeltern  und  Erziehern.  Nidwalden  PO  2 lässt 
in  jedem  einzelnen  Falle  den  Regierungsrath  entscheiden,  ob  eine 
Rückziehung  statthaft  sei  oder  nicht. 

Was  den  Zeitpunkt  anbetrifft,  bis  zu  welchem  die  Klage 
zurückgezogen  werden  kann,  so  bestimmt  Bern  PO  244  ganz  all- 
gemein, dass  die  Untersuchung  bei  einem  Vergleich  der  Parteien 
niedergeschlagen  werde,  und  liants  PO  53,  dass  die  Klage  immer 
zurückgezogen  werden  könne.  Aus  dem  Worte  Untersuchung  sollte 
man  für  Bern  schliessen  dürfen,  dass  der  Vergleich  jedenfalls  vor 
Schluss  der  Untersuchung  beziehungsweise  vor  der  Ueberweisung 
an  das  Gericht  zu  erfolgen  hätte.  Es  wird  mir  aber  mitgetheilt, 
dass  «lie  bernischo  Gerichtspraxis  denselben  noch  nach  dem  erst- 
instanzlichen Urtheile  zulasso.  — ln  Zug  32  und  Baerl  38  ist  der 
Klagrückzug  bis  zur  Ueberweisung  der  Untersuchung  an  das  Ge- 
richt gestattet,  diu  vermittelst  Privatklage  verfolgten  Fälle  aus- 
genommen, bei  denen  der  Rückzug  bis  zum  l'rtheil  zulässig  ist 
(z.  B.  bei  der  Privatehrbeleidigung).  — Weiter  hiuausgeriickt  wird 
der  Zeitpunkt  von  (Harne  PO  35  (bis  zur  Anordnung  des  Gerichts- 
tages), Schaß' lia usen  80  und  Thurgau  § 38  des  Gesetzes  von  1867 
(bis  zur  erstinstanzlichen  Gerichtsverhandlung),  Luzern  PO  10,  Ob- 
walden  PO  1,  Freiburg  85  und  Solothurn  45  (bis  zum  Urtheil).  — 
In  St.  Gallen  55  gilt  in  der  Regel  die  Eröffnung  des  Anklagedekrets 
als  Grenze  des  Rückzugs.  Mit  dieser  Eröffnung  wird  auf  gleiche 
Linie  gestellt  im  Verfahren  gegen  Abwesende  der  Ablauf  der  Vor- 
ladungsfrist, bei  korrektioneilen  Sachen  der  Eingang  der  Strafein- 
leitung  beim  zuständigen  korrektioneilen  Gericht  und  bei  U Über- 
tretungen der  Erlass  der  Straferkenntuiss.  Ausnahmsweise,  wenn 
nämlich  der  Antragsberechtigte  und  der  Thäter  im  Verhältnis»  von 
Angehörigen  oder  von  Vormund  und  Mündel  stehen,  kann  die  Frist 
für  den  Klagrückzug  bis  zum  Schlüsse;  der  Parteivcrhandiungeu 
verlängert  werden.  — Tessin  73,  79  führt  die  Verzeihung  durch  die 
Klagpartei  als  einen  Grund  des  Erlöschens  der  Strafklage,  aber  nur 
ausnahmsweise,  d.  h.  nur  in  den  vom  Gesetz  besonders  namhaft  ge- 
machten Fällen,  auch  als  Grund  des  Wegfalls  einer  rechtskräftig 
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erkannten  Strafe  an.  Es  folgt  hieraus,  dass  der  Klagrückzug  in 
der  Regel  vor  dem  Strafurtheil  stattzufinden  hat.  — Waadt  PO  63 
und  Neuenburg  PO  147  gestatten  den  Rückzug  in  der  Regel  nur 
his  zum  Schlüsse  der  Untersuchung,  für  Polizeivergehen  und  Ehr- 
beleidigung bis  zur  Gerichtsverhandlung  (jusqu’à  l’ouverture  dos 
débats).  Neuenbürg  stellt  dabei  auch  den  Feldfrevel,  den  Diebstahl 
unter  Familien-  und  Hausgenossen  und  die  Unterschlagung  den 
Polizeivorgehen  gleich. 

Mit  den  Bestimmungen  über  den  Klagrückzug  sind  gewöhnlich 
Vorschriften  verbunden  über  die  Erlegung  der  Kosten,  welche  in 
der  Regel  durch  den  zurücktretenden  Kläger  zu  zahlen  sind. 

Verschiedene  Kantone  (Luzern,  Obwalden,  Glarus,  St.  Gallen 
und  Tessin)  verlangen,  dass  der  Angeschuldigto  mit  dem  Klagritck- 
zuge  einverstanden  sei,  und  geben,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist, 
jenem  das  Rocht,  auf  Durchführung  der  Untersuchung  zu  bestehen. 

Solothurn  PO  101,  Waadt  PO  61  und  Neuenburg  PO  48  weisen 
den  Untersuchungsbeamten  an,  bei  gewissen  Delikten  geringfügiger 
Natur  (wozu  Neuenburg  ausser  Drohung,  Ehrbeleidigung,  Sachbe- 
schädigung, Feldfrevel  und  gewöhnlichen  Polizeivergehen  auch  Dieb- 
stahl unter  Hausgenossen  und  Unterschlagung  rechnet)  auf  einen 
Vergleich  zwischen  dem  Kläger  und  dem  Angeschuldigteu  hinzu- 
wirken. 

In  weitere  erwiihneuswerthe  Einzelheiten  betreffend  den  Ivlag- 
rückzug  lassen  sich  die  Kantonalgesetze  nicht  ein  ; blos  Glarus  er- 
klärt den  Rückzug  der  Klage  unter  Vorbehalt  der  Wiederaufnahme, 
also  den  bedingten  Klagrückzug,  für  unstatthaft. 

V.  Ueber  die  Konkurrenz  mehrerer  Antragsberechtigter  finden  sich 
Vorschritten  nur  in  wenigen  Kantonen.  So  bestimmen  Zürich  54, 
Zug  32  und  Basel  39,  dass  durch  den  Verzicht  des  einen  von 
mehreren  Antragsberechtigten  das  Recht  der  übrigen  nicht  erlischt. 
Das  Gleiche  wird  über  die  Fristversäumniss  des  einen  von  mehreren 
Antragsberechtigten  gesagt  durch  Zug  32,  Freiburg  68,  Solothurn  44 
und  Basel  39. 

VI.  Bezüglich  der  Konkurrenz  mehrerer  Thäter  wird  von  den 
meisten  Kantonen,  die  sich  über  diesen  Punkt  aussprechen,  der 
Grundsatz  der  Untheilbarkeit  des  Strafantrages  aufgestellt  in  dem 
Sinne,  dass  die  gegen  einen  Thäter  erhobene  Strafklngo  die  Ver- 
folgung gegen  alle  und  der  zu  Gunsten  des  einen  erklärte  Verzicht 
beziehungsweise  der  Rückzug  der  Klage  gegen  den  einen  die  Ein- 
stellung des  Verfahrens  für  alle  begründet.  So  Zug  32,  Freibnrg  68, 
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Solothurn  45  und  Basel  40.  — Zürich  54  lässt  eine  Tkeilung  des 
Strafantrages  zu  Gunsten  von  solchen  Mitschuldigen  zu,  welche  durch 
die  Angeschuldigteu  zu  dem  Verbrechen  verleitet  worden  sind. 

Einzelne  Kantone,  wie  Luzern  212,  Obwalden  PO  l4  und 
Tessin  367  u.  a.,  finden  sich  veranlasst,  speziell  bei  den  nur  auf 
Antrag  verfolgbaren  Delikten  zum  Nachtheil  von  Verwandten  und 
Hausgenossen  ausdrücklich  zu  erklären,  dass  das  bezügliche  Privi- 
legium nur  dem  in  dem  privilegirten  Verhältnisse  stehenden  Thätor, 
nicht  aber  einem  ausserhalb  desselben  befindlichen  Mitthäter  zu  gut 
komme.  Nicht  im  Gegensätze  hiezu  steht  die  Behandlung  des  Mit- 
schuldigen beim  Ehebrüche  fast  in  sämmtlichen  Kantonen.  Denn 
wenn  der  Mitschuldige  des  Ehebrechers,  ob  mitverklagt  oder  nicht,, 
bestraft  werden  muss,  oder  wenn  im  Falle  des  Rückzuges  der  Klagt} 
gegen  den  Ehebrecher  auch  die  Verfolgung  gegen  den  Mitschuldigen 
aufhört,  so  bestätigt  dies  einfach  die  Regel  von  dor  l'utheilbarkeit 
des  Strafantrags:  der  Ehebruch  ist  in  Beziehung  auf  den  Ehebrecher 
und  den  Mitschuldigen  Antragsvergehen,  während  im  vorhergehenden 
Falle  gegen  den  ausserhalb  der  Verwandtschaft  oder  llausgeuossen- 
schaft  stehenden  Mitthäter  ex  officio  vorgegangen  werden  kanu. 


B.  Die  einzelnen  Antragsdelikte. 

I.  Die  Ehrbeleidigung. 

Der  Angriff  auf  fremde  Ehre  ist  in  allen  Kantonen  ganz  oder 
zum  Thoil  Antragsdelikt,  ln  einigen  Kantonen  wird  nämlich  eine 
Theilung  in  der  Weise  vollzogen,  dass  nur  die  Privatehrbeleidigung 
der  Verfolgung  auf  Antrag,  die  Amtsehrbeleidigung  dagegen  der 
Verfolgung  von  Amtswegen  unterstellt  wird. 

In  ihrer  Totalität  ist  die  Ehrbeleidigung  mit  ihren  Unterarten 
der  Verleumdung,  der  Übeln  Nachrede  und  der  Beschimpfung  An- 
tragsdelikt in  Zürich  149 — 156,  Bern  177 — 178,  Schwyz  PO  24, 
Glarus  111 — 114,  PO  23*>,  Zug  88 — 92,  Freiburg  414,  462 ',  Solo- 
thurn 129 — 137,  Basel  129 — 136,  Schaffhausen  107 — 109,  194 — 204, 
St.  Gallen  106 — 112,  Aargau  P 1,  Waadt  120—122,  263 — 267  und 
Genf  314,  315.  Die  Amtsehrbeleidigung  (Verleumdung  oder  Be- 
schimpfung von  Behörden,  Beamten  und  Bediensteten  in  Ausübung 
amtlicher  Funktionen  oder  in  Bezug  auf  solche)  verfolgen  von 
Amtswegcn:  Luzern  P 56 — 58,  96,  Graubünden  P 14,  37 — 41, 
Wallis  PO  38"  und  Neuenburg  202. 
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Eine  Mittelstellung  nehmen  Obwalden,  Appenzell  A.  Rh.  und 
Thurgau  ein.  Obwalden  verfolgt  in  der  Regel,  PO  1 5,  die  Privatohr- 
beleidigung nur  auf  Antrag,  macht  aber,  P 79,  der  Regierung  zur 
Pflicht,  Ehrbeleidigungen,  die  öffentliches  Aergcrniss  erregen,  die 
Autorität  der  Behörden  schwächen,  die  allgemeine  Wohlfahrt  und 
Sicherheit  oder  die  guten  Sitten  gefährden,  von  Amts  wegen  zu 
verfolgen.  — Thurgau  229  bestimmt  bezüglich  der  Ehrverletzung, 
welche  durch  Pasquill  oder  gegen  Behörden,  Beamte,  Geistliche 
oder  öffentliche  Bedienstete  verübt  wird,  dass  dieselbe  sowohl  durch 
die  Betheiligteu  als  von  Amtswegen  verfolgt  werden  könne.  — 
Appenzell  A.  Ult.  110  endlich  nimmt  von  der  Verfolgung  auf  An- 
trag nur  die  Beschimpfung  der  Laudsgemeinde  aus. 

Die  Voranstellung  des  Interesses  des  Verletzten  bei  der  Privat- 
ehrverletzung zeigt  sich  übrigens  in  den  meisten  Kantonen  nicht  nur 
in  der  Abhängigmachung  der  Verfolgung  vom  Strafantrag,  sondern 
auch  darin,  dass  die  Verfolgung  dem  Verletzten  ganz  allein,  ohne 
Mitwirkung  des  staatlichen  Anklägers,  überlassen  wird,  wozu  noch 
in  einigen  Kantonen  geradezu  die  Verweisung  dieser  Privatklage 
auf  den  Weg  des  Zivilprozesses  tritt.  Das  Gleiche  gilt  zum  Theil 
auch  für  die  Amtsehrverletzung  in  solchen  Kantonen,  welche  die- 
selbe nicht  von  Amtswegen  verfolgen.  Schaffhausen  109  stellt  dem 
an  seiner  Amtsehro  Beleidigten  frei,  die  Klage  selbst  durchzuführen 
oder  sie  dem  Staatsanwalt  zu  übertragen,  und  in  St.  Gallen  112 
bedarf  es  zur  Uebernahme  durch  die  Staatsanwaltschaft  einer  regie- 
rungsräthlichen  Bewilligung,  deren  Nichteinholung  oder  Nichter- 
lnngung  die  Privatklage  (auf  dom  Zivilwege)  nicht  auschliesst. 

Als  antragsberechtigt  werden  gewöhnlich  genannt  der  Beleidigte 
beziehungsweise  sein  gesetzlicher  Vertreter,  von  Graubünden  P 41 
der  Beleidigte,  dessen  nächster  Verwandter  oder  Vormund,  von 
Tessin  355*  bei  Beleidigungen  von  Ehefrauen  oder  Söhnen  in  väter- 
licher Gewalt  sowohl  die  Beleidigten  als  auch  deren  Ehemänner 
beziehungsweise  Väter. 

Wenn  der  Beleidigte  stirbt,  bevor  er  von  seinem  Klagerechto 
Gebrauch  gemacht  hat,  lässt  Zürich  150  dasselbe  schlechtweg  auf 
seine  Erben,  St.  Gallen  110  auf  die  erbberechtigten  Verwandten, 
Luzern  P 90  auf  Eltern,  Kinder,  Geschwister  und  Ehegatten,  und 
Freiburg  414  auf  Eltern,  Kinder,  Geschwister,  Ehegatten  und  die 
Erben  übergehen.  Es  ist  dies  eine  Ausnahme  von  der  sonst  für 
das  Antragsrecht  geltenden  Regel,  dass  bei  demselben,  als  einem 
höchst  persönlichen  Rechte,  eine  Succession  nicht  eintritt.  Dabei 
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beschränkt  Zürich  die  Klagberechtigung  der  Saccessorcn  auf  die 
Verleumdung  und  macht  mit  Luzern  und  Freiburg  den  Vorbehalt, 
dass  der  Klagboreehtigte  nicht  bei  seinen  Lebzeiten  auf  die  Klage 
verzichtet  habe.  Auf  dem  gleichen  Hoden  steht  auch  Tessin  855, 
§ 2,  das  den  Erben,  den  Ehegatten,  den  Aszendenten,  Deszendenten 
und  Geschwistern  das  Recht  gibt,  Klage  zu  erheben  oder  die  bereite 
erhobene  Klage  weiter  zu  führen,  wenn  der  Beleidigte  stirbt  oder 
nach  der  Erhebung  der  Klage  handlungsunfähig  wird  (incapace  di 
provvedere  a sè  stesso).  Ebenso  Thurgau  228,  das  Eltern,  Deszen- 
denten, Geschwister  und  Ehegatten  eines  Verstorbenen  ermächtigt, 
die  von  demselben  schon  angehobene  Klage  durchzufflhren  oder 
von  sich  aus  Klage  zu  erheben,  sei  es,  dass  die  Verunglimpfung 
zu  Lebzeiten  oder  erst  nach  dem  Tode  erfolgte. 

Damit  sind  wir  bei  der  sogenannten  Beleidigung  Verstorbener 
angolangt,  bei  welcher  es  sich  nicht  um  eine  Succession  in  ein 
fremdes  Klagrecht , sondern  um  ein  primäres  Antragsrecht  der 
Hinterbliebenen  handelt;  denn  im  Grunde  ist  nicht  der  Todte, 
sondern  der  Uoberlobendo  der  Vorletzte  *).  Die  vorhin  genannten 
Kantone  erklären  nun,  wie  oben  Thurgau,  dieselben  Personen,  die 
sie  als  suceessionsbercchtigt  in  dem  vom  Beleidigten  wegen  Ab- 
sterbens vor  Ablauf  der  Antragsfrist  nicht  ausgeübten  Autragsrechte 
bezeichnen,  auch  als  antragsberechtigt  bezüglich  der  sogenannten 
Beleidigung  Verstorbener.  Für  Freiburg  und  St.  Galten  kann  es 
nach  dem  Wortlaut  ihres  Gesetzes  fraglich  erscheinen,  ob  die  Be- 
leidigung Verstorbener  überhaupt  strafbar  ist,  da  dort  von  einem 
verstorbenen  Beleidigten  (Freiburg)  und  vom  Tode  des  Beleidigten 
(St.  Gallen),  nicht  aber  von  einem  beleidigten  Verstorbenen  oder 
von  der  Beleidigung  eines  Todton  die  Rede  ist. 

Umgekehrt  liesse  sich  bezüglich  der  Kantone  Zug,  Solothurn, 
Basel,  Schaff  hausen,  Graubünden  und  Neuenburg,  welche  einfach 
von  der  Beleidigung  Verstorbener  reden,  die  Frage  aufwerfen,  ob 
sich  diese  Bezeichnung  nicht  auch  auf  solche  injuriöse  Handlungen 
und  Acusserungen  erstreckt,  die  zu  Lebzeiten  des  Verstorbenen  er- 
folgt sind,  und  ob  somit  nicht  auch  in  diesen  Kantonen  eine  Nach- 
folge in  die  Antragsberechtigung  anzunehmen  sei.  Diese  Frage  ist 
meiner  Ansicht  nach  zu  verneinen,  da  die  in  dieser  Nachfolge 
liegende  Ausnahme  nur  anerkannt  werden  darf,  wo  sie  das  Gesetz 

')  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  189  spricht  desshalb  vou  der  Beschimpfung 
des  Andenkens  eines  Verstorbenen. 
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ausdrücklich  gestattet.  — Von  den  zuletzt  genannten  Kantonen  be- 
zeichnen als  antragsberechtigt  Zug  92  und  Schaffhausen  200  die 
Erben,  Orauhünden  P 41  die  Verwandten,  Basel  132,  135  die 
Eltern,  Kinder,  Grosskiuder,  Geschwister  und  den  Ehegatten,  Solo- 
thurn 137  die  Aszendenten,  Deszendenten,  Geschwister  und  den 
Ehegatten,  und  Nmenburg  202  den  überlebenden  Ehegatten  oder 
die  Erben.  Solothurn  und  Hasel  beschränken  dabei  die  Strafdrohung 
auf  die  Verleumdung  '). 

II.  Verbrechen  gegen  das  Vermbgen. 

1)  Hei  den  Verbrechen  gegen  das  Vermögen  sind  es  die  am 
häufigsten  verkommenden  Delikte  des  Diebstahls,  des  Betrugs  und 
der  Unterschlagung,  welche  in  gewissen  Erscheinungsformen  zu  An- 
tragsdelikten gestempelt  werden.  Massgebend  sind  hiefür  namentlich 
zwei  Faktoren:  das  persönliche  Verhältniss  dos  Thäters  zu  dem 
Verletzten  und  die  Geringfügigkeit  der  Verletzung. 

«.  Das  persönliche  Verhältniss  des  Thäters  zu  dem  Verletzten 
macht  sich  geltend  bei  dem  Diebstahl,  der  Unterschlagung  und  dem 
Betrug  unter  Familenglicdern  und  Hausgenossen,  und  zwar: 

«.  Gleichmässig  für  die  genannten  drei  Verbrechensarten  und 
den  Gesammthegriff  derselben  in  Zürich  170,  177,  187, 
Schic gz  PO  2",  Obwalden  PO  1*,  Nidwalden  PO  lhS),  Zug 
119»,  123,  120,  Basel  145',  152,  Schaff  hausen  214,  219,  242, 
Appenzell  4-  Rh.  54»  und  Grauhünden  165,  170,  185. 
i't.  Nicht  für  alle  drei  Verbrechensarten  beziehungsweise  nicht 
für  den  Gesammthegriff  derselben  in  Bern  214,  223,  Luzern 
212,  221  (für  Diebstahl  und  Unterschlagung),  Thurgau  143, 
150  (für  einfachen  Diebstahl  und  Unterschlagung),  St,  Gallen 

')  Nach  dem  Vorgänge  des  deutschen  Strafgesetzbuches,  § I8U,  das  eine 
Beschimpfung  des  Andenkens  eines  Verstorbenen  nur  hei  Behauptung  und  Ver- 
breitung wissentlich  unwahrer  Thatsachen  anninimt.  Die  Verfolgung  tritt  auf  An- 
trag der  Eltern,  der  Kinder  oder  des  Ehegatten  des  Verstorbenen  ein. 

’)  Schwyz  und  beide  Unterwalden  sprechen  überhapt  von  Verbrechen  gegen 
das  Eigenthnm.  Was  aber  hierunter  ausser  Diebstahl,  Betrug  und  Unterschlagung 
noch  Alles  zu  verstehen  sei,  ist  mir  nicht  klar:  denn  unmöglich  lässt  sieh  nu- 
nehmen,  dass  alle  Verbrechen,  welche  das  Schwyzer  und  das  Obwaldner  Strafgesetz 
in  dem  Titel  Ober  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Eigenthum“  aufzähleu 
(u.  A.  Brandstiftung,  Kaub,  Erpressung,  Meineid),  als  Antragsdelikte  zu  betrachten 
sind,  wenn  sie  gegen  Eamiliengenosseu  verübt  werden.  Nidwalden  besitzt  kein 
besonderes  Strafgesetz,  in  weichem  Uber  den  Begriff  der  Eigenthuinsverbrechen 
Rath  zu  holen  wäre. 
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64  (nur  iïïr  Diebstahl  ; die  Unterschlagung  wird,  auch  abge- 
sehen vom  persönlichen  Verhältnis  zwischen  dem  Verletzten 
und  dem  Thüter,  nur  auf  Antrag  verfolgt)  und  Aargau  156 
(für  Diebstahl). 

Was  den  Kreis  der  auf  diese  Weise  bevorzugten  Familien- 
und  Hausgenossen  in  den  unter  u und  ß genannten  Kantonen 
betrifft,  so  befinden  sieh  in  demselben: 

Ehegatten  (überall), 

Aszendenten  und  Deszendenten  (in  allen  mit  Ausnahme 
von  Appenzell  A.  Uli.,  das  nur  von  Eltern  und  Kindern,  und 
von  Luzern,  das  nur  von  Antragsvergehen  gegen  Aszendenten 
redet), 

Geschwister  (in  Schwyz,  beiden  Unterwalden  und  Aargau, 
mit  der  Bedingung  der  Hausgenossensehaft,  des  Wohnens  in 
ungetrennter  Haushaltung)  und 

andere  in  derselben  Haushaltung  lebende  Verwandte  (in 
allen  mit  Ausnahme  von  Schwyz  und  den  beiden  Unter- 
walden, die  den  Kreis  mit  den  Geschwistern  schliessen,  und 
von  St.  Güllen,  das  Oheim  und  Tante,  Neffen  und  Nichte  aut 
die  gleiche  Stufe  wie  die  Geschwister  stellt  und  bezüglich 
derselben  die  Hausgenossenschaft  nicht  verlangt). 

Den  Blutsverwandten  werden  in  der  Regel  die  Ver- 
schwägerten des  gleichen  Grades  gleichgestellt.  Zug  führt 
neben  den  Ehegatten  der  Geschwister  auch  noch  die  Verlobten 
der  Letztem  auf. 

Zwischen  den  bis  dahin  genannten  Personen  herrscht 
bezüglich  der  Antragsberechtigung  Gegenseitigkeit.  Daneben 
besteht  noch  ein  einseitiges  Antragsrecht  der  Pttegeeltern, 
Vormünder  und  Erzieher  mit  Bezug  auf  Diebstähle  etc.,  welche 
vou  ihren  Pflegekindern,  Mündeln  und  Zöglingen  an  ihnen 
verübt  werden,  in  Zürich,  Luzern,  Basel,  Schaff  hausen. 
St.  Gallen,  Appenzell  .4.  Rh. , Aargau  und  77i urgitu.  Als 
weitere  Antragsberechtigte  dieser  Art  nennt  Bern  Vorgesetzte 
und  andere  Personen,  mit  denen  der  minderjährige  Thüter  in 
gleicher  Haushaltung  zusammenlebt,  während  Zug  den  Kreis 
noch  mehr  vergrössert  durch  Personen,  in  deren  Lohn  oder 
Kost  der  Thüter  steht. 

■/.  Solothurn  und  die  Kantone  der  romanischen  Schweiz  räumen 
dem  engem  persönlichen  oder  Verwandtschafts-Verhältnisse 
nach  dem  Vorgänge  des  französischen  Gode  pénal  beziehungs- 
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weise  des  deutschen  Strafgesetzbuches  eine  noch  grössere 
Bedeutung  «'in , indem  sie  bei  Diebstahl  etc.  unter  gewissen 
Personen  die  Verfolgung  geradezu  ausschliessen  und  nicht 
blos  an  die  Bedingung  eines  Strafantrags  knüpfen.  Der  fran- 
zösische Code  pénal  380  beschränkt  diese  Straflosigkeit  auf 
Diebstähle  zwischen  Ehegatten,  zwischen  Aszendenten  und 
Deszendenten  und  Verschwägerten  im  gleichen  Grade,  sowie 
auf  solche  eines  überlebenden  Ehegatten  an  dem  Gute  des 
verstorbenen  Ehegatten.  Ihm  folgt  Walli s 316  unter  Bei- 
fügung der  im  gleichen  Haushalte  lebenden  Geschwister  und 
Verschwägerten,  Neuenbürg  207  mit  Ausnahme  der  in  2173 
und  21 7*  seines  Code  pénal  erwähnten  Qualifikationen  des 
Diebstahls,  Genf  317  unter  Gleichstellung  von  Diebstahl, 
Unterschlagung  und  Betrug,  dessgleichen  für  die  drei  ge- 
nannten Verbrechensarten  Freiburg  244,  251,  270  mit  Aus- 
dehnung auf  die  in  gleicher  Haushaltung  lebenden  Geschwister 
und  Verschwägerten  des  gleichen  Grades;  ebenso  für  Dieb- 
stahl, Betrug  und  Wucher  rücksichtlich  desselben  Verwandten- 
kreises Tessin  367,  389.  An  Stelle  der  Unterschlagung  tritt 
die  mit  derselben  sich  nicht  deckende  appropriazione  indebita 
in  390,  392  des  Tessiner  Strafgesetzes.  Waadt  305  nennt  die 
gleichen  Personen,  wie  Wallis,  Freiburg  und  Tessin,  ohne  die 
Verschwägerten  uud  fügt  dem  Diebstahl,  der  Unterschlagung 
und  dem  Betrug  noch  die  Hehlerei  bei,  nimmt  aber  anderseits 
vom  Diebstahl  einige  qualifizirte  Fälle  (273,  287)  desselben 
aus.  — Solothurn  152,  158  hält  sich  gennu  an  den  vom 
deutschen  Strafgesetzbuch  247 a bezeichneten  Personenkreis, 
indem  es  die  von  Aszendenten  gegen  Deszendenten  und  unter 
Ehegatten  verübten  Diebstähle  und  Unterschlagungen,  sowie 
den  Betrug  als  straflos  erklärt.  Bezüglich  der  Verbrechens- 
arten weicht  es  insofern  vom  deutschen  Vorbilde  ab,  als  es 
den  Betrug  in  diesem  Punkte  mit  Diebstahl  und  Unter- 
schlagung auf  die  gleiche  Linie  stellt, 
rf.  Bei  den  von  Waadt  273  und  Neuenburg  207  von  der  Straf- 
losigkeit ausgeschlossenen  qualifizirten  Diebstählen  bewirkt  das 
persönliche  Verhältniss  des  Thäters  zu  dem  Verletzten  doch, 
dass  die  betreffende  Handlung  nur  auf  Antrag  verfolgt  werden 
kann.  — Das  Gleiche  findet  statt  in  Freiburg,  Solothurn,  Tessin 
und  Waadt  bezüglich  der  Personen,  die  sich  ausserhalb  der 
oben  erwähnten  engern  Kreise  befinden.  So  erklärt  Tessin  367 


Digitized  by  Google 


488 


6.  Iîrodbei  k. 


als  Antragsdelikte  Diebstahl,  Unterschlagung  (appropriazione 
indebita)  und  Betrug  zwischen  geschiedenen  Ehegatten,  Ge- 
schwistern und  Verschwägerten  im  zweiten  Grade,  die  nicht 
im  gleichen  Haushalte  zusttmmenleben,  Freibier;/  244,  251, 
270  Diebstahl,  Unterschlagung  zwischen  den  zur  Familie  oder 
zur  Haushaltung  gehörenden  Personen,  Solothurn  152,  158 
Diebstahl,  Unterschlagung  und  Betrug  gegen  Angehörige, 
Vormünder,  Erzieher  und  Personen,  zu  denen  der  Thäter  in 
einem  Lehrlings-  oder  Anstellungsverhältniss  steht  oder  in 
deren  häuslicher  Gemeinschaft  er  sich  als  Dienst  bote  befindet, 
und  Waadt  306  beziehungsweise  271 1 und  27 12  Diebstahl 
zwischen  Dienstboten,  Arbeitern,  Geranten,  Commis  und  Lehr- 
lingen einerseits  und  dem  Patron  oder  einer  andern  Person 
im  Hause  anderseits  und  zwischen  Hausgenossen. 

Die  Familien-  und  Hausgenossenschaft  wird  demnach 
nahezu  in  allen  Kantonen  berücksichtigt,  sei  es  durch  völlige 
Straflosigkeit,  sei  es  durch  die  Abhängigkeit  der  Verfolgung 
vom  Strafantrag.  Einzig  Glarus  kennt  keine  solche  Rücksicht 
und  reiht  dazu  noch  den  Diebstahl,  der  von  Hausgenossen 
unter  einander,  insbesondere  von  Dienstboten,  Gesellen,  Lehr- 
lingen, Fabrikarbeitern,  Taglöhnern  u.  s.  w.,  au  dem  Dienst- 
herrn oder  den  Sinnigen  verübt  wurde,  unter  die  Fälle  des 
qualifizirtcn  Diebstahls  (18010). 

b.  Die  Geringfügigkeit  bildet  den  Grund  zur  Einreihung  unter 
die  Antragsdelikte  bei  Diebstählen  von  Feldfrüchten  int  Werthe 
von  nicht  mehr  als  Fr.  5 zur  Befriedigung  der  Lüsternheit  in 
Zürich  168,  bei  Feldfrevel,  Diebstahl  von  Esswaaren  und  Getränken 
bis  auf  Fr.  5 Werth  iu  Solothurn  146,  bei  Feld-  und  Waldfrevel 
au  Privateigenthum,  bei  Diebstahl  au  Ess-  oder  Trinkwaaren  aus 
Noth  oder  zur  Befriedigung  einer  augenblicklichen  Lüsternheit  in 
Bern  214,  Pü  83,  bei  Diebstahlsfällen  polizeilicher  Natur  iu  Wallis 
PO  38,  bei  allen  Vergehen  gegen  das  Eigenthum  unter  Fr.  5,  Dieb- 
stahl ausgenommen,  iu  Thurgau  (Gesetz  vom  26.  November  1867, 
§ 2b),  bei  einfachem  Diebstahl,  bei  Unterschlagung  und  Betrug  nicht 
über  Fr.  15  iu  Zug  119b,  nicht  über  Fr.  20  in  Basel  145*,  bei 
Fundunterschlagung  und  Unterschlagung  von  Sachen,  in  deren  Be- 
sitz der  Thäter  durch  Irrthum  oder  Zufall  gelangt  ist,  wenn  der 
Werth  der  Sache  oder  der  verursachte  Schaden  Fr.  30  nicht  über- 
steigt, in  lessin  300  und  39t,  § 3,  bei  Diebstahl,  Unterschlagung 
und  Betrug  bis  auf  Fr.  100  in  Glarus  PO  23,  73,  bei  Betrug  nicht 
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über  Fr.  10  und  bei  einfachem  Diebstahl  nicht  über  Fr.  200  in 
Waadt  306,  282»,  270»b.  — Im  Aargau  wird  der  einfache  Dieb- 
stahl bis  auf  Fr.  300,  der  einfach  qualifizirte  Diebstahl  bis  auf 
Fr.  150,  der  Diebstahl  mit  Einbruch  bis  auf  Fr.  50,  der  Diebstahl 
von  Lebensmitteln  (durch  Nothleidende  während  einer  Hungersnoth 
oder  einer  allgemeinen  Theurung)  bis  auf  Fr.  300,  die  Unter- 
schlagung bis  auf  Fr.  300,  die  Fundunterschlagung  bis  auf  Fr.  500, 
der  einfache  Betrug  bis  auf  Fr.  300  und  der  qualifizirte  Betrug  bis 
auf  Fr.  150  zuchtpolizeilich  bestraft  und  die  Untersuchung  nur  auf 
Klage  des  Beschädigten  eingeleitet,  wenn  das  Delikt  nicht  als  eine 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  gerichtete  Handlung 
erscheint  ‘). 

c.  Hervorzuheben  ist  noch,  dass  Waadt  306,  Abs.  2,  Verfolgung 
von  Amtswegen  eintreten  lässt,  wenn  in  den  sonst  dem  Strafantrag 
unterstellten  Fällen  von  Diebstahl,  Unterschlagung,  Betrug,  Hehlerei 
und  Pfandentziehung  der  Thäter  rückfällig  ist  oder  wegen  eines 
andern  Verbrechens  verfolgt  wird. 

2)  Bezüglich  der  Unterschlagung  im  Besondern  ist  Folgendes 
zu  bemerken  : 

St.  Gallen  56,  57  erklärt  die  Unterschlagung  ausnahmslos  als 
Antragsdelikt,  Zürich  176  und  Zug  123  nur  dann,  wenn  sic  nicht 
mit  Ableuguung  des  Besitzes  der  fremden  Sache  oder  concludcnten 
Handlungen  verbunden  ist;  die  Fundunterschlagung  wird  nur  auf 
Antrag  verfolgt,  ebenso  die  Pfandunterschlagung.  Waadt  287  verfolgt 
von  Amtswegen  nur  einige  Qualifikationen  der  Unterschlagung. 

3)  Bezüglich  des  Betrugs  im  Besondern  ist  hervorzuheben, 
dass  Luzern  225,  Schaffhausen  242  und  Graubilnden  135  den  in 
Vertrags  Verhältnissen  verübten  Betrug  als  Antragsdelikt  erklären, 
Schaffhauseu  mit  Ausnahme  des  gewerbsmässig  oder  von  Land- 
streichern verübten  Betrugs. 

4)  Die  BJande  nt  Ziehung  wird  auf  Antrag  verfolgt  in  Basel  155, 
St.  Gallen  84  und  Thurgau  162,  ebenso  von  Waadt  306,  289,  aber 
nur  dann,  wenn  die  Pfändung  erst  angezcigt,  aber  noch  nicht  voll- 
zogen war.  Schwyz  74  und  wahrscheinlich  auch  die  beiden  Unter - 
Waiden  erfodern  Strafantrag,  falls  das  Vergehen  zwischen  den  unter 
Ziffer  1 a hievor  genannten  Verwandten  verübt  wird. 

5)  Der  leichtsinnige  Bankerott  ist  Antragsdelikt  in  Zug  129. 

')  Ergänzungsgesetz  von  1886,  § 1 ; ZuclitpoHzeigesetz  von  1868,  § 33. 
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6)  Der  bezügliche  Bankerott  und  die  Gehülfenschaft  bei  dem- 
selben wird  in  Freiburg  205,  267  zum  Betrug  gerechnet,  der,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  unter  Verwandten  das  Privilegium  des 
Antrages  geniesst.  Doch  wird  der  Fall  selten  eintreffen,  dass  die 
Verletzten  beiin  betriiglichen  Bankerott  nur  Verwandte  des  Thäters 
sind.  Im  Aargau  ist  der  betrügliche  Geltstag  zwar  zuchtpolizeiliches 
Vergehen,  es  ist  aber  anzunehmen,  dass  er  als  Vergehen  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  von  Amtswegen  verfolgt  wird. 

Wie  der  betrügliche  Bankerott,  so  wird  auch 

7)  Die  G reu  zsteinverrücku  ng  von  Freiburg  264»  zum  Betrug 
gezogen,  während  sie  in  den  meisten  andern  Kantonen  als  ein  gegen 
Treu  und  Glauben  gerichtetes  besonderes  Delikt  behandelt  wird. 
Das  vermögensrechtliche  Moment  wiegt  auch  vor  in  St.  Gallen  71’, 
das  von  verwandten  Geschädigten  auch  einen  Strafantrag  verlangt, 
und  in  Tessin  «160*,  das  nur  auf  Antrag  straft,  wenn  der  Schaden 
Fr.  30  nicht  übersteigt.  Das  Gleiche  bestimmt  es  3!)0d  bezüglich 

8)  der  widerrechtlichen  Ableitung  von  Privatgewässern.  Der 
diesem  Vergehen  zu  Grunde  liegende  Thatbestand  würde  in  andern 
Kantonen  nur  Anlass  zur  Verfolgung  auf  dem  Wege  des  Civil- 
prozesscs  geben. 

!))  Sachbeschädigung.  Die  vorsätzliche  böswillige  Beschädigung 
fremden  F.igcuthuins  wird  nur  in  wenigen  Kantonen  (Zürich,  Frei- 
burg, St.  Gallen,  Wallis,  Neuenburg  und  Genf)  ausnahmslos  von 
Amtswegen  verfolgt,  ln  den  andern  Kantonen  wird  meist  zwischen 
geringfügigen  und  schweren  Fällen  unterschieden  und  werden  nur 
die  letztem  der  Verfolgung  von  Amtswegen  unterstellt. 

a.  Kein  näheres  Kriterium  für  diese  Zweitheilung  geben  und 
lassen  daher  das  richterliche  Ermessen  entscheiden:  Luzern  PO  10*, 
Schwgz  PO  2»,  Obwalden  PO  1*,  Nidwalden  PO  l3  und  Appen- 
zell A.  Rh.  54». 

b.  Eine  durch  die  Höhe  des  Schadensbetrages  ausgedrückte 
Grenze  für  die  leichten  Fälle  setzen  Glarus  PO  23»  (Fr.  100)  und 
Solothurn  155  (Fr.  150). 

c.  Zug  112  sucht  das  Unterscheidende  in  der  geringem  oder 
grossem  Gefährlichkeit,  indem  es  von  Amtswegen  diejenige  Sach- 
beschädigung verfolgt,  welche  Gefahr  für  Leib  und  Leben  herbei- 
führte, vorausgesetzt,  dass  der  Thäter  die  Gefahr  cinsehen  musste. 
— Die  meisten  Kantone  kennen  übrigens  ein  besonderes  Offizial- 
delikt der  gemeingefährlichen  .Sachbeschädigung,  das  diejenigen 
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Fälle  umfasst,  welche  eine  grössere  Anzahl  Personen,  die  Bevöl- 
kerung ganzer  Gegenden  in  Gefahr  bringen,  wie  di«-  Beschädigung 
von  Dämmen,  Schleusen,  Wasserwerken  u.  s.  w. 

d.  Basel  161,  Schaffhausen  221,  Thurgau  209 — 211,  Tessin 
406,  407  und  Waadt  328  zählen  eine  Anzahl  Sachen  auf,  deren 
Beschädigung  sie  von  Amtswegen  verfolgen.  Es  sind  dies  theils 
solche,  die  in  öffentlicher  Benützung  sind  und  meist  vor  Beschä- 
digung gar  nicht  geschützt  werden  könnten,  ohne  dass  sie  ihrem 
Zwecke  entzogen  würden,  wie  Brücken,  öffentliche  Anlagen,  öffent- 
liche Sammlungen  und  Denkmäler,  theils  im  Freien  befindliche 
Gegenstände  überhaupt  (z.  B.  Thurgau  31 1 landwirtschaftliche 
Geräthe  im  Freien,  Pflanzungen  und  Früchte  in  Garten,  Wald  und 
Feld,  Zäune,  Bleichstücke),  theils  Sachen,  die  aus  Gründen  der 
Religion  oder  der  Pietät  gegen  Verstorbene  eines  besondern  Schutzes 
theilhaftig  sind,  wie  gottesdienstliche  Gegenstände,  Friedhöfe,  Gräber 
und  Grabdenkmäler,  theils  solche,  deren  Zerstörung  die  öffentliche 
Sicherheit  oder  das  gemeine  Wohl  gefährdet,  wie  Gas-  und  Wasser- 
leitungen, Löschgeräthschaften  etc.  — Waadt  und  Tessin  erwähnen 
ausserdem  noch  Archive  (Tessin),  öffentliche  Aktenstücke,  Zeug- 
häuser (Tessin),  Waffen  und  Munition  aus  öffentlichen  Depots. 

e.  Von  den  unter  d genannten  Kantonen  nehmen  noch  Rück- 
sicht auf  die  Art  der  Begehung  und  verfolgen  von  Amtswegen: 
Tessin  und  Waadt  die  Sachbeschädigung,  die  mit  Einbruch,  Ein- 
steigen, Gebrauch  falscher  Schlüssel,  Gewalt  oder  Drohung  gegen 
Personen  verbunden  ist  oder  (Waadt)  von  mehreren  Personen  zur 
Nachtzeit  oder  von  einer  Vagabunden-  oder  Verbrecherbande  oder 
durch  Vergiftung  eines  Stückes  Vieh  verübt  wird,  Thurgau  die 
Vergiftung  von  Viehweiden  und  Viehtränken.  Tessin  406  erwähnt 
ferner  als  Offizialdelikt  die  Sachbeschädigung  aus  Rache  gegen 
Zeugen  und  Sachverständige,  wegen  des  von  diesen  abgegebenen 
Zeugnisses  oder  Gutachtens,  oder  zum  Nachtheil  von  öffentlichen 
Beamten  aus  Rache  für  deren  Amtshandlungen. 

f.  Auf  das  beschädigte  Rechtssubjekt  wird  abgestellt  von 
Bern  201,  das  nur  die  zum  Nachtheil  von  Privatpersonen  ver- 
übten Sachbeschädigungen  auf  Antrag  verfolgt.  Bei  Luzern  P HK, 
Schwyz  und  beiden  Unterwahlen  kommt  ein  subjektives  Moment 
auch  noch  insofern  in  Betracht,  als  Sachbeschädigung,  wie  Dieb- 
stahl, unter  Verwandten  nur  auf  Antrag  verfolgt  wird. 

Die  fahrlässige  Sachbeschädigung  steht  in  den  meisten  Kan- 
tonen gar  nicht  unter  Strafdrohung.  Bios  Luzern  P 117  und 
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.SY.  Gallen  93  bestrafen  dieselbe  auf  Antrag,  ersteres  ex  otficio, 
wenn  öffentliches  Gilt  beschädigt  wird. 

10)  Vertrauensmisebrauch.  Tessin  238  bedroht  den  Angestellten 
eines  industriellen  Etablissements,  der  böswillig  Fabrikationsge- 
heimnisse verletzt,  Schaffhansen  205  denjenigen,  der  Handels-  und 
Fabrikationsgeheimnisse  preisgibt,  St.  Gallen  173  in  ähnlicher  Weise 
Prokuristen,  Handlungsbevollmächtigte,  Geschäftsführer,  Handels- 
reisende, Angestellte,  Arbeiter,  Direktoren,  Mitglieder  eines  Gesell- 
schaftsorgans  etc.  von  kaufmännischen,  industriellen  oder  Fabri- 
kationsgeschäften. Daneben  bestraft  8t.  Gallen  noch  Anwälte, 
Ueehtsagenten,  Vollmachtträger  oder  Vormünder,  die  Gewinnes  halber 
oder  sonst  in  rechtswidriger  Absicht  zum  Nachtheil  ihres  Auftrag- 
gebers mit  einer  Gegenpartei  Einverständnis  pflegen,  ebenso  An- 
gestellte oder  Gehülfeu  der  genannteu  Personen,  welche  im  eigimen 
oder  in  fremdem  Interesse  Privatgeheimnisse  verletzen.  Die  Ver- 
folgung findet  nur  auf  Antrag  statt. 

11)  Im  Anschluss  hieran  mag  die  Verletzutu/  des  Berufsge- 
heimnisse* erwähnt  werden,  obgleich  es  sich  hiebei,  wie  bei  der 
nachher  zu  besprechenden  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  be- 
ziehungsweise dein  unberechtigten  Eröffnen  von  Briefen  etc.,  selten 
um  einen  Vermögenschadon,  sondern  oft  nur  um  einen  sogenannten 
moralischen  Schaden  des  Verletzten  handelt.  Hieher  gehören  Bern 
187,  St.  Gallen  172  und  Tpssin  358.  Als  Träger  des  Berufsgeheim- 
nisses zählt  St.  Gallen  auf:  Geistliche,  Aerzte,  Apotheker,  Heb- 
ammen und  niedere  Chirurgen.  Bern  und  Tessin  dehnen  den  Kreis 
aus  auf  «Ile  diejenigen  Personen,  denen  vermöge  ihres  Standes, 
Berufes  oder  (Tessin)  Amtes  Geheimnisse  anvertraut  werden.  Dabei 
macht  aber  Tessin  die  Einschränkung,  dass  die  Verletzung  des  Ge- 
heimnisses den  guten  Huf  einer  Person  zu  gefährden  im  Staude  sei. 
Wallis  286  und  Neuenbürg  204,  welche  dieses  Vergehen,  wie  Tessin, 
unter  die  Ehrverletzung  einreihen,  verfolgen  dasselbe  nach  dem  Vor- 
gänge des  französischen  Code  pénal  von  Aratswegen.  Die  übrigen 
Kantone  bestrafen  es  überhaupt  nicht  oder  nicht  als  besonderes 
Vergehen. 

12)  Das  unbefugte  Eröffnen  fremder  Briefe  und  Urkunden  als 
Antragsdelikt  erwähnen  Basel  162  (neben  der  Sachbeschädigung), 
St.  Gallen  103  (im  Titel  IV,  betreffend  die  Gefährdung  verschiedener 
Hechte)  und  Tessin  343  (bei  den  Vergehen  gegen  die  persönliche 
Freiheit).  Bern  186  bedroht  (im  Anschluss  au  die  Ehrverletzung) 
denjenigen,  der  in  der  Absicht,  einem  Andern  zu  schaden  oder 
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«ich  selbst  oder  einem  Andern  einen  unerlaubten  Yortheil  zu  ver- 
schaffen, unbefugter  Weise  liriefe,  Urkunden,  Haus-  oder  Haudels- 
bücher  oder  andere  Papiere  erbricht  oder  liest,  und  Schaff  harnen 
255  allgemein  denjenigen,  der  in  gleicher  Absicht  sich  unbefugt 
in  fremde  Geheimnisse  mischt.  Die  übrigen  Kantone  kennen  kein 
besonderes  Delikt. 

13)  Als  strafbaren  Eigennutz  bedroht  St.  Gallen  103  die 
unbefugte  Erbrechung  von  Schlössern,  Riegeln  und  Siegeln.  Zur 
Verfolgung  ist  ein  Strafantrag  erforderlich. 

III.  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Freiheit. 

1)  Die  Entführung  ist  in  den  meisten  Kantonen  ganz  oder 
zum  Theil  Antragsdelikt.  Illos  Appenzell  A.  Rh.  verfolgt  sie  von 
Amtswegen.  Auch  im  Nidwaldner  Gesetz  über  das  Strafverfahren 
— ein  Strafgesetz  hat  Nidwalden  nicht  — ist  sie  nicht  unter  den 
Antragsdelikten  aufgeführt,  während  Schwgz  sie  zwar  in  der  Ver- 
ordnung über  dns  Verfuhren  in  Strafrechtsfallen  von  1848,  § 2, 
Ziffer  1,  als  Antragsdelikt,  im  Strafgesetz  aber  gar  nicht  erwähnt. 

a.  Bern  153,  154,  Luzern  183—185,  Obwalden  89—91,  PO  1 -, 
Schaff  hausen  170,  171,  Graubünden  129—131  und  Thurgau  98—101 
bestrafen  auf  Antrag  ziemlich  übereinstimmend: 

n.  Denjenigen,  der  eine  Frauensperson  ')  gegen  deren  Willen 
durch  Gewalt  oder  List  entführt  oder  sie  einscliliesst,  um  sie 
zur  Unzucht  oder  zur  Ehe  zu  bringen  oder  einem  Andern 
zu  diesem  Zwecke  zu  überliefern. 
ß.  Denjenigen,  der  eine  minderjährige  Frauensperson  oder  eine 
Ehefrau  mit  ihrem  Willen,  jedoch  gegen  denjenigen  des  In- 
habers der  elterlichen,  vormundschaftlichen  oder  eheherrlichen 
Gewalt  zu  gleichen  Zwecken  entführt  oder  einschliesst. 

b.  Zürich  145,  140,  Glarus  108,  Zug  82,  Basel  123,  124 
weichen  von  den  unter  a genannten  Kantonon  hauptsächlich  darin 
ab,  dass  sie  von  den  unter  ß hievor  erwähnten  Personen  die  Ehe- 
frauen und  die  obersten  Altersstufen  der  Minderjährigen  ausnehmen, 
d.  h.  bei  ungowaltsainer  Entführung  von  solchen  überhaupt  keine 
strafrechtliche  Verfolgung  gewähren.  Dabei  wird  das  Alter,  in 
welchem  die  Einwilligung  der  Minderjährigen  diese  strafaus- 


')  Sehaft'hausen  und  Oraubiindeu  reden  blos  von  Personen,  haben  aber 
offenbar  vorzugsweise  Frauenspersonen  im  Auge. 
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schliessende  Wirkung  ausülit,  von  Basel  auf  das  zurüekgelegte 
18.  Jahr,  von  den  drei  Andern  auf  das  zurüekgelegte  10.  Jahr 
bestimmt. 

c.  Zum  Theil  Offizial-,  zum  Theil  Antragsdelikt  ist  die  Ent- 
führung in  Freiburg,  Solothurn,  St.  Gallen,  Aargau,  Tessin,  Waadt, 
Wallis,  Neuenburg  und  Genf.  — Von  diesen  stehen  St.  Gallen  114 
bis  117  und  Aargau  104 — lOti  ira  Allgemeinen  auf  dem  Boden  der 
unter  a und  b hievor  genannten  Kantone.  St.  Gallen  verfolgt  jedoch 
von  Amtswegen  die  Entführung  von  Frauenspersonen,  welche  die 
Fähigkeit  der  Selbstbestimmung  oder  die  zur  Erkenntniss  der  an 
ihnen  verübten  Handlung  uöthige  Urtheilskraft  nicht  besitzen,  d.  h. 
von  Mädchen  unter  10  Jahren  und  Geistesschwachen.  Aargau  aber 
verfolgt  auf  Antrag  die  Entführung  von  Ehefrauen  und  Mädchen 
unter  10  Jahren  und  von  Amtswegen  die  Entführung  von  unver- 
hoiratheteu  Frauenspersonen  über  10  Jahren.  Freiburg  150 — 152 
bestraft  denjenigen,  der  eine  Person  in  irgend  welcher  Absicht  durch 
Gewalt  oder  List  entführt,  von  Amtswegen,  denjenigen  aber,  welcher 
eine  Frauensperson  zwischen  18  und  20  Jahren  mit  ihrem  Willen, 
jedoch  ohne  Einwilligung  der  Eltern,  des  Vormundes  oder  des  Ehe- 
gatten entführt,  auf  Antrag.  — Solothurn  123  bestraft  es  officio  den- 
jenigen, der  widerrechtlich  eine  minderjährige  Person  dem  Schutze 
derjenigen  entzieht,  in  deren  rechtmässiger  Gewalt  sich  dieselbe 
befindet.,  dagegen  124,  125  auf  Antrag  denjenigen,  der  eine  Frauens- 
person durch  Gewalt,  Drohung  oder  List  zum  Zwecke  der  Unzucht 
oder  der  Ehe  entführt.  — Tessin  258,  259  unterscheidet  bei  der  ge- 
waltsamen Entführung  mehrjähriger  Frauenspersonen,  ob  der  Zweck 
(Unzucht  oder  Ehe)  erreicht  worden  ist  oder  ob  der  Entführende 
die  Entführte  vor  Erreichung  des  Zweckes  freiwillig  wieder  zurück- 
gebracht hat.  Im  erstem  Falle  tritt  Verfolgung  von  Amtswegen, 
im  letztem  Falle  nur  auf  Antrag  ein.  Sodann  bestraft  es  258  die 
gewaltsame  Entführung  Minderjähriger  zu  irgend  einem  Zwecke 
von  Amtswegen,  die  Entführung  von  einwilligeuden  Personen  über 
12  Jahren  nur  auf  Antrag.  — Die  vier  Kantone  Waadt  254 — 256, 
Wallis  265 — 268,  Neuenburg  185  ff.  und  GenJ  298 — -301  verpöneu 
im  Anschluss  an  den  französischen  Code  pénal  im  Allgemeinen  nur 
die  gewaltsame  Entführung  von  minderjährigen  Personen,  wobei  sie 
den  Zweck  nicht  auf  Ehe  und  Unzucht  beschränken,  den  Umstand 
jedoch,  dass  die  entführte  Person  unter  einem  gewissen  Alter  und 
weiblichen  Geschlechtes  ist,  straferhöhend  wirken  lassen.  Ferner 
strafen  sie  die  Entführung  einer  einwilligenden  minderjährigen 
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Frauensperson  über  15  (Waadt),  beziehungsweise  16  (Neuenburg 
und  Genf,  wie  der  Code  pénal  français),  beziehungsweise  unter  18 
Jahren  (Wallis),  ln  beiden  Fällen  tritt  die  Verfolgung  von  Amts- 
wegen ein,  ausgenommen  dann,  wenn  der  Thäter  die  Entführte 
geheirathet  hat,  wo  dann  die  Verfolgung  nur  auf  Klage  derjenigen 
eintritt,  die  nach  Civilrecht  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  klagen  können 
(Waadt,  Neuenburg  uud  Genf)  oder  deren  Einwilligung  zum  Ver- 
löbniss  erforderlich  ist  (Wallis). 

Waadt,  Neuenburg  und  Genf  knüpfen  die  Verfolgung  noch  au 
die  weitere  Bedingung,  dass  die  Nichtigkeit  der  Ehe  auch  wirklich 
herbeigeführt,  d.  h.  gerichtlich  ausgesprochen  worden  ist.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  früher  erwähnten  Kantonen  in  Zürich,  Bern,  Solothurn, 
Schaff' hausen.  St.  Gallen  und  Thurgau.  Noch  weiter  geht  Tessin  261, 
das  die  Verfolgung  ganz  ausschliesst,  wenn  der  Entführung  eine 
Eheschlicssuug  in  gültiger  und  gesetzlicher  Form  gefolgt  ist,  eine 
Bedingung,  die  jedenfalls  selten  eintritt.  — Dem  Standpunkte 
Zürichs  und  der  neben  demselben  genannten  Kantone  mag  neben 
prozessualen  Rücksichten  hauptsächlich  die  Erwägung  zu  Grunde 
liegen,  dass  der  Staat  keine  Veranlassung  hat,  strafend  einzu- 
schreiten, wenn  das  Civilgericht  die  Ehe  gültig  erklärt  oder  wenn 
die  Personen,  welche  die  Nichtigkeit  derselben  herbeiführen  könnten, 
dies  unterlassen  und  damit  die  nachträgliche  Anerkennung  der 
durch  die  Entführung  geschaffenen  Verhältnisse  oder  geradezu  die 
Verzeihung  bekunden.  Im  Allgemeinen  aber  beruht  die  Unter- 
stellung der  Entführung  unter  den  Strafantrag  auf  der  Rücksicht 
sowohl  gegenüber  der  Person  als  gegenüber  der  Familie  der  Ent- 
führten, die  beide  durch  Strafuntersuchung  und  Gerichtsverhand- 
lungen Unannehmlichkeiten  ausgesetzt  werden. 

Als  antragsberechtigt  gelten  in  der  Regel  bei  Eutführung  von 
Minderjährigen  und  Geisteskranken  deren  Eltern  beziehungsweise 
Vormünder,  bei  Entführung  von  Mehrjährigen  diese  selbst  und  bei 
Entführung  von  Ehefrauen  neben  denselben  auch  ihre  Ehemänner. 

2)  Der  Hausfriedensbruch  (Störung  des  Hausfriedens,  Ilaus- 
rochtsverletzung)  ist  Antragsdelikt  in  Bern  95,  Zug  55,  Solothurn 
69,  Thurgnu  258,  260  und  Tessin  '142. 

Freiburg  157,  390,  391,  Basel  128,  Appenzell  A.  Rh.  54b,  63, 
St.  Gallen  104,  Waadt  257 — 259,  Wallis  269 — 271  und  Neuenburg 
189 — 191  unterscheiden  zwischen  leichtern  uud  schwerem  Fällen 
uud  verfolgen  die  erstem  auf  Antrag,  die  letztem  von  Amtswegen. 
Freiburg,  Waadt,  Wallis  und  Neuenburg  erblicken  dabei  die  Qtiali- 
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fikation  darin,  dass  der  Hausfriedensbruch  mittelst  falscher  Schlüssel, 
Einbruchs  oder  Einsteigens,  unter  Vorgabe  der  Eigenschaft  eines 
öffentlichen  Beamten  oder  durch  mehrere  bewaffnete  Personen  oder 
mit  ernstlicher  Gefährdung  von  Personen  oder  Eigenthum  verübt 
wird,  Basel  allein  in  der  Begehung  durch  mehrere  Personen,  die 
sieh  zusamraengerottet  haben.  — St.  Gallen  bestraft  von  Amtswegen 
die  Ausübung  durch  mehrere  Personen  oder  durch  eine  mit  Waffen 
versehene  Person  oder  unter  Drohungen  oder  mit  Anwendung  von 
Gewalt  an  Personen  oder  Sachen.  — Appenzell  A.  Rh.  drückt  sich 
54b  nur  allgemein  dahin  aus,  dass  die  Verfolgung  auf  Antrag  ein- 
tritt,  wenn  keine  erschwerenden  Umstände  vorliegen  und  die  Hand- 
lung nicht  in  Verbindung  mit  schwerem  Vergehen  steht.  Dabei 
mag  bemerkt  werden,  dass  in  Appenzell  A.  Rh.  69  in  Abweichung 
von  andern  Kantonen  zum  Thatbestand  ausser  der  Widerrechtlichkeit 
auch  die  Gewaltsamkeit  des  Eindringens  in  eine  fremde  Wohnung 
gehört. 

Zürich,  Luzern,  Obwalden,  Glarus,  Schaffhausen,  Graubünden 
und  Genf  verfolgen  den  Hausfriedensbruch  von  Amtswegen.  Keine 
nähern  Bestimmungen  finden  sich  in  den  Gesetzen  von  Nidwalden, 
Schwyz  und  Aargau,  womit  jedoch  die  Möglichkeit  einer  Bestrafung 
als  Polizeivergehen  nicht  ausgeschlossen  ist. 

9)  Die  Drohung  mit  widerrechtlicher  Zufügung  von  Nach- 
theilen, Bedrohung  einzelner  Personen  mit  Verbrechen  (ira  Gegen- 
satz zu  der  sogenannten  gemeingefährlichen  Drohung,  der  Beun- 
ruhigung ganzer  Gegenden  durch  Bedrohung  mit  Mord  und  Brand, 
die  durchweg  von  Amtswegen  verfolgt  wird)  ist  Antragsdelikt  in 
Glarus  56,  PO  29b,  Zug  66,  Freiburg  989,  Solothurn  128,  Barel 
127,  Schaffhaitren  179,  St.  Gallen  105  und  Thurgau  127. 

Bern  98,  99  weicht  von  den  genannten  Kantonen  insofern  ab, 
als  es  von  Amtswegen  einschreitet,  wenn  die  Drohung  vermittelst 
eines  Messers  oder  anderer  Werkzeuge,  welche  zu  Beibringung 
lebensgefährlicher  Verletzungen  geeignet  sind,  ausgeführt  wird. 

Zürich,  Luzern,  Obwalden,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Wallis, 
Neuenburg  und  Genf  verfolgen  die  Drohung  von  Amtswegen.  Das 
Strafgesetz  von  Appenzell  A.  Rh.  enthält  keine  Bestimmung  über 
dieselbe.  Uebcr  Nidwalden,  Schwyz  und  Aargau  gilt  das  am 
Schlüsse  des  vorigen  Abschnittes  Gesagte. 

4)  Die  Nöthigung,  d.  h.  der  Zwang  zu  einer  Handlung,  Duldung 
oder  Unterlassung  durch  Anwendung  von  Gewalt  oder  durch  Be- 
drohung mit  rechtswidriger  Zufügung  von  Nachtheilen  (zum  Unter- 
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schied  vou  der  Erpressung,  wo  der  Zwang  auf  die  Erlangung  eines 
Yermögensvorthoiles  gerichtet  ist),  wird  nur  in  -wenigen  Kantonen 
blos  auf  Antrag  verfolgt,  nämlich  in  Zug  85,  Freibur  y 388,  Baerl 
128  und  Thurgau  126. 

Zürich,  Luzern,  Obwalden,  Glarus,  Solothurn,  Schaffhausen, 
Appenzell,  St.  Gallen,  Aargau,  Tessin  und  Waadt  verfolgen  sie 
ex  officio.  — Die  Gesetzbücher  von  Bern,  Wallis  und  Neuenburg 
kennen  den  Begriff  der  Nöthigung  gar  nicht.  Auch  aus  Nidwalden, 
Schwyz  und  Graubünden  sind  mir  keine  diesbezüglichen  Bestim- 
mungen bekannt. 

5)  Dir  widerrechtliche  Freiheitsentziehung  (Gefangenhaltung), 
sofern  dieselbe  nicht  einen  Theil  des  Thatbestandes  der  Entführung 
bildet,  wird  durchweg  als  Offizialdelikt  behandelt.  Nur  Bern  160 
lässt  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  zu,  wenn  die 
Freilassung  innert  10  Tagen  und  vor  polizeilichem  oder  gericht- 
lichem Einschreiten  erfolgt  ist. 

IV.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit. 

1)  Unter  diesen  nimmt  der  Ehebruch  bezüglich  der  Häufigkeit 
der  Unterstellung  unter  den  Strafantrag  die  erste  Stelle  ein,  da  er 
von  Amtswegen  nur  in  Basel  und  Aargau  (von  letzterem  zwar  nicht 
als  spezielles  Vergehen,  sondern  unter  dem  Gesammtbegriff  der 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  gerichteten  Handlungen)  bestraft  wird. 

In  Obwalden  PO  l1,  Appenzell  .4.  Rh.  54d  und  Graubünden 
144,  145  bildet  die  Verfolgung  auf  Antrag  die  Kegel  und  findet 
diejenige  von  Amtswegen  nur  statt,  wenn  die  Sache  zum  öffent- 
lichen Gerede  (Obwalden)  beziehungsweise  dadurch  zum  öffentlichen 
Aergerniss  geworden  ist.  Als  weitere  Fälle,  in  denen  der  Richter 
ausnahmsweise  von  Amtswegen  einzuschreiten  hat,  führt  Grau- 
bünden 145  an:  a)  wenn  eine  ledige  Weibsperson  von  einem 
aus8erehclichen  Kinde  entbunden  und  ein  Ehemann  der  Vaterschaft 
beschuldigt  wird;  b)  wenn  eine  verheirathete  Weibsperson  nieder- 
kommt,  nachdem  der  Ehemann  bereits  seit  10  Monaten  gestorben 
oder  ununterbrochen  von  ihr  abwesend  war;  c)  wenn  hinlängliche 
Beweise  vorhanden  sind,  dass  ein  Ehegatte  die  fleischlichen  Aus- 
schweifungen seines  Ehegenossen  in  gewinnsüchtiger  Absicht  be- 
günstigt. 

Zürich  117  — 119,  Bern  175,  Luzern  P 148,  Schwyz  PO  2-, 
Glarus  PO  23*,  Zug  98,  Freiburg  398,  399,  Solothurn  102,  Schaß'- 
hansen  Eherscht  185 — 187,  St.  Gallen  181,  Thurgau  113 — 116, 
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Tessin  270 — 274,  Waadt  207 — 210,  Wallin  210 — 212  und  Xeue>i- 
burg  150 — 152  hinnen  die  Verfolgung  immer  nur  auf  Klage  de» 
beleidigten  Ehegatten  eintreten  und  tragen  damit  der  allfälligen 
Verzeihung  desselben  uml  der  Gefahr  einer  Blossstellung  unliebsamer 
Vorgänge  aus  dem  innersten  Familienleben  Rücksicht. 

Die  Rücksicht  auf  möglichste  Schonung  des  ehelichen  Randes 
findet  ihren  Ausdruck  ferner  in  der  Aufstellung  weiterer  Beding- 
ungen für  die  Erhebung  der  Klage.  So  lässt  Tesrin  2723  eiue 
Ehebruchsklage  nicht  zu,  so  lange  der  beleidigte  Ehegatte  noch  in 
der  ehelichen  Gemeinschaft  verbleibt,  und  lässt  die  Klage  von  selbst 
dahinfallen,  wenn  der  beleidigte  Ehegatte  nach  anfänglicher  Tren- 
nung wieder  zum  schuldigen  Theil  zurückkehrt.  Zürich  118  gibt 
einer  Klage  nur  Folge,  wenn  vor  derselben  eine  Ehescheidungsklage 
angehoben  worden  ist,  und  erklärt  die  Strafklage  hinfällig,  wenn 
der  beleidigte  Ehegatte  die  Ehe  fortsetzen  will.  Neuenbnrg  15:1 
verlangt  von  der  Klage,  dass  sie  sich  auf  ein  gerichtliches  Ehe- 
scheidungsurthcil  stütze,  in  welchem  der  Ehebruch  konstatirt  wird, 
ähnlich  Solothurn  102  im  Anschluss  an  das  deutsche  Reichsstraf- 
gesetzbuch. Auch  <las  von  Amtswegen  verfolgende  Hauet  lässt  die 
Verfolgung  beziehungsweise  Bestrafung  nur  in  Folge  der  Ehe- 
scheidung wegen  Ehebruchs  eintreten. 

ln  den  meisten  der  genannten  Kantone  findet  sich  die  aus- 
drückliche Vorschrift,  dass  sich  die  Verfolgung  nicht  nur  gegen 
den  schuldigen  Ehegatten,  seudern  auch  gegen  dessen  Mitschuldigeu 
beziehungsweise  Mitschuldige  zu  richten  habe,  wenn  der  Strafantrag 
auch  nur  gegen  den  einen  Thüter  gestellt  worden  wäre,  und  das» 
mit  dem  Klagrückzug  gegen  den  einen  Schuldigen  auch  die  Ver- 
folgung gegen  den  Mitschuldigen  dahiufallc.  Bios  Bern  175  bedroht 
ausser  dem  fehlbaren  Ehegatten  nur  den  Mitschuldigen  der  Frau, 
nicht  aber  die  Mitschuldige  des  Mannes. 

Antragsborechtigt  ist  durchweg  nur  der  beleidigte  Ehegatte. 
Eine  Ausnahme  macht  allein  Obwalden,  das  auch  ein  Klagrecht  des 
beziehungsweise  der  Mitschuldigen  kennt. 

Genf  hat  in  seinem  Code  pénal  keine  Strafdrohung  für  Ehe- 
bruch. 

2)  Die  Nothzucht,  die  mit  dem  Ehebruch,  der  Entführung  und 
dem  Familiendiebstahl  zu  den  wenigen  Verbrechen  gehörte,  welche 
nach  der  Carolina  nur  auf  Antrag  verfolgt  wurden,  und  die  auch  noch 
in  der  altern  Gestaltung  des  deutschen  Reichsstrafgesetzbuches  als 
Antragsdelikt  erscheint,  wird  heute  von  den  meisten  Kantonen  von 
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Amtswegen  verfolgt.  Antragsdelikt  ist  sie  blos  in  Freiburg  194, 
Waadi  199,  Wallis  208  und  Solothurn  95,  letzteres  den  Thatbestand 
wörtlich  dem  deutschen  Gesetze  entlehnend.  Aber  auch  in  diesen 
vier  Kantonen  tritt  Verfolgung  von  Amtswegen  ein,  wenn  die  Ver- 
gewaltigung den  Tod  oder  eine  schwere  Körperverletzung  des  Opfers 
zur  Folge  hatte,  woran  Freiburg,  Waadt  und  Wallis  noch  diu  weitere 
Bedingung  der  Erregung  öffentlichen  Aorgeruisses  knöpfen. 

8)  Die  Schandung,  d.  i.  der  Missbrauch  willenloser,  bewusstloser 
oder  geisteskranker  Frauenspersonen  zum  ausserehelichen  Beischlafe, 
ist  Antragsdelikt  in  Zug  94,  Solothurn  97,  98  und  Tessin  250.  Auch 
hier  tritt  unter  den  bei  der  Nothzucht  erwähnten  Bedingungen  (Solo- 
thurn 98  und  Tessin  257  bei  Tod  und  schwerer  Verletzung,  Zug  94 
ausserdem  noch  bei  öffentlichem  Aergerniss)  Verfolgung  von  Amts- 
wegen ein. 

4)  Die  betrügerische  Verleitung  einer  Frauensperson  zum  ammer- 
ehelichen  Heuchln/  durch  Vorspiegelung  der  Trauung  oder  durch 
Erregung  oder  Benutzung  eines  andern  Irrthums,  in  welchem  die 
Person  den  Beischlaf  für  einen  ehelichen  hält,  ist  Antragsdelikt  in 
Zug  942  (mit  Vorbehalt  der  Verfolgung  von  Amtswegen  bei  gesund- 
heitsschädlichen Fidgeu  oder  öffentlichem  Aergerniss)  und  Solo- 
thurn 99. 

5)  Die  gewaltsame  Vornahme  unzüchtiger  Handlungen: 

a.  An  Frauenspersonen  : Solothurn  99  (mit  Vorbehalt  der  Ver- 
folgung von  Amtswegen  bei  Tod  oder  schwerer  Verletzung)  und 
Basel  943. 

h.  Au  Personen  überhaupt  : Freibarg  195,  Waadt  200,  Wallis 
204,  alle  drei  mit  den  bei  der  Nothzucht  erwähnten  Vorbehalten 
betreffend  die  Verfolgung  von  Amtswegen. 

6)  Unzüchtige  Handlangen  mit  Kindern  oder  mit  willenlosen, 
bewusstlosen  oder  geisteskranken  Frauenspersonen  (ohne  Anwendung 
von  Gewalt  oder  Drohungen)  Solothurn  9tt4,  Basel  94-’  und  Thur- 
gau 100,  welche  von  Kindern  unter  14  Jahren,  Freiburg  1 95-, 
Waadt  200',  Wallis  204',  welche  von  Kindern  unter  12  Jahren 
reden.  Dabei  machen  Solothurn  und  die  drei  romanischen  Kantone 
bezüglich  der  Verfolgung  von  Amtswegen  die  gleichen  Vorbehalte 
wie  bei  der  Nothzucht,  Thurgau  denjenigen  des  öffentlichen  Aerger- 
nisses.  — Basol  91®  und  Thurgau  105  bestrafen  den  Beischlaf  mit 
Mädchen  unter  14  Jahren  von  Amtswegen. 

Offizialdelikte  sind  auch  in  sämmtlichen  genannten  Kantonen 
die  unzüchtigen  Handlungen,  welche  Aszendenten,  Adoptiv-  und 
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Pflogeoltern,  Vormünder,  Geistlich«',  Lehrer  und  Erzieher,  Beamte, 
Aerzte  und  Bedienstete  von  Gefängnissen  und  öffentlichen  Anstalten 
mit  den  ihnen  zur  Erziehung  oder  Obhut  anvertrauten  Personen 
begehen. 

T)  Dir  Verführung  von  minderjährigen  Mädchen  zur  Unzucht 
wird  auf  Antrag  bestraft  in  Basel  95  (Verführung  von  Mädchen 
von  14 — 16  Jahren  zur  I nzucht  oder  unnatürlichen  Wollust)  und 
Tessin  246,  wobei  letzteres  bezüglich  der  Altersstufen  zwischen 
Mädchen  von  12 — 14  Jahren,  solchen  von  14 — 16  Jahren  und 
solchen  von  16 — 18  Jahren  unterscheidet  und  bei  der  zweiten  Stufe 
als  weitere  Bedingung  der  Verfolgbarkeit  die  Schwängerung,  bei 
der  dritten  die  Schwängerung  unter  Eheversprechen  aufstellt  und 
die  Verfolgung  bei  einer  nachfolgenden  Ehe  zwischen  dem  Ver- 
führer und  der  Verführten  ganz  ausschliesst  (252). 

8)  Ueber  die  wider  natürliche  Unzucht  irgend  welcher  Art  ohne 
Anwendung  von  Gewalt  etc.  bestimmt  Orauhiinden  135,  dass  die- 
selbe nur  bestraft  werde,  wenn  darüber  geklagt  oder  wenn  dadurch 
ein  öffentliches  Aergcrniss  erregt  worden  sei.  Tessin  249 — 251  aber 
verfolgt  auf  Antrag  denjenigen,  der  ohne  Anwendung  von  Gewalt 
widernatürliche  Unzucht  mit  Personen  von  12 — 15  Jahren  desselben 
Geschlechts  ausübt,  und  verlangt  den  Strafantrag  auch  daun,  wenn 
das  Verbrechen  von  Lehrern,  Erziehern,  Direktoren  von  industriellen 
Etablissement«!  und  Geistlichen  mit  den  ihnen  anvertrauten  oder 
untergebenen  Personen  verübt  wird. 

9)  Sonstige  unsittliche  Handlungen  verfolgen  die  meisten  Kan- 
tone nur  dann  (aber  von  Amtswegen),  wenn  dieselben  an  einem 
öffentlichen  Orte  geschehen  oder  mit  öffentlichem  Aergcrniss  ver- 
bunden sind.  Nur  Wallis  197  bestimmt,  dass  die  au  einem  „abge- 
sonderten“ Orte  stattfindende  unzüchtige  Handlung  auf  Klage  des 
beleidigten  Theiles  bestraft  werde. 

Bezüglich  der  Antragsberechtigung  bei  den  unter  Ziffern  2 — 9 
aufgeführten  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  gilt  das  am  Schlüsse 
von  111,  Ziffer  1,  bezüglich  der  Entführung  Gesagte. 

V.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  körperliche  Integrität. 

1)  Die  vorsätzliche  Körperverletzung  und  Misshandlung.  Von 
Amtswegen  werden  durchweg  diejenigen  Körperverletzungen  ver- 
folgt, welche  den  Tod  oder  einen  «lauernden  körperlichen  Nachtheil 
des  Verletzten  zur  Folge  haben.  Das  Uebrige  wird  in  den  meisten 
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Kantonen  zum  Theil  von  Amtswegen,  zum  Theil  auf  Antrag  ver- 
folgt. Grund  der  Unterstellung  unter  den  Strafantrag  bildet  zumeist 
die  Geringfügigkeit  der  erlittenen  Verletzung  oder  Misshandlung. 

a.  Das  Merkmal  für  die  Geringfügigkeit  erblicken  die  Kantone 
Luzern  P 78,  Obwalden  PO  l3,  Nidwalden  PO  1*,  Glarus  107, 
PO  23»,  Zug  81,  Freiburg  462,  Appenzell  A.  Rh.  r>4b  und  St.  Gallen 
120  darin,  dass  die  Misshandlung  beziehungsweise  Thätlichkeit  keine 
Leibes-  oder  Gesundheitsschädigung  zur  Folge  hatte.  Die  Verfolgung 
von  Amtswegen  wird  von  Luzern  und  den  beiden  Unterwalden  für 
den  Fall  Vorbehalten,  dass  die  Thätlichkeit  in  einer  Schlägerei  ver- 
übt wurde,  von  St.  (fallen  für  den  Fall,  dass  gleichzeitig  Bestrafung 
wegen  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  oder  wegen  öffentlichen  Aerger- 
nisses  einzutreten  hat.  — Schwyz  PO  2*  erklärt  ohne  nähere  Um- 
schreibung die  minderwichtigen  Misshandlungen  als  Antragsdelikte. 

b.  Auf  die  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  oder  Krankheit  als 
Folge  der  erlittenen  Misshandlung  stellen  ab  : Glarus  PO  23b, 
102c  bei  Arbeitsunfähigkeit  nicht  über  14  Tage,  Schaffhausen  161, 
Ziff.  3,  bei  Arbeitsunfähigkeit  nicht  über  30  Tage,  Thurgau  85« 
und  93  bei  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  nicht  über  60  Tage, 
Waadt  bei  Arbeitsunfähigkeit  unter  10  Tagen.  Thurgau  lässt  aber 
auch  bei  minderwichtigen  Körperverletzungen  die  Verfolgung  von 
Amtswegen  eintreten,  wenn  die  That  mit  Störung  der  öffentlichen 
Ruhe  und  Ordnung  verbunden  war,  und  Waadt  verfolgt  ex  officio 
die  Theilnahme  an  einer  Schlägerei. 

c.  Auf  den  Gebrauch  gefährlicher  Instrumente  wird  abgestellt 
in  Solothurn  1174  und  Basel  108'.  Das  erstere  lässt  die  Verfolgung 
von  Amtswegen  ferner  eintreten,  wenn  die  That  von  mehreren  Per- 
sonen gemeinschaftlich  oder  mittelst  eines  hinterlistigen  Ueberlälls 
oder  mittelst  einer  das  Loben  gefährdenden  Behandlung,  das  letztere, 
wenn  sie  durch  Verabredung  zweier  oder  mehrerer  Personen  oder 
mittelst  nächtlichen  Aufpassens  oder  durch  Beibringung  von  Stoffen 
geschah,  welche  die  Gesundheit  zu  zerstören  geeignet  sind.  — Auf 
ähnlichem  Boden  steht  Aargau  (Krgänzungsgesetz  betreffend  die 
Strafrechtspflege  von  1886,  § I f),  das  von  zuchtpolizeilicher  Be- 
strafung (und  damit  meist  auch  von  der  Bedingung  des  Strafantrages^ 
nur  ausnimmt  die  Fälle  von  § 129*  des  Kriminalstrafgesetzes,  d.  h. 
die  Körperverletzungen,  die  mit  Lebensgefahr,  einem  wichtigen 
oder  bleibenden  Nachtheil  für  die  Gesundheit  oder  einer  bedeutenden 
Verstümmelung  verbunden  sind  oder  auf  tückische  Weise  oder  mit 
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einem  "Werkzeuge  oder  auf  eine  Art  verübt  werden,  womit  ge- 
wöhnlich Lebensgefahr  verbunden  ist. 

d.  Die  beiden  Merkmale  (Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  und 
Nichtverwendung  gefährlicher  Instrumente)  finden  sich  kombinirt  iu 
Bern  142  und  Tessin  309 — 311,  313,  wobei  die  Dauer  der  Arbeits- 
unfähigkeit von  Ilern  auf  20,  von  Tessin  auf  10  Tage  angesetzt  wird. 

e.  Auf  das  Verwandtschaft verhältniss  des  Thäters  zu  dem 
Verletzten  nehmen  Rücksicht  Appenzell  A.  Rh.  54»  und  St.  Gallen 
120,  welche  leichte  Körperverletzungen  unter  Verwandten  wie  den 
Familiendiebstahl  nur  auf  Antrag  verfolgen;  ebenso  Graubanden 
1’  29  bezüglich  der  Misshandlung  unter  Ehegatten  und  Tessin  331 
bis  333  hinsichtlich  der  Misshandlung  von  Deszendenten  durch  As- 
zendenten und  zwischen  Ehegatten.  — Bezüglich  der  Ueberschreitimg 
des  elterlichen  Züchtigungsrechts  bestimmt  Waadt  239,  dass  eine 
Verfolgung  nur  auf  Anzeige  („dénonciation“,  nicht  „plainte“)  eines 
öffentlichen  Beamten  oder  zweier  mehrjähriger  Zeugen  stattfinde. 

2)  Der  vorsätzlichen  Körperverletzung  wird  bezüglich  der  Ver- 
folgbarkeit von  Bern  148  die.  Verletzung  im  Zweikampfe  insofern 
gleichgestellt,  als  dieselbe  nur  bei  Eintritt  einer  Arbeitsunfähigkeit 
von  mehr  als  20  Tagen  von  Amtswegen  bestraft  wird. 

3)  Die  fahrlässige  Körperverletzung  erklären  ausdrücklich  als 
Antragsdelikt  die  Kantone  Bern  147,  Glarus  l’O  23b,  Zug  8t), 
Freiburg  170,  Solothurn  121,  Basel  115,  Schaff  harnen  105,  Appen- 
zell A.  Rh.  54»,  St.  Gallen  122,  und  zwar  Appenzell  mit  Beschrän- 
kung auf  die  Körperverletzung  unter  Verwandten,  8t.  Galleu  mit 
dem  Vorbehalte,  dass  keine  öffentliche  Gefährde  vorliege,  und 
Sehaffhauseu  mit  der  wichtigem  Einschränkung,  dass  bei  bleiben- 
dem Xachtheil,  bei  Arbeitsunfähigkeit  über  3 Monate  oder  bei 
Herbeiführung  der  Verletzung  durch  Vernachlässigung  einer  Amts- 
oder Berufspflicht  Verfolgung  von  Amtswogen  eintritt. 

VI.  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung. 

1)  Die  unerlaubte  SelbsthiilJ'e  ist  Autragsdelikt  in  Bern  90, 
Luzern  P 49,  Glarus  01,  PO  23b,  Zug  87,  Solothurn  70,  Basel  01 
und  St.  Gallen  157.  Die  übrigem  Kantone  haben  theils  gar  keine 
Strafdrohung,  theils  (z.  B.  Freiburg  und  Graubündun)  verfolgen  sie 
von  Amtswegen. 

2)  L)er  Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen  wird  nur  in 
Glarus  50,  PO  23b  blos  auf  Antrag  verfolgt. 
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VII.  MUnzverbrechen. 

Glarus  66b,  PO  23b  und  Waadt  163  verfolgen  das  wissentliche 
Ausgeben  von  unächten  als  acht  eingenommenen  Münzen  nur  auf 
Antrag. 

VIII.  Verbrechen  gegen  Treue  und  Glauben  (Urkundenfälschung). 

Die  Urkundenfälschung  wird  in  der  Kegel  von  Aratswegeu 
verfolgt.  Eine  Ausnahme  machen  nur  St.  Gallen,  Tessin  und  Waadt, 
und  zwar: 

St.  Gallen  75  (in  Verbindung  mit  64  und  72)  bezüglich  der 
Fälschung  von  Privaturkunden  zum  Nachtheil  eines  Verwandten. 

Tessin  381  bezüglich  des  Missbrauchs  eines  anvertrauten  Blan- 
ketts,  was  von  Tessin  als  eine  Art  der  Unterschlagung  angesehen  wird. 

Waadt  184  bezüglich  der  falschen  öffentlichen  Beurkundung 
beim  sogenannten  Trughandel  (Stelliouat),  wenn  beim  Vorkaufe 
eigener  Grundstücke  auf  denselben  haftende  Lasten  verschwiegen 
werden. 

Waadt  182  führt  als  Antragsdelikt  auch  die  blosse  Anfertigung 
einer  falschen  Urkunde  an,  einen  Thatbestand,  der  in  andern  Kan- 
tonenent  weder  gar  nicht  oder  nur  als  Versuch  der  erst  durch  das 
Gehrauchmachen  vollendeten  Urkundenfälschung  bestraft  wird. 

Tessin  geht  noch  einen  Schritt  weiter,  indem  es  die  Fälschung 
von  Privaturkunden  als  Antragsdelikt  erklärt  in  den  Fällen,  wo  der 
Thäter  noch  keinen  Vortheil  aus  seiner  Handlung  erlangt  hat. 
Ausserdem  stellt  es  220,  §§  2 — 4,  die  eigentümliche  Vorschrift 
auf,  dass  bei  Beginn  der  Untersuchung  betreffend  Fälschung  von 
Privaturkunden  dem  Angeschuldigten  die  Frage  vorzulegen  sei,  ob 
er  beabsichtigt  habe,  von  dem  Falsifikat  Gebruuch  zu  machen.  Für 
die  Antwort  wird  eine  achttägige  Frist  gewährt,  und  es  geht  die 
Untersuchung  erst  weiter,  wenn  innert  der  Frist  eine  bejahende 
oder  gar  keine  Antwort  erfolgt.  Diese  sogenannte  Interpellanzu 
tritt  nicht  ein,  wenn  es  sich  um  die  Fälschung  von  Wechseln  oder 
Ordrepapicren  handelt. 

IX.  Verbrechen  betreffend  den  Familien-  oder  Personenstand. 

Hier  findet  sich  ganz  vereinzelt  Thurgau  181,  welches  die 
betriigliche  Verleitung  zu  einer  ungültigen  Ehe  als  Autragsdolikt 
erklärt.  Voraussetzung  der  Strafverfolgung  ist  ausser  dem  Straf- 
antrag des  betrogenen  Ehetheils  oder  des  gesetzlichen  Vertreters 
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desselben  die  Nichtigerkliiruug  der  Ehe.  ln  den  übrigen  Kantonen 
findet  wegen  dieses  Thatbestaudes  kein  strafrechtliches  Einschreiten 
statt  '). 


Damit  bin  ich  ain  Ende  meiner  Uebersicht  angelangt,  die  auf 
absolute  Vollständigkeit  nicht  Anspruch  machen  kann.  Mit  der- 
selben eine  Kritik  und  Vorschläge  de  lege  ferenda  zu  verbinden, 
lag  nicht  in  meiner  Absicht. 

Bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  kantonalen  Bestimmungen 
über  den  Strafantrag  kann  es  nicht  fehlen,  dass  das  zu  erwartende 
einheitliche  Strafrecht  in  den  meisten  Kantonen  grössere  Aende- 
rungen  des  bisherigen  Zustandes  bringen  muss,  sei  es  eine  Ver- 
mehrung, sei  es  eine  Verminderung  der  Antragsdelikte,  sei  es  eine 
Erweiterung  der  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Strafantrag. 
Die  letztem  stehen  in  so  naher  Beziehung  zum  Strafprozesse,  dass 
eine  bundesrechtliehe  Regelung  derselben  vielfach  in  das  kantonale 
Strafprozessrecht  hinübergreifen  müsste,  falls  die  Bundesgesetz- 
gebung sich  neben  dem  Strafrecht  nicht  auch  zugleich  auf  das 
Strafprozessrecht  erstrecken  sollte. 

In  welchem  Rahmen  sich  übrigens  die  Vereinheitlichung  des 
Strafrechtes  auch  bewegen  wird,  in  Bezug  auf  den  Strafantrag  und 
die  Antrngsdelikte  trifft  jedenfalls  das  gegen  die  Einheitsbestreb- 
ungen gewöhnlich  vorgebrachte  Schlagwort  nicht  zu,  dass  durch 
ein  einheitliches  Strafrecht  Einrichtungen  beseitigt  würden,  die  auf 
der  Eigenart  der  verschiedenen  in  der  Eidgenossenschaft  vereinigten 
Völkerstämme  oder  auf  dem  speziellen  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Landestheile  beruhen.  Was  aber  hier  vom  Strafantrag  gesagt  ist, 
dürfte  sich  bei  näherem  Zusehen  auch  für  die  meisten  andern  Ge- 
biete des  Strafrechtes  ergeben. 

*)  lm  deutschen  lleichsstratgesetz,  § 170,  erscheint  die  betrübliche  Verleitung 
zu  einer  ungültigen  Ehe  als  Antragsdelikt. 
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Bundeisgericht.  — Tribunal  fédéral. 

Urtheil  vom  8.  Juni  1888  in  der  Rekurssache  der  Firma  Locher  & Cie. 
und  des  Bauaufsehers  Sulser  in  ZUrich. 

Die  Strafverfolgung  wegen  eines  in  dem  Bundesgesetze  vom  2-1.  Juli. 
1852  vorgesehenen  Auslieferungsdeliktes  ist  mit  dem  gesetzlichen 
Auslieferungsverfahren  einzuleiten,  wenn  der  Beschuldigte  sich  auf 
dem  Gebiete  eines  andern  Kitntons  auf  hält  und  sieh  nicht  frei- 
willig stellt.  Für  die  Begriffsbestimmung  solcher  Anslieferungs- 
delikte ist  in  erster  Linie  das  Bundesgesetz  und  nicht  das  kan- 
tonale Strafrecht  massgebend. 

A.  Am  22.  Januar  1887,  Abends  7 I hr.  verunglückte  der  bei  der  Firma 
Locher  <fc  Cie.  angcstellte  Arbeiter  Eduard  Meier  von  Bäretschwil,  Kantons  Zürich, 
bei  Ausführung  einer  von  Locher  & Cie.  in  Bremgarten,  Kantons  Aargau,  über- 
nommenen und  von  ihrem  Bauaufseher  Sulser  Überwachten  Kanalbaute.  Es  löste 
sich  nämlich  von  der  Kaualwanduug  Erdmaterial  ab  und  bedeckte  den  auf  der 
Kanalsohle  betindlicbeu  Eduard  Meier,  welcher  uicht  rechtzeitig  entfliehen  konnte, 
bis  zur  Bauchgegend  ; Meier  wurde  zwar  sofort  von  seinen  Mitarbeitern  aus  seiner 
Lage  befreit,  er  hatte  aber  so  schwere  Verletzungen  erlitten,  dass  er  in  einigen 
Stunden  au  deren  Folgen  starb.  Eine  wegen  dieses  Unfalles  vom  Bezirksamte  Brem- 
gartcu  eingeleitete  Untersuchung  wurde  von  der  Staatsanwaltschaft  des  Kantons 
Aargau  am  27.  Januar  1887  sistirt,  weil  von  einer  strafbaren  Handlung  oder  Unter- 
lassung nicht  geredet  werden  köuue.  Hingegen  beschwerte  sich  die  Wittwe  des 
E.  Meier  bei  der  Anklagekannner  des  Kantons  Aargau,  wurde  aber  von  dieser 
aiu  25.  Februar  1887  abgewiesen,  weil  es  sich  nur  um  ein  Zuchtpolizeivergehen 
handeln  könne,  in  Betreff  dessen  die  Anklagekammer  zu  Weisungen  an  die  Staats- 
anwaltschaft uicht  befugt  sei;  der  Anzeigerin  müsse  überlassen  bleiben,  gemäss 
$ 1U  des  Ergünzungsgcsetzcs  betreffend  die  Strafrechtspflege  vom  7.  Juni  1888, 
Ueberweisung  au  das  Gericht  und  Erledigung  durch  Urtheil  zu  verlangen  oder  die 
Sache  auf  dem  Wege  der  Privatstrafklage  weiter  zu  verfolgen.  Die  Frau  Meier 
verlangte  wirklich  Ueberweisung  der  Sache  an  das  Gericht  zur  Erledigung  durch 
Urtheil  und  die  Staatsanwaltschaft  entsprach  diesem  Begehren,  indem  sie  indess 
immerhin  bemerkte,  os  liege  ihrer  Ansicht  nach  eine  strafbare  Handlung  nicht 
vor;  jedenfalls  hafte  die  Firma  Locher  & Cie.  nur  zivilrechtlich.  Das  Bezirks- 
gericht Bremgarten  nahm  die  Sache  au  die  Hand  und  setzte  Tagfahrt  zur  Ver- 
handlung auf  2ti.  März  1887,  wobei  als  Parteien  die  Wittwe  Meier  als  Anzeigerin 
und  die  Firma  Locher  A Cie.  uls  Beanzeigte  bezeichnet  und  als  Verhandlung*- 
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gcgcustand  „fahrlässige  Tödtung“  angegeben  wurde.  Die  Firma  Locher  & Cie. 
protestirte  unter  Berufung  auf  Art.  59,  Abs.  1,  B.  V.,  brieflich  gegen  die  Kompetenz 
des  Bezirksgerichtes  Bremgarten.  Dieses  beschloss  aber  (nachdem  im  Termin  vom 
26.  März  1887  «lie  Wittwe  Meier  beantragt  hatte:  es  sei  die  Firma  Locher  & Cie. 
in  Zürich  pflichtig,  der  Klägerin  die  Beerdigungskosten  mit  Fr.  66.  80,  abzüglich 
bezahlter  Fr.  60,  und  eine  Entschädigung  im  Sinne  der  Art  52  und  54  0.  R.  im 
Betrage  von  Fr.  3000  zu  bezahlen  unter  Kostenfolge)  ain  21.  Mai  1887,  die  Sache 
an  Hand  zu  behalten;  es  handle  sich  nicht  um  die  „ Eutschädigungsfordemng 
selbst,  sondern  um  Feststellung  des  streitigen  Thatbestamles  in  einer  Polizeistraf- 
sacheu.  Das  Gericht  ordnete  daher  eiue  Zeugeneinvernahme  an,  zu  welcher  die 
Wittwe  Meier  als  Klägerin  und  die  Firma  Locher  & Cie.  als  Beklagte  wegen 
„fahrlässiger  Tödtung“  vorgeladen  wurden.  Locher  A Cie.  erklärten  brieflich,  dass 
sie  der  Zitation  keine  Folge  leisten  werden,  da  sic  die  Kompetenz  des  Bezirks- 
gerichtes Bremgarten  fortwährend  bestreiten,  indem  sie  ausführteu:  Wenn  es  sich 
um  den  Zivilanspruch  der  Wittwe  Meier  gegen  Locher  & Cie.  handle,  so  haben 
letztere  gemäss  Art.  59  B.  V.  ein  Recht  darauf,  dass  der  ganze  Zivilprozess  vor 
den  Gerichten  ihres  Wohnortes,  in  Zürich,  durchgnführt  werde;  handle  es  sich 
um  fahrlässige  Tödtung,  so  wäre  nach  Art.  1 und  2 des  Bundesgesetzes  über  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  und  Angeschuldigten  vom  24.  Juli  1852  vorerst  vom 
Kanton  Zürich  die  Auslieferung  zu  verlangen.  Das  Gericht  nahm  indess  auf  dies«* 
Protestation  keine  Rücksicht,  sondern  führte  die  beschlossene  Zeugenein  vernäh  me 
durch.  Nach  derselben,  mit  Eingabe  vom  25.  November  1887,  gab  die  Wittwe 
Meier  dein  Bezirksgerichte  Bremgarten  die  Erklärung  ah,  dass  sie  das  gegen 
Locher  & Cie.  gerichtete  Begehren,  gestützt  auf  die  Zeugeneinvernahme  vom 
20.  August,  auch  gegeu  den  Bauaufseher  Sulser  richte,  und  dass  sie  ihrerseits 
sowohl  angemessene  Bestrafung  des  Bauaufsehers  als  der  HH.  Locher  & Cie.  für 
deren  Fahrlässigkeit  gewärtige  und  eventuell,  falls  «lies  ihre  Sache  sein  sollte,  au- 
be geh  re  : sie  verlangte  ferner,  es  sei  vor  Ausfüllung  des  Urtheils  Bauaufseher 
Sulser  zur  Einvernahme  vorzuladen;  ebenso  seien  Locher  & Cie.  neuerdings  vor- 
zuladen und  ihnen  dabei  ausdrücklich  zu  bemerken,  dass  es  sich  nicht  uiu  fahr- 
lässige Todtung  im  Sinne  des  § 113  des  aargauischen  peinlichen  Strafgesetzbuches 
handle,  sondern  um  zuchtpolizeilich  strafbare  fahrlässige  Körperverletzung  mit 
nachfolgendem  Tode,  ln  letzterer  Beziehung  ist  in  der  Eingabe  ausgeführt:  Da.s 
aargauische  peinliche  Strafgesetz  behandle  als  „fahrlässige  Tödtung“  nur  den  Fall, 
in  welchem  der  Tod  infolge  vorsätzlicher  Körperverletzung  eiugetreten  sei;  im  vor- 
liegenden Falle  aber  weisen  die  Akten  nur  auf  fahrlässige  Körperverletzung  mit 
nachfolgendem  Tode  hin;  es  sei  daher  das  Delikt  gemäss  $»  20  des  Strafgesetz- 
buches als  ein  zuchtpolizeiliches  zu  behandeln  und  falle  als  solches,  gemäss  kon- 
stanter Praxis,  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  eidgenössischen  Auslieferungs- 
gesetzes.  Das  Gericht  gab  diesem  Begehren  Folge.  Locher  & Cie.  imd  Bauaufseher 
Sulser  leisteten  indess  den  an  sic  gerichteten  Vorladungen  keine  Folge,  sondern 
protestirten  gegen  die  Kompetenz  des  Bezirksgerichtes  Bremgarten.  Das  Gericht 
vcrurtheilte  sie  daher  durch  Erketwtuiss  vom  17.  Dezember  1887  zu  gleichen 
Theilcu  und  unter  solidarischer  Haltbarkeit  zu  den  Tageskosten  mit  Fr.  20.  25 
und  zu  einer  Ordnungsbusse  von  je  Fr.  1(1  und  beschloss,  sie  neuerdings  unter 
Androhung  des  Kontumazialverfahrens  vorzuladen.  Locher  & Cie.  und  Bauaufseher 
Sulser  erklärten,  sic  anerkennen  dieses  Erkenntniss  nicht  und  werden  gegen  das- 
selbe innert  angesetzter  Frist  Rechtsmittel  ergreifen;  inzwischen  prntestiren  sie 
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gegen  jede»  weitere  Verfahren.  Oas  Bezirksgericht  Dreingarten  hielt  indes»  an 
»einer  Kompetenz  fest  und  bemerkte,  die  Anmeldung  eine»  Rekurse»  gegen  da» 
Zwischeuurtheil  vom  27.  Dezember  18M7  könne  der  Aasfällung  eiues  Endurtheils 
deshalb  nicht  im  Wege  stehen,  weil  nach  § 73  des  Zivilprozessgesetzes  Rechtsmittel 
gegen  Zwisciieuurtheiie  nicht  statthaft  seien  ; es  schritt  daher  um  21.  Januar  1838 
zu  Ausfüllung  des  Kndurtheils  und  erkannte  (da  die  Beklagten  ausgehliehen  waren, 
durch  Kontumazialnrtheil)  dahin:  1)  Der  Beklagte,  Dauaufseher  Sulaer,  habe  sich 
einer  fahrlässigen  Körperverletzung  schuldig  gemacht  und  werde  daher  mit  einer 
(ieldbusse  von  Fr.  200,  im  Nichtbezahlungsfalle  mit  einer  SUtägigen  Freiheitsstrafe 
belegt.  2)  Der  Beklagte  Sulser  habe  zu  bezahlen:  A.  Der  Klägerin:  «.  eine  Ent- 
schädigung von  Fr.  3000;  b.  die  Kosten  der  Beerdigung  des  Eduard  Meier  mit 
Kr.  GO.  50,  abzüglich  bezahlter  Kr.  50;  c.  die  in  Sachen  ergangenen  Kosten  im 
richterlich  festgesetzten  Betrage  von  Kr.  139.  00,  B.  Der  Gerichtskasse  zu  Staats- 
handeu  eine  Spruchgebühr  von  Kr.  30.  3)  Der  Klägerin  werde  bezüglich  des  zu- 
gesprochenen Schadenersatzes  das  KückgriHsrecht  auf  die  Firma  Locher  & Cie. 
ausdrücklich  Vorbehalten.  — In  den  Entscheidungsgründen  ist  bemerkt:  es  handle 
sich  um  ein  Zuchtpolizeivergehen,  welches  nicht  zu  den  Auslieferungsdelikten  ge- 
höre, und  c»  sei  daher  die  Kompetenz  des  Bezirksgerichtes  begründet  Durch 
die  Zeugeuaussagen  sei  bewiesen,  dass  die  Körperverletzung,  welche  den  Tod  des 
E.  Meier  zur  Folge  gehabt  habe,  durch  grobe  Fahrlässigkeit  de»  Bauaufsehers 
Sulser  herbeigeführt  wordeu  sei.  Dieser  sei  daher  deshalb  zu  bestrafen  und 
auch  zum  Schadenersätze  zu  verpflichten.  Dagegen  sei  eine  Fahrlässigkeit  von 
Locher  & Cie.  (welche  übrigens  als  Firma,  bezw.  als  juristische  Person  eine  straf- 
bare Handlung  gar  nicht  begehen  können)  nicht  nachgewiesen.  Locher  & Cie. 
können  daher  nicht  bestraft  werden,  sondern  es  sei  ihnen  gegenüber  der  Klägerin 
lediglich  ihr  Rückgriffsrecht  bezüglich  der  ihr  zugesprochenen  Entschädigung 
vorzubehalten.  Die  Haftung  des  Geschäftsherrn  für  seine  Angestellten,  wie 
Art.  G2  0.  R.  sie  statuire,  sei  nur  eiur  zivilrechtliche  und  beziehe  sich  nicht  auf 
die  strafrechtlichen  Folgen.  Gegen  diese»  Unheil  ergriff  die  Wittwe  Meier  den 
Rekurs  an  das  Ohergericlit  des  Kantons  Aargau,  indem  sie  beantragte:  Es  sei  in 
theilweiser  Abänderung,  bezw.  Ergänzung  des  bezirksgerichtlichen  Unheils  auch 
die  Firma  Locher  & Cie.,  resp.  deren  luhaber,  Fritz  Locher-Wallner  und  Eduard 
Locher-F'reuler,  mit  Strafe  zu  belegen  und  solidarisch  mit  Sulser  zu  der  diesem 
auferlegten  Entschädigung  samint  Kosten  zn  verurtheilen,  unter  Kostenfolge. 

U.  Dagegen  ergriff  das  Advokat urbürcau  Honegger  und  Zuppinger  Namens 
Locher  Cie.  und  Bauaufscher  Sulser  mit  Eingabe  vom  G./7.  April  1888  den 
staatsrechtlichen  Rekurs  ‘)  an  das  Bundesgericht 


Das  Bundngericht  zieht  in  Encäguny: 

1.  Die  Vollmacht  der  Rekurrenten  zum  Rekurse  au  das  Bundes 
getickt  ist  auf  Anordnung  des  Instruktionsriehters  vom  AdvokaturbUreau 
Ilonogger  und  Zuppinger  vorgelegt  worden,  und  es  ist  damit  die  saoli- 
hezHgliche  Einwendung  der  Kekursheklagten  erledigt. 

>)  Die  Begründung  desselben  eigibt  sich  aus  den  Fintscbeidiiugsgrüuden. 
Zeilschr.  f,  Seit«  einer  Strafrecht.  1-  Jshrg.  33 
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2 Wenn  die  Rekursbeklagte  des  Fernern  einwendet,  es  sei  von 
den  Rekurrenten  gegen  das  Zwischenerkenntniss  des  Bezirksgerichte» 
Bremgarten  vom  17.  Dezember  18*7  der  Rekurs  an  das  aargauische 
Obergericht  ergriffen  worden  und  es  gehe  nun  nicht  an  dass  dieselben 
vor  Erledigung  dieses  Rekurses  sieh  gegen  das  Endurtheil  beim  Bundes- 
gerichte  beschweren,  so  ist  zu  bemerken,  dass  sich  aus  den  Akten  nicht 
ergibt  dass  die  Rekurrenten  die  von  ihnen  allerdings  in  Aussicht  ge- 
stellten kantonalen  Rechtsmittel  gegen  das  Zwischenerkennt, . iss  vom 
17  Dezember  18*7  auch  wirklich  ergriffen  haben.  Wäre  dies  Übrigens 
der  Fall  so  wllrden  die  Rekurrenten  dadurch  nicht  gehindert,  das  in- 
zwischen’  ergangene  Endurtheil  direkt  beim  Bundesgerichte  in,  Wege  des 
staatsrechtlichen  Rekurses  anzufechten. 

3 Die  Legitimation  der  Rekurrenten  Locher  & Cie.  zum  Rekurse 
(welche  die  Rekursbeklagte  bestreiten  zu  wollen  scheint)  ist  anzuerkennen. 
Denn  es  ist  ja  die  gegen  Locher  & Cie.  eingeleitcte  Straf  und  Civtlklage 

infolge  des  Rekurses  der  Rekursbeklagte,,  an  die  kantonale  obere  Instanz 

bezogen  worden  und  es  haben  daher  Locher  & Cie.  ein  rechtliches  In- 
teresse an  der  Beschwerde;  sie  sind  berechtigt,  sich  gegen  die,  wie  sie 
behaupten,  in  Verfassung*-  und  bundesgesetzwidriger  Weise  m,  Kanton 
Aargau  gegeu  sie  eingeleitete  Strafverfolgung,  die  noch  nicht  beendigt 
ist,  zu  beschweren. 

4 Sachlich  ist  zunächst  zu  untersuchen,  ob  eine  Verletzung  des 
Bundesgesetzes  Uber  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschul- 
digten  vom  24.  Juli  1852  vorliege.  Dabei  ist,  gemäss  dei  konstanten 
bundesrechtlichen  Praxis  (vgl.  z.  B.  Entsch.  i 8.  Nägeli  u.  Kons.  »,  A S 
viy  g 44  ff)  ohne  Weiteres  davon  auszugehen,  dass  die  Kantone  gegen 
Personen,  die  sich  bekannte, •masse,  auf  dem  Territorium  eines  andern 
Kantons  »ufhalten,  die  Strafverfolgung  wegen  eines  der  in . dem  Bundes- 
o-esetze  vom  24.  Juli  1852  vorgesehenen  Ausliefcrungsdebkte  (vom  Falle 
freiwilliger  Stellung  des  Angcsehuldigten  abgesehen)  nicht  anders  als  ,,„t 
Einleitung  des  gesetzlichen  Auslicferungsverfalirens  durehflihren  dürfen. 
Die  Beschwerde  ist  demnach  begründet,  sofern  die  Straft!, at,  w-egen 
welcher  die  Rekurrenten  im  Kanton  Aargau  verfu  gt  und  vernrt he.» 
worden  sind,  sich  als  Auslieferungsdelikt  darstellt.  Mir  die  Beur  heilung 
der  Fra-e,  ob  dies  der  Fall  sei.  ist  es  vorab  völlig  gleichgültig,  ob 
das  Delikt  nach  der  Terminologie  der  aargauischen  Gesetzgebung  ein 
.Verbrechen“  im  engem  Sinne  oder  ein  „Zuchtpohze, vergehen  ist.  Denn 
das  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852  statnirt  die  Ausl, eferungspflicht  ftl. 
die  in  seinem  Art.  2 aufgezählten  Deliktskategorien  unbedingt  und  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  in  der  kantonalen  Gesetzgebung  als 
.Kriminal verbrechen“  oder  aber  als  „Vergehen  behandelt  werden;  dies 
ergibt  sich  unzweideutig  schon  aus  dem  Wortlaute  des  Art.  1,  Ahs.  1, 


i)  Zeitschrift  S.  125. 
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des  Gesetzes,  welcher  nach  dem  Ausdrucke  „ Verbrechen“  den  andern 
Ausdruck  „Vergehen“  einsehaltet.  Ks  ist  ferner  überhaupt  für  die  Be- 
griffsbestimmung der  in  Art.  2 des  Bundesgesetzes  aufgezähltcn  Aus- 
lieferungsdelikte in  erster  Linie  das  Bundesgesetz  Belbst  und  nicht  das 
kantonale  Strafrecht,  speziell  das  Strafgesetz  des  die  Strafverfolgung  be- 
treibenden Kautons  massgebend.  Wenn  zu  untersuchen  ist,  ob  ein  be- 
stimmter Thatbestand  sieh  als  Thatbestaud  eines  Auslieferungsdelikte* 
gemiiss  Art.  2 cit.  qualitizire,  so  ist  in  erster  Linie  zu  prüfen,  welchen 
Sinn  das  Bundesgesetz  mit  den  in  Art.  2 cit.  gebrauchten  Verbreehens- 
bezeiehnungen  verbindet,  und  kann  nichts  darauf  ankouuucn,  wenn  ein 
kantonales  Strafgesetz  Thatbestlinde,  die  nach  dem  Willen  des  Bnndes- 
gesetzes  zu  den  Auslieferungsdelikten  des  Art.  2 gehiiren,  unter  eine 
andere  Verbrechensbezeichnung  subsumirt.  Eine  gegenteilige  Auslegung 
würde  geradezu  dazu  führen,  dass  durch  kantonale  Gesetze  dem  Bundes- 
reehte  derogirt  werden  könnte.  Wenn  nun  das  Bundesgesetz  als  Aus- 
lieferungsdelikt die  „Tiidtung  durch  Fahrlässigkeit“  bezeichnet,  so  hat 
es  gewiss  diese  VerbreeheDsbezeichnung  in  demjenigen  Sinne  gebraucht, 
welcher  ihrer  Wortbedeutung  entspricht  und  welcher  anderweitig  in  der 
Bundesgesetzgebung  (Art.  10t!  des  Bundesgesetzcs  Uber  die  Strafrechts- 
pflege für  die  eidgenössischen  Truppen  vom  27.  August  1851)  und  auch 
in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  kantonalen  Strafgesetze  (vgl.  z.  B. 
die  Strafgesetzbücher  von  Zürich  § 137,  Bern  § 127,  Luzern  § 156, 
Obwalden  § 73,  Appenzell  A.  Rh.  § 83,  Glarus  § 84,  Freiburg  § 367, 
Solothurn  § 116,  Schaffhausen  § 150,  Basellandschaft  § 107,  Thurgau 
§ 6!',  Waadt  § 217)  anerkannt  ist,  d.  h.  in  dem  Sinne,  dass  darunter 
die  fahrlässige  Verschuldung  des  Todes  eines  Menschen  verstanden  wird. 
Es  liegt  nicht  das  Mindeste  dafür  vor,  dass  das  Bundesgesetz  unter 
„Tödtung  durch  Fahrlässigkeit“  die  „fahrlässige  Tödtung“  im  Sinne  des 
§113  des  aargauischen  Strafgesetzes ’),  d.  h.  lediglich  die  (vorsätzliche) 
Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  verstehe.  Hievon  ausgehend 
ist  aber  ohne  weiters  anznerkennen,  dass  die  Rekurrenten  wegen  eines 
Auslieferungsdeliktcs  verfolgt  und  verurtheilt  worden,  denn  cs  ist  nach 
den  Akten  unzweifelhaft,  dass  ihnen  schuldhafte  Verursachung  des  Todes 
des  E.  Meier  zur  Last  gelegt  und  sie  deshalb  verfolgt  wurden. 

5.  Ist  der  Rekurs  aus  diesem  Grunde  gutzuheissen,  so  braucht  auf 
die  Prüfung  der  übrigen  Beschwerdegründe  nicht  mehr  eingetreten  zu 
werden.  Es  ist  nämlich  klar,  dass,  wenn  die  strafrechtliche  Verurtheilung 
der  Rekurrenten  mit  dem  Bundesgesetze  vom  24.  Juli  1852  unvereinbar 
ist,  das  angefochtene  Urtheil  in  seinem  ganzen  Umfange  (auch  in  seinen 
zivilrechtlichen  Diapositiven)  aufzuheben  ist. 

*)  ÿ UH:  Wer  einen  Menschen  in  der  Absicht,  ihn  blos  zu  missliaudein. 
oder  au  seinem  Körper  oder  seiner  Gesundheit  zu  beschädigen,  unvorsätzlich 
tödtet,  ist  des  Verbrechens  der  fahrlässigen  Tödtung  durch  vorsätzliche  Körper- 
verletzung schuldig. 
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Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklärt  und  es  wird  mithin  das  an- 
gefochtene  Urtheil  des  Bezirksgerichtes  Bremgarten  vom  21.  Januar  1888 
in  dem  Sinne  aufgehoben,  dass,  bevor  eine  strafrechtliche  Verfolgung  der 
Rekurrenten  im  Kanton  Aargau  durchgeführt  wird,  die  aargauischen  Be- 
hörden hei  der  Regierung  des  Kantons  Zürich  nn»  deren  Auslieferung 
gemäss  den  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  nach- 
zusuchen haben. 


Urtheil  vom  13.  Juli  1888  betreffend  die  Auslieferung  des  Augustus 
Sidney  O’Danne. 

Auslieferung.  Politische r Charakter  des  Delikts  f 

A.  Mit  Note  vom  26.  April  1888  beantragte  die  k.  deutsche  Gesandtschaft 
in  Bern  beim  schweizerischen  Bundesrathe  unter  Berufung  auf  Art.  1,  Ziffer  11 
und  13,  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferung*.  Vertrages  vom  24.  Januar  1874 
die  Auslieferung  des  Augustus  Sidney  O’Danne,  gebürtig  aus  Schwerin,  gewesenen 
k.  preußischen  llauptwauus,  wegen  Erpressungs-  und  Betrugsversuches.  Das  Aus- 
lieferungsbegehren  stützt  sich  auf  einen  Haftbefehl  des  k.  preussischen  Amts- 
gerichtes iu  Berlin,  1.  Abth.,  83,  d.  d.  21.  April  1888,  in  welchem  der  Requirirte 
beschuldigt  wird:  „Zu  Genua  und  Paris  im  Jahre  1888  den  Entschluss,  um  sich 
„einen  rechtswidrigen  Vermögens  vortheil  von  Fr.  50,000  zu  verschaffen,  das  Ver- 
mögen des  Freiherrn  von  lluene  in  Paris  um  gedachte  Summe  dadurch  zu  be- 
schädigen, dass  er  durch  Vorspiegelung  der  falschen  Thatsache,  ain  3.  März  d.  .1. 
„in  Hottingen  ein  Paket  mit  Werthdeklaration  von  Fr.  6754.  65  an  den  Stations- 
„Vorsteher  Lané  zu  Köln  ahgesandt  zu  haben,  Irrthum  erregte  und  zugleich  den 
„genannten  Freiherrn  durch  die  schriftlichen  Biohungen  mit  Klage  und  Skandal  für 
„den  Fall  der  Nichtzahlung  der  erwähnten  Summe  zur  Einhändigung  der  letztem 
„zu  nöthigen,  durch  Handlungen,  welche  einen  Anfang  der  Ausführung  des  Ver- 
gehens des  Betruges  und  der  Erpre>suug  enthalten,  hetliätigt  zu  haben.“  O’Danne 
war  bereits  am  22.  April  1888  in  Genf  vorläufig  in  Haft  genommen  worden;  der- 
selbe protestirte  in  seinem  Verhöre  vom  23.  April  und  6.  Mai  1888  gegen  seine 
Auslieferung  an  Deutschland,  indem  er  einerseits  behauptete,  er  sei  der  ihm  zur 
Last  gelegten  Vergehen  nicht  schuldig,  und  anderseits  geltend  machte,  seine  Aus- 
lieferung werde  nur  verlangt,  weil  mau  ihn  wegen  Hochverrat!!»  verfolgen  wolle 
und  weil  er  seit  drei  Jahren  Frankreich  Dienste  geleistet  habe. 

B.  Da  gegen  O’Danne  im  Kanton  Zürich  wegen  Betrugsversuchs  gegenüber 
der  eidgenössischen  Postverwaltung  Strafuntersuchung  eingeleitet  worden  war, 
wurde  er  von  Genf  nach  Zürich  ausgeliefert.  Nachdem  durch  die  zürcherischen 
Strnfvcrfolgungsbehörden  am  15.  Juni  1888  das  Strafverfahren  im  Kanton  Zürich 
sistirt  worden  war,  übersandte  der  Itegierungsrath  des  Kantons  Zürich  am 
18.  Juni  1888  das  gesummte  Aktenmaterial  dem  Bundesrathe  und  bemerkte  dabei, 
er  erhebe  gegen  die  Auslieferung  «les  0’ Daune  keine  Fanwciidung.  du  er  die  An- 
sicht desselben,  dass  es  »ich  hier  um  ein  politisches  Verbrechen  handle,  nicht 
thcileu  könne.  Mit  Zuschrift  vom  21.  Juni  1888  übermittelt  der  Buudesrath  die 
Akten  dein  Bundesgericlite  ztu-  Entscheidung. 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


511 


C.  Gegenüber  der  Hinwendung  des  O’Danne,  dass  er  wegen  eines  politischen 
Verbrechens  verfolgt  werde,  ist  von  der  kaiserlich  deutschen  Gesandtschaft  in 
Hern  eine  vom  Amtsgerichte  Berlin,  I.  Abth.,  83,  ausgearbeitete  „ Darstellung  des 
Thatbestandes*  eingereicht  worden,  aus  welcher  Folgendes  hervorzuheben  ist: 
O’Danne  habe  zu  Anfang  des  Jahres  1887  dem  Major  Freiherrn  von  Hueue, 
Militärattache  bei  der  kaiserlichen  Hotschaft  in  Paris,  mitgetheilt,  dass  er  im 
Stande  und  bereit  sei.  Beweise  zu  liefern,  dass  bestimmte,  in  deutschen  Bureaux 
angestellte  Personen  wichtige  Nachrichten,  deren  Mittheilung  das  deutsche  Staats- 
intéressé  schädige,  gegen  Geldentschädigung  an  ausländische  Behörden,  speziell 
nach  Frankreich  gelangen  Hessen.  Herr  von  Huene  habe  ihm  geantwortet,  dass 
er  ihm  per  Kopf  der  auf  Grund  des  von  ihm  gelieferten  Beweismaterials  über- 
führten  betreffenden  Personell  eine  Belohnung  von  Fr.  10, (MX)  zusichere,  dergestalt, 
dass  diese  Summe  nach  erfolgter  Feherführung  lier  betreffenden  Persönlichkeiten 
gezahlt  werden  solle.  Als  Adresse  für  «lie  bezüglichen  Mittheilungen  sei  ihm  die 
des  k.  Stationsvorstehers  I.  Klasse  Lané  zu  Köln.  Zentral bahnhof,  angegeben 
worden.  O’Danne  habe  nun  unter  der  Vorgabe,  dass  er  am  3.  März  1888  von 
Hottingen  (Zürich)  ans  ein  Paket  mit  wichtigen  (fünf  Personen  betreffenden) 
Dokumenten  au  die  angegebene  Adresse  habe  abgehen  lassen  und  unter  Ueber- 
sendung  eiuer  photographischen  Abbildung  des  Postempfangscheins  gegenüber 
Herrn  von  Huene  sowie  gegenüber  der  kaiserlichen  Botschaft  in  Paris  verschie- 
dentlich von  Monaco,  Genna  und  Zürich  aus  hrieffich  den  Anspruch  auf  Bezahlung 
von  Fr.  50,000  erhoben  und  für  den  Kall  der  Nichterfüllung  seiner  Forderung 
Drohungen  geäussert.  Er  habe  auch  wiederholt  dein  Militärattache,  Herrn  von 
Huene.  und  der  kaiserlichen  Botschaft  in  Paris  Chèques  durch  Bankhäuser  prä- 
sentiren  lassen,  deren  Einlösung  aber  verweigert  worden  sei.  Die  angeblich  zu 
Hottingen  am  3.  März  1888  aufgegehene  Sendung  habe  weder  der  Stationsvorsteher 
haue  zu  Köln  noch  der  Freiherr  von  llueue  zu  Paris  erhalten.  Diese  Sendung  sei 
vielmehr  von  dein  Aufgeber  derselben  zu  Hottingen,  nachdem  derselbe  den  l’ost- 
empfangscheiu  erhalten,  uuter  dein  Vorwände,  dass  noch  etwas  hineiugelegt  werden 
müsse,  zurückgezogen  worden,  llienach  habe  sich  O’Danne  des  Betrugs-  und 
Erpressungsversuchs  schuldig  gemacht.  Selbst  für  den  Fall,  dass  O'Daunc  nicht 
selbst  das  Paket  in  Hottingen  aufgegeben  und  zurückgezogen  haben  sollte,  sei 
nach  seiuem  Verhalten  und  nach  dem  Inhalte  seiner  Briefe  anzuuehmen,  das>  er 
mit  dem  Aufgeber  des  Pakets  gemeinschaftliche  Sache  gemacht  habe,  zumal  ihm 
seitens  des  Freiherrn  von  Huene  die  Belohnung  nur  zugesichert  war  nach  erfolgter 
UeberfÜhrung  der  betreffenden  Persönlichkeiten.  Die  Vergehen  seien  zwar  im  Aus- 
lande begangen,  doch  sei  O’Danne  Deutscher  und  könne  deshalb  nach  § 1.  Nr.  3, 
des  deutschen  K.  Str.  G.  in  Deutschland  verfolgt  werden.  Der  Gerichtsstand  des 
Amtsgerichtes  Berlin  sei  dadurch  begründet,  dass  O’Danne  seinen  letzten  Wohn- 
sitz in  Berlin  gehabt  habe. 

Die  kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  ihrerseits  fügt  mit  Note  vom 
4.  Mai  1888  bei:  O’Danne  sei  eiu  Hochstapler  der  gefährlichsten  Sorte,  welcher 
durch  seine  frühere  Stelluug  als  preussischcr  Offizier  Verbindungen  besitze,  die  er 
zu  verbrecherischen  Zwecken  ausnütze.  Die  ihm  zur  Last  fallenden  strafbaren 
Handlungen  entbehren  jedes  politischen  Charakters.  Die  kaiserlich  deutsche  Ge- 
sandtschaft nehme  daher  auf  Grund  einer  ihr  gewordenen  entsprechenden  Ermäch- 
tigung keinen  Anstand,  hiedurch  amtlich  zu  erklären,  dass  — wie  dies  nach  den  Be- 
stimmungen des  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsvertrages  nicht  anders  sein 
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könne  — O’Danne  nach  seiner  Auslieferung  nach  Deutschland  wegen  eines  poli- 
tischen Verbrechens  oder  Vergehens  auf  Grund  des  vorliegenden  Materials  nicht 
werde  verfolgt  werden.  Die  kaiserlich  deutsche  Itegierung  würde  gar  nicht  in  der 
Lage  sein,  dies  an  tbun,  denn  es  fehle  derselben  jeder  Beweis  dafür,  dass  O’Danne 
sich  einer  strafbaren  Handlung  politischen  Charakters  gegen  das  deutsche  lteich 
(Hier  eineu  der  deutschen  Bundesstaaten  schuldig  gemacht  habe. 

H.  Der  rei|uirirte  O’Danne  hat  sich  in  zwei  ausführlichen  Memorialen,  d.  d. 
lg.  und  1<>.  Mai  1888,  vernetimen  lassen,  in  welchen  er,  indem  er  sich  gleichzeitig 
Uber  seine  Beziehungen  zu  Freiherr  von  Ilnene  verbreitet,  zur  Sache  wesentlich 
vorbringt  : er  habe  das  verschwundene  l’aket  mit  Dokumenten  auf  der  Durchreise 
von  Genf  nach  Italien  in  Luzern  dem  jungen  Bruno  von  Hartung  (Sohn  des  ihm 
bekannten  Freiherrn  A.  von  Hartung)  zur  Versenduug  übergehen  und  von  diesem 
in  der  Folge  den  Postempfangscheiu  zugesandt  erhalten:  er  habe  daher  annehuicn 
müssen,  es  sei  dasselbe  abgegangen,  und  habe  von  dessen  Verschwinden  keine 
Ahnung  gehabt.  Dieses  müsse  auf  eine  ihm  gespielte  Intrigue  zurückzuführen  sein. 
Er  bestreite  des  Entschiedensten  die  Anklage,  des  Betrugs-  und  Erpressungsver- 
suches. Die  ganze  Angelegenheit  sei  rein  politischer  Natur.  Die  deutsche  Regie- 
rung suche  ihn  in  ihre  Gewalt  zu  hekummen,  um  ihn  wenigstens  auf  einige  Zeit 
unschädlich  zu  machen.  Er  habe  nämlich,  seitdem  seine  militärische  Laufbahn  in 
Deutschland  durch  Intriguen  seiner  Feinde  zerstört  worden  sei,  Frankreich  wesent- 
liche Dienste  geleistet  und  sei  überdem  an  die  Spitze  der  irischen  Unabhängigkeits- 
iiewegung  getreten.  Er  bestreite  auch  die  Kompetenz  des  Gerichtsstandes  in  Berlin, 
da  er  seinen  festen  Wohnsitz  seit  Mai  1887  in  Genf  habe. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Dass  die  kaiserlich  deutsche  Regierung  zur  Stellung  des  Aus- 
lieferungsbegehrens legitimirt  ist,  kann  nach  § 1,  Alis.  1,  des  schwei- 
zerisch-deutschen Auslieferungsvertrages  nicht  bezweifelt  werden;  denn  der 
Requirirte  ist  in  Deutschland,  gestutzt  auf  § 4 des  deutschen  R.  Str.  G.f 
zur  gerichtlichen  Untersuchung  gezogen  worden  und  hält  sieh  in  der 
Schweiz  auf. 

2.  Im  Uebrigen  ist  gegen  die  Auslieferung  vom  Requirirte n einzig 
eingewendet  worden,  die  Handlung,  wegen  welcher  die  Auslieferung  ver- 
langt werde,  trage  einen  politischen  Charakter  an  sich,  respektive  das 
Auslieferungsbegehren  werde  in  Wirklichkeit  mit  der  Absicht  gestellt,  ihn 
wegen  eines  Verbrechens  politischer  Natur  zu  verfolgen, 

3.  Nach  Art.  4 des  schweizerisch-deutschen  Auslieferuugsvertrages 
soll  die  Auslieferung  nicht  stattlinden,  wenn  die  strafbare  Handlung, 
wegen  der  die  Auslieferung  verlangt  wird,  einen  politischen  Charakter 
an  sieh  trägt,  oder  wenn  die  auszuliefernde  Person  beweisen  kann,  dass 
der  Antrag  auf  ihre  Auslieferung  in  Wirklichkeit  mit  der  Absieht  gestellt 
werde,  sie  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  politischer  Natur 
zu  verfolgen  oder  zu  bestrafen.  Diejenige  That  nun  alter,  wegen  welcher 
der  Requirirte  gemäss  dem  Haftbefehle  und  der  ergänzenden  Sachdar- 
stellung des  Amtsgerichtes  Berlin  in  Deutschland  verfolgt  wird,  ermangelt 
offenbar  jeder  politischen  Zweck  Beziehung  ; es  ist  nicht  ersichtlich,  dass 
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dieselbe  mit  politischen,  auf  Gefährdung  (1er  innem  oder  Hussein  Sicher- 
heit des  deutschen  Reichs  oder  seiner  Einzclatsaten  abzielenden  Bestreb- 
ungen in  irgend  welcher  Weise  näher  oder  entfernter  Zusammenhänge  ; viel- 
mehr erscheint  dieselbe  ausschliesslich  als  gemeines  V erbrechen,  respektive 
Versuch  eines  solchen.  Ebenso  wenig  hat  der  Requirirte  bewiesen,  dass  in 
Wirklichkeit,  entgegen  dem  Wortlaute  des  Haftbefehls,  seine  Auslieferung 
mit  der  Absicht  verlangt  werde,  ihn  wegen  eines  Delikts  politischer  Natur 
zu  verfolgen  oder  zu  bestrafen.  Die  Akten  geben  hiefUr  ja,  überhaupt  flu 
eine  wirkliche  ernst  gemeinte  politische,  gegen  das  deutsche  Reich  oder 
seine  Bundesstaaten  gerichtete  Bethätigung  des  O'Danne  gar  keinen  An- 
haltspunkt. Selbstverständlich  ist  Übrigens,  nach  Art.  4,  Abs.  2,  des 
schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertragcs,  dass  O’Danne  in  Deutsch- 
land wegen  keines  vor  der  Auslieferung  verübten  politischen  \ erbrechens 
oder  Vergehens  und  wegen  keiner  mit  einem  solchen  politischen  Delikte 
im  Zusammenhänge  stehenden  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder 
bestraft  oder  an  einen  dritten  Staat  ausgeliefert  werden  darf. 

4.  Ob  der  Requirirte  der  ihm  zur  Last  gelegten  Handlungen  wirklich 
schuldig  sei,  hat  das  Bundesgericht  nicht  zu  untersuchen,  es  ist  dies  viel- 
mehr Sache  des  erkennenden  Strafrichters. 

Demnach  hat  da*  Bandesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Augustus  Sidney  O’Danne  an  das  k.  preussische 
Amtsgericht  zu  Berlin  wegen  Erpressungs-  und  Betrugsversuchs  wird  be- 
willigt. 

Urtheil  vom  14.  September  1888  in  der  Beschwerdesache  des  Léon  Girod. 

Vollstreckung  eines  cerurthei  lenden  Straf  er  kennt  nisses  hinsichtlich 

des  Kostenpunktes  (Art.  61  B.  V.). 

A.  A.  Salquin . Sekretär  des  schweizerischen  Militärdepartements  in  Bern, 
hatte  seiner  Zeit  beim  Bezirksgerichte  der  Saune  in  Freiburg  gegen  den  Procureur 
juré  Léon  (iirod  daselbst  Strafanzeige  wegen  „abus  de  confiance“  eingereicht.  lu 
der  Verhandlung  vor  dem  korrektioneilen  Gerichte  des  Saancbczirkes  vom  2U.  Sep- 
tember 1882  warf  L.  Girod  eine  Gerichtsstandseinrede  auf.  indem  er  behauptete, 
die  Sache  sei  rein  zivilrechtlicher  Natur.  Fürsprecher  Broye  in  Freiburg,  welcher 
fur  den  Anzeiger  erschienen  war,  erklärte,  er  theile  diese  Anschauung  und  llber- 
uebme  die  Bezahlung  der  Kosten.  Das  Gericht  gab  hierauf  den  Parteien  Akt  von 
ihren  Erklärungen  und  verfügte,  die  Kosten  seien  vom  Kläger  zu  tragen.  In  der 
Folge,  im  September  1887,  legte  L.  Girod  dem  Präsidenten  des  Bezirksgerichtes 
der  Saane  eine  Rechnung  zur  Festsetzung  seiner  Kostenforderung  vor.  Der 
Richter  lud  den  A.  Salquin  zur  Theilualimc  an  der  Moderationsverhandlung  auf 
den  8.  Oktober  1887  vor.  Salquin  gab  jedoch  dieser  Vorladung  keine  Folge,  indem 
er  erklärte,  er  anerkenne  die  Kompetenz  des  freilnirgischen  Richters  nicht.  Darauf 
hin  setzte  der  Bezirksgerichtspräsident  der  Saane  durch  Erkenntuiss  vom  30.  No- 
vember 1887  die  Kostcuforderung  des  L.  Girod  auf  Fr.  57.  50  fest. 
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B.  Unter  Vorlage  dieses  Erkenntnisses  und  einer  Erklärung  des  Staatsr&thes 
von  Freiburg,  d.  d.  19.  Dez.  1887,  dass  dasselbe  im  Kanton  Freiburg  und  gemäss 
Art.  (il  B.V.  iu  der  ganzen  Schweiz  vollstreckbar  sei,  suchte  L.  Girod  beim  Appel- 
lations- und  Kassationshofe  des  Kts.  Bern  darum  nach,  es  mochte  der  Moderations- 
soutenz  des  Gerichtspräsidenten  von  Freiburg  vom  30.  Nov.  1887  das  Exequatur  er- 
lheilt werden.  A.  Salquin  widersetzte  sich  der  Bewilligung  dieses  Gesuches,  indem 
er  il.  A.  behauptet«*,  Fürsprech  Broye  sei  zu  Ilückzug  der  Anzeige  und  Uebeniahme 
der  Kosten  gar  nicht  bevollmächtigt  gewesen.  Durch  Entscheid  vom  7.  April  1888 
wies  der  Appellations-  und  Kassationshof  des  Kantons  Bern  das  Exeqnaturgesuch 
des  L.  Girod  ab,  iudem  er  ausführte  : Es  liege  kein  rechtskräftiges  Zivihirtheil  im 
Sinne  des  Art.  01  B.  V.  vor.  Ein  Zivilurtheil  charakterisire  sich  dadurch,  dass  es 
der  eineu  oder  andern  Partei  einen  zivilrechtlichen  Anspruch  zuspreche.  Der  An- 
spruch des  L.  Girod  an  A.  Salquin  sei  nun  eine  Kostenforderung,  welche  ans 
einem  Strafprozess  verfahren  berrühre,  welches  Letzterer  gegen  Erstem  veranlasst 
habe;  derselbe  sei  dem  L.  Girod  durch  das  Strafgericht  grundsätzlich  zugesprochen 
und  vom  Gerichtspräsidenten  nur  dem  Masse  nach  festgestellt  worden.  Dieser 
Anspruch  sei  somit  kein  zivilrechtlicher. 

C.  Gegen  diesen  Entscheid  ergriff  L.  Girod  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an 
das  Bundesgericht.  Derselbe  führt  aus:  Die  Modorationssentenz  des  Gerichts- 
präsidenten von  Freiburg  sei  ein  Zivilurtheil.  Durch  dieselbe  habe  ihm  der  Zivil- 
richter  einen  Betrag  von  Fr.  57.  50  zugesprochen,  gestützt  auf  die  Thatsache, 
dass  Salquiu  die  Kosten  «les  Strafprozesses  freiwillig  übernommen  habe.  Dit*ser 
vom  Zivilrichter  anerkannte  Kostcnersatzauspruch  sei  gewiss  ein  privatrechtlicher  ; 
ob  Salquin  seine  Pflicht  zum  Kostenersatze  bei  einer  strafgericbtlichen  Verhand- 
lung oder  anderweitig  anerkannt  habe,  sei  doch  gleichgültig,  ebenso  wie  es  gleich- 
gültig sei,  dass  das  Strafgericht  {sofern  man  nicht  annehme,  das  betr«*fiende  Dis- 
positiv  beziehe  sich  ausschliesslich  auf  Unt«*rsuchuiigs-  und  Gerichtskosten)  über- 
thissigerweise  die  Uebeniahme  der  Kosten  durch  Salquin  noch  besonders  sanktionirt 
habe.  Die  Einwendung  «les  Salquin,  Fürsprech  Broye  sei  zum  Bückzugc  der  Klage 
nicht  befugt  gewesen,  sei  ein  materiel Ireehtlicher  Einwand,  welcher  vor  dem  Ge- 
richtspräsidenten von  Freilmrg  bei’r  Moderationsverhandlung  hätte  geltend  gemacht 
werden  sollen  und  dem  Exeqnaturgesuch  nicht  mehr  entgegemgestellt  werden  könn«*. 
Demnach  werde  beantragt:  Das  Bundesgericht  möchte  den  Entscheid  des  Appel- 
lations- und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern  vom  7./16.  April  1888  aufhebeu 
und  den  genannten  Gerichtshof  auweisen,  dein  Exe«|uaturgesuche  des  L.  Girod 
vom  23.  D«:zember  1887  zu  entsprechen. 

D.  Der  Rckursbeklagte  A.  Salquin  beantragt  Abweisung  der  Beschwerde 
unter  Folg»*  der  Kost«*n,  indem  er  einfach  auf  das  Urtheil  des  Appellations-  und 
Kassationshofes  mul  di«*  von  ihm  dieser  Behörde  eingereichte  Vernehmlassung  auf 
«las  Exequatnrgesurh  des  Rekurrenten  verweist. 

Der  Appellations-  und  Kassationaliof  des  Kantons  Hern  verweist  ebenfalls 
lediglich  auf  sein  Urtheil  und  auf  die  Akt«-n. 

Das  Bundcsycricht  zieht  in  Envlujuny  : 

Als  rechtskräftig«**  Zivilurtheil,  dessen  Vollstreckung  er  verlangt,  hat 
der  Rekurrent  sowohl  in  seiner  Eingabe  an  den  Appellations-  und  Kas- 
sationshof  des  Kantons  Bern  als  in  seiner  Besch werd«;  an  das  Bundes* 
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goricht  ausschliesslich  die  Moderationssentenz  des  Gericlitaiiriisidenten  von 
Freiburg  vom  SO.  November  1887  bezeichnet.  Dass  nun  aber  diese  Mode- 
rationssentenz,  für  sich  allein  genommen,  kein  Frthcil  ist,  durch  welches 
liber  den  Bestand  eines  Anspruches  des  Rekurrenten  an  den  Rekurs- 
beklagten rechtskräftig  entschieden  würde,  springt  in  die  Augen.  Die- 
selbe untersucht  nicht,  ob  der  Rekursbeklagte  dem  Rekurrenten  zum 
Kostenersatze  überhaupt  verpflichtet  sei,  sondern  sie  setzt  dies  voraus 
und  beschäftigt  sich  einzig  mit  der  Prüfung  der  einzelnen  vom  Rekur- 
renten in  Rechnung  gestellten  Ansätze  auf  ihre  Zulässigkeit  und  An- 
gemessenheit bin.  Die  zur  Anwendbarkeit  des  Art.  61  B.V.  erforderliche, 
judikatsmässige  Feststellung  des  Bestandes  eines  Anspruches  des  Rekur- 
renten an  den  Rekursbeklagten  liegt  also  in  dieser  Sentenz  nicht. 

2.  Fine  solche  Feststellung  könnte  vielmehr  nur  in  dem  Erkennt- 
nisse des  korrektionelleu  Gerichts  vom  26.  September  1882  gefunden 
werden.  Die.  Vollstreckung  dieses  Erkenntnisses  aber  ist  vom  Rekurrenten 
eigentlich  gar  nicht  verlangt  worden,  und  es  ist  dasselbe  übrigens  kein 
nach  Art.  61  B.  V.  zu  vollstreckendes  Zivilurtlieil.  Dasselbe  verfügt,  an- 
schliessend an  die  Einstellung  des  Strafverfahrens,  Uber  die  Kosten  dieses 
Verfahrens,  einschliesslich  der  Vertheidigungskosten,  indem  es  dieselben 
dem  Anzeiger  auferlegt;  diese  Dekretur  Uber  den  Nebenpunkt  der  Kosten 
tlicilt  die  rechtliche  Natur  der  Verfügung  in  der  Hauptsache,  d.  h.  sie 
ist  eine  strafrichterliehe  (strafrechtliche  respektive  strafprozessuale)  Ver- 
fügung. Es  kann  daher  ihre  Vollstreckung  in  einem  andern  Kanton 
ebenso  wenig  gestützt  auf  Art.  61  B.  V.  verlangt  werden,  als  die  Voll- 
streckung eines  verurthei lenden  Straferkenntnisses  rUcksichtlich  des  Kosten- 
punktes. Art.  61  B.  V.  beschränkt  eben  die  Pflicht  der  Kantone  zur  Ge- 
währung der  Rechtshlllfc  ausdrücklich  auf  Zivilurtheile;  zur  Vollstreckung 
ausserkantonaler  Strafurtheile  (seien  dies  nur  Urtheile  i.  e.  S.  oder  sonstige 
strafrichterliche  Verfügungen  oder  Beschlüsse!  wurde  eine  bundesrechtliche 
Verpflichtung  nicht  statuirt,  weder  in  Bezug  auf  die  Strafe  selbst  noch  in 
Bezug  auf  die  Kosten. 

•Demnach  hat  tins  Bundesgericht  erkannt  : 

Die  Beschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


Urtheil  vom  27.  Oktober  1888  in  der  Rekurssache  des  Laurent  Fragnière. 

Verletzung  der  Pressfreiheit  (Art.  4 und  55  B.  V.). 

Le  rédacteur  du  journal  „le  Bien  public“,  à Fribourg,  a reçu,  en  Juillet  1887 
d’un  nommé  Arnold  Rauss,  employé  an  chemin  de  fer,  nue  lettre  racontaut  d’une 
manière  détaillée  dans  quelles  circonstances  lui  et  ses  parents  avaient  été  victimes 
d’une  méprise  et  de  brutalité  de  la  part  de  gendarmes. 

La  rédaction  dn  journal  fit  suivre  cette  lettre  des  observations  ci-après: 
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„Les  renseignements  que  nous  avons  pu  recueillir  confirment  le  récit  qu’on 
„vient  de  lire.  Nous  ne  sommes  au  reste  pas  surpris  de  voir  la  gendarmerie  violer 
„les  lois  et  porter  atteinte  à la  liberté  individuelle,  car  nombre  de  faits  de  ce 
„genre  nous  sont  déjà  connus.  Lorsque  M.  Eugène  Buimuin  était  commandant  de 
„la  gendarmerie,  les  choses  ne  se  passaient  pas  ainsi.  11  faut  que  l’instruction 
„donnée  aux  gendarmes  soit  singulièrement  défectueuse  pour  que  ces  agents  de 
„la  force  publique  se  croient  autorisés  et  peut-être  obligés  d’agir  comme  ils  l’ont 
„fait  à l’égard  de  la  famille  Hauss. 

„Arnold  Rauss  est  un  jeune  homme  de  vingt-cinq  ans,  intelligent,  rangé,  tra- 
vailleur. Les  coups  d’assommoir  qu’il  a reçus  l’ont  défiguré  et  rendu  incupable 
„de  travail  pour  quelque  temps.  Faisant  preuve  d’une  modération  remarquable, 
„Ü  n’a  point  frappé  les  gendarmes  qui  arrêtaient  illégalement  son  père  et  le  bru- 
talisaient: il  s’est  contenté  de  leur  arracher  leur  victime.  On  sait  le  traitement 
„que  lui  a valu  une  réserve  si  méritoire  chez  un  homme  plein  de  jeunesse  et 
„de  force. 

„Si  la  police  se  met  à attaquer  les  hounêtes  gens  qu’elle  ejst  chargée  de 
„protéger,  il  faudra  que  les  honnêtes  gens  cherchent  dans  une  organisation  in- 
dépendante des  autorités  la  sécurité  que  le  régime  tépelet  ue  peut  ou  ue  veut 
„leur  garantir. u 

l*ar  écriture  du  27  Octobre  1887,  M.  Meyer,  commandant  du  corps  de  la 
gendarmerie,  porta  plainte  contre  L.  Fragnière,  rédacteur  du  „Bien  public“,  pour 
outrages  au  corps  de  la  gendarmerie,  et  requit  l’application,  au  dit  rédacteur,  de 
Part.  324  ’)  du  code  pénal. 

Par  lettre  adressée  le  6 Février  1888  au  président  du  Tribunal  correctionnel 
de  la  Sarine,  L.  Fragnière.  tout  en  assumant  la  responsabilité  de  Particle  in- 
criminé, fait  observer  qu’il  n’a  point  mis  directement  en  cause  le  plaignant,  mais 
qu’il  s’est  borné  à formuler  de  légitimes  critiques  portant  outre  autres  sur  Pin- 
suffisance  de  l’instruction  donnée  aux  gendarmes. 

A l’audience  du  Tribunal  correctionnel  de  la  Sarine  du  (î  Avril  1888,  Pavocat 
Heimo,  au  nom  du  plaignant  et  des  deux  geudarmes  Aebischer  et  Folly,  non- 
plaignants,  u déclaré  se  porter  partie  civile  et  conclure  à ce  que  le  journal  „le 
Bien  public“,  soit  son  rédacteur,  soit  condamné  à leur  acquitter,  à titre  de  dom- 
mages-intérêts et  sous  réserve  de  la  modération  du  juge,  le  montant  de  fr.  SOO 
reversible  à la  caisse  de  retraite  des  gendarmes.  Peu  après,  le  sieur  Aebischer 
est  sorti  du  corps  de  la  gendarmerie  et  a déclaré  ne  pas  persister  dans  sa  de- 
mande d’intervention  civile. 

A Paudieuce  du  même  Tribunal  du  20  Avril,  L.  Fragnière  fut  condamné 
(pour  outrages  par  la  voie  de  la  presse)  correctionnellement  à une  amende  de 
fr.  50  et  aux  frais,  ainsi  qu’à  payer  une  indemnité  de  fr.  1 au  plaignant  Meyer, 
à titre  de  dommages-intérêts.  Le  Tribunal  a écarté  la  demaude  d’indemnité  for- 
mulée par  le  gendarme  Folly,  par  le  motif  qu’il  n’a  pas  été  visé  dans  Particle 
incriminé  et  que  d’ailleurs  il  u’a  pas  personnellement  porté  plainte. 

M Art.  324.  alinéa  1:  Celui  qui  pat  parole*.  menue*,  écrit«,  imprimé*,  geste*,  images  ou  figure« 
outrage  toit  l'autorité  supérieure  du  cauton.  »«oit  un  membre  de  cette  autorité,  «oit  tout«  autre  autorité 
publique,  un  fonctionnaire  public,  un  niiuUtre  du  culte,  un  commandant  ou  un  ageul  de  la  form  pu- 
blique, ntt  juré,  un  témoin  on  un  expert  dan*  l'exercice  de  leurs  fonctions  ou  a l'occaaiou  de  leurs 
fonction*,  sera  puni  d'un  eut prixoo urinent  de  2 a 4 moi-  ou  d'une  amende  dont  le  maximum  e*L  fixé  a 
3>»0  franc*. 
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Sous  date  du  19  Juin  1888.  Fragnière  a recouru  au  Tribunal  fédéral  contre 
ce  jugement,  qu'il  estimait  porter  atteinte  aux  art.  7 de  la  constitution  fribour- 
geolse  et  55  de  la  constitution  fédérale  ; le  recourant  ajoutait  qu’ayant  déjà  de- 
mandé au  Tribunal  cantonal  la  cassation  du  même  jugement,  le  recours  au  Tri- 
bunal de  céans  n’était  qu’éventuel  et  devait  être  suspendu  jusqu'à  droit  connu 
snr  la  demande  (b1  cassation. 

Par  arrêt  du  1(5  Juillet  1888,  la  Cour  de  Cassation  pénale  du  canton  de 
Fribourg  a rejeté  le  recours  de  L.  Fragnière.  sur  quoi  celui-ci,  par  une  nouvelle 
écriture  datée  du  21  dit,  déclara  recourir  également  contre  le  dit  arrêt,  pour 
violation  des  articles  constitutionnels  précités  et  de  l’art.  4 de  la  constitution 
fédérale,  garantissant  l’égalité  des  citoyens  devant  la  loi. 

Dans  ses  réponses  des  5 Juillet  et  6 Août  1888,  le  sieur  Meyer  conclut  au 
rejet  du  recours. 

Statuant  sur  ce s faits  et  considérant  en  droit  : 

1.  En  ce  qui  a trait  d’abord  au  grief  tiré  de  la  violation,  par  les 
jugements  dont  est  recours,  de  l’art.  55  de  la  constitution  fédérale, 
garantissant  la  liberté  de  la  presse,  il  y a lieu  de  constater  d’abord 
que  la  plainte  portée  par  le  commandant  de  gendarmerie  Meyer  signale, 
comme  délictueux,  les  passages  suivants  de  l’article  incriminé: 

„Nous  ne  sommes  pas  surpris  de  voir  la  gendarmerie  violer  les 
„lois  et  porter  atteinte  à la  liberté  individuelle.  Si  la  police  se  met  à 
„attaquer  les  honnêtes  gens  qu’elle  est  chargée  de  protéger,  il  faudra 
„que  les  honnêtes  gens  cherchent  dans  une  organisation  indépendante 
„des  autorités  la  sécurité  que  le  régime  tépelet  ne  peut  on  ne  veut  leur 
„garantir.“ 

Dans  plusieurs  arrêts  (v.  entre  autres  Gebrüder  Triner,  Rec.  VIII , 
page  411,  eonsid.  3 — J.  L.  Bûcher,  du  29  Sept.  1888),  le  Tribunal 
fédéral  a reconnu  que  la  liberté  de  la  presse,  laquelle  n’est  qu’un  des 
modes  de  la  libre  manifestation  de  la  pensée,  ne  consiste  pas  uniquement 
dans  l’abolition  de  mesures  préventives  vexatoires,  mais  qu’une  violation 
de  cette  liberté,  et  de  la  garantie  constitutionnelle  qui  la  consacre,  doit 
être  admise  toutes  les  fois  qu’une  appréciation  légitime  et  ne  portant 
atteinte  à aucun  droit  se  trouve  poursuivie  comme  illicite  et  délictueuse. 

Cette  garantie  est  d’autant  plus  importante,  lorsqu'il  s'agit  de  la 
critique  d’abus  administratifs,  ou  d'actes  arbitraires  de  la  part  d’agents 
du  gouvernement.  En  signalant  ces  abus  ou  ces  actes  dans  les  limites 
susrappelécs,  la  presse  n’exerce  pas  seulement  un  droit  incontestable, 
mais  elle  remplit  le  rôle  d’une  gardienne  des  intérêts  publics.  C’est  sur- 
tout cette  liberté,  particulièrement  précieuse  dans  un  Etat  républicain, 
que  l’art.  55  de  la  constitution  fédérale  veut  protéger,  et  toute  poursuite 
exercée  ou  condamnation  prononcée  à l’encontre  de  cette  garantie  ap- 
paraît comme  une  atteinte  portée  à l'un  des  droits  constitutionnels  (lotit 
la  sauvegarde  appartient  au  Tribunal  fédéral. 
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Le  Tribunal  de  céans  a donc  le  droit  et  le  devoir  d'examiner  dan» 
chaque  cas  particulier,  si  le  principe  de  la  liberté  de  la  presse  a été 
violé  par  une  fausse  application  du  droit  cantonal,  envisagé  d’une  manière 
générale.  Cette  compétence  ne  va  pas,  sans  doute,  jusqu'à  lui  permettre 
de  contrôler  si  les  tribunaux  cantonaux  ont  bien  ou  mal  appliqué  ou 
interprété  des  dispositions  cantonales  en  matière  d’injnreB,  pour  le  cas 
où  ce  délit  devrait  être  considéré  comme  existant  — mais  le  Tribunal 
fédéral  doit  rechercher,  comme  Cour  de  droit  publie  et  dans  ehaque  cas 
particulier,  si  le  principe  même  de  la  libre  manifestation  de  la  pensée 
a été  violé,  en  ce  sens  qu’une  appréciation,  licite  en  soi,  a été  frappée 
d’une  répression  pénale. 

2.  Or  en  faisant  application  des  principes  ci-dessus  à l'espèce 
actuelle,  il  faut  reconnaître  que  le  dernier  des  passages  visés  par  le 
plaignant,  et  ci -haut  reproduit,  ne  contenait  qu'une  simple  critique  des  faits 
signalés  au  „Bien  public“  dans  la  lettre  publiée  par  lui  le  12  Juillet, 
sans  que  le  défendeur  Fragniire  ait  fait  siennes  les  accusations  portées 
contre  les  deux  gendarmes  dont  il  s'agit.  La  publication  de  cette  lettre 
n’a  d’ailleurs  pas  fait  l’objet  d'une  plainte  en  injures  contre  le  prédit 
rédacteur. 

Pans  ces  circonstances,  et  comme  la  critique  en  question  ne  revêt 
point,  dans  sa  forme,  un  caractère  injurieux,  il  ne  peut  être  admis  que 
le  dit  passage  outrepasse  les  bornes  d’une  appréciation  permise. 

11  en  est  de  même  du  premier  des  passages  incriminés.  Après  avoir 
déclaré  n'être  point  surpris  de  voir  la  gendarmerie  violer  les  lois  et 
porter  atteinte  à la  liberté  individuelle,  l'auteur  de  l’article  ajoute  que 
„nombre  de  faits  de  ce  genre  lui  sont  déjà  connus“. 

Si  cette  allégation  est  exacte,  si  plusieurs  cas  analogues  se  sont 
déjà  produits,  dans  lesquels  des  gendarmes  fribourgeois  ont  porté  atteinte 
à la  liberté  individuelle  des  citoyens,  la  phrase  précédente  perd  sa  gravité. 
Or  la  plainte  du  commandant  Meyer  ne  porte  pas  sur  la  circonstance 
que  l'allégation  de  l’existence  de  plusieurs  cas  d’abus  analogues  impli- 
querait une  calomnie  on  une  injure. 

Comme  le  dit  passage  n’a  point  fait  l’objet  d’une  poursuite  pénale, 
il  est  permis  d'admettre  que  des  plaintes  avaient  déjà  été  formulées  dans 
le  public,  relevant  des  actes  de  brutalité  à la  charge  de  certains  gen- 
darmes. 

Dans  cette  situation,  le  passage  incriminé  n’apparaît  plus  que  comme 
une  simple  critique  permise  des  agissements  de  la  police. 

Les  sentences  dont  est  recours  ont  donc  porté  atteinte  à l’art.  55 
invoqué,  et  elles  ne  sauraient  subsister. 

3.  Le  recours  devant  être  admis  de  ce  chef,  il  est  superflu  d’exa- 
miner la  question  de  son  bien-fondé  au  regard  des  art.  7 de  la  consti- 
tution fribourgeoise  et  J de.  la  constitution  fédérale. 

Par  ces  motifs, 
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Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

Le  recours  est  admis,  et  les  jugements  rendus  par  le  Tribunal  cor- 
rectionnel de  l'Arrondissement  de  la  Sarine  le  20  Avril  1888,  et  par  la 
Cour  de  Cassation  pénale  du  canton  de  Fribourg  le  lti  Juillet  suivant, 
sont  déclarés  nuis  et  de  nul  effet. 

Bemerkung  der  Redaktion. 

Die  zitirte  Stelle  der  bundesgerichtliehen  Entscheidung  (in  Sachen 
Gebrüder  Triner,  A.  S.,  Bd.  8,  S.  411  bei  Z.  3)  lautet  wörtlich  so: 

„Nun  hat  das  Bundesgericht  allerdings  schon  mehrfach  ausgesprochen, 
dass  es  berechtigt  und  verpflichtet  sei,  zu  prüfen,  ob  durch  ein  kantonales 
Urtheil  infolge  unrichtiger  Anwendung  des  kantonalen  allgemeinen  Rechtes 
der  Grundsatz  der  Pressfreiheit  im  Einzelfalle  verletzt  werde.  Allein  es 
muss  doch,  auch  von  diesem  Standpunkte  aus,  immerhin  festgehalteh 
werden,  dass  das  Bundesgericht  nicht  befugt  ist,  zu  untersuchen,  ob  die 
kantonalen  Gerichte  die  Bestimmungen  deB  kantonalen  Rechtes  an  sich 
richtig  oder  unrichtig  ausgelegt  und  angewendet  haben,  speziell  ob  sie 
im  Einzelfalle  mit  Rücksicht  auf  ein  bestimmtes  Presserzeugniss  den  That- 
bestand  des  Deliktes  der  Ehrverletzung  in  subjektiver  und  objektiver  Be- 
ziehung mit  Recht  oder  mit  Unrecht  als  gegeben  angenommen  haben, 
sondern  dass  vom  Bundesgerichte  nur  zu  prüfen  ist,  ob  grundsätzlich 
gegen  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  durch  die  Presse  verstossen 
bezw.  eine  offenbar  berechtigte,  kein  Rechtsgut  verletzende  Meinungs- 
äusserung als  unerlaubt  reprobirt  worden  sei.  Dies  folgt  mit  Nothwendig- 
keit  aus  der  Stellung  des  Bundesgerichtes,  welches  lediglich  als  Staats- 
gerichtshof Uber  die  Wahrung  des  verfassungsmässigen  Grundsatzes  zu 
wachen  hat,  dagegen  in  keiuer  Weise  berufen  ist,  als  Appellations*  und 
Kassationsgerieht  die  Richtigkeit  der  Anwendung  des  kantonalen  Rechtes 
durch  die  kantonalen  Gerichte  zu  prüfen.“ 

Mit  dieser  grundsätzlichen  Auffassung  des  Bundesgerichts  steht  die 
vorliegende  Entscheidung  schwerlich  im  Einklang.  Denn  es  ist  doch 
gewiss  nicht  erlaubt,  der  Polizei  vorzuwerfen,  sie  pflege  die  ehrlichen 
Leute  anzugreifen,  die  sie  beschützen  sollte.  Richtig  ist  nur,  dass  eine 
solche  Aeusserung  als  berechtigte  Kritik  erscheint,  wenn  die  Thatsachen, 
auf  die  sich  der  Vorwurf  bezieht,  wahr  sind.  Allein,  ob  diese  That- 
sacheu  wahr  sind  oder  uicht,  hat  nicht  das  Bundesgericht,  sondern  das 
kantonale  Gericht  festzustellen.  Wenn  das  Bundesgericht  daraus,  dass 
der  Landjägerkommandant  den  .Satz  „car  nombre  de  faits  de  ce  genre 
sont  déjà  connus“  nicht  zum  Gegenstand  einer  Straf  klage  machte,  den 
Schluss  zieht,  es  sei  wirklich  eine  grössere  Zahl  solcher  Fälle  vorge- 
kommen, so  geht  das  doch  sehr  weit;  unter  allen  Umständen  anerkannten 
aber  weder  der  Landjägerkommandant  noch  das  Gericht  diejenigen  Tlwt- 
sache.n  als  richtig  an,  auf  welche  sich  der  Brief  bezieht,  und  gerade 
diese  gaben  Anlass  zu  den  Auslassungen  des  Rekurrenten. 
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Verletzung  der  I’ressfreiheit  würde  allerdings  vorliegen,  wenn  die 
inkriminirten  Thatsachen  festgestellt  gewesen  würen,  das  Gericht  aber 
dessenunrieachtet  anf  Grund  des  Art.  324  8tr.  G.  verurtheilt  liiitte  ; denn 
dann  würde  der  Vorwurf  sich  als  berechtigte  Kritik  darstellen,  zumal 
die  Form  des  Vorwurfs  nicht  beleidigend  ist. 

Es  ist  übrigens  zu  bedauern,  dass  die  bundesgerichtliche  Entscheidung 
die  Begründung  der  freiburgischen  Urtheile  nicht  inittlieilt. 


Literatur-Anzeigen.  — Bibliographie. 


Etude  sur  le  jury  correctionnel  dans  les  Cantons  de  la  Suisse  romande. 

/'ut  O.  Leloir.  (Bulletin  de  la  Société  de  législation  comparée, 

.Juin  J8SS.)  Parie,  Librairie  Cotillon  (E.  Bichon). 

Faut-il  confier  au  jury  la  connaissance  des  affaires  correctionnelles? 
La  question  paraissait  brûlante  il  y a quelques  années  en  France  et 
plusieurs  projets  favorables  à cette  innovation  ont  été  présentés  aux 
Chambres  françaises,  mais  sans  aboutir  jusqu’ici  à un  résultat  pratique. 

C'est  surtout  afin  d’éclairer  cette  question  que  M.  Leloir,  Procureur 
de  la  République  à Pontarlicr,  a publié  dans  le  bulletin  il « la  Société 
de  législation  comparée  une  étude  fort  intéressante  sur  le  jury  correc- 
tionnel de  la  Suisse  romande.  M.  Leloir  ne  6'ost  pas  borné  à compulser 
les  textes  de  loi  qui  règleut  la  matière,  mais  il  a tenu  à se  rendre 
compte  par  lui-même  de  la  manière  dont  fonctionne  ce  jury  et  a assisté 
à des  audiences  correctionnelles  dans  les  trois  Cantons  de  Vaud,  Neu- 
châtel et  Genève,  il  a pu  ainsi  se  former  une.  opinion  raisonnée  sur  la 
valeur  des  verdicts  rendus  par  le  jury  lorsqu'il  s'agit  de  réprimer  des 
infractions  de  peu  de  gravité. 

C’est  dans  le  Canton  de  Vaud  que  l’institution  du  jury  correctionnel 
est  la  plus  ancienne,  mais  elle  n'v  a jamais  fonctionné  qu’entourée  de 
restrictions  nombreuses,  et  une  loi  récente,  celle  du  23  Mars  1886,  l’a 
fait  presque  entièrement  disparaître;  depuis  la  promulgation  de  cette  loi 
la  juridiction  correctionnelle  a été  fondue  avec  le  tribunal  criminel  formé 
dans  chaque  district  d’une  Cour  composée  de  trois  juges  et  d’un  jury  de 
neuf  membres,  mais  les  attributions  de  ce  tribunal  ne  sont  plus  aussi 
étendues  (pie  celles  des  deux  juridictions  qui  ont  été  réunies  et  c’est  au 
tribunal  de  police  fonctionnant  sans  jury  qu’a  été  dévolue  une  bonne 
partie  des  attributions  de  l'ancienne  juridiction  correctionnelle.  Le  tri- 
bnnal  de  police  connaît  en  effet  exclusivement  de  tous  les  délits  et  eon- 
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traventions  qui  entraînent:  a)  un  emprisonnement  supérieur  à dix  jours 
et  n'excédant  pas  un  an,  b)  l’internement  dans  une  colonie  agricole  ou 
industrielle,  r)  une  amende  supérieure  à 500  frs.  et  n’excédant  pas 
1 < >00  fr». 

Cette  disparition  partielle  du  jury  correctionnel  vaudois  s’est  effectuée 
sans  bruit  et  sans  susciter  de  réclamations  sérieuses. 

Dans  le  Canton  de  Keuchntel  le  jury  correctionnel  existe  depuis 
1801.  Aux  termes  de  la  loi  d'organisation  judiciaire  du  13  Juillet  1874, 
il  connaît  des  délits  non  spécialement  dévolus  au  tribunal  criminel  et 
pour  lesquels  la  peine  encourue  par  le  prévenu  excède  au  maximum  un 
mois  d’emprisonnement.  — Le  prévenu  qui  a avoué,  duement  assisté  de 
son  défenseur,  est  requis  de  déclarer  s’il  consent  à être  jugé  sans  jury  ; 
s'il  y consent,  son  aveu  tient  lieu  de  verdict  et  les  déclarations  de  cir- 
constances aggravantes  ou  atténuantes  appartiennent  au  juge. 

A Genève  la  (’onr  correctionnelle,  siégeant  avec  le  concours  de  six 
jurés,  statue  sur  toutes  les  infractions  que  la  loi  ne  réserve  pas  à la 
connaissance  de  la  Cour  criminelle  d’une  part,  du  Tribunal  de  police 
d’autre  part;  en  principe,  c’est  par  la  Cour  correctionnelle  que  doivent 
être  jugés  tous  les  délits  soit  infractions  entraînant  la  peine  de  l’em- 
prisonnement. On  peut  depuis  quelques  années  signaler  une  tendance 
continue  à restreindre  cette  compétence  du  jury  correctionnel  et  à donner 
an  Tribunal  de  police  une  bonne  partie  de  ses  attributions:  c’est  ainsi 
que  les  délits  de  mendicité,  de  vagabondage,  de  coups  et  blessures  sans 
gravité,  toute  une  catégorie  d’outrages  à la  morale  publique,  les  infrac- 
tions aux  lois  fédérales  lorsque  la  peine  encourue  est  au  maximum  de 
8 mois  d’emprisonnement,  etc.  ont  été  enlevés  successivement  à la  con- 
naissance du  jury. 

M.  Leloir  ne  tire  pas  de  conclusions  formelles  du  travail  auquel  il 
s’est  livré,  il  semble  cependant  que  son  opinion  soit  celle  de  plusieurs 
magistrats  suisses  qu’il  a consultés  et  qui  reprochent  au  jury  l'inégalité 
de  ses  décisions,  les  soubresauts  do  sa  jurisprudence,  ses  verdicts  con- 
tradictoires ou  contraires  à la  vérité,  défauts  qui  se  manifestent  plus 
vivement  en  matière  correctionnelle  qu’en  matière  criminelle,  les  simples 
délits  frappant  bien  moins  que  les  crimes  la  conscience  du  jury. 

Un  autre  défaut  de  l’institution  du  jury  telle  qu’elle  existe  dans  la 
Suisse  romande  est  de  nécessiter  des  détentions  préventives  d'une  durée 
excessive,  le  jury  ne  pouvant  être  réuni  trop  fréquemment,  les  inculpés 
sont  souvent  obligés  d’attendre  en  prison  le  moment  de  leur  jugement, 
pendant  un  temps  hors  de  proportion  avec  la  gravité  du  délit  qui  lern- 
est reproché.  M.  Leloir  cite  A ce  propos  quelques  exemples  auxquels  il 
serait  facile  d'en  ajouter  bien  d’autres  où  l'acquittement  prononcé  par  le 
jury  d'un  individu  se  reconnaissant  coupable  n’a  eu  évidemment  d’autre 
cause  .que  le  sentiment  que  le  prévenu  avait,  dès  avant  le  jugement,  subi 
une  peine  plus  que  suffisante  pour  expier  l’infraction  commise. 

C'est  à supprimer  des  inconvénients  de  la  nature  de  ce  dernier  ou 
ceux  résultant  d’un  mauvais  mode  dans  le  choix  des  jurés  plutôt  qu’A 
l'abolition  même  du  jury  correctionnel  que  l'on  doit  tendre,  selon  nous, 
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dans  les  Cantons  où  ce  rouage  fonctionne  Malgré  l'exemple  donné  par 
le  Canton  de  Vaud,  nous  ne  pensons  pas  qu’il  soit  facile  ni  utile  de 
supprimer  le  jury  là  où  il  existe  depuis  longtemps  ; ses  décisions  étonnent 
et  froissent  quelquefois  l'opinion  publique,  mais  cela  tient  très  souvent  à 
ce  que  le  public  ne  connaît  pas  exactement  les  circonstances  dans  les- 
quelles le  verdict  a été  prononcé.  Si  parfois  ce  verdict  est  manifeste- 
ment mauvais,  ce  sera  presque  toujours  parce  qu’il  pèche  par  excès 
d'indulgence.  Mieux  vaut  à notre  avis  laisser  passer  quelqnes  malfaiteurs 
à travers  les  mailles  du  filet  que  leur  tend  la  justice  que  de  supprimer 
une  juridiction  qui,  lorsqu’elle  est  chargée  d'appliquer  la  loi  à des  délits 
de  droit  commun  de  quelque  gravité,  rend  de  véritables  services  et  pré- 
sente de  grandes  garanties  d'impartialité 

Nous  ne  saurions  en  terminant  qu’engager  toutes  les  personnes 
qu’intéressent  ces  questions  d’organisation  judiciaire  à se  procurer  le 
travail  de  M.  Leloir,  travail  très  complet,  très  exact  et  que  nous  n’avons 
pu  que  très  sommairement  et  très  imparfaitement  résumer  ici. 

E.  Picot. 

G.  L.  Stierli.  Fürsprech.  ZuchtpoUzciyesetz  und  peinliche * Strafgesetz 
für  den  Kanton  Aargan.  lu  Verbindung:  mit  dem  Ergân- 
zungsgesetz  betreffend  die  Strafrechtspflege  vom  7.  Juli  1886. 
mit  dem  Gesetz  über  Abänderung  des  peinlichen  Strafgesetzes 
vom  19.  Februar  1868,  und  mit  dem  Dekret  zur  Ausführung 
des  Art.  65  der  Bundesverfassung  betreffend  die  Todesstrafe 
vom  13.  Wintomionat  1876.  Aarau,  ff.  R.  Sauerländer,  1887. 

Der  Kanton  Aargau  besitzt,  wie  Uwqtienheim  in  dieser  Zeitschrift 
8.  306  tf.  ausgeftihrt  hat,  neben  seinem  peinlichen  Strafgesetz  von  1857 
noch  ein  Zuehtpolizeigesetz  von  1868,  welches  eigenthilmlicher  Weise 
keine  Thatbestände  aufstellt,  sondern  eiufach  besagt:  r Ehrverletzungen, 
körperliche  Angriffe  auf  Personen,  Verletzungen  des  öffentlichen  und 
Privateigenthums,  Beschädigungen  durch  Missbrauch  des  Vertrauens,  Ver- 
gehen gegen  die  öffentliche  Kühe,  Ordnung,  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
werden  zuchtpolizeilieh  bestraft,  sofern  sie  nicht  ihrer  Natur  oder  den 
sie  begleitenden  Umständen  nach  der  kriminellen  Bestrafung  unterliegen.* 
Dieser  Gesetzeszustand  ist  durch  das  Ergänzungsgesetz  betreffend  die 
Strafrechtspflege  vom  7.  Juli  1886  noch  verwickelter  geworden.  Denn 
dieses  Ergänzungsgesetz  bestimmt:  Folgende  im  peinlichen  Strafgesetz 
vom  11.  Februar  1857  angeführten  strafbaren  Handlungen  werden  als 
Zuchtpolizeivergehen  erklärt,  und  es  folgt  sodann  die  Aufzählung  dieser 
strafbaren  Handlungen,  z.  B.  n.  Aufreizung  zum  Ungehorsam  (§  66', 
6.  Störung  des  Gottesdienstes  (§  7-1),  c.  Widerspenstigkeit  im  Amte 
t$;  89),  ci.  Unzucht  gegen  die  Natur  (§  96)  u.  s w. 

ln  den  Schlusshestiiumuugen  werden  eine  Kcihe  von  Bestimmungen 
aufgehoben  und  andere  als  „theil weise  geändert“  bezeichnet,  überdies 
werden  allgemein  die  mit  dem  Gesetz  im  Widerspruch  stehenden  Vor- 
schriften aufgehoben.  Damit  ist  ein  Wirrwarr  ohne  Ende  entstanden,  der 
selbst  in  der  Schweiz  seines  Gleichen  suchen  mag.  Stierli  hat  sich  die  Auf- 
gabe gestellt,  die  Arbeit  durchzuflihreu,  welche  dem  Gesetzgeber  obgelegen 
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hätte  ■),  nämlich  die  rudis  indigestaqnc  moles  einigermaaaen  z.u  ordnen, 
allein  dein  Privatmann«'  boten  sieh  hier  begreiflich  ganz  andere  Schwierig- 
keiten als  dem  mächtigen  Gesetzgeber.  Kenn  der  (iesetzgeber  hätte  den 
Gesetzesschntt  mit  leichter  Milbe  wegritumen  können,  der  Privatmann 
musste  sich  Überall  fragen,  ob  eine  nicht  ausdrücklich  aufgehobene  Be- 
stimmung gilt  oiler  nicht  gilt,  oder  ob  sie  vielleicht  noch  theilweise 
Geltung  hat.  Meines  Erachtens  hat  der  Herausgeber  die  Grenzen,  welche 
ihm  der  Natur  der  Sache  nach  gezogen  waren,  weit  überschritten.  Es 
stand  ihm  gewiss  nicht  zu,  die  Paragraphen  des  peinlichen  Strafgesetzes, 
welche  in  dem  Krgänzungsgesetz  als  „theilweise  geändert“  bezeichnet 
werden,  aus  dem  peinlichen  Gesetze  zu  entfernen  und  dieselben  in  einer 
von  ihm  selbst  verbesserten  ltedaktion,  zumal  in  Anführungszeichen,  dem 
Ergänzungsgesetz  einzufügen.  1 »er  Herausgeber  durfte  nur  «lie  zweifellos 
aufgehobenen  Gesetzesparagraphen  weglassen;  wo  ein  Zweifel  möglich 
war,  musste  dem  Leser  eine  kritische  Nachprüfung  durch  Anführung  des 
ursprünglichen  Gesetzestextes  in  kleinerer  Schrift)  ermöglicht  werden. 

Vorschriften,  welche  in  dem  Ergänzungsgesetze  als  „theilweise  ab- 
geändert“ bezeichnet  wurden,  ohne  dass  das  Gesetz  angab,  welche  Worte 
abzuändern  sind,  mussten  unverändert  abgedruckt  werden  mit  wörtlicher 
Angabe  der  Bestimmung,  welche  eine  Abänderung  vorschreibt.  So  waren 
■/..  B.  die  §§  128,  121»,  130  des  peinlichen  Strafgesetzes  in  der  ursprüng- 
lichen Fassung  ahzudrucken,  höchstens  durften  die  nach  Ansicht  des 
Herausgebers  aufgehobenen  Worte  in  kleinerer  Schrift  mitgetheilt  werden. 

Zu  jedem  Artikel  oder  zu  der  Ueberschrift  hätte  daun  der  bezügliche 
Text  des  Ergänzungsgesetzes  wörtlich  angeführt  werden  sollen,  etwa  so: 

l>as  Ergänzungsgesetz  betr.  die  Strafrechtspflege  vom  T.  Juli  188(1 
hat  in  § 1,  litt,  ä,  als  Znelitpolizeivergehen  erklärt:  „Die  Körperver- 
letzungen (§§  128,  121»,  lö»l)  mit  Ausnahme  der  in  § 121»  n aufgezählten 
Fälle.“  So  würde  d«*r  Leser  authentische  Geselzeste.rte  erhalten,  während 
nun  die  §§  128 — 130  des  peinlichen  Strafgesetzes  auf  eigenen  Itedak 
tionen  des  Herausgebers  beruhen,  und  zwar  ohne  dass  der  Leser  darauf 
aufmerksam  gemacht  wird  (vgl.  S.  8 u 60)  Die  Heissige,  aber  in  der 
Methode  verfehlte  Arbeit  ist  daher  mit  grosser  Vorsicht  und  nur  in  Ver- 
bindung mit  den  amtlichen  Ausgaben  zu  benutzen,  sie  ist  alter  keines- 
wegs werthlos.  So  bin  ich  dureli  Stierli’s  Ausgabe  belehrt  worden,  dass 
Päderastie  im  Aargau  nicht  mehr  als  Verbrechen  bestraft  wird,  wie  Ich 
auf  Seite  265  hei  Note  1 hievor  mittheilte,  sondern  als  Zuchtpolizei- 
v er  geh  en.  Der  liiehter  hat  in  Folge  dessen  die  Wald  zwischen  acht 
Strafarten,  insbesondere  auch  zwischen  Freiheitsstrafe  (Zuchthaus  oder 
Gefängnisa)  bis  zu  zwei  Jahren  und  Geldbusse.  Sfooss. 


»)  Für  das  Gebiet  des  Zivilrechts  ist  die  Aufgabe  von  dem  Justizdirektnr 
des  Kantons  Aargau,  I)r.  Käppeli,  in  der  überraschend  kurzen  Zeit  von  9 Monaten 
gelöst  worden.  Das  l.rt2  Seiten  umfassende  Werk  trägt  den  Titel  : Reiidirles  Zit  il- 
aesetzbuch  für  den  Kanton  Aargau . Entwurf  nm  Juatizdirektnr  I)r.  Käppeli. 
Vom  3.  Oktober  1888.  Brugg,  Buchdruckerei  Eflingerhof.  1888.  Die  noch  gültigen 
Bestimmungen  des  aargauischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  sind  systematisch  zu- 
sammengestellt,  erforderlichen  Falles  mit  redaktionellen  Abänderungen,  einzelne 
veraltet««  Bestimmungen  sind  weggelassen  und  anderseits  Lücken  ausgi'füllt  worden. 

ZeiUchr.  f.  Schwein«  Strafrecht.  1.  Jahig.  34 
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Dr.  Franz  v.  Liszt.  Professor  der  Rechte  in  Marburg.  Lehrbuch 
des  deutschen  Strafrechts.  Dritte  durchyearbeitete  Aujlaye. 
Berlin  u.  Leipzig,  Outtentag  (D.  Collin).  1888.  Preis  10  31., 
geh.  12  31. 

v.  Liszts  Lehrbuch  des  Strafrechts  *)  nimmt  an  der  allgemeinen  Be- 
wegung auf  dem  Gebiete  der  gesummten  Strafrechtswissenschaften  den 
aufrichtigsten  und  lebhaftesten  Anthcil,  was  sich  leicht  begreift,  da  der 
Verfasser  einer  der  Rufer  im  Streite  ist.  v.  Liszt  lasst  sich  durch  diese 
Stellung  in  dem  Kampfe  der  Geister  aber  nicht  dazu  verleiten,  die  Auf- 
gaben eines  Lehrbuches  mit  denjenigen  einer  Streitschrift  zu  verwechseln, 
vielmehr  stellt  er  sieh  ausschliesslich  die  Aufgabe,  „die  Einzelbestini- 
m ungen  der  Strafgesetzgebung  im  geschlossenen  Systeme  der  Grund- 
begriffe und  Grundsätze  vorzuführen“.  Dieser  Aufgabe  ist  die  vorliegende 
dritte  Auflage  in  vollem  Umfange  gerecht  geworden.  Hervorzuheben  ist 
namentlich  die  schone  und  feine  Gliederung  des  Stoffes  und  die  anregende, 
stets  interessante  Darstellung.  Wenn  die  in  der  zweiten  Auflage  vorge- 
tragenen  Ansichten  noch  vielfach  der  Abklärung  und  Berichtigung  be- 
dürftig erschienen  und  der  sprachliche  Ausdruck  hin  und  wieder  der 
Einfachheit  entbehrte,  so  darf  die  dritte  Auflage  auch  nach  diesen  Rich- 
tungen als  eine  wirklich  „durchgearbeitete“  bezeichnet  werden.  Zu 
begrllssen  ist  ferner  die  Vervollständigung  der  Literaturangaben,  während 
die  grössere  Zurückhaltung  bezüglich  der  Kritik  reichsgerichtlicher  Ent- 
scheidungen dem  Praktiker  weniger  erwünscht  sein  wird. 

Vielleicht  dürfte  die  vierte  Auflage  noch  öfters,  als  es  bislang  ge- 
schehen, sich  des  Beispiels  zur  Unterstützung  der  vorgetragenen  Lehr- 
sätze bedienen  und  dabei  namentlich  den  Gesichtskreis  der  Studirenden 
sorgfältig  berücksichtigen. 

Es  liegt  nicht  in  der  Absicht  des  Berichterstatters,  seinen  Standpunkt 
zu  den  Liszt'schen  Lehren  hier  im  Einzelnen  darzulegen  und  zu  begrün- 
den; in  der  Grundautfassung  weiss  er  sich  mit  dem  Verfasser  einig.  Es 
schliesst  dies  den  Wunsch  nach  einer  Vertiefung  der  Zwecktheorie,  wie 
sie  Köhler  neuestens  gefordert  hat,  nicht  aus.  Gewiss  ist  nämlich  das 
Straffeiden . die  seelische  Schmerzempliiidiing,  das  Wesentliche  der  Strafe, 
in  ihrer  Innerlichkeit  gefasst.  Die  richtige  Verwerthung  dieses  Gedankens 
muss  dazu  fuhren,  die  Grenzen  des  Strafrechts  enger  zu  ziehen  und  alle 
Diejenigen  einer  besonderen  Kriminal-Behandlung  des  Staates  zu  über- 
weisen, welche  für  den  Schmerz  der  Strafe  unempfindlich  sind.  Es  ist 
das  die  grosse  Schaar  der  Gewohnheitsverbrecher. 

Zu  einer  Frage  mag  hier  Stellung  genommen  werden,  deren  Behand- 
lung den  Widerspruch  am  entschiedensten  herausfordert,  zu  der  Frage 
der  strafrechtlichen  Schuld.  Wie  v.  Liszt  richtig  auefUhrt,  gehört  zmn 
Vorsatz  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  nicht,  er  geht  aber  fehl, 
wenn  er  die  Fälle  ausnimmt,  in  denen  das  Besetz  die  mit  Strafe  bedrohte 
Handlung  ausdrücklich  als  eine  rechtswidrige  bezeichnet.  Wer  Straf- 
bestimmungen entwirft,  macht  die  Beobachtung,  dass  das  Bedllrfniss  zu 

’l  Herrn  Professor  llr.  Curl  r<m  Lilinithal  in  Zürich  gewidmet. 
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einer  Aufnalime  des  Wortes  rechtswidrig  sich  da  beinahe  unbewusst 
anfdritngt,  wo  die  rechtswidrige  und  die  reehtsgemässe  Begehung  der 
Handlung  sich  äusserlich  gleichsam  berühren.  Bei  der  TBdtung  ist  ein 
Zweifel,  von  dem  besonders  geordneten  Falle  der  Nothwehr  abgesehen, 
nicht  leicht  denkbar,  anders  z.  B.  heim  Hausfriedensbruch.  Indem  der 
Verfasser  eines  Gesetzentwurfes  das  Wort  rechtswidrig  aufniumit,  erinnert 
er  den  Richter  noch  besonders  daran,  nur  die  rechtswidrige  Handlung 
zu  bestrafen. 

Wer  im  Zustande  der  Zurechnungsfähigkeit  eine  rechtswidrige  Hand- 
lung begeht,  wird  sich  der  rechtswidrigen  Handlung  regelmässig  bewusst 
sein.  Es  liegt  daher  für  den  Gesetzgeber  keine  Veranlassung  vor,  in 
diesen  Fällen  ausnahmsweise  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  Seitens 
des  Thäters  auszubedingen  : will  der  Gesetzgeber  aber  das  Bewusstsein 
der  Rechtswidrigkeit  einmal  doch  als  Bestandtheil  des  Vorsatzes  erklären, 
so  ist  der  rein  objektiv  gefasste  Ausdruck  „rechtswidrig“  nicht  der 
passende,  es  ist  vielmehr  eine  Bezeichnung  zu  wählen,  »-eiche  besagt, 
dass  der  Thäter  sich  der  Rechtswidrigkeit  der  Handlung  bewusst  sein 
muss,  um  schuldig  erklärt  werden  zu  können  (z.  B.  „wer  in  rechts- 
widriger Absicht“). 

Bei  allem  dem  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  der 
Thäter,  welcher  sich  bei  Ausübung  der  Handlung  irrthümlich  ein  Ver- 
hältnisa  vorstellt,  welches  ihn,  wenn  es  wirklich  vorhanden  »’äre,  zu  der 
Handlung  berechtigen  würde,  nicht  vorsätzlich  eine  rechtswidrige  Hand- 
lung begangen  hat.  Denn  in  seine  Vorstellung  und  in  sein  Bewusstsein 
ist  lediglich  eine  Handlung  getreten,  welche  das  Gesetz  als  eine  nicht 
rechtswidrige  ansieht  (dagegen  ist  vielleicht  Fahrlässigkeit  vorhanden). 

Vorsatz  soll  sein  : das  Vorhersehen  des  Erfolges  der  Handlung 
oder  die  Vorstellung  von  der  Kausalität  des  Thuns  oder  Unterlassene. 
Genauer  bestimmt  v.  Liszt  den  Vorsatz  als  das  Bewusstsein,  dass  die 
Handlung  diese  Folgen  nach  sich  ziehen  werde,  nicht,  dass  sie  die- 
selben möglicherweise  nach  sich  ziehen  werde  oder  nothwendigenveise 
nach  sich  ziehen  müsse. 

Zuzugeben  ist,  dass  für  die  Annahme  des  Vorsatzes  nicht  in  Betracht 
fällt,  ob  es  der  Thäter  auf  den  rechtswidrigen  Erfolg  abgesehen  hatte, 
oder  ob  er  die  Handlung  zu  einem  anderen  Zwecke  vornahm,  jedoch  mit 
dem  Bewusstsein,  dass  sie  den  Erfolg  herbeiführen  werde.  Wird  eine 
Handlung  mit  dein  Bewusstsein  begangen,  dass  sie  den  (rechtswidrigen) 
Erfolg  herbeiführen  werde,  so  ist  sie  überall  vorsätzlich  begangen. 

Allein  damit  sind  offenbar  nicht  alle  Fälle  bezeichnet,  bei  denen 
Vorsatz  anzunehmen  ist.  Auch  dann,  wenn  der  Thäter  den  Erfolg  nur 
als  einen  möglichen  vorausgesehen  hat,  kann  Vorsatz  vorlicgen.  Wenn 
ich  auf  ein  Ziel  schiesse  mit  dem  Bewusstsein,  dass  ein  Mensch,  der  sich 
in  der  Nähe  aufhält,  getroffen  werden  kann,  so  kann,  falls  der  Mensch 
getroffen  wird,  eine  vorsätzliche  oder  eine  fahrlässige  Handlung  vor- 
liegen. Die  Möglichkeit,  dass  der  nun  eingetretene  Erfolg  eintreteu 
werde,  hat  der  Thäter  in  dem  einen  und  dem  anderen  Falle  vorher- 
gesehen. Dies  hat  v.  Liszt  früher  selbst  anerkannt,  indem  er  von  be- 
wusster culpa  sprach,  wenn  der  Thäter  den  Erfolg  als  einen  zwar  nicht 
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wahrscheinlichen,  aber  doch  möglichen  voraussah  mul  er  die  Handlung 
dessenungeachtet  rechtswidrig  vornahm  in  der  Hoffnung,  es  werde  nicht 
der  unwahrscheinliche  Erfolg  ein  treten. 

Ist  cs  richtig,  dass  dem  Thiiter,  welcher  den  Erfolg  als  einen  mög- 
lichen vorausgesehen  hat,  in  dem  einen  Fall  Vorsatz,  in  dem  andern 
Fahrlässigkeit  zur  Last  füllt,  so  reicht  das  Vorhersehen  des  Erfolges  zur 
Bestimmung  des  Begriffes  Vorsatz  nicht  aus;  denn  dann  füllt  in  diesem 
Falle  weiter  in  Betracht,  wie  sieh  der  Thüter  in  seinem  Innern  zu  dein 
als  möglich  vorhergesehenen  Erfolge  stellt,  oh  er  ihn  ablehnt  oder  zu- 
lügst, mit  andern  Worten,  oh  er  ihn  will  oder  nicht  will.  Mit  dein  Aus- 
druck Wollen  verbindet  sich  allerdings  leicht  der  Gedanke,  die  llerhei- 
fllhrung  des  Erfolges  habe  in  der  Absicht  des  Thäters  gelegen,  was  die 
Annahme  von  Vorsatz  in  zahlreichen  Füllen,  der  Natur  der  Sache  zuwider, 
ausschliessen  würde.  Allein  wenn  man  dem  Worte  den  richtigen  Sinn 
beilegt,  so  füllt  die  Gefahr  weg. 

Soll  die  v.  Liszt’sche  Dolusformel  verwerthet  werden,  so  wäre  also 
zu  sagen  : Vorsatz  ist  das  Zulassen  eines  von  dem  Tliäter  als  möglich 
vorausgesehenen  Erfolges  der  Handlung. 

Die  Anwendung  auf  den  Begriff’  Fahrlässigkeit  ergiebt  sich  von 
seihst. 

So  befindet  sich  der  Berichterstatter  noch  da  und  dort  in  wichtigen 
Fragen  nicht  in  Uebereinstiiumung  mit  dem  Verfasser,  was  aber  die  rück- 
haltlose und  bewundernde  Anerkennung  für  die  bedeutende  Leistung  nicht 
einachränkt.  S'tooss. 

von  Liszt.  Abhandlungen  des  kriminalistischen  Seminars  zu  Marburg. 

Erster  Hand.  Erstes  Heß.  von  Liszt.  Der  italienische  Straf- 
gesetzentwurf von  1887  (Entwurf  Zunardelli).  I.  Buch.  All- 
gemeiner Tlieil.  Kritisch  besprochen.  Ereiburg  i.  B.  188 8. 
J.  C.  Muhr.  49.  S. 

l’rof.  von  Liszt  hat  mit  Beginn  des  Sommersemesters  1888  ein 
„kriminalistisches  Seminar“  eröffnet,  dessen  Thütigkeit  alle  Zweige  der 
gesammten  Strafrechtswissenschaft  umfassen  soll.  Der  Leiter  des  Seminars 
will  namentlich  auch  kriminal-biologische  und  kriminal-soziologische  Auf- 
gaben behandeln,  indem  er  mit  Recht  betont,  wie  wichtig  es  sei,  die 
Lebensbedürfnisse  sorgsam  zu  erforschen,  zu  deren  Schutz  und  Förderung 
das  Strafrecht  berufen  ist. 

Die  druckfüliigen  Arbeiten  der  Mitglieder  des  Seminars  wird  von  Liszt 
in  Einzelhaften  herausgeben. 

In  dem  ersten  Hefte  bietet  von  Liszt  eine  eigene  Arbeit,  eine  Kritik 
des  italienischen  Strafgesetzentwurfes  von  1887,  welche  er  der  Universität 
Bologna  zu  ihrer  Jubelfeier  gewidmet  hat.  Die  Besprechung  umfasst  den 
allgemeinen  Tlieil.  Der  Entwurf  sei  nicht  nur  deshalb  als  ein  nationales 
Werk  im  vollen  Sinne  des  Wortes  zu  bezeichnen,  weil  er  Rechtseinheit 
schafft,  sondern  auch,  weil  er,  um  die  Bedürfnisse  des  italienischen 
Rechtslebens  zu  befriedigen,  aus  italienischem  Geiste  schöpfte. 
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Anlässlich  von  MittliPilungen  Uber  die  Vorgeschichte  und  äussere 
Anlage  des  Entwurfes  billigt  es  von  Liszt,  dass  der  Entwurf  die  Zwei- 
theilung in  Vergehungen  und  Uehertretungen  der  französischen  Dreithei- 
lung  vorgezogen  hat. 

Die  Bemerkungen  zu  Titel  I,  „Das  Anwendungsgebiet  der  Straf- 
gesetze“, verdienen  gewiss  Zustimmung,  insofern  die  Anwendung  des 
Strafgesetzes  auf  Verbrecher,  die  sich  nach  Italien  gefluchtet  haben,  be- 
kämpft wird,  auch  würde  sich  grundsätzlich  die  von  v.  Liszt  gewünschte 
Auslieferung  der  Inländer  rechtfertigen,  dagegen  möchte  der  Verfasser 
gerade  von  seinem  Standpunkte  ans  zu  weit  gehen,  wenn  er  das  italie- 
nische Strafgesetz  anwenden  will,  falls  ein  Delikt  im  Ausland  gegen 
Italiener  begangen  worden  ist.  Denn  vorausgesetzt,  dass  die  andern 
Staaten  ihre  Strafpllieht  erfüllen,  so  liegt  kein  Grund  vor,  Verbrechen 
gegen  Leib,  Leben,  Eigenthum  von  Italienern  in  Italien  zu  bestrafen, 
wenn  die  Tbat  itn  Auslande  begangen  ist;  fehlt  aber  das  Zutrauen  zu 
den  andern  Staaten,  so  darf  der  Inländer  nicht  ansgeliefert  werden.  Ein 
eigenes  Interesse  des  Inlandes  besteht  aber  hinsichtlich  der  nationalen 
KechtsgUtcr,  weil  diese  ihrer  Natur  nach  in  dem  andern  Staate  nicht 
ausreichenden  Strafschutz  linden. 

Was  das  Strafensystem  (Titel  II  und  III)  anbelangt,  so  erklärt  sich 
von  Liszt  mit  der  Beseitigung  der  Todesstrafe  nicht  einverstanden.  Zn 
zugeben  ist,  dass  die  Strafe,  welche  an  deren  Stelle  treten  soll,  lebens- 
längliche Einzelhaft,  sogenannter  schwerster  Kerker,  schlimmer  ist  als 
der  Tod. 

Im  Uebrigcn  tindet  die  Einzelhaft  nur  beschränkte  Anwendung 
(höchste  Dauer  ein  Jahr),  was  von  Liszt  mit  Recht  billigt.  Auf  das 
Einzelne  kann  hier  nicht  eingegangen  werden,  doch  ist  gewiss  das  Be- 
streben, die  nutzlosen,  ja  schädlichen,  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen,  wenn 
nicht  zu  beseitigen,  so  doch  so  weit  als  möglich  durch  andere  Strafmittel 
(Strafarbeit,  Hausarrest,  Friedensbürgschaft,  Verweis)  zu  ersetzen,  sehr 
zu  begrtlsscn.  Mit  liecht  verwirft  von  Liszt  auch  die  Vorschrift  des 
Entwurfes,  welche  den  Richter  ermächtigt,  dem  Verletzten  auf  dessen 
Antrag  eine  bestimmte  Summe  als  Gcnugthnuug  zuzusprechen  ; denn  es 
liegt  hier  offenbar  eine  unglückliche  Nachahmung  der  gar  nicht  nacli- 
ahmenswprthen  deutschen  „Busse“  vor.  Bestimmungen  über  Schaden- 
ersatz, sei  der  Schaden  ein  materieller  oder  moralischer,  gehören  in  das 
Zivilrecht. 

Die  Ausführungen  zu  Titel  IV,  .Die  Zurechnungsfähigkeit*  Entstände, 
welche  sie  ansschliessen  oder  vermindern“,  beginnen  mit  einer  Darstellung 
der  Schuld  und  ihrer  Arten.  Wenn  die  von  v.  Liszt  gegen  die  Bestim- 
mung von  dolus  und  culpa  erhobenen  Bedenken  getheilt  werden  müssen, 
so  fordern  dagegen  die  eigenen  Vorschläge  des  Verfassers  den  Wider- 
spruch heraus.  Es  wird  sich  bei  Besprechung  des  von  Liszt'scben  Lehr- 
buches Gelegenheit  bieten,  der  Frage  näher  zu  treten. 

Der  Entwurf  bestimmt  die  Zurechnungsfähigkeit  ähnlich  wie  die 
neuesten  Gesetzbücher;  von  Liszt  empfiehlt  dagegen  folgende  Vorschrift  : 
„Znr  Schuld  wird  nicht  zugerechnet  eine  Handlung,  bei  deren  Begehung 
der  Thätor  sich  in  einem  die  Zurechnungsfähigkeit  ausschliessenden 
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Zustande  von  Bewusstlosigkeit,  oiler  krankhafter  Hemmung,  oder  Störung 
lier  Geistcsthütigkeit  befand. “ Mit  Recht  berücksichtigt  der  Entwurf 
auch  den  Zustand  der  verminderten  Zurechnungsfähigkeit. 

Neu,  aber  wie  die  Kritik  nachweist,  nicht  überall  gelungen,  ist  der 
Versuch  die  Fülle  im  Gesetze  zusammcnzustellen,  in  denen  die  Rechts- 
widrigkeit fehlt.  Wenn  der  Entwurf  bei  Ucbersehreitung  der  Grenzen 
der  Berechtigung  eine  mildere  Strafe  zu  lässt,  so  scheint  dies  doch  nicht 
so  unverständlich  zu  sein,  wie  von  Liszt  annimmt;  denn  wie  schwer  ist 
es  z.  B.  für  den  Angegriffenen,  genau  zu  ermessen,  was  zu  der  Abwehr 
erforderlich  ist,  und  wie  nahe  liegt  es,  über  das  Recht  hinauszugehen  ! 

Bei  dem  Versuch  (Titel  V)  wird  zutreffend  zwischen  unvollendetem 
und  fehlgeschlagenem  Verbrechen  unterschieden.  Bemerkenswerth  ist,  dass 
bei  dem  unvollendeten  Verbrechen  nicht  von  dein  Anfang  der  Ausführung 
die  Rede  ist.  Die  Bemerkungen  zu  Titel  VI,  Theilnahme,  und  Titel  VII, 
Zusammentreffen,  übergeben  wir,  um  noch  den  Rückfall  (Titel  VIII)  zu 
erwähnen.  Der  Rückfall  ist  nach  dem  Entwürfe  allgemeiner  und  obli- 
gatorischer Schärfungsgrund.  Im  Rückfalle  befindet  sich,  wer  nach  rechts- 
kräftiger Verurthcilung  ein  weiteres  gleichartiges  Verbrechen  begeht.  Es 
wird  aber  nicht  dem  Richter  überlassen,  zu  entscheiden,  welche  Verbrechen 
gleichartig  seien,  sondern  der  Entwurf  theilt  die  Delikte  nach  dem  Motiv 
in  sieben  Gruppen. 

Zum  Schluss  wird  Titel  IX,  „Die  Erlöschung  der  Strafklage  und  des 
Strafurtheils“,  besprochen. 

Wer  für  die  Aufgaben  der  Strafgesetzgebung  Verständniss  besitzt, 
wird  aus  der  klar  und  knapp  geschriebenen  Kritik  reiche  Belehrung  und 
Anregung  schöpfen.  Stnoss. 

Erster  Band.  Zweites  Heft.  Dr.  Ludwig  Lass.  Das  Delikt  gegen 

die  Kriegsmacht  des  Staates  nach  § 3X9  Reichsstrafgesetzhuch. 

Lass  weist  nach,  dass  die  deutsche  Gesetzgebung  den  Vertragsbruch 
nicht  schlechthin  bestraft,  sondern  nur  dann,  wenn  andere  strafbar 
machende  Elemente  zu  dem  Vertragsbrüche  gehören.  Der  Bruch  eines  mit 
einer  Behörde  abgeschlossenen  Lieferungsvertrages  Uber  Bedürfnisse  des 
Heeres  oder  der  Marine  zur  Zeit  eines  Krieges  wird  nach  § 829  R.  Str.  G. 
mit  Strafe  bedroht,  weil  er  die  Kriegsmacht  des  Staates  gefährdet.  Das 
Delikt  gehört  daher  nicht  zu  den  gemeingefährlichen  Delikten,  zu  denen 
es  das  Refclisstrafgesetzhuch  zählt,  sondern  es  sollte  die  Rubrik  nach 
dem  Kcchtsgnte  benannt  werden. 

Die  Quelle  des  ij  329  R.  Str.  G.  scheine  das  französische  Strafgesetz- 
buch von  I81<>  zu  sein,  welche  Annahme  zu  einer  Darstellung  des  fran- 
zösischen Rechtes  und  zu  einer  Vergleichung  desselben  mit  dem  deutschen 
KeicliNstrafrechte  Anlass  gibt.  Nachdem  der  Verfasser  die  Entwicklung 
bis  zum  preussisehen  Strafgesctzbuehe  geschildert,  zeigt  er  die  Entwick- 
lung des  Delikts  nach  dem  preussisehen  Strafgesetzbuche.  Richtiger  wäre 
es  wohl  gewesen,  die  geschichtliche  Entwicklung  nicht  durch  eine  Ver- 
gleichung (8.  17)  zu  unterbrechen,  sondern  dieselbe  an  den  Schluss  zu 
verweisen. 
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Das  zweite  Kapitel  erörtert  die  r Begriffselemente  der  Tliat“.  Die 
Auslegung  der  Worte  „Wer  ....  nicht  in  der  vorbedungenen  Weise  er- 
füllt“ verdient  wohl  nicht  Zustimmung.  Allerdings  wird  das  Zivilrecht 
Aufschluss  geben,  was  bedungen  wurde  und  ob  demnach  erfüllt  ist; 
allein,  wenn  es  sieh  hier  um  ein  GefiMirduiigsdelikt  handelt,  so  kann 
mangelhafte  Vertragserfüllung  nur  strafbar  sein,  wenn  vernünftigerweise 
eine  Gefährdung  denkbar  ist.  Dagegen  kommen  gewiss  Lieferungsver- 
träge  Uber  Bedürfnisse  des  Heeres  und  der  Marine  in  Betracht,  welche 
zur  Zeit  eines  Krieges  uilftreteu,  und  nicht  einfach  Lieferungsverträge 
über  Kriegsbedürfnisse.  Im  Weiteren  werden  die  Schuld  (Kap.  3)  und 
die  Erscheinungsformen  des  Delikts  (Theilnahme,  Vollendung  und  Ver- 
such, Kap.  4)  erörtert.  Die  Strafe  (Kap.  5)  findet  der  Verfasser  nicht 
der  Bedeutung  des  zu  sehiltzenden  Keclitsgules  entsprechend. 

Die  methodisch  gearbeitete,  gründliche  Abhandlung  enthält  endlich 
eine  sehr  interessante  Lebersieht  über  den  Stand  der  ausserdeutschen 
Gesetzgebungen  und  zeigt  in  einer  Schlussbemerkung,  in  welchen  Bezie- 
hungen das  ausländische  Hecht  dem  einheimischen  zum  Vorhildc  dienen 
kann.  S/ooss. 

Sammlung  schweizerischer  Gesetze  mit  Erläuterungen.  1.  Baud.  Die 

Bundesverfassung  von  1874.  Mit  einer  Einleitung  von  Advokat 

Rascher  und  Erläuterungen  von  C.  H.  Mann,  Reduktor.  Bern  1888. 

Kommissionsverlag  von  R.  Jenni,  '414  8.  Preis  Fr.  '4. 

Redaktor  Mann  beabsichtigt  in  einer  Sammlung  von  etwa  'du  Bänden 
die  Bundesgesetze  zu  erläutern.  Der  erste  Band  macht  im  Ganzen  einen 
recht  guten  Eindruck.  Zwar  dürfte  die  Einleitung  sorgfältiger  geschrieben 
sein.  Dagegen  verdienen  die  Erläuterungen  zu  den  Artikeln  der  Bundes- 
verfassung als  eine  lleissige  Arbeit  Anerkennung,  zumal  der  Verfasser 
nicht  Jurist  ist.  Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  öfters  Stellen  Vorkommen, 
welche  besser  in  eine,  tägliche  Zeitung  als  in  einen  Kommentar  zu  einem 
Verfassungsgesetze  passen  würden.  Man  vergleiche  z B.  die  Ausführung 
zu  Art.  tif».  Die  ersten  3 Absätze  sind  ziemlich  überflüssig,  indem  sie 
nur  ankündigen,  was  die  Erläuterungen  enthalten  werden.  Im  dritten 
Absatz  schreibt  der  Verfasser,  nachdem  er  einen  Rückblick  auf  die 
Revisionsberathungen  versprochen  hat:  p Dabei  wird  man  sich  freilich  sofort 
überzeugen  können,  dass  in  den  Käthen  die  Parole  nicht  genau  so  lautete 
wie  im  Volk  — hier  einfach:  Für  oder  wider  die.  Todesstrafe,  dort  hin- 
gegen für  oder  wider  das  Strafrecht  der  Kantone,  für  bruchstückweise 
oder  gänzliche  Vereinheitlichung  des  Strafrechts,  für  gleiche  oder  un- 
gleiche Behandlung  des  Militärs  und  der  Zivilbevölkerung." 

Von  den  Reviaioiisber«(/iu»<j«i  vernimmt  inan  aber  in  der  Folge  so 
gut  wie  nichts;  es  werden  einfach  die  Beschlüsse  mitgetbeilt,  was  auch 
genügt.  Ganz  unverständlich  bleibt  dein  Leser,  wie  er  sich  sofort  über- 
zeugen soll,  dass  es  sieb  im  Volk  um  die  Todesstrafe,  in  den  Käthen 
dagegen  um  die  Kcrhtseinheit  handelte.  Wie  wollte  der  Verfasser  diese 
Behauptung  begründen  V 

Wenn  der  Referent  eine  einzelne  auf  das  Strafrecht  bezügliche  Aus- 
führung lierausgegriffen  hat,  so  geschah  es  in  der  Absicht,  an  einem  Bei- 
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spiele  die  Mängel  zu  zeigen,  welche  bei  den  künftigen  Händen  vermieden 
werden  können.  Lasse  der  Bearbeiter  doch  alle  hochtönenden  Phrasen 
und  alle  Einleitungen  und  Vorworte  zu  den  Artikeln  weg  und  stelle  das 
Sachliche  möglichst  übersichtlich  zusammen,  wie  er  es  vielerorts  wirklich 
gethan  hat.  So  wird  auch  grössere  Gleiolmiüssigkeit  in  die  Arbeit  kommen, 
während  in  Band  1 zu  den  wichtigen  Artikeln  Gü  und  Gl  jede  Erläute- 
rung fehlt,  und  die  Artikel  G2  und  63  ebenfalls  übergangen  werden. 

Dieser  Ausstellungen  ungeachtet,  darf  das  Buch  dem  Praktiker 
zur  Anschaffung  empfohlen  werden,  der  die  Praxis  der  Rundesbehörden 
in  einer  Frage  rasch  übersehen  möchte.  Sobald  es  sich  aber  nicht  um 
eine  solche  spontane  Qrientirutig  handelt,  wild  der  Jurist  gewiss  stets 
seinen  Blütner-Morel  mul  die  Entscheidungen  des  Bundesgerichts,  sowie 
das  Bundcsblatt  zur  Hand  nehmen.  Der  Studirende  gebrauche  das  populäre 
Ilülfsmittel  mit  Vorsicht!  Stooss. 

K.  von  Lilienthal.  Religioimerbrechen  und  Redefreiheit.  Deutsche* 
Wochenblatt.  I.  Jahrgang,  Nr.  X'J  und  30.  Berlin,  Walther  & 

Apolant.  1888. 

Prof,  von  Lilientlial  veröffentlicht  in  dem  Deutschen  Wochenblatte 
einen  werthvollen  Aufsatz  Uber  Religionsverhrechen  und  Redefreiheit.  Im 
Gegensatz  zu  früheren  Zeiten,  in  denen  der  Gottheit  strafrechtlicher  Schutz 
zu  geben  versucht  wurde,  bezwecken  die  modernen  Strafbestimmungen, 
das  religiöse  Gefühl  der  Bürger  als  ein  wichtiges  Hechtsgut  in  Obhut 
zu  nehmen,  und  zwar  nicht  etwa  nur  das  religiöse  Empfinden  von  Ange- 
hörigen der  Landeskirche,  sondern  jedes  religiöse  Empfinden. 

Im  deutschen  Strafrecht  ist  das  insofern  anerkannt,  als  alle  Keligions- 
gcscllschaftcn  strafrechtlichen  Schutz  gemessen,  welche  Korporatiousrecht 
besitzen.  S Dit»  K.  St.  G.  bedroht  namentlich  öffentliches,  Aergerniss 
erregendes  Gotteslüstern  mit  Strafe,  sowie  öffentliches  Beschimpfen  einer 
korporationsberechtigten  Religionsgesellschaft,  oder  ihrer  Einrichtungen 
oder  Gebräuche.  Damit  soll  insbesondere  auch  ein  Schutz  gegen  Angriffe 
Andersgläubiger  gewährt  werden.  Wenn  auch  Glaubensfreiheit  gewähr- 
leistet ist.  so  besteht  doch  nicht  gegenseitige  Duldung,  vielmehr  bedingt 
im  Grunde  ein  starker  Glaube  den  Wunsch,  auch  Andere  dem  Heil  zu- 
/.uführen.  Auf  Bekehrung  gerichtete  Bestrebungen,  soweit  sie  nicht  etwa 
gewaltsame  sind,  darf  der  Staat  nicht  hindern  ; er  soll  aber  verhüten, 
dass  Meinungsverschiedenheiten  in  allzu  bitterer  Weise  ausgesprochen 
werden. 

Nach  dein  deutschen  Strafrecht  ist  nun  zwar  eine  Verhöhnung  reli- 
giöser Einrichtungen  und  Gebräuche  strafbar,  aber  nicht  eine  Verspottung 
von  Glaubenssätzen.  Die  Lücke  wird  dem  Protestanten  fühlbarer  als 
dein  Katholiken,  da  die  katholische  Kirche  ihre  Glaubenslehren  in  äussere 
Formen  zu  kleiden  pflegt.  Doch  wäre  eine  Erweiterung  des  S;  166  kaum 
zu  empfehlen,  da  Strafklagen  wegen  Religionsverhrechen  den  religiösen 
Frieden  erschüttern.  Eher  wäre  an  eine  gänzliche  Aufhebung  dieser 
.Strafbestimmungen  zu  denken,  allein  dann  könnten  Rohheiten  gegenüber 
kirchlichen  Gebräuchen  straflos  begangen  werden,  was  das  Hechtsgefühl 
des  Volkes  verletzen  müsste. 
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Bedenkt  man  übrigens,  dass  nur  eine  rechtswidrige  Handlung  den 
Thüter  strafbar  machen  kann,  so  fällt  nach  der  Meinung  von  Lilienthals 
jede  Schwierigkeit  weg.  Denn  es  muss  dem  Geistlichen  in  Ausübung 
seines  Berufes  das  Hecht  kritischer  Meinungsäusserung  bezüglich  Ge- 
bräuchen und  Hinrichtungen  anderer  Ueligionsgenosscnschaflen  zugestanden 
werden.  Nur  dann  liegt  eine  Beschimpfung  vor,  wenn  die  Aeusscrung 
den  Unwillen  Aller  erregt,  deren  Taktgefühl  nicht  gänzlich  abgestumpft 
ist,  und  sie  mit  dem  Bewusstsein  erfolgt,  zu  beschimpfen.  Wer  den  Aus- 
druck aus  irgend  einem  Grunde  für  nicht  beschimpfend  hält,  ist  nicht 
strafbar,  weil  der  Vorsatz  die  Kenntnis«  aller  Thathestandsmerkmale 
erfordert.  Richtet  sich  die  Praxis  nach  diesen  strafrechtlichen  Grund- 
sätzen, so  ist  eine  Aufhebung  des  § lfiC  nicht  nothwendig;  hei  sinn- 
gemässer Auslegung  kann  es  nicht  mehr  verkommen,  dass  ein  ehren- 
werther  Mann  zu  Freiheitsstrafe  verurlhcilt  wird,  welcher  nach  der  Ansicht 
zahlreicher  Glaubensgenossen  nicht  mehr  gethan  hat,  als  seine  Pllieht 
ihm  gebot. 

Soweit  von  Lilie.uthal. 

Es  liegt  zweifellos  im  Interesse  des  religiösen  Friedens,  dass  mög- 
lichst selten  wegen  kritischer  Meinungsäusserungen,  die  sieh  auf  Religions- 
saehen  beziehen,  Straf  klage  erhöhen  werde.  Gleichwohl  darf  das  liecht 
eines  Geistlichen  zu  missfälligen  Acusscrnngen  über  andere  Religions- 
genossensehaften  nicht  zu  weit  ausgedehnt  werden. 

Uelirigeus  beginnt  die  Strafbarkeit  noch  nicht  da,  wo  die  berech- 
tigte Kritik  aufhört,  sondern  erst  mit  der  Beschimpfung;  dazwischen  liegt 
eine  ziemlich  weite  Strecke  straflosen  Unrechtes. 

Was  das  Bewusstsein  des  beschimpfenden  Charakters  der  Aeusscrung 
anbelangt,  so  wird  der  religiöse  Eiferer  meistens  nicht  im  Zweifel  sein, 
dass  dieser  oder  jener  Ausdruck  an  sich  beschimpfend  ist,  und  er  würde 
es  für  strafwürdig  erachten,  wenn  der  nämliche  Ausdruck  auf  Einrich- 
tungen oder  Gebräuche  seiner  Glaubensgemeinschaft  bezogen  würde. 
Der  Redner  lebt  aber  in  dem  Wahne,  dass  gegen  Einrichtungen  und 
Gebräuche,  die  seiner  Ueberzeugung  nach  auf  Irrglauben  beruhen,  eine 
schimpllichc  Bezeichnung,  wenn  nicht  Pllieht,  so  doch  Recht  sei. 

Solcher  Wahn  sehliesst  den  dolus  nicht  aus.  Stooss. 

Prins,  Adolphe,  Inspecteur  général  des  foisons  du  Royaume,  Pro- 
fesseur de  droit  pénal  à l’Université  de  Bruxelles.  Extrait  de 

la  Revue  de  Belgique.  Bruxelles,  C.  Muquurdt,  1888. 

Den  interessanten  Ausführungen  des  belgischen  Kriminalisten  Prins 
entnehmen  wir  Folgendes:  Die  Zunahme  der  Verbrechen  zeigt,  dass  unser 
Rtrafensystem  seiner  Aufgabe  nicht  entspricht.  Es  leidet  an  einer  schäd- 
lichen Uniformität.  Während  die  Verbrecher  sich  wesentlich  von  einander 
unterscheiden  und  namentlich  der  Gewohnheitsverbrecher  und  der  Gelegen- 
heitsverbrecher ganz  anders  geartet  sind,  und  während  die  Freiheitsstrafe 
auf  die  einzelnen  Individuen  ganz  verschieden  wirkt,  unterwirft  man  alle 
derselben  Behandlung.  Reformen  sind  nothwendig. 

Verurtheilungen  zu  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  kommen  unendlich 
häutig  vor,  sind  aber  meistens  unwirksam.  Die  Ziffer  wird  noch  bedeu- 
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tend  erhöht  durch  die  Umwandlung  uneinbringlicher  Geldstrafen  in  Haft. 
Es  ist  daher  auf  eine  Verringerung  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  .Be- 
dacht zu  nehmen.  Einen  Ersatz  bietet  der  Hausarrest,  die  Strafarbeit, 
der  gerichtliche  Verweis,  endlich  die  bedingte  Verurtheilung.  Belgien 
hat  am  31.  Mai  1888  folgende  Bestimmung  eingefUhrt  : 

„hes  cours  et  les  tribunaux,  en  condamnant  à une  ou  plusieurs  peines, 
peuvent,  lorsque  l’emprisonnement  à subir,  soit  comme  peine  principale 
ou  subsidiaire,  soit  par  suite  «lu  cumul  de  peines  principales  et  de  peines 
subsidiaires,  ne  dépasse  pas  six  mois  et  «pie  le  condamné  n'a  encouru 
aucune  condamnation  antérieure  pour  crime  ou  délit,  ordonner,  par  décision 
motivée,  qu’il  sera  sursis  A l’exécution  du  jugement  ou  de  l’arrêt  pendant 
un  délai  dont  ils  fixent  la  d urée  A compter  de  la  date  du  jugement  ou 
«le  l’arrêt  mais  «pii  ne  peut  excéder  cinq  années. 

La  condamnation  sera  comme  non  avenue  si.  pendant  ce  délai,  le 
condamné  n’encourt  pas  de  condamnation  nouvelle  pour  crime  ou  délit. 

Hans  le  cas  contraire  les  peines  pour  lesquelles  le  sursis  a été  ac- 
cordé et  celles  qui  font  l'objet  de  lu  condamnation  nouvelle  sont  cumulées.“ 
Man  darf  gespannt  sein  auf  «lie  Erfahrungen,  welche  Belgien  mit 
der  bedingten  Verurtheilung  machen  wird. 

Plins  wünscht  ferner,  die  Anwendung  «1er  Geldstrafe  durch  Einfüh- 
rung einer  Friedeiisbiirgschaft  auszudehnen.  Der  bedingt  Verurtheilte 
hatte  eine  Geldsumme  zu  hinterlegen,  welche,  falls  er  wahrend  gesetz- 
licher Frist  ein  weiteres  Delikt  begeht,  dem  Staate  verfallt.  Damit  würde 
eine  alte  Einrichtung  in  neuer  Form  wieder  aufloben. 

Um  die  Zahl  der  Bagatellstrafen  zu  verringern,  möchte  l’rins  dein 
jenigen,  welcher  wegen  eines  Polizeivergehens  verzcigt  wird,  das  Recht 
geben,  die  Einleitung  eines  Strafvei  fahiens  durch  Erlegung  «1er  höchsten 
angedrohten  Geldstrafe  abzuwenden.  Praktischer  wäre  wohl  der  in 
Deutschland  cingefUhrte  Strafbefehl. 

Aeusserst  wichtig  ist  die  Behauillung  des  Rückfalls.  Nach  dem 
belgischen  Recht  setzt  der  Rückfall  eine  frühere  Verurtheilung  von 
wenigstens  einjähriger  Freiheitsstrafe  voraus.  Prins  fordert,  dass  auch 
«lie  vierte  Begehung  eines  gleichartigen  Delikts  die  Anwendung  des 
höchsten  Stralmasses  obligatorisch  begründe,  und  mit  Recht  ; denn  ein 
solcher  Rückfälliger  ist  ein  Gewohnheitsverbrecher. 

Die  bedingte  Entlassung  ist  nach  dem  belgischen  Gesetze  nach 
Verbllssung  einer  Freiheitsstrafe  von  drei  Monaten  statthaft,  vorausge- 
setzt, dass  diese  drei  Monate  wenigstens  einem  Drittheil  der  Strafzeit 
gleiehkomnien.  Prins  zeigt  aber,  dass  eine  wirksame  Funktion  dieser 
Einrichtung  nur  in  Verbindung  mit  dem  Progressivsystem  und  der  Schutz- 
aufsicht zu  erwarten  sei.  .Sfooss. 
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Nachrichten  ans  dem  (Jefàuifiiisswcscn  lier  Schweiz. 

Redigirt  von  Direktor  J.  V.  Harbin  in  Lontburg. 

Schweiz.  Verein  für  Straf-  und  Oefängnisswesen.  /um  Empfange  dieses 
Vereins,  der  im  Herbste  des  nächsten  Jahres  seine  Versammlung  in  Altdorf  ab- 
halten wird,  hat  sich  daselbst  ein  siebengliedriges  Lokalkomite  gebildet,  au  dessen 
Spitze  Herr  Ständerath  G.  Muheim  steht.  Auf  Wunsch  und  Vorschlag  desselben 
hat  der  Xentrulvorstand  neben  den  Üblichen  Traktanden  als  Huuptthema  aufge- 
stellt: „Die  Zwangsarbeit  und  die  Zwangsarbeit xaneUdten  (Arbeitshäuser)“.  Da- 
rüber werden  referiren:  Herr  Staatsanwalt  Dr.  Schntid  in  Altdorf,  Herr  Direktor 
Hurtn'n  in  Lenzluirg  und  Herr  Schnaar.  Direktor  des  neuenhurgischeu  Arbeits- 
hauses Devons.  //. 

Der  intei  kantonale  Verband  der  schweizerischen  Sehn  tznnfslchta  vereine 
liât  hauptsächlich  den  Zweck,  die  Heimbeförderung  und  Unterbringung  der  ent- 
lassenen Sträflinge,  welche  andern  Kantonen  angeboren,  gegenseitig  zu  erleichtern. 
Zur  bessern  Orientirung  des  Schutzaufsicbtsvereins  des  lieimatkantons  soll  nun 
der  Vorstand  derjenigen  Strafanstalt,  in  welcher  die  Strafe  verhasst  wurde,  eine 
Art  Schlussbericht  über  den  zu  Entlassenden  abgeben.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
das  im  Anhang  (S.  (MMI)  abgedruckte  Formular  entworfen  und  den  Strafhauavor- 
ständen  zur  geeigneten  Ausfüllung  zugestellt.  H. 

Korrektioiisaristalten  fiir  verwahrloste  Knaben  und  Jugendliebe  Ver- 
brecher. Am  lll.  September  beschloss  «lie  Schweiz,  gemeinnützige  Hesel  1 sc  halt 
auf  Antrag  ihres  Referenten,  des  Herrn  Rektor  Kaufmann  in  Solothurn,  die  Kan- 
tonsregierungen seien  unter  Zusendung  des  be/iigltchcu  Referates  zu  ersuchen, 
aus  dem  Alkoholzehntel  in  erster  Linie  Anstalten  für  verwahrloste  Knaben,  be- 
sonders für  jugendliche  Verbrecher,  welche  das  11  Altersjahr  zurückgelegt  haben, 

zu  grüudeu.  //. 

Statistik.  Bei  Anlass  der  nächsten  Volkszählung  soll  auch  eine  Aufnahme 
der  Detinirten  in  sämintlichcn  schweizerischen  Anstalten  nach  besonderu  Rubriken 
statttindeu.  11. 

Aargan.  Die  Beamtenkonferenz  der  aargauischen  Strafanstalt  hat  am 
2U.  Oktober  1888  beschlossen,  sich  hei  den  Oberbehörden  dafür  zu  verwenden, 
dass  der  Alkoholzehntel,  welchen  die  Kautoue  zur  Bekämpfung  der  Branutweinpest 
und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Verdcrbniss  des  Volkes  zu  verwenden 
haben,  vorab  bestimmt  werde  zur  Errichtung  einer  Anstalt  für  rcricnhrtoste  junge, 
Leute  im  Alter  von  14 — 18  Jahren,  die  Alters  halber  in  unsern  Rettuugsanstalten 
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nicht  mehr  aufgenoramen  worden  und  trotz,  ihrer  Vergehungen  noch  nicht  in  die 
Strafanstalt  gehören.  Dabei  geht  die  Bcanitenkonferenz  von  folgenden  Gesichts- 
punkten aus: 

1)  Es  ist  eine  bekannte  Thatsache,  dass  seit  längerer  Zeit  nicht  nur  in 
unserem  Ivauton,  sondera  auch  anderwärts  die  Zahl  der  Vergehungen  und  Ver- 
brechen junger  Leute,  welche  dein  Strafrichter  verfallen,  eine  beträchtliche  Zu- 
nahme aufweist.  Die  f älle  sind  meistens  der  Art,  dass  der  Lichter  sein  Strafamt 
nur  mit  schwerem  Herzen  vollzieht  und  Zuchthausstrafe  beschlicsst,  dem  Urtheil 
aber  sofort  den  Antrag  an  den  Grossen  Rath  beifügt,  es  sei  der  jugendliche 
Missethüter  zu  begnadigen  und  in  eine  Besserungsanstalt  zu  versetzen.  Der  t »rosse 
Rath  hat  solche  Anträge  bisher  ohne  Ausnahme  zum  Beschluss  erhoben;  allein 
bei  der  Vollziehung  solcher  Beschlüsse  ist  der  Regierungsrath  jedes  Mal  in  Ver- 
legenheit. denn  eine  Besserungsanstalt,  welche  Knaben  von  diesem  Alter  aufniinmt. 
gibt  es  bis  jetzt  in  der  ganzen  Schweiz  nicht.  Die  hegnadigteu  jungen  Uebelthäter 
kommen  in  die  Strafanstalt,  wo  ihnen  eine  eigene  Abtheilung  mit  Eiuzclhaft  an- 
gewiesen ist.  Daseihst  gemessen  sie  allerdings  einer  vermehrten  persönlichen  Be- 
handlung durch  «lie  Beamten,  eiues  vermehrten  Schul-  und  Religionsunterrichtes, 
im  Uchrigen  aber  stehen  sie  unter  der  nämlichen  Hausordnung  und  Disziplin,  wie 
die*  übrigen  Strafgefangenen,  sind  indessen  fortwährend  der  Zellenhaft,  also  der 
Htrentfsffii  Strafhaft  unterworfen.  Es  ist  selbstverständlich  eine  solche  Einrichtung 
mir  eine  vorübergehende,  provisorische  und  auf  die  Lauge  der  Zeit  nicht  haltbare. 

2)  Ausser  der  Anzahl  der  jugendlichen  Verbrecher,  welche  dem  Strafrichter 
verfallen,  gibt  cs  sodann  eine  wohl  ebenso  grosse  Zahl  junger  Leute,  welche  mit 
jenen  auf  gleichen  Wegen  gehen  und  sich  von  ihnen  nur  dadurch  unterscheiden, 
dass  sie  sich  nicht  über  die  Grenze  des  Strafgesetzes  hinaus  gehen  lassen,  und  für 
welche  es  die  grösste  Wohlthat  wäre,  rechtzeitig  durch  Aufnahme  in  eine  passende 
Korrektionsanstalt  vor  tiefen«  Kalle  geschützt  zu  werden.  Das  Alter  von  14  bia 
18  Jahren  ist  das  gefährlichste  und  meistens  auch  das  entscheidendste,  (»enule 
fur  dieses  Alter  aber  fehlen  «lie  nöthigen  Besserungsanstalten. 

3)  Schliesslich  ist  wohl  zu  erwähnen,  dass  der  schweizerische  Verein  für 

Straf-  und  Gefängnisswesen  seit  Jahrzehnten  — freilich  bis  jetzt  ohne  Erfolg  — 
seine  Stimme  für  Gründung  von  Korrektionsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher 
erhöhen  hat.  Es  sind  Männer  dafür  in  die  Schranken  getreten,  die  die  Notb- 
wemligkeit  solcher  Institute  aus  der  täglichen  Erfahrung  erkannt  und  die  Er- 
stellung derselben  als  ein  unabweisbares  Bedürfnis*  der  Zeit  mit  allem  Nachdrucke 
empfohlen  lialieu.  //. 

Strafanstalt  Zürich.  Dein  Jahresberichte  der  Justizdirektion  entnehmen 
wir  folgende  Angaben.  Im  Jahr  1887  stieg  die  Zahl  der  Sträflinge  auf  511 
4 ID),  «1er  tägliche  Durchschnitt  auf  270  (1880  : 250),  also  auch  hier  eine 
Vermehrung.  Höchster  Tagesstand  (5.  November)  309,  niedrigster  (3.  März)  272. 
Kostgänger  von  Glarus  12,  von  Zug  9 und  von  Schwyz  4.  Stand  am  31.  Dez.  : 
Männer  208,  Weiher  30.  Von  den  470  Zucht-  und  Arbeit&hau&strätiingen  waren 
230  Zürcher,  151  Schweizer  aus  andern  Kantonen  und  89  Ausländer  (Hl  Deutsche. 
10  Italiener  um!  9 Oestcrreicher).  Die  höchsten  Prozentsätze  ergeben  die  Ver- 
gehen gegen  das  Eigenthum:  02 °'o,  lind  diejenigen  gegen  die  Sittlichkeit  : 12  °<o. 
Lebenslänglich  verurtheilt  sind  17,  zu  mehr  als  10  Jahren  mit  Einschluss  der 
Lebenslänglichen  33.  277  Sträflinge  oder  59"o  sind  rückfällig  (3  neunzehn  Mal. 
1 zweiundzwanzig  Mal).  11  stehen  unter  20  Jahren,  163  zwischen  20  uud  30, 
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1 l‘J  zwischen  30  und  JO,  Igo  zwischen  JO  und  Jo,  nml  5J  ziihlen  filier  5| 1 Jahre. 
Ul  sind  verheirathet,  2J  geschieden,  2J  venvittwet  und  270  ledig.  :i.iO  sind 
reforiuirter,  127  katholischer  und  £ jüdischer  Konfession;  231  Handwerker,  HO 
Arbeiter  anderer  Art.  30  KauHeute,  2J  Beamte  und  Lehrer,  5(J  Dienstboten  und 
3iJ  Berufslose.  Geistig  beschrankt  sind  37  ; 187  hatten  eine  gute,  2.70  eine  mangel- 
hafte und  33  eine  schlechte  Erziehung.  Gute  Schulbildung  haben  27.  keiue  solche 
12  ; kein  Vermögen  3111,  Anwartschaft  auf  solches  02.  12  Sträflinge  wurileu  be- 

dingt entlassen.  Die  .Nahrung  belief  sich  per  Kopf  und  Tag  auf  18,1  Happen, 
die  Kleidung,  Wäsche,  Beheizung  und  Beleuchtung  auf  33,1  liappen.  Alles  iu 
Allem  kostete  ein  Sträfling  per  Tag  Kr.  1.  31.  Das  Einnahmen  betrug  total 
Er.  102,7114.  53,  das  Ausgaben  Kr.  174,615.  82,  der  Staatszuschuss  Kr.  70,861.  30. 
wovon  Kr.  8510  wieder  bei  der  Vermehrung  des  Inventars  erscheinen.  Die  llult's- 
kasse  der  Angestellten  beträgt  Kr.  4020.  J5,  der  Verdieustantheil  der  Sträflinge 
Kr.  5640.  83  und  die  Sparkasse  der  Sträflinge  Kr.  23,646.  00.  Die  Austaltsschule 
wird  jeweilen  von  zirka  115  Sträflingen  besucht.  LL. 

Thuli,  Johann,  der  renomuiirte  Ausbrecher  vou  llerlisberg,  Kautons  Luzeru, 
hat  am  26.  Oktober  abhin  die  Strafanstalt  Lenzburg,  wo  er  eine  dreijährige  Strafe 
verbfisste,  verlassen,  um  eine  solche  von  5 Jahren  im  Kanton  /ug  anzutreteu. 
Zug  hat  ihn  aber  nicht  in  sein  Gefänguiss  aufgenommen,  sondern  am  gleichen 
Tage  noch  in  der  Strafanstalt  Zürich  untergebracht,  wo  es  seit  Jahren  seine 
kriminellen  Sträflinge  versorgt.  Nach  seinen  eigenen  Angaben  hat  Thali  jetzt 
noch  zu  erstehen  aus  dem  Jahre  1876  (Dezember)  5 Jahre  in  Zug,  aus  dem 
Jahre  1877  (September)  7_  Jahre  iu  Luzern,  aus  dem  Jahre  1881  (Kebruar)  18 
Monate  im  Kanton  Thurgau,  aus  dem  Jahre  1881  (Mai)  « Jahre  in  Luzern  und 
aus  dem  gleichen  Jahre  (September)  7_  Jahre  im  Aargau,  zusammen  28)/«  Jahre. 
Bis  jetzt  hat  derselbe  zirka  LJ  Jahre  verlifisst.  Einmal  war  er  inzwischen  pro- 
visorisch freigelassen.  Dass  Thali  vor  seiner  Abreise  in  Lenzburg  wahrscheinlich 
aus  Malice,  weil  ihm  hier  sein  Kunststück  misslungen  ist,  noch  eine  wollene  Bett- 
decke in  kleine  Riemen  zerrissen,  zur  Täuschung  jedoch  wieder  sorgfältig  zu- 
sammen gelegt  und  geordnet  hat,  zeigt  recht  deutlich  die  Gemeinheit  seines 
Charakters  und  wird  kaum  im  Kalle  sein,  ihm  Sympathien  zu  erwerben.  H. 

Vermischtes. 

Schweizerischer  Juristentag  in  Lnzern.  Der  Vorstand  des  schweizerischen 
Juristenvereins  hat  als  Borathungsgogenstäude  für  die  nächste  Jahresversammlung 
bezeichnet  : 

I.  Den  Entwurf  tles  Herrn  lluiulearichter  Hafner  betreffend  /Ins  Hesel!  über 
Organisation  der  Bundesrechtxpflege,  insbesondere  hinsichtlich  folgender  Punkte: 

a.  Soll  bei  dem  Rechtsmittel  der  Berufung  gegen  kantonale  Ziviluitheile  au 
dem  bisherigen  System  des  Art.  30,  immerhin  unter  den  im  Entwurf  Hafner 
(Art  57)  vorgesehenen  Beschränkungen,  festgehalten,  oder  dem  Bundesgericht 
die  freie  Würdigung  des  Beweismaterials  auf  Grundlage  der  vor  kantonalem 
Gericht  angerufenen  Beweismittel  eingeräumt  werden? 

b.  Ist  für  die  Berufuug  au  das  Bundesgericht,  abgesehen  von  den  in  Art.  JJ 
des  Entwurfes  Hafner  vorgesehenen  Källen,  der  Streitwerth  von  Kr.  3000 
abzuändern  und  in  welcher  Weise;  eventuell  soll  daneben  ein  Kassationsver- 
fahren eingeführt  werden  und  für  welchen  Streitwerth  V 
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c.  Sind  betreffend  die  Berufung  gegen  Zivilurtheile,  erlassen  von  Prud’hommes 
oder  gewerblichen  Schiedsgerichten,  Ausnahmebestimmungen  zu  treffen  und 
welche  ? 

d.  Ist  es  nach  der  bestehenden  Bundesverfassung  statthaft,  eine  Abtheilnng 
dos  Bundesgerichts  als  besondere  Strafkammer  eiuzusetzen,  welche  die  nach 
Bundesstrafrecht  zu  verfolgenden  Vergehen,  soweit  nicht  die  in  Art.  112, 
Ziff.  1 — 4,  der  Bundesverfassung  vorgesehenen  Fälle  in  Frage  kommen,  ohne 
Beiziehung  von  Geschwornen  zu  beurtheileu  hat? 

II.  hie  Kompetenz  der  Zirilgerichte  in  Steuerntreitigkeiteu. 

Berti*  . \rbeiterheim.  Den  politischen  Tagesbliittern  entnehmen  wir  folgende 
Notiz:  „ Kille  Versammlung  der  Verwalter  und  Aufsichtskommissionen  der  drei 
heroischen  Strafanstalten  und  von  Vertretern  des  Schutzaufsichtsvereins,  der 
Armen-  und  Polizeidirektion,  sowie  des  Massigkeitsvereins  beschloss  letzteu  Sonn- 
tag (November  1 StW)  nach  dem  Muster  der  deutschen  Arbeiterkolonie  Wilhelms- 
dorf, welche  Pfarrer  Schatt’roth  zu  Bern  im  Aufträge  einer  Kommission  besucht 
hat,  für  Arbeitslose,  namentlich  für  entlassene  Sträflinge  ein  Arbeiterheim  auf  dem 
Tuunenhof  hei  Witzwvl  zu  errichten,  und  zwar  wenn  möglich  schon  aufs  Früh- 
jahr Das  (int,  das  etwa  120  Jucharten  zählt,  gehört  der  eidgenössischen 

Bank  und  diese  will  es  für  die  Summe  von  Fr.  1200  jährlich  in  Pacht  geben.“ 

In  Deutschland  bestehen  gegenwärtig  li»  solcher  Arbeiterkolonien,  von  denen 
Wilhelmsdorf  allerdings  die  bedeutendste  ist.  Die  uns  benachbartesten  sind  Anken- 
buck im  Grossherzogthum  Baden  und  Dornahof  in  Württemberg.  Die  Aufnahme 
erfolgt  auf  persönliche  Meldung  oder  vorherige  Anfrage.  Seine  Vergangenheit  soll 
jeder  Kolonist  dem  Vorstande  vertraulich  darlegen.  Den  Mitkolonisten  soll  sie 
verborgen  bleiben.  Zwischen  diesem  Soll  und  der  Wirklichkeit  liegt  aber  eine 
grosse  Kluft.  Da  kann  sieb  kein  solcher  Schützling  der  frohen  Hoffnung  hingeben, 
dass  sein  Vorleben  daselbst  nicht  bekannt  werde.  Und  das  ist  die  Ursache,  dass 
die  Vereinigung  gewesener  Sträflinge  und  unbestrafter,  ehrlicher  Arbeiter  in  solchen 
Kolonien  auf  Schwierigkeiten  stösst.  Für  unwürdiges  Verhalten  ist  die  Entlassung 
die  einzige  Strafe,  sonst  gilt  für  Aufnahme  und  Austritt  die  Freiwilligkeit.  Jede 
Kolonie  wird  von  einem  Hausvater  geleitet,  der  von  einer  Kommission  koutrolirt 
und  von  Gehülfen  unterstützt  wird.  Als  Aufenthaltszeit  in  der  Kolonie  sind  in 
der  Hegel  4 Monate  angenommen,  als  Maximum  gelten  6 Monate,  welche  oft  aber 
noch  überschritten  werden.  Die  Beschäftigung  besteht  hauptsächlich  aus  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Kulturarbeiten,  Weganlagen  und  Gewässerkorrektionen. 
Mitunter  werden  die  Arbeitskräfte  auch  an  auswärtige  Arbeitgeber  verdungen.  Der 
Kolonist  erhält  eine  gesunde  und  kräftige  Kost,  wöchentlich  Mal  Fleisch  und 
ein  Pekulium  von  25 — 40  Pf.  Schnaps  ist  gänzlich  verboten.  Die  Mittel  zur  Ein- 
richtung und  Erhaltung  der  Kolonien  bestehen  in  freiwilligen  Vereinsbeiträgen,  in 
Zuschüssen  der  Kreis-  und  Staatskassen  und  im  Arbeitsverdienste  der  Kolonisten. 
Möge  der  Kanton  Bern  bei  Errichtung  einer  solchen  Anstalt  Glück  haben!  //. 

Preisunfirnbe.  Der  Vorstand  des  schweizerischen  Juristen vereius  schreibt 
folgende  Preisaufgabe  aus:  „ Ditrstrlluny  und  Kritik  der  liest  nimm  ngen  des 
sdt  ireizeri  schm  Obligat  ionenrecht « über  tlett  Mieth  vertragt  Für  die  Lösung  ist 
ein  erster  Preis  von  Fr.  500  und  ein  zweiter  von  Fr.  .HOO  ausgesetzt.  Die  Ar- 
beiten sin»!  in  deutscher,  französischer  oder  italienischer  Sprache  abzufassen  und 
bis  Ende  Juni  dein  Vereinsprusidenten,  Herrn  Prof.  Dr.  Zeerleder  in  Bern,  mit 
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einem  Motto  versehen  einzureichen.  Kin  versiegelter  Umschlag  mit  dein  nämlichen 
Motto  soll  den  Namen  des  Verfassers  enthalten.  Der  Umfang  darf  0 Druckbogen 
nicht  überschreiten.  Das  Eigonthum  der  gekrönten  Preissehrifleu  verbleibt  dem 
J ii risteu verein  mit  dem  Rechte,  sie  dem  Drucke  zu  übergehen. 

Zur  Bewerbung  sind  die  Mitglieder  des  Juristen  Vereins  und  andere  Juristen 
der  Schweiz  berechtigt. 


Anhang.  — Supplément. 


Canton  de  Genève. 

Loi  pénale  concernant  les  délits  et  contraventions  contre  la 
morale  publique. 

Du  2fl  septembre  1*88.  — Exécutoire  dès  le  3 novembre  188^. 

Article  1er.  Seront  punis  d’un  emprisonnement  de  trois  jours  à trois  mois 
et  en  outre  de  l’interdiction  des  droits  mentionnés  à l’art.  12,  u"*  1,  2,  3 et  5,  du 
Code  pénal  '),  pendant  5 ans  au  plus,  tous  individus  qui  tirent  habituellement  un 
profit  ou  leurs  moyens  de  vivre  du  fait  d’exciter  ou  de  provoquer  dans  un  lieu 
public  la  prostitution  d’autrui. 

Si,  à l’aide  de  suggestions  mensongères,  le  coupable  a cherché  à livrer  à la 
prostitution  des  personnes  non  débauchées,  la  peine  édictée  pourra  être  élevée 
jusqu'à  une  année  d’euiprisonuement,  lors  même  que  le  but  u’aurait  pas  été  atteint. 

Les  coupables  pourront  eu  outre  être  déchus  des  droits  et  avantages  à eux 
accordés  sur  la  personne  et  les  liions  de  l’enfant  par  le  Titre  IX,  Livre  1*%  du 
Code  civil. 

Art.  2.  Sera  puni  des  arrêts  de  police  de  un  jour  à trente  jours  et  d’une 
amende  de  un  à cinquante  francs:  a)  Toute  personne  qui,  dans  un  Heu  public, 
aura  par  paroles,  par  signes  ou  gestes,  manifestement  provoqué  une  ou  plusieurs 
personnes  à la  débauche;  b)  toute  personne  qui  aura  provoqué  du  scandale  sur 
la  voie  publique  ou  qui  aura  tenu  en  public  des  propos  obscènes. 

Art.  3.  Tout  tenancier  d’un  local  servant  habituellement  à la  prostitution 

clandestine  sera  passible  d’une  amende  de  50  à 500  francs,  des  arrêts  de  police 
de  un  jour  à trente  jours  et  des  peines  prévues  à l’art.  12  du  Code  pénal. 

Art.  4.  Lorsqu’il  résultera  d’un  jugement  que  la  prostitution  clandestine 

s’exerce  dans  un  établissement  public  quelconque,  le  Conseil  d’Etat  pourra  eu 
ordonner  la  fermeture  immédiate. 

*)  Code  iMMinl.  art.  12.  F.n  vertu  des  Articles  précédent*,  le»  j «»?»•*  pourront  prononcer 
contre  le»  condamnés  l'interdiction  du  droit: 

1*  De  remplir  de»  fonctions,  emploi«  ou  office*  publics: 

: 2 • De  vote,  d'élection,  d'éligibilité; 

3*  D'être  jnré.  expert,  témoin  dons  l«v  acte»;  de  déposer  en  justice  Autrement  *iue  |*our  y donner 

de  «impies  renseignement*  ; 

5*  D'Être  appelé  aux  fonction*  de  tuteur,  de  subrogé-tuteur  ou  curateur,  comme  «us-i  de  remplir  les 

foiK-tiou*  de  conseil  judiciaire  ou  d'administrateur  provisoire. 
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Art.  5.  Lc  Conseil  d'Etat  est  chargé  de  faire  les  règlements  de  police 
nécessités  par  l'application  de  la  présente  loi. 

Les  peines  prévues  dans  ces  règlements  seront  d’un  jour  à trente  jours 
d’arrêts  de  police  et  d’nn  franc  à cinq  cents  francs  d’auieude. 

K il  cas  de  récidive,  ces  peines  seront  doublées  et  les  contrevenants  seront 
en  outre  passibles  des  peines  prévues  par  l’art.  12  du  Code  péual. 

Art.  <».  Le  Tribunal  de  police  connaîtra  de  toutes  les  infractions  à la  pré- 
sente loi  et  aux  règlements  prévus  à l’art.  5. 

Art.  7.  Pour  chacune  de  ces  infractions  il  y aura  récidive  légale  lorsque  le 
contrevenant  ou  le  délinquant  aura  déjà  été  condamné,  pour  infraction  de  même 
nature,  dans  les  12  mois  qui  précèdent  la  nouvelle  infraction. 

En  cas  de  récidive,  le  minimum  et  le  maximum  de  chaque  peine  serout  doublés. 


Interkantonaler  Verband  der  Schweiz.  Schutzaufsichtsvereine. 
Association  intercantonale  des  sociétés  suisses  de  patronage. 


Rrkundiguiii^bogen.  — Bulletin  de  r«m«eia:nemeiit8. 

Bemerkung.  Dieser  Krkundigungsbogen  ist  so  zeitig  als  irgend  möglich,  ins- 
besondere von  den  Zeutralstrafanstalten,  sechs  Wochen  vor  der  Entlassung  zu 
versenden. 

Observation.  Le  prisent  formulaire  rempli  doit  être  envoyé  à destination , 
aussitôt  que  possible,  soit  au  moins  six  semaines  avant  te  jour  de  ta  libération 
du  détenu. 

Strafanstalt  (Gefàngniss)  : \ 

Pénitencier  {prisant  de:  j 

1.  Vor-  und  Familienname  des  Entlassenen:) 

Nom  et  prénom s du  détenu  iibéré:  / 

2.  Geburt  s-Tag,  -Monat  und  -Jahr:  \ 

Jour , mois  et  année  de  naissance : f 

H.  Gehn  il  sort  und  dessen  Hezirksverwaltungsbehörde: 

Lien  de  naissance  et  de  l'administration  de  district  de  cette  localité: 


1.  Heimatsgemeinde  und  imterstUtzuugsptlichtiger  Annenverband  und  zuständige 
Bezirks  Verwaltungsbehörde  : 1 

Commune  d'origine  et  de  domicile  de  secours:  f 
b.  Ehelicher  Staud  (ledig,  verheirathet,  Wittwer):  | 

Etat-civil  (célibataire,  marié,  reuft:  \ 

4.  Kinder  (Zahl,  Geschlecht,  Geburtsjahr): 

Enfants  (nombre  d'enfants,  sexe  et  année  de  naissance): 


7.  Kcligion:  | 

Confession:  f 

8.  Vergehen,  wegen  dessen  er  (sie)  in  Gefangenschaft  gerathen  ist,  sowie  Vorstrafen  : 
Crime  ou  délit , pour  lequel  le  détenu  a été  condamné;  condamnations  antérieures 

a) 

b) 
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9.  Dauer  der  Gefangenschaft:  Jahre:  \ Monate :\  Wochen:  1 

Duree  de  la  détention:  Années:]  Mois  : j Semaines  : f 

10.  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Entlassung  und  Eutlassungsgrund  (Strafende,  Gnade, 
vorläufige  Entlassung): 

Jour , mois  et  année  de  la  libération  et  motif  de  libération  (par  suite  d’ex- 
piration de  peine,  de  grâce , de  libération  conditionnelle)  : 


11.  Betragen  während  der  Gefangenschaft:  1 

Conduite  pendant  la  détention:  f 

12.  Leibeskonstitution  und  Gesundheitszustand  des  (der)  Gefangenen: 
Constitution  physique  et  état  de  santé  du  détenu: 


13.  Schul-  und  andere  intellektuelle  Keuntnisse:  \ 

Degré  d'instruction  scolaire  et  nircau  intellectuel  : f 

14.  Industrielle  Kenntnisse  und  Beschäftigungsfähigkeit: 

Profession,  aptitude*  au  travail  industriel  et  pour  d'autres  occupations : 


15.  Beschäftigungsart  während  der  Gefangenschaft  und  Fortschritte  in  Erlernung 
derselben  : 

Genre  d’occupation  pendant  la  détention  et  progrès  dans  l’apprentissage  qu’il 
aurait  fait: 


10.  Vermögens -Umstände  (liegende  Güter,  Wohnung,  Werkzeug,  Werkstätte, 
Kleidung,  haare»  Geld  [namentlich  auch  Ersparnisse  durch  Ueberver- 
dienst  während  der  Gefangenschaft],  Aktien-Kapitalien,  Aussicht  auf  Erb- 
schaften, Schulden)  : 

Condition*  de  fortune  (immeuble*,  outils  et  instrument*  professionnel* , vête- 
ments, argent  f en  particulier  montant  du  pécule  gui  lui  a été  accordé  en 
prison /,  capitaux  actifs,  héritage  en  perspective,  dettes): 


17.  Ansicht  des  Gefängniss -Vorstandes,  was  von  ihm  (ihr)  im  Zustande  der 
wiedererlangteu  Freiheit  zu  hoft'en  sei.  Eignet  er  (sie)  sich  zur  Fürsorge 
und  in  welcher  Weise  V Sind  Geldmittel  dazu  nothweudig  und  in  welchem 
Betrag  ? 

Opinion  de  la  Direction  du  pénitencier  sur  ce  qu’on  peut  espérer  de  la  con- 
duite du  détenu,  lorsqu’il  sera  en  liberté.  Se  préte-t-il  au  patronage  et 
de  quelle  manière  ? Le  patronage  exige-t-il  dans  ce  cas  des  secours  en 
argent  et  dans  quelle  proportion  f 


18.  Ansichten  und  Wünsche  des  (der)  Gefangenen  in  Beziehung  auf  künftiges 
Fortkommen  : 

Projets  et  vœux  du  détenu  relativement  à son  placement  futur  et  à la  manière 
de  gagner  sa  rie: 
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19.  Fürsorge,  welche  der  (die)  Gefangene  nach  der  Entlassung  zum  ehrlichen 
Fortkommen  uöthig  zu  haben  glaubt,  sowie  gutachtliche  Aeusserang  des 
Vorstandes  über  dieses  Gesuch: 

Quel  genre  fie  secours  envisage-t-il  comme  nécessaire  pour  lui  aider  à gagner 
honorablement  sa  rie.  et  opinion  de  la  Direction  du  pénitencier  ou  de  la 
prison  sur  les  vœux  du  détenu  à cet  égard? 


20.  Hat  Jemand  eine  privatrechtliche  oder  moralische  Pflicht  und  die  Befähigung 
und  Bereitwilligkeit  zu  dieser  Fürsorge  (z.  B.  aus  ehelicher  oder  Eltern-. 
Kindes-,  Geschwisterptlicht,  oder  aus  einem  Alimentations-  oder  Dienst- 
verhältnis*) V 

Quelqu’un  a-t-il  le  devoir  légal  ou  moral,  ainsi  que  V aptitude  et  la  volonté 
de  venir  en  aide  au  détenu  lors  de  sa  libération  (devoir  découlant  de 
tiens  de  parenté  ou  d’une  obligation  d’entretien  ou  d’une  dépendance  tic 
service,  etc.)? 


21.  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Absendung  dieser  Nachricht:  \ 

Jour,  mois  et  année  de  l’envoi  du  présent  rapport:  \ 

22.  Wir  bitten  dringend,  uns  vor  dem  Entlassungstermine  darüber  gelalligst  Mit- 

theilung zukommen  zu  lassen,  ob  dem die  nachgesuchte  Vereins- 

fürsorge zugesagt  werden  kann  oder  nicht. 

Prière  de  nous  annoncer  avant  le  jour  de  la  libération  si pourra 

être  ou  non  mis  au  bénéfice  du  patronage  demandé  en  sa  faveur 

23.  Unterschrift  des  absendenden  Beamten  : \ 

Signature  du  fonctionnaire  expéditeur  : ) 

24.  An,  in: 

Adresse  (nom  de  la  personne  à laquelle  le  rapport  est  envoyé  et  lieu  de  domicile): 


Berichtigung.  Die  auf  Seite  531  ange/.eigte  Schrift  von  Prins  trägt  den 
Titel:  La  loi  sur  la  libération  conditionnelle  et  les  condamnations  conditionnelle*. 
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